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VPVorwort. 


Die freundliche Aufnahme, welche die gegenwaͤrtige Schrift 
ſchon nach ihrer vorläufigen Ankündigung zur Freude des Ver⸗ 
faſſers auch bei anerkannten Praktikern im Fache der Gemeinde⸗ 
verwaltungsgeſchaͤfte gefunden hat, beweißt für die Verbreitung 
der Einfiht, daß zur richtigen Auffaffung und rechten Zeitung 
derfelben die bloße Bekanntſchaft mit der ungeorbneten Mafle 
von Einzelnheiten, die im beiten Gedaͤchtniſſe zufammengehaltene 
Kenntniß der zahllofen fpezieflen Normen nicht außdreicht; die 
Schrift fommt einem wifjenfchaftlichen Streben entgegen, das 
auch hier an der Stelle des mechanifch Angelernten fich geltend 
macht und dad fih 3. B. in den vielfachen Verſuchen einer 
Berbeflerung des Rechnungsmwefend auf den Grund und mit dem 
Zweck einer klareren Erkenntniß der wirthfchaftlichen Verhältnifie 
ſelbſt tundgibt, fo daß es zu wundern ift, wie nicht fchon früher 
ein mennenöwerther Verſuch der umfaflenden und wiflenfchaft- 
lihen Behandlung eines Stoff gemacht wurde, der feit Jahr⸗ 
hunderten unter den Händen und Federn von Sachverfländigen 
fi) befindet. i 

Indeß hat der Verfaſſer fogleich zu bekennen, daß ihm 
bei feiner Arbeit weit weniger dad Werdienft vorfchwebte, zur 


Ausbildung von Gefchäftsfundigen im Rechnungs: und Steuer: 
weſen und etwa zur Erleichterung der Berwaltungsdienftprüfungen 
beizutragen, als die weit fehwierigere Aufgabe einer aufllärenden 
Darftellung der materiellen Verwaltung felbft, für diejenigen, 
welche zu deren Führung und Leitung berufen find, wenn aud) 
diefelbe bei der großen Mehrzahl der leßtern nur langfam und 
nur durch dad Medium jener Gefchäftsmänner Eingang finden 
kann. Zur Löfung diefer Aufgabe etwas beizutragen, ſchien dem 
Verfaffer wichtig genug zu einer Zeit, in der man aufs Neue 
erfahren hat, daß der politifche Bau mit der fichern Grund⸗ 
lage einer aufgeblärten öffentlihen Meinung und patriotifcher 
Sefinnung der Bürger nicht bloß von oben herab, fondern auch 
und vorzüglid von unten ber, in der Vorſchule und in dem 
Vorbilde der Corporation, der Gemeinde, geführt werden muß, 
und daß in deren engerem Kreife felbft noch ungemein Biel zu 
thun ift zu Verbreitung richtiger Anfichten, zu Hebung des 
Gemeinfinns, zu Weckung einer Eräftigeren Theilnahme an den 
öffentlichen Angelegenheiten, einer befjeren Opferwilligkeit für 
höhere und allgemeine Zwecke. 

Freilich müflen wir den Antrieb hiezu vorzüglid) von der 
Gefebgebung felbft erwarten, wenn auch nicht in dem Sinne 
derer, die zu den nothmwendigen Ergebniffen der neueften polis 
tifhen Vorgänge auch eine unbeflimmte Selbfiftändigkeit der 
Gemeinden in ihrem Haushalte und in deren Hintergrund ein 
Preiögeben der dauernden Sntereflen der Corporation an bie 
Gelüfte der Gegenwart rechneten. 

Es wäre großed Unrecht, zu verkennen, welche bedeutende 
Verdienfte die Gefeßgebung von 1817 — 1821 um unfer 
Gemeindeweſen hat, welch wefentlicher Fortfchritt von der frühern 





mechanifchen Zabellenherrichaft geichehen ift, welche Keime zur 
Entwicklung in die Gemeinde felbft gelegt wurden; ja, es find 
die meiften Hauptgrundfäge berfelben noch heute die richtigen 
und ed darf behauptet werden, daß die zunaͤchſt fühlbaren und 
übel empfundenen Mißftände großen Theils weniger in dem 
Geſetze felbft, als in defien Vollziehung, in der Verkennung feiner 
Prinzipien bei Ertheilung detaillirter Vorſchriften, bei Hands 
habung der Staatsaufficht im Einzelnen ihren Urfprung haben. 

Wenn wir troß dieſer Handhabung des Gefeges neben 
mandyen mufterhaften Berwaltungen, bei welchen die Staats⸗ 
aufficht zur entbehrlichen und laͤſtigen Förmlichkeit wird, au 
vielem Orten hergebrachten Schlendrian und Gleichgültigkeit gegen 
die wichtigften Intereſſen der Gemeinde treffen, wenn wir fehen, 
daß ſtatt pflichtmäßiger Fürſorge für dad Gemeinwefen mitunter 
nad) Eingebungen des Neides und der Partheifucht gehandelt 
wird, wenn wir fo oft unter dem Namen der Sparſamkeit eine 
Wirthſchaftsführung finden, deren Stärfe nur im Streichen und 
Derabfegen der Ausgaben beſteht, wenn wir die nächftliegenden 
Interefien fo oft über die wahrhaften und dauernden fiegen 
fehen, fo zeigt ſich doch all diefes Detail von Vorſchriften, all 
biefe Beauffichtigung ald unzureichend; wenn in einzelnen Punkten 
Heine Rachtheile abgewendet wurden, fo konnten andere größere 
nicht verhindert werben. 

Viel wichtiger und erfolgreicher für dad Ganze der Corpo⸗ 
ration, ald die Hinderung einzelner pekuniaͤrer Verluſte, die fich 
diefe Vorſchriften zc. vorzüglid zur Aufgabe machen, ift eine 
Rihtung der Gefebgebung, die die Selbfibethätigung der Cor⸗ 
porationdglieder und Borftände in der Verwaltung befördert, 
welche fich hütet, durch eine Vorſorge, die doch nach dem prak⸗ 
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tiſchen Ergebniß auf eine Bevormundung binausläuft, diefe freie 
und lebendige Thätigkeit zu lähmen, die aber auch mit gebühren- 
ber Strenge die Pflichtvergefienheit ahndet und verfchuldete Nach: 
theile durch die Schuldigen vergüten läßt. Diefe mehr repreffive 
Richtung, diefes erziehende Element, vermiffen wir nanıent: 
lich in folden Punkten, bei welchen fich die freie Selbftthätig- 
feit der Verwaltungsorgane, mit der in die Gemeinde felbft ge: 
legten Controle durch die Bürgerfchaft und deren Ausſchuß, in 
Anpaſſung an die fo verſchiedenen örtlichen Verhaͤltniſſe, ohne 
alle Gefahr fuͤr das Allgemeine und für die bleibenden Intereſſen 
der Corporation zeigen kann, wohin namentlich das von der 
Geſetzgebung immer ſo ſorglich gepflegte Kapitel der Beſoldungen, 
Taggelder x. gehoͤrt, worin ſchwerlich ſeit 30 Jahren ein Fall 
nachzuweiſen ſeyn dürfte, in welchem die Aufſichtsbehörde hin⸗ 
reichenden Grund zur Aenderung des Gemeindebeſchluſſes ge⸗ 
habt haͤtte. Beſonders aber ſteht mit jener Richtung im Wider⸗ 
ſpruche die Einrichtung der von Aufſichtswegen geſchehenden 
Reviſion und Abhör der Rechnungen. Denn ſo praktiſch, vom 
Standpunkte der Geſchäftsvereinfachung und vielleicht der Er: 
fparniß aus, diefe Vereinigung der — den Verwaltungsorganen 
der Gemeinde felbft obliegenden detaillirten Controle der Ver⸗ 
waltung mit der von Staatdauffihtäwegen immerhin noth⸗ 
wendigen Prüfung erfcheinen mag, fo ift doch gewiß, daß hie: 
durch aud) bei taktvoller Behandlung eine Einmengung der Auf: 
fihtöbehörde in das ganze Detail der Verwaltung veranlaßt, 
daß hiedurch die eigentlichen Werwaltungsorgane daran gewöhnt 
werden, mit ihrer Thaͤtigkeit namentlich bei fchwierigen und 
“ unangenehmen Zällen auf den Sporn von oben zu warten und 
leiht auch in ſolchen oft wichtigen Punkten unthätig zu ſeyn, 
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auf welche bie Aufſichtsbehörde durch die Rechnungen nicht 
geführt wird. 

Während dann bisher hauptfählih die Belaſtung der 
Sorporationstafien mit Ausgaben auf eine oft ängftliche und 
den Sinn für eine liberale und rechte Sparſamkeit verberbenbe 
Weiſe überwacht wurde, wagte ed andernfalls die Gefehgebung 
nicht, die Selbſtverwaltung der Gemeinden bei Vermögens⸗ 
theilen, die doch einer befondern und fachverfländigen Pflege 
bedürfen und deren üble Behandlung auf ſpaäte Jahre nady« 
wirft, wie die Waldungen, einer nähern und beflimmten Con⸗ 
trole zu unterwerfen, fo daß bier Hunderte von Einnahmen 
verloren gehen koönnen, während zu einigen Gulden der Auss 
gabe die Staatögenehmigung eingeholt werden muß, 

Doch es ift hier nicht der Ort, diefe und andere Mängel 
weiter auszuführen; in der Schrift felbft hat ſich der Verfaſſer 
erlaubt, feine Anfichten über Einzelne "auözufprechen; und wenn 
fie zu Löſung der oben geftellten Aufgabe felbft und unmittel- 
bar nur Weniges zu leilten vermag, fo hat fie doc, vielleicht 
die gewünſchten Fortfchritte erleichtert, indem fie das ganze Ge: 
biet der Gemeindewirthſchaft mit ihren vielfachen und leben- 
digen Beziehungen überfichtlic darlegt und die Hemmniffe freier 
Entwiclung, die Nothwendigkeit fortfchreitender Verbeſſerung im 
Einzelnen aufweist. Auch hier Bann aber die Bemerkung nicht | 
unterdrückt werden, daß der Staat, inden er feine Intereſſen | 
bei Beauffichtigung der Corporationen wahrt und einen reich: 
lihen Theil der Öffentlichen Aufgaben und Laften nicht bloß 
localer Art und Bedeutung in diefelben legt, auch eine materiell 
auöhelfende Zürforge für die Eriftenz und Pflege der Gemeinden 
in folhen Fällen häufiger bethätigen follte, wo die fo ungleich 
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vertheilten Mittel derfelben nicht Hinreichen, dem Bürger ein 
allzudrückendes Maß an Gemeindelaften, unter dem eine freu: 
dige Betheiligung am Gemeinwefen nicht zu erwarten ift, zu 
erleichtern. — Auch hofft der Berfafler, indem er die Gemeinde: 
wirthſchaft zunächft vom Standpunkte der bleibenden Corporation 
im Gegenfat; der Sefammtheit der dermaligen Bürger darzu⸗ 
ftellen ‚hatte, doch nicht vergefien zu haben, daß aud) die Gegen: 
wart ihre Rechte hat und das oͤkonomiſche Wohlſeyn der Bürger 
mit dem Gedeihen der Corporation Hand in Hand geht. 


Göppingen, im Juni 1351. 
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Einleitung. 





I. Vorbegriffe. 


8. 1. 

Wirthſchaft iſt im Allgemeinen die Bemühung um Beiſchaf⸗ 
fung und die Behandlung beigefchaffter äußerer Dinge, Güter, 
welhe entweder unmittelbar felbft zu menfclichen Zweden dienen 
oder durch ihre Berwerthbung und Austaufhung die Mittel biezu 
gewähren. Ohne folche Güter laſſen fi die wenigſten Zwede er- 
reichen, und je mehr die Verhältniffe der ſtaatlichen und bürgerlichen 
Geſellſchaft entwidelt find, defto weniger genügt es, die wirthſchaft⸗ 
lihe Thätigkeit blod auf jeweiliges Gutdünken zu gründen, defto 
nöthiger ift es, hiefür fich die befonderen Kenntniſſe zuzueignen, 
welche die auf genaue Beobachtung, auf Zufammenfaflung und Ent: 
wicklung gemachter Erfahrungen gegründete Wiffenfchaft darbietet. 


So wichtig aber ift, zunächft zu wiflen, wie die Wirthſchaft an ſich 
und jachlid am vortheilhafteften geführt wird, d. b. auf welche Weife 
bie meiften Guͤter beigeichafft und wie die Zwede mit der wenigften 
Aufopferung folcher Güter erreicht werden fönnen, fo ift doch zu 
einer vernünftigen Wirtbichaft noch weiter. das weſentlichſte Er- 
forderniß, daß die wirthichaftliche Thätigkeit im Einklange bleibt mit 
den Zweden und Aufgaben, zu welden jene die Mittel bieten fol, 
Nicht die einfeitige Erftrebung und Anhäufung fachlicher Vortheile 
iR die Aufgabe einer folhen Wirthfchaft, ihre Thätigkeit muß ge: 
leitet feyn durch ſtete Beachtung der vernünftigen Lebenszwecke, der 
Yoheren und geiftigen Intereffen, zu deren Befriedigung die Mittel 

1 





— 


beigeſchafft werben ſollen; die Art und Weiſe ihres Verfahrens wird 
daher durch dieſe Rüdfichten befchränft und bedingt. 


$. 3. 


Dies findet ganz befonderd Anwendung auf die Wirthfchaft der 
Eorporationen, der dauernden Bereinigungen für gemeinjame 
und bleibende Interefien, welche innerhalb des Staats und in Unter⸗ 
ordnung unter denfelben beftehen. Diefelbe hat neben vielem Ges 
meinfamen mit der Wirthſchaft des Einzelnen, der Familie, zunächft 
das aͤußerlich Unterfcheidende von diefer, daß fie außer den allge⸗ 
meinen Rechtögefegen, innerhalb deren fih Jeder im Staate zu bewer 
gen hat, noch durch befondere Staatsgefege bis auf ein gewiſſes 
Maß geregelt ift, indem einestheils die Zwede und Aufgabe fol: 
cher Gemeinwefen mit denen des Staats felbft weientlich zufammen- 
hängen, anderntheils die Corporation für fi felbft als bloß er- 
dichtete Perföntichkeit, nicht handeln kann, fondern gegenüber vom 
Staate fowohl ald gegen andere Perfonen im Staate vertreten 


ſeyn muß. 


II. Geſchichtliche Entwicklung. 


$. 4. 


In den Genofienfchaften, die unter den erften Bildungen in 
unferer Landes⸗ und Staatsgeſchichte erfcheinen, finden wir zunaͤchſt 
die Gemeinfamfeit der Benüsung binfihilih des ungebauten 
Bodens (Allmande) wie des gebauten, wenn er bei der uralten 
deutfchen Dreifelderwirthfchaft brach Liegen biieb, und zwar durch die 
Beweidung und bie lediglich vom Bedarf und Belieben abhängige 
Nutzung der Waldungen. Gegenüber den andern Vereinigungen 
der Grunbbefiger gleicher Art bildeten fi die Marfungen, welde 
da, wo große Streden ungebauten Feldes und Waldungen zufam- 
menbiengen, gewöhnlich mehreren, zuweilen fehr vielen Dörfern oder 
Weilern, gemeinfhaftlih waren und häufig bis auf die neuere Zeit 
blieben.1) Da die Weide von den einzelnen Gutsbeſitzern felbit ber 
fahren wurde und, was die Waldungen betrifft, das Holz noch 
feinen Berfehröwerth hatte, fpäter aber die Lehre auffam, daß bie 

‚ großen Waldungen im Obereigenthum des Landesherrn feyen, wor⸗ 
über den einzelnen Einwohnern ber berechtigten Orte nur Behol⸗ 
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angstechte nach ihrem Bedarf als Nutzung verblieben, fo war hie⸗ 
mit zu einer öffentlihen Wirthſchaft noch Fein Anlaß gegeben. 


1) Diele Belfpiele Hievon finden fich in unferem Lande: ber Altvorfer Wald, 
der Schoͤnbuch, der Heuchelberg,, die Altenflaiger Kirchfpielgenofienfchaft, 
die erſt 1830 durch Thellung des Waldes anfhörte; im Oberamt Ehingen, 
Um ꝛc. die Halden, andy er In der neueren Zeit vertheilt. 


$. 5. 


Im achten bis zehnten Jahrhundert machten fromme y von. den. 
Ideen des Chriſtenthums begeifterte Leute Echenfungen, Stiftungen. . 


an befimmte Heilige, welhen Kirchen geweiht waren, deren 


Grindung durch vie einzelnen Herren oder aus dem allgemeinen 
Kichengute gefhah, das durch Schenkungen der Großen an ten 
Biſchof und befonders durch die allgemeine Einführung des Zehn- 
tens (ſeit 779) als kirchliche Abgabe fich gebildet hatte. Alle Güter 
und Einfünfte der fämmtlihen Kirchen flanven unter Verwaltung des 
Biſchofs, der hieraus nicht nur für den Unterhaft der fämmtlichen 
Kirhen und Geiftlihen zu forgen hatte, fondern aud die Pflicht 
ver Armenunterſtützung nad den Geboten der hriftlichen Lehre 
hatte. Bald wurden indefien den einzelnen Kirchen, namentlich zum 
Unterhalt der Geiftlihen, beftimmte Güter und Zehntrechte in der 
Nähe beigelegt. inzelne Herren hatten durch die aus ihren Mit- 
teln erfolgte Gründung einer Kirche und durch befondere Verleihung 
(Batronat) das Recht, die Kirchengüter zu beauflihtigen, aud oft, 
fo weit nicht die Verpflichtung zum Unterhalt der Geiſtlichen und des 
Kirhengebäudes vie Ginkünfte verzehrten, folche für fich zu beziehen. 


Seit dem dreizehnten Jahrhundert tritt die Berfafiung der Ge⸗ 
meinden beftimmter hervor. Das Gericht, in den Städten unter 
dem Borfig des landesherrlichen Vogts, in Dörfern mit dem Schulte 
heiß oder Bürgermeifter, ‚vertritt die Gemeinde und hat neben der 
Gerichtsbarkeit Die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten. Seine 
Nitglieder werden zuerft auf verſchiedene Weife aus der Gemeinte 
gewählt, erlangen aber bald das Recht, ſich felb nach eigener. 
Wahl zu ergänzen. In wichtigeren Angelegenheiten beruft das Ger 
it eine Anzahl von ihm beftimmter Männer aus der Gemeinde, 
den Rath, mit weldem es den Magifirat ausmacht. Einzelne 
Terfuche, der Gemeinde felbf eine fländige Mitwirkung zu verfchaf- 

1 ® 


ae A 


fen, blieben ohne allgemeinen Erfolg ;1) doch laͤßt der Magiftrat die 
Gemeinde in fehr wichtigen Sachen zufammentreten, um mit ihr zu 
berathen.2) — In den Städten forderte die Erhaltung der Mauern, 
die zu jener Zeit die öffentliche Sicherheit ftüßten, öffentliche Mittel ; 3) 
von Märkten und Handel erhoben die Städte mit lantesherrlicher 
Bewilligung Abgaben. I) — Für die Verwaltung der Einnahmen 
und Ausgaben wurden einer oder mehrere der Gemeindevorſteher, 
rechnende Bürgermeifter, beftellt. 5) 


1) Bel. Heyd, H. Ulrih I. 256. In Sulz waren vor Alters ber die fog. 
„Vierer“ dem Magiftrate gegenüber die Gemeindebepntirten zur Mitwir⸗ 
kung in wichtigeren Sachen. Köhler, Geſch. von Sul ©. 98. 


2) Die Landesordnungen feit 1521 nehmen diefen Fall immer von bem Ver⸗ 
bot der Berfammlungen aus. 


3) Zu der Befefligung der Stäpte follte nad) dem Vertrag zwifchen ven Grafen 
Eberhard und Ulrich v. 1381 das „Umgeld“ verwendet werben. ©. auch 
K. Privil. v. 22. Oct. 1555. Stuttgart Fam ſchon 1312 in deſſen Beſitz; 
Befigheim 1365. 


4) Den „Marktzoll” (fleinen Zoll) erhielten durch landesh. Bewilligung 1454 
—56 Calw, Kirchheim, Stuttgart. Sattler, Geſch. d. Grafen IT. 208. 
und Beil. Nr. 95. 96. Wegzölle 1480 Markgröningen, 1497 Stuttgart. 

5) Znerſt erwähnt im Uracher Stadtrecht von- 1468. 


$. 7. 


Für den Schug und ftatt des durch die Ritter geleifteten Kriegs⸗ 
dienſtes leifteten die gemeinen Landfaßen dem Landesheren Mögaben 
(Bed, Schagungen u. A.), die im Ganzen auf den Gemeinten, 
doch in ganz verfchievener Art und Weiſe, zuweilen aud) gleihmäßig 
auf den Gemeinten eines gewiffen Bezirkes als eine fefte und blei⸗ 
bende Laft ruhten und womit die Gemeinden ihrerfeitd die in ihrem 
Bann oder Marfung gelegenen Güter belegten. 1) Als bei geſtei⸗ 
gerten Staatöbedürfniffen die Verfuche der Landesherrn, von einzel⸗ 
nen Gemeinden Beifteuern zu erhalten, den entipredhenden Erfolg 
nicht hatten, beriefen jene die für beftimmte Bezirke, je eine Stadt 
mit einer Anzahl von Dörfern, beftellten Bögte, anwellen auch (fpäter 
alfein) Mitglieder der Stadtgerichte. Tiefe verwilligten dann, jeder 
für feinen Bezirk einen beftimmten Betreff, Schagungen oder Steuern, 
die ſofort nach Anhörung des Stadtgerichtd und mit anfangs wills 
führlicher Zusiehung einiger Dorffchultheißen 2) auf die einzelnen Ge⸗ 
meinden des Bezirks vertheilt wurden. So bildete ſich ein wirth⸗ 
ſchaftlicher Verband zwiſchen der Bezirlsſtadt und den zugetheilten 
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Dörfern Stadt und Amt ſtand der Regierung als Ganzes ge: 
genüber, und dieſe hatte nicht weiter mit den einzelnen Gemeinden 
u thun. Auf diefen Amtöverband wurden denn aud) andere Staatd- 
laften gelegt, wie namentlich die Bewachung und Beholzung herr: 
ſchaftlicher Schlöfler, ) und befonderd die Stellung von Kriegs⸗ 
mannfchaft. Als nämlich in Folge der Erfindung des Scießpulvers 
die Kriegsdienfte der Ritter mehr und mehr ungenügend wurden, 
ward theild durch Randesaufgebot oder Auswahl die erforderliche 
Mannſchaft genommen, tbeild wurden Söldner, Soldaten vom Hand 
werk, angeworben. Die ausgehobene Mannſchaft, flatt welcher die 
Aemter zuweilen auf eigene Koflen Sölpner ftellten, mußte bis zu 
ihrer Einteihung von Stadt und Amt erhalten werden; an Soͤld⸗ 
nern aber hatte jeded Amt cine beftimmte Anzahl mit Fahnen, 
Büchſen und Harniſch über den Krieg zu halten, oder, wenn der 
Landesherr die Mannſchaft im Ganzen geworben hatte, die Koften 
dafür zu tragen.d) Ohnehin blieb dem Stadt und Amte zu beftreiten, 
wad an Botenlöhnen, an Koften des Abgeordneten zum Landtage>) 
und anderen Berwaltungsfoften in gemeinen Amtesangelegenheiten ®) 
aufgieng. — Wenn übrigens in Kriegen einzelne Wemter duch Ein⸗ 
quartierung oder Lieferungen auffallend vor andern belaftet waren, 
jo ward durch eine Bergütung aus der Landfchaftsfafie oder durch 
eine den übrigen Yemtern gemachte Auflage daran eine Ausglei- 
dung — Landesvergleihung — bewirkt.) Ueber das Verhältniß, 
nah welchem die einzelnen Gemeinden ded Bezirfed an Landiteuern 
und Amtskoſten beitrugen, bildete fi ein Herfommen oder warb es 
durh ausdrüdlichen Vertrag feſtgeſetzt; ) die Geſetzgebung verord« 
nete nur im Allgemeinen die Umlage der Landfteuer nah Vermö- 
gen, „nad gleicher Anzahl und aller Billigfeit."% Jede Gemeinde 
legte ihren Betreff auf eigene Koften zugleich mit dem allmaͤhlig her: 
vortretenden Erforderniß für Gemeindezwede1%) unter einer Summe 


um, bis eine Abfonderung zu dem Zwede vorgefchrieben wurde, daß 


Jever feinen Antheil an den landfchaftlich verwilligten Steuern er⸗ 
iennen möge. 11) — Die Dorfgemeinde lieferte ihren Steuerbetreff 
an den Bürgermeifter der Amtsſtadt, diefer das Gange an die Land» 
Ihaftskaffe. 12) ä 

1) S. übrigens $. 8. 


2) Dies geht ans der Urkunde in Reyfchers Statutarredhte S. 390 hervor, 
wonach als befondere Ausnahme im Amt Böhlingen das Amt der Neuner 
befand, eine je auf 3 Jahre gewählte Deputation von Stabi und Amt 


zur Beratäung ber Amtslörperichaft, zu welcher in ſehr wichtigen Dingen 
die Dorffchnitheißen zugezogen wurben. 

3) Amtſch.Ordng. von 1489. Vergleich zwifchen Stadt und Amt Cannſtadt 
wegen Beholzung des Schlofles Württ. von 1475. Reyſcher Stat.Rechte 
S. 634. — Amtsſchaden heißt in jener Orbanng überhaupt, was ben 
Unterthanen felbft unmittelbar zu leiten obliegt, ohne daß gerade hiemit 
die Behreitung durch die Amtskörperſchaft felbf ansgefprochen wäre; fo 
fagt die Land. Ordng. von 1495, die Wege follen auf Amtslkoſten erhalten 
werben; ber Gegenſatz war der Landſchaden, d. b. Leifiungen fürs 
Land, wofür aus der herrfchaftl. Kafle eine Vergütung flattfand, die bie 
zum Tübinger Vertrag wieder anf die Aemter umgelegt wurbe; namentlid 
Fahren an ven Hof, Verſchickungen in Landesſachen, Koſten des Nachrichters. 

4) Amtsſch.Ordng. von 1489. Bergl. Heyd, H. Nlrih I. 60. 120. 

5) Diefe erwähnt der Vergleich zwifchen Stadt nnd Amt Bradenbeim von 
1535. Reyſcher ©. 534. Bergl. Heyd I. 382. 

6) cit. Amtsſch.Ordng. Auch die Koften der Stadtmauern werben mitunter 
von Stadt und Amt getragen, 3. B. „Amtsfchapen im Amt Winnenden“ 
1490. Heyd I. 298. Beſcheid von 1560 fürs Amt Böblingen, wo Ein: 
beifingen wegen Erhaltung feiner eigenen Mauer vom Beitrag freiges 
fprodhen wird. Ju mehreren Aemtern genofien die Mitglieder des Stadt⸗ 
gerichts, als zugleich Appellationsgericht, kleine Beſoldungen von Stadt 
und Amt. 

7) 3. 8. 1552 wegen Verpflegung fpan. Kriegsvolfes im Amt Böblingen. 
Reyſcher S. 396. Ferner im Jahr 1623, 1643. 

8) Vergleiche zwifchen Stadt und Amt Sulz von 1540 und 1555. Köhler, 
Geſch. S. 283. Ferner die angef, Bergl. von Caunſtatt, Brackenheim. 

9) Sen Reier. vom 9. Sept. 1514. 

10) Genannt werben an folchen Ausgaben: Zins und Gülten, Erhaltung ber 
Dimmer zu Wach und Pene, Bauen, Zehrung. Gen. Reſer. vom 2. Juli 
1554. i 

41) Angef. Gen.Refer. von 1554. 

12) Gen.Refer. vom 9. Sept. 1514. 


$. 8. 


Die Beftreitung diefer Amts⸗ wie auch der Gemeindekoſten lag 
indefien ald gemeine Laft nur den Bürgern und Bauern ob. Die 
im Bezirke eined Amtes und einer Gemeinde gelegenen herrichaft- 
lichen Güter (landesherrlihe Domänen) ſowohl als die Befigungen 
des Adels, der fich zu Ende des 15ten Jahrhunderts aud von dem 
württ. Staatsverbande losriß, ſodann das Eigenthum der Kiöfter 

Pfarreien, Stiftungen durfte biefür nicht mitbefteuert werden. Bei 
jenen beruhte dies auf den allgemeinen rechtlichen Vorftellungen über 
die Vorzüge der höhern Stände, deren fi in der Folge auch die 
höhern Beamten in dieſer Beziehung erfreuten, bei dem kirchlichen 
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Cigenthum aber waren die Borſchriften der geiſtlichen Rechtsbuͤcher 
maßgebend. Es lag daher im Intereſſe der Gemeinden, wenigſtens 
die Zunahme dieſer befreiten Befibungen zu verhindern,1) wozu das 
Berbot des Verkaufs an die todte Hand, d. h. an Spitäler, Stif- 
tungen ıc. diente. 2) 


1) Schon ans dem 13ten Jahrhundert finden ſich Beſtrebungen ver Gemein, 
den, die Stenerbarfeit der am Klöfter ꝛc. verkauften ober gefchentten Shter 
ihrer Markung zu erhalten. 8. B. Vertrag zwifchen Watblingen und 
Adelberg von 1273 (Sattler I. 3.), zwiichen Zuffenhauſen und Maulbronn. 
Moſer, Einleitung zur Sammlung der Stenergefehe ©. 9. 


2) ©. das Verbot eines „in den Befchwerden gelegenen” Guts an Klöfter in 
dem Gefeh vom 26. Zebr. 1556. 


Bon der Mitte des Adten bis Ende des 15ten Jahrhunderts 
bemerken wir eine Richtung zu Gründung von Anftalten der öffent- 
lihen Wohlthaͤtigkeit; viele Kirchen, die meiften Spitäler 1) entfichen 
um dieſe Zeit. Der Bekand der Stiftungen jede Orts wird ver 
faſſungs maͤßig fichergeftellt. 2) Bald kehrt fih auch Die Gefehgebung 
gegen Das in Bettel und Mußiggang maffenweife umherziehende 
Geſtndel, und erklärte jeden Ort zu Erhaltung feiner Armen vers 
bindlich, wozu die Mittel durch öffentliche Almofenfammlungen ges 
wonnen werben, wobei die Stadt ihren zugetheilten Dörfern aushel⸗ 
fen und vermöglichere Orte die ärmeren durch Spenden unterftügen 
follten. 3) Während fodann aus dem DBermögen der Kiöfter bei der 
im Herzogthum ducchgeführten Kirchenreformation das allgemeine 
Kichengut ver evangelifchen Landeskirche gebildet wurde, warb für 
jeden Ort die Errichtung eined „gemeinen Kaſtens“ aus dtt- 
lihem ‚Kirchenvermögen, aus den Erfparnifien durch den vereinfachten 
Gottesdienſt, aus öffentlihen Sammlungen bei jeder thunlichen Ge⸗ 
legenheit, zu Erhaltung von Kirchen, Schulen und Armen angeord» 
net; forgfame Vorfchriften wurden für die Sicherung dieſes Bermös 


gend, die Verwaltung dieſer Käften gegeben, für welch’ letztere aus 


dem Drtögeiftlihen, dem Schultheißen und Deputirten des Gerichts 
und der Gemeinde eine Behörde zu bilden war.) Den Ortsbe⸗ 
börden wurden auch jene Wohlthätigfeitsanftalten, die bisher nach 
Art geiſtlicher Inftitute verwaltet wurden, übergeben.d) Als Theil 
der lirchlichen Einrichtungen war die Verwaltung dieſer Käften von 
dem Kirchenrath aufs genauejte beauflichtigt. ©) 


—— 


1) Gegründet wurden bie Spitaͤler zu Kirchheim 1300. Goͤppingen 1401. 
Vaihingen 1440. 1457 Brackenheim. 1470 Narbach, Waiblingen, Blau⸗ 
beuren. 1480 zu Urach un. f. w. 

2) NRegimentsoronung vom 14. Juni 1498. 

3) Orbnung vom 27. März 1531. 

4) Erſte Kaftenorbnung von 1536. 

5) So die Brüderſchafts⸗, Heiligen: und Spitalpflege zu Stuttgart laut Ur⸗ 
funde bei Sattler, Gefch. der Herzoge IM. Beil. 40. ebenfo in Canuflabt, 
Urach, Kirchheim m. a. m. Don dem Spital zu Markgröningen, f. bei 

Heyd, Gef. von Marfgröningen ©. 203. 

6) Viſitat. Ordug. vom 4. Mai 1547. 


8. 10. 


Die Verwaltung in den Gemeinden geihah in den einfachften 
Formen, nad mündlichen Beſprechungen; dem Redner war das Jahr 
über faft Alles überlaſſen; auf Raturalwirtbichaft, Selbſtbewirthſchaf⸗ 
tung der Güter, Frohnleiftung der Bürger, war nod Alle gegrüntet, 
namentlich hatten vie Epitäler förmliche Haushaltungen und machten 
manchen Gewinn durch Einkauf von Pfründnern, durch glüdlihe Nas 
turalverfäufe. Hiezu famen die Fruchtverräthe, die von den Ges 
meinden (jeit 1564) für den Kal der Theurung in fteter Bereitfhaft 
gehalten werden mußten. Hiemit zufammenhängend fpielten auch 
die Zehrungen eine Hauptrolfe unter den Ausgaben, denn Eitte 
war ed, jeden öffentlichen Aft im Gemeindeweien, die Rechnunges 
ablegung, den Steuerfab, Dienſtbeſetzungen, Austheilung der Hol: 
gaben ıc. mit Zechen zu feiern, daher Keller und Küche in den 
Rathhäufern unentbehrlih, die Rathsſtuben zugleih Trinkſtuben 
iwaren.!) Nur „unnöthige Zehrungen” follten vermieden werden. 2) 
Wefentlihen Antheil nahmen hiebei auch die Iandesherrlihen Bes 
amten, deren gefeglihe® Einkommen zum Theil aus ihren Gahühren 
von Bogtgerichten, aus Verehrungen der öffentlichen Kaffe Tigg.ver- 
ſchiedenem Anlaß beftand, deren Aufzug in den Amtsfi von’ ben 
Gemeinden zu beftreiten war; der Stadtſchrekker, der die ſchriftlichen 
Ausfertigungen des Amtes zu beforgen hatieh war ohnehin von 
ihnen zu belohnen. 

War die Rechnung abgefaßt, fo wurde fe, wenn ed regelmäßig 
zugieng, vor Gericht und Rath, etwa auch vor der ganzen Gemeinde 
verlefen (gehört, abgehört) und der Rechner angehalten, das Res 
manet baar vorzulegen, womit die Jahresverwaltung abgemacht war. 
Die Lanvesgefege befchränften fi noch darauf, die Abfaffung der 
Jahresrechnung durch den Stadtſchreiber?) und die Abhörung nebft 
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Darlegung des Remanets zu befeblen, im Allgemeinen einen nuͤz⸗ 
lichen Haushalt zu empfehlen, die Verzeichnung der Rechte und Ver⸗ 
mögenstbeile anzuordnen. *) Sn der Hauptfache geht bis dahin Die 
Beriode der vollen Autonomie der Gemeinden. 

1) Bon ven 36 ſilbernen Bechern ber Stadt Marlgrimingen x. f. Heyb, 
Geſch. — Hier iR auch des Salzhaudels zu erwähnen, den die Amis; 
ſtadt für den Bezirk, etwa weben einer befondere dazu privilegirten Laud⸗ 
gemeinde hatte. Landesorbnung Tit. 62. 

2) Landesorbuungen feit 1552. Sonft war es nur Sorge der Geſetzgebung, 
daß bie Rathbäuſer minveftens unter der Predigt des Zechens halb ges 
mieden werben (Viſit.O. v. 1559) und daß auch das Umgeld von foldem 
Ausichauf gegeben werde (Bit. Juſtruktion von 1591). 

3) Beichl vom 25. Mai 1550. 

4) Kaftenorbuung von 1536. Landesordnungen feit 1552. Bift.O. vor 1559. 
Juſtruktion vom 27. Mai 1591. Die in der Landesorpunng enthaltenen 
Gebote zu Einholung landesherrlicher Erlaubniß zu Schulvanfnahmen 
beſchraͤnkten ih anf den Fall, wenn die Gemeinde zu Unterftützung der 
einzelnen Gemeindenoſſen ihren Credit anwenden wollte, indem bie 
Schnulbdaufnahme der Privaten ungemein erſchwert war. 

8. 11. 

Die ſchweren Bebrängnifie, welche im 30jährigen Kriege über das 
Land hereinbradhen, hatten natürlich ihre verderbliche Wirkung aud 
auf die Zuftände der Gemeindewirthichaft; die Auflagen für Kriegs⸗ 
bedürfniffe feigerten fich ind Ingeheure, die Güter lagen öte und 
die Gefälle blichen aus; die Borräthe der Gemeinden und Stiftungs⸗ 
fafien wurden als gezwungenes Antehen (1631) von der Regierung 
eingezogen. In Ermanglung von Eredit griff mande Gemeinde zu 
Mapregeln, die heute noch beflagt werden, zum Berfauf von 
Waldungen, ter Schäferei 2. Die gefteigerten Bebürfniffe erfor 
derten mehr Mittel an Geld; in den Spitälern hörte die Selbſtver⸗ 
waltung der Güter auf. In diefem Zuftande erfannte e8 die Res 
- gierung für geboten, den Haushalt der Gemeinden unter firengere 
Auffiht zu nehmen; es wurde gegen die Zehrungen eingefchritten, 
ſtatt derfelben die Ausfegung von Taggeldern für wirkliche 
Dienfte verlangt, es trat eine Ermäßigung und Feſtſtellung der bes 
reits zur Klage gewordenen Schreibereiverdienfte ein, Amtleute 
und Ortsbehörden fullten, waß ihres Amtes, auch ohne Anrechnung 
beforgen. 1) Die puͤnktliche Stellung und Abhörung der Rechnungen 
unter Berurfundung der Poften und mit fchriftlicher Abfaffung der 
dabei getroffenen Berfügungen (Rezeßbücher), fodann die Bericht: 
erftattung an die Regierungscanzlei über dad, was mangelhaft 
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erfunden und was zur Verbeſſerung angeordnet worben, ) bald auch 
bie Prüfung der Rechnungen vor der Abhör durch den Amts 
mann oder einen Rechnungsverftändigen ®) ward angeorbnet. 

Schnell kam es damit zu einem Syſtem der Bevormundung 
ter Gemeinden, welches die zweite Periode der gefchichtlihen Ent- 
wicklung bezeichnet. Bei den Stiftungen zunaͤchſt hatte die befondere 
Fürforge für ihre Erhaltung die Vorjchrift veranlaßt, daß ohne Ges 
nehmigung fein Bauweſen unternommen, feine neue Ausgabe ges 
leiitet werden darf.) Auf ähnliche Weife ward denn auch den Ge⸗ 
meinden die Einholung der Erlaubniß zu Hauptbauweſen und grö- 
feren Reparationen auferlegt;®) zu allen Schuldaufnahmen wurde 
landesherrliche Erlaubniß gefordert und Die Verwendung von Eapi- 
talien, der Berfauf von Gütern zu Ablöfung der alten Schulden 
angeordnet; 6) die Amtleute follten überhaupt auf den ganzen Haus⸗ 
halt einwirken, für die gehörige Bejorgung der Einnahmen, für 
Eintreibung der Ausftände — wobei freilich die Landeskaſſe wegen 
der Steuerlieferung betheiligt war — Sorge tragen; in ihren Bes 
richten an die Canzlei follten fie den Zuftand der ganzen Wirth- 
fhaft darlegen; ) überall ſollten 3 in ihrem Amte alljährlih wech⸗ 
felnde Rechner beftellt werben, 8) welche die Vorfchriften für die lan⸗ 
deöherrlihen Kafjenbeamten zu ihrer Richtihnur nehmen follten. 9) 
Die Genüffe an Almand und Holz, die vormald den Gemeinder 
beamten zum Boraus zugeftanden waren, reichten für ihre Beloh⸗ 
nung nicht mehr aus; ihre Befoldungen und Taglöhne wurden n 
der Regierung feftgefegt. 19) 


4) Gen.Referipte vom 25. Septbr. 10. Nov. 1628, 15. Oct. 1660. Am 
10. Augnft 1858 wurbe das erſte Schreibverbienfiregulativ erlafien. 

2) Gen. Refcripte vom 6. Novbr. 1628, 21. März 1642, 28. Aug. 1667, 
2. Sept. 1874. 

3) Gen. Refer. vom 15. Febr. 1647. 

4) Gen. Reſcr. vom 24. Juli 1620. Schon durch Dekret von 1587 und 1591 
war der Verlauf ver Heiligengüter, fo weit fie nicht vortheilhaft verpachtet 
wären, angeorbnet. 

5) Gen.Refer. vom 26. Nov. 1694. 

6) Gen. Reſer. vom 3. Juli 1683, 

7) Gen. Beroron. vom 2. Sept. 1674. 

8) Refeript vom 16. Det. 1699 befchräntt am 1. Suni 1735. Es war wohl 
dabei die Hanptabficht, die Rechner zu wirklicher Darlegung des Remas 
nets vor dem Abtreten mach jedem Rechnungsjahr zu veranlaflen. 

9) Rechnungsinftruftion von 1679. 

40) Erlaß vom 16. Oct. 1699. 


—— 


8. 18. 


Ihre volle Ausbildung erlangten dieſe Anordnungen durch die 
Generalverordnung vom 27. März 1702 „über das Landrechnungs⸗ 
und Defonomiewefen” mit einigen fpäteren Ergänzungen, woraus wir 
beſonders bemerken: 1) Die vollftändige Durchführung des fchrifts 
lihen Berfahrens, durch umfafiende Rechnungen, welche alle &es 
genftände der Berwaltung begreifen follen, mit urfundliden Belegen 
Ratt der fonft doch noch vorgefommenen Abrechnung mit der Kreide 
auf dem Tifh. Der Stadts oder Gerichtöfchreiber, auf dem Dorfe der 
Schulmeiſter follte dem fchreibunfundigen Rechner das Bud führen. 
Für die Rechnungen felbft ward ein allgemeiner Termin — Georgi — 
eingeführt und die Rechnungsinftruftion für die Amtleute vom 
23. April 1714 — fo weit fie anſchlage — für anwendbar erflärt. 1) 
2) Der Anfang eines Wirthfchaftsplanes mit dem Erforderniß der 
Regierungsgenehmigung zu allen darauf gegründeten Umlagen; die 
Borfhrift der vorgAngigen Prüfung der Ausgabepoften vor ihrer 
Auszahlung, die gefeglihen Regeln über die Frohnen, durch welche 
vie Bebauung der Gemeindegüter, die Alnterhaltung der Wege ıc. 
der Negel nach beforgt wurde,?) eine Erefutionsorbnung zur Beis 
treibung der Ausftände. 3) Ein ausführliches Regulativ für bie 
Gebühren, Taggelder der Etadts und Amtsfchreiber und der Ges 
meindediener, mit dem Verſuche fchübender Maßregeln geyen Ueber⸗ 
forderungen, deögleichen die Abftellung allzuauffallenver Bezüge der 
Staatsbeamten. 3) 4) Die felbftftändigere Stellung der Stadtfchreis 
ber ald Rechnungsfteller, indem fie nur Erlaubtes und Gefepliches 
im die Rechnungen bringen follten. 5) Das gefegliche Erforderniß 
einer öffentlihen Controle durch die Gemeinde, die durch Verlefung des 
Holzverkaufsregiſters, fpäter der ganzen Rechnung) bewirkt werden 
wollte. 6) Die Borfchrift einer genauer Prüfung der Rechnungen 
nah Form und Inhalt (PYrobirung) Durch einen Gehülfen des Amt- 
mannd auf Koften der Gemeinden.d) 7) Als Schlußftein endlich 
die Einfegung einer eigenen Abtheilung der Regierungscanzlei, der 
tandrehnungsdeputation, zur Beauffihtigung des Ganzen, 
befonderd dur die von dem Amtmann alljährlich zu erftattenden 
Berichte. | 


4) Durch Refeript vom 25. Sept. 1714. 
2) Een.Refer. vom 30. Mai 1711. 
3) So ber Geſchenke zu Babkuren sc. Die Aufzugskoſten, weiche auch bie 
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Amtsaͤrzte und Forfimeiſter anfprachen, wurden durch Verorduung von 
1694 und 1702 auf einiges Maaß zurückgeführt. 


4) Gen. Refer. vom 15. Sept. 1735. 
5) Gen. Reſcr. vom 29. März 1713. 


$. 13. 


Die Beforgung der Amtskörperfchaftsverwaltung war allmählig 
an die aus dem Ortsvorſteher und einigen Mitgliedern vom Gericht 
der Stadt und den VBorftehern aller Amtsorte zufammengefegte 
Amtsverfammlung, deren Beihidung um der Koften willen 
auf ein beftimmtes Maas befchränft wurde, in minder wichtigen 
Saden an einen Ausſchuß derjelben übergegangen.1) Die Depus 
tirten der Orte follten fich mit Inftruftion und Vollmacht von Seite 
der Gemeinde oder mindeſtens des Gerichts und Raths mit Zuzie⸗ 
bung einiger Deputirten von der Gemeinde, verfehen, biernad 
ihre Abſtimmung richten oder die Sache der Gemeinde zum weitern 
Beichluß hinterbringen. 2) Als Yolge der landſtändiſchen Einrichs 
tungen hatte fi der Grundſatz gebildet, daß der fonft vorfigende 
Staatsbeamte an den Verhandlungen wegen der Steuerbewillung 
und Umlage, überhaupt an den Verhandlungen zwifchen der Land- 
fhaft und den Amtsförperfchaften keinen Antheil nehmen durfte. 3) 
Die Verwaltungsvorfahriften für die Gemeinden ($. 12.) gelten auch 
bier.4) Die Kaſſen⸗ und Rechnungsführung hatte theils nod) der Rech⸗ 
ner der Stadt, theild hatten Amtleute und Stadtfchreiber fich ihrer 
bemädtigt; die Unordnung, welche jene in ihre Doppelte Verwal⸗ 
tung bradıten, die Eigenmächtigfeiten, welche dieſe fich über die Kaffe 
erlaubten, führten zur Beftellung befonderer, von der Regierung zu 
beftätigender Rechner aus dem Stande der Schreiber, Amtspfles 
ger,d) eine Anordnung, die indeß nicht volftändig durchgeführt, viele 
mehr ded Aufwandes wegen, bald verlaflen wurde, indem man auf 
die Bereinigung diefed Amtes mit andern, namentlich mit der Stadts 
fchreiberei, von obenher drang. ®) 


1) Gin Reſcript vom 29. Mai 1644 drang ſchon anf gehörige Vertreiung 
bes Amis gegenüber ber Stabi. Das Gen.Refer. vom 17. Mär) 1699 
und bie Berorbuung vom 27. März 1702 ſetzen die Zahl der Deputirten 
für die Stadt auf 4, für. die größeren Amtsorte auf 2 bis 3, für De 
geringeren auf 1 feit, nur von ber amiepant follte ein Mitglied des 
Rathes zugezogen werben. 

2) Gen.Refcr. vom 30. Dec. 1725. In diefer Eiunrichtung Tag bie vollfläns 
dige Durchführung des Prinzips der alten Ianpfländifchen Verfaffung; bie 


— 13 


Schwerfaͤlligkeit ſolcher Berathungen aber hat nie eine pünftliche Durch⸗ 
führung berfelben anflommen laflen. Die Eommunorpunng erwähnt dieſer 
Einrichtung nicht mehr. 

3) Die diesfallfigen Ausfcrelben giengen deshalb an Bürgermeifter und Ge⸗ 
richt der Stadt. 


4) Zu der Amtfchadensumlage wurde ſchon durch Refeript vom 26. Novbr. 
1694 laudesh. Erlaubniß gefordert. 

5) Gen. Refer. vom 12. März 1697, 17. Mär, 1699. 

6) Refer. vom 1. Juni 1735, 12. Oct. 1739. 


8. 14. 


Die gleiche Anwendung fanden jene Vorfchriften auf die Stif- 
tungen;?) die Rechnungen derjelben wurden fogar auf der Kirchen- 
rathscanzlei probirt. Als Anhang des allgemeinen Kirchenguts und 
in weiterer Entwidlung der fchon früher in Bezug auf gegenfeitige 
Armenunterftügung ausgeſprochenen Grundfäge ($. 9.) erachtete 
man die Stiftungen des Landes überhaupt bei größeren Ausgaben, 
namentlih für Kirchen- und Schulbauten, bie einzelne Orte betrafen, 
zur wechfeljeitigen Aushülfe verbunden, in einer allgemeinen Bers 
brüberung ftehend. Der Kirchenrath legte in folhen Fällen jedem 
Amt nach Berhältniß des Vermögens der in ihm gelegenen Stif- 
tungen einen Beitrag auf, der dann auf die einzelnen Stiftungen 
nah dem Vermoͤgen vertheilt wurde.2) Als dann Anftalten zur 
Erziehung der Waifen, zur Pflege der Irren errichtet wurden, glaubte 
man die Stiftungen, denen ja hiemit Laften abgenommen oder er- 
leichtert würden, theild zu jährlichen, theild zu einmaligen Beiträgen 
beiziehen zu Fönnen. 9) Bon felbt ergab ſich aus jenen Berhättnifien 
und nad Analogie der Verbintung von Stadt und Amt in politis 
ſchen Saden eine nod nähere Verbindung der Stiftungen eines 
Amtsbezirkes unter fi, welche in mehreren Bezirken zur vollftäns 
digen Bereinigung der Gefälle und der Leiftungen in einer Verwal: 
tung und Rechnung — Heiligenvogtei — führte. 9 

1) Gen. Reſcr. vom 21. Anguſt 1702. 

: 2) Gen. Reſer. vom 10. April 1689, 24. Rov. 1708. Land. Verhaudl. von 
1797. Bd. 2. Auf größere Stiftungen, 3. B. den Spital Marfgrönins 
gen, wies die Regierung in einzelnen Nothfällen, von Privaten oder Ge⸗ 
meinden, ohne Weiteres Unterſtützungen an. 

3) Refer. vom 5. Mai 1712, 25. Mai 1746. 

4) Wie namentlich in den Aemtern Balingen, Tuttlingen, Mofenfeld. Die 
Sufßruttion für die Unteramtiente vom 19. Nov. 1762. $. 14. erwähnt 
erſtmals dieſes Verhaͤltniſſes. 
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8. 15. 


Schienen jene Anordnungen geeignet, fuͤr die Verwaltung der 
Gemeinden eine ſichernde Controle zu gewähren und fo für die 
Wirthſchaft ſelbſt nüglich zu feyn, fo trat bei ihrer Ausführung ein 
ganz anderes Ergebniß ein. Die Gemeinverechnungsgefchäfte über- 
ließen die Stadtfchreiber, wie andere Wrbeiten, gegen beftimmten Ab- 
trag von jedem Geſchaͤfte angeftellten Gehülfen, dem Einfluß der Ge⸗ 
meinderechner mehr oder weniger zugänglihen, in der Verwaltung 
ſelbſt gewöhnlich unerfahrenen Leuten, die es für ihre Hauptaufgabe 
erfannten, die Zahl der Tage und der Blätter, wonach ſich der Ver⸗ 
dienft berechnete, thbunlihft auszudehnen. 2) Wie die Tare natürlich 
auf dad Gutachten der Stabtfchreiber felbft ſich ftüßte, fo wußten fie 
jeder Aenderung zu ihrem Nachtheil zu begegnen. 2) Rad} der häß- 
lihen Sitte der Zeit kamen in das Verwaltungs⸗ und Rechnungs 
weien eine Menge fremder Kunftwörter, die daffelbe vollends für 
den gewöhnlihen Mann zum Räthfel machten. %) Insbeſondere 
dienten aber jene weitläufen Berichte, die von den Beamten an die 
Ganzlei zu erftatten waren, zur Berwidlung der Rechnungen, zur 
Störung der Verwaltung: die Rezefie follten der höheren Auf: 
fihtsbehörde zur Genehmigung, ale Mängel und Vergehungen, alle 
nah Taren ſich regelnden Anrehnungen zum Erfenntniß vorgelegt 
werden.*) Lag ed nun im Intereſſe der Schreiber, eine Maffe un- 
erledigter Poften von einer Rechnung in die andere zu übertragen 
und folche mit dem neuen Zuwachs ſtets dickleibiger werben zu laſ⸗ 
fen, fo fam es ihnen Bierin fehr gelegen, wenn die Abhörberichte und 
die durch ewige Wiederholung allgemeiner Vorfchriften zu Bänden 
anwachſenden Rezeſſe, namentlih in unrubigen Zeiten, 10 bis 20 
Jahre lang unerledigt in der Canzlei lagen. Die Amtleute, in 
ihrem Auffihtsführen und Wirken bejchränft und gehemmt, auch 
wenn fie, was nicht die Regel, in die Geheimniffe des Rechnungs⸗ 
weſens eingeweiht waren, mußten die Luft an der Sache verlieren; 
die Rechner verwirrten ſich oder benügten die Verwirrung zu Unred⸗ 
lichkeiten, und die Körperjchaften geriethen in häufige Verluſte. Diele 
Vebelftände waren zu ftarf, als daß nicht bald durch weſentliche Eins 
ſchraͤnkung der Abhörberichte zu helfen gefucht worden wäre, 5) aber 
die Hülfe war ungenügend. Kriegskoſten, Duartierhaltungen und 
fpäter (ſeit 1730-40) Auflagen zum Bau von Kafernen, Unter⸗ 
haltung der Invaliden, Beiträge zu dem anfangenden Bau von 
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Kunfikraßen, Schutzkoſten mit geringem Grfolg gegen maßloſen 
Wildſchaden, mancherlei Auflagen, die unter meift abenteuerlichem 
Zitel von dem erfinderiihen Eifer übler Rathgeber und Werkzeuge 
der Regierung gemacht wurden, ) häuften daneben in dem erften 
Drittel des 18ten Jahrhunderts die Amts⸗ und Gemeindeumlagen. 


1) In diefem Sinne war die Erfintung neben den Originalrechnungen noch 
Abſchriften in die Orteregiftraturen zu fertigen, was erſt 1708 rückfichtlich 
der Beilagen und 1735 bei den Dorfrechnungen abgeſtellt warde. 

2) Die Berichte, welche in dieſer Abſicht 1738 eingeforbert wurden, gewähes 
ten — wie ein Gen.Refer. vom 19. Dez. 1736 mit merkwürdiger Offen: 
beit erflärt — ein ſolches Durcheinander, daß die Regierung fich nicht 
anders zu helfen wußte, ale gegen einen in Unterthänigkeit angebotenen 
Beitrag der Stadtſchreiber in Die fürkl. Kammerkaſſe es beim Alten 
zu laſſen. 

3) Es wimmelt in ben Berichten und Mechuungen von Relation , Justifca- 
tion, Resolution, Liquidation, Restituenda , Bonificanda , Consigna- 
tion, Special-, General-, Marginal-Recesse etc. 

4) Eiche beſonders das Reſcript vom 27. Jan. 1708. 

5) Man kam zunächft ins andere Extrem und hob bie Landrechnungédeputation, 
die Probatoren, anf (1722), was bald wieder verlaffen wurde. Das Re: 
feript Yom 30. Det. 1738 befchräuft Dagegen weſentlich vie Relationen. 

6) Hicher gehören bie Ludwigsburger Gartenbaugelder, ans „freiwilligen“ 
Beiträgen der Amtsverfammlungen erwachfen, bie Wolfogelder (ſeit 1640), 
die Spagengelber, eingeführt 1719 — 1736 Bulvergelder sc. — fobann feit 
1730 die Ganzleitaren für Genehmignngsdekrete in Gemeindeſachen. — 
Der beabſichtigte Ginzug aller Brücken⸗ und Wegegelder — „um der bis⸗ 
herigen ſchlechten Adminiſtration willen,” dann der Reſte und Erſatzvoſten, 
„zur Srieichterung ber Gemeinderechner“ x., für bie fürſtliche Rammer kam 
wicht mehr zur Ausführung. 


$. 16. 


Die Regelung des Steuerwefens, was namentlich die Um⸗ 
(age auf die Gemeinden des Amtes, auf die Einzelnen betrifit, blieb 
Sache der Amts⸗ und Gemeindebehörden, welche dabei verfchiedene 
Grundfäge anwandten. I) Die Anlegung von Stenerbücdern für 
Guͤter?) bildete für die Unteraustheilung eine Grundlage. Während 
Staates und Gemeindediener auf Koften ver übrigen Steuerpflichtigen 
gewöhnlich die Steuerfreiheit fir ihr Beſitzthum oder einen Theil 
deſſelben als Bejoldungstheil, oft auch anmaßlich genoßen, bildete 
fi) dagegen gegenüber von anderen Befreiten ($. 8.) der Begriff 
von bürgerlich fteuerbaren Gütern, welche diefe Eigenkhaft auch beim 
Verkauf an folhe Befreite behalten follten.®) Die durch die Ins 
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ftruftion vom 24. Sanuar 1713 angeorbnete neue Steuereinfhäßung 
mit Bermeffung follte auch für die Iinteraustheilung der Steuern Die 
Grundlage geben. Da aber die Steueranfchläge der Aemter bei 
fpäterer Bergleihung gegen einander Abaͤnderungen im Ganzen er⸗ 
litten, ohne daß hienach die Gemeindeſteuerrollen geändert wurden, fo 
blieben die Grundlagen der Umlage auf die Aemter von denen für 
die Umlage auf die Einzelnen verfchieden. 4) Im Uebrigen hatte doch 
jene Inftruftion den Grundfa der Ertragsbefeurung, die Bes 
fteurung nad der Markung (ftatt nach dem Wohnorte des Befigers) 
aufgeftellt und auch die Gemeindegüter, die man bisher feuerfrei 
gehalten, gegen den Staat für feuerpflichtig erflärt. — Lieber die 
Beitragspflicht zu Amts⸗ und Gemeindeanlagen fehlte e8 fortwährend 
an gefeglichen Beftimmungen und Herfommen, Vergleiche 5) waren 
maßgebend; die Freilaſſung der Staats⸗ und Cemeindegüter, mit 
Ausnahme der auf die Aemter fallenden Kriegsfoften, warb das 
gegen geſetzlich erfordert.) Bon dem den Gemeinden bei jener 
Steuerrevifion?) eingeräumten Rechte, neben einer Bürgerfteuer®) 
die Capitale, Gefälle, den Wein: und Viehhandel in feften Bes 
trägen (20 Er. von 100 fl. fünfprogentigen verſicherten Capitals) zu 
befteuern, wurde im Interefie des Verkehrs und Credits der Gemeinde: 
angehörigen nur felten Gebrauch gemadt. Die Gemeindeumlagen 
geihahen auf der Grundlage ber Staatsfteuerbetreffe. 


41) Hierüber Mofere Einleitung zu den Steuergefehen S. 111 ff. 

2) Ren angeorbnet durch Reſcript vom 26. Oct. 1628. Die Steuereinfhäßung 
von 1629 anf 1652 betraf murden Geſammtanſchlag der Aemter gegen 
einander. — Für den Stenerfah gibt tie Sen.B. vom 27. März 1702 
erfimale nähere Borfchriiten. 

3) Jaflr. vom 16. Jan. 1652 BE. 7. Gen. Reſer. vom 6. Febr. 1652, 
13. San. 1662. 

4) Vergl. die Etenereinfhägung im Oberamt Stuttgart — 1741. Steuers 
Geſetze 1. 511. 

5) 3. 8. Bergleih von 1527 zwiſchen Stadt und Spital Markgroͤningen über 
einen Beitrag tes letztern von 50 fl. anf 7 Sahre zu Gchaltung von 
Stabtmauern, Brunnen, Bflafter, Steeg ꝛc. — Vergleich ven 1696, wor 
nach von dem berzoglichen Antheil an der Saline zu A jährlich 88 R. 
Gemeindeſchaden zu geben war. 

6) Een.Reicr. vom 30. Mai 1718. 

7) Juſtr. vom 19. April 1728 $. 12. 

8) Das Bürgerrecht follte nach ber erſten Inſtrultion mit einem gewiſſen 
Capital dem Gatafler einverleibt werben. 
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Das befannte Geſez vom 1. Juni 1758, welches fih unter 
dem Zitel einer „Ordnung der Communen“ als eine zeit- 
gemäße Berbefierung und Vervollſtaͤndigung der Geſetze über die 
Semeinteverwaltung 1) anfündigt, hat wohl jein Hauptverbienft in 
der genaueren und überfihtlihen Seftfegung der erlaubten Gebühren 
und Bezüge der Drtsbehörden, Stadtfchreiber und landesherrlichen 
Beamten, mit Abftellung einer Menge hiebei vorgefommener Miß⸗ 
bräudje 2) und zwedmäßiger Vereinfachung mander Geſchaͤfte zu 
Koftenerfparniß. . Als neu find dann noch befonders hervorzuheben: 
die Beflimmungen über die Beitragspflicht zu Amtd- und Oemeindes 
umlagen, die Borfchriften über das Verhalten der Gemeinden in Bezug 
anf Krieg» und Mititärwefen, die Einführung geprüfter, von der Canzlei 
zu beftätigender und zu beeidigender Recdnungsprobatoren mit einer 
gewiſſen Selbftfländigfeit dem Beamten gegenüber, ?) ftrengere Straf: 
berimmungen gegen Neftfeger. Dagegen läßt das Gefeg 1) weſent⸗ 
liche Lüden wahrnehmen in Bezug auf die Stellung ter Ortöbehörden 
gegen einander, namentlich zwiſchen Gericht und Rath, zwiſchen diefen 
und den ganz ohne Erwähnung gelafienen Gemeindedeputirten 
($. 11.), deren Zuziehnng zu Berathfchlagungen über beträchtliche 
Ausgaben und Güterverleihungen friiher angeordnet worden. 4) Die 
bad nachfolgende Aufitelung der Unteramtleute an die Stelle 
der Dorfſchultheißen 5) war ein weiterer Schritt zur Aufhebung "er 
Seloftftändigfeit der Gemeinden. 2) Neben Wiederholung ver bis⸗ 
berigen Beftimmungen über bevormundende Conſensertheilungen der 
Regierung fehlt e8 an Regeln über die Graͤnze des Einwirkungs⸗ 
rechtes der Regierung und e8 wird die Fortdauer des in der Praris 
Eingeführten lediglich vorausgefegt.%) 3) Die für die Verwaltung 
fetof gegebenen Vorfchriften und Rathichläge find zwar zum Theil 
richtige Folgerungen und zweckmäßig,“) zum Theil aber, namentlich 
wo ältere Vorfchriften lediglich wiederholt werben, verftoßen fie gegen 
bie richtigen Grundſaͤtze; 3) fodann wird den allgemeinen Borfchriften 
gegenüber, dem Herkommen und befonderen landesherrlichen Ver⸗ 
fügungen eine nadıtheilige Kraft eingeräumt, 9) was namentlich auch 
von ven Beltimmungen über Bezüge der öffentlihen Diener aus 
DOrtöfafien gilt. 10%) A) Die Aufgabe endlich, die nad früheren Zus 
fagen gelöst werben follte, — eine gründliche Abſtellung der Ge⸗ 
brechen des Schreibereis und des Rechnungsweſfens — if nicht 
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erfuͤllt; die Verwendung von Gehülfen, die ausdehnbaren und ſchwer 
zu controlirenden Schreibverdienſtanrechnungen, ſowie die weitlaͤufen, 
verſchleppenden Berichte an die Landrechnungsdeputativn werten im 
Weſentlichen belaſſen. 11) 


1) Erf das Gen.Refer. vom 10. Oct. 1781 dehnt die Vorſchriften ber 
Gomm.D. über Verwaltung und Nechnungsweien In der Hauptſache andy 
anf die Stiftungen ans, deren jene nicht erwähnt. 

2) Ramentlich das Gevatterbitten von Stadt und Amt, die Bad⸗ und Kinds 
bettgeſchenke, Aofchieböpräfente; die Bewirkhungen (Unslojungen) auf 
öffentliche Koſten. — Auch Gaben an Hofbeamte werben verboten. — 
Freilich der für die Abſtellung biefer Ungebühr angeführte Grund (VIII. 2. 
$. 2.), „daß hiedurch die Unterthanen zur Reichnng anderer herr: und 
landfchaftlichen Abgaben untüchtig werden" — war nicht geeignet, dieſen 
Verbefierungen befonders freudige Aufnahme zum verfchaffen. 

3) Na einem Reſer. vom 27. Roy. 1784 follten ke and von der Land: 
rechnungẽedeputation angefellt und entlafen werben, was aber nicht zur 
Ausführung kam. 

4) Bergl. Weishaar, Handbuch des württ. Privatredhts. 1. Aufl. I. $. 279. 

5) Inſtr. vom 19. Nov. 1762. 

6) Außer den Grundſtocksveraͤußerungen (HI. 3. $. 2.) werben alle größeren 
unftändigen Ansgaben, Berleifungen von Gütern, Schafweiden, Ber: 
Auberung der Benäbungsart, Berwilligung von Beſoldungen und Bes 
Ichuungen aller Art, Nachlaͤſſe ıc. ale der höheren Genehmigung ber 
dürftig angefehen. 

7) 3. 3. bei Accorden und Verleihungen, Waldbewirthſchaftung. 

8) 3. B. wegen bes Verkaufs der Güter II. 3. $. 2., womit IM. 4. $. &. 
im Widerſpruch fleht; wegen Naßregeln zur Schuldentilgung HI. 8. 

9)8.8.1.1.85. 1. 4. 8. 3. 6. . 5. 8. 7. ff. 

10) 3. B. Zulaſſung der Hochzeitgeſchenke an Beamte und deren Kinder. 
VIII. 1. Ferner 1.1.8.6. 1.5.8.9. VII. 3. 8. 17. 1. 1. a. 
11) Accorde mit den Stadtſchreibern (Capitulationen) waren ſchon früher 
empfohlen, hier werben fie nun rückſichtlich ber fogenannten Wentwals 
geihäfte — bei Auoſchreiben ins Amt und Angelegenheiten von Stadt 

und Ant — befohlen. 
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Mährend auf dem Wege der Geſetzgebung die Gemeindever⸗ 
waltung geordnet werden folkte, fehlte es nicht an Maßregeln der 
Staatögewalt, wodurd die Rechte und die Einkünfte der Aemter umd 
Gemeinden beeinträchtigt wurden. Reben geſehwidriger Belaftung der 
Gemeinden mit Verpflegung ftehenden Militärs, Weberweifung der 
Triminalgerichtskoſten auf die Amtöförperfchaften, fortuauernden Liefe- 
rungen und Yubren zu Luftbauten ꝛc., willlührlicher, durch Kaufs 
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gelder erwirkter Lostrennung mander Orte aus Ihrem hergebrachten 
Amtsverbande Fam es zu offener Beraubung der Körperſchaftskaſſen, 
ber Gemeindewaldungen. 1) Erft tie unter dem Titel des Erbver- 
gleih® neu begrüntete Verfaffung (2. März 1770) verkündete Die 
Abſtellung ſolcher Mißbräude und den theilweifen Erfap des Ent- 
zogenen. 2) Nach einigen Jahren kamen im Gefolge der frangöfiichen 
Kriege neue Belaftungen, über deren gleichheitliche Vertheilung auf 
dem Landtag von 1797 — 99 denkwürdige Verhandlungen geführt 
wurden. Die zunaͤchſt zu Erleichterung der Gemeindefafien während 
biefer außerordentlichen Belaſtung befchloffene Einführung einer all⸗ 
gemeinen Wohnfteuer?) Eonnte wenigftend den Landgemeinden 
nichts Erfledliches verfhaffen, dagegen hatte ſich, feit in dem legten 
Drittel des Jahrhunderts auf Anbau der Allmanden und beſſere 
Waldwirthſchaft die Aufmerkfamfeit gerichtet war, der Vermoͤgens⸗ 
ertrag gehoben. 


1) Beſchlagnahme der Gtenerausflände, Fruchtvorräthe, Eapitalien, vergl. 
namentlich Bfifer, Geſchichte der Verfaſſung S. 463. 

2) Durch Landtagsrezeß vom 10. Jani 1772 warb die Quartilerlaſt gemindert, 
durch Gele vom 21. Inni 1759 war einige Bergitung für Vorſpann⸗ 
leiftungen ans den Landeskaſſen ansgefeht. 

3) Een. Refer. vom 8. Jan. 1800. 
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Mit der alten Verfaſſung ſtuͤrzte zunächft das, mas fich in 
der Einrichtung der Amtsverfammlungen auf das landſchaftliche 
Steuerweien bezog, 1) doch ward es für dienlich erachtet, den Einzug 
und die Lieferung der Steuern auch ferner auf Koften der Aemter 
und Gemeinden gefcheben zu laſſen. Durh das Drganifationd- 
manifer vom 18. März 1806 ward das Oberlandesoͤkonomie— 
collegium, mit diefem der Kreishauptmann und Kreisfteuerrath, 
feit 1811 auf 12 die Sektion der Eommunverwaltung im 
Departement des Innern als böhere Auffichtöbehörde beftellt. Durch 
die Aufftellung vom König ernannter ®emeindes und Stiftungs- 
tehnungsreviforen mit felbftftändigen Amtobefugniſſen gegen 
Kren aus den Amtöpflegen und den Etiftungen zu beziehenden Ges 
halt?) fam ein neues Glied in die Organifation des Gemeinde: 
wefens, in welcher durch Entzjiehung der Gemeindewahlrechte ach 
der Schein der Selbfttändigfeit verſchwand. Als Einleitung zu einer 
Bereinigung des oͤrtlichen Stiftungsvermögens, ‘gleich dem allgemeinen 

| 2* 
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Kirchengut, mit dem Staatsgute folgte die Vereinigung der Ver⸗ 
waltung ſaͤmmtlicher Stiftungen eines Amtsbezirkes in den Häns 
den des Cameralverwalters, ſpaͤter (1813) Stiftungsverwalters unter 
Aufſicht des Finanzdepartements, 9) womit, ftatt der erwarteten Ver⸗ 
einfahung und Yusgabenverminderung, vergrößerter Aufwand, Ver⸗ 
wendung der Einfünfte zu fremden Ausgaben und Schmälerung der 
ftiftungsmäßigen Reihungen, Entziehung herfömmlicher Aushülfe in 
Kothfälen an die Semeindefaffen verbunden war. — Auf die Ges 
meinden der neuerworbenen Landestheile wurden fofort die Ver⸗ 
waltangs⸗ und Rechnungsvorſchriften, ſowie das Inftitut der Amts⸗ 
förperfchaften‘) ausgedehnt; die Auseinanderfegung mit den land⸗ 
fhaftlihen und reihsftäntifhen Kaſſen derſelben bezüglich der Dos 
mänen und Schulden war erft der folgenden Regierung vorbehalten. 9) 


1) Gen. Reſcer. vom 31. Dec. 1805, 27. Febr. 1806. 

2) 8. Dekret vom 17. April 1811. Inſtr. vom 29. April 1811. Brdg. vom 
4. Sunt 1812. 

3) 8. Vrdg. vom 9. Juli 1811. Die Ortsftiiftungspfleger blieben hiebei als 
Theilrechner, Unterpfleger, und es mußte für jede Stiftung eine Rechnung 
geführt werben. 

4) Vergl. Gen. Reſcr. vom 22. Nov. 1810. 

5) Am 5. Mai 1816 wurde eine Commiſſion niedergeſetzt, am 20. März 1818 
eine Iuftruftion zu ben mit den einzelnen Städten und Laubfchaften zu 
eröffnenden Verhandlungen erlaflen. Durch die Gefehe vom 14. März, 
29. Juni 1821 und 27. Suli 1824 wurde eine Schuldenfamme von 
5,478,758 fl. von Reicheftäbten und Landſchaftskaſſen auf den Staat übers 
nommen. 
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Nachdem die Koften mehrerer neuer Landesanftalten, namentlich . 
für öffentliche Sicherheit, 1) auf Die Amtskörperfchaften und Gemeinden 
gelegt worden waren, und während Frohnleiftungen aller Art (Hofs, 
Jagd⸗, Militärs und Wegfrohnen, welch letztere aus der Staatskaſſe 
nicht mehr vergütet wurden) auch auf den Gemeindehaushalt nadı- 
theilig einwirkten, kamen die Koften des Krieges 1811— 15 und 
bald nachher eine unerhörte Theurung dazu. Die Bolge davon 
mußte eine ungeheure Steigerung der Amts⸗ und Gemeindeum- 
kagen,?) eine furchtbare Anhäufung der Schulden, ®) die mitunter 
zu Zahlung der nicht mehr erhebbaren Staatsfteuern gemacht werden 
mußten, und eine nothwendig mit vielem Verluſt der Amts⸗ und 
Gemeindekaſſen verbundene Anſchwellung von Steuerrüdftänden ) 


— 


ſeyn. Das Rechnungsweſen gerieth in Unordnung) und viele 
Kaſſenreſte kamen vor. 


1) Namentlich des im Jahr 1809 errichteten Juſtituts der Landdragoner, wels 
hen die Gemeinden gegen geringe Bergätung Ouartier, Holz, Stall, Licht 
und. Fourage abzureichen hatten; ferner der im Jahr 1808 errichteten 
Swangsarbeitshänfer. 

2) 1813 auf 14 wurden im Oberamt Schorndorf umgelegt a) Amtsſchaden 
13,793 f., 5b) Kriege⸗, Vorfpanne: und Jagenskoſten 131,782 f., im 
Oberamt Beſigheim zufammen 240,000 fl. 1816 auf 17 follen die &es 
meiubefchabenumlagen 996,960 fl., die Amtscorporationsumlagen 952,263 fl. 
betragen haben, was offenbar zm nieder angegeben if. 

3) 1817 Schulden ber Gemeinden 18,703,202 f., der Amtspflegen 6,787 ,671 fi. 
mit Einſchluß der Zahlungsrädilände, verzinsliche Schulden allein der 
Gemeinden 11,681,000 fl., der Amtspflegen 3,293,015 fl. — Dur Dekret 
vom 14. Oct. 1811 hatte man die Schuldbücher der Gemeinden für ges 
ſchloſſen erklärt! : 

4) 1817 Steneransflände ber Amtspflegen bei den Gemeinden 4,622,231 I., 
der Gemeinten bei den Ginzelnen 8,975,753 fl. Der Belrag der Eins 
zelnen gieng oft über 1000 fl. 

5) 1817 waren Amtspflegrechunngen feit 8— 12 Jahren nicht mehr abgehört, 
3670 Gemeinderechnungen im Rückſtande, Erſatzpoſten bei den Amtspflegen 
174,880 fJ., bei ben Gemeinden 292,021 fl. 
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Der K. Berfaffungsentwurf vom 3. März 1817 Hatte für die 
Berwaltung der Gemeinden, Amtöförperfhaften und Stiftungen eine 
neue Periode mit dem Grundfag der Sicherung ihrer Rechte und der 
Selbfittändigfeit ihrer Organe angefündigt.1) Sofort erfolgte die 
Wiederbelebung des Inftitut der Gemeindedeputirten, ald 
einer wohlorganijirten Vertretung der Gemeinden gegenüber dem 
Magiftrat und der Amtsverfammlung zu Anbringung von Wünfchen, 
Vorfchlägen und Beichwerden, mit bloß berathender Stimme zu 
wichtigen Gemeindebeſchlüſſen, „um durch Deffentlichfeit und Zus 
fammenficht in die innere Verwaltung der Gemeinden Vertrauen zu 
begründen und zu unterhalten.“2) Nachdem einzelne Maßregeln zu 
Bereinfahung der Verwaltung und des Schreibereimefend voraus⸗ 
gegangen >) und durd das Edict vom 18. Nov. 1817 die Kreis 
regierungen als oberfte Auffichtsbehörden befiellt waren, erfolgte 
durh Nas K. Edict vom 31. Dec. 1818 jene Neugeftaltung, die 
unfern heutigen Zufländen zu Grunde liegt und wobei befonders 
bervortreten: 1) die Trennung der Berwaltung von der Juſtiz bei 
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den Bezirksaͤmtern, mit vom Staate angeſtellten und allein beſoldeten 
Beamten.) 2) Die Selbſtſtändigerklaͤrung der Gemeinden und Zus 
rüdgabe der Stiftungen, 5) mit grundſaͤtzlicher Begraͤnzung des Auf⸗ 
fihterechts der Regierung. $ 3) Die Entwidlung einer demgemäßen, 
den Zwed der Controle in fi ſelbſt erfüllenden Verfaſſung der 
Gemeindebehören. Die weitere Verwirftihung diefer durch die Vers 
faffungdurfunde vom 25. Sept. 1819 mit neuer Gewähr befleiveten 
Grundlagen erfolgte nad Landjtändifchen Berathungen ?) in dem 
Berwaltungsedicte vom 1. März 1822, indem zugleich ftatt der 
in dem I. Edict von 1818 in Hoffnung auf die Selbftbefähigung der 
Gemeindebehörden nah etwa 5 Jahren berufenen Gerichtönotare 
eine eigene Claſſe von Hülfsbermten für die Redinungsgefchäfte der 
Gemeinden (Berwaltungsaftuare) zu volftändiger Durchs 
führung der Theilung von Rechts- und Verwaltungsgefchäften ges 
ſchaffen wurde. 8) 


1) 8. 77. — 84. — 91. — 118. III. Anhang, Nachtrag 8. 1.— 7. 

2) K. Vrdg. von 7. Juni 1817. 

3) Brogn. vom 6. Aug., 20. Aug., 5. und 11. Sept. 1817. — Errichtung 
einer flaatswirthfchaftlichen Fakultät an der Landesuniverfität 22. Oct. 1817. 

4. Mit Averfalfummen zu Befreitung der Cauzleikoſten aus den Amtopfleg⸗ 
kaſſen. Brdg. vom 6. Mai 1819. Ferner Anfchaffung einer Amtswohnnung 
für den zweiten Bezirfsbeamten und Heizung der Gerichtsſtube auf Koflen 
der Amtspflege. V. Gdict $. 37. 38. Abftellung der Ganzleigebühren 
von Bearbeitung der Gemeindeverwaltungsfachen. Verf. vom 2. Mai 1818. " 

5) Dur Berordnung vom 13. Nov. 1816 war bie Stiftungsverwaltung 
unter Anfſicht einer Seltion des Etiftungsweiens im Miniferinm des 
Kirchen⸗ und Schnlweſens gefeht worden. 

6) Eine Verordunng vom 12. April 1819 hatte noch wegen Ginholung ber 
Genehmigung zu Bauten Erleichterung gegeben. 

7) Eomm.Ber. im 1. und 2. außerorbentlichen Beil.H. von 1820. Berathung 
H. IV. von 1821. — Landtagsabfchied, 30. Juni 1821 — namentlid im 
Berhältniß des Dürgeransfchufies zum Gemeinderath und den Fällen Der 
Regierungsgencehmigung. 

8) Der Bollzug gefchah erſt durch die K. Verorduung vom 17. April 1826. 
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Bon fpäteren Ausflüffen der Geſetzgebung ift hier zunaͤchſt noch 
zu erwähnen: 1) nad Anordnung einer PBarzellarvermeffung des 
Zandes die proviforifhe Einſchätzung der Oberämter und Gemein- 
den für die Befteuerung nad dem Gefeh vom 15. Yuli 1821, 
bie bezüglih der Gebäude und &ewerbe auch für die Einzeln- 
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befeuerung maßgebend wurde. Auf die feit 1803 eingetretenen 
Staatöveränderungen war bezüglich der Unteraustheilung ber nad 
allgemeinen Gefichtöpunften auf die Oberämter gelegten Steuern 
dem llebereinfommen der Amts⸗ und Gemeindebehörden Alles übers 
loffen geweien, während die Aufhebung der unter den früheren Bers 
hältniffen beſtandenen Steuerfreibeiten 2) die Concurrenz erweiterte. 
2) Die Maßnahmen zu Beleitigung der Steuerrüdftände durch das 
GEcſeß vom 17. Juli 1824. 2) 

Während die verfaffungsmäßige Nebernahme allgemeiner Staats⸗ 
laften, die bisher den Amtscorporationen und Gemeinden obgelegen, 
auf den Staat nah und nad) vor firh gieng?) in Folge der befferen 
dewirthſchaftung, beſonders aber der Zunahme der Bevölkerung, bie 
Einkünfte der Gemeinden fi fteigerten, 4) das Eapitalsermögen der 
Körperihaften durch die verbefferte Pfandgefebgebung größere Sicher: 
heit erlartgte, fleigerten fih au die Ausgaben in Folge der Er⸗ 
weiterung und Entwidlung, welche in langen Frievensjahren bie 
öfentlihen Zwese und Aufgaben der Gemeinden theild durch geſetz⸗ 
lihe Beftimmungen, theils. in freimiligem Erfenntniß der Gemeinde⸗ 
behörden genommen hatten, aber auch in Folge der Erhöhung . 
des Wertbes aller Leitungen im Dienfte der Gemeinden, Erhöhung 
der Befoldungen, Taggelder u. f. w. Die allmihligen Wirkungen 
von all dieſem ergeben fih aus folgender Ueberſicht: 


I, Amtspflegen. 


Schulden. Umlage. ' 
1817 2 2 2 20202 6,787,671 fl. 952,163 fl. 
183 2 2 2202024954817 fl. 582,271 ff. 
1832... 2 2000. 1,0582,417 fl. 414,168 fi. 
13H . 2.220. 710,670 fl. 440,063 fi. 


IH. Gemeinden. 


Schulden. Umlagen. 
1317. 2 200202. 48,703,282 fl 996,960 fl. 
183 2.2.2220. 15,045,736 fl. 679,899 fi. 
132022222. 6,172,957 fl. 769,030 fi. 
18341.. 4,702,185 fl. 1,064,701 fl. 


1) 8. Deirete vom 9. Ian. ud 21. März 1808. 
2) (Bergl, oben 9. 39. Note 4) Es beisugen die Ehueramshände 
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1) der Amtspflegen bei den Gemeinden: 


1823 ee ee... 3,492,801 fl. 
1832 en nn 344,333 |. 
1841 u a ee a a u ne 32,792 fl. 
2) ber Gemeinden bei ven Einzelnen: 
nenne. 8,078,663- fl. 
1832 ee. ee 0er 4,851,165 N. 
1841 .. 1110,80 fl. 


3) ,Uebernommen wurden 
pro 1823 auf 26 
Canzleikoſten der Oberamtsgerichte und 


Gerichtsſtubenheizung. 21,620 fl. 
Beſoldungen ber La Wogtelthierarzie 1,229 fl. 
Befoldungen der Hochbauräthe m 5,000 fi. 
Koften der Kreisgefängnfie  . . . 31,580 fl. 
Koften der Geusdarmerie El 42,340 fl. 
Hauszinfe der Invalltin . . . . 3,063 fl. 
Oefangenentransporifoften — % 14,500 fl. 
Befoldungen der Oberamtsärite . . 23,740 fl. 

1833 Mevizinalvifitationskofen . . 1,200 fi. 
Sportel von Fruchtvorräthen ale Belag 

zu ben Watfenbanstoften . . 12,430 fl. 

1836 Canzleifoften der Oberämterr . . . 32,000 fl. 

Ruggerichtefoften ee 7,000 fl. 

1839 Schnlvifitationskoſten a er Pr 1,450 fl. 

197,152 fi. 


Daneben Belchränfung der Militärfrohnen und Erhöhung der Bers 
gätnungen für Onartier und Vorſpann. 
4) Namentlich auch in Folge des Steigens ber Holzpreiſe nud der Pachtzinfe. 
5) Koften der Gemeinden für die Ginführung des Pfaubgeſetzes 764,936 fl. — 
Schnibefoldungen, Straßenbanten ıc. pro 1832 anf 41 wurbe verwendet 
a) für Erbauung neuer Gebäude zu öffentligen Sweden 2,801,559 fl., 
b) für Erfaufung von Gebäuden und Gefällen 2,209,404 fl., c) für Abs 
löfung von Laften 1,248,010 fl. 


5.238. 


Der neueften Zeit war es vorbehalten, die fo gerechte Bei- 
ziehung der bisher befreiten Eigenthümer und Staatsbürger zu den 
Koften und Laften des Bezirks und Gemeindeverbandes, deſſen Vor⸗ 
theife fie immer mitgenoßen, durch Ausbehnung des Befteuerungss 
rechts der Amtokoͤrperſchaften und Gemeinden auf alle bisher befreiten 
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Guͤter und Gebaͤude, ſowie auf Capitalien und Beſoldungen durch⸗ 
aufeßen. 

Hat die tiefe Bewegung diefer Zeit auch auf dieſem Gebiete 
zu Aufftelung maßlofer und ververblicher Oruudfäge 3. B. in Bezug 
auf Befeitigung aller Staatsauffiht, Vertheilung der Gemeinde 
güter ıc. geführt, fo bleibt doch nicht zu verfennen, daß die Revifion 
der ®emeindeverwaltungsgefehe im Sinne einer freieren Bewegung 
der Gemeinden und mit Bejeltigung -alzuängkliger Anwendung ihrer 
Haupiregeln gerechtfertigt und ohne Gefahr für dad Allgemeine voll⸗ 
jiehbar iſt. 


III. Yan der Darſtelung 
8. 21. 


Die Darftellung der Wirthfchaft ver Eorporationen zerfällt nad 
natürliher Gliederung in vier Theile. 

1) In den allgemeinen Theil, welder die allgemeine Stellung 
ber Körperfchaften im Staate und ihre Organifation nad) der 
wirthſchaftlichen Seite zu entwideln hat. | 

2) In die Darftellung der wirthichaftlihen Thaͤtigkeit, fofern fie 
fh an ihren einzelnen Objecten äußert, ale 

a) der Bermögendverwaltung, 

b) der theils dur Geſetze auferlegten, theild aus dem Bes 
griffe der Körperfchaften fich ergebenden Zwede und Aufs 
gaben derfelben, 

c) des Steuerwefens. 

3) In die Darftellung der wirtfchaftlihen Thätigfeit im Ganzen 
und im Zufammenhange — des eigentlihen Wirthichaftes 
betriebes. 

4) In die Darftellung der äußern Einrichtungen, welche die Siches 
rung des Betriebes und die Controle deffelben zum Zwed 
haben, namentlich des Rechnungswefens. 


Erſter Theil. 


Allgemeine Befimmungen. 





I. Behand der Lorporationen. 
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Die Körperihaft, welche zunächft und am ausgedehnteften ‚bier 
in Betracht fommt, Hi die politifche ehürgerlihe) Gemeinde, 
die dem Staatsverein zu Grund liegende, auf der Gemeinfihaft 
des örtlihen Wohnfites beruhende, bleibende Bereinigung, in wel⸗ 
her und durch welche alle öffentlichen äußeren Einrichtungen zur 
menfchlihen und bürgerlihen Enwicklung, die nicht der Staat felbft 
(und die Kirche ald Gefammtheit) auf fih nimmt, gegründet und 
oehalten werden. Sie ift entmeber eine einfache Gemeinde, wo 
fie mur einen einzigen geichloffenen Wohnort begreift, oder eine zus 
fammengefegte, wenn fie aus mehreren geographifch getrennten 
Drten befteht. Während im erften Falle für die politifche Gemeinde 
als folde überhaupt nur eine einzige wirthichaftlidde Verwaltung 
beftebt, wie dies in den bi jetzt beſtehenden Geſetzen allgemein 
vorausgeſetzt wird, ift daffelbe auch bei zufammengefeßten Gemein⸗ 
den befonderd dann gewoͤhnlich der Fall, wenn die Orte auf einer 
und derfelben Markung liegen, oder wenn diefe lauter vereinzelte, 
zu befonderen Gemeinwefen nit angewachfene Höfe find. Yußers 
dem aber kann 

4) eine wirthichaftliche Verwaltung für den ganzen zufammengefeh- 
ten Gemeindeverband (Befammtgemeinde) beftehen, indem 
nach zufälligen gefhichtlihen Vorgängen ein dem ganzen Ge⸗ 
meindeverband gehörtgts Vermögen vorhanden ift 1) oder mins 
deſtens die demfelben gemeinfam obliegenden Leiftungen une 


2) 
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mittelbar durch eine gemeinſame Berwaltung (Befammigemeindes 
faffe) Beforgt werben. Dies iſt jevoch keineswegs nothwendig, 
indem für die Sefammtgemeinde als ſolche oft eine befondere 
Kaffe gar nicht beſteht, ſondern die aus dem Verband fließen» 
den Einnahmen, wie die gemeinfamen Leitungen auf die in 
denfelben begriffenen Orte (Gemeindeparzellen) vertheilt find 
und unmittelbar von diefen beftritten werden; ?) 

neben der Gefammtgemeindekaffe oder ohne diefe Haben die in 
der Gefammtgemeinde begriffenen Parzellen, jede für fih 
oder mehrere mit einander, einen eigenen wirthfchaftlihen Bes 
ftand, indem | 

a) in der einen oder andern oder in allen ein nur biefen 
Parzellen zuftehendes Gemeindevermögen vorhans 
den ift, wovon der Geſammtgemeinde oder den übrigen 
in ihr begriffenen Parzellen durch die veränderte Ges 
meindeverfafiung ein Antheil nicht eingeräumt werben 
wollte noch konnte; 

b) neben diefem oder ohne folche® Bermögen jedem Ori für 
ſich gewiffe Leiftungen, die nach Geſetz over nad der 
Natur der Sache mit jeder befondern Marfung oder 
Ortsgemeinſchaft verfnüpft find, obliegen. 


Bo die Zahl der Ortsbewohner nur ftem und ein Gemeindes 


vermögen nicht vorhanden ift, In Orten endtich, wo ein eigent- 
liches Gemeinweſen ſich nicht bilden konnte, find ed dann nur die 
einzelnen Guͤterbeſitzer ꝛc. ummittelbar, die der Gefammtgemeinde 
gegenüberftehen. 3) 


1) Welches ſich gewöhnlih nur ans allmäpliger Anfommlung van Ueher⸗ 


ſchüſſen der Stenerverwaltung bildete. 


2) In diefem Kalle beſchraͤnkt ſich der Verband der Barzellen unter ch doch 


nicht, wie vormals, anf Gerichtsbarkeit und Polizei (Schultheißerei), ins 
dem ebenfalls dem Geſammtgemeinderath und Bürgerausſchuß ein Ber: 
waltungsrecht von gewillem Umfange zugeſprochen werben muß. S. $. 33. 


3) Der Entwurf eines Bärgerrechtsgeſetzes (vergl. Erlaß des Miniſteriums 


vom 27. April 1828) hatte Beſtimmungen über die Verhältniſſe der zus 
fammengejebten Gemeinden enthalten, welche zwar das Gemeindevermoͤgen 
der einzelnen Parzellen als privatives Cigenthum der letzteren anerkann⸗ 
ten, alle aus des ‚öffentlichen Eiwichtung herrührende Bezüge und Leiftuns 
gen aber einer Geſammtgemeindekaſſe zuwieſen. Weitere Beſtimmungen zu 
künſtiger gefeßlicher Regelung dieſer Verhältniffe enthält det Entwurf eines 
Iufapgefehes zum Verwaltungsehicte von 1839, wo eine beſondere Gefammt 
gemeinpekafle ebenfalls als nothwendig erklärt if und zwar zunaͤchſt allein 
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wegen ber Ihr zugewieſenen Bürgeraufnahmsgehähren und Strafen. Ders 
gleiche über das Ganze noch ven Abſchnitt über Thellmmg der Laflen zwis . 
[hen Geſammtgemeinde und Parzellen im IH. Theil. 5. 284 fi. 


- Der Gemeindeverband begreift 1) in dinglicher Beziehung 
alle innerhalb der Marfung gelegenen Güter, Gebäude, Gefälle und 
Gewerbe. Die hierin früher beftandenen Ausnahmen find aufges 
hoben und es find alle Theile des Gemeindegebietes in Rechten und 
Pflichten gleichgeftelt. 1) 2) In perfönlicher Beziehung, die der 
Gemeinde mit dem Bürgers oder Heimathrecht angehörenden Pers 
fonen. Doch ftehen auch die in der Gemeinde bios Wohnhaften 
zu ihre in einer (auch auf die wirthfchaftlichen Verhältniffe der Ge⸗ 
meinde einwirkenden) Verbindung, fofern die anderwärts Bürger« 
lien unter gewifien Beftimmungen in einer Gemeinte fih aufhal⸗ 
ten und alle Wohlthaten des Gemeindeverbandes mitgenießen dürfen. 2) 


1) Geſetz vom 18. Inni 1829, Art. 2. 
2) Burgerrechtsgeſetz Art. 11. 


$. 27. 


Die fämmtlihen, in einem Oberamtsbezirfe befindlichen bürger- 
lihen Gemeinden, fteben fortan, wie von Alters her, mit einander 
im Verbande behufs gemeinfchaftlider Tragung öffentlicher Laften 
und gemeinjchaftliher Verfolgung von Zweden, die allen gemein 
find, fie bilden eine erweiterte Gemeinde, die Amtskörperſchaft.!) 

Diefe Körperfehaft ift dergeitalt eine gefchloffene und fefte, daß 
eine Beränderung derfelben — durch Lostrennung oder Zutheilung 
von Orten oder Grundfläden — nur auf dem Wege der Geſetz⸗ 
gebung gefchehen Fann. 2) 

1) Berf.ürf. $. 64. Verw. Edict $. 75. 

2) Verf. Urk. $. 64. Durch das Geſetz vom 6. Juli 1842 if dies erfimale 
in Anwendung gekommen. Uebrigens werben bloße Ausgleichungen ber 
Markungsgrenzen zwifchen Gemeinden verſchiedener Oberämter hieher nicht 
bezogen. 


$. 28. 


Das in jeder Gemeinde vorhandene aus urfprünglichen Wid- 
mungen zur Kirche, für Schule und Arme ($. 5.) aus fpätern Bei⸗ 
trägen (6. 9.) erfammelte, und durch neuere freiwillige Gaben für dieſe 
oder ähnliche Zwede (z. B. für Pflege der Kunft und höhere gewerb- 
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liche Ausbildung 2c.) etwa hinzugekommene öffentliche Vermögen bildet 
a8 Stifung eine ſelbſtſtaͤndige, in dem Kreis der Gemeinde, für 
deren Inſtitute oder Angehörige fie beſtimmt ift, gelegene Berwals 
tung. Sn den meiften Orten ift der fo für verfehiedene kirchliche 
und wohlthätige Zwede angefammelte Vermögensftod in eine ein, 
ige Berwaltung unter dem allgemeinen Ramen der Stiftunges (Heis 
ligen⸗ Pflege vereinigt, oft aber hat ſich auch für jeden der genann- 
ten Zwede und felbft für Unterabtheilungen derfelben ein abgeſon⸗ 
dertes Vermögen gebildet und erhalten, und es beftehen daher meh⸗ 
sere Berwaltungen als Kirhen-, Armen- und Sculftiftungspflege, 
Spyitals und Almofenpflege. 

In denſelben Kreis und unter gleiche öffentliche Berwaltung 
gehören die in einer Gemeinde vorhandenen Stiftungen für die 
genannten Zwede, deren Ertrag entweder zunächft oder aus⸗ 
ſchließlich füͤr Angehörige beftimmter Familien als Lehrftipenpien, 
Almofen ⁊c. beftimmungsgemäß verwendet werden fol (Familienſtif⸗ 
tungen) oder welche fonft den Charakter einer Brivatftiftung 
haben, infofern buch den Willen des Stifters die öffentliche Ein⸗ 
wirfung, namentlih in Bezug auf Beftellung des Verwalters und 
auf die Berwendung der Stiftungseinfünfte, ganz oder theilweife 
audgefchloffen ift, Beide jedoch nur in dem Falle, wenn die Stifs 
ter feine befondere Verwaltungs und Auffihtsbehörde G. B. einen 
Samilienrath) benannt haben, welde diejenigen Befugniffe auszus 
üben hätte, die nach dem Gefege über Verwaltung der für foldhe 
öffentlihe Zmwede beftehenden Stiftungen ausgeübt werben 
müflen; und nur fo weit dieſe gefeglichen Vorfchriften durch den 
Villen des Etifterd nicht ausgefchloffen find. !) 

Jede Familien oder Privatftiftung bildet ihrer Natur nach eine 
befondere Verwaltung. Aber auch jede andere felbitftändige Stifs 
tung mit beſonderem Zwede im Gegenſatz eines der öffentlichen 
(allgemeinen) Stiftungspflege des Ortes, wenn auch mit befondern 
Beſtimmungen übermachten Vermögens, foll ih der Regel abgefon- 
dert verwaltet werden. Die Bereinigung mehrerer folder Stif⸗ 
tungen in eine gemeinfhaftlide Berwaltung kann nur ges 
ſchehen, wenn ein nad vorgängiger Rückſprache mit dem Bürgers 
ausſchuſſe hierauf geftellter, von dem gemeinfchaftlihen Oberamte zu 
begutachtender Antrag des Stiftungsrathed von der Kreißregierung 
genehmigt wird, 2) und wird die Zuläfftgkeit diefer zu Erfparung von 
Berwaltungsfoften dienlihen Vereinigung namentlid davon abhäns 
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gen, 1) daß nicht beſondere Berfügungen des Siifters enigegen⸗ 
ſtehen, 2) daß die Erfüllung des Willens jedes Stifters und bie 
Erhaltung des Grundſtocks jeder Stiftung ungeadtet ber Bereini- 
gung gewahrt bieibt. 

Die Gründung einer Etifung für oͤffentliche Zwecke und die 
der letztern zukommende Eorporationseigenfkaft bedarf übrigens nach 
den geltenden Orundfägen Feiner befondern Anerfennung der Staate- 
regierung. 

1) Berw. Edict 8. 120. Vergl. Min. Erlaß vom 12. Nov. 1829. 

2) Verw. Chdiet 5. 126. Das Geſet hat hier, obſchon es ſich in dieſer AH: 
gemeinheit ausdrückt, zunächſt die abgeſonderte Erhaltung ber Spitäler, 
Ricgenflftungen, Armenkaͤſten ıc. ein Ange. cf. 8. 124. daſ. 


„Wo bisher unter mehreren oder fämmtlichen Stiftungen eines 
Ob eramts bezirks für gemeinfchaftlihe Zwede und Laften G. 3. für 
Unterrichtsanftalten, Epidemiefoften, andere Armen⸗, Cur⸗ und Er- 
baltungsfoften u. dergl.) eine rechtögültige (ſpezielle) Verbrüdes 
rung flattgefunden bat ($. 14.), da it folche bis auf weitere 
Anordnung auch fünftig aufrecht zu erhalten, die Nechtstitel und 
©rundfäge derfelben, fo wie der bisherige Mapitab zu Vertheilung 
der Koften find aber der Kreisregierung zur Prüfung und —— 
ſener Verfügung vorzulegen.“ 1) 

Nach dem Begriff einer Verbrüderung ſollte es ſich hier nur 
davon handeln, daß zu gewiſſen, zunäcft einzelne Orte treffenden 
Ausgaben die Stiftungen anderer Orte des Bezirkes beigejogen wer⸗ 
den. — Es ift aber ein dem Bezirke gemeinfhaftlicher Armenfond 
gemeint, wie er im Amtsoberamt Stuttgart in der Mitte des 18ten 
Sahrhunderts geftiftet wurde, und wie er für die Orte tes vor- 
maligen Klofteroberamts Reichenbach, Oberamt Freudenſtadt, beiteht, 
und theils durch Staatdmittel, theild durch Umlagen auf ſaͤmmiliche 
ehemalige Amtsorte unterhalten wird. — Es beftehen dagegen viele, 
zum Theil reich ausgeftattete Stiftungen, deren Einkünfte den Kir- 
hen, Schulen oder Armen nicht blos einzelner Orte oder Gemein⸗ 
den, fondern eines größeren Bezirkes gewidmet find und uns 
mittelbar dahin verwendet werden. 2) Auf diefe Stiftungen finden, 
fo weit nicht befondere Verfügungen der Stifter entgegenſtehen, dieſel⸗ 
ben Berwaltungsvorfchriften Anwendung, wie für die Ortöftiftungen. 
1) Verw. CEdict $. 149. 
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2) Sicher schien namenilih: a) die Garl v. Aniehäptifde Chun iu 
Kleinbottwar zur Unterfiähung von Wiliwen ans dem Neckarkreis, armırc 
Kranken aus den Oberämtern Marbach und Ludwigsburg, zu Stipendien und 
Schulhausbeiträgen für das ganze Land. Bekannim. vom 23. Det. 1820 
und 15. Gept. 1827 im Reggébl. b) Der Hofpttal in Gundeléehein, 
Oberamt Reckarſulm, zur Armenmierflähung für die Orte des vermals 
beuifcgorbenfchen Nedarohtramis. c) Die Armenlafle für die yormallge 
Landſchaft Altshauſen. d) Der Spital zn Goldbach für Die ehemalige 
Herrſchaft Ochfenhaufen. e) Die Spitale zu Kißlegg und Baͤrenweiler 
für die vormaligen Herrfchaften Wolfegg und Wurzach. f) Die Zwiefals 
tenfchen Armenhäuſer zn Bach und Tigerfeld. 8) Der Spital zu Schlier 
fhr die ehemalige Herrſchaft Weingarten. &) Der Schulfonde uud der 
Armenſeuds für bie ehemalige Grafſchaft Wolfegg. i) Das Krankenhaus 
für die vormallge Lanbſchaft Schuſſenried. x) Die Mentfortifäge Armen: 
Riftung für die ehemalige Herrſchaft Tettnang. 1) Berfchievene Armen: 
Riftungen für die vormalige geiftlihe Herrſchaft Ellwangen. 


$. 80. 

Unabhängig von dem Beftehen einer ihre Ausgaben deckenden 
Stiftung bildet die Vereinigung der Bewohner eines Orts oder 
mehrerer Orte von gleicher Eonfeffion zur öffentlichen Gottesver⸗ 
 ehrung die Kirchengemeinde, eine Körperfhaft, die indeß 
nad den noch jegt gültigen Beftimmungen nur bei befonderer ftaat- 
licher Anerfennung öffentlich zu Recht befteht. 1) Sie fann in Abs 
fiht auf Außere Begrenzung mit der politifchen Gemeinde zuſam⸗ 
menfallen oder theils wegen der Eonfeffion, theils vermoͤge zufaͤlliger 
geſchichtlicher Vorgänge oder verfchiedener, ven Außen Umfang be 
beftimmender, Einflüffe größer oder Meiner feyn, als vie politifche 
Gemeinde, in welcher fie ihren Gig hat. Im letztern Kalle beficht 
für fie eine befondere wirthichaftlihe Verwaltung (Kirchenpflege), 
wenn die Ausgaben derfelben nicht durch Etiftungen gedeckt find, 
sder auch iR die Berwaltung der anderweiten Einnahmen und Leis 
ftungen mit der Berwaltung der für die Kirchengemeinde beftehenven 
Stiftung vereinigt. 

4) Unger den proteflantifchen nud katholiſchen PN auch die Ifraelitifhen 
Wirchengemeinden als ſolche Gorporationen anerkannt. Die Darftellung 
ihrer Verfaſſung und Berwaltung blieb hier weg, als anf ganz befon- 
deren Grundfaͤtzen beruhend. Vergleiche darüber meine Sammlung ber 
Geſetze über die öffentlichen Verhältnifie der Zfraeliten. Tüb. 1847. 

5. 31. 

Obgleich die Volksſchule an ſich als eine gefegliche Aufgabe 

der politiſchen Gemeinde erſcheint, fo bildete fich doc für fie eine 
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beſondere Corporation, die. Schulgemeinde, wenn für eine Volks⸗ 
ſchule eine vom politiſchen Gemeindeverbande verſchiedene Vereinigung 
mehrerer Orte je nach der Bevölkerung und Rage der letzteren, ober 
etwa auch nad dem Confeffionsverhältniß der Einwohner zu Stande 
gefommen iſt. Diefe Corporation hat entweder eine eigene wirth- 
fhaftlihe Verwaltung, oder es wird diefe in der Art beforgt, daß 
Einnahmen und Ausgaben derfelben unter die Gemeindepflegen ver 
zur Schulgemeinde gehörigen Orte vertheilt find und etwa eine ber 
Tebteren die Hauptverrehnung (Einzug der Betreffe der andern Pars 
zellen, Ausbezahlung der Schuffoften aus einer Hand) übernimmt. — 
Während durd die Gemeindepflege oder durch eine ſolche befondere 
Schulpflege der Außere Beftand der Volksſchule erhalten wird, hat 
diefelbe ſodann überall noch für fich felbit, d. 5. für ihre inneren 
Zwede, eine befondere wirthfchaftliche Verwaltung, den Schulfond. 
Vergl. hierüber IH. Theil 2. Buch 3 Kap. 


II. Allgemeines Verhältniß der Eorporationen zum Staate. 


$. 32. 


Die Stellung, welche die Corporationen dem Staate gegenüber 
einnehmen, drüdt fi in den drei Grundſaͤtzen aus: 
1) Sicherftellung des Eigenthums zunächſt der Gemeinden 
und Amtsförperfchaften, in der Art, daß 

a) diefelben nicht (durch Verfügungen der Regierungsgewalt) 
mit Leiftungen und Ausgaben befchwert werden dürfen, 
wozu fie nicht entweder vermöge der allgemeinen Geſetze, 
oder Fraft der Lagerbücher oder anderer befonderer Rechts⸗ 
titel verbunden find; !) 

b) daß felbft durch Geſetz dasjenige, was nicht auf örtliche 
Benürfniffe der Gemeinden oder Amtslörperichaften, ſon⸗ 
dern zu Erfüllung allgemeiner Landesverbindlichkeiten zu 
verwenden Äft, nicht auf jene allein gelegt, fontern nur 
auf das ganze Land vertheilt werden darf. 2) 

Eine Folge diefes Grundfages ift die Zuficherung, daß dies 
jenigen Koften, welche durch Ausübung des landesherrlichen 
Oberaufſichtsrechts über die Gemeinveverwaltung ohne aus⸗ 
prüdliches Verlangen der Gemeinden oder Einzelner und ohne 
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eine biezu Anlaß gebende Merfhuldung verfelben entfliehen, 
von der Staatsfaffe getragen werden. 3) 

Die gleihe Sicherſtellung genießen tie Stiftungen, intem 
jeder der drei im Königreiche beitehenden chriftlichen Eonfeffionen 
der volle Genuß ihrer Kirchen⸗, Schul und Armenfonde 
zugefihert und jede fremdartige Belaftung derfelben gejeglich 
verboten if. %) 

2) Selbftverwaltung der Gemeinden und Amtskörperfchaften 
(hienach III.), fo namentlih, daß feine Staatsbehörde befugt 
it, über das Eigenthum derfelben mit Umgehung oter Hint- 
anfegung der Vorſtehet zu verfügen;3) Verwaltung der oͤrt⸗ 
lihen Stiftungen durch die geijtlihen und weltlichen Orts⸗ 
vorſteher, 6) beides jedoch nur 

3) nah den gefeglihen Borfjchriften (IV.) und unter der 
Aufficht der Staatsbehörden. ”) (V.) 


1) Verf. Urkunde F. 67. Zu diefen kefondern Nechtstiteln gehören bie Vers 
träge über Anseinanberfegung der Tomänen und Schulen der ehemaligen 
Landfchaften und Reicheftäbte. Geſetz vom 14. März 1821. $. 4. 

2) Verf. Urkunde $. 68. Zu weit gleng der Berf.Eniw. $. 77., wenn er das 
Eigenibum der Eorporationen dem Privat eigenthum gleichſtellt. — Die 
Entwidlung des Grundſatzes folgt im 2. Theil 2. Bud). 

3) Landiagsabfchied vom 30. Juni 1821 6. 28. 

4) Berf.Urkunde $. 70. Verw. Edict $. 127. 

5) Berf.Urfunde $. 65. 66. Verw. Edict $. 8. 

6) Verw. Edict $. 120. 

7) Berf.Urkunde $. 65. 


IT. Die Organe der Verwaltung. 
1) Der politifden Gemeinden. 
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Die politiihe Gemeinde wird durd den Gemeinderath, als 
Benwaltungsbehörbe, vertreten.) Er befchließt unter denfelben Vor⸗ 
fhriften und Formen, wie in andern Befugniffen, auch hier. Die Leis 
tung diefer Berwaltung gebührt dem Orts vorſteher, 2) der jedoch 


feinen Beſchluß für fi ſelbſt faffen, namentlich feine einfeitige Ver⸗ 


fügung über das Gemeindevermögen fi) anmaßen, und felbft in 
Polizeiſachen Feine Anorbnungen, beſonders infofern fie mit Koften 
3 
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für die Gemeinde verbunden find, ohne den Beſchluß des Gemeinde⸗ 
raths treffen darf, mit Ausnahme der für den Augenblick erforder- 
lichen Borfehrungen in dringenden Faͤllen und unbeſchadet feiner 
Pflicht, die oberamtliche Entſcheidung einzuholen, wenn er fidh bei 
einem die Polizei betreffenden Beichluffe des Gemeinderaths nicht 
beruhigen zu fönnen glaubt, °) 

Dies zunähft in einfachen Gemeinden ($. 25.) und bei zus 
fammengefegten bezüglid der Gefammtgemeindeverwaltung. Was 
dann aber die Gemeindeparzellen mit eigener Gemeindeverwaltung 
betrifft, fo ift eine gefeglihe Beftimmung hierin bis jest nicht ger 
geben.) Indeſſen haben fi mit Billigung ded Minifteriums des 
Innern) auch für diefe Parzellen Berwaltungsbehörden, Partikular⸗ 
gemeinveräthe, überall da gebildet, wo die Zahl der Einwohner zu 
entfprechender Belegung derſelben und des gegenüberftehenvnen Bürger: 
ausfchuffes ($. 35.) ausreiht. Für diefe tft aus ben beſtehenden 
gefeglihen Normen jedenfalls zu folgern: 1) daß aud bier eine 
colfegialifhe, zum mindeften aus 3 Mitgliedern beftehende Ver⸗ 
waltungsbehörde zu beftehen hat. 2) Daß zunächſt dem Anwalte, 
foweit aber deſſen untergeorbnete polizeilihe Gewalt nicht ausreicht, 
dem Ortövorfteher der Gefammtgemeinde die obigen Befugniffe zus 
fiehen. 3) Daß der Gefammtgemeinderath nicht gehindert feyn kann, 
die dem Wefen und der Aufgabe des politiihen Gemeindeverbandes 
entſprechenden Beſchluͤſſe mit verbindender Kraft für die Pargellen 
auch dann zu fafien, wenn hieraus Leiftungen für dieſe erwach⸗ 
fen.) — In Heineren Parzellen muß die Verwaltung der Gefammt⸗ 
heit der Bürger zugeftanden werben. 


4) Verf. urkunde $. 65. Verw. Cdict $. 4. 9. 21. Geſetz vom 6. Juli 1849 
Art. 5. Die Wahl und Iufammenfegung sc. gehört zu einer Darftellung 
des allgemeinen Berfafiungsrechtes der Gemeinden. 

2) Berw.Etict $. 14. 

3) Verw.Epict $. 39 — 41. 

4) Der Entwurf des Zuſatz geſetzes zum Verwaltungsedict von 1839 will auch 
für diefe ganz allein den Geſammtgemeinderath als DVerwaltungsbehörbe, 
wogegen fich die ſtaͤndiſche Commifſion mit gewiß überwiegenden Gründen 
erflärt hat. Ohne das Verwaltungsrecht iſt das Cigenthum, bad body 
den Parzellen bleiben foll, fein wirkliches, und dem Geſammigemeinderath 
würde eine Funktion in einer für ihn fremden Angelegenheit übertragen. 

5) Erlaß des Minifteriams des Innern vom 20, Mai 1829 an bie Regierung 
des Donaufreifes. 

6) Namentlich in Bezug auf polizeiliche Ciarichtiugen; dies letztere erkennt 
and die ſtäubiſche Commiſſion a. a. D. als zu Recht beiehend an; 
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hierin liegt Mes, was im Intereſſe des yolitiichen Verbandes verlangt 
werben Tann. 


$. 34. 


Die Bürgerfchaft eines Ortes hat feinen unmittelbaren Ans 
theil an der öffentlihen Verwaltung und darf nur auf Berufung 
des Orisvorftehers fich verfammeln.!) Dies fchließt jedoch nicht aus, 
bag die DVerwaltungsbehörde in fehr wichtigen Faͤllen die Meinung 
der gefammten Bürgerfchaft, nötbigenfalld im Durchgange, vernimmt 
und bierauf ihren Beſchluß faßt. 2) 

Dhnehin if es Pflicht und Recht jedes vollberechtigten Ge⸗ 
meindebürgers, der Gemeindeverwaltungs⸗ oder Aufjichtsbehörde wohl- 
erwogene und begründete Wünfche und Beichwerden bezüglich der 
Bemeindeverwaltung vorzutragen, und die Cbliegenheit der letztern, 
hierüber fih zu berathen und das Angemeſſene zu beichließen. ®) 

1) Berw.&tict $. 47. 

2) Rad dem Berfafiungsentwurf von 1817 $. 113. follten die Fälle, wo bie 
einzelnen Mitglieder der Gemeinde um Ihre Meinung zu befragen find, 
durch ein Geſetz beſtimmt werben. Der Antrag in der ftänbifchen Com⸗ 
miſſion vom 1820, die Fälle zu beflimmen, wo bie Gemeinde zu ver: 
fammeln fey, wurde für verfafiungswinrig und nuausführbar erklärt, wo⸗ 
gegen auerfannt wurbe, daß ben Ortsvorſtehern freifiche, wo ſie es zweckmäßig 
Ruben, die Gemeinde um ihre Anficht zu vernehmen. Judeſſen follte dieſer 
Antrag nad) $. 26. des Landtagsabſchieds von 1821 in weitere Uebers 
legung gezogen werben. Der Minifterialerlaß vom 20. Spt. 1837 laßt 
diefe Vernehmung ver Bhrgerfchaft zu, bezäglich der Frage, wie Gemeinde⸗ 
überfchäfle zu veriheilen feyen. 

3) Zu $. 96. des Berwallungsebicts zunächk beim Ruggericht anerkaunt. 


$. 35. 


Dagegen wird die Gemeinde gegenüber der Verwaltungsbehoͤrde 
durch eine zweite collegialifhe Behörde, den Bürgerausfhuß, 
vertreten, deſſen Mitwirkung jene in verfchievener Weife bevarf: 1) 
1) indem in beftimmten in der Folge zu erwähnenden wichtigen 
Fällen deſſen Zuſtimmung zur Gültigkeit des Beſchlufſes 
überhaupt erfordert wird. 2) 

In diefen Källen bat der Gemeinderath den Bürgerausihuß 
jedesmal vor Abfaffung des Befchluffes zur Berathung 
beizuziehen und über feine Anficht und Meinung mündlich zu 
hören. Dem Bürgerausſchuß fteht im Anftandefall frei, abzus 
treten und fich binnen einer angemefienen Bedenkzeit abgefonbert 
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zu berathen. Er hat ſofort in voller Verſammlung dem Ge⸗ 

meinderath ſeinen Beſchluß, wenn derſelbe von der Anſicht des 

Gemeinderaths abweicht, mit den Gruͤnden zu weiterer Be⸗ 

ſprechung vorzutragen. Kommt auch' bier eine Vereinigung 

nicht zu Stande, ſo hat der Gemeinderath nach Entlaſſung 
des Ausſchuſſes für ſich weiter zu berathen und zu beſchließen; 
die Folge der Meinungsverfchiedenheit aber ift: ! 

a) wenn es fih um neue Maßregeln handelt, daß die Sache 
in ihrem vorigen Zuftanve bleibt, e8 wäre denn, daß 
hiebei eine (fen es öffentlichrechtliche, namentlich polizel- 
lihe, oder privatrechtliche) Verbindlichkeit der Gemeinde 
oder der Gemeindevorfteher gegen die Gemeinde unerfuͤllt 
bleiben müßte, wo dann das Oberamt zu verfügen hat. 

b) Wenn es eine Abweichung von den gefeplichen Regeln 
der Verwaltung beträfe, daß dann immer das Geſetz 
anzuwendeu ift, wobei über die Frage: ob ein einzelner 
Hal unter die gefegliche Regel zu ftellen fey, jedem Theil 
die Berufung an das Oberamt vorbehalten bleibt. 3) 

2) Indem in andern hienach zu bezeichnenden Fällen das Gut- 
achten des Bürgerausfchuffes vor Abfaffung des gemeinde- 
räthlichen Beſchluſſes mündlich einzuholen if. Der Gemeindes 
rath ift an diefes Gutachten jedoch nicht gebunden, hat vielmehr 
nad eigenem pflibtmäßigem Ermefien zu befchließen und fo 
lange von Auffichtöwegen nichts Anderes verfügt wird, fortzu⸗ 
handeln. %) Ä 

3) In allen andern Yällen if der Gemeinderath und das Obers 
amt berechtigt, aber nicht verpflichtet, ven Ausfchuß, fo oft es 
räthlich oder förderlich fcheint, um feine Meinung zu hören 
und fi mit ihm über das gemeine Beſte gemeinfchaftlich zu 
beratben. 5) 

Der Bürgerausfchuß feinerfeitd ift auch außer der Berufung 
durh den Gemeinderath für ſich felbft in Berathung zu treten, 
Wuͤnſche, Borfchläge und Beſchwerden über den Zuftand des Ges 
meindewefend vorzubringen, nicht nur berechtigt, fondern alljährlich 
mittelft und nah Duchfiht und Prüfung der Gemeinderehnung 
feine diesfallfigen Bemerkungen mitzutheilen verpflichtet; doch fol von 
einer Berufung außer dieſer jährlihen Zufammenfunft, fowie von 
dem Gegenftand der Verhandlung der Ortsvorſteher zuvor in Kennt⸗ 
niß gejegt werben. In jedem Kal hat er feine Anträge in mündlicher 
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Form zunaͤchſt an den Gemeinderath und erft wenn er dort das 
gewuͤnſchte Gehör nicht findet, an das Oberamt, erforderlichen Falls 
an die Kreisregierung in der vorgefchriebenen Form zu richten und 
yon biefer die Entfchließung zu erwarten, übrigens fih aller — die 
Gemeindekaſſe befäwerenden — perfönliden Betreibungen zu ent- 
halten. ©) 

In Oemeindeparzellen findet die Beſtellung von Buͤrgeraus⸗ 
fhüuffen in derfeiben Weile Statt, wie die von Lofalgemeinderäthen 
($. 33.). Es iſt jedoch in Fleinen Orten, oder wo wenig oder fein 
©emeindeeigentbum vorhanden it, auch zugelafien, daß die fonft 
dem Bürgerausfchuffe zuftehenden Befugniffe unmittelbar durch die 
dem Lufalgemeinderath nicht angehörigen Bürger ausgeübt werben. ?) 

1) Berf. Urkunde $. 65. Verw. Edict $. 47. 61. 

2) Berw. Ediet $. 52. 

3) Berw. Cdict $. 54. 55. Jedes der beiden Gemeindecollegien fpricht durch 
die Mehrheit feiner Diitgliever feine Meinung ans; ber fländifche Antrag: 
in Fällen der Meinungsverfchiedenheit durch beide Eollegien durchzuzaählen, 
ward abgelehnt. $. 1. des Abfch. von 1821. 

4) Verw. CEdict $. 56. 

5) Berw. Edict $. 57. 

6) Berw.Ebict $. 58— 63. 

7) Min.Erl. vom 20. Mai 1829, 


8. 36. 


Für die Verhandlungen des Gemeinderaths in Sachen der Ge⸗ 
meindeverwaltung ift die Borfchrift befonders wichtig, daß, wenn ber 
Gegenſtand der Berathinng ein Mitglied des Gemeinderaths oder 
deffen Verwandte oder Schwäger bis zum zweiten Grade einfchließ« 
Gh 1) perfänlih angeht, dafjelbe fich der Theilnahme an der Bes 
rathung und Beichlußfaffung zu enthalten habe. 2) 

Es fommt aber in vielen Gemeinden des Landes vor, daß 
theil8 den Bürgern (nicht als foldhen, fondern als Beſitzern gewiffer 
Häufer ıc.) befondere Rechte an dem Gemeindeeigenthum zuftehen, 
theild auf dem Privatbeſitz der Bürger die befondere Verbindlichkeit 
zu Tragung Öffentlicher Laſten ruht. Die Intereſſen der Gemeinde 
als folcher ftehen daher häufig denjenigen der in Diefer Art befonders 
berechtigten oder verpflichteten Gemeindegenoffen gegenüber. Yür dieſe 
Fälle ift weiter vorgefchrieben : 

„Wenn ein Gemeinderat oder der Bürgerausfchuß einer Ges 
meinde, oder auch beide Collegien zuſammen wegen entgegenftehenver 
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Privatintereſſen einer ſolchen Anzahl von Mitgliedern, daß die uͤbrigen 

keinen gültigen Beſchluß mehr faſſen fünnen, außer Stande find, im 

Gemeindeangelegenheiten die Gemeinde zu vertreten, fo hat das 

Dberamt die Rechte und Pflishten des ober der verhinderten Ge⸗ 

meindecollegien nad vorgängiger Rüdfprache mit den nicht betheiligten 

Gemeindegenoffen auszuiben.” 3) 

. 1) Alſo in den Verhälinifin von Vater und Sohn, Schwiegervater und 
Tochtermann, Sroßvater and Enkel, Großfihwiegervater und Eufelmanın 
Bruder und Schwager ; nicht aber bei Ghemäunern zweier Schweſtern unh 
allen entferateren Berwanbten. 

2) Verw. Edict $. 19. Geſetz vom 6. Zuli 1849 Art. 17. 3. Sap. 

3) cit. Geſetz von 1849 Art. 20. Es Tann biefe Beflimmung nach den oben 
angeführten Motiven tverfelben namentlich nicht bezogen werben anf vie 
Fälle, wo die Mitglieder der Eollegien nicht vermöge privatrechtlicher Bers 
haltniffe, fondern 3. B. ale Hoch⸗ ober Geringbeſtenerte oder wegen aus 
terer öffentlich «rechtlicher Verhaͤltniſſe intereffirt And. 


$. 37. 


Dem Gemeinderat untergeordnet, unter deffen Auffiht und an 
defien Beichlüfie gebunden find zu Ausführung der lehtern, zur uns 
mittelbaren Beforgung der Einnahmen und Ausgaben, zu Führung 
der Kaffe und Rechnung einzelne Männer — Rechner, Pfleger — 
beftelt, 1) worüber folgendes Nähere zu bemerken ift: 

1) Die gefammten Einnahmen und Ausgaben einer Gemeinde 
müßen in einer Hauptverwaltung und Hauptrechnung ſich 
vereinigen. Für dieſe werden einer oder zwei Gemeinde 
pfleger gewählt, welde letzternfalls in der Kaſſen⸗ und 
Rechnungsführung jährlihd mit einander wechieln. ?) 

Es fünnen aber von dem ©emeinderathe für einzelne Vers 
mögenstheile und Einkünfte, jedoch wegen der dadurch ents 
ftehenden Geſchaͤfts⸗ und Koftenvermehrung nur bei wirflichem 
Bedürfniffe, 3) befonvere Aufieher, Rechner und Verwalter bes 
itellt werden, 3. B. Steuereinbringer, 4) Waldmeiſter, Pfoͤrch⸗ 
meifter, Fruchtvorrathspfleger, Bauverwalter u. vergl. Diefe 
Theilrehner find aber nur als Linterpfleger des Haupts 
rechners zu betrachten, 5) d. b. ihre Einnahmen und Ausgaben 
find wenigſtens ſummariſch in der Hauptrechnung vorzutragen 
und der Ueberihuß ihrer Einnahmen über die ihnen zur uns 
mittelbaren Beftreitung zugewiefenen Yusgaben ift an den Ges 
meindegfleger abauliefern. ©) 


2) Zum Amte eined Haupt» oder Theilrechners iſt Jeder befähigt, 


3) 


dem überhaupt das gemeindebürgerlihe Wählbarkeitsrecht zus 
ftebt ) und der nicht wegen Bergehen zu Wiederbekleidung 
eines öffentliben Amtes derzeit für unfähig erklärt iſt. ) Bei 
der Wahl derfelben, die dem Gemeinderath zuiteht, ift derſelbe 
nicht mehr an die Gemeinderathsmitglieder gebunden; es darf 
vielmehr einem Gemeinderathsmitgliede ein foldyed Reben: 
amt nur mit Zuftimmung des Bürgerausfchuffes übertragen 
werden. ®) 

Der Ortövorfteher, als Vorſtand des die Verwaltung bes 
aufiihtigenden ®emeinderathes, kann dad Amt eined Rechners 
nicht zugleich verfehen; 10) ebenfo darf der Rathöfchreiber nicht 
zugleih @emeindepfleger ſeyn. 14) 

Endlich darf der Gemeindepfleger feine Wirthſchaft treiben. 12) 

Uebrigens iſt über die Beitellung des Gemeindepflegers und 

des Steuereindringerd (über die hiezu vorzüglich als befähigt 
zu erachtenden Bürger) jevenfalld das Gutachten des Bürgers 
ausfhufies zu hören. 13) 
Die Anftellung der Rechner geichieht entweder auf Lebenszeit 
oder auf eine beftimmie Anzahl von Jahren. 4) Zum erftern 
it die Zuftimmung des Buͤrgerausſchuſſes erforderlich, im letz⸗ 
tern Fall darf fein fürzerer Zeitraum, als von drei Jahren, 
beftimmt werben. 15) 


4) Die Wahl geigieht unter dem Vorſitze des Ortsvorſtehers, 


5) 


mit Zuziehung ded Rathöfchreibers. 1%) Die Ernennung und 
Berpflihtung bedarf keiner Diitwirkung von Staatsbehörden. 17) 
Die letztere if daher unter Benügung der vorgefchriebenen 
Eidesformel vom Ortsvorfteher vorzunehmen. 

Die befonderen . Dienkobliegenheiten eines Rechners ergeben 
fih zunächſt aus fpeziellen gefepfichen Beflimmungen hier: 
über (die in der Folge zu erwähnen find) und dann 'über- 
haupt aus ihrer im Eingange des $. bezeichneten Stellung. 
Im Uebrigen hängt die Frage, ob ſolche Dienftverrichtungen, 
die fih hieraus mit Beftimmtheit nicht gerade als Obliegen- 
heit der Rechner ergeben, wie 3. B. die Berwaltung des be- 
weglihen Eigenthums der Gemeinde, die befondere Obhut "über 
die Gemeindegüter, die Beauffihtigung der im Dienfte der 
Gemeinde angeftellten Lohnarbeiter u. A., Sache der Rechner 
feyen, 1) - von den Herfommen, das ſich hierüber in einer 
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Gemeinde gebildet hat, oder von befonderen Befchlüffen ber 
Berwaltungdcollegien ab, die aber ſchon bei Anftellung eines 
Rechners gefaßt worden feyn müſſen, oder denen diefer, wenn 
fie jpäter gefaßt wurden, ſich unterworfen hat. 

6) Die Niederlegung der Stelle eines Rechners darf nah all- 
gemeinen Rechtöregeln nicht zur Unzeit geſchehen, wie etwa 
mitten im Berwaltungsjahre 2c.; ift die Yeftellung auf eine 
beitimmte Zahl von Jahren erfolgt, fo wird der Angeitellte 
durch Annahme derfelben in der Regel auch zu Verſehung des 
Dienſtes während diefer Zeit verpflichtet feyn. — Die unftei- 
willige Entlaffung eined ©emeindepflegerd wegen Vergehen 
oder Unbrauchbarkeit fann nur von den ®erichten und ben 
höheren Staatsverwaltungsftellen verfügt werden, 19) wofern 
nicht etwa bie Beftellung der Theilrechner nur widerruflich ges 
ſchehen wäre. 


1) Berw.Etict 6. 21. 22 — 24. 

2) Daſelbſt $. 22. Diefer jebt wohl nirgends mehr praftifch befunvene 
Mechfel zweier Rechner war bei dem früheren Mangel an Rechnungs: 
controle und anderen Sicherungsmaßregeln deshalb für nöthig erachtet, 
weil jedenfalls beim jährlichen Abtreien des einen Rechners das Remanet 
vollſtaͤndig liquidirt und dargelegt werben mußte. Dies wurde für fo 
wichtig gehalten, daß felbft im Erbvergleiche von 1770 VI. Cl. $. 9. bie 
Abſtellung der „befländigen Rechner”, ale durch welche den Gemeinten 
viel Schaden zugegangen fey, zugefichert warb. — Dagegen wurde bas zu- 
weilen üblich gemwefene Umwechſeln der Bürger in Berfehung der Gemeinde⸗ 
rflege abgeftellt durch Refeript vom 17. Mai 1809. 


3) Bergl. Comm. O. XIV. ©. 5. 6. a 


4) Die K. Verordnung vom 10. Eept. 1817 I. c. hatte die durchgängige 
Trennung der Steuerverwaltung von ber übrigen Gemeindeverwaltung an- 
georbnet, was in der K. Verordnung vom 21. Juni 1819 $. 1 —4. für 
größere Gemeinden wieberholt wurbe; anf den Antrag der Stände wurde 
die Bereinigung der Gemeindepflege mit der Stenereinbringerei nach Wahl 
der Gemeinden wieder zugelafien. Abſch. vom 30. Suni 1821 $. 20. — 
Durch die Trennung beider Aemter wird die Verwaltung des Gemeinbe- 
vermögens auf ihre eigentlichen Zwecke beichränft und die Etörung ber 
leßteren durch Verwendung der Ginfünfte zur Stenerliefernng vermieden; 
dagegen entfteht Dadurch eine doppelte Verwaltung und die Schenung, welche 
bei der Vereinigung gegenüber ben Stenercontribnenten au Zeiten, wo bie 
Zahlung ſchwer fällt, eintreten kann, fällt weg, ober wird doch erſchwert. 

5) Verw.Edict $. 23. 

6) Comm. O. XIII. $. 6. R 

7) S. Geſetz vom 6. Juli 1849 Art. 1I—3. Die allerdings an fi wich⸗ 
tige Vorfchrift der Communorbnung XI. $. 2., daß ein Kechner zum 
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leſen, zu ſchreiben und zu reinen verfiche, IR wohl heutiges Tages nich 
kefonders anfzuftellen nöthig. 

8) Bergl. Strafgeſetzbuch Art. 30. 

9) Geſetz vom 6. Suli 1849. Art. 22. 

10) Berg. Erlafle des Niniſterium des Innern vom 14. Mai 1827 wegen bee 
Pforchmeiſterſtelle (woſern dieſe nicht blos in der polizeilichen Beauffich⸗ 
tigung des Schaͤfereiweſens und eiwa ber beſonderen Controle ber Pfoͤrch⸗ 
einnahmen beſteht, in welcher Beſchränkung dieſes Amt allerdings von 
dem Ortsvorſteher bekleidet werden Tann) vom 13. März 1820 wegen ber 
Stenereinbringer, vom 23. Juli 1840 wegen der Waldmeiſter. 

11) Berw. Edict $. 20. dritter Gap. 

12) Daf. $. 22. letzter Satz. Cine Tifpenfatlon von dieſem Berbote Tann 
die Rreisregierung, jedoch nur bei ganz befondern Umfänden, ertheilen. 
Comm. O., I. $. 7. Min. Erlaß vom 22. Jan. 1818. — Die Ansbehnung 
diefes Verbotes anf Theilrechner iR nach einer Cutſcheidung des 8. Ges 
bheimenraths vom 4. Juni 1836 nicht begründet. 

13) Berw.Ebict $. 56. 

14) Daf. $. 22. 

15) Geſetz vom 6. Juli 1849. Art. 22. 

16) Berw. Edict $. 22. zweiter Sap. 

17) cit. Geſetz von 1849. Art. 22. 

18) Bergl. Comm. I. 3. $. 1. 2. 

19) Comm. O. 3. 10. Juſtruktion für die Kreisregierungen von 1819. $.9. e. 
Berw. Edict $. 22. zweiter Gap. 


2) Der Amtsförperfhaft. 


$. 38. 


Die Amtskörperfchaft wird vertreten durch die Amtsverfamms 
lung,?!) eine collegialifhe Behörde, welche unter dem Dorfig des 
Oberamtmanns aus Abgeordneten der Gemeinden des Bezirkes ges 
bildet wird, deren Anzahl — behufs einer genügenten Bertretung 
einerjeitö, andererfeitd zur Verhütung zu großer Echwerfälligfeit der 
Berathung — wenigſtens zwanzig, hoͤchſtens dreißig betragen foll. 
Die SGemeinten befhiden diefelbe nach der Amtfchadendmatrifel oder 
dem Steuerfuße (für Amtsförperfhaftdumlagen), alfo jetoh, daß 
feine Gemeinde mehr als ein Drittel fämmtliher Amtödeputirten 
beitellt, die kleinſten Gemeinden aber fi über einen gemeinfchafts 
lihen Abgeordneten oder über eine gewiffe Reihenfolge vergleichen. 
Der Ortövorfteher ift von Rechtswegen der Amtsdeputirte feiner 
Gemeinde, die weiteren Abgeordneten werden von dem betreffenden 
Gemeinderath alljährlih aus feiner Mitte gewählt. 

Die Amtsdeputirten find als folche von den. einzelnen Gemeinden 
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unabhängig und an feine Inſtruktion gebunden. Wenn es fi das 
gegen von dem Rechte einzelner Gemeinden gegenüber dem gefamms 
ten Oberamte handelt und fie in folden Fällen als Vevollmaͤchtigte 
der erfteren arfcheinen, fo liegt ihnen ob, die ihnen deshalb ertheilten 
Kufteäge und Anweiſungen zu befolgen. Sn diefen Yälten kann auch 
die Stimme diefer Deputirten bei den Beichlüffen der Amtskoͤrper⸗ 
ſchaftsvertretung nicht mitzählen. — Auch In andern wichtigen Fal⸗ 
(en haben die Amtsdepytirten den Gemeinderath und Bürgerausfhuß 
ihrer Gemeinde von den duch die Amtöverfammlung gefaßten Be⸗ 
ſchlüſſen ia Kenntniß zu ſehen; zur yerfönlihen Anwohnung in der 
Amtsverſammlung And Die Bürgerausfchäfle oder einzelne Mitglieder 
verſelben nur auf befonderes &rforbern der Amtöverfammlung berech⸗ 
tigt,2) diefe mag zwar von denfelben Yuskunft und Meinungsäußes 
rung verlangen, ohne jedoch in ver jelbfiftändigen Faſſung ihrer = 
fhlüffe damit gehemmt zu feyn. 

Alle wichtigeren Berwaltungsbefchtüffe ind in voller Amtover⸗ 
fammlung zu berathen; dagegen koͤnnen 1) in wirflid dringen⸗ 
den Fllen die Amtsdeputirten der Amtsſtadt mit oberamtlicher 
Genehmigung handeln; doch ift der Amtspfleger im Anftandsfalle 
berechtigt, die Einberufung der Amteverfammlung zu verlangen und 
find derſelben ſolche vorläufigen Beſchlüſſe jedenfalls zur Prüfung 
und Genehmigung vorzulegen; 2) ift die Amtsverfammlung berech- 
tigt, für beftimmte Zwede, namentlich für Vorarbeiten, fo wie für 
Beforgung der laufenden Gefchäfte einen Ausfchuß oder eine Com⸗ 
miffion zu beftellen, jedoch längftens auf Iahresfrift.?) 


4) Berf. Urk. F. 65. Eingang zu ben Edicten von 1818. I. Dem Antrag 
der Giände anf eine dem Juſtitut ber Bürgerausſchüſſe analoge Vertre⸗ 
tung der Amtsangehörigen gegenüber ber Amtsverfammiung erflärte ſich 
De Regierung nicht abgeneigt ($. 32. Landt. Abſchied non 1821), ſetzte 
aber das Weitere bis jegt aus. — In der That flieht die dermalige Or⸗ 
ganifation der Amtslörperfchaft im Widerſpruche mit der repräfentativen 
(auf Vertretung der Betheiligten beruhenden) Ginrichtung der Gemeinden 
und des Staats, zwiſchen denen fie fteht und mit demen fie weſentlich zu⸗ 
fammenhängt. Gine Bezirfsverwaltung aus 7—9 Männern, mit einem 
mach Analogie des Bürgerausſchuſſes gebildeten Bezirksausſchuſſe zur Seite, 
Isgiere anf freier Wahl ber befleuerten Bürger, erſtere anf ber durch bes 
fordere Wahlcollegien beruhend, wärbe wohl alle Garanticen bazxbieten, 
während eine Verſammlung aller Ortsvorfieher für andere abminiftrative 
Zwecke vorbehalten werben koͤnnte. 

2) Berw. Edict $. 76. 

3) Berw.Erict $. 84. 
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8. 39. 


In derſelben Art, wie in den Gemeinden ($. 37.) beſtellt die 
Amtsverfammlung einen Rechner ımd mit Genehmigung der Kreis⸗ 
regierung ewa erforderliche Theilrechner; der Amtspfleger (Haupts 
zechner) if von der Kreisregierung zu beftätigen.1) Die Wählbars 
Keit zu dieſer Stelle iR abhängig 1) von Erſtehung der niederen 
Berwaltungsvienfiprüfung oder ver beiden höheren im Departement 
tes Innern, leptenfall® in Berbindung mit günftigen Zeugniffen 
über eine wenigſtens halbjährige praktiſche Uebung in den Rech⸗ 
nungsgefchäften. ) 2) Bon gutem Brädifnte und mindeſtens des 
Hähigkeit zu Stellung der vorgeichriebenen Dienftcaution. 3) 3) Der 
Amtspfleger darf weder Oberamtsaftuar, noch Amtsverſammlungs⸗ 
actuar, noch Stabtpfleger zugleich feyn.*) 4A) Er darf mit dem bes 
treffenden Oberamtmann nicht in einem folhen Verwandtſchafts⸗ 
oder Schwägeriihaftsverhältnig ſtehen, welches rüdfichtlich der dem 
Erſten zuftehenden Aufſicht und Controle Beforgnifie erweden könnte, 
worüber die Kreisregierung und im Zweifelöfalle das un 
erfennt.5) 5) Er darf Feine Wirthfchaft treiben. ©) 

Der Amtöpfleger hat feinen Bohnfig in der Amtoſtadt zu se 
men; es gebührt ihm von Amtöwegen der Sig und eine berathende 
Stimme in der Amtsverfammlung. °) 

41) Berw. Edict $. 78. 

3) Berw. Cdict daſ. 8. Vrong. vom 10. Fehr. 1837. $. 7. 18. 

3 Comm. O. 1.6. 68.2.4 5. 

4) Berw.Gpict $. 78. Die Ueberiragung an den Stadiſchultheißen ber Amis 
Habt findet Teinen Auſtand, unter der Bedingung, daß die Eontrole des 
Staptpflegers anf Koften des Erſten von einem Dritten übernommen wird. 

5) Erlaß des Min. des Innern vom 3. Oct. 1836. 

6) Comm.O. L. 6. $. 4. 

7) Berw. Edict $. 78. 


3) Der Stiftungen. 


$. 40. 


Als Drgan für die Verwaltung der in einer Gemeinde vor⸗ 
handenen Stiftungen befteht zunäcft der aus dem Ortögeiftlichen 
und dem ®emeinverath (fo weit es fih aber von Stiftungen blos 
für gottesdpienftlihe Zwede handelt, nur aus ben betreffens 
den Geiftlihen und den ®emeinderathömitgliedern der beireenden 
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Confeſſion 1)) zuſammengeſetzte Stiftungérath, deſſen Leitung 
gemeinſchaftlich dem erſten Ortsgeiſtlichen und Ortsvorſteher in der 
Art zukommt, daß dieſer zugleich die erſte ordentliche Stimme fuͤhrt 
(worauf tie übrigen Geiſtlichen folgen), ver erſte im Fall ver 
Stimmengleichheit entſcheidet. Wo jedoch für einzelne Kirchen des 
Orts bejondere Stiftungen beftehen, gebührt nur dem bei der bes 
treffenden Kirche angeftellten Geiftlihen eine Stimme über die Ans 
gelegenheiten derſelben, während ſolche den weltlichen Mitgliedern 
bei alten Ortskirchen ihrer Confeſſion zulommt. 2) 

Der Beihlußnahme des StiftungsratH6 unterliegen alle wich» 
tigeren Berwaltungsmaßregeln, während mit ter vorläufigen Bes 
ratbung derſelben, bauptfädhlic aber mit Beforgung der laufenden 
Geſchaͤfte der Kirchenconvent als beitändiger Ausfchuß des Stif- 
tungsrathes beauftragt ift, deſſen Mitglieder die Ortsgeiftlichen, der 
Drtövorfteher und der Stiftungspfleger von Amtswegen find, außer 
welchen 2— 3 weitere Mitglieder von dem Stiftungsrath aus feiner 
Mitte gewählt werden.) In Bezug auf kirchliche Stiftungen gelten 
viejelben Regeln, wie vorhin. 

Die Berwaltungsbehörde für Stifungen, die fi in einzelnen 
Orten einer zufammengefebten Gemeinde befinden, ohne diefer (etwa 
als Kirchengemeinde) gemeinfchaftlic zu feyn, bildet ſich zunaͤchſt 
unter dem Geiſtlichen der betreffenden Kirche aus ben diefen Par⸗ 
zellen angehörigen Mitglievern des Gemeinderaths und if, wenn 
deren Anzahl zu collegialifher Berathung (3 bilden ein Collegium) 
nicht hinreicht, durch Wahl der Bürger der betheiligten Orte minde⸗ 
fiens bis zu dieſer Erforderniß zu ergänzen. Sofern diefe Anzahl 
die gefeglihe Zahl der Mitglieder eines Kirchenconvents nicht über- 
fteigt, find in ſolchen Partilularverwaltungsftellen die Befugniffe 
des Stiftungsrathes und Kirhenconventd vereinigt. 4) GWergl. weiter 
$. 44.) 

Weber die Theilnahme der Lokalwohlthaͤtigkeits vereine an Ver⸗ 
waltung der Armenfonds iſt zu vergleichen das 4. Kapitel im 
2. Buch des 2. Theils. 

1) Wem dieſe nicht fo zahlreich ſind, um ein Collegium bilden zu koͤnnen, 
fo mäflen die Yürger der betreffenden Eonfeifion durch Wahl weiterer 
Stiftungsraths mitglieder aus ihrer Mitte den Mangel ergänzen. 

2) Verw. Edict $. 121. 122. 

3) Berw.Gbict $. 132. 134. Schluß. | 
5) Min. Erlaß vom 7. März 1822 und 6. Sept. 1825. Auch hier will ber 
Vautuwurf des Iufahgefehes den Stiftungsrath der Geſammtgemeinde bes 
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rufen, was ber Berfchledenheit ver kirchlichen Gtuihellung wegen oft zu 
weiteren Mißftänden führen würde. — IR ber Gig eines folgen Parti⸗ 
enlarkiftungsraths wicht am Wohnfige des Schultheißen, fo iR ſtatt deſſen 
der Aumwalt des gedachten Sitzes Mitvorſtaud bes Stiftungsraths aueh! 
als des Kirchenconvente. 


$. 41. 


Dem Bürgerausfhuffe der Bemeinde (analog, wie in 
$. 40. den Mitgliedern der betreffenden Confeſſion und bei Parzellen, 
den nöthigenfalls durch weitere Wahl zu vermehrenden Mitgliedern 
aus diefen Orten) ift eine Eimvirfung auf die Berwaltung der 
Stiftungen in fo weit eingeräumt: 

1) daß derfelbe vom Stiftungsrath in wichtigen Faͤllen um fein 
Gutachten zu hören if, 1) mit der in $. 35. Pt. 2. bezeich⸗ 
neten Wirfung. 

2) IR die fonftige Vernehmung des Bürgerausfchufles, fowie bie 
ſelbſtſtaͤndige Beratbfchlagung des, letztern auch in Stiftungs⸗ 
fahen (als das Gemeindeweſen mit betreffend) in der $. 35 
Pkt. 3. ausgeführten Weile auch hier zuläffig und aus Anlaß 
der jährlihen Rechnungsprüfung felbft geboten. ?) 


4) Berw. Edict $. 137. 
2) Berw.&bict $. 139. 


$. 42. 


Das Berwaltungsorgan für die Stiftungsverbräderung 
iR die -Amtöverfammlung unter dem gemeinfchaftlichen Vorſitze des 
Oberamtmanns und des betreffenden Dekans, mit Ausfchluß der 
Deputirten nicht betheiligter Gemeinden. Die biebei berufenen Amts⸗ 
verfammlungsmitgliever haben ſich wegen Bevollmädtigung und In⸗ 
Rruftion nad den 5. 38. enthaltenen Orundfägen zu achten und ber 
Dekan Hat hiebei insbeſondere das gemeinfchaftlihe Intereſſe der 
Stiftungen der Amtspflege gegenüber zu wahren. 1) 

Die Verwaltung der für mehrere Gemeinden’ befiimmten Stifs 
tungen ($. 29.) ſteht entweder 

1) dem Stiftungsrath des Orts, wo die Stiftung ihren Sig hat, 
kraft einer Beſtimmung des Stifterd oder vermöge eines auf 

Herfommen fi flügenden Verwaltungs rechtes zu; ober 

2) find duch den Stifter anderweitige Verfügungen hierin, in 
deren Ermanglung aber durch die Kreißregierung Die der Natur 
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der Stiftung und der früheren Vetwaltemgsweife entſprechen⸗ 
den beſonderen Anordnungen getroffen. 2) 


1) Verw. Edict $. 144. 


2) Ein Min. Erlaß vom 8. Mai 1828 erklärt zwar mach dem Worten bes 
Verw. Edicts 5. 120 den Stifiungsrath der Gemeinde, wo bie Stiftung 
befindlich iR, zur Verwaltung befugt, indeſſen hatte da, wo bie frühere 
Landesherrfchaft die Verwaltung ſelbſt Ieltete, die Regierung freie Hand 
in Anshbung biefes Rechts, das deshalb häufig der Kreisregierung vor: 
behalten IR, während im Uebrigen die Nahır der Sache und bie Abſicht 
ber Gefepgebung (vergl. Verw. Edict $. 121. dritter Satz, $. 130.) gegen 
eine Uebertragung am bie Behörde einer einzelnen Gemeinde ſpricht. — 
Den Standesherrn iſt das Verwaltungsrecht, wo ihnen ſolches von ben 
 Stiftern ausdrücklich übertragen wurde, vorbehalten. K. Vrong. vom 
1%. Juni 1823. $. 42. 


$. 43, 


In derfelben Etellung und Unterorbnung, wie die Gemeindepfles 
ger, gegenüber dem Gemeinderath, find die vom Stiftungsrath zu 
wählenden, vom gemeinfchaftlihen Oberamt zu beftätigenden und zu 
verpflichtenden Stiftungspfleger, welche entweber auf Lebens⸗ 
zeit oder auf eine beflimmte Zeit, wenigftend aber auf die Zeit von 
drei Jahren beftellt werben follen. 1) Ihre Anzahl richtet ſich nad 
dem Beftande von Stiftungen mit je befonderer Verwaltung in der 
Gemeinde, ohne daß die Uebertragung mehrerer an Einen ausge⸗ 
fhlofien wäre. Dem Ortsvorſtehet und Rathsſchreiber Fann bie 
Stiftungspflege nicht übertragen werben 2) und ift im Lebtigen zur 
Waͤhlbarkeit gutes Praͤdikat 9) erforderlich. 
Dem Stifiungspfleger pebährt von Amtswegen, wenn er aud 
nicht Gemeinderatbsmitglied iſt, Sig und Stimme im Stiftungs⸗ 
vath, 4) weshalb er auch dann nicht mit den übrigen Mitgliedern 
des Leptern in dem nad 8. 6. des Verw. Edicts verbotenen Grade 
yerwandt feyn darf.) 

Die etwa weiter erforderlichen Offigianten, 3. B. Kaſtenknechte, 
Käfer u. f. w. werden vom Stiftungsrat auf Wohlverhalten ges 
wählt und von dem Vorftande defielben verpflichtet. 6) 


4) Verw.Cdict $. 124. Der in der Kafl.Dd. von 1615 Tit. von Zehrung, am 

Schluſſe ansgefprocdgene, noch tn der Verotdnung vom 9. April 1816 ans 

. gebrahte Zwang zur Annahme diefer Stelle iſt nach ven heutigen Begriffen 
wohl nicht mehr anwendbar. 


2) Vervsäbiet 3. 20. briiter Sah, $. 124 - 


» 
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3) Acta D. vom R. Yan. 1615. 83. Kapitel. Geu.Refer. vom 8. Dechr. 
1721. (ev. 8.8.) 


4) Verw. Edict $. 124. 


5) Min.Erlaß vom 3. Mai 1827. Doch IR auch hier Diſpenſatlion durch 
bie Kreisregg. zuläffig. 


6) Verw. Edict $. 126. 


4) Berwaltungsorgane der Kirden- und Schul⸗ 
gemeinden. 


g. 44. 


Vieber He Organifation der Kirchen- und Sthalgemeinden als 
ſolcher fehlt es an geſetzlichen Beftimmungen !): 

1) die beſonderen wirthſchaftlichen Angelegenheiten ter Kirchen⸗ 
gemeinde beforgt in der Regel der Stiftungsrath, wie er 
nach $. 40, zufammengefept if; doch wird wohl mit Recht und 
im Geifte der Gemeindegeſezgebung zu unmittelbaren Umlagen 
auf die Kirchengenoſſen die Zuftimmung des Bürgerausſchuſſes 
erfordert. Die Theilnahme des Geiftlichen if jedenfalls in 
feiner Stellung zur Kirchengemeinde auch da begründet, wo für 
die Kirchengemeinden feine Stiftungen beftehen und es befteht 
auch fir eine ſolche Kirchengemeinde eine nad Analogie des 

Stiftungsraths gebildete Berwaitungsbehörde, 2) welche ebenfo 
die erforderlichen Rechner beftellt. 

2) Das Berwaltungsorgan einer mit befonderer Verwaltung bes 
ſtehenden Schufgemeinde ($. 31.) if jedenfalls, da es ſich 
um einen Theil der dem politifhen Gemeindeverband geſetzlich 
zugewieſenen Aufgabe handelt, ganz nad den für die politifche 
Gemeinde beftehende Rormen ($. 33 — 37.) einzutichten. Es 
beſteht daher eine aus den zur Schulgemeinde gehörigen Mitglie⸗ 
dern des (Befammt-) Gemeinderaths (die nöthigenfalls, wie in 
$. 40. beftimmt durch weitere Wahl zu vermehren find) zufam⸗ 
mengefegte Bewaltungsbehörde (Schulgemeinderath) mit einem 
ebenfo gebildeten Buͤrgerausſchuſſe, welchem in Bezug anf diefe 
Berwaltung diefelben Befugniffe zuſtehen, wie in ten übrigen 
Zweigen der &emeindeverwaltung. 

Die Verwaltungsbehörde für ven Schulfond M der Kirhens 
convent ($. 40.) alo a 8) 
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4) Die kirchliche Gemeindeverfaſſung iſt bekanntlich tm ben Iehten Jahren 
vielfacher Gegenſtand der öffentlichen Beſprechung geweien, und es liegt 
der Entwurf einer evangel. Kirhenverfaflung für Württemberg vor; vor: 
länfig find zwar durch die K. Verordnung vom 25. Sanaar 1851 Reg. Bl. 
Neo. 2. in den Pfarrgemeinderäthen kefondere Organe für die Lei- 
tung des kirchlichen Gemeinbelebens in der evang. Kirche eingeführt, wel- 
hen jedoch bis zu anberweiter Feſtſetzung weber in Bezug auf die Ver: 
waltung der Stiftungen, noch wegen anderer Vermögensverhältuifle ver 
Pfarrgemeinde Befugniſſe zugeftanden find. NAngef. Verordnung $. 2. 30. 

"Nur ift es ale befonbere Obliegenheit des Ortsgeiftlichen erklärt, bei ber 
Verwaltung der Stiftungen die kirchlichen Anſprüche und Bebürfnifie 
zu wahren und geltend zn machen. 

2) So bat der 8. Geheimenrath In einer Entſcheidnng von 1835 für eine 
aus verfchiebenen Parzellen mehrerer bürgerlichen Gemeinden beſtehende 
Dfarrei [Schönenberg) das Beſtehen eines eigenen Stiftungsraths, wels 
chem auch die Verwaltung des Kirchenvermögens zufiche, anerkannt. 

9) Schulgeſetz vom 29. Eept. 1836. Art. 22. Schlußſatz. — Durch eiuen 
Erlaß vom 4. Ang. 1840 war ansgefprochen, daß der Beiftliche mit Ber- 
wendung ber In dem Etat für die einzelnen Zwede ausgeſetzten Mittel zu 
beauftragen ſey; nach einem Miniſt. Crlaß vom 9. März 1848 verficht es 
ſich aber dabei, daß der Beikliche bie Verwendung gegen bie gefammte 
Ortsſchulbehorde nachzuweiſen nnd daß nur dieſe Behörde vie eins - 
zelnen Ausgaben auf den Fond zu dekretiren hat. 


5) Die Hülfsbeamten der Gemeindeverwaltungs- 
behörden. 


8. 45. 


In der Erwartung, daß die Gemeinde⸗ und Stiftungsbehörben 
zur ſelbſtſtaͤndigen Fuͤhrung ihrer Verwaltungsgefchäfte allmählig fi 
befähigen werben, !) geftattet die Geſetzgebung da, wo und in fo 
weit und fo lange diefe Befähigung noch nicht eingetreteten if, bie 
Aufftelung von Hülfsbeamten, Berwaltungsaftuaren,?) über 
deren Berhältniffe und Stellung zu den Gemeinden bier Folgendes 
zu bemerken ift. 

1) Die Befähigung zu diefem Amte ift durch Erſtehung der Vers 
waltungsprüfung im Departement des Innern (wie $. 39.) 
bebingt. 3) 

2) Kein Berwaltungsaftuar fol mit dem Oberamtmann in ge: 
rader Linie oder bis zum zweiten Grad der Seitenlinie römi- 
fher Berechnung verwandt oder verfhwägert fen. 4) Solde, 
die ſchon ein Amt befiten, haben zur Bewerbung um eine 
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Berwaltungsattuarsftele die Genehmigung ihrer in jenem 
Amte vorgefekten Dienftbehörve nöthig, die Amtspfleger die 
befondere Genehmigung des Minifteriums des Innern. 5) 

3) Die Wahl ſteht dem Gemeinderath und bezüglich der Stif- 
tungsrechnungsgeſchaͤfte dem Stiftungsrath zu. Sie ift bis 
auf weitere Anordnung der Kreisregierung zur endlichen Ber» 
fügung vorzulegen. © 

4) In einer und derfelben ®emeinde fünnen ohne Genehmigung 
der Kreißregierung nicht mehrere Verwaltungsaktuare angeftellt 
werden, dagegen kann einer und berfelbe Huͤlfsbeamte dieſe 
Stelle in mehreren Gemeinden deſſelben Oberamtöbezirkfes 
befleiden, jedoch tritt die Beichränfung ein, daß einem Mann 
nicht mehr folder Gefchäfte übertragen werden fünnen, als er 
(beziehungsweife neben feinem fonftigen Berufe) in eigener 
Perſon, allenfalls mit Beihülfe eines Defopiften, zur geſetz⸗ 
lichen Zeit zu beforgen im Stande if. Ob namentlich einem 
Schultheißen das Berwaltungsaktuariat in feiner eigenen ober 
auch in benachbarten Gemeinden ohne Radıtheil für feinen 
Hauptberuf übertragen werden koͤnne, bleibt zunaͤchſt dem 
pflichtmäßigen Ermeffen des Oberamts überlaften. Ebenvaher 
bedarf ter Berwaltungsaftuar zur Uebernahme eined Neben⸗ 
amtes die Genehmigung des Oberamts, weldhe davon ab⸗ 
hängt, ob dieſes unbeſchadet der durch das Verwaltungs⸗ 
aftuariat übernommenen Verpflichtungen beforgt werden fönne, 
und nur unter der. ausdrüdlichen Bedingung geſchehen darf, 
daß die Verwaltungsaftuarsgefhäfte nach wie vor in eigener 
Derfon beforgt werden. Die Verwendung eines Berwaltungs- 
aftuars zu Oberamtsfanzleigefhäften kann nur mit ®enehmi- 
gung der Kreisregierung gefchehen. 7) 

5) Die beftehende Eintheilung der Orte an verfchiedene Verwal⸗ 
tungsaftuare ift Feine ftchente organiſche Einrichtung; es hängt 
Alles von den Dienftverträgen ab, die unter voranftchenden 
und nachfolgenden Vorſchriften von den einzelnen Gemeinden 
abgefchloffen werden. Es ift aber jedem Berwaltungsaftuar, 
fo viel möglich in der Mitte feines Bezirkes, ein Wohnſitz 
anzumeifen, den er nur mit Genehmigung des Oberamts 
verändern Ffann. An einem beftimmten Wochentag fol er in 
feinem Wohnort zu münblihen Ausfunftsertheilungen bereit 
fenn. Seine Gefchäfte aber hat er in ver Regel je in, dem 
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betreffenden Orte vorzunehmen, und nur wo es ohne Nach⸗ 
theil für die Sache und ohne Belaͤſtigung für die Gemeinde⸗ 
beamten geſchehen Fann, kann er auch in feinem MWohnorte 
einzelne Geihäfte vorbereiten und theilwelfe ausfertigen, hat 
dann aber alle biedurch veranlaßten Botenlöhne und Trans⸗ 
portfoften aus eigenen Mitteln zu beftreiten. ®) 

6) Der Berwaltungsaftuar fol die ihm übertragenen Geſchaͤfte 
in der Regel felbft beforgen und nicht durch Andere, nament- 
ih nicht durch Schreibgehülfen beforgen laſſen. Nur 
ſolche, welche von der Kreisregierung im Wege der Difpenfation 
bie Reis widerruflihde Erlaubniß zur Haltung eines Gehülfen 
erhalten Haben (die Erlaubniß zu mehreren wirb nicht erteilt), 
dürfen diefem bie minder wichtigen Befchäfte übertragen, welche 
der Berwaltungsaftuar aufs genauefte zu prüfen, und daß 
dies geichehen, auf den Akten zu beurfunden hat, und welche 
er, fo wie die von ihm felbft gefertigten Geſchaͤfte zu vertreten 
und zu verantworten bat. ?) 

7) Der Berwaltungsaltuar hat jede vdurch ihn verfertigte Arbeit 
am Schluffe eigenhändig zu unterzeichnen und den Tag des 
Beginnd und der Vollendung des Gefchäfts gewiſſenhaft beis 
zuſetzen. Seine Ausarbeitungen fanımt allen Aetenftüden find 
in der betreffenden Drtsregiftratur aufjubewahren, zu beren 
Ordnung der Berwaltungsaftuar durch Rath und That mits 
zuwirfen bat. 10) 

8) Seine Stellung ift gegenüber der Gemeindeverwaltungsbehörbe 
zwar eine untergeorbnete, daher er die gefeglichen Weifungen 
derfelben in feinem Amte zu befolgen hat, 11) während er in 
allgemeiner dienſtlicher Hinfiht unter Aufficht des Oberamts 
fieht. Dagegen ift er für die gefehmäßige und gewifienhafte 
Ausarbeitung der einzelnen Gefhäfte fowohl als in feinem 
Amte überhaupt gleich jevem anderen öffentlichen Diener perſoͤn⸗ 
ih verantwortlich, 12) und es liegt ihm die Verpflichtung ob, 
Kaffenrefte und fonftige Unordnungen im Rechnungsweſen oder 
in der Verwaltung, auf die er durch feine Dienftverrichtungen 
geleitet wird, dem Oberamt auf der Stelle anzuzeigen. 19) 

9) Die zwifhen den Gemeinden und ihren Berwaltungsaktuaren 
abgeſchloſſenen Verträge find mit jedem neuen Berwaltungss 
jahre widerruflih, es muß aber die Auffündigung in den 
erfien 6 Monaten des Verwaltungsjahres gefchehen, wobei 
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dem biäherigen Verwaltungsaltuare die bis zum Schluſſe deſ⸗ 
ſelben verfallenden Geſchaͤfte bleiben, namentlich Fertigung der 
Etats, des Steuerſahes, der Stenerumlage; dagegen hat der 
Berwaltungsaftuar, der durch anderweitige Anftelung oder 
fonftige Zufälle zum Austritt im Laufe des Rechnungsjahres 
veranlapt ift, für den Reſt der in diefem Jahre verfallenden 
Geſchaͤfte einen gefeglich befähigten Stellvertreter dem Oberamt 
zur Beſtaͤtigung vorzufchlagen. 14) 

Auch ohne vorgehende Auffündigung von der einen oder 
andern Eeite kann die Entlafjung des Verwaltungsaktuars 
(neben dem Fall der gerichtlichen Entlaffung) wegen Un⸗ 
brauchbarfeit, wegen Unfleißes oder fonftiger Pflichtveriehung 
dur die Kreiöregierung verfügt werben. 1%) 


41) ©. auch I. Edict vom 31. Decbr. 1818 und K. Brong. vom 17. April 
1826. $. 9. i 

2) Berw. Edict $. 33. 35. 138. 

3) Verw. Edict $. 38. K. Brong. vom 10. Febr. 1837. 

4) Gen. Reſcr. 19. März 1792. Min.Erl. vom 15. Juni 1837. 

5) Erlaß vom 26. Oct. 1826. Nach Durchführung bes Grundſatzes der Tren- 
nung ber Rechts: und Verwaltungsgefchäfte follte nach $. 49. des Lotgsabſch. 
vom 30. Inni 1821 den damals angeftellten Stadt: und Amtsfchreiberu 
mit Ginwilligung des Inſtizminiſteriums geftattet ſeyn, auch letztere von ben 
Gemeinden zu übernehmen. Später wurde es Grundſatz, daß Notare, 

: bie Seine Verwaltungédienſtprüfung erſtanden haben, eine Berwaltunges 
altuarsfielle nur eiwa kraft der Difvenfation durch das Minifterium des 
Innern erlangen Tönuen. (Erlaß vom 18. Zuli 1836.) Durch das Not.s 
Geſetz vom 14. Juni 1843. IV. Abfche. wird nun jedenfalls das Erfor⸗ 
derniß der Erſtehung einer Verwaltungspienfipräfung anfgeflellt, und wird 
überdies In der Regel geforbert, daß der Notar dann einen Im Notariate- 
und Berwaltungsfach geprüften Gehälfen Halte. 

6) Erlaß vom 26. April 1826 und 29. Ort. 1826. 

7) Erlaſſe vom 26. April 1826 und vom 24. Juni 1826. $. 5. 7. und vom 
26. Dct. 1826. Notariatsgeſetz vom 14. Suni 1843. Art. 65. Sak 2. 

8) Erlaß vom 24. Juni 1826. 6. 10 11. 13. Erlaß vom 26. Det. 1826. 
Die weitere Borfchrift in $. 12., daß der Verwaltungsaftuar ohne ober: 
amtlihe Erlaubnis feinen Bezirk nicht verlafien und zu mehr als fünf: 
tägiger Entfernung Urlaub von der ‚Kreisregierung einholen fol — geht 
Doch wohl zu weit. | 

9) Eomm.d. I. 5. $. 8. Die Gefchäfte, welche dem Gehülfen übertragen 
werben Tönnen, find geeigneten Orts bezeichnet. — Ueber gutes Prädikat 
der Gehuͤlfen foll das Oberamt wachen. Miniſt. Erlaß vom 21. März 
1839. — Es if fehr wichtig, daß diefe Beſchraänkungen wahrgenommen 
werden, ſoll nicht der alte Schreiberunfug einreißen ; = ba hiedurch dem 


in DE. 2. enthaltenen Grundfage wicht Abbruch geihan, alfo die Ueber⸗ 
tragung bes Berwaltungsaltuariats an Einen Dann wohl nur in fo vies 
len Orten zuläffig, daß derſelbe möglicherweife alle Befchäfte in eigener 
Berfon beforgen Tann. 

10) Erlaß vom 24. Juni 1826. $. 16. 18. 

11) Bergl. Comm. O. I. 5. $. 4. 

12) Strafgefehbuh Art. 399. PH. 4. Namentlich gilt dies von Geſchenk⸗ 
annahme mit Bezug auf das Rechnungsfiellgeichäft. Art. 407. cf. Eomm.s 
Ordg. XIV. 1. 8. 16. 17. 

413) Etlaß vom 24. Juni 1826. $. 17. 

14) Daf. $. 8. Diefe ausgedehnte Aufkündbarkeit paßt nicht zu ber dem 
Berwaltungsattuar nach PH. 8. angewiefenen Giellung. Die ſtete Wis 
derrufung bes Auftrags follte nad dem wrfpränglichen Sinne der Geſetz⸗ 
gebung zunaͤchſt nur dann Ratifiuben Isunen, wenn bie Gemeindebeamten 
zur Geſchaͤftobeſorgung ſelbſt befähigt find. 

45) Daf. $. 9. 


IV. Verwaltungsnormen. 


$. 46. 


Die Normen, an welche die Verwaltungsbehörben der Corpo⸗ 
rationen gebunden find ($. 32.), find: 
1) einzelne pofitivrehtlidhe Verwaltungsvorſchriften, welche 
der Darftellung der befondern Berwaltungszweige angehören. 
Die Hauptquelle derfelben if dad Verwaltungs⸗ 
edict vom 1. März 1822. Neben diefem beftehen jedoch 
viele "ältere Geſetze, deren fortdauernde verbindende Gültigkeit 
in fo weit beiteht, als fie den in dem Berwaltungsedicte aus⸗ 
gefprohenen Grundfäsen, insbefondere alfo dem Grundfage 
der Selbftverwaltung der Gemeinden (vergl. $. 32.) nicht 
widerftreiten. 1) Die Hauptfiglle unter biefen Altern Gefegen 
nimmt die Communordnung?) vom 1. Juni 1758 an, 
welche ihrerfeits einzelne im Landredt und in den Landes 
und andern Ordnungen (umfaffenden Landesgefegen) enthals 
tenen Borfchriften, fo wie die Rehnungsinftruftion vom 
23. April 1714 als fortdauernd gültig erkennt, ®) welde das 
gegen alle älteren über einzelne Materien der Verwaltung ber 
politifhen Gemeinden und der Amtskörperſchaf— 
ten ergangenen Berorbnungen (Generalrefcripte und Normal⸗ 
erlaffe), fo weit die Gültigkeit der darin ertheilten Borfchriften 
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foribeſtehen ſoll, ihrem weſentlichen Inhalt nach aufgenommen 
bat, mit der Wirkung, daß jede aͤltere Vorſchrift, welche im 
Widerſpruch mit dem Inhalt der Eommunordnung fleht oder 
die nicht im Wefentlihen in dieſer felbft enthalten, als durch 
diefe aufgehoben zu betrachten ift. %) 

In Bezug auf Verwaltung der Stiftungen ift die Kaften- 
ordnung vom 2. San. 1615 ein in manden Beftimmuns 
gen, namentlich in Bezug auf die Armenpflege, noch gültiges 
Staatögefeb. 

Diefe pofttiven Borfahriften beruhen nun aber ihrem Grunde 
nad) 

a) auf der nothwendig vom Staate ausgehenden Feſtſetzung 
und Begränzung des Zwedes, der Aufgaben und ber 
Rechte der Körperjchaften gegenüber dem Staate einer- 
feitö und den einzelnen Staatögenoffen nad ihrem menſch⸗ 
lichen und bürgerlichen Dafeyn andererfeits ; 5) 
auf der zum eigenen Beftehen des Staats, deffen Grund» 
lage die Gemeinden find, erforderlihen Sicherung des 
Fortbeftandes der Corporationen auch nad der materiels 
fen Seite ihres Dafeyns ; ) 
in der polizeilihen Aufgabe des Staates, kraft 
welcher namentlih um des allgemeinen Nutzens willen 
Beihränfungen in Verwaltung des Corporationsvermoͤ⸗ 
gens eintreten, die bei. dem Eigenthum der Privaten fich 
nicht rechtfertigen lafien, bier aber in der Beftimmung 
des Corporationsvermögens für allgemeine Zwede ges 
rechtfertigt find, ) und welde ferner, fo weit es fidh 
von Verhütung von Vergehen und Beſchaͤdigung han⸗ 
deit, in dem Verhältniß der Corporation zu ihren Vers 
tretern befondern Anlaß und Stoff findet. 8) 

Einer Abweihung von gefehlihen Berwaltungsvorfchriften 
fann nur wegen bejonderer Verhaͤltniſſe in einzelnen Faͤllen 
von der SKreißregierung Statt gegeben werben, 9) 

As eine befondere Art pofitiver bindender Verwaltungs⸗ 
vorſchriften find endlich Verordnungen der Stifter zu be 

” nennen, welche die Berwaltung von Stiftungen betreffen. In 
diefer Beziehung iſt der Wille des Stifter zunaͤchſt maßge⸗ 
bend 19) und bei defien Ermittlung aus vorhandenen Stifs 
tungsurfunden muß nad den allgemeinen Regeln der Aus⸗ 
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legung zunaͤchſt auf den Wortfinn geſehen, bei Unvollſtaͤndigkeit 
und Zweideutigkeit der Worte aber die muthmaßliche Abſicht des 
Stifters durch Vergleichung mit ſeinen Motiven und anderweiten 
Aeußerungen ꝛc. erforſcht werden. Indeſſen kann die Voll⸗ 
ziehung dieſes Willens bei veraͤnderten Verhaͤltniſſen uͤberhaupt 
unmöglich, oder es kann aus überwiegenden Gründen des Ges 
meinwohls eine Aenderung nöthig geworden oder bei weſentlicher 
Vermehrung der Mittel eine Ausdehnung der Stiftungszwede 
geboten feyn. Da eine ſolche Aenverung als eine Art geſetz⸗ 
geberiiher Handlung, erfcheint, die nicht nnter die Befugniffe 
der Verwaltung und gewöhnlichen Aufficht fällt, fo fann eine 
jolhe nur durd die oberfte Staatsgewalt verfügt werben und 
find daher erheblich begründete Anträge diefer Art dem Minis 
jterium des Innern vorzulegen. 11) 


1) Verw. Edict $. 150. — Die Auslegung dieſes Geſetzes, welches in Bezug 
auf Äußere Anorbnung und Faflung manche Gebrechen hat, muß nothwen⸗ 
dig eine freiere, befondere dem Grund uud Zweck ver gefehlichen Vor⸗ 
ſchriften nachgehenpe feyn. 

2) Die Commumnorbnung wird in biefer Schrift fo eitirt. 1. 2. 8. 4., d. 5. 
erftes Kapitel, zweiter Abfchnitt $. 4. 

3) Xıv. 1. $.8 Schluß $ 1. Das gleichfalls, fo welt nicht in ber 
Comm.Ordg. anders verfügt, für noch gültig erflärte Gen.Refceript vom 
24. Mai 1663 enthält Hauptfächlich Borfchriften für die Verwaltung ber 
Bezirtöbegmten. 

4) Daf. Schluß $. 2. — Auf de Bitte der Stände von 1821 um Zuſam⸗ 
menfafjung aller die Gemeindeverwaltung beireffenden Borfchriften in 
einem allgemeinen Geſetz erfolgte entfprechenne Zuſicherung in 
F. 27. des Abſchieds vom 30. Suni 1821. Aber es ift auch die hier zus 
nächft in Ausſicht geftellte amtliche Herausgabe einer zweckmäßigen Samm⸗ 
lung der betreffenden Geſegte nicht erfolgt. 

5) Hievon im 2. Buch des 2. Theile, im letzterer Hinficht namentlich das 
Steuerwefen. 

6) S. namentlich die gefehlichen Vorfchriften wegen Erhaltung des Grund: 
ſtocks. 

7) Dahin namentlich die Vorfchriiten über Waldbewirthſchaftung. 

8) Dahin in der Hauptfache die Vorſchriften über das Rechnungswefen ; ferner 
die Taren für bie Taggelder, Schreibverbienfte ıc. 

9) Verw.Edict 8. 134. BEL. 16. K. Brdg. vor 11. März 1822. Schluß. — 
Tiefer bedenkliche Vorbehalt greift natürlich befonders da nicht Platz, wo 
be Rechte Dritter zur Frage kommen. 

10) Berw. Edcit $. 129. nad) Kap. 24. der Cyn. eccl. follen pie Etifiungen 
gehalten werben, „wofern fie riftlich” ſeyen. 

11) Erlaß des Minikerium des Innern vom 21. Februar 1848. 
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$. 47. 


2) Auch wo feine beftimmte gefegliche Vorſchriften vorliegen oder 
die früher beftandenen nad $. 46. als aufgehoben zu betrach⸗ 
ten find, 1) ift die Verwaltungsbehörde doch nicht nach ihrer 
Willkühr zu Handeln befugt; fie bat vielmehr die rechtliche 
Obliegenheit, die Verwaltung des ihr anvertrauten fremden 
Bermögens mit der Treue und Eorgfalt eines guten Haus⸗ 
bälters, nach Gründen der Zwedmäßigkeit zu führen, 2) 
woraus fih im Befondern ihre Pflicht ergibt, 

a) das Eigentum und die Einnahme der Körperfchaft in 
ihrem vollen rechtlichen und wirthichaftlich zu erftreben- 
den Umfange zu wahren, fo weit fie nicht auf geſetz⸗ 
lihem Wege zu einer Berminderung, Nachlaß u. dergl- 
ermächtigt ift; *) 

b) in der Verwendung der Einnahme die Regeln einer mit 
Abwägung aller in Betracht fommenden höheren Ruͤck⸗ 
fihten verfahrenden, zweckmaͤßigen Sparfamtfeit zu beobs 
achten. 9) 

In beiden Beziehungen gibt aber namentlich die auf Beob⸗ 
achtung der wirthfchaftlihen Vorgänge, ihre Urſachen und Wirs 
fungen gegründete bürgerliche und Staatswirthichafts- 
Lehre und deren Anwendung auf die Staatsfinanzverwaltung 
mehr oder weniger beftimmte Regeln an die Hand und erfcheint 
ſonach als eine Duelle der Berwaltungsnormen. 


1) Durch ihre Aufhebung als bindender Vorfchriften iR nicht ausgeſchloſſen, 
daß biefelben als Rathichläge und Anhaltspunkte für eine gefegmäßige 
Berwaltung betrachtet werben. 

2) Verw. Edict $. 21. 24. 64. 90. (dritter Sap) 127. Comm. O. IV. 4, 
$. 4. 5. Kaſtenordug. von 1815 „von Verwaltung der Armenkaften” ıc. 

3) Wer in Feſtſetzung, Erhebung oder Verwaltung öffentlicher Abgaben, Ges 
fälle oder anderer Rinnahmen, das feinem Amte anvertraute Cigenthum 
einer Gemeinde, Stiftung (wiffentlich oder abfichtlich) verkürzt, foll mit 
Dienftentlaffung und, wo die Umftände zutreffen, mit der Strafe bes Bes 
trugs belegt werben. Strafgeſetzbuch Art. 420. 

4) Hienach find dem GSelbfiverwaltungsreht der Gemeinden gegenüber bie 
älteren Berbote von Zehen auf äffentlihe Koſten (Commun. O. IE. 7. 
$. 19. IV. 1. $. 5.) rückſichtlich ihrer Gültigkeit zu beurtheilen. — Hie 
her gehört der allen Aufwand der Körperfihaften bei biſchoͤflichen Weis 
fen unterfagende Min.Erlaß vom 21. Mai 1828. — Eine für die Wirth 
{haft der Gorporationen insbeſondere durchgreifende wirthſchaftliche Regel 
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iſt: in Erfüllung von Aufgaben, ia Herſtellung von Einrichtungen x. — 
lieber mehr auszugeben, um etwas Solides und dem VBedürfniſſe ua ch⸗ 
haltig Abhelfendes zu Stande zu bringen, aber den Aufwand unter 
Gegenwart md Nachkommenſchaft billig und fo zu vertheilen, daß jene 
darunter fich nicht gehrädt fühlt. 


8. 48. 


Sowohl bei Beurtheilung der Rechte und Pflichten, welche die 
Corporation gegen ihre Schuldner und Gläubiger und übers 
haupt in ihren Vermögensverhältnifien hat, als namentlich in 
Bezug auf die amtlihen Berbindlichfeiten ihrer Bertreter gegen 
fie kommen die Regeln des vaterländifchen und gemeinen 
Rechtes in Anwendung, deren weientliche Kenntniß für eine 
gute Verwaltung und für die Beurtheilung der in leßterer 
Beziehung entftehenden, nach der dermaligen Gefeggebung zur 
Entſcheidung ber li zu bringenben Streitig- 
feiten unentbehrlich ift. 


V. Auffiht der Staatsbehörden. 


$. 49. 
Das gefeglihe Nuffichtsrecht der Staatsbehörden ($. 32.) 


äußert fich 


II. 


zunächſt darin, daß dieſelben über das geſetzmäßige Verhalten 
der Ktörperfchaften und ihrer Vertreter im Allgemeinen, fodonn 
insbeſondere über die Beobachtung der geſetzlichen Verwaltungs⸗ 
vorſchtiften ($. 46.) zu wachen und die Verwaltungsbchörbe 
hiezu, fowie vie orporationen felbft zu Erfüllung ihrer 
im öffentlihen und Privatrechte begründeten Seroindiidpeiten, 
nötigenfalls mit Zwang, anzuhalten haben. 

Snöbefondere find die Beamten und Diener der Gemeindes 
verwaltung rüdfichtlich ihrer allgemeinen und befondern Dienft- 
pflihten von der Staatsbehörde zu beauffichtigen, ihre Vers 
geben wider ſolche von dieſer zu unterfuchen, zu beftrafen, 
oder zu höherer Beftrafung zu übergeben. 1) 

Außerdem führt die Staatsbehörde im Allgemeinen Pie Aufficht 
über die-DVerwaltung der Eorporationen, um ihr Eigenthum 
gegen jeden unrechtlihen Eingriff, gegen mögliche Mißbraͤuche, 
Verfäumniffe und Verfchleuderungen zu fichern, ohne daß aber 
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hiedurch in die Selbſtverwaltungsrechte der Gemeinde ein⸗ 
gegriffen werden darf.2) Hienach hat nun 
1) die Auffichtsbehörde zunächft das Necht und die Pflicht, 
von Amtswegen fowohl, als auf Erfuchen oder Klage 
von Allem, was die Körperfchaftsverwaltung betrifft, 
Einfiht zu nehmen, von den Berwaltungsbehörden 
darüber Bericht und Auskunft zu verlangen, den Bes 
rathungen und Verhandlungen der Berwaltungsbehörde 
(jedoch mit Beachtung der dem ordentlihen Vorftande der 
Behörde gebührenden Leitung und ohne Störung der 
Freiheit der Berathbung und ohne Beeinträchtigung des 
Stimmrechts der Mitglieder) Behufs muͤndlicher Bes 
fprebung und Belehrung anzumohnen, vorbehältlid 
der Redifertigung der hieraus erwachſenden Koften. 9) 
2) Hinfichtlich defien, was hiebei und namentlich beim Rug⸗ 
gericht und bei Prüfung der Rechnungen an den Bes 
fhlüffen und Maßregeln der Berwattungsbehörben im 
Hinblick auf die in $. 47. erwähnten allgemeinen Regeln 
einer guten Berwaltung mit Grund auszuſetzen ift, die 
geeignete Berfügung au treffen, ) wobei jedoch aus 
dem Pringip des Selbfiverwaltungsrechtd der Körpers 
haften folgt, daß den Beiclüffen ter Berwaltungss 
behörden nicht entgegenzutreten ift, wo ter Zwed buch 
diefe eben fo gut und auf gefeglihe Weife zu erreichen 
ift, daß im Zweifel überhaupt die erfteren als richtig und 
gültig anzunehmen find und eine abändernde Verfügung 
daher in der Hauptſache nur da Platz greifen Tann, mo 
nach unzmweifelhaften Erfahrungen, nad überwiegender 
Wahrſcheinlichkeit und klarer Sachlage mit Beachtung 
aller Rüdfichten das wefentlihe Befte der Körperfchaft 
es erfordert. | 
Die Gemeindevorfteher haben fich jeder Unterfuchung 
über Verwaltungsgegenftände, fowie der oberamtlichen 
Aufficht. überhaupt mit Bereitwilligkeit zu fügen und bie 
von ihnen verlangten Berichte, Erklärungen und ſon⸗ 
ſtigen Aufichlüffe pflihtmäßig abzugeben. >) 
IH. In den wichtigeren Ballen iſt endlich dieſe allgemeine Aufficht 
felbft nicht genügend, fondern es ift die Ausführung der bes 
treffenden Beſchluſſe unzulaͤſſig und es kann irgend eine Ver⸗ 
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bindlichkeit der Körperfhaft felbf hieraus nicht erwachſen, - 


ohne daß und bevor diefelben von der Auffichtsbehöͤrde ges 
nehmigt find. 


1) Verw. Edict 5. 98 — 100. 104. — Den Gemeinderätben ſteht vermöge 
three naͤchſten Aufſichtsrechtes über die Rechner auch eine Strafgewalt 
e innerhalb ihrer Befagniß zu, welde ſich aber namentlih auf bie im 
?. Bolizetfirafgefepe Art. 85 — 87. benannten Vergehen nicht erſtreckt und mit 
welder in allen Fällen die oberamtlidhe Strafbefugniß comenrirt. 

2) Berw. Edict 5. 64. zweiter Satz. Juſtr. für die Kreisregierungen vom 
21. Dec. 1819 $. 17. BE. 1. 

3) Berw. Edict $. 38. 57. 64. dritter und vierter Sap. 114. 115. 147. — 
Bel Gtiftnungen nach $. 147. überhaupt nur, fofern es ohne Koften für 
jene gefchehen mag. — Beim Abſchluß vou Verträgen, Berkaufs⸗ Bers 
leifunges ober Accorböverhanpiungen fol die perfönliche Mitwirkung bes 
Dberamtmauns nicht ohne übereinſtimmendes Erſuchen des — 
und Bürgerausſchuſſes geſchehen. $. 91. 

4) Verw. Edict F. 64. dritter und vierter Satz. $. 94. 97. 

5) Berw. Edict $. 64. letz'er Satz. 

6) Bergl Conm.O. 1.1. 8. 5. XVI. 8. 8. 2. 


8. 50. 


Das Genehmigungsrecht der Aufſichtsbehoͤrde enthält eben 
fo wenig als das Verwaltungsrecht der Koͤrperſchaftsbehoͤrde die Bes 
fugniß zu willführlichen Berfügungen über das Körperfchaftövers 
mögen, es begreift vielmehr feinem Weſen nad nur die Befugniß, 
die BDefchlüffe der Verwaltungsbehoͤrde mit fteter Beachtung des 
Setbiverwaltingsrechts der Körperfchaften nach den beftehenden Ges 
fegen überhaupt, insbefondere aber nach den allgemeinen und bes 
fondern Berwaltungsnormen (IV.) zu prüfen und bei erfundenem 
Wiverftteite mit diefen zur Abänderung zurüdzugeben, wobei die in 
$. 49. Pkt. 2. entwidelten Grunbfäge in fo weit Anwendung finden 
müflen, als es ſich nicht von fpeziellen und beftimmten Geſetzes⸗ 
vorfchriften handelt. Nur da, wo es fih um die Verwilligung 
eined der Körperfhaft an fich nicht zuftehenden Rechtes, um eine 
Berleihung, handelt, muß die Auffichtsbehörde freiere Befugniß 
haben; biebel tritt namentlich die weitere Rüdficht auf allgemeine 


polizeiliche Grundſaͤtze, auf die Berhäftniffe gegen andere Gemeinden . 


und Staatsangehörige ein. 1) 

Die Genehmigung der Staatsbehörde iR nun aber im All 
gemeinen erforverlih, wenn das Interefie der Körperihaft und 
ihrer Verwalter, oder das Intereſſe der gegenwärtigen Körpers 
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ſchaftogenoſſen und der künftigen Mitglieder, oder das Intereſſe 
der einzelnen Koͤrperſchaften und der übrigen Staatsgenoſſen ges 
theilt ift.?) 

Die unter diefe Regeln fallenden einzelnen Faͤlle follten im 
Geſetze nicht erfhöpfend angegeben werben. ®) 

Außer den biernah in der Darſtellung der befonderen Ders 
waltungszweige angegebenen einzelnen Fällen iſt aber die Genehmi⸗ 
gung der Stantsbehörde überhaupt erforderlich: 

1) wenn ber Oberamimgnn, ein Gehuͤlfe defielben, oder ein anderer 
Etaatöbenmier, ein Kirchens oder ein Corporationsdiener bei 
der Sache perfönlich (mittelbar oder unmittelbar) intereffirt ift. 4) 

2) Wenn e8 ſich um eine Berwilligung oder Begünftigung für 
irgend ein Mitglied der Berwaltungsbehörde, überhaupt um 
die perfönliche Betheiligung eines ſolchen handelt. 5) 

3) Wenn eine Körperfhaft auf Koften Anderer fih neue Eins 
nahmsquellen eröffnen ober die bereits beſtehenden erweitern 
wi. ©) 

Bei der Verwaltung der Stiftungen tritt fodann das 
Genehmigungsrecht der Staatsbehörde mit Rüdficht auf bie 
befondere. Natur derfelben in fehr ermweitertem Maße ein, fo 
daß die Genehmigung im Allgemeinen noch weiter erfordert 
wird, wenn es ſich 

4) von einer neuen — jährlid} wiederfehrenden Ausgabe, von 
einer außerordentlihen Verehrung, von einem Nachlaſſe oder 
fonftiger Begünftigung handelt, wodurch die Mittel der Stifs 
tung für ihre Zwede eine Schmälerung erleiden. ’) 

5) Wenn ohne richterliche® Erkennmiß irgend ein Het ver Gtif- 
tung aufgegeben oder ein beftrittener Anfpruch am diefelde an⸗ 
erkannt, 8) 

6) wenn eine weſentliche Veraͤnderung in der Verwaltung oder 
Benuͤtzung des Stiftungsvermoͤgens getroffen, uͤberhaupt der 
ordentliche Etat verändert werden foll.?) 


1) Berw.@bict $. 67. zweiter Sag. $. 90. dritter Sag. Das Letztere 3.3. bei 
Grhöhung der Bürgeranfuahmgebähren, Ginführung eines Brädengelbes ıc. 


2) Berw. Edict $. 65. Cingaug. Die Anwenbbarleit biefer allgemeinen auss 
drücklich aus für die politifchen Gemeinden ansgefprochenen Grundſaͤtze anf 
bie Amtskoͤrverſchaften folgt theils ans den einzelnen Fällen, in welchen 
and für diefe die Höhere Genehmigung ansbrädlich verlangt wird, theils 
ans ber allgemeinen Stellung biefer Korperſchaften, als erweiterter Gemein 
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den. So ik 5. B. nie daran gezwelfelt worben, daß auch bie Amtsloͤrper⸗ 
fhaft Brüädengelver nur mit Staatsgenehmigung einführen Taun. 

3) Wie aus dem Worte „namentlich“ daſelbſt hervorgeht. 

4) Verw. Edict 5. 65. BE. a., $. 89. BE. a, 8. 148. PH. 2. Das 
1. Ediet $. 60. Hatte nur Staatsbeamte. Auf dem bei der ſtaͤndiſchen Bes 
rathung gefellten Antrag, beufelben die „Meviforen, Amtspfleger, Stabts 
ſchreiber, Aerzte, Pfarrer“ gleichzuſetzen, erfolgte ohme weitere Erklärungen 
bis in dem Gefeh aufgenommene Faſſung: Kirchen: und Gorporations; 
Diener. Ständ. Verh. 1821. H. IV. ©. 377. — Daß nun unter biefer 
Bezeichnung nicht auch niedere Corporationsdiener, wie fie $. 44. bes Ver⸗ 
waltungsebicte bezeichnet, begriffen werben können, anerkennt fchon ein 

Miuiſterialerlaß vom 26. Juni 1823 5.4. — Sodann gehören bieher nicht 

.. diejenigen Diener, welche unter Plt. 2. fallen, was indeß zunäcdhft nur für 
die Bompetenz bes Oberamis gegenäber ber Kreisregierung von Belang 
iſt. Min.Erl. vom 10. Ang. 1829. Erg. Bo. ©. 241. Der allgemeinen 
Faflung des Berwaltungsedictse gemäß if unter obigen Dienern auch ber 
Schullehrer und fogar der Lehrgehälfe begriffen worben durch Minifterlals 
Grlafie vom 23. April 1844 und 5. Nov. 1845. — Uebrigens if hier 
aut von befonberen Beſchlüſſen, nicht von bloßer Anweifung folcher Ans 
vechunngen, bie fich ihrem Grunde und ihrem Betrage nach auf geſetzliche 
BVorfchriften gründen, die Rebe. S. IM. Theil 2. Abth. IL. 1. — Dem 
Bezirksbeamten iſt ſtreng unterfagt, die Mebernahme irgend einer zu ihrem 
Vortheile abzielenden Ausgabe den Amtspflegen ohne erfolgte und nachzu⸗ 
weifende Genehmigung der vorgefehten Kreisftellen auzuſinuen. Min. Verf. 
vom 29. April 1825. Rgbl. S. 397. 

5) Berw. Edict 6. 85. b., $. 8823., 134. Bl. 3. 4. 6. vergl. mit $. 146. 
1. uud 2. Daß der Ausdruck des $. 89. „irgend ein Dffiziant der Amts⸗ 
koͤrperſchaft“ nichts weiteres befagen will und namentlich nicht auf niedere 
für Amtskorperſchaftszwecke beſtellte Diener, Aufwärter sc., gebt, folgt aus 
dem Grunde und Zwede dieſer Borfchrift und aus dem von jeher flatts 
gehabten Gebrauche ber Bezeichnung „Offlziant". ©. Eomm.D. I. 2. 8. i. 

6) Berw.@pict $. 65. Pit. I. ©. Note 3. — Hierunter find zu begreifen: 
Abgaben you öffentlichen Einrichtungen und Auftalien, überhaupt die Faͤlle, 
wo nicht die Körperfchaftsgenofien ale fol che ober das im Gemeindeverband 
begriffene Vermögen beigezogen werben follen, d. b. wo es ſich a” um 
Beftenrung banbelt. 

7) Berw. Edict $. 134. BEL. 3. 4. 

8) Daſelbſt Pkt. 8. 

9) Daſelbſt BEL. 15. 


$. 81. 


- Die Auffichtöbehörbe ift 
1) bei politifhen Gemeinden zunädhft das Oberamt. Die 
Handhabung diefer Aufficht iſt eine der wejentlichften und 
wichtigſten Obliegenheiten ded Oberamtmanns, welcher er fich 
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weit unverbroffener Thaͤtigkeit, mit Treue and Ernſt zu wid⸗ 
men hat.) 

Gegen die Verfügungen des Oberamts fleht den Betheiligten 
ein allgemeines Befchwerderecht bei ber Kreisregierung, gegen 
diefe bei dem Minifterium des Innern, fowie endlich, wo es ſich 
um die Frage, ob einzelne Fälle unter die gefehlichen Rormen 
fallen, oder überhaupt um rechtliche Fragen handelt, an den 
Geyeimenrath zu. 

Dem Oberamt kommt es auch zu, das Benchmfgungs- 
recht in einzelnen Fällen auszuüben, wobei. ihm jedoch uns 
benommen ift, in zweifelhaften Faͤllen wie Sreißregierung um 
Belehrung und Befcheib zu bitten; doc) ſoll dadurch ver Ge⸗ 
ſchaͤftsgang nicht unnoͤthig erſchwert werden. ) 

In den wichtigeren Faͤllen iſt dagegen tie. Ausübung des 
Genehmigungsrechtes der Kreisregierung vorbehalten, wels 
her die Befchlüffe vom Oberamt nad) vorheriges Prüfung mit 
gutächtlicdem Berichte vorzulegen find, ®) und es fühet biefe 
Behörbe überhaupt pi Dberaufficht über die Verwaltung und 
nimmt deshalb namentlih von den Rechnungen und Defekt⸗ 
protofollen Einfiht fo oft es nad ihrem Ermeſſen raͤthlich 
oder nothwendig fcheint. 4) 

2) In Bezug auf die Amtstörperfhaft iR dem Oberamte. 
neben feiner Theilnahme an der Verwaltung ($. 35.) au 
die naͤchſte Auffiht über folhe anvertraut,) dagegen wird 
das Genehmigungsrecht durchaus von der Kreisregierung aus⸗ 
geübt. 6) 

3) Bei den Stiftungen übt zunähf der Oberamtmann mit 
dem Dekan, in defien Sprengel die Stiftung gelegen if, ale 
gemeinfhaftlides Dberamt die Staatsauffiht; die 
Berhandlungen und Berfügungen defielben gefchehen im Gin- 
verftändnifie beider Beamten. Nur, wo der perfönlidhe Zus 
fammentritt nothwendig würde, Tann für den Dekan ein anderer 
Geiſtlicher der betreffenden Eonfeffion fubftituirt werden, ober 
fann das Oberamt, wie auch in Fällen, wo Gefahr auf dem 
Berzug ift, beide Beamte, vorerft für fih allein handeln. ”) 

In dem Zalle, wo der DOberamtmann und der Dekan in 
Ihren Anfichten nicht übereinftimmen, fowie in allen wichtigeren 
Ballen wird das Genehmigungsrecht von der Kreisregierung 
ausgeübt. 8) _ 


. 


4 Rab gleihen Beilimmungen (wie zu 3.) findet bie Staatsauf- 

ſicht über die befondere Verwaltung einzelner Kirchengemeinden 
. Statt, während diefelbe bei Schulgemeinden ganz in derſelben 
Art, wie bei der Verwaltung der politifhen Gemeinden übers 
baupt (BEL. 1. oben), zu handhaben if: Dagegen wird bie 
Berwaltung der Schulfonds, als einer geſetzlichen Anfalt für 
Schulmede, von dem gemeinkhaftlichen Oberamte und fobann 
in höherer Inftanz von der Oberfchulbehörde (vom Gonfiftorium 
oder latholiſchen Kirchenrath) beauffichtigt. 9) 


4) Verw.@hiet 5. 38. 64. 09. c. 

2) Berw. Cdict 5. 07. 

3) Berw.Gniet $. 66. 90. 

4) Safe. von 1819. $. 8. 9. 17. BE. 7. 

5) Verw. Ebict $. 69. e. 

6) Berw. Edict $. 69. 

Y) Berw. Cdict 8. 148. 141. Min. Verf. vom 23. Aug. 1825. 
8) Berw. Edict 8. 148. 

9 VFrlaß 100 Minifterkums des Innern vom 9. März 1848. 


Zweiter Theil. 
Die Gegenftände der wirthfchaftlichen Thätigfeit im 
Einzelnen. 


refirengesen 


Erftes Buch. 
Das Bermdgen der Körperfhaften. 


J. Arten des Vermögens. 


$. 52. 


Zum Vermögen im weiteren Sinne «als der Befammigelt allır 
ſachlichen Güter, welche ein Subject in rechtlicher Gewalt hat, 
gehört Alles, was fich zur Zeit einer Aufnahme und Berechnung 
herausſtellt, nach Abzug der zu eben dieſer Zeit darauf haftenden 
Berbindlichkeiten. Hierunter find dann zwei wirthſchaftlich zunaͤchſt 
verſchiedene Beſtandtheile enthalten: 1) Vermoͤgenstheile, welche 
geeignet find, im feften Beſitze zu bleiben und unmittelbar zu irgend 
einem Gebrauche zu dienen, oder bei der Ueberlaffung an Wndere 
einen wirthfchaftlichen Nugen zu gewähren, alfo unbewegliche Sachen, 
nugbare Rechte an folhen, Geldcapitalien, Fahrnißſtuͤdk)Berbindung 
biefer verfchienenen Güter zu gewerblichen Anlagen und Einrichtungen. 
2) Bermögenstheile, welche fih aus der Wirthfchaftsführfing er- 
geben, die, ihrer Natur nach wecfelnd und vorübergehend, zum 
Berbrauche ober zur anderweitigen Verwendung beflimmt find, 
3 D. Borräthe, Ausftände. — Nur von der erften Etafle, dem Bers 
mögen im engeren Sinne, ift bier die Rebe. 


.> 


Ev 
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Auch in diefem Vermögen im engeren Einne find wieder zweierlei 
wirthſchaftlich fehr verfhiedene Hauptgattungen von Beftanbtheilen 
enthalten: , 

1) ſolche, welche auf die Ergebniffe der Wirthfchaft fortdauernd 
auf nugbare Art einwirken, indem fie 

a) unter Yefihaltung ihrer Subftanz in gewiffen Zeltab- 
ſchnitten neue Güter bervorbringen, weldhe von dem 
Eigenthümer felbft bezogen oder gegen Vergütung Andern 
zum Bezug überlafien werben, namentlih Güter, nutz⸗ 
bare Rechte an fremden Gütern, wie Beholzunge-, 
Weiderechte. 

b) Oder indem fie geeignet find, als Huͤlfsmittel zu Her⸗ 
vorbringung neuer Güter in Berbindung mit Andern, 

3% B. Arbeit, zu dienen. und deshalb gegen eine Ver⸗ 
gütung (Zins) von Andern gefucht zu werden pflegen — 
®eldcapitalien, gewerbliche Vorrichtungen. 

e) Oder indem fie unmittelbar zum Gebrauch für gewiſſe 
nothwendige Zwede dienen nnd hiedurch einen Aufwand 
erfparen, der bei dem Mangel derfelben gemacht werden 
müßte, 3. B. durch Miethung einer einem Andern ges 
börigen Sache diefer Art. 

2) Solche Vermögenstheile, welche fi zwar aut in feſtem Bes 
fige befinden, jedoch unmittelbar zu einem Gebrauch dienen, 
vermöge deſſen fie aus dem Kreife der einen Verkehrswerth 
habenden Güter getreten find, wie Straßenflähen. — 

Rur die erfie Gattung wird zu dem Vermögen gerechnet. 

Bon diefem Vermögen ift aber wieder zu unterfcheiden der 
Grundſtock, zu welchem einerfeits nicht alle Vermoͤgenstheile ges 
rechnet werden koͤnnen, und zu dem andererfeitS wieder Rechte ger 
hören, die man nicht ald Vermögen zu bezeichnen pflegt, namentlich 


foweit fle ihren Urfprung in dem öffentlichen Rechte, 3. B. in der 


Befteuerung, haben. Hievon wird daher erft im dritten Theile zu⸗ 
fammenhängend die Rede feyn. - 


$. 54. 


Dieſem Vermoͤgen können aber auch Laften und Verbind⸗ 
lichkeiten gegenüberiehen. Auch diefe find verfhiedener Art: 


ai i6b: 


1) Sole, die als das Ergebniß des Wirthſchaftsbetriebes er- 
fheinen, durch die Erfüllung gefeglicher oder an fih nad der 
Aufgabe der Körperfhaft nothwendiger Leiftungen veranlaft 
werden — Zahlungsrüdftände, Schulden. 

2) Solche, die ih auf befondere Rechtstitel ſtuͤtzen, blei- 
bende, namentlih die auf einzelnen im Befige ter Körper: 
haft befindlichen Bermögenstheilen, insbefontere Gütern, ale 
Reallaft haften, wie gutöherrlihe Gefaͤlle, Weider, Be⸗ 
holzungsrechte Dritter u. dergl. 

Kur diefe zweite. Öattung von Verbindlichkeiten, ſofern und 
ſoweit durch ſie ein Theil der aus den Vermoͤgenstheilen erſter 
Gattung ($. 54.) ſich ergebenden Einkünfte aufgezehrt oder Ertraͤg⸗ 
niffe daraus, die ohne ſolche Laſt der Wirthſchaft zufließen würden, 
weggenommen werden, fommt bier in Betracht; erft nad Abzug 
ihres Werthes von dem Werthe aller Bermögensthelle ſtellt ſich das 
wirkliche Vermoͤgen einer Körperichaft dar. 


$. 55. 


Dap die Körperfchaften im Beſitze eines rentirenden Vermoͤgens 
feyen, ift für jene felbft fowohl, als für den Staat und die Ge⸗ 
meindegenofien von hohem Werth, und zwar 1) zunaͤchſt für die 
politifhe Gemeinde, weil ihre geſetzliche und natürliche Aufgabe um 
fo volländiger, fiherer und leichter zu erreichen ift, je 
weniger fie hierwegen in die Wirthfchaft der Einzelnen durch Steuer⸗ 
auflagen eingreifen muß, weil für außerordentliche Zeiten und Roͤthen 
die Mittel ſelbſt oter der zu Anfchaffung folder erforverliche Credit 
vorhanden ift, um das Gemeinweſen und die Einzelnen zu erhalten, 
um die Reihungen an den Staat zu vertreten. 2) Das gleiche, 
wenn auch minder dringende Intereſſe ift bei der Amtskörperfchaft, 
welche ſich auf. die einzelnen im Amte verbuntenen Gemeinden flüßt, 
die aber eben, wenn mehrere Gemeinden folder Mittel entbehren, 
um fo eher ihrer auf wechelfeitige Erhaltung und Unterſtuͤtzung 
ihrer Glieder gerichteten Aufgabe genügen fann; dagegen hängt 
3) das Dafeyn einer Stiftung, welche für beſtimmte Zwede gemadt 
ift, ſelbſt von dem Borhandenfeyn des zu Erfüllung ter legtern bes 
flimmten Bermögend ab, während die Widmung von Vermögen für 
wohlthätige und fromme Zwede überhaupt das Gute bewirkt, daß 
ſolche in der Regel reichlicher und in befierer Art erfüllt werben, 

5 i 
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als wenn ihre Erfüllung lediglich auf der rechtlichen Obliegenheit 
der Gemeinde felbft beruht. 


$. 56. 


Die Fefthaltung und Verwendung ded Vermögens einer poli⸗ 
tifhen Gemeinde für ihre öffentlihen Zwede als foldhe ift, an 
fiö und außer ven nachbemerkten Fällen, die natürliche und recht: 
liche Beftimmung deſſelben, indem es theild fchon zu den Zeiten, als 
fih die Gemeinde als öffentliche Körperfchaft entwidelte, unter all 
feitiger Zuftimmung biefür überlaffen wurde und fo zum feften, 
duch Jahrhunderte unangefochtenen Eigenthume dieſer Körperfchaft, 
als ewig fortfebender rechtlicher Perſon, geworden ift, 1) theild aber 
auch vielfach erft unter der wirthichaftlihen Verwaltung der Ge⸗ 
meinde, fomit von biefer felbft aus, fich gebifpet Hat und in beiven 
Fallen die nothiwendige Unterlage it für ihre Erhaltung und Weiter- 
bildung, fomit für die weſentlichſte Lebensbedingung der in der Ge⸗ 
meinde lebenden Bürger felbft. 2) 

Indeſſen fönnen einzelne Vermögenstheile der Gemeinde Gegen- 
Rand bürgerliher Nugungen feyn, d. 5. folder Vortheile, 
welche ven Gemeindegenoſſen, unabhängig von ihrem Güterbefige und 
ihrer Steuerquote, aus dem igenthum der Gemeinde durch Ueber 
laffung ihres Nießbrauches oder durch Austheilung ihres Ertrages 
zufließen. 3) Diefe Ueberlaſſung der Gcmeindegüter an die einzelnen 
Gemeindegenoſſen erfcheint zunächft fomweit äußerlich gerechtfertigt, als 
ih jene Nutzungen aus dem urfprünglichen Verhaͤltniſſe mancher 
Gemeindegüter ($. 4.) gegenüber der allmähligen Entwicklung der 
eigentlihen Gemeindewirthſchaft erhalten haben; fie ift aber auch 
begründet in dem nahen Berhältniffe der Gemeinde als Einheit zu 
den einzelnen &emeindegenoffen, deren wirtbfchaftlihes Gedeihen für 
jene felbft wieder von großem Belange ift, und die hierin, 3. B. 
wenn der Umfang der Privatgüter im Verhaͤltniß zur Bevölkerung 
zu Hein ift, wefentlich befördert werden koͤnnen; ſodann au, wo 
die Erträgniffe der Gemeindegüter mehr find, als das volle Be⸗ 
dürfniß der unmittelbaren Gemeindewirthſchaft fordert, in dem volks⸗ 
wirthſchaftlichen Intereffe, daß auch diefe Mehrertraͤge, an welche 
außer der Gemeinde Niemand rechtlichen Anſpruch hat, auf nuͤtzliche 
Weiſe gebraucht werben, flatt etwa zu einer minder nüglihen, außer⸗ 
halb des Verkehrs ftehenden Vermögensmafle angehäuft zu werben. 4) 
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Bd Vertheilungen von Gemeindeguͤtern Legt es ber Ge⸗ 
meindebehoͤrde ob, ſolche den Forderungen einer zmedmäßigen Be⸗ 
wirthſchaftung anzupaffen, namentlich die nöthigen Raͤume zu Wegen, 
buch welche jeder Beliger auf feinen Theil unmittelbar gelangen 
fann, vorzubehalten. Auch geben folhe Theilungen Anlaß und 
Gelegenheit, vie Allmandtheile der einzelnen Bürger, wenn fie in 
mehreren Kleinen, von einander entlegenen Stüden beſtehen, mittelſt 
Austaufh und Ausgleihung angemefien zu vereinigen und zus 
fammenzulegen, wodurch eine beffere Bewirthfchaftung und viele 
Zeiterfparniß bewirft wird. 

Uebrigens ift die Ueberlafjung einzelner Bermögenstheile zum 
Nießbrauch der Gemeindegenofien, oder die Austheilung des Ertrages 
derfeiben bald ganz abgabenfrei, bald aber gegen eine an die Ge⸗ 
meindefafle zu reichende (dem wahren Werth der Rugung nicht 
gleihfommende) Geldleiftung (Brundabgabe),°) für die Meberlaffung 
baubarer Grundftüde — Allmandzinje, für den Weidegenuß — 
Weidegelder, für ausgetheilte Holggaben — Holjtheilzinfe ıc. erfolgt. 


1) Diefe Entwidiung wurde in den altwürtiembergifchen Landgemeinden wahr⸗ 
ſcheinlich fehr befördert durch die altlandſtändiſche Stemerverfafiung, welche 
an die Aemter und Gemeinden die Stenern im Ganzen forderte und bei 
biefen parate Mittel in ven Händen des Steuerrinbringers erforderte und 
durch die frühe eingetretene, durch eben biefe Steuerverfafiung mitverans 
laßte Führung öffentlicher Rechunngen und Regierungsauffiht. Im man: 
hen Theilen der senmwärttembergifchen Lande, wo dieſe Einwirlungen 
fehlten, hat die Sache dagegen ben umgekehrten Bang genommen, indem 
ans dem Bemeinheitseigenikum mach und wach Privateigentkum warbe, 
oder doch die Nupung der Gemeindegüter zum einer privatrechtlichen Zu⸗ 
behör altbeſtehender größerer Güter oder Häufer, deren Inhaber urfpräng- 
liche Genoſſen der Gemeinde waren, und mit welchen fotann jene Nitzung 
vererbt, verkauft ac. wurde, geworben ift. 


2) Dies entfpricht auch dem urſprünglichen Verhaͤltniſſe diefes Gemeingutes. 
Denn bald waren, bei noch geringer Bevölferung und ungetheilten 
Bauernhoͤfen, ‚die Bemeindegemofien gleich berechtigt, aber auch gleich 
verpflichtet zu dem gemeinen Laften, vie in Natur, durch Frohn x. 
noch geleiſtet wurden; bald nahmen, wenn die Gemeindegenoſſen in uns 
gleichen DBermögensverhältnifien waren, biefelben eben auch in ungleichem 
Maße Theil an der Nubung tes gemeinen Guts, weil natürlich ber 
MWeidegenuß bei größerem Viehſtaud größer war, ber Holzuerbrauh nud 
Geunß ſich nach dem Umfang des Schöftes richtete m. f. w., und es war 
auch die Verbindlichkeit zu Leitungen verſchieden. Das Verlangen einer 
gleichheitlichen Bertheilung des Gemeindegntes, während jept die Laſt der 
allen Genvflen ungefähr gleich müslichen Gewmeindeeinrichtungen anf ben 
5 % 


— 068 — 


Söherbefteuerten ruht und die Armen einen Theil der Gemeinbeeintänfte 
oder das Ganze vorweg uehmen ; dies Verlangen hat daher auch von da 
aus feinen Boden und iſt nichts, ale ein Ansfluß abfirafter Theorieen, ein 
Shell des modernen Raubſyſtems. 

3) Büurgerrechtogeſetz Art. 48. 

4) In andern dentſchen Ländern geichehen ſolche Gemeindetheilungen nicht in 
abſolut gleichen Thellen für alle Bürger, ſondern mac tem Maßſtab des 
Güterbefißes oder ber feltherigen Benuͤtzung. Durch deu gefeplichen Grund⸗ 
fat der abfolut gleichen Theilung iſt der ewige Widerſtreit der Interefien 
der Höherbefteuerten und der Unbegüterten bervorgerufen. Während -jeme 
durch jeden Verluſt au Gemeindeeinkünften, 3. DB. in Folge ber Aufhebung 
der Schafweine, betroffen werben, haben für fie die ihnen zufallenden 
Theile um fo weniger Werth, je größer ihr Gutsbeſitz ohnebem if, und 
für.die Andern werben ſolche Gemeindetheile mitunter der Anlaß zu leicht⸗ 
finnigen Niederlaſſungen; ja es ift nicht felten wahrzunehmen, daß gerabe 
die unbemittelten Bürger, anf deren Anregung die Theilung geſchah, ihre 
Theile unbebant liegen Tiefen. — Wo folhe Mißftände zu befergen find, 
verbient daher die Verpachtung ver Gemeindegründe an gut präbizirte, 
nicht ober wenig begäterte Bürger unter billigen Bebingungen vor ber 
Thellung den Vorzug. 

5) So werben diefe Einzäge im uneigentlihen Sinne genamnt, Verw. Edict - 
$. 65. k. Vergl. 8. 58. Note 2. 


II. Veränderungen im Vermögen. 


$. 87. 


Aus den eben ($. 55.) angeführten Gründen ergiebt fi zu⸗ 
nächft die wirthfchaftlihe Aufgabe der Erhaltung und wo 
möglih Vermehrung des Vermögensftammes im Ganzen; ) es 
iſt eine wirtbfchaftliche Hauptregel, daß die Zwede erreicht werden, 
ohne auf das Bermögen fo einzuwirken, daß die hieraus fließenden 
Mittel für Fünftige Zwecke verringert werden, daß die Wirthfchaft 
nachhaltig fey, fowie die Körperfchaft fortbefteht und ihre Zwecke 
und Aufgaben forthin zu erreichen hat. Hiemit ergiebt fih ſodann 
auch die rechtliche Forderung an die gegenwärtigen Glieder der 
Gemeinde, dad Bermögen möglichft ungefchmälert der Nachkommen⸗ 
ſchaft zu überliefern, die Forderungen ver Gegenwart zu befriedigen, 
ohne die fpäteren ®emeindeglieder bei vielleicht noch größeren Auf⸗ 
gaben hinfichtlich der verfügbaren Gcmeindemittel in fehlimmere Lage 
zu verſetzen. Dies gilt aber überhaupt vom Grundflod und wird 
daher im III. Theil 8. 303. ff. ſeine weitere eſenn finden. 

4) Comm.O. IV. 1. $ 4. 


% 
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8. 58. 


Es hantelt fich hiebei um eine bleibende Verminderung des 
Vermögens im Ganzen, nicht bloß von einem Wechfel der Beftand- 
theile deffelben, durch welchen dem Vermögen dasjenige, was ihm 


"unter dem einen Titel entzogen, unter dem andern wieder erfebt 


wird. ine ſolche Berminderung fann aber eintreten: 

1) indem fi eines der in $. 52. sub 1. benannten Vermögens 
theile entäußert wird. Insbefondere gehört hieher auch der 
Fall einer Vertheilung von Gemeindegütern mit dem Eigen⸗ 
thumsrechte unter die Gemeindeglieder, 1) eine Vertheilung, die 
aber nur gegen billige Bergütung des der Gemeindekaſſe ent- 
gehenden Ertrages geftattet it. 2) 

2) Durch Uebernahme einer neuen Werbindlichfeit von der in 
$. 54. Pkt. 2. bezeichneten Art. 


1) Berw.&dict $. 66, Nro. 3. Das in der Gen. Vrdg. vom 4. Nov. 1808 
ansgefprochene Verbot einer Bertheilung folcher Art if zwar durch das 
Berwaltungsebict ebenfo aufgehoben, wie bie andern prägeptiven Beſtim⸗ 
mungen biefer Berorbuung, ale dem Grundſatz des Selbfiverwaliungsrechts 
ber Gemeinden widerſprechend, als ſolche anfgehoken ſind; allein vie 
jegigen Beſtimmungen kommen nad der folgenden Note ebenfalls auf ein 
Berbot hinaus. 

2) Daß diefe in Art. 48. Satz 2. des Bürgerrechisgefepes zunäͤchſt bei ven 
eigentlichen Gemeindenutzungen, alfo bei bloß nutznießlicher Ueberlaffung auss 
gefprochene Beſtimmung and hier Pla greifen muß, folgt aus der Gleich⸗ 
heit des Brundes; denn was für die Vertheilung zur Nutznießung, alfo 
das Wenigere, gilt, muß auch für die eigenthämliche Ueberlafinng, das 
Mehrere, : gelten. — Während aber bei jener bie Anflegung einer jährs 

lichen Reihung ($. 60.) am die Gemeindekaſſe Statt finden Tann, ſteht 
diefer bei der eigenthüämlichen Ueberlafiung von Gütern das gefehlicdhe 
Berbot der Auflegung nener Grundlaſten, was ſolche Meichungen bier im 
wahren Sinne wären, entgegen. Die der Gemeindekaſſe zu leiſtende Ver⸗ 
gätung Tann baber, außer dem Falle eines Taufches, nur in einem ent⸗ 
ſprechenden Kauffchilling beſtehen. 


8. 59. 


Auch außer der Verminderung des Vermoͤgens ſelbſt kann aber 
eine Veränderung in den Beſtandtheilen deſſelben, z. B. die 
Verwendung von Capitalien zum Ankauf von Gütern, oder ums 
gefehrt, bei dem verfchiedenen wirthickaftlihen Werthe ver Vermögens» 
theile und im Hinblid auf die Zwede einer Körperfchaft, auf die 
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Lage einer Gemeinde überhaupt 2c. für die Wirthſchaft von weſent⸗ 
lihen Folgen feyn. Deshalb ift 

1) in der Wirthſchaft der politiiden Gemeinden 

a) auch zu jeder folhen Aenderung die Zuftimmung tes 
Bürgerausfchufles 1) und 

b) bei allen. Veräußerungen und läfigen Erwerbungen die 
Etaatögenehmigung, 2) befonderd aber die Genchmigung 
der Kreißregierung zu Veräußerung von Grundſtücken 
oder Realtechten von größerem Gapitatwerth, ats 1000, 
‚500 oder 250 fl., je nad der Claſſe ter Gemeinde, ?) 

2) bet ten Amtskörperfhaften die Berathung in voller Amts⸗ 
verfammiung ?) und bei Veräußerung eined Grundſtuͤckes 
oder irgend eines Realrechtes, deſſen Eapitalwerth die Summe 
von. Eintaufend Gulden überfteigt, die Benegmigung, ter Kreis⸗ 
regierung,, 9) 

3) bei jeter Veränderung in den Bermögendtheilen der Stifs 
tungen ein nah gutaͤchtlicher Vernehmung des Bürgerausds 
ſchuſſes gefaßter Beſchluß des Stiftungsrathes ) und jeden- 
falls die Genehmigung der Staatöbehörde, gewöhnlich der 
Kreißregierung , ?) erforderlich. 

1) Verw. Edict $. 52. Nro. 7. $. 53. — Es tritt hier ſtets eine bleibende 
Veraͤndernug bes Gemeindeetats ein. 

2) Verw. Edict 5. 65. lie. d, „bei je det Beränferung von untzbarem Gigen- 
thum ; f. bei jeber Abloͤſung, d. h. Nichtwieberanlegung, von Activcanpitalien ; 
lit. h. bei läfiigen Erwerbungen.“ — Zu andern Erwerbungen an fi 
bedarf es der Staatsgenehmigung nicht. R 

3) Verw. Edict F. 66. Nro. 4. 

4) Verw. CEdict 6. 84. 87. 

5) Verw.Gdiet $. 89. c. 

6) Verw. Cdict $. 134. 137. 

7) Verw.@pict $. 146. 148. Nro. 5. 8. 
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Non weientlihem Einfluß auf tie Wirtbfehaft der Gemeinden 
ift natürli jede NAenderung in rem Beftand der bürgerlichen: 
Nupungen!) ($. 56.). 

1) Eine Erhöhung derfelben oder die Einführung neuer mit- 
telit Verwendung weiterer, biöher für andere Siwede bejtimmter 
Nermögenstheile der Gemeinden kann 

a) nur mit Zuftimmung des Bürgerausichuffes und mit 
Genehmigung des Oberamts, fofern ed fi) aber von 
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nußnießliher Weberlaffung von Grund eigenthum han⸗ 
deit, der Kreisregierung, 2) fodann aber 

b) nur gegen billige Vergütung des der Gcmeinvefafle 
entgehenden Ertrages geſchehen.») Diefe Vergütung ift 
nach dem biöherigen durchſchnittlichen Ertrage, abzüglich 
der VBerwaltungsfoften, zu ermitteln. Kin Nachlaß hieran 
wird im Wege der Dijpenfation ($. 46. Note 9.) er: 
folgen fünnen. 4) 

2) Einer folhen Erhöhung ſteht der Wirfung nad die Ders 
minderung oder Aufhebung biöheriger Gegenleikungen an 
die Gemeinde (8. 56.) gleih, daher auch dieſe nur mit’Zu- 
fimmung ded Bürgerausfchuffes und Genehmigung des Obers 
amts >) und unter der sub Nro. 1. b. angeführten Befchränfung, 
bei welcher namentlih der etwa früher zur Gemeindekaſſe bes 
zjogene Ertrag in Erwägung fommen wird,*) gefchehen Tann. 

3) Die Schmälerung oter Aufhebung der bürgerlichen 
Nusungen, oder die neue Auflegung oder Erhöhung von 
Gegenleiftungen zur Gemeindekaſſe gefhieht mit Zuftimmung 
des Bürgerausichuffes. 7) 

1) Wo vie Bürgernupungen nach bisheriger Einrichtung von verämberlicher 
Größe waren, 3. DB. die Holzgaten je nad dem Ertrag eines Echlags, 
fommt es bei diefer Frage daranf an, in weldhem Berhältnifle die Bezüge 
der Gemeindekaſſe zu dem Gefammtbetrage der türgerlichen Nutzungen 
kisher fanden? Diefes Verhaͤltniß follte jenenfalls befiimmt ſeyn. — 
Daß aber als Marimum. der nachhaltige Ertrag des Gemeindewaldes 
gelten muß, ergiebt ih aus deu Belimmungen für die Waldwirthſchafi. 
©. Eomm O. I. 7. $. 15. 

2) Berw.@bict $. 53. 65. lie. I. 8. 66. Nro. 3. 

3) Bürgerrechiögefek Art. 48. Satz 2. Dieſe gefepliche Beftimmung beruht 
auf der Annahme, daß bie Semeindeungungen im Widerfpruche mit der 
natürlichen Beflimmäng des Gemeindevermoͤgens feyen und neue nament⸗ 
lich wicht zum Nachtheil der Stemerpflichtigen eingeführt werben follen. 
Comm.Ber. 1: Bell.H. zu den Verb. von 1828 ©. 40. Jenes aber wirb 
Ach nicht ſchlechthin behaupten laſſen ($. 56.) und diefes trifft nicht zu, 
wo die Gemeindewirthfchaft einen jährlichen Ueberſchuß darbietet. 

4) Man pflegt es hier in der Praxis nicht fireng zu nehmen. 

5) Verw. Edict $. 53. 65. lic. k. 

6) Durch ven Nachlaß folcher Gegenleiſtungen erhöht fich wie im Kalle Nro. 1. 
bie bürgerliche Nitzung und wird ber Geueindekaſſe ein Vermoͤgenstheil 
(Ginfommen) entzogen. Ohne dleſe Befchränfung hätte aber die zu 2. b. 
angeführte Geſetzesbeſtimmung feinen Werih, weil dann bie anferlegte Ber- 
gätung an die Gemeindekaſſe fofort wieber erlafien werben koͤnnte. 

7) Verw.Edict $. 53. 
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III. Bechandtheile des Vermögens. 
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Bei den mögliherweile bei jener Körperfchaft vorkommenden 
Vermögensbeftandtheilen ift 
1) ihr wirthfchaftlicher Werth zu betrachten, der indbejondere bei 
der Frage von Veräußerung oder neuer Erwerbung neben ans 
dern, aus den Zweden und der befondern Lage einer Körpers 
ſchaft entipringenden Rüdfichten maßgebend feyn muß. 


2) Die wirthfchaftlihe Aufgabe bei den einzelnen Vermoͤgens⸗ 


theilen if fodann zunädhft die Sicherung und Erhaltung 
ihres Beftanded gegen zufällige oder durch Unrecht leicht zuzu⸗ 
fügende Verluſte. 

3) Eind die mögliden Arten der Benügung und diefe ſelbſt 
nach den bejtehenden Vorfchriften und allgemeinen wirthſchaft⸗ 
lichen Regeln darzuftellen, wobei im Allgemeinen auf $. 47. 
a. zu verweilen ift. 


1) Gebäude. 


Bei Gebäuden find die Koften und Gefahr ihrer Unterhaltung 
und ihrer allmähligen Abnügung in der Regel höher, als ihr Ges 
brauchswerth und Ertrag; daher fie im Allgemeinen ald Vermögens» 
theile nidt zu empfehlen find. Dagegen fünnen fie in Berbindung 
mit andern Bermögenstheilen, 3. B. mit einer Weide als Schäfereis 
einrichtung, zu den nugbringenden Vermögenstheilen gehören; 1) an⸗ 
tere find für den Gebrauch au öffentlichen Zweden nothwendig, 
indem überwiegende Rüdjichten für dieje gewöhnlich die Herftellung 
und Erhaltung bejonderer, diefen Zweden gemäß eingerickteter, 
Gebaͤude fortern; Beftandtheile der letern, die zu jenen Zweden 
nicht jelbit auch dienen, koͤnnen daneben einen Ertrag abwerfen, 
z. B. Keller, Speicher. 

1) Dahin auch nach Umftänden öffentliche Backhaͤuſer, Waſchhaͤuſer. 
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Zur Erhaltung des Gebäudebeſtandes dienen neben den alls 
gemeinen baus und feuerpolizeilihen Vorjchriften folgende Maßregeln: 
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1) Es iſt befohlen, zu allen Neubauten und groͤßeren Reparationen 
den Beirath von Sachverſtaändigen einzuziehen, worüber im 
dritten Theile dad Weitere enthalten if. 2) In Bezug auf Feuers 
befchädigungen befteht auch für die Gebäude der Körperfchaften die 
allgemeine Zwangspfliht zur Theilnahme an der Brandvers 
fiherungsanftalt,1) weiche ſich auch auf die mit dem Gebäude 
für beftändig nüt- und nagelfeft verbundenen Gegenſtande erftredt. 2) 
Bei Reubauten oder Erweiterungen und Berbefferungen ift daher 
vie entfprehende Einfhägung oder Erhöhung des Anfchlage zu bes 
werkſtelligen. Soweit die Beftftellung der Schügungsfumme vom 
Eigenthümer abhängt, bat hierüber die ordentliche Verwaltungs⸗ 
behörbe zu erfennen, deren Pflicht es ift, auf gehörige Verficherung 
zu fehen. — Weiter ijt dringend empfohlen, die den Körperfchaften 
gehörigen Gebäude, welche beſonders dur ihr Hervorragen dem 
Blitze ausgeſetzt und oft an den Spitzen mit einem vom Blitze gerne 
aufgefuchten Körper, als Wetterfahnen zc., bekleidet find, mit 
Bligableitern zu verfehen. 9) — 3) Um die Verbindlichkeit Sol: 
her, welche ein Gebäude bewohnen oder benügen, zu Leiſtung vers 
fchuldeten Schadens überall hin zu wahren, ift die urkundliche 
Mebergabe der Gebäude mit der nöthigen Beſchreibung an Sole 
dienlih. 4) Im Allgemeinen führt die öftere Befichtigung von Ge⸗ 
baͤuden, die in der Amtspflicht zunaͤchſt des Rechners liegt, 4) zur 
zeitigen Kenntnignahme vorliegender Gebreden, welchen im wirths 
fhaftlihen Intereffe zu Berhütung größeren Schadens und Koſtens 
immer gleichbald abgeholfen werben. jollte. 5) 


1) Brandichabensverficherungsorbuung vom 17. Dec. 1807 $. 3. Belek vom 
28. März 1828 Art. 1. Ausgefchlofien find von dieſer Auſtalt m. A.: 
unbenägte Thärme, Comoͤdienhaͤunſer, Flach⸗⸗ nnd Hanfbörrhätten. Da 
es dem Gigenthämer freiſteht, die ſenerfeſten Beſtandtheile ven der Vers 
fiherung auszunehmen, fo kann dies füglich bei Kirchengebaͤuden in Bezug 
auf das Mauerwerk von ſolchen Steinen, bie dem Feuer wiberfichen,, ges 
ſchehen; es ift aber darauf zu fehen, daß die ansgenommenen Theile im 
Cataſter genau vorgemerkt werben. 


2) Darunter namentlich Kelterbäume, laufendes Gefchirr in Mühlen, Uhren 
und Glocken auf Thürmen und Ratbhäufern, feſt angemachte Kirchenftähle, 
Altäre und Banzeln, Emporbühnen. Gandansgabe der Brandverficherungss 
ordauug $. 3. — Beſonders iſt die Berficherung biefer Theile wicht außer 
Acht zw laflen, wenn etwa die Bauverbindlichkeit am Hauptgebäude einem 

. Dritten obliegt. | 


3) Min.Derf.. vom 21. Juli 1834, RAgbl. S. 461. Dagegen ik gemäß ber 
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Min.Berf. vom 4. Mai 1627 auf vle Beſchaffenheit det Blitzableiter und 
Abhälfe vorkandener Defekte aufzumerken. 

4) Comm. O. 1. 3. $. 2. 

5) Comm. O. III. 2. 8. 9. Landesorbunng Tit. 110. 8. 14. 
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In Bezug auf die Unterhaltung der Gebäude und ihrer Be- 
ſtandtheile ift fodann ter Verbindlichkeiten zu erwähnen, welche hierin 
denjenigen, welche Körperfihaftögebäude vermöge beftehender Ein⸗ 
richtungen zu benügen haben (namentlich Pfarrer: und Schullehrer- 
wohnungen), obliegen,1) und welche zu Bereinfahung der Ber: 
waltung auch Miethern 2c. einbedungen werden follten. 

1) Solche Nutznießer dürfen feine eigenmächtige Veränderung 
vornehmen, widrigenfals fie den Aufwand felbft zu leiden 
und nad Umftänden das Gebäude auf ihre Koften in den 
vorigen Stand herftellen zu laſſen hätten. Cie haben begrün- 
dete Anträge auf Aenderungen an die Berwaltungsbehörde zu 
bringen. 2) 

2) Sie haben während der Zeit Des Beſitzes ale Fleinen Repa- 
rationen und alle fogenannte Flickarbeit auf ihre Koften 
zu beforgen. 3) 

Diefes bezieht fih aber nur auf die zur Privatbenügung, 
niht auf die zu amtlihem Gebrauch beftimmten Theile des 
Haufes, in welch Tebteren die baupflichtige Kaffe auch jene 
Unterhaltung zu beforgen hat. 4 

3) Berner liegt dem Nutznießer die Anſchaffung Fleiner Haus- 
geräthe ganz ob.) 

4) Der Nugnießer haftet für allen durch feine Rachläßigfeit ent- 
ftandenen Schaden; er bat daher namentlich auf gehörige Bes 
jhließung und Anlegung ter Läden, Fenſter 2c., auf die 
Feuerwerffätten zu fehen und Berrihtungen in Küchen, Oehr⸗ 
nen and auf Kellergewölben, die das Gebäude erfrhüttern 
und befhädigen, au unterlaffen; er hat darauf zu fehen, daß 
durch Wafferausguß fein Echaden gefchieht, daß die Fenſter 
teinlich gehalten und das Abſtehen derſelben verhütet werde, 
daß die Ablaufrinnen und Kanäle von Zeit zu Zeit, befonders 
des Winters, fleißig gereinigt und vom Eife befreit werben. 6) 

1) Nach den duch die Min Berf. vom 30. Sert. 1822 und 21. Mai 1823 
auch hieher für anwendbar erklärten nachbenannten Berorbuungen bes 
Binanzdepariements, bie fi anf ältere Gefehe ſtͤtzen. — Nar anf bie 
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hierin gegebenen rechilichen Rormen, nicht aber auf vie mitaufgeführten 
Berwaktmugsvorfcgriften iM dieſe Arsbehnung zu beziehen. — Bei Pfarr⸗ 
häufern, namemslich katholiſchen, Tommt es oft vor, daß bem Pfarrer 
die Berbindlichkeit auferlegt iſt, eine gewifle Summe jähelidg entweber 
felbR anf Reparaturen zu verwenden, ober an bie baupflichtige Kaffe zu 
zahlen, fogenannten Banfchilling. Dies Verhältniß ſchließt aber im 
der Regel obige Leifiungen nicht aus, wofern micht jene Reichung als 
Surrogat der letztern nach Herkommen ober Bertrag anzuſehen if. Bers 
fügung bes f. Rirchenrathe vom 4. Juni 1822. Rgbl. ©. 405. 


2) Brbg. vom 2. Oct. 1817 $. 1. 


3) a. a. O. $. 2. und Verf. vom 28. Nov. 1820, wonach hieher gehören: 
a) Reparationen au den Schlöflern, Anfchaffung von Schlüſſeln, Bes 
fefligung des Befchläges, Anfchaffung mener Kloben und Borreiber 
n. a. Befefligung, in Folge defien auch ber burch mangelape Unter⸗ 
haltung viefer Theile verurfachte Abgang am Zalonfieen, Penflera 
läden, Thüren, Thoren, Borkaminen, Ofenthüren und deren Belchläg 

und Schlöffern (nicht aber außerdem bie Schaltung der Thüren). 

db) Herſtellung zerbrochener Fenfterfcheiben und des dabei ſchadhaft ges 
worbenen Bleis, auch bei Hagel, wenn Läben vorhanden find, Er⸗ 
baltung der Auſchlagleiſten, Dienbleiften und Eckſtaͤbe (nicht abey 
Erneuerung fonft in Abgang gelommenen Bleis und Erhaltung bes 
durch Länge der Zeit fchabhaft gewordenen Rahmenwerkes). 

c) Erhaltung und Herftellung ber Breitchen zu Ialoufleen (nicht aber 
des faul gewordenen Rahmenwerfes), Unterhaltung ber Dachläpen, 
foweit fie nicht durch Faͤnlniß abgehen. 

d) Ausipänen alter Böben, bei unbedentender Beſchädigung auch Her⸗ 
ftellung verfelten. 

e) Reparirung fchabhafter Tapeten, fo lang jene angeht. Die Er⸗ 
nenerung kann nicht verlangt werden, fonbern nur das gewöhnliche 
Ipſen und Weißnen. 

f) Weißnen in den Zimmern, Fluren (Oehrnen), Gängen und Treppen: 
gehänfen, Anftrihe ver Küchen, fammt den bamit in Verbiadung 
ſtehenden kleinen NReparationen des Beſtichs ober der Veripſung 
(nicht aber das Weißuen ber Amtes uud Banzleizimmer mb ber 
allein dazu führenden Gänge). Das Weißnen und Neinigen gebt 
den einziehenden Nutznießer an. 

£) Säubern und Putzen ver Defen. 

h) Bei Vieh⸗, Schwein⸗ und Geflägelftallungen anfer dem, was zum 
Bisherigen. gehört, uoch Ausbeflerung ber Döben nad des Pflaſters, 
der dielenen ober breiternen Wandungen, Grhaltung ber Krippen, 
Tröge und Rauffen, uach fecgsjähriger Nutzuießnng foger neue Her⸗ 
ftellung alles veflen. 

i) Kleine Reparationen an ven Baddfen, Küchen und Waſchkeſſeln, 
Heerden und Bußfteinröhren. 

R) Reinigen der Kamine und Sänbern der Winkel. 


4) ©. Fin. Min. Berf. vom 5. Juli 1836. Rgbl. S. 274. 
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5) Berf. von 1817 8. 2. Namentlich ber Keſſel, Waflers und Ofenhäfen, 
ber fogenannien Schifflein, ver hölzernen Waferbänfe, der Hausglocken 
und ber Baßliegerlinge, Einrichtungen für Sranutweishrennereien und zum 
Obfibörren. 


6) Berf. von 1817 8. 3. Much das Aufſtellen von Geflügelftällen in ven 
Wehngebänden if ale dieſen ſchädlich verboten. 
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Soweit die Gebäude nicht zn unmittelbarem öffentlichem Ges 
brauche beftimmt find, oder wit Gütern verpachtet werden, findet 
ihre zeitweiſe Bermiethung Statt, wobei die hienach bei Ber: 
pachtung von Gütern angeführten Bedingungen, foweit fie zutreffen, 
Anwendung finden fünnen. — Yür den Gebrauch öffentlicher Ge⸗ 
bäude, ald Bad, Waſchhaͤuſer 2c., kann die Berwaltungsbehörde 


eine Gebühr feftfegen, deren Bezug von den Ginzelnen zu Ab⸗ 


ſchneidung von Umjtändlichkeit für die Verwaltung an einen Dritten 
gegen eine in die Kafle zu zahlende Summe übertragen wird, wobei 
zu weiterer Vereinfachung die Anſchaffung der nöthigen Geräthe ıc. 
einbevungen werben fann. 


2), Güter 
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Im Belle der Körperfchaften befinden fi theild größere ge⸗ 
fchlofiene Guͤtercomplexe von verfchiedenartigen Beftandtheilen, theils 
einzelne Grundſtücke an Aedern, Wiefen, Gärten, Waldungen, 
Fiſchwaſſern. Im Allgemeinen find alle nicht ind Eigenthum Dritter 
erweislich übergegangenen Theile der Markung als „Allmande* für 
das Eigentum der Gemeinde anzufpredhen, fo namentlich in der 
Regel die zwiichen Privatgütern gelegenen Yeldraine. 1) 

Güter haben für die Wirthfhaft den Werth vorzüglich fiherer 
Einfommensquellen; namentlich find für den Beſitz der Eorporationen 
Waldungen geeignet, deren wirthſchaftliche Nutzung von Einzelnen 
weniger zu erwarten ift. 

Zur Beräußerung eignen fih befonders einzelne Stüde, die im 
Verhaͤltniß zu dem bisherigen geringen Pachtgeld gut zu verfaufen find 
oder deren Bewirthſchaftung wegen Entlegenheit, wegen Schwierig» 
keit des Schuges ıc. unverhältnißmäßig Eoftfpielig if. Außerdem 
fann beachtet werden, ob bei geringem Gutsbeſitze der @inzelnen 


a 


eine Ueberlaffung in Privathaͤnde nicht mehr im oͤffentlichen Intereſſe 
gelegen. ?) 

Eine Ermwerbung ift befonderd wuͤnſchenswerth, wo die vor- 
bandenen Güter, namentlih Waldungen, einer Abrundung fähig 
und bedürftig find. 


1) Sarwey, Mouatichrift I. 27. 

2) Brühere Geſetze (Gen.Refer. vom 31. Dec. 1501 and vom 3. Suli 1683, 
Comm.O. IM. 3. $. 2.) wollten den Verkauf aller Güter namentlich 
wegen ber bei der Selbſtverwaltung leicht möglichen Unorbuungen. Am 
wenigfen eignen fh natürlih Weinberge in ben Befitz von Gorpos 
tationen, deren Verkauf daher bie Berorduung vom 2. Mai 1812 anorbnet. 
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Ale Vorſchriften zur Sicherung des Bermögensftandes der Cor⸗ 
porationen an Gütern (wozu auch die um Gebäude liegenden Flaͤ⸗ 
hen gehören) find anzuführen: 1) die hinfichtlich der Erhaltung der 
Grenz, und WMarffteine im Allgemeinen beftehenden Borfchriften, 1) 
fowie die biemit in Verbindung ftehende Einrichtung der Flurkarten 
und Primärcatafter. — 2) Alles Grundeigenthum der Corporationen 
muß in die Buterbüder eingetragen feyn, worüber in Bezug auf 
neue Erwerbungen die nähftle Rechnung Nachweis zu geben hat. ?) 


1) Befonders auch bei ven Waldungen wichtig. — Leider waren viele Ges 
meinbebehörben bei ber Aufnahme des Primärcatafters wicht forgfam genug 
und trotz den Bermeffungsmarken kommt es leicht vor, daß Güterbeſitzer 
ihre Grenze über einen. Theil auſtoßender Allmanbpläpe und Wege aus⸗ 
behnen. 


2) Eomm.Dd. IHM. 3. $. 6. ©. 76. — Min.Erl. vom 8. Rov. 1842. 


a) Feldgüͤter. 
3. 68. 

Bei Feldguͤtern iſt die Aufgabe der Wirthſchaft zunaͤchſt die Er⸗ 
haltung und Verbeſſerung ihrer Erttagsfähigkeit, namentlich 
a) Cultivirung bisher ganz nutzlos liegender oder nur zur 
Weide benützter Gründe, wo ſolche irgend einen Ertrag ver: 
ſprechen (ſ. 8. 91.). Zu diefem Behufe können ſolche Gründe vor⸗ 

erft unter die Bürger zur Benügung ausgetheilt werden, oder 
mindeftend Einzelnen gegen die Eultivirung der Genuß auf eine 
Reihe von Jahren überlaffen werden. Auf Allmanden, die zu 
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wer von den Oriſchaften entfernt, fönnten wohl eigene Höfe 
gegründet werden. Bei foldher Vertheilung wird aber nad Um⸗ 
Ränden ein Theil für unmittelbaren Gebrauch ter Gemeinde, 
für Weideplätze ıc. zwedmäßig zurüdbehalten. Binder cultur- 
fühige Gründe, befonders folche, die an Waldungen anftoßen, 
werben zwedmäßig auch hiezu angelegt.1) Solche Eultivirung 
wird, wo das Zchnteeht dem Staate gehört, durch mehr: 
jährige Zehntfreiheit begünktigt. 

b) Zum Behuf einer Beinugung und zugleich zu Erhaltung der 
Gründe und ihrer Rusbarfeit dient das Bepflanzen der (vor: 
ber gehörig abzuböfchenden) Ufer, wo Güter an Zlüffe und 
Bäche angrenzen, mit geeigneten Pflanzen, namentlich Wei⸗ 
den, Felben, Erlen, fowie das Ausſetzen ſolcher Pflanzen in 
oͤden, nafen und fumpfigen Gründen und Altlachen. Hieher 
gehört dann noch Die Verwahrung folder Pflanzungen vor dem 
Bichfaß, Wegſchaffung von Kiesrüden, Schlamm und ande- 
ren Anfuͤllungen in Bächen ıc. zu Vermeidung fhädlihen Aus⸗ 
trittd.2) Das periodische Ausſchlagen der Baͤche und Gräben 
gewaärt ohnehin ein trefftiches Mittel zur Verbeſſerung des 
Bodens. | 

e) Beſonders dringend empfohlen ik die Anpflanzung mit Ob ſt⸗ 
bäumen,?°) deren Segung an funftmäßig gebauten Straßen 
jedenfalls aus polizeilihen Gründen vorgelchrieben it. Zum 
Behufe deſſen beftand früher die Vorſchrift, ) daß jeder neu 

angehende oder aufgenemmene Bürger zwei oder mehrere Obſt⸗ 
bäume auf die Allmanden und an Straßen auf feine Koften 
gu fepen und fortzupflanzen babe, gegen den lebenslänglichen 
Genuß, eine Vorſchrift, die erft durch neuere Geſetzgebung °) 
wohl in dem Betracht aufgehoben wurde, daß planmäßiger von 
Gemeindewegen für folbe Pflanzungen geforgt werde. — Es 
muß aber auch für gehörige Pflege der jüngeren Bäume 
geforgt werben. ®) 

4) Vergl. Comm. O. II. 4. $. 4. Gen. Reſer. vom 8. Nov. 1766 und vom 
23. Aug. 17988. Gen. Dekret vom 4. Nov. 1808. Robl. ©. 581. — 
Daß in manchen Gegenden hierin noch viel zu thun iſt, darauf it man 
bei der Theurung 1846 anf 47 wieher anfmerffam geworben. Tie Größe 
der Allmanden in Württemberg wurde 1818 zu 344,000 Morgen berechnet, 
wovon maugebaut waren. 

2) Bergl. Gen.Refer. vom 11. Det. 1745. Comm.O. IH. 4. $. 5. 6. 
Gen. Reſer. vom 20. Februar 1792. Berorbaung vom 5. Juni 1811. 
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: Rgbl. ©. 377. und vom 16. Juni 1814. Agbl. ©. 248. Verf. vom 
29. Sept. 1824. Rgbl. ©. 769. Erlaß vom 19. Mai 1625, in welch 
leßterer Verordnung auf die Benupbarkeit der Rinden von Weiden und 
Bappeln zur Gerberei hingewieſen if. — Berichte Aber nuͤtzliche Anlagen 
diefer Art in Eßlingen. Landw. Eorrefp. Bl. 1840. II. 88. 1841. I. 187. 
Heilbronn 1841. I. 204. 

3) ©. Eomm.D. IN. 4. $. 5. Brög. vom 23. Juni 1808. Robl. &. 347. 

4) Erſtmals in dem Gen.Refer. vom 24. Juli 1620, ſodann erneuert Comm. O. 
IH, 4. $. 8. 9. 

5) Durch Bürgerrechisgefeh vom April 1828. Bon dem Beltrage neuer 
Bürger zur Bepflanzung ber Allmand ſ. im 2. Bud 1. Kap. 

6) In Hchenheim wird alljährlih ein populärer Unterricht für Obſtbaulehr⸗ 
linge erteilt, deſſen Koften uicht über 15 fl. kommen und wozu bie Ans 
meldung bis 15. Febr. erfolgen muß. 
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Grundftüde finden fih theils in ganz freier, theils in befchränfter 
Nutzung der Corporationen. Namentlich find zu erwähnen: 

1) die den öffentlichen Dienern zum Genuß als Befoldungstheile 
eingeräumten Grundftüde. In diefer Beziehung iſt namentlich an 
die folhen Nutznießern (wie in 8. 64. hinfichtlich der Gebäude) 
gefeplich obliegenden Berbindlichkeiten gu erinnern, wozu gehören: 

a) dad Ausfchlagen der Gräben; 

b) Y/, des Koftenaufivantes neuer Zäune und der Repa- 
ratur won folchen (nicht aber von Mauern und ſteiner⸗ 
nen Zaunſaͤulen; 

e) das Nachſetzen, Umgraben und Säubern der Bäume. !) 

2) Häufig werden uncultivirte Allmandftüde (Theile von Plaͤtzen, 
Wegen ꝛc.) an Bürger zur Anlage von Dungftätten, Werk⸗ 
fätten ꝛc. gegen eine geringe jährlihe Abgabe eingeräumt, 
welche Abgabe die Natur eines Recognitionszinfes hat, und 
in weldem VBerbältnifie die Gemeinde das Stüd 2c. dereinſt 
wieder an fich nehmen fann.?2) Es ift nöthig, dieſes rechtliche 
Berhältniß durch Anerkennung des Nupnießers in einem öffent 
lichen Brotofolle feftzuftellen. 

3) Bei den den Bürgern zur Benüpung überlaffenen Gütern 
($. 56.) erftredt fih die Nugung für die Kaffe auf die etwa 
dabei vorbehaltenen Allmandzinſe (Pachtgelder). Wenn nicht 
ale Bürger im gleichen Genuſſe find, ift es nöthig, ein Ver⸗ 
zeichniß diefer Abgaben jedes Jahr nad dem neuesten Stande 
anzufertigen. 
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1) Vrog. vom 2. Oct. 1817 $. 6. Vrog vom 28. Nov. 1820 8. 3. und 4. 
Min.Erl. vom 21. Mat 1823. Erg.Br. ©. 143. Fin.Min.Berf. vom 
2. Juli 1846. Daf. ©. 418. 

2) Früher war dies andy bei Gebänden üblich und jebt werben wohl beſſer in 
neuen Hüllen die Banpläpe förmlich verkauft. Der in ſolchen Fällen üblich 
geweſene Bezug eines Ziufes (Canous) wurde, wohl in Verwechslung 
mit den polizeilichen und grundherrlichen Eonceffionsabgaben, durch $. 1. 
I. 4. der Comm.O. den Gemeinden, mit Belafiung ber fchon vor 1663 
angeſetzten, abgefprochen und für die FJ. Rentkammer allein angefprochen. 
Das Gen.Refer. vom 24. Mai 1663 wurde nemlich dahin ausgelegt, 
daß die Auflegung von Grundbeſchwerden anf neue Hänfer allein der Herr⸗ 
ſchaft zuſtehe. Befehl vom 14. Ang. 1706. — Sept wirb das Eigen⸗ 
thumsrecht an der Area eines Haufes, wofür jene Abgaben bisher bezahlt 
wurben, fchmwerlich mehr von ber Gemeinde geltend gemacht werben fünuen, 
da das volle Eigenthum des Befibers in ber Hegel in öffentlichen Bü⸗ 
chern x. längf beurkundet If. Diefe Abgabe fällt vaher unter die ablös:- 
baren Gefälle. Gefeh vom 24. Aug. 1849 Art. 3. 6. 
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Die Selbfiverwaltung der Güter if für die Wirthfchaft der 
Gorporationen in der Regel nicht pafiend, weit hiefür ein vermehrtes 
Betriebscapital nöthig, die Bebauung EFoftfpieliger if, von den Ver⸗ 
waltern nicht derjenige Eifer erwartet werden darf, der auf den 
hoͤchſt möglichen Nutzen geht, die Aufficht und Controle fehr ſchwer, 
auch das Einfommen aus dem felbfiverwalteten Gute unbeftimmt 
if. Rur ausnahmsweife, wenn bloß ein unverhältnißmäßig geringes 
Pachtgeld erzielt wird, ober zum Zwecke von Berbefferungen, aud 
im Intereſſe der Beichäftigung von Armen, Tann die Selbitver- 
waltung am Plage feyn.1) Für die hienach die Regel bildende 
Berpahtung®) gelten folgende wirthihaftlihe Regeln: 1) Bei 
artondirten größeren Befigen follten bloß Solche als Pächter zus 
gelaffen werden, die fich über Kenntniffe und Vermögen zu einem 
ſchwunghaften Betriebe ausweifen können. 2) Bei einzelnen Gütern 
fann durch Verpachtung in Hleineren Parthieen häufig ein höheres 
Pachtgeld erzielt werden. 3) Kür Meß und Güte kann die Ders 
waltung feine Gewähr übernehmen. 4) Die Afterpachtung wird 
nicht zugelafien. 5) Eben fo wenig eigenmädtige Veränderungen 
des Anbaues. 6) Für das etwa mit übergebene Inventar und für 
den Pachtſchillung muß Sicherheit durch Unterpfand oder Buͤrgſchaft 
verlangt werten. 7) Die Auflöfnng des Pachtes ift der Verwaltung 
yorzubehalten bei Säumniß mit der Bezahlung des Pachtſchillings, 
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Gant oder Tod des Paͤchters. 8) Eine laͤngere Pachtzeit iſt ge⸗ 
wöhnlich deshalb vorzuziehen, weil der Pächter dann mehr beſtrebt 
if, das Gut gehörig zu bewirthfchaften. 9) Bet Meiereigütern 
fommen noch andere die gute Bewirthichaftung fihernre Bedingungen 
binzu, als 3. B. Haltung eines Viehftandes von dem Gute an- 
gemefienem Umfang. 10) Bei großen Gütern ift die Feftfegung tes 
Pachtgeldes in Naturalien wegen ded großen Wechfeld der Preife 
und deshalb zu befürchtender Bernachtheiligung des einen oder andern 
Theiles zwedmäßig. 11) Ein Nachlaß am Pachtgeld wird nicht zu⸗ 
gefagt, außer bei feindlicher Fouragirung oder Hagelfchaden, wenn der 
Schaden eine nicht zu geringe Quote des Rohertrags ausmacht.) — 
Eine befondere Aufficht über die verpacdteten Güter, namentlich 
größere, ift dienlih, um fi der Einhaltung der Bedingungen, 
namentlih der Erhaltung der Nutzbarkeit des Gutes, zu verfihern. 
1) Ben einer nützlichen Selbftverwaltung biefer Art, bei dem Spitalgut zu 
Bärenweiler, berichtet das lanw. Correſp. Bl. 1839. II. 151. 1840. I. 68. 

2) Comm. O. I. 3. $. 3. Vrog. vom 2. März 1812. 
3) Sehr zu empfehlen iſt es, wenn bie Verwaltung den Pachtſchilling bei 


der Hagelfchabensverjicherung verfichern läßt und dem Pächter bedingt, den 
übrigen Rohertrag zu verfichern. 


b) Balbdungen. 


8. 71. 


Die im übten Jahrhundert auffommenden Forftordnungen gehen 
son ter Nothwendigkeit der Staatöfürforge für Befriedigung des 
allgemeinen Bebürfniffes an Holz aus und enthalten die nädft- 
liegenden Regeln für pfleglihe Behandlung ter Waldungen und 
Berbinterung ihres Abgangs, fuchen den früher ungemefienen Holz« 
verbrauch zu befchränfen, dagegen für die Befriedigung der verfchieden- 
artigen Betürfnifie an Holz zu forgen und ftellen Strafbeftimmungen 
auf für Beihädigungen und Entwendungen, alled diefed aus dem 
angeführten polizeilichen Grunde aud für die Waltungen der Cor⸗ 
porationen, auf welche die Fürftl. Forſtbeamten gleich wie auf die 
herrſchaftlichen fehen folten. 1) Die Maßregeln, welde hienad zu 
Erhaltung eines wirtbichaftlihen Waldzuftandes von den Forſt⸗ 
beamten getroffen wurden, fanden indeß Widerftand ?2) und es trat 
ein gewiſſes Schwanfen in die viesfallfige Gefepgebung, die nament- 
lich in Abſicht auf fchärlihe Nebennupungen den Gemeinden zu viel 
eingeräumt zu haben fcheint, und nur den unbeftimmten Grundſatz 

6 
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aufzuſtellen wagt, daß man doch den Gemeinden nicht ſo ganz freie 
Hand laſſen fünne. 9) 

Erft die neuere Gefepgebung griff bier wieder etwas Fräftiger 
ein, und die feit ter Mitte des vorigen Jahrhunderts auffommenven 
geläuterten Beriffe einer planmäßigen Waldwirthfchaft wurden wenig» 
ftend im Allgemeinen au auf die Corporationswaldungen zur An⸗ 
wendung gebradt. *) 


1) Forſtordunng von 1614. Tit. „ver Gemeind.“ Gen. Refer. vom 24. Suli 1620. 
2) S. insbefondere Gen.Refer. vom 20. April 1652. Landtagsabſchied vom 


1639. 
3) Vorſchrift vom 25. Juni 1733, 18. April 1739 uud 15. Det. 1744. 
- 8, XI. XV. Gomm.d. 1. 7. $. 1.2.4.9. 


4) Bon 1,841,665 Morgen Waldungen im Lande gehören den Gemeinden 
589,181, den Stifiungen 54,961 Morgen. Die gehörige Bewirthſchaftung 
diefer Corporationswaldungen ift deshalb von hohem Belange für bie 
Volkswirthſchaft. — Nach einer K. Entſchließung vom 8. Januar 1828 
it für Gemeindebeamte, die fich Hierin durch verfländigen Gifer und Uns 
eigennühdigkeit auszeichnen, öffentlihde Anerkennung und Anszeichuung im 
Ausficht geftellt. — Tie Staatsbeaufſichtigung und die Fürforge für eine 
geregelte Waldwirthſchaft ift aber bei dem Gemeinden beſonders wichtig, 
da in der Art der Nupung das Iniereſſe der jebigen Bürger mit bem ber 
Nachkommen wefentlicg collidirt. 


8. 78. 


Bezuͤglich der Waldungen der Corporationen iſt demnach das 
Beſondere, daß deren Bewirthſchaftung vermoͤge der Staatsforſtpolizei 
durch gewiſſe Vorſchriften geregelt iſt und nicht nur unter beſonderer 
Aufſicht der Forſtbeamten (Oberfoͤrſter, Revierfoͤrſter) ſteht, ſondern 
von dieſen in Gemaͤßheit jener Geſetze unmittelbar geleitet wird. 1) 
Diefe Befchränkung der Selbftverwaltung der Corporationen bezieht 
fih aber nicht auf das, was mit jenen forftpolizeilihen Gründen 
nicht zufammenhängt und fo weit irgend die allgemeinen wirthſchaft⸗ 
lichen Intereſſen der Eorporation dabei berührt find, muß die Mit- 
wirfung der allgemeinen Auffichtsbehörten eintreten. — Die Forſt⸗ 
Amter haben im Allgemeinen über wirtbfchaftlihe Behandlung der 
Eorporationswaldungen zu wachen, und Unorbnung und Nach⸗ 
läffigfeiten unter Rückſprache mit dem Oberamt abzuftelen und zu 
ahnden. 2) Uebrigens find die Berrihtungen der Forſtbeamten, fo 
weit es die hienach aufgeführten ordentlichen Geſchaͤfte betrifft, 
durchaus unentgeldlich. ®) 
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1) Gemm.d. IH. 7. 9. 1. 8. Berervaung vom 7. Juni 1818. $. 2. 5. 
uud 1. Oct. 1827. $. 1. 


2) Fin. Min.Erlaf vom 22. Mai 1838. Erlaß des Minikerium des Zunern 
vom 10. Dec. 1838. 


3) Brong. vom 24. Mai 1828. Reg. Bl. ©. 289. Früher befanden, wie in 
ber übrigen Semeinbeverwaltung, mancherlei durch bie Geſetze fanctionirte 
Anrechuungen und Berehrungen vergl. Comm.O. Il. 7. $. 5. 6. 12. 
Bergl. unten $. 88. 
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Die Nupung der Waldungen fann natürlih nur im Wege der 
Eelbfiverwaltung geſchehen. Eigenthuͤmlich ift bier, daß bielelbe 
Flaͤche nicht einen jährlich wiederkehrenden Ertrag abwirft, ſondern 
daß zu einer vortheilhaften Benugung ein längerer Zeitraum (Um⸗ 
triebs zeit) erfortert wird, welcher zunaͤchſt von der Natur der vor: 
fommenden Holzarten und ihrer Haubarfeitsreife abhängt, ſodann 
aber auch nach der Betriebsart fich richtet, indem die Verjüngung 
ver Waldbaͤume theild durch Eamen, theild durch Stod- und Wurs 
jelausfchlag geihieht, in welchem legteren Kalle das erzeugte Holz 
in fürzeren Perioden gefällt werden fann und muß. Sodann kann 
aber der ganze Wald je nad Ablauf jened Zeitraums auf einmal 
abgeholzt werden, oder es wird diefe Nutzung durch Abtheilung des 
Waldes (in Schlüge) auf fürzere Perioden oder auf alle innerhalb 
jened Zeitraums liegenden Jahre vertheilt. Das legtere, wobei die 
jevesmal abyeholzte Fläche wicder einen haubaren Holzvorrath ers 
gibt, wenn die Reihe des Hieb8 an fie fommt und fonad für jedes 
Jahr eine Nutzung fih darſtellt, ift befonders das wirthſchaftlich 
Wuͤnſchenswerthe, indem nur bier ein dem fortlaufenden Bedürfnifie 
der Wirthichaft entfprechenter, fortlaufender Ertrag gewährt wird. 


$. 74. 


Die Aufgabe der Verwaltung in Beziehung auf die Waldun⸗ 
gem ift theils eine techniichöfonomilche, theild eine allgemeine admi⸗ 
niftrative. Beiderlei Rüdfihten gehen durch alle Theile der Ber: 
waltung hindurch, welche fich folgendermaßen eintheilen : 

I. Allgemeine planmäßige Einrichtung der Waldwirthſchaft nach 
der Beichaffenheit des Waldbeſitzes und den hierauf nad) den 
Grundſaͤtzen der Forſtwiſſenſchaft anwendbaren Regeln. 

1. Wirtbfchaftliche Pflege des Waldes, 

6* 
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IT. Ausführung der oͤkonomiſchen techniſchen Benutzung nach: der 
ad I. gegebenen Norm. 
IV. Eorge für Erhaltung und Beſchuͤtzung des Waldes gegen uns 
rechtmäßige Eingriffe und gegen natürliche Zufälle. 
V. Bermwerthung der Erzeugniffe. 
In Bezug auf die forftlihe Behandlung der Waldungen fann 
natürlich bier nur das erwartet werten, was mit dem Adminiſtra⸗ 
tiven zufammenhängt. 
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I. Die Eorporationswaldungen follen im Allgemeinen behufs 
der Nachhaltigkeit. planmäßig wirthfchaftlich verwaltet werden. Diefer 
Plan wird durch die Staatsforftbchörden vorgezeihnet. Zu dem 
Ende ift verordnet: 

1) bei den Forſtämtern iſt eine Leberfiht aller in dem Bezirke 
vorhandenen Corporationswaldungen, nad ihren einzelnen 
Stücken und mit Abtheilung der beftodten und öden Flächen. ) 

2) Eine Verzeihnung der Waldftüde nad der Ofeichnamigfeit 
ihrer Beftände (Claffififationsregifter) mit Abtheilung in Hoch— 
und Niederwald und gemiſchte Beftände mit Ruͤckſicht auf die 

vorhandenen Holzarten. 2) 

3) Fuͤr jede Beftandesflaffe ift nach forftliben Regeln eine Zeit 
feſtgeſetzt, in welcher die Nutzung mittelſt Holzfällung eintritt 
(Umtriebszeit). Hiernach ift in ein Regifter eingetragen, wie 
viele Morgen jeder Beftanvesflaffe in gewiffen Perioden und 
danach in jedem einzelnen Jahre (periodiſche, jährlihe Nutzungs⸗ 
plane) zu nutzen find. 9) 

Nach Lepterem wird nun die Größe der Echläge, ihre Anlage 
und Stellung beftimmt, der Revierförfter von dem Cherförfter danach 
inftruirt und von jenem die Schlagfläde geftellt. 4 

1) Inftr. für die Revierſoͤrſter $. 3., für die Oberförfter F. 6. 7. 

2) Oberf. Inſir. $. 7. 8. 

3) Daf. $. 4. 12. 45. 

4) Daf. $. 16. Revierf.Zuftr. $. 5. 
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Diefe von Aufſichtswegen erfolgende Feſtſtellung des Wirthr 
ſchaftsplanes gefchieht nur im Allgemeinen nad ten wirthſchaftlichen 
Regeln, welche für die betreffenden Beftandesklafien überhaupt und 
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nah den Verhaͤltniſſen der Gegend angenommen find. Der Ver⸗ 

waltungebehörbe bleibt noch ein weites Feld, nad) den fpeziellen 

Berhältniffen auf den Wirthſchaftsplan einzuwirfen und hienach 

Anträge an die Aufjichtsbehörden zu flellen und mit deren Geneh⸗ 

wigung Anordnungen zu treffen: 

1) die Wahl der Betriebömethode, d. h. die Beſtimmung darüber, 
ob Hoch⸗, Mittels oder reiner Niederwaldbetrieb ftattfinden fol, 
kann durch befondere Beichaffenheit ded Bodens 2c., oder durch 
adminiftrative Rüdjichten mitbedingt feyn, deren Geltendma⸗ 
hung den Berwaltungsbehörden heimgegeben ift. 1) 

2) Diejelben Rüdfihten können eine veränderte Anpflanzung dur 
andere, befier geeignete Baumarten nöthig mäcen. 

3) Für die Gemeinden ift der möglichft gleiche jährliche Ertrag 
zur Befefligung ihres Haushalts wiünfchenswertb und Die 
dringenden Bedürfniffe einer Corporation, befondere Berhält- 
nifie, 3. B. ein das Wachsthum befördernder Boden, machen 
oft vie Feſtſetzung einer Fürzeren Umtriebszeit Calfo größerer 
Schläge) thunlih und wünſchenswerth, als in jenem allges 
meinen Nugungsplan angenommen und vielleicht für den 
ausgedehnten Waldbeſitz ded Staats paffend if. 

4) Jedenfalls bleibt übrig, Auf die Iheilung des Waldes in 
verfchievene Barzellen je nach deren Beidaffenheit bei dem 
Nutzungsplan fpeziele Rüdficht zu nehmen. 

Nach dieſen Rüdfichten tritt dann die Nothwendigfeit eines die 


Waldbewirthſchaftung regelnden fpeziellen Wirthſchaftsplans her⸗ 
vor,2) deſſen Entwerfung der Corporation auf ihre Koſten über⸗ 
laſſen iſt und welcher von dem Oberfoͤrſter von Amtswegen zu 
prüfen iſt. ) 


1) Zu letzierer Beziehung kann es beſonders abgeſehen ſeyn auf Erzeugung 
des nöthigen Bauholzes für ausgedehnte Bauwerke der Corporation oder 
anf Nutzholz zur Förderung des Gewerbebeiriebes, wodurch der Hochwald⸗ 
betrieb nöthig wird. Im Allgemeinen aber ift wohl der Mittelmalpbetrieb 
am meiften für den geringeren Waldbefitz ber Gemeinden geeignet, wos 
durch theils die für jene Zwecke erforberlichen Stämme erzeugt werden, 
iheils aber eine äftere Nihung und größerer Geldertrag erzielt wird, 
während die Gemeinden nicht in ber Lage find, ben zum Hochwaldbetrieb 

- erforderlichen großen Vorrath im Walde überzubalten und fon bie Rüd- 
fiht auf die fortdauernden Bedürfniſſe und die gegenwärtige Generation 
den Uebergang in Hochwald, wobei die Nutzung viele Jahre auszufegen 
wäre, unmöglich macht. Landw. Correfp.Blatt 1835. IT. 124. Eher 








laun ſich dieſer Betrieb für reige Stiftungen eignen, deren Wirthſchaft 
weniger durch ben Wechſel von Creigniſſen berührt If. 

2) ©. Correſp. Blatt a. a. O. 

3) Fin. Nin. Erlaß vom 9. März 1841. 
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HM. Die Sorge für eine angemeffene Erziehung der Waldpflan⸗ 
zen und für möglich ausgedehnte Holzerzeugung betreffend, fo ift 

1) empfohlen, geeignete Allmanden und öde Plaͤtze mit Eichen, 

Buchen oder anderm geeigneten Holz zu bepflanzen. ) 

2) Das Ausreuten oder der Umbruch von Waldboden zu anders 
wärtiger Benugung darf ohne befondere Erlaubniß nicht ges 
ſchehen. 2) 

Junge Waldungen (Schläge) werben von Forſtaufſichtswegen 
mittelſt Anbringung gewiſſer Zeichen in fo lange als geſchützt 
gegen Weide und andere ſchaͤdliche Nutzungen erklaͤrt (ver⸗ 
haͤngt), bis dieſe dem Wachsthum der Baͤume nicht mehr 
ſchaden, und die Uebertretung dieſes Verbots iſt mit beſondern 
Strafen bedroht.3) Auch ſollen dieſelben, namentlich an den 
Grenzen, mittelſt Graͤbenaufwerfen für Fuhrwerke unzugäng⸗ 
lich gemacht, entbehrliche Abfuhrwege ſollen abgetrieben, auch 
“gegen Verderbniß durch Waſſer die erforderlichen Abzugsgräben 
gemacht werden. 9) 

Die Gefege ſchreiben endlih vor, daß in abgeholzten und 
leeren Plaͤtzen in den Waldungen mitielft der nöthigen Bes 
arbeitung wieder Waldpflanzen herangezogen werden follen. 5) 

Dei der Wichtigkeit dieſes Geſchaͤfts find dafür folgende 
nähere Borfchriften ertheilt: 

a) Zur Veberfiht defien, was zu geichehen hat, find bei 
den Forftämtern Regiſter über die nicht beftodten Wald» 
flächen mit Unterſcheidung deffen, was für Feuerbahnen 
und Wege vorbehalten ift, geführt. 

Um den Wuchs der jungen Pflanzen planmäßig gegen 
den Schaden, der bei Hieb und Abfuhr in den ums 
gebenden Beftänden entitehen müßte, zu fihern, werden 
von den Staatsforfibehörden in Berbindung mit den 
Nutzungsplanen entfpredende Eulturplane (periodis 
Ihe und jährliche) gefertigt, wofür die nöthigen Notizen 
von ten Verwalten zu geben find; und ebenfo müflen 
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Rahmwelfungen über das, was hierin gefchehen iR, ge 
geben werden. 

Dem Revierförfter ift die Eultur aller Golzlofen Pläge ins⸗ 
bejondere empfoblen;5) er hat die Verwalter von den in den 
Waldungen vorzunehmenden Gulturen in Kenntniß zu ſetzen 
und über deren Vollziehung zu wachen. ®) 

5) Bei Wahrnehmung von Waldverheerung durch Inſekten oder 

Maͤuſe erlaffen die K. Korjtbeamten Aufforderung zu den nös 
thigen Borfehrungen. 7) 

Der Eorporationsverwaltungsbehörde liegt ob, die Anord⸗ 
nungen und Bemühungen der Staatsforftbehörde hiebei ent- 
iprechend zu befördern. In dieſem Kreife kann namentlich 
noch diefer Zwed gefördert werben 

6) durch Sorge für Beiihaffung guten Samens, 

7) dur Anlegung von Pflanzihulen bei größerem Bedarf, 

8) durch Sorge für erfahrene Arbeiter, auch Anfchaffung der nös 
thigen Werkzeuge. 8) 

1) Forſt⸗O. Tit. „von Eichenholz.“ Gen.Refer. vom 24. Juli 1620. Bei 
geeignetem Boden empfiehlt ſich noch mehr die Aupflanzung mit fchnell- 
wachfennen zum Kopfholztetrieh geeigneten Bänmen, 3. B. Weiden, Pap⸗ 
pelu ıc., wodurch zugleich der Graswuchs befördert wird. Beifpiele jehr 
vorteilhafter Anlagen der Art f. Wochenbl. f. Landwirthſchaft von 1834. 
Nro. 19. 1838. Nro. 6. Correfp. Bl. 1841. I. 204. 

2) Forfl:D. Tit. „gemeine Artikel.” Gen.Refer. vom 21. Inni 1798. 

3) Forſt⸗O. Tit. „von Hayang.“ Revierf. Inſtr. $. 13. 

4) Gen.Refer. vom 24. Juli 1620 und vom 24. Mai 1663. $. 48. Juſtr. 
für die Revierförfter $. 24. 

5) Forſt⸗D. Tit. „gemeine Artikel.“ eit. Gen. Neſer. von 1620 an 1663. 

6) Jnſtr. für die Revierfoͤrſter F. 22—25., für die Oberförſter $. 25—28. 

7) Infr. für die Revierfoͤrſter $. 35. 

8) — des Pflanzenbohrers zum Verſetzen mit Ballen. Wochenbl. 1848. 
Nro. 
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III. Die unmittelbare Erhebung der Waldprodukte bezieht ſich 
theils auf das Holz, theils auf die Nebennutzungen. Bezuͤglich 
jener Hauptnugung ift nun Folgendes vorgefchrieben: 

1) Die Schlagflähe nah dem Jahresnutzungsplan ift durch auf 
merffame Abſchreitung vom Nevierförfter zu beftimmen, wird 
aber gewöhnlich beſſer durch einen Geometer abgemefien. If 
die Meffung einmal gefchehen, fo koͤnnen die Schläge mit 


2) 


3 


4 


—f 


Naar 
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Steinen vermarkt und auf Charten gezeichnet werden, da wer 
nigftend bei Mittel und Niederwaldungen die Nutzung der 
Fläche nach geſchieht und nicht nad dem geichägten Holz: 
quantum, fo daß nad Ablauf der Umtriebszeit immer wieder 
diefelbe Fläche zum Hieb kommt, der dann bereits feit bes 
fiimmt if. Sodann werden, was Stimme betrifft, die zu 
hauenden vom Revierförfter mit dem Waldhammer bezeichnet. 1) 
Für die Schlagführung und Räumung der. Schläge find im 
Intereffe des neuen Wuchfes Termine beftimmt, teren Einhal- 
tung der Revierförfter zu überwachen hat. 2) 

Außerordentliche Holzvorräthe, die fi durch Gewaͤſſer, Schnee⸗ 
brüche und Windwürfe ergeben, find mit Vorwiſſen des Forft: 
amts ſchleunig aufzuarbeiten, und wo die Abfuhr unmittelbar 
ohne Schaden nicht geihehen kann, auf die nädhften Abführ- 
wege zu tragen. 3) In Beftänden, wo viel unterdrüdted Holz 
ijt oder ein Theil unterdrüdt zu werden beginnt, find recht⸗ 
zeitig und zwedmäßig Durdhforftungen vorzunehmen, um 
das Wachsthum zu befördern und fonft verloren gehended Holz 
zu gewinnen; doch follte der Ertrag die Kojten überjteigen. — 
Stöde und Wurzeln find fo weit zu benugen, als nicht durch 
Ausgraben dem vorhandenen Anwade verhältnigmäßig mehr 
geſchadet wird. 4) 

Ueber das jührlih gefällte Holz bat fih der Nevierfürfter von 


ven Verwaltern eine Ueberſicht geben zu lajjen und darüber 


zur Vergleihung mit dem Nugungsplan und Verhitung von 
Ueberſchreitungen Bällungsnachweifungen zu geben.5) Eine 
Gontrolirtung des Schlags an Ort und Stelle liegt demfelben 
nicht ob. 

Eine außer diefem regelmäßigen Gange der Waldnugung 
und ten dahin zu rechnenden Nachhieben und Durchforſtungen 
erfoigende Holzfällung, außerordentliger Holsfchlag, darf jeden» 
falls auch nur nach erfolgter Zuläffigerflärung von Seiten der 
Forſtbehörde erfolgen. 6) (Berg. $. 302.) 


1) Forſt⸗O. Tit. „ans unfern Waͤldern.“ Juſtr. für die Revierförfier $. 5. 6. 
2) Forſt⸗O. Til. „von Hauung“ ıc. cit. Inſtr. $. 7. 

3) Forſt-O. Tit. „von Windfällen.“ cit. Inſtr. $. 8. Oberf. Inſtr. 6. 16. 
4) Fin. Min. Erlaß vom 22. Mai 1838. 

5) eit. Inſtr. $. 12. Fin. Min. Erlaß vom 24. Juli 1838. 

6) Vorſchrift vom 28. Dec. 1809. Reg.Bl. ©. 513. 


er 
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Reben der eigenen Beihülfe der Verwaltungsébehoörde zu dieſen 
Anordnungen bleibt derfelben insbeſondere übrig: Die Sorge für 
zwedmäßigen Holzhieb, eine Arbeit, die nah den allgemeinen 
Befimmungen im Accord oder Lohn zu vollziehen if. Den dafür 
beſtellten 2euten find die nöthigen Vorſchriften zu geben, deren Er⸗ 
füllung ihnen zweckmaͤßig durd eine Conventionalſtrafe eingefchärft 
wird. In adminijtrativer Beziehung iſt daraus hervorzuheben: 
a) Sorge für möglichften Schu des zum Ueberhalten beitimmten 
Holzes und des Nahmudfes.2) b) Möglihft vortheilhafte Aus⸗ 
nusung dur niedered Abhauen. c) Beachtung der befondern Bes 
Rimmung einzelner Stämme für Werk: und Nutzholz. d) Borfchrifts 
mäßiged Aufjegen des Klafterholzes. 3) e) Rechtzeitige, fehnelle 
Beförderung des Geſchaͤfts. Die Wahrung diefer Rüdfichten erfors 
dert eine gehörige Aufficht über die Holzhauer. Zum Behuf eines 
vortheilhafteren Verkaufs und zu Erfparung von Waltboden ift die 
gehörige Herftelung von Abfuhrwegen unerläßlid,. 4 


1) Forſt.O. Tit. „Buchenholz.“ 

2) vorſt-O. Tit. „von Längen und Meß.“ 

3) Nah der Minif.Berf. vom 9. März 1815 fell alles Brennholz fo bes 
reitet werten, daß das Klafter 6 Schuh hoch und weit und 4 Schuh tief, 
die Welle oder die Reifahbüfchel 4 Schub lang und von 1 Schuh Durch⸗ 
mefier oder 3 Schuh Dicke im Umfang if. Tod Tann von ber Länge nur 
die Hälfte genommen werben. — Das Holz in ber Dide von 4 Zoll und 
weniger wird zu ben Prügeln genommen. Reiſig, befien Aufbereitung 
verhältnigmäßig zu viel Toflen würbe, wird in Mahdern geſetzi. 

4) Namentlich follten vor Eintritt des Winters die Fahrleiſe eingeehnet, bie 
Löcher ausgefchlagen, die Seitengräben geöffnet und für ben Abflug bes 
Waſſers Sorge getragen werben. 
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Was dann die Nebennugungen betrifft, fo ift Grundſatz, 
daß folhe nur mit denjenigen Befchränfungen, welche die Holzzucht 
und die Natur der Sache fortert und nah Maßgabe vorliegender 
Verordnungen geftattet werden 1): 

1) Die Erndteweidenabgabe ift auf die Hülle befchränft, wo 
feine Selegenheit zum Binden der Garben mit Stroh vorhans 
den if. Sodann find die nöthigen Weiden möglichſt bei den 
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. Holsfchlägen zu gewinnen, für die naͤchſte Erndte aufjuheben, 
erforderlihen Falles aber feine Samenftämmchen noch Wipfel, 
fondern in YBufchwaldungen von Stods und Wurzelausſchlaͤ⸗ 
gen der geeigneten weichen Holzarten, in Hochwaldungen nur 
in den zum näcften, Hiebe beitimmten Schlägen durch Die 
Weidhape zu fihneiden. Auch muß dieſes durch Holzhauer 
unter befonterer Aufficht geichehen. 2) 

2) Das Laubrehen, Streurechen ift ald eine dem Gedeihen des 
Holzes fehr hinderliche Nutzung befonders erihwert. Es ift 
namentlih in jungen Häuen und in älteren kurz vor dem 
Abholzen nicht zuzulaflen, fonjt aber nur in periodiichen Zwi⸗ 
fhenräumen (von mindeftend I Jahren) erlaubt. Die wirfs 
lihe Ausübung diefer Nugung darf nur je mit befonderer 
Eognition des Forſtamts geichehen; es ift dad Geſuch jährlich 
auf den 15. März beim Revierförfter einzureichen, der darüber 
die erforderlihen Regifter aufzunehmen hat, worauf der Bes 
fheid abzuwarten iſt. 2) 

3) In gleicher Weife iſt es mit ber Einholung der Erlaubniß 
zum Aeckerich oder der Waldwaide, ) 

4) und zu dem Grafen im Walde zu halten, 5) welches in jun⸗ 
gen Beftänden theild ganz abzuftellen ift, theils wenigftens 
auf Ausrupfen mit der Hand befchränft werden follte. ) 

5) Ebenſo mit dem Harzreißen, worüber der Revierförjter jährlich 
auf den 15. April Regijter einzufenden hat. 6) 

6) Dap Steinbrüde, Lehmgruben ıc. in den Waldungen fo viel 
möglih unjhädlih für den Holzwuchs eröffnet werden, dar⸗ 
über hat der Revierförfter zu wachen.) 

Zu Wahrung alles Schadens ift bei Ausübung folder Neben⸗ 

nugungen bejtändige ftrenge Aufſicht ſehr nothwendig. 


1) Oberf. Juſtr. $. 36. 

2) Forſt⸗O. Tit. „vom Weibdenfchneiden.” Derorbunng vom 16. Zuni 1814. 
Reg.DI. ©. 243. Fin. Min. Verf. vom 22. Mai 1838. 

3) Berf. von 8. Zuli 1774. Sur. f. Revierförfter $. 13. 

4) Aingef.Iafr. 

5) eod. Eomm.Dd. II. 7. $. 8. 

6) eod. $. 15. 

7) eod. $. 14. Bekannte Waldfrevier follten zm Arbeiten daſelbſt nicht zu⸗ 
gelaflen werden. Die Steinbrüche ſind bis zu gehöriger Tiefe auszubre⸗ 
hen und der ansgebrochene Blap iR mit dem Abraum wieder auszufüllen. 
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IV. Jede Corporation iſt fhuldig, das nöthige Schuper⸗ 
fonal für ihre Waldungen aufzuflellen. Indefien hat auch das 
Staatsforſtſchutzperſonal die in den Corporationswaldungen entdedten 
Frevel zu rügen.1) Bei kleinem Waldbeſitz können gemeinchaftliche 
Waldſchützen beftellt werden, die aufgeftellien Waldſchuüͤtzen müflen 
vom Forftamt beeidigt werden. 2) Die nächte Auffiht über folde 
Schugdiener führt der Revierföriter. 

Hinfihtlih der für die entdeckten Zrevel, fofern ſolche zum 
Rachtheil der Holzeultur gereichen, angefegten Strafen gilt der eigen: 
thümlihe Grundſatz, daß folhe, wenn fie von dem Yorftamte ers 
fannt werden, ten Waldbeſitzern, nad Abzug eines Drittele 
für den Anbringer, zufallen; alfo insbefondere auch ten Eorporas 
tionen für die in ihren Waldungen begangenen Frevel, wofern nicht 
der Bezug vermöge eined befonderen Rechtstiteld einem Dritten zus 
ſteht; daneben wird auf Erfab des Schadens erfannt.I) Der Ein» 
zug bdiefer Strafen und der daneben anzufegenden Rugtagsſportel ift 
Sache der Corporation, welche dagegen einen verhältnißmäßigen 
Antheil an den Rugtagskoſten an das K. Cameralamt zu bezahs 
len bat. 4) 

Die Zahlung ter Anbringgebühr ſoll zu Erhaltung des Dienfts 
eifers der Waldſchützen bei Zahlungsfühigen binnen 4 Wochen nad 
Uebergabe der Strafe vorfhußweile aus der Corporationdfaffe, bei 
Andern aus den nad eingetretener Zahlungsfähigfeit wenigftene 
theilweis beizutreibenden Strafen zunächft entrichtet werden. 5) Die 
gleiche Einrichtung in Bezug auf Anbringgebühren beftcht nad all- 
gemeiner Praxis in Abficht auf die den Gemeinderäthen zur Beſtra⸗ 
fung angezeigten Vergehen. 


1) Berorbuung vom 7. Juni 1818. $. 4— 6. 

2) Dienſtinſtr. für Waldſchützen $. 8., für Nevierförfter $. 2. 

3) Forſt⸗O. Tit. „gemeine Artifel” nud „ber Bemeinde.“ Borfchriften vom 
15. Det. 1744. Comm. O. VI. 2. $. 1. 2. Juſtir. für die Oberförfer 
$. 4. 5. 

4) Fin. Min. Erlaß vom 20. April 1822. Erg.Bh. S. 138. Doch zieht oft 
das Eameralamt bie Rugtagsiportel ſelbſt ein, wonach Feine Rugtags⸗ 
koſten zu zahlen find. 

5) Verorbuung vom 7. Oct. 1812, 
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V. Der jährlih zur Nutzung gelangende Ertrag der Wal- 
dung, ergibt fih, was die Hauptnugung betrifft, theils aus den 
fhlagmäßigen Hieben und Nachhieben, theild aus Durchforſtungen 
in einzelnen Beftänden, theils aus außerordentlihen Faͤllungen, 
3. 3. von mißrathenen Beftänden und aus Unfällen, z. B. Schnee 
brüce ıc. Aus diefen Erträgniffen werden nun 
a) das eigene Berürfniß der Eorporation an Holz; 

b) etwaige privatrechtlihe Beholzungsabgaben beftritten; 
c) fodann findet bei Gemeinden haufig eine Bertheilung an die 

Bürger ftatt; fo daß 

d) hier nur der Reft, anderwärts das, was zu a und b bevor: 
bleibt, zum Verkauf fommt. 
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Die Verwaltungsbehörde hat durch beauftragte Sachverftändige 
nah pflihtmäßiger Auswahl beftimmen zu laflen, welches tauglice 
Holz nad Gattung und Umfang für die eigenen Zwede der 
Corporation vorzubehalten ift, a) ald Bauholz zu Neubauten oder 
Reparationen an den Gebaͤuden, deren Unterhaltung der Corpora⸗ 
tion obliegt; b) als Werks und Nusholz zu: manderlei Gebraud,, 
3. B. zu Uferbauten; c) als Brennholz zur Beheigung der öffents 
lichen LXofale und zur Abgabe an die Beamten und Diener der Ger 
meinde, wo es folden ausgefegt if. Die Beifuhr fann im Wege 
der Frohn oder mittelft Veraccordirung oder Taglohns gejchehen, 
wo folche nicht, wie es beim Beſoldungsholz vorfommt, aber nicht 
die Negel it, den Empfängern herfömmlich oder nad) befonverer 
Beitimmung obliegt; die Verwahrung erfolgt mit Verantwortlichkeit 
des Verwalters in Magazinen ıc. 
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Als privatrechtliche Laft fommt vor: die Abreichung jährlicher 
beftimmter Holzquantitäten an gewiſſe Hausbefiger, beſonders aber 
die Abgabe von Bauholz zu gewiffen Gebäuden, Mühlen ıc. 
Hier ift dann von Seiten der Verwaltungsbehörde zu verlangen, 
daß das Bedürfniß, wofern nicht die Verwaltungsbehörde es augen= 
ſcheinlich findet , die fi jedenfalld von der Nothwentigfeit eines 
Baues und von der polizeilihen Erlaubniß hiezu felbit überzeugen 
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ſollte, durch technifches Gutachten unzweifelhaft nachgewieſen, daß 
dad Abgegebene zu rechter Zeit zum beabfichtigten Zwed verwendet, 
der Werth des anderwärtd Verwendeten erfeßt, daß die laufende 
. Unterhaltung gut beforgt werde, damit nicht der Schaden immer 
größer werde. Endlich kann ſich die Gemeinde gegen den Berluft 
durch die nothwendige Abgabe ſolches Gerechtigkeitsholzes nah Brands 
fällen dur Aufnahme des Werths dieſer Baubeiträge in der Ges 
baudes Brandverfiherungsanftalt fiher fielen. (S. Berf. 
vom 13. Nov. 1837. Reg.Bl. S. 569.) 
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Unter den allgemeinen Regeln (6. 56.) beftehen in ten Ge⸗ 
meinden Rupungen der ®emeindegenoffen aus den Walduns 
gen an Brenn und Bauholz und. Werkholz, theil® gegen gewifie 
Leitungen zur Gemeindekaſſe (Holztheilzinfe) , theils ohne ſolche. 

Die Nutzungen von Bauholz find hiebei unter den zu $. 84. 
angeführten controlirenden und jeder Holzverfhwendung begegnenden 
Beſtimmungen abzureihen, 1) und es ift bei Zutheilung ver un 
mit ftrenger Unpartheilichkeit zu Werfe zu gehen. 2) 

Die Brennholzabgabe ift oft feft beftimmt durch ein ges 
wiſſes Maß dem Klafter nad ꝛc., theild richtet fie fi nach dem 
Ertrag der jeweiligen Hiebe. Auch im erſten Falle kann nur fo 
viel abgegeben werben, als nad Befriedigung vorgehender Bedürfs 
nifje und nad den vorfchriftmäßig ($. 78.) geführten Schlägen ver 
wendbar wird. 3) 

Das zu folhen Bürgergaben beftimmte Holz ift, naddem bie 
Auszeihnung (Schlagftelung) durch den Revierfoͤrſter flattgehabt, 
in der Regel gleich dem für andere Zwede durch Holzmacher hauen 
und aufmachen zu laffen, wogegen der Betreff an den Koſten von 
jedem Empfänger baar an die Gemeinvefaffe zu erfegen if. Uebri⸗ 
gend werden ald Holzhauer alle Gemeindeangehörige zugelaflen, - 
welche die hiezu erforderlihe Tüchtigfeit befigen und fich für diefes 
Geſchaͤft in Pflichten nehmen laffen, und weiter find die Forftämter 
befugt, ausnahmsweiſe auch den fämmtlihen Gabholzempfängern die. 
Iheilnahme an der Wufbereitung des gefältten Holzes zu geftatten. - 
Der Vorrath ift fofort in fo viele Theile, als bezugsberechtigte Ge⸗ 
meindegenoffen vorhanden find, zu zerlegen und biefe Theile find 
dann zu verlofen. 9 

1) ForksDd. Tit, „won Hänfern“ und „von Cichenholz.“ 
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2) Comm.Dd. I. 7. $. 16. 

3) a. a. O. $. 16. 

4) a. a. D.$. 16. 17. Fin. Nin. Erlaſſe vom 3. Juli 1838 und 26. Jul 
1840. Die Anweifung der Holzgaben auf den Stamm foll hienach nur 
in befundern Ausnahmefällen vom Forſtamt geflattet werben. Kerner in 
Bezug auf die Holzaufbereitung: Fin. Min.Berf. vom i8. Zebruar 1850. 
Reg.Bl. ©. 53. 
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Bor dem Verkauf des entbehrlichen Holzes an Stämmen, Klaf⸗ 
ten, Wellen oder einzelnen Rugholzftüden 1) find die Vorraͤthe be- 
hufs der verſchiedenen Beduͤrfniſſe und möglichft vortheilhaften Abſatzes 
nach ihrer verfchiedenen Brauchbarkeit zu fortiren.2) Insbefondere 
gewährt Bortheile der abgejonderte Berfauf der Eichenrinden für 
Gerber, 3) wofern die Eichen im Saft gefällt worden wären. Wenn 
ed die Umftände erlauben, follen im Intereffe des Rothgerbergewerbes 
alles eichene Holz, fo wie, wo ed an Eichen fehlt, die Fichten und 
Saalweiden ıc. in der Schülzeit gefällt und in den Bufchhölzern 
alle eihene Stangen und Ausſchlaͤge, welche nicht übergehalten wer: 
den, für die Lohbenutzung bejtimmt werben. 4) 

Zu Verhütung von Entwendung und Verderbniß muß der Vers 
Kauf baldmoͤglich und zu Erzielung beſſerer Preife in kleineren Par⸗ 
thieen vorgenommen werben. 


4) Die früher in der Staatswalbungen beflandene Einrichtung, wonach der 
Verkauf nah Borans von der Berwaltungsbehörbe feflgefehten Preiſen 
geſchah, fand and In den Borporationswaltungen Statt (Comm. O. HI. 7. 
$. 21.), mußte aber ſchon bälber der natürlichen Regel, des öffentlichen 
freien Berkanfs, bie jede Begünſtigung ıc. verhindert, weichen. Folgende 
Meberficht der durchſchnittlichen Breife eines Klafters buchen Brennholz 
wird von Jutereſſe ſeyn: 


10... 4. 
1740 11.290, 
100... 3. 35, 
1820... 7 10, 


2) Forſt⸗O. Tit. „Buchenholz.“ 

3) Forſt⸗O. Tit. „vom Baumſchälen.“ Gen. Reſer. vom 19. Decbr. 1750. 
Beiſpiele eines Grlöfes von 4— 6000 f., während ohne die Sortirung 
faum 1500 fl. zu erzielen gewefen wären und Empfehlung der Schälwals 
dungen: Laudw. Wochenblatt von 1886. Nro. 7. 8. 16. 

4) Dekret der K. Sektion der Kronforfien yom 1. Sept. 1812. Bei geichälten 
Stämmen muß mit der Anfbereitung bie zur Austroduung bes Holzes 
gewartet werden. — ©. fernere Erlafie des Miniferium des Innern vom 
19. März 1831 und Dee. 1848. — Rab Yin. RinBearf. vom 8. Jan. 
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1650 ſoll übrigens das Fällen der Eichen außer der Saſtzeit geſtattet 
werben, wenn nachzuwehien IR, daß ans ber Rinde ver Werth bes Holzes 
nicht erlöst werben laun. 
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Gleich verfchiedenartige Verwendungen Fönnen bei den Reben⸗ 
nugungen eintreten, deren Nutzbarmachung für die Eorporation 
felbR indeß gewöhnlich mit zu vielen Umftänden verknüpft ift, daher 
fie meiftens den Bürgern gegen kleine Abträge zur Corporationskaſſe 
oder ohne folche überlaffen ift, wie namentlich die Nutzung der 
Maf, von welder übrigens zu eigenem Bedarf für Ausfaat ein 
beſtimmtes Duantum vorzubehalten wäre. 1) 

Die Einfammlung des abfallenden dürren Leſeholzes ohne ſchnei⸗ 
dende Werkzeuge wird, wie in den Stantswaldungen, den Armen 
überfaffen,, wofür übrigens beftimmte Tage zu bezeichnen find. 

1) Weniger um einen weiteren Erlös zu erzielen, ale um die fchäbliche 

Lanbungung zu befchränfen, ift dic Anfekung angemefiener Preiſe der 

Laſt nach sc. zweckmaͤßig. 


$. 88. 
Schiußbemerkungen. 


Aus diefer Darftellung ergiebt fih, und die Erfahrung lehrt es, 
daß die technifchen Wirtbichaftäregeln, welche eine gute Waldbewirth- 
Kaftung bedingen, bei den Corporationswaldungen durch die Staats⸗ 
fortbeamten neben ihrem eigentlichen Beruf nicht genugfam gewahrt 
werden, 3) daß daher die Aufſtellung befonderer tehnifch gebilde⸗ 
ter Waldmeiſter bei jedem etwas größeren Waldbefige von hohem 
Werthe ift.2) In Ermanglung folcher follten wenigftens den Staats⸗ 
fortbeamten die wichtigeren, technifche Kenntniffe erfordernden Walds 
wirtbichaftögeichäfte gegen Belohnung für die einzelnen Faͤlle oder 
in Averfen und jährlichen Honoraren übertragen werben.®) Ein 
Beſchluß in Iegter Richtung bedarf der Genehmigung der Kreiss 
tegierung und die Mebertragung darf nur widerruflich gefcheben. %) 

1) Schr wichtig iR namentlich und nur bei tech niſchen Keuntniſſen auszu⸗ 
führen: a) die Beachtung der Yälle won außerordentlichen Holzfällungen 

3. B. bei fchlechten Beſtaͤnden; b) Wahrnehmung der fpezielleren Rück⸗ 

ſichten bei der Schlagführnng; c) Auſſicht bei der Fällung und Auf⸗ 

arbeitung; d) Fürſorge für den Nachwuchs; e) Leitung der Nachhiebe 
und Durcchforfiungen ; 6) Anficht bei deu Nebennutzungen. 
2) Hiezu fordert der Min. Crlaß vom 12. Jan. 1844 anf. 
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3) Namentlich gehört hieher, was nicht in der Amtsbeiuguiß ber Staatsforſt⸗ 
beamten Hegt: a) befonpere Waldaugenfcheine; b) befondere Aufficht über 
Weg⸗ und Eulinrarbeiten; c) Anwohnung bei Holzverfänfen; d) Eins 
ſchäzung von Bemeindewaldungen und Entwerfung von Nupunge: und 
Enlturplauen. Fin. Min. Berfugung vom 5. Eept. 1825 und Erlaf vom 
14. Juni 1831. 

4) a. a. O. 


e) Fiſchwaſſer x. 
8. 89. 


Die früher beſtandenen Ordnungen über Pflege und Nutzung der 
Fifcherei find veraltet. Doch kann e8 von Werth feyn, gegen Waſſer⸗ 
entziehung, Ufereinhauen die Fiſcherei zu fchügen und die Ausübung 
des Fiſchens mit Rüdficht auf die Nachzucht bei der Verpachtung, die 
auch bier die zwedmäßigfte Weife der Verwaltung ift, anzubedingen. 

Steinbrüche, Sande, Lehms, Mergelgruben ıc. werden entweder 
zu Befriedigung eines gemeinen Bedürfniffes der Ortseinmwohner ges 
halten, oder fann aud für den Bezug der Fuhre nad} 2c. ein gewiffer 
Betrag feftgefegt, oder kann die Nutzung verpachtet feyn. 


3) Weiderecht, Schäferei. 
8. 90. 


Im Beſihe der Gemeinden, gewöhnlich auf die im Eingange 
des 8. 56. dargeftellte Weile entftanden, 1) mitunter aber auch durch 
privatrechtliche Titel erworben, befintet fich haufig ein Schafweide- 
recht, womit gewöhnlih eine Wohnung für den Schäfer, nebft 
Stalfungen und Einrihtungen für den Pförch verbunden find. Die 
Weide geht ald Sommerweide auf das unangebaute Bradıfeld, auf 
Allmandpläge, abgeleerte Felder; die Winterweide auf Aeder und 
Wieſen innerhalb eines dur Drtsherfommen beitimmten oter be- 
ſonders feſtgeſetzten Termines. — Seit der fünften Landesordnung 
von 1552 waren die Schäfereien vielfacher Gegenſtand geſetzlicher 
Befimmungen; genaue Vorfchriften über die Anzahl der auf eine 
Weide zu fehlagenden Schafe, ausgedehnte fremde Weideredhte, naments 
lich der herrſchaftlichen Schäfereien, auf einzelnen Domänen mit dem 
Nechte, die umliegenden Marfungen eines beftimmten Bezirkes um⸗ 
herziehend zu beweiden (fogenanntes Kandgefärth), welche Rechte zwar 
in Bezug auf Zahl und Zeit allmählich eingefchränft, durch das 
Geſetz vom 9. April 1828 aber erft aufgehoben wurven, envlich die 
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hiedurch ebenfalls aufgehobenen Befchränfungen im Verpachten zu 
Bunften inländifher Schäfer vom Handwerfe ſchmaͤlerten die Nutzung. 
Mit dem über frühere Weideplige und namentlid über die Brache 
fih erftredenden Anbau kamen die Weiden in Eonflitt, 2) obſchon fie 
durch Einführung der Stallfütterung beim Rindvieh den Schafheerden 
- allein überlaffen blieben. — Einerſeits laͤßt fich die Weide, wo nur 
noh wenige unangebaute Zlächen vorhanden find, auf den in ver 
Marfung zerftrenten leeren Plägen, Rainen zc. nicht ohne große 
Beihädigung der angebauten Felder und vielfahe Streitigfeiten 
ausüben; andererſeits ift die Schäferei je nad) den landwirthſchaft⸗ 
lihen und Bodenverhältniffen duch Gewährung von Dünger, Felt 
treten des Bodens dur die Schafe von vielem Vortheil für die 
landwirtbfchaftlihe Eultur. Durch Beſchraͤnkung der Schafzahl, Aufe 
hebung der Sommerweide oder Rigabe von Gemeindegütern zum 
Anbau des Sommerfutters Taffen ſich jene Nachtheile mitunter aus- 
gleichen oder mindern. 3) Diejen Erwägungen iteht aber immer die 
Rüdfiht auf die Bebürfniffe ter Gemeindekaſſe gegenüber, deren 
Haupteinfünfte oft aus der Schäferei fliegen. 4) 

1) Dabei kam der Umfland Hinzu, daß die Echafhaltung doch nicht won allen 
Gemeindegenofien getrieben wurbe und werben konnte und durch Ders 
pachtung ver Weide anf dem brachliegenden Privatgütern ben Beſitzern 
fein Schaten, der Gemeinde aber, je mehr das Echäfergewerbe ſich aus- 
breitete, Gewinn zugeführt wurde. 

2) Roh ein Gen.Refer. vom 2. Oct. 1747 tritt gegen den Bracheinbau im 
Intereſſe der Schäferei auf. 

3) Srörterungen über dieſe Fragen im landw. Gorrefp.Bl. XI. 160. 271., 
landw. Wochenblatt 1840. Nro. 24. Hier if 3. B. von Pleidele⸗ 
heim der Vortheil ber Aufhebung der Schafweide in Folgendem berechnet: 

Pachtgeld und Pfürderlös . -. . . . 770 fl. 
Davon Reparatiouen am Schaf: 

hans jährlich durchſchnitilich 15 fl. 
Zins aus dem Capital viefes 

Hauſe 2 2 2 0 60 fl. 
Nebennußungen des Schäferse . 10 fl. 





Dagegen mäflen nach Anfhebung ver 

Weide die Wiefen weniger gebüugt 

werben, was bei 250 Morgen anf eine 

jührlihe Erſparniß berechnet wird von 1333 fl. 
Ferner bei Kleefelvern von . . . . 800 fl. 
Werth des vermehrten Bracheinbaus 800 fl. 

— 2933 f. 
7 
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In andern Orten hat der Zins aus dem Bapital des verkauften Schaf 
hauſes und das Pachtgeld aus verpachteten Allmanden, vie früher zur 
Weide dienten, auch die Gemeindekaſſe ganz oder uahezu ſchadlos gehalten. 

4) Bon welcher Bedeutung dieſe And, erhellt varans, daß 3. B. im Jahr 1822 
die Einnahme der Siadt Mäufingen aus ihrer Schäferei 20,097 fl., 
die der Stadt Blaubenren 11,114 fl. beirug. 


Die Errichtung einer Schäferei ift von befonderer Bewilligung 
der Staatsbehörde nicht mehr abhängig; es bedarf zu derfelben einer 
bloßen Anzeige bei dem Bezirfsamte. 1) Somelt mit derfelben eine 
Beeinträchtigung der Privatgüter durch Weiden der Schafe verbunden 
it, kann die Errichtung nur mit Zuftimmung der einzelnen Guͤter⸗ 
befiger geichehen. 2) — Der Beftand der Schafweidereghte ift auf Ber: 
langen der Beläftigten gefeblich einer Aenderung unterworfen durch 
die Abloͤsbarkeit a) befonderer af privatrechtlihem Titel beruhender 
Beichränfungen der Eultur, b) ter Weideberechtigungen auf fremder . 
Markung (Webertriebsrechte), c) desgleichen folder auf geſchloſſenen 
Gütern, d) und der Weiderechte, die einem gefchloffenen Gut auf 
der übrigen Marfung gegenfeitig zuftehen. 3) — Soweit der Weider 
bezirt mit dem Marfungsbezirfe nicht zufammentrifft, iſt jener durch 
Orenzbezeihnungen und Beichreibungen ficher zu ſtellen.“ — Die 
zur Weide dienenden unangebauten Flächen fönnen zum Nupen der 
erftern unter Umftänden durch Bewäfferung oder Entwäfferung, durch 
Reinigung von Steinen und Infraut, dur Anpflanzen von Bäus 
men, die das Austrodnen hindern, durch Ausbreitung Des gefallenen 
Düngers verbeffert werden. 

4) Geſetz vom 9. April 1828. Art. 1. 

2) Obwohl hiedurch eine eigentliche Dienftbarkeit nicht beftellt wird, fofern 
die Süterbefiger hier zugleich als Markungsgenofien erfcheinen, vie ſich 
über gemeinfchaftliche Weidenukung auf ihren Gütern vereinigen. Bon 
jener Erforderniß der Zuſtimmung geht auch der Erlaß des Oberlaudes⸗ 
dcouomiecolleginms vom 6. Yebruar 1809 ans, der zu Errichtung von 
Sääfereien in den Gemeinden der neuen Landestheile auffordert. — Eben⸗ 
daher Tann auch die Ginftellung der Schäferel, wofern fie nicht von ben 
Gemeinden unter läftigem Titel erworben wurde, nicht ale Orunpflodes 
angriff angefehen werben. 

3) Angef. Geſetz Art. 5 — 9. Die Ablöfung von Uebertrieben if für die 
beSafteten Gemeinden befonders erwänfcht, am Brzeflen der Schäfer eher 
begegnen zu können. 

4) Landesorbuung Tit. 82. $. 2. Comm. O. IM. 2. $. 1. Das Gen. Refer. 
vom 27. Zul 1711 hatte zu Anlegung folder Weidebeſchreibungen alls 
gemein aufgefordert. 


» 


92. 


Die Nupung der Weide gefchieht zuweilen durch die Gemeinde: 
bürger felbft und ift dann wenigftens in Bezug auf die zur Weide 
benügten Allmanden als Gemeindenugung anzujehen, und zwar 
gegenüber der Gemeindekaſſe ganz unentgeldlih, oder gegen Ent- 
rihtung eined Weidgeldes. Weber die Zahl der von jedem Bürger 
aufzutreibenden Schafe entſcheidet ein örtlihed Herfommen ober flatt 
defien der Steuerfuß mit billiger Berüdjichtigung des Güterbefiges. 1) 
Darauf, daß Jeder die ihm beftimmte Zahl nicht ühberfchreitet, ift 
namentlich duch den Schäfer Aufficht haben zu laflen.2) Gewöhn- 
lich ift gegen ein mäßigesd -Weidgeld den Bürgern die Haltung wei- 
terer Schafe geftattet und dem Schäfer ftatt der Befoldung die Hal- 
tung einer Anzahl von Schafen eingeräumt; außerdem follen, ‚da 
die Aufftelung der Schäfer hier nicht im allgemeinen Intereffe ge⸗ 
ſchieht, zu Beftreitung ter Schäferöbefoldung von den Schafhaltern 
entfprechende Anjüge eingezogen . werben. 3) 

1) Gen. Refer. vom 27. Juli 1711 mudb 7. Nov. 1733. $. 6. Comm. O. 
III. 6. $. 7. Die Ortsgeiftlichen find hiebei gleich den vermöglichen 
Bürgern zu halten nach dem Gen. Refer. vom 7. Aug. 1748. 

2) Lanbesorbnung Til. 82. 

3) Comm. O. I. 6. $. 14. 
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Wo die Weide verpachtet wird, giebt die Gemeinde in ber 
Regel eine Schäfereiwohnung mit den nöthigen Stallungen und 
Scheuern nebft einigen Güterftüden und Antheil an den bürger- 
lihen Nutzungen in den Pacht, ferner die zur Aufftelung des Pför- 
des nöthigen Geräthe (Pförchkärren, Hurben, Salztröge). Folgende 
Befimmungen find für die Berpachtung geeignet:?) 1) Verpachtung 
auf mehrere, gewöhnlich drei Jahre. 2) Beſtimmung einer gewiffen 
aufzutreibenden Anzahl von Schafen, weldhe mit möglihft weniger 
Beeinträchtigung der landwirthſchaftlichen Cultur auf der Markung 
gehalten werden kann. Diefe Zahl muß beim Antritt ded Pachtes 
und periodifch während deſſelben controlirt werden. Dabei find die 
„Freiſchafe“ zu berüdfichtigen, welche den Bürgern nad) $. 92., oder 
fraft befonderer Rechte 3. B. dem Ortsvorſteher, Ortsgeiſtlichen alg 
Einfommenstheil in beftimmter Zahl zu halten erlaubt jind.?) 3) Feſt⸗ 
ſehung eine® angemefienen Hüterlohnd für Bürger und Weideberech⸗ 
tigte und Feſtſetzung eines Nequivalents für den Kal, daß von Seite 

| 7» 
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der Buͤrger weniger Schafe gehalten werden, als angenommen iſt. 
4) Beſtimmung des Weidbezirkes nach Vorbehalt beſonderer Weide⸗ 
pläge für Pferde, Schweine ıc. 5) Feſtſetzung des Termins der Wieſen⸗ 
beweidung und des BVerhältniffes zu etwaiger Rindvichbeweidung. 
6) Verbindlichkeiten des Beftänders zu Unterhaltung der Wohn- 
gelaffe 2. nad den für Nupnießer beftehennen Bedingungen und zu 
Erhaltung fonftiger Geräthfchaften. Hierüber ſollte daher urkund- 
liche Mebergabe und Uebernahme nad) dem Abtreten vom Pacht Statt 
finden. 7) Vorbehalt des Pförches und Schafſtallduͤngers für die 
Gemeinde. 8) Beftimmung des Pförcherlohnd. 9) Uebernahme 
etwaiger Berleihungsfoften auf die Gemeindekaſſe. 10) Ausſchluß 
eines Nachlaſſes am Pachtgeld. 11) Sicherheitsleiftung für ſolches 
durch Vorauszahlung, Caution oder Bürgfchaft. 12) Vertrages 
mäßige Erfagleiftung für den durch Collufion beim Aufftreich der 
Gemeinde zugehehenden Schaden. 13) Bei der Winterweide mäßige 
Ausübung der Wiefenbeweidung zur Zeit ter Näffe.) 
1) Vergl. Comm. O. IM. 6. $.2. Brdg. vom 8. Juni 1809. Rgbl. ©. 234. 
2) Nah dem Gen.Refer. vom 7. Aug. 1748 muß den Geiſtlichen aud bei 
Berleifung der Schafweibe, wo ihnen Freifchafe als beflimmter Gin: 
fommenstheil zugeflauden find und fie nicht durch Beſitz eigener Güter au 
den Bortheilen ver Verleihung Theil nehmen, eine verhältuigmäßige Zahl 
von Schafen gelaflen werden, welche jedoch in keinem Kalle größer ſeyn 
kaun, ale der höchſtbeſtenerte Bürger fonft halten durfte. Vrdg. vom 
8. Juni 1809. PH. 4. 
9) Comm.O. II. 6. $. 16. 
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Mag nun die Heerde eine von Bürgersfchafen zuſammengeſetzte 
oder eine von den Schafmweidebeftändern gehaltene feyn, fo beiteht 
in dem Pförch eine weitere, meift fehr wertbvolle Nutzung. Auch 
diefe kann den Bürgern ganz oder theilweife zuftehen, oder ganz für 
die Gemeindekaſſe verwerthet werden. 

Im erften alle entjcheidet über dag Maß der Nubung der 
einzelnen Bürger ein örtliched Herfommen, oder ftatt deſſen (welches 
jedenfalls der geſetzlichen Gleichheit entfprechen muß) der Steuerfuß 
oder der Umfang des NAderfeldes;1) ed wird die Ordnung gewöhns 
lich durch das Loos beftimmt. Die Berahlung des Schäfers für 
feine Bemühungen wird dem Empfänger nach einer vom Gemeinde 
rath feftgefegten Tare überlaffen und überdied zu Beftreitung der 
Nförchgerätheunterhaltung ein entfprechender Anfag für jede Pfoͤrch⸗ 
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naht oder nah Anzahl ter Schafe eingezogen. ?) Nicht felten bes 
fiehen aber auch in Bezug auf Genuß einer beftimmten Zahl von 
Pfoͤrchnaͤchten auf befonderem Titel beruhende Rechte. 

Die Rutzung des Pfoͤrchs für die Gemeindekaſſe gefchieht mittelft 
periodiſcher Verfteigerung des Hurdenſchlages. Hiebei wird 1) wegen 
des Pförderlohnes die fchon erwähnte Beſtimmung getroffen, 2) vie 
Fi tes Aufftreichs fo regulirt, daß der Pfoörch an alle größeren Guts⸗ 
befiter fommen kann und jederzeit eine angemefiene Boncurrenz Statt 
findet. Die Verwertbung des im Schafitalle erzeugten Duͤngers ges 
ſchieht im öffentlichen Auffreih. Zur Aufficht über den Schäfer und 
jur Controle der Nutzung wird ein Pförchmeifter beftellt. 

1) eit. Gen. Refer. von i711 und 1733. Comm. O. II. 6. $. 9. 
2) Eomm.D. II, 6. $. 10. 14. Nach dem Gen.Refer. vom 7. Ang. 1748 
follen die Befoldungsgäter der Geiſtlichen unentgeldlich gepfoͤrcht werben, 

was aber nach einem Erlafle des Minifteriums bes Innern vom 25. Oct. 1824 

nicht als allgemein bindende Norm auzuerfennen if. 


4) Jagdrecht. 
6. 95. 

Ungeachtet der ftrengen Anwendung des Jagdregals hatten ſich 
die Gemeinden mehrerer Aemter am Nedar und Schwarzwald die 
Jagd als freie Puͤrſch, wie es jcheint, Fäuflich erworben. Diefes 
Jagdrecht durfte von den Bürgern nach weidmännifchen Regeln nad) 
einer gewiffen Ordnung ausgeübt, der Ertrag mußte um gewifie 
Zaren oͤffentlich feilgeboten werben.) in gleiches Recht hatten die 
Gemeinden in vielen der neuerworbenen Yandestheile; daſſelbe wurde 
jedoch aus Rüdfichten der öffentlichen Ordnung und Sicherheit durch 
dad Refeript vom 5. Juli 18062) aufgehoben und theild angeord⸗ 
net, daß die hohe Jagd für die Gemeindekaſſen durch die K. Forſt⸗ 
beamten ausgeübt, die übrige Jagd aber verpachtet werde, theils 
aber das Jagdrecht für den Staat eingezogen. Die Zurüdgabe biefer 
Rechte erfolgte in Gemäßheit des K. Verfaffungsentwurfs von 
1817.35) Das Geſetz vom 17. Auguf 1849 hat aber das Jagd⸗ 
teht als ein befonderes Realrecht aufgehoben und als einen Aus- 
fluß des Eigenthums an Grund und Boden erflärtt. Die Jagd 
feht daher allen Eorporationen 1) auf ihrem Grundeigenthum, 
namentlich in ihren Waldungen, zu. 2) Die Ausübung der Jagd 
auf der ganzen Gemeindemarfung fteht der Gemeinde dann und fo 
lange zu, als ihr jene durch die Befiger von zwei Drittheilen ver 


‘ 
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Martung überlafien wird, vorbehättlih des Anſpruchs der Beſitzer 
eines zufammenbängenden Orundbefikes von mehr als 50 Morgen 
und abgefchlofiener eingefriedigter Grundſtücke auf befondere Aus⸗ 
übung des Jagdrechts hierin.) 3) Diejenige Gemeinde, auf deren 
Markung ein Staatsjagpbezirf ganz oder zum größeren Theil liegt, 
hat, wenn fie die Staatsjagd pachten will, vor andern Liebhabern 
um den gebotenen Preis das Vorrecht. 5) 

1) Bürfhorduung vom 20. Febr. 1737. Forſtg. ©. 006. 

2) Rgbl. ©. 98. , 

3) Erlaß des Minikeriums des Iunern vom 7. Juni 1819. 

4) Gefek vom 17. Ang. 1849. Ari. 3. 

5) Daſelbſt Art. 9. Zu einer Erklärung hierüber iſt den Gemeinden noch 

ein breitägfger Termin nach der Sagbverpachlungeverhandlung eingeräumt. 
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Die Benutzung der Jagd 1) auf den eigenen Gütern einer 
Eorporation kann mittelft Selbftverwaltung, die aber oft mit Ge⸗ 
fahr von Unterfchleifen und mit Schwierigkeiten bezüglich der Ber: 
werthung des Ertrags verfnüpft ift, oder mittelft Verpachtung ger 
ihehen. Im letzten Yalle find folgende befondere Bedingungen zu 
empfehlen: a) Ausihluß von übelprädizirten Perfonen und von 
befannten Waldfrevlern. b) Pachtzeit hoͤchſtens 3 Sahre. c) Aus⸗ 
fchluß des Afterpachtd und einer zu großen Anzahl von Theils 
nehmern, welche bei der Einfegung in den Pacht zu benennen find. 
d) Ausſchluß eines Pachtgeldnachlaſſes auch für den Fall der obrig- 
feitlihen Anordnung von Treibjagden, wie im Fall der Ausftodung 
eined Waldftüdfes. — Auf die Anzeige, daß bei Verwaltung oder 
Pachtung der Jagd durh die Orts vorſteher gegründete Wild⸗ 
ſchadensklagen leicht unterdruͤkt werden, iſt verordnet worden, daß 
diesfalliige Befchlüffe der Gemeindebehörden nicht mehr genehmigt 
werden follen.1) — Wenn die Gemeinde 2) eine Jagd auf die in 
$. 95. Pt. 2. und 3. angeführte Weife erwirbt, fo muß fie diefelbe 
durch Die erforderliche Anzahl rechtlicher, zuverläßiger Männer auss 
üben lafien, im zweiten Sale für Rednung der Gefammtheit der 
Grundbefiger. Eine Verpachtung derſelben, besiehungsweife After: 
verpachtung, ift nicht zuläffig. 2) 

1) Erlaß des Minifleriums des Innern vom 28. Nov. 1846. 
2) Geſetz vom 17. Aug. 1849. Art. 3. md 9. ©. Erlaß des Minifteriums 


des Innern vom 26. Nov. 1849 in Bezug anf Ansfchluß ber Verpachtung 
im zweiten Falle. 


* 
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5) Gewerbliche Anfalten. 
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Der Betrieb von gewerblichen Anfalten eignet fi in ter Regel 
nicht für die Wirthſchaft der Gorporationen, indem alle die Nach⸗ 
theile, welche die Selbftbewirthfchaftung der Güter darbietet ($. 70.), 
bier in noch höherem Maße eintreten. Die früher im Befide mans 
ber Gemeinden gewefenen Mühlen wurden deshalb wohl überall 
verkauft. Andere Einrichtungen find dagegen durd die Rüdficht 
auf Befriedigung eines gemeinen Beduͤrfniſſes gerechtfertigt, wie die 
Keltern und Einrichtungen zur Obftmoftbereitung. Yür die Ber 
nüsung der erftern wird gewöhnlih unter Controle der Kelter⸗ 
bevienten eine herfömmliche Abgabe bezogen, die in einer Quote des 
Erzeugniffes jeder Sorte (Vorlaß, Drud) befteht, weiche aber zu 
Bewirfung einer gleihmäßigen Rente und zu Abfchneidung der Koften 
und Rachtheile einer Raturalienverwaltung beffer in eine nad mehr- 
jährigem Durchfehnitt berechnete Geldabgabe verwandelt wird. — 
Bon den auch hieher zu zählenden Back⸗ und Bajhhäufern 
war ſchon oben ($. 65.) die Rede. 


N 


6) Gefälle 
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Gefälle, d. 5. privatrechtliche wiederfehrende Bezüge aus frem> 
dem Eigenthum, befanden fi häufig im Beſitz der Corporationen. 
Rachdem aber ſchon das II. Edict vom 18. Nov. 1817 und dann 
die Gefege vom 27. auf den 29. Oct. 1836 den Reihungspflichtigen 
das Recht, die Ablöfung mander Arten von Gefällen unter gewiſſen 
Beſtimmungen zu verlangen, eingeräumt hatten, iſt die Ablösbarfeit 
vollends allgemein und mit größerer Erleichterung für die Pflichtigen 
durch die Geſetze vom 14. April 1848, 17. Juni, 24. Auguft 1849 
ausgefprohen worden. Während nad allen diefen Gefegen theils 
einzelne Arten von Abgaben, zumal die von früheren öffentlichen 
Einrihtungen herrührten, unentgeldlich aufgehoben worden find, theils 
bei andern die Ablöfung zunädft von den Pflichtigen verlangt werben 
Tann, haben die erwähnten neuen Gefege zugleich aber auch den Gefäll- 
berechtigten das Recht eingeräumt, die Ablöfung zu verlangen. 
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Da die Gefälle an fi und unter den in $. 99. bemerkten 
fiherftellenden Maßregeln ein ficheres Einkommen gewähren, welches 
durch die Ablöfung nah dem neueren Ablöfungsmaßftabe in der 
Regel weientlih vermindert würde, fo ift es für die Gchälfberechtigten 
im Allgemeinen nicht nuͤtzlich, von diefem Rechte der Ablöfung Ges 
brauch zu machen. Doch ift Died dann zu empfehlen, wenn ſich es 
um unftändige Gefälle handelt, die nur in längern und ungewifien 
Zeitfriften anfallen, wie bie Laudemien, da foldhe durch die Ablöfung 
in eine regelmäßige und beflimmte Einnahme verwandelt werden, 
oder wenn bei den aus einem Orte zu beziehenden Gefüllen von 
einem Theil der Mflichtigen die Ablöfung verlangt wird und die 
Forterhebung der Betreffe derjenigen, welche nicht ablöfen wollen, 
unverhaͤltnißmaͤßig läftig würde. 

Da aud von Seiten. der Pflichtigen bis jest nicht überall von 
dem Rechte der Ablöfung Gebrauch gemacht wurde, fo ift bier theils 
eine gedrängte Darftellung der wirthſchaftlichen Regeln für die Ver⸗ 
waltung der Gefälle, theild aber eine Anleitung für das Verfahren 
im alle ihrer Ablöfung zu geben. 
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Zur Sicherung des Beftandes an Gefällen befteht 1) im 
Allgemeinen die Vorfchrift, daß ſolche, als reale Laſten ter bes 
treffenten Güter, in die Güterbücher eingetragen feyn follen. 9) 
2) Als Grundlage dieſes Eintrags und der Verwaltung und Vers 
rechnung derſelben beſtehen die Lagerbücher, Heifchbücher, worin die 
Gefälle beſchrieben find.?) Ferner find SZchntbefchreibungen vors - 
handen, während da, wo die Zehntgrenze mit der Murfungsgrenze 
nicht zufammenfällt, jene auch noch befonders vermarft (mit Zehnt- 
fteinen bezeichnet) iſt. Diefe Befchreibungen find ſtets auf dem 
Laufenden zu erhalten und es müflen namentlih von Zeit zu Zeit 
die Veraͤnderungen im Beſitze der belafteten Güter nachgetragen 
werden, wozu ber jährliche Gefälleinzug Gelegenheit giebt.$) 3) Bei 
Lehengütern, Falllehen (Erblehen find dur das Edict von 1817 
in freie Zinsgüter verwandelt worden) find vorfommente Aenderunges 
fille wahrzunehmen und ift das oberiehensherrlihe Recht durch neue 
Belehnungen zu wahren, wobei jedoch die Falllchen den im Befitze 
befindlihen Familien nicht entzogen und bei neuen Belehnungen 
nicht mit fäjtigeren Abgaben belegt werden dürfen. 4) 4) Bei Zers 
theilung früher geſchloſſener Güter ift in der Regel ein Träger 
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beſtelt worden, der die auf Koſten der Pflihtigen auf die einzelnen 
Theile ausgeſchlagenen Gefälle von den einzelnen Befigern einzus 
Heben und auf den Berfalltermin aus einer Hand an den Befälls 
berechtigten abzuliefern hat. Diefelbe Einrichtung muß getroffen wers 
den, wenn ſolche Zertrennungen eines biöher geſchloſſenen Gutes 
jetzt noch vorkommen, wovon der Gefaͤllberechtigte benachrichtigt wers 
ten muß. 5) 

1) Eomm.Dd. VI. 1. $ 2. Erlaß des Minifteriums des Innern vom 
8. Nov. 1842. Solche ans dem Lehen: und Grundherrlichfeitsverband 
entfprungene Abgaben, welche nicht im Güter: ober Unterpfondsbuch eins 
getragen find, mußten zw ihrer Sicherung nach Art. 7. des Geſehes vom 
24. Ang. 1849. Rgbl. ©. 485. angemeldet werben. 

2) Landesorduung Ti. VI. $. 2. Eomm.d. VI 1. 8. 5. 

3) Rechuungsinfixuftion von 1714. Art. X. 

4) II. Edict vom 18. Nov. 1817. A. 


3) R. Drbg. vom 13. Sept. 1818. $. 16. Min. Verf. vom 22. Ang. 1849. 
Rgbl. ©. 596. Wenn auch Einzelne aus einer Trägerel ablöfen, fo bes 
Reht diefe für die Uebrigen fort. 
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In Bezug auf die Nupung der Gefälfe find zunaͤchſt die Zehn: 
ten befonders zu betrachten und zwar nad Verſchiedenheit ber Pro⸗ 
dukte, woran fie nach Lagerbuch, Ortsherkommen oder allgemeinen 
Geſetzen einer Corporation zuſtehen können. 

I. Bei den Fruchtzehnten kann 

1) Selbfteinzug auf den Feldern Statt finden. Ein folder ift 
wegen der Umftänblichkeiten und des vielfachen Anlafjed zu 

Unterfhleifen keineswegs und hoͤchſtens dann zu empfehlen, 

wenn befondere Umftände feine der hienach berührten Bezugs⸗ 

weifen räthlih machen. Borfommenden Falls find zur Con⸗ 

trole eigene Perſonen / Zehntknechte, aufzuftellen und vom Bes 

zirfdamt beeidigen zu laſſen. Das Einbringen, Auspreichen 

und die Lieferung der Frucht auf den Kaften kann accordweiſe 

oder nach den ortsüblihen Taglöhnen gefchehen. Beſitz oder 

Miethung der erforderlichen Scheuern, Speicher ift dabei nöthig. 

2) Die beffere Art der Benüsung ift die Verpachtung, t) und zwar 
fann dieſe gefchehen 

a)’ entwerer alljährlich nach dem Stande der Feldbebauung. 

Der Bang hiebei ift zwedigemäß folgender: 
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u) Es wird erhoben, wie groß bie Flaͤche ift, welche 
in dem Zehntbiftrift mit jeder zehntbaren Yrucht 
angebaut if. Die ganze zehntbare Fläche muß 
hiebei nah Beachtung der Brache liquidirt werden. 

8) Sodann wird der Stand der Felder in Bezug auf 
Reichhaltigkeit und Güte mit erfahrenen Urkunds⸗ 
perfonen befichtigt und der Ertrag hienach veran- 
ſchlagt. 

y) Auf den Grund deſſen wird der Zehntertrag mit⸗ 
telſt öffentlihen Aufftreichs verliehen. 

d) Das Pachtgeld wird auf ein gewiffed Duantum 
von Früchten jeder im Zehnten begriffenen Gattung 
gefegt neben einer bejondern Entfhädigung für 
Scheuer, Speicher ıe., die dem Paͤchter überlaffen 
werden. Diejer Pachtſchilling ift in wohl gefäuberter 
Waare von der Dualität, wie fle in dem Zehnt⸗ 
bifteift erzeugt wird, zu verlangen. Bei Zehnten 
von Zutterfräutern und feinen Zehnten eignet fich 
befier ein Geldlocar. Als Zahlungstermin eignet 
fih am beften die Zeit zwilhen Martini und Licht: 
meß und dem Pächter kann zur Vereinfachung der 
Berwaltung die Entritung des Locars in Geld 
nad) den zwifchen diefen Terminen geltenden mitt⸗ 
leren Preiſen freigeftellt werden. 

e) Bon dem Pächter wird Sicherheit mittelft guter 
Bürgfchaft verlangt. Die Schäger müflen von der 
Eoncurrenz ausgeichlofien werden. Dagegen dürfen 
befonderd bei umfangreicheren Zehnten eine ans 
gemefiene Zahl von im Brotofoll zu benennens 
den Theilnehmern zugelafien werden. Etwaige 
Schätungs: und Verpachtungskoſten werden dem 
Pächter einbedungen. 

5) Ein Nachlaß wäre zu gewähren am Yruchtlocar 
bei Schaden durch Hagel, Blitz oder feindliche 
Fouragirung nad Verhaͤltniß des durch urfunds 
lihen Augenichein zu ermitteinden Schadens, wes⸗ 
halb von dem Pächter alöbaldige Anzeige bei Vers 
luſt des Nachlaffes zu machen if. Die Größe des 
Schadens wäre dann im Verhaͤltniß zum ganzen 
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Ertrag zu fhägen, um fo für den verhaͤltniß⸗ 
mäßigen Nachlaß Anhalspunkte zu gewinnen. 

b) Oder auf mehrere Jahre, was Ach durch Erfparnig an 
Koften und größere Staͤndigkeit des Ertrags empfiehlt, 
und befonders beim Zehnten von einzelnen Höfen, wo 

eine Concurrenz von Pachtliebhabern nicht zu erwarten 
ft. Die Grundlage hiebei bilden mehrjährige Durch⸗ 
fchnittöertrag&berechnungen und im Uebrigen können die 
Pachtbedingungen wie bei der zu a. erwähnten einjährigen 
Verpachtung feitgefept werden. Statt des Aufſtreichs 
wird aber gewöhnlich der Weg freier Unterhandlung ein- 
gefhlagen werden müffen. 

3) Während bei diefer Verpachtung des Zehntertrags, an einen 
oder mehrere Einzelne die Zehntpflichtigen in demfelben Bers 
hältniffe bleiben, wie beim Selbfleinzuge, kann endlich ber 
Zehnten noch auf eine andere Welfe benügt werben, welde 
die Plackereien des Einzugs auf dem Felde befeitigt und den 
Zehntpflihtigen die wünfhenswerthe Freiheit in Benügung 
ihrer Felder gewährt, indem nemlich mit den Zehntpflichtigen 
ſelbſt auf beftimmte Zeit oder auf Widerruf eine Lebereinfunft 
über die Entrichtung des Zehntens in der Art getroffen wich, 
daß entweder 

a) alljährlich nach dem Stande der Eultur der Zehntertrag 
geihäst und auf den Grund dieſer Schaͤtzung im Weg 
freier Unterhandlung ein Duantum von Frucht für den 
ganzen Zehntdiſtrikt feftgefegt und fofort nach dem Flaͤchen⸗ 
gehalt auf alle Befiger der zehntpflichtigen Güter repartirt 
wird, ober 

b) auch durchſchnittlichen Ertrageberechnungen von voraus⸗ 
gegangenen Jahren auf eine Reihe von Jahren ein gleis 
ches Duantum feftgefept und in diefer Weife auf die zehnt⸗ 
pflichtigen Diftrifte entweder je nach dem Stande der jährs 
lihen Anblümung, oder ohne Rüdfiht auf diefe nach der 
Morgenzahl des ganzen zehntpflichtigen Feldes, mithin mit 
Einrechnung der fonft brach gelegenen Flur, umgelegt wird. 

Diefe Benügungsweife empfiehlt fi namentlich bei Gemein» 

den, die auf ihrer eigenen Marfung das Zehntrecht haben und 
in defien Ausübung die Interefien des landwirthſchaftlichen 
Betriebs nicht überfehen dürfen. 
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HM. Der Weinzehnten kann ebenfalls 

1) mittel Selbfteinzugs bewerfftelligt werden, welcher fi aber 
wegen der Koften nur bei größeren Zehntpiftriften und bei 
größerem Ertrag lohnt. Die zehntberechtigte Verwaltung ift 
befugt, bei Feſtſetzung des Zeitpunfts der Leſe (Herbſtſatz) mit⸗ 
zuwirken. Es müflen fodann die nöthigen Geſchirre gerichtet 
und verpflichtete Perfonen zum Einzug beftellt werben. E86 
fommt dann darauf an, ob nad dem beftehenden namentlich 
auf Herkommen fih gründenden Rechtsverhaͤltniß die Ver: 
zehntung nad Rauem in den Weinbergen oder vom gefelterten 
Ertrage Statt zu finden hat. Ueberall liegt viel daran, eine 
ftrenge Aufficht zu führen, daß das Zehntgefaͤll nicht durch Weg⸗ 
ihaffung eines Theil vom Rohertrag, durch Vermiſchung ıc. 
beeinträchtigt werde. Diefes ift aber in verhältnißmäßigem 
Theil von Drud und Borlaß zu erheben. 

2) Mittelt Verpachtung, welche auf ein oder mehrere Jahre ers 
folgen Tann, und wobei die zu. I. 2. benannten Säpe ihre 
analoge Anwendung finden. Ein Geldlocar ift bier weit zweck⸗ 
mäßiger. 

3) Mittelft Erhebung eines vereinbarten Surrogats in Geld von 
den Befigern der pflihtigen Weinderge. 

III. Heus und Debmdzehnten. Diefer eignet fi 

1) zum Selbfteinzug am wenigften wegen der immer unverhältnißs 
mäßigen Koſten. 

2) Dagegen kann eine Verpachtung deſſelben mit analoger An- 
wendung der zu I. 2. angeführten Säge entweder aljührlich 
oder auf mehrere Jahre Statt finden. Ein Rachlaßgrund ift 
hier nur bei Schaden durch Ueberſchwemmung. 

3) Die durch Vebereinfunft mit den Wiefenbefigern gemachte Feſt⸗ 
fegung eines Geldfurrogats nach dem durchſchnittlichen Preiſe 
ift das Einfachfte und Kürzefte. 

IV. Die Nutzung von Obſt und der Blutzehnten findet zweck⸗ 
mäßig allein durch Verpachtung oder ge eined Geldſurrogats 
Statt. 


1) Diefe war in der Beneralverorbuung vom 20. Juni 1808. Rgbl. ©. 329. 
befohlen. So wenig biefe Anordnung jept noch mit rechtlichem Zwang 
befteht, fo wenig hat auch die dort gemachte Hinwelfung auf die Zehnt⸗ 
orbuung von 1618 und die fpäteren Berorbuungen über Verleihung finanz- 
kammerlicher Zehnten eine zwingende Kraft. 
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Andere Gefille werten im Wege der Selbſtverwaltung eins 
gezogen auf die rechtlich beſtehenden BBerfalltermine. Bon wefent- 
lihem Einfluß ift hiebei auf die mit dem Einzug verbundenen Koften, 
0b die Gefälpflihtigen an den Sig der Verwaltung abzuliefern 
haben, oder ob folche zu eigener Abholung verpflichtet iR. Zu Ab⸗ 
fhneidung folder und anderer Koften kann den Pflichtigen bei 
Naturalgefällen die Zahlung In Geld in den laufenden Breifen ge 
ftattet werden. Ueber das Vorkommen von Fällen, welde zum 
Bezug von Laudemien berechtigen, if fi von den betreffenden 
Ortsbehörden urkundfihe Nachricht zu erbitten, und wo der Hand⸗ 
lohn von Schägungen der Vermögenstheile abhängt, auf Billigfeit 
der leßtern zu achten.!) - 


1) IR von den Guteinhabern ver Zehnten anf einem Falllehen abgeldst 
worben, fo darf der dadurch entſtandene Werthezuwacheé nicht mitberechnet 
werben. Zehntablöfungsgefeb Art. 26. 
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Die in frübern Geſetzen (IE. Ebict von 1817) den Berechtigten 
tbeilweife auferlegte Verwandlung von Befällen gewifler Art in 
eine für den Pflichtigen minder läftige Reihung ift bei der nunmehr ' 
weientlich erleichterten Ablöfıng kaum mehr praftifch. 

Ueber die Ablöfung aber ift Folgendes zu bemerken: 

1) Die Ablöfung der Gefälle kann fowohl von den Pflichtigen 
als von den Berechtigten verlangt werben. 1) 

Bei Gütern, welche in einem Trägereiverband fliehen, ift es 
jevem einzelmen Befiger geflattet, das auf fein Gut rechts⸗ 
gültig repartirte Gefällt für ſich allein abzulöfen. 2) 

Dem Berlangen der Ablöfung von Zehnten iſt er dann 
Statt zu geben, wenn bie Befiger des nach dem Klächengehalt 
berechneten größeren Theils der zehntpflichtigen GGrundſtuͤcke 
eines Zehntbezirfes dafür ſich ausgeſprochen haben. 9) 

Der Beſchluß der Berwaltungsbehörde einer gefaͤllberechtigten 
Corporation, die Ablöfung ihrerfeitd zu verlangen, unterliegt 
(don an fi Cabgefehen von der Genehmigung des Ablöfungs« 
vertrage ſelbſt), da es ſich um Veraͤußerung eines Realrechts 
handelt, den. in $. 59. bemerkten Beſtimmungen. 
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2) Mit ver Anmeldung zur Ablöfung, welde in beiderlei Fällen 
bei dem Dberamt zu gefchehen hat und auf die zu 1. bes 
merkte Weife berechtigt feyn muß, hört der Lehens⸗ und Grund⸗ 
herrlichkeitsverband und das Gefaͤll felbft auf. 

Doch find die Pflihtigen ſchuldig, die in der Zwifchenzeit 
von da bis zur endgültigen Feftftellung des Ablöfungscapitals 
verfallenden Leiftungen in der bisherigen Weile auf Abrechnung 
an der Abloͤſungsſchuld fortzureidhen. 4) 

3) Den Pflihtigen und der Verwaltungsbehörde der berechtigten 
Corporation flieht es zu, entweder im gütlichen Wege oder 
etwa durch fchiensrichterlihe Entſcheidung die Ablöfung zu 
bereinigen, oder aber die amtlihe Mitwirfung dabei anzus 
zufen. 

Sind beide Theile für den erften Weg, fo wird hiezu vom 
Dberamt eine Frift anberaumt. Die über die Ablöfung aufzu⸗ 
nehmende Urkunde muß dem Obetamt zur Wahrung der Rechte 
Dritter und Einholung des gerihtlihen Erfenntnified vor⸗ 
gelegt werben. 

Die amtlihe Mitwirfung ift bei dem Oberamt oder bei dem 
etwa aufgeftellten Ablöfungscommiffär nachzuſuchen, welder 
fofort dad Weitere beforgt. Diele amtlihe Mitwirkung, welde 
jedoch bloß die Feſtſetzung des Ablöfungscapitald und der Art 
der Abzahlung begreift, gefchieht auf Koften der Staatskafle®) 
und tritt in jedem Falle bei Anrufung der AWblöfungskaffe 
(4. A.) und bei Berfäumung der vorhin erwähnten Friſt zur 
gütlihen Erledigung ein. 

4) Die berechtigte Verwaltung fann 

A. die Vermittlung der im Namen und auf Koften bes 

Staats befiehenden Gefäll⸗, beziehungsweiſe Zehnt- 
ablöfungsfaffe anrufen, d. 5. die dur tie Abs 
löfung entftandene Forderung an die Pflichtigen an jene 
Kaffe abtreten und fih von dieſer theild mit viers 
progentigen Obligationen, die allmählig abbezahlt wers 
den, theild mit Baarem, fofern ed fih um Summen 
unter 100 fl. handelt, abfinden laſſen. ©) 

a) Diefe Anrufung muß in Bezug auf die Zehnt- 
ablöfungsfaffe binnen 90 Tagen vom Tage der 
amtlich eröffneten Abldfungsanmeldung der Pflichs 
tigen, oder, wenn bie berechtigte Verwaltung die 
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Ablöſunng anmeldet, vom Tage diefer meldung 
an geiheben. 

b) Sie erfordert vorgängige Genehmigung der Auf- 
fihtsbehörde, 7) d. h. bei Gemeinden des Ober⸗ 
amtes, bei Stiftungen des gemeinfchaftlichen Ober- 
amtes. 

Waͤhrend durch dieſe Anrufung den Verwaltungen die 
Laft des Abloͤſungsgeſchäfts und des Einzugs ber Ab⸗ 
löfungsgelder abgenommen wird und fie dafür verfäufs 
liche Werthpapiere erhalten, tragen fie dagegen an ben 
Berluften mit, welche bei diefer Kaſſe durch abgängige 
Gefaͤllabloͤſungsgelder entſtehen. Deshalb wird diefe An⸗ 
rufung namentlid dann in der Regel nicht im Snterefie- 
der Körperfchaften feyn, wenn ſie des fihern Einzugs 
der Ablöfungscapitalien verfihert feyn dürfen und die 
Anlegung letzterer zum Grundftod auch beim Selbſt⸗ 
einzug leicht möglich iſt.) Letzteres ift namentlich bei 
fleineren Ablöfungszielern nicht leicht thunli und 
daher Die Anrufung der Ablöfungsfaffe um fo mehr zu 
empfehlen, al8 bei der Sicherheit der ihr gehörenden 
Zeitrenten größere Verluſte nicht Leicht zu beforgen find. 

ce) If die Anrufung der Ablöfungsfaffe mit Genehmigung 
erfolgt, fo Hat die Verwaltungsbehoͤrde der Körperfchaft 
(außer den an dem Zeitpunkte der Anmeldung ſchon vers 
fallenen 2eiftungen) nichts mehr von den Pflichtigen zu 
erheben, namentlich find auch die nad Pft. 2. oben bis 
zur Feſtſtellung des Ablöfungscapitald von den Pflich⸗ 
tigen auf Abrechnung fortzureichenden Gefälle von dem 
Gameralamte für die Ablöfungskaffe zu erheben, welchem 
daher die betreffenden Verzeichniſſe zuguftellen find. 9% 

Dagegen hat die früher gefällberechtigte Körperfchaft, 
wenn vor Feftfegung des Ablöfungscapitald der Zins⸗ 
termin des legtern ablauft und wenn von den Pflich- 
tigen Zahlungen an die Abldfungskafle gemacht find, das 
Recht, von den Ablöfungsbeamten Unweifungen auf Bes 
sahlung des Zinfed zu verlangen, foweit die bemerkte 
Einnahme reicht und foweit fi folche mit Sicherheit 
berechnen läßt, auf welche Anweifungen die Bezahlung 
durch das Eameralamt erfolgt. 19) 
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B. Wird das Abldfungscapital durch die gefüllberechtigte 
Berwaltung felbft unmittelbar von den Pflichtigen be- 
zogen, fo ift | 

a) von denjelben zunächft dasjenige zu erheben, was 
bis zur definitiven Feftftellung des Ablöfungscapi- 
tals verfällt und von den Pflichtigen auf Abredy- 
nung an diefem nach Pkt. 2. oben zu bezahlen ift. 

a) Kinder in diefem Kalle beim Zehnten die 
Raturalreihung Statt, fo ift folde fammt 
den Bezugsfoften urkundlich aufzunehmen, 
damit der Betrag derfelben bei der Abrech⸗ 
nung zweifellos if. Um die hiemit verbun- 
denen Umſtaͤnde abzufchneivden, fann fih mit 
den Pflihtigen über ein Geldfurrogat oder 
über eine andere feſte Reihung verftändigt 
werden, worüber eine Urkunde aufzunehmen 
if. Kommt eine folhe Bereinigung nicht zu 
Stande, fo kann fowohl von den Pflihtigen 
als von der berechtigten Verwaltung die Ent- 
richtung in Geld auf den Grund des einzu⸗ 
ſchätzenden Rohertrags nah den Preiſen des 
Ablöfungsgefepes verlangt ‘werden. 11) 

6) Bei andern Gefüllen kann, wenn folche in 
Raturalien beitehben, zu Abichneidung von 
Weiterungen den Pflichtigen die Entrichtung 
in Geld nach den Ablöfungspreifen geftattet 
werden, wenn die Nflichtigen dies nicht wol⸗ 
(en, fo ift der Erlös aus diefen Naturalien, 
deren Verkauf abgefondert, aber fonit nad) 
den beitehenden Borfchriften zu behandeln itt, 
als Abfchlagszahlung der Pflichtigen zu bes 

Ä handeln. 

b) Es fteht den Betheiligten frei, ſich über die Feſt⸗ 
ftelung des Ablöfungscapitald gütlich zu verftän- 
digen, was namentlich bei ‚Größen, die dur 
Schägungen ermittelt werden müßten, zu Abftneis 
dung von Koften und Aufenthalt dient. 

c) Daffelbe gilt von der Art der Abbezahlung 
des Ablöfungscapitald und Fönnen, wenn die Pflich⸗ 
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tigen nicht zu baarer Berahlung deſſelben ſich nicht 
verfiehen, folgende verſchiedene Beftimmungen hier⸗ 
über getroffen werden: 

a) Die dur das Geſet als Regel erklärte und 


ß 


ums 


bei amtliger Bermittlung feitzufegende Art 
dee Abzahlung if durch Zeitrenten, in 
welchen das Capital fammt dem bis zur 
Zeit der Abzahlung verfallenden Zins enthals 
ten if. Wenn die Pflichtigen nicht zu einer 
fürzeren Tilgungszeit fich verfiehen, fo wird 
diefe zu: 25 Jahren angenommen und fomit 
das Capital fammt Zins in 25 Raten zers 
theilt. Es ſteht jedoch den Pflichtigen frei, 
nach drei Monate zuvor gefchehener Ankuͤn⸗ 
digung Zuzahlungen zu der verfallenen Rente 
zu machen, welche aber bei Zehntabloͤſungs⸗ 
ſchulden nicht weniger al8 500 Gulden oder 
den Reft der Geſammtſchuld des Zahlenden 
ausmachen dürfen. 12) Durch folhe Zuzah⸗ 
lungen fann der Betrag der künftigen Rente 
vermindert oder auch die Tilgungszeit abges 
fürzt werden, und es muß fofort eine neue 
Berechnung der Renten ftattfinden. 

Diefe Zeitrenten find von dem jeweiligen 
Befiger des früher verpflichteten Guts zu 
zalen und es genießen die laufenden, fo wie 
die von den zwei nädıft vorangegangenen 
Jahren rüdftändigen Renten ein unbeding- 
tes Vorzugsrecht erfter Claſſe; es ift daher 
von den vorgehenden Befigveränderungen 
durch den Gemeinderath periodiſch Nachricht 
zu geben. 13) Aus allen nicht rechtzeitig ent⸗ 
richteten Zeitrenten haben die Rentenfchuldner 
Verzugszinfe zu 4 Prozent zu zahlen. 
Wenn auf diefe Art die Abzahlung des Ab- 
(öfungscapitald vorzugsweiſe ſicher geftellt ift, 
fo macht bie Trennung des Capitals und 
Zinfes und die Wiederanlegung des erflern 
Schwierigkeiten und wenn zu den feftgefegten 

8 
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Zeitrenten weitere Zahlungen ftatifinden, 
mandfache Umftände und Koften. Dies wird 
vermieden durch Feſtſetzung einfacher zu 4%, 
yerzinslicher Zieler, für deren Sicherheit dann 
durch Pfandbeſtellung geforgt werden muß. 14) 
An beiden Fällen (a. und 4.) ift die Zehnt- 
ablöfungefhuld der Verwaltung an dem 
früheren Zehnteinzugsort Foftenfrei und aus 
einee Hand zu leiften, zu weldem Ende 
Träger von den Pflichtigen aufzuſtellen find, 
wenn nicht die Gemeinde die Ablöfung über- 
nommen hat. 15) 

y) Eine für die Pflichtigen vorzugsweife erleich- 
terte und daher für die auf den eigenen 
Markungen der Eorporationen haftenden Ge⸗ 
fälle zu empfehlende Art der Abtragung if 
die Fortentrihtung der bisherigen Gefälle, 
bis durch die jährlichen Zahlungen, welde 
zunaͤchſt an den Zinfen abgeichrieben werben, 
das Abloͤſungscapital ſammt Zinfen getilgt 
it. Hiebei können dann weitere Verein⸗ 
fachungen, namentlich durch Zulaffung der 
Entrihtung in Geld, zugegeben, dagegen muß 
beftimmt werben, wie e8 mit Bezahlung des 
reftlihen Betrefiö eines Guts im Kalle einer 
Defigveränderung zu halten iſt, was am 
beiten dahin feftgefegt wird, daß dem Nach⸗ 

| folger im Befige die Kortentrichtung des Ges 
N faͤlss auf die übrige Zeit obliegen fol. 
5) In allen Fällen unterliegt der Bertag über die Ablöfung felbft 
den in $. 59. enthaltenen Bekimmungen. 


4) Geſetz vom 14. April 1848. Art. 8. Sehntablöfungsgefeb vom 17. Suni 1849. 
Art. 2. 


2) Geſetz vom 24. Ang. 199. Art. 6. 

3) Schutablöfungsgefeg Art. 6 Ausnahmen davon Art. 3. und 4. 

4) Gefeh von 1848. Art. 8. SZehntablöfungsgefeh Art. 20. 

5) Gefeh vom 13. Juni 1849. Art. 6. 7. Sehntablöfungsgeieh Art. 45. 58. 
6) cit. Gefeh von 1848. Art. 4 — 6. Hehntablöfungsgefek Art. 21. 

7) eod. Art. 8. bey. 21. 

5) Miniſterialorlaß vom 6. li 1848, 
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9) Min. Berf. vom 25. Mai 1848. $. 2. 

10) Iufr. vom 23. Oct. 1848. $. 56. 65., vom 22. März 1850. $. 59. 

11) Zehntablöfungsgefeh Art. 20. 44. 60. und insbeſondere das Geſetz vom 
27. Zuti 1849. Reg.9l. &. 313, wo Aber die Schägung bes Mopentage 
nähere Befimmmngen gegeben And. 

12) Geſetz von 1848. Art. 2. Sehntablöfungsgefek Urt. 18. Yufrution vom 
23. Oct. 1848. $. 9., wo and die Anleitung zum Berichlagen der Ab⸗ 
löfungsichuld in Zeitrenten enthalten if. 

19) Ebendaſ. und Zehntablöfungsgefeb Art. 19. Min. Verf. vom 22. Auguſt 
1849. Reg. Bl. &. 596. 

14) Die auf Art. 45, bes Pfandgefehes gegründete Beringuug des Aufichube 
der wirklichen Auflöfung. bes Sefällverbanne bis zu vollfommener Berichs 
tigung der Bertragsforberungen Tann nad) deu zu 2 oben augeführten Ge⸗ 
fegesbefimmungen nicht mehr Platz greifen. 

15) Zehntablöfnngsgefeh Art. 18. 


D Beldcapitalien. 
$. 103. 


Geldcapitalien find zwar minder fihere Vermögenstheile, haben 
aber im Beſitze der Koͤrperſchaften den Vorheil, daß fie leicht zu 
verwalten find und von volfdwirthichaftlicher Seite den Vorzug, 
daß fie nicht, wie es bei Gefällen und Gütern der Fall ift, einen 
Theil des nicht ausdehnbaren Beſitzes oder des Ertrags ber Bros 
duftion dem Privatbetriebe entziehen, daß fie vielmehr Mittel zur 
Förderung der Privatwirthfehaften darbieten. — Eine befondere Gat⸗ 
tung von Eapitalien bilden die, welche in Folge des Geſetzes vom 
17. Juli 1824 duch Verwandlung aus alten Steuerreften entftan- 
den find; ferner die durch Verweiſung auf Schuldner des erften 
Schuldners entftehenden Schuldpoften, enbli die Abloͤſungs⸗ und 
die Kaufichillinge. . 


a) Baare AUnlchen. 
$. 104. 


In Bezug auf Sicherung des Capitalbeſtandes find fol 
gende Borfchriften gegeben: 

1) Die gefepliche Regel ift, daß Antehen an Privatperfonen 
nur gegen Verſicherung mit öffentlihen Unterpfaͤndern im 
dreifachen Betrag der Hauptihuld gemacht werden dürfen. ?) 
66 iſt aber nicht nur den Berwaltungsbehörden überlafien 
worden, wenn und fo lange hiezu Feine Gelegenheit: vorhanden 

8* 
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fen, die Rechner im Allgemeinen zu ermächtigen, bie Gelder 
gegen zweifache Berfiherung anzulehnen, 2) fondern es ift 
dieſes Maß der Berfiherung bei der Sicherheit, welche die 
dermalige Pfandgefebgebung gewährt, längft zur Regel ges 
worden, von welcher dann felbft wieder nachſtehende Aus⸗ 
nahmen zugelaffen find: 

a) Die Gemeindes und Stiftungsräthe Fönnen in Ueberein⸗ 
flimmung mit den Bürgerausfchüffen einzelnen Ans 
gehörigen ihrer Gemeinden auch gegen geringere Si⸗ 
cherheit, jedoch nicht unter dem anderthalbfachen Betrage 
der Hauptichuld, Anlehen geben. ®) 

b) Aus den zur Armenunterftügung geftifteten oder hiezu 
fonft beftimmten Fonds Fönnen mit Genehmigung des 
Stiftungs« (beziehungsweiſe Gemeinde) Raths Anlehen 
(wenn zu Zahlung anderer Schulden und auf furze Zeit 
und bis zur Klüffigwerdung einer Einnahme des Unter⸗ 
ftügten — Vorſchüſſe genannt) an einzelne Gemeinde⸗ 
angehörige gegen noch geringere oder auch ohne Sicher⸗ 
heit gegeben werden. 4) 

Anlehen an öffentlihe Kaffen dürfen ohne Pfand⸗ 
fiherheit gegeben werden, die Pflicht der Verwaltung iſt 
e8 aber, die Ereditwerhältniffe einer anleihefuchenten Ge⸗ 
meinde ⁊c. zu erforfchen und zu erwägen. 

2) In Bezug auf die Pfandobjecte If zu bemerken, daß (außer dem 
zu 1. bemerften Balle) bloße Nachhypotheken nur nach Abzug 
des dreifachen Betrags der darauf haftenden Vorhypothef an⸗ 
genommen werben dürfen und daß nur in einzelnen Yällen 
durch beſondern Beihluß der Verwaltungsbehörte auf zweis 
fahen, bei Gemeindeangehörigen fogar auf anderthalbfaden 
Abzug herabgegangen werden Fann. >) 

Zur Beräußerung eines der Kaffe verpfändeten Guts kann 
der Rechner nur unter der Bedingung zuftimmen, daß ents 
weder die Forderung, für welche daflelbe haftet, vollitändig 
bezahlt oder ein anderes Unterpfand von gleichem Werthe ein- 
geſetzt wird. ©) 

Gebäude können mit Sicherheit nur’im Brandverfiherung®- 
anfchlage, wenn diefer nicht den örtlichen Kaufswerth übers 
fleigt, al8 Pfandobject angenommen werben; bei Weinbergen 
und Waldungen muß darauf gefehen werben, daß der vers 
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änderlihe Stand ihrer Anpflanzung in Rechnung genoms 
men iſt. 

3) Die Anlehnungen fönnen nur auf gerichtlihe Schuld» und 
Pfandſcheine gemacht werden, die wenigftend von fünf Mit- 
gliedern der Unterpfandsbehörde (wozu aud der Hülfsbeamte 
zählt) unterjchrieben find, in welchen eine vollftändige, dies 
ſelben Unterfhriften enthaftende Abfchrift des Eintrags im Uns 
terpfandsbuche angehängt iſt, woraus zugleich hervorgeht, daß 
die Pfandbeitelung bei verfammelter Unterpfandsbehörbe bes 
fihloffen und daß in dem Unterpfandbuche die Ramen des Ver⸗ 
pfünders und Schuldners, ter Namen des Gläubigerd, das 
Unterpfand und die verficherte Summe bemerft find. 7) 

Für Anlehen ohne Pfandfiherheit müflen wenigftens 
Schuldverfhreibungen gefordert werden, in welchen zu 
Bewirkung eines Vorzugsreihts in IV. Claſſe beim Gante des 
Schuldners eine Beurkundung durd den Ortsvorſteher oder 
durch zwei Zeugen mit dem Bellag, daß der Schuldner in 
diefe Beurfundung eingewiliigt habe und daß derfelbe jener 
obrigfeitlihen ‘Berfon oder den zwei Zeugen befannt fey, ers 
forderlih ift. ($. 326.) 

Bei Erwerbung einer Capitalfhuld durch Beffion muß 
vor Allem der Eintrag der Ceſſton in dem Unterpfandsbuch 
vollzogen und darüber ein beglaubigter Auszug aus dieſem 
Buch zur Schufdverfchreibung beigebracht feyn, ehe die Aus⸗ 
bezahlung des Capitals erfolgen darf. 

Die erfolgte Ausbezahlung eines Anlehens ift durch die 
Unterfhrift des Schuldners befonderd befcheinigen zu laffen. 8) 

4) Bei Beobachtung diefer Vorfchriften ift den Rechnern der politi- 
fhen Corporationen die Abſchließung der Anlehensverträge aus 
den dazu beftimmten Geldern überlaffen, während zu größerer 
Sicherheit der Stiftungsfonds beftimmt iſt, daß jedes neue 
Anlehen von dem Kirchenconvent genehmigt werden muß. 9) 

Dagegen ift der Rechner ftrafbar, wenn er ohne diefe Vor⸗ 
ausfegungen Gelder feiner Berwaltung ausleiht. 10) 

5) Die früheren (namentlih in der Rechnungsinſtruktion $. X. 
vorgefchriebenen) Bapitalienregifter mit [pezieller Verzeichnung 
ter gegebenen Sicherheit 2c. (Guͤltſtaat), find zwar nicht mehr 
vorgefchrieben, dagegen ift in den gewöhnlichen Berzeichniffen 
die Stelle des Unterpfandbuchs, in welder die Berficherung 


\ 
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vorkommt, zu allegiren, 11) und es iR bei Schulbpapieren, 
die auf den Inhaber lauten, eine Berzeichmung berfeiben mit 
Rummer und Buchftaben, nebſt forgfültiger Bermahrung, uns 
entbehrlich. 


1) Berfägung vom 10. Jan. 1813. Vrdug. vom 6. Anguf 1817. Reg. Dt. 
©. 382. Min.Erlaf vom 22. Unguft 1825. 

2) Min. Erlaß vom 16. März 1829. Erg. Vb. ©. 2LE. 

3) Min.Erlaß vom 17. Der. 1825. 

4) Brong. vom 6. Ang. 1817. Berw. Edict $. 135. Satz 4., wonach bie 
Genehmigung des Stifiungsraths nicht erforderlich ift, wenn der Vorſchuß 
ans ser zur Armenunterflübung beftimmten (laufenden) Summe geſchieht. 
Diefe Borfchriften enthalten zu viele und unzwedmäßige Befchräufungen 
der Berwaltungsbehörben , fofern fie gehindert iind, Gelder ohne Pfands 
ſicherheit an ihnen wohlbefaunte vermögliche Privaiperfonen, gegen fichere 
Bürgſchaft, anzuleihen, während bie Gelegenheit zu guter Unterbringung 
von Geldern gegen BPfanpficherheit je nach dem Berhältniffe bes Geld⸗ 
marktes, der Ortsbürger x. oft mangelt und Pfanpfchulpner häufig ſchlechte 
Binszähler find, auch die Sicherheit der Hypotheken beim Eiuten ber 
Güterpreife, bei Haͤuſern ıc. verliert. 

5) Min.Grlaß vom 16. März 1829. Erg. Bo. S. 228 nud vom 5. Non. 
1835. 

6) Verf. vom 22. Aug. 1825. $. 5. 

7) Eomm.Dd. IV. 2. $. 2., wofelbft die Forderung foͤrmlicher Pfanpfcheine 
bei Anlehen vor 10 fl. und weniger nachgelaften if. Verf. vom 19. Jan. 
1813 und vom 22. Ang. 1825. $. 1. Vergl. das Gefeh vom 71. Mat 
1828. Art. 28— 32. 

8) Angef. Verf. von 1825. $. 1. 2. 

9) Brong. vom 6. Ang. 1817. Verw.CEdict $. 133. 

10) BPolizeiftrafgefeß von 1839. Art. 87. 

11) Erlaß des Miu. des Innern vom 29. Dec. 1836. Weber die Verwahrung 
ber Capitalbriefe ſ. im 3. Theil 2. Abth. 3. Kap. 2. Abi. 


$. 105. 


In Bezug auf den Zinsfuß iſt zwar 
4) bei Anlehen von PBrivatperfonen im Allgemeinen vorgefchrie- 
ben, daß folhe nicht unter den Tandläufigen Zinfen von 5 , 
ftehen follen, 1) während 
2) der Berwaltungsbehörde geftattet ift, bei Anlehen, die an Ger 
meindes oder andere inländifhe Kaſſen gemacht werben, eine ge: 
ringere Bersinfung, nämlich zu 4%, oder zu 4%, , jugegeben. ?) 
Indeſſen verfteht ſich von ſelbſt, daß hiebei die allgemeinen, 
den Zindfuß beſtimmenden, Berkältniffe jeweilig zu beachten find; 
wie es denn auch als in den gefegliden Befugnifien der Verwal⸗ 
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tungsbehörde gelegen anzufehen iR, hierin auf die befonderen Ver⸗ 
bältniffe, 3. B. auf vorzügtide Sicherheit und regelmäßige, zeitige 
Berzinfung eines angelegten Capitals — Rüdfiht zu nehmen. 

1) Berfügung vom 4. Nov. 1897. Reg. Ol. ©. 553. 

2) Erlaß des Min. des Junern vom 16. März 1829. 


d) Andere Bapitalien. 
$. 106, 
Andere Capitalien als durch baare Anlehen find 


1) in Capitalien verwandelte Steuers und andere Refte, 


2 


— 


welche ein Anlehen nur in anderer Form enthalten und daher 
ganz nach den zu 8. 104. 105. erwähnten Regeln zu behan⸗ 
dein find. 

Verweis ſchulden. Tie Annahme von Activforderungen an 
Zahlungsitatt hänzt von der Berwaltungsbehörde ab, welche 
zu prüfen hat, ob jene gehörig gefichert find. Sie müffen 
aber angenommen werden, a) wenn in Kolge der angefteliten 
Klage das der Corporation verpfündete Gut auf verzinsliche 
Zieler verkauft wird; fo weit jedoch die Zieler über den Zeits 
raum von drei Jahren hinausgehen, kann deren Verwerthung 
anf Koften des Schuldners verlangt, und jedenfalld fann ges 
fordert werden, daß die Zieler aus einer Hand und an einem 
Termin bezahlt werben; 1) b) in Folge einer gerichtlichen 
Schuldenverweifung. — So weit es ſich bier von angewieſenen 
Kauffchillingen handelt, trifft das zu 4 Bemerkte hier zu. 2) 


3) In Bezug auf Ablöfungscapitalien iſt das Nöthige in 


6. 102. bemerkt. 


4) Bei Beräußerung von Liegenfhaften if, wenn nicht baare 


Zahlung des Kauffhillings oder Aufhebung des Kaufs 
contralts bedungen ift, nad Erwägung der befonderen Ums 
ftänte des einzelnen Falles entweder zureihende Sicherheit 
durch DBeftellung von Unterpfändern für den Betrag des Kaufs 
fhillings oder Doch der Vorbehalt eines Unterpfandrechts auf 
den verfauften Sachen zu bedingen. 3) Ueber den Bollzug 
defjelben iſt Nachweis beizubringen und es if auf Einhaltung 
der Zieler wenigftens bis dahin zu dringen, als das Unter 
pfandsrecht nicht doppelte Sicherheit gewährt. )“ 


1) Exec. Geſetz von 1825. Art. 56. 


— 19% — 


V Ermm.d. XIV. 1. $. 9. BE. 5. 
3) Min.Erlaß vom 22. Ang. 1825. Bet. 3. 
4) Eomm.D. a. a. D. Bl. 4. 


8 Fahrniß. 
$. 107. 


Theils zum Gebrauche für die bei der Körperichaft ſelbſt vor» 
fommenden Gefchäfte und Berrichtungen, theils zum gemeinfibaft- 
lichen Gebrauche der Ortseinwohner werden manderlei Fahrnißſtücke 
gehalten und für die Benutzung einzelner!) die von ber Verwal⸗ 
tungsbehörde feftgefegten Gebühren bezogen. Diefe Bermögenstheile 
werden in einem befonderen fortlaufenden Inventar verzeichnet, 
worin diejenigen, welche fie in Verwahrung haben, Befcheinigungen 
dafür nieberlegen. 2) 

1) 3. B. Blodwagen, Waagen, Rammen u. bergl. 
2) &omm.d. IV. 8. 8. 1—3. 8. Prong. vom 10. Sepibr. 1817. IE. b. 

Das bier in Ansficht geftellte Mufter wurde nicht gegeben. 


Bon den Verbindlichkeiten der Corporationen. 


8. 108. 


Hier iſt von ſolchen Verbindlichkeiten die Rede, welche (aus 
privatrechtlichen Titeln) auf Vermoͤgenstheilen einer Corporation 
haften, namentlih Beholzungs⸗ und Waidredhte in Waldungen, auf 
Gefällen ruhende Leiftungen. 

Die Befeitigung folder Verbindlichkeiten durch Abfindung der 
Berechtigten ift fowohl zur Vereinfahung der Verwaltung und zum 
Behuf einer unbefchränften Verfügung über die Nutzung der Vers 
mögenstheile dienlih, als in manchen Fällen bei fih darbietender 
Gelegenheit zu vortheilhaften Abfindungsverträgen für die Körpers 
haft unmittelbar gewinnbringend. 

Was die auf Gefällen, namentlih Zehnten ruhenden Leitungen 
betrifft, fo ift deren Ablöfung nad demfelben mäßigen Maßftabe, 
wie die der Gefälle ſelbſt, wenn dieſe zur Ahlöfung kommen, geſetz⸗ 
lich zuliifig. Es ift daher von Werth, den Nachweis zu bringen, 
daß ſolche Leiftungen auf den zur Ablöfung kommenden Gefällen 
ruhen. Uebrigens koͤnnen dieſelben überhaupt nur geltend gemacht 
werden, wenn fie in den öffentlihen Büchern eingetragen oder in 
Bolge des Geſetzes vom 24. Aug. 1849, Art. 7. angemeldet worben 
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ben find. — Die Abſindung Fan durch Lebereinfunft oder amtlich 
nah den BeRimmungen des Geſetzes fefigefegt werden und erfolgt 
vermittelt Zuſcheidung eines verhältnißmäßigen Theile des Ablö⸗ 
fungerapital® an die Reiftungsberechtigten. !) 


1) Bergl. Schutablöfungsgefep Art. 27— 41. Eine Anleitung zu Beredmung 
des Ablöfungscapitals für Banholz berechtigungen IR vom 8. Yinanzs 
minifterium vom 6. Aug. 1840 erlafien worben und in ber Reyſcherſchen 
Sammlung Eameralamtsgefehe II. Abthlg. ©. 928 abgebrudt. 


Zweites Buch. 
Die Zwede und Aufgaben der Körperfhaften. 


ò— 2 


Erſtes Rapitel. = 
Wirthſchaftliche Werhältniffe der Körperfchaftsverfaflung 
überhaupt. 
I. Gemeindemarhungen. 
$. 109. 
Jede politiihe Gemeinde hat ihre beftimmte Martu ng,1) 


d. 5. einen dur äußere Kennzeihen [Markungsfteine 2)) abgegrenzs 


ten, bald ganz geichlofienen, bald durch Theile anderer Markungen 
unterbrod;enen Orundflächendiftrift, auf und in welchem die Ge⸗ 
meinde ihre Exiſtenz und Wirkſamkeit hat. Diefe Wirkſamkeit ers 
fredt fih auf alle innerhalb der Marfungsgrenzen gelegene, durch 
Brivatmarkfteine gegen einander abgegrenzte einzelne Grundſtuͤcke 
(Butsparzellen). Die Gemeindemarfung ift aber entweder eine eins 
ige und umgetheilte, wenn der in ihr gelegene Ort als Stadt, 
Marktfleden, Dorf oder Weiler für fich felbft eine Gemeinde bildet, 
wobei noch einzelne Wohnſitze Höfe) auf der Marfung zerfireut feyn 


können; oder es ift eine zufammengejegte Markung, wenn mehrere 


Beiler oder im Beſitze des Staats, der Hofdomainenfammer und 
einzelner Privaten ſich befindende Höfe, die je für fih nah Her 
kommen oder Vertrag eine eigene Markung (Parzellars oder Theils 
markung) bilden, zu einer Gemeinde vereinigt find. 9) Im letzteren 
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Falle bilden dieſe Parzellarmarfungen sufammen eine Geſammtmar⸗ 
Bang, die indeß als ſolche nicht befondens mit Steinen bezeichnet 
zu feyn pflegt, und es iſt bier die öffentkihe Befugnis und Wirk⸗ 
famfeit, welche auf einer Gemeindemarkung auszuüben ift ($. 110.), 
zwiſchen der Gemeinde (Geſammgemeinde) und zwiſchen den In- 
habern der Cinzelnmarkungen (Üeilergemeinde oder Hofbefiger) fo 
getheitt, daß die erftere ihren Antheil am dieſer Wirtfamfeit über 
fümmtlihe Theilmarkungen äußert, letztere aber die entfprehenden 
Befugniffe und Laſten zunaͤchſt nur je für ihre Theilmarfung zu 
üben haben. (Vergl. $. 284.) 

1) Verw. Edict 5. 3. Min. Erlaſſe vom 26. April 1829 und 14. Oct. 1839. 
In Oberſchwaben fehlte es bis zur Banbesvermeflung in vielen Gegenden 
an feſten Markfungsgrenzen. Zumellen finden fich gefchloflene Marknngen 
mit Feldgütern ohne Wohnſitze, weil dieſe im breißigjährigen Kriege ober 
noch früher verheert wurden. Nah dem Erlaß von 1829 follte-anf voll: 
fländige Ginverleibung folcher Markungen zu auftoßennen Gemeindemar⸗ 
Inngen hingewirkt werben. Ferner haben größere Waldflaͤchen bisher oft 
eigene Marknugen gebtldet. Nah Art. 1. des Geſetzes vom 18. Juni 
1849 iſt aber die Vereinigung aller unbewohnten Staate:, Hofe nnd 
Adelsgüter, die bisher eigene Marfungen gebildet, mit anfloßenven Ge⸗ 
meindemarfungen geboten, und werben als bewohnte Marfungen ſolche 
Waldungen nicht angefehen, in welchen blos ein einzelner Wohnſitz, 3. 2. 
ein Jagdſchloß, ein Foͤrſterhaus oder Köhlerhätten fich befinden. 

2) Diefe können gemeinfchaftlich für beide Angrenzer feyn und werben daun 
von den beiberfeitigen Untergängern gemeinfchaftlich verzeugt oder es 
können anf beiden Grenzen Gegenſteine geſetzt werben. 

I) Angef. Erlaß von 1829. 


$. 110. 

Der Beſtand und Umfang der Gemeindemarfung if in wirth- 
f@aftlicher Beziehung von großer Wichtigkeit, fowohl im Hinblid 
auf einzelne nach derfelben fih regelnde, unmittelbare Vermoͤgens⸗ 
rechte, wie 3. B. in der Regel die Walde ($. 91.) und öffentliche 
Rechte, wozu namentlich die Beftenrung gehört, 1) als auf die damit 
gefeplich verknüpften Laften, wovon in den nadfolgenden Kapiteln. 

Sichergeſtellt ift diefer Beftand nunmehr in Folge der Landes- 
nermeflung,, webei die tiber die Grenzen beftandenen Ungewißheiten 
durch Verhandlungen befeitigt wurden. Es iſt hienach der Inhalt 
zeder Markung mit allen ihren einzelnen Grundftüden und fomit 
ihr Umfang geometrifh aufgenommen, in Charten dargeftellt und 
dem Flächengehalt nah (in den Primärkataftern) verzeichnet. Ger 
wöhnlich find für jede Ortsmarkung befondere Charten.und Katafter 
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gelegt. Die Grenzen der Barfung find beſonders kolorirt, die 
mehreren Charten, wriche zuſammen die Markung enthalten, bejonk 
ders mumerict, am Eingang des Primärfatafters ein Markungscon⸗ 
pet, am Schluſſe eine probmäßige Lignidation des gefammten * 
chengehaltes ter Markung gegeben. ?) 

Die in frühern Gefehen I) enthaltene Vorſchrift eines periodi 
ſchen, gewoͤhnlich nach drei Jahren ſich wiederholenden, mit Zuzie⸗ 
kung einzelner Bürger und der Jugend vorzunehmenden Mars 
fungsumgangs wurde in Folge diefer neuen Cinrichtung zwar 
aufgehoben, dagegen haben die Gemeindebehörden die Markfteine 
der Ortsmarkungen in beftimmten, durch gemeinberäthliden Beſchluß 
feſtgeſetzten Zeiträumen buch den Felduntergang unterſuchen und 
über den Befund ein Protokoll aufnehmen zu laſſen, auch ſofort 
für unvermweilte Ergänzung und Wiederherſtelung abgehenter Mars 
fungszeihen Eofge zu tragen. ) 


1) Ueber vie Abweichungen der Narkungs⸗ von den Stenergrenzen f. im britien 
Buche $. 211. 

2) Brimärfatafterinfiruftion vom 28. Juli 1830. $. 1. 5—7. 80. 

3) Gen. Reſcripte vom 2. Juli 1603 und 16. Nov. 1735. Bommun.Orbng. 
it. 15. $. 1. 

4) 8. Verordunug vom 3. Nov. 1841. Reg.Bl. ©. 529. 


HI. Das Bemeindebärgeszeiht. 


$. 111. 


Bon jeher und ſchon mit Mnerfenntniß der Alteren Geſetze!) 
mußte derjenige, welcher von auswärts her die Angehörigkeit 
in einer ®emeinde erlangte, biefür an die Gemeindekaſſe eine 
Gebühr entrichten, die gerechtfertigt ift, theild weil der nem Eintres 
tende in den Mitgenuß des Vermögens diefer Gemeinde tritt, woran 
andere Gemeinden und ihre Angehörigen zunaͤchſt keinen Theil 
haben, theild jedenfalls, weil er forthin au ten auf Koften biefer 
Gemeinde und mit Beiträgen ihrer früheren Angehörigen gemachten, 
öffentlichen Einrichtungen Antheil nimmt. “Der Betrag war früher 
der Selbſtbeſtimmung der Gemeinde überlaffen, «3 mußte aber zur 
Herbeiführung einer Gleichfoͤrmigkeit, namentlich in den neuwürttem⸗ 
bergifchen Orten mit den altwärttembergifehen, der Tarif einer Res 
ion unterworfen werben. 2) In neuwürttembergiſchen Gemeinden 
war häufig neben Der Bemeinde die Gxunpherrfihaft zu einem Bes 


— 4 — 


zuge berechtigt, der neben der Gebühr, welche für die Aufnahme 
ind Unterthanenrecht zu bezahlen war, beſtand; in den vormaligen 
württembergifhen Kammerorten, wo feine Gemeindeverfaſſung bes 
ftund, floß auch die ganze Annahmgebühr der herzoglihen Kammer 
zu.%) Diefe Bezüge find aufgehoben und es iſt, wo der grunds 
herrliche Bezug in einer Quote der von der Gemeinde erhobenen 
Gebühren beſtund, diefe Duote der Gemeinde zugewachſen, vorbes 
häftlich der durch neue geſetzliche Regulirung diefer Abgabe eingetres 
tenen Aenderung ded Betrages. %) 


1) Land. O. Tit. 2. „gebe fein Bürgerrecht." Commun. O. IV. 1. $. 2. 

2) 8. Verorbunng vom 9. April 1813. Reg.Bl. ©. 145. 

3) Jnſtruktion vom 2. Oct. 1807. Berorbuung vom 2. Dez. 1810. Reg. BT. 
©. 539. 

4) Sefep vom 24. Aug. 1849. Reg.Bl. ©. 482. Art. 3. 4. 


8. 118. 


Ueber die Größe dieſer Gebühren beftehen folgende gefebliche 
Befimmungen: 

1) Zur Grundlage und zum Mapftab dient die für die Auf⸗ 
nahme eines felbfitändigen Mannes zum Bürger zu 
entrichtende Gebühr, deren Betrag zunädft von dem recht⸗ 
mäßigen (im Jahr 1828 allgemein unterfuchten) Herkom⸗ 
men abhängt, jedoch wenn fie bei einer Gemeinde erfter Claſſe 
ſchon mindeitens die Summe von 120 fl., in der zweiten Claſſe 
die Summe von 50 fl., in der dritten Elaffe von 25 fl. bes 
trägt, niht weiter erhöht werben darf. 3) 

2) Bon den hienach feftgelegten Bürgerannahmegebühren hat in 
der Kegel zu entrichten: 

a) eine Srauensperfon, auch in dem alle, wenn fie einen 
Drtöbürger ohne gefegliches Hinderniß beirathet oder 
mit ihrem Manne überfiedeind, keiner befondern Auf⸗ 
nahme bedarf — die Hälfte; 2) 

b) ein Kind männlichen oder weiblichen Geſchlechts, das 
mit dem Vater oder der Mutter überfievelt — den vierten 
Theil. $) 

3) Die Gebühr für die Aufnahme in das Beiſizrecht, welde 
jest, nachdem die Aufnahme neuer Beiſitzer dur das Geſetz 
vom 6. Juli 1849. Art. d. unterfagt ift, nur noch bei den 

‚durch polizeiliche Zutheilung in den Beſitz des Heimath⸗ 
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rechts Gelangenden Platz greift, darf die Hälfte der ad 1. 
und 2. beſtimmten Gebühren nicht überfleigen, und ein in das 
Bürgerrecht derfelben Gemeinde aufgenommener Beifiger darf 
an der Bürgeraufnahmsgebühr den Betrag der Beifigeraufs 
nabmegebühr in Abzug bringen. *) Bei den polizeilich Zuges 
heilten iſt die Echuldigfeit zu diefer Gebühr davon abhängig, 
daß Fe Ah zur Zeit der Zutheilung in der Lage befinden, 
das Annahmegeld, ohne fich oder den Ihrigen den nothdürfs 
tigen Lebensunterhalt zu verfümmern, bezahlen zu koͤnnen. 5) 
Außer dem zu 2. bemerkten Falle des Eintritts ohne foͤrm⸗ 
ide Aufnahme ift bei dem dur die Wahl in den Gemeinde⸗ 
tath oder Bürgerausfhuß von felbft erfolgenden Gintritt in 
das Bürgerrecht die Aufnahmegebühr zu entrichten. )_ Dax 
gegen findet ter Anfag derfelben nicht Etatt bei unehelichen 
Kindern, die durch nachfolgende Ehe der Eltern von ſelbſt im 
das Bürgerreht des Vaters eintreten. 7) 


1) Bürgerrechtsgefeb vom 4. Dezbr. 1833. Art. 29. 31. — Daß bei Feſt⸗ 
ſtellung ver Aufnahmegebühr in zufammengeiehten Gemeinden and ber 
etwa für bie betreffende Gemeindeparzelle vorbehaltene Antheil (Eintritts⸗ 
geld) einzurerhnen, mithin im Ganzen nicht weiter erhoben werten barf, 
wird in einem Min. Erlaß vom 5. Febr. 1836 nody ausdrücklich beſtimmt. 
Diefes Gintrittsgeld, wicht aber die fonftige Gebühr, muß dann beim 
Umsng von einer Parzelle deſſelben Gemeindeverbands in bie ambere, fos 
fern es anch für dieſe beſteht, wieber entrichtet werben.. 

3) Daf.. Art. 30. K. Berorpuung vom 9. April 1813..$. 7.. 


3) eit. Verorbuung von 1813. $. 7. Erlaß des Minif. des Junern vom 
3. Juli 1843. Diefer Erlaß gibt dem Gap der Berorhuung ben letztern 
Zuſatz. Wenn aber hier angeführt it, daß jede nicht mehr in elterlicher 

Gewalt befindliche, ſelbſtſtaͤndig überſiedelnde Perſon den ad 1 und 2.2 
feftgefeßten Betrag zu entrichten habe, fo ſcheint dies nicht nur in Abficht 
anf elterlofe Kinder (bis zur Nändigkeit), fondern überhaupt auf uns 
ſelbſtſtändig lebende, nicht richtig, es fcheint vielmehr, dag biefer 
felten praktiſche Fall gar nicht vorgefehen fen, und es ſich um eine weis 
tere Abftufung, jedenfalls unter dem genannten Betrag, handeln würbe, 
da die Gebübr ad 1. nur von einem ſelbſtſtäudigen Bürger im 
Sinne des Bürgerrechts geſetzes zu entrichten if. (Vergl. Art. 31. Satz 2. 
At. 55.) 

4) Brong. vom 12. Dez. 1812. Reg.Bl. ©. 617. Bürg.R.Gef. Art. 29. 30. 

5) Bürg. R. Geſ. Art. 41. 

0) Gefeh vom 6. Jali 1849. Art. 3. 

7) Erlaß des Minifierium des Innern yom 15. Mai 1834, 


* 


2 
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s. 118. 


Inm Allgemeinen iſt hierüber nach anmführen : 

4) Eine Berminderung biefer Gebühren Tann jederzeit Durch 
den Gemeinderath, mit Zufimmung des Bürgerausfchuffes, 
verfügt werten. 1) 

« 2) Die Erhöhung aber ift an befondere Genehmigung der zu- 
ſtaͤndigen Keeiöregierung gebunden und jedenfalls nur bie zu 
den Beträgen ad 1. 9. 142. zuläffig. ) 

Bei diefen Beſchlüfſen find nach der Abſicht des Geſetzes 2) die 
jedem Bürger im Orte zulommenden bürgerliden Nupungen neben 
etwaigen eigenthuͤmlichen Localverhaͤltniſſen, namentlich Bevoͤllerung 
und Getverbfamleit, in Betracht zu ziehen; es ſoll das geſeztzliche 
Maximum für. die beiden lebte Claſſen zugleich als das Minimum 
ver Aufnahmegebuͤhr für die zunaͤchſt höhere Claffe betrachtet werben. *) 

1) Berw. Edict $. 52. 69. 

2) Berwn. Edict & 68. Büsgerveihisgeirk Art. 21. 

3) Brog nem 12. Dec. 1812. 5 2. und vom 9. Aurit 1813. $. 6, 

4) Erlaß deo Min. des Innern vom 24. April 1628. 


g. 114. 


Jede Gemeinde iR außerdem!) noch berechtigt, von Benjenigen, 
ſeyen es eingehorene oder von auswärts aufgenommene Genoſſen, 
welche in den Stand der Selbſtſtaͤndigkeit, ſomit im wirkliche Aus⸗ 
Übung der Genoſſenſchaftsrechte (actives Bürgerredit) eintreten, Beis 
träge für zweierlei Anſtalten zu forvern: 
£) zur Altmandbepflanzung, zu welder Entrichtung aber bie 
Beifiger nicht verpflichtet werben können; 
2) zu den örtlihen Kewerlöfchgeräthichaften, für weiche bie 
Beifiger nicht höher ala Die Bürger angelegt werden fönnen. 2) 
Die Einführung, Erhöhung, over die Herabfehung und Auf⸗ 
hebung folcher Beiträge erfordert. die Zuftimmung des Buͤrgeraus⸗ 
ſchuſſes, Erfteres die Genehmigung des Oberamte. 3) 


1) Alſo auch, wenn das in $. 112. bemerkte Marimam ber Anfnahmegrbühr 
feſtgeſegt ik: Erlaß des Minifteriums des Innern vom 8. Rovbr. 1830. 

2) Bürgerrechtsgeſetz Art. 62., wodurch die unmittelbaren Leiflungen für viefe 
Zwede aufgehoben wurben. Früher waren aud Ratnralbeiträge zu den 
Sruchtvorrätgen zu geben. Vrdg. von 1813, $. 7. 

3) Daf. und Derw.Epict $. 53. 65. 
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9. 1185. 


Auch beim Wegzug aus einer Gemeinde war im fräheren 
Zelten wit geſetzlicher Billigung 1) eine Gebühr, Vuͤrgerauffagegeld, 
zu entrichten, weiche indeß in neuerer Zeit, als umvereinbar mit den 
Orunpfägen des freien Zug&, allgemein abgeſtellt wurde. ?) 

Durch befondere Privilegien hatten einige altwürttembergifche 
Gemeinden dab Recht des Abzugs von Erbſchaften erlangt, bie 
ins Ausland oder auch nur in andere inlaͤndiſche Gegenden giengen. 9 
In legterer Beziehung ift jedoch jedes Recht diefer Ast aufgeheben, 43 
während vermöge der abgefchloflenen Staateverträge ter Bezug auch 
dem Ausland gegenüber nur noch ausnahmeweife vorfommt. Wo 
ein Abzugsfall. eintritt, wich derfelbe vom Oberams behandelt, die 
Abzugsgebühr vom Cameralamt eingepogen und der berechtigten Ge⸗ 
meinde, foweit ihr zukommt, binausbezahlt. 5) 

. 4) Landesorbuung Tit. 2. 8.7. Comm. O. IV. 1. $. 2. Vergl. Bleyer 
Elem. juris publ. wertt. L. II. Cap. V. Fit. XV. $. 328. 
2) Berorbunng vom 28. Januar 1819. Rgbl. ©. 58. 
3) Bleyer 1. c. $. 331. 
4) Refeript vom 30. Anguf 1806. Rgbl. ©. 115. 
5) Juſtr. vom 12. Zult 1823. $. 12. Agbl. ©. 538. 


IH. Eimidtungen für don öffentlichen Bienfl. 
1) Sadlide Einrichtungen. 


$. 116, 


Zum allgemeinen öffentlichen Dienfte bedarf es 1) zunaͤchſt eines 
öffentlichen Gebäudes, Rathhauſes, das überall einen Saal für 
die Berfammlung der Gemeinde und etwa zugleich auch für Die 
Sigimgen der verfchiedenen Collegien, ſodann aber ein Heineres 
Zimmer für die gewöhnlichen Amtsgefchäfte des Ortsvorftehers, 
nebft einem Barthieens oder Wartezimmer enthalten follte. Im klei⸗ 
neren und unbemittelten Gemeinden wird fich freitich mit einem ge- 
mietheten Lokale begmigt; für die Berathungen der Amtskörperichaft 
wird ein Saal des Rathhauſes der Oberamtsſtadt gemiethet.) Die 
Zimmer find mit den nöthigen Mobilien, namentlih den erforder- 
lihen verfäließbaren Schranfen zu Aufbewahrung ter Gemeinde⸗ 
regiftvatur ,2) zu verſehen; ſodamn ift Beleuchtung una Beheizung 
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zu beſtreiten. — 2) Für die Geſchaͤftsführung ſelbſt find die erforder⸗ 
lichen Materialien, namentlich Protokollbuͤcher ꝛc., anzuſchaffen. Die 
offizielle Geſetzesſammlung, das Regierungsblatt (nebſt den dazu 
gehörigen Rechtserkenntniſſen), hat jede Gemeinde für ihren Ge⸗ 
brauch anzuichaften, wie auch dafielbe jedem Dekan und Pfarrer 
aus der Stiftungskaſſe anzufchaffen ift; diefe, wie bei der Gemeinde 
der Orisvorfteher, find für gehörige Sammlung und Aufbewahrung 
verantwortlich.) — Die Anfchaffung von Privatfammlungen und 
wiſſenſchaftlichen Hülfsmitteln hängt von dem Befchluffe der Vers 
waltungsbehörde ab. 


4) Mitunter iR das Rathhaus der Oberamtsſtadt Cigenthum der Amtes 
eorporation. 

2) Erlaß des Minifleriums des Innern vom 17. > 1883, 

3) K. Brdg. vom 22. Jan. 1807. 


‘ 


2) Belohnung der Körperfhaftsbeamten und Diener. 


4. 117. 


Die für den allgemeinen Dienft der Gemeinde ıc. beftellten Be⸗ 
amten und Diener werden auf verſchiedene Weife belohnt: 

4) durch Befoldungen,!) deren Ausfesung für manche Wemter 
vorgefchrieben, für andere deshalb paſſend ift, weil. dadurch 
die Eontrole der für einzelne Verrichtungen zu machenden Ans 
rechnungen wegfält. Dagegen taugen Befoldungen nicht, wo 
die Gefahr vorliegt, daß die dadurch befohnten einzelnen 
Verrihtungen nicht oder nicht vollftändig beforgt werten. — 
Die Befoldungen der Gemeindebeamten können bei fleineren 
Gemeinden gegenüber denjenigen der Staatsdiener mäßig feyn, 
weil die Geichäfte derfelben weder eine höhere Borbereitung 
erfordern, noch fie hindern, ihrem ortentlihem Erwerbe nachzu⸗ 
gehen. — Die Befoldung fol in der Regel in baarem Gelde 
beſtehen; Raturalien müffen jedenfalld in beftimmten Quan⸗ 
titäten ausgefegt und zu beftimmten Geldanſaͤtzen in die Ber 
foldung eingerechnet werden, Rebenbezüge aber, wie Freiſchafe, 
Pfoͤrchnaͤchte, Steuerfreiheiten ꝛc., find auch als Gehaltstheile 
unzulaͤſſig erklärt. Cine neue Regulirung der Beſoldung ſoll 
in der Regel nur während der Erledigung des Dienfted bei 
befonderem Anlaſſe vorgenommen werben. 2) Uebrigens bedarf 
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& zur Ausfegung neuer oder erhöhter Befoldungen 1) aus 
Gemeindekaſſen der Zuflimmung des Bürgerausfchufles und 
wenn ed einem Corporationsdiener oder Gemeinderath gilt, 
der Kreisregierungo⸗, bei einem Mitglied des Bürgerausfchuffes 
der oberamtlihen Genehmigung; ) 2) aus Amtöpflegen des 
Beſchluſſes der vollen Amtöverfammlung und in den Bällen 
des $. 50. der Genehmigung der Kreisregierung;*) 3) aus 
‚Stiftungslaffen des nad gutächtlicher VBernehmung des Bürger: 
ausfchufies zu faſſenden Befchluffes des Stiftungsrathes und 
in allen Zällen der Genehmigung ‚der Kreisregierung. 9) 

Die Beiolbungen find vom Tage des wirklichen Dienft- 
antritte® an bis zum Tage des Abtretend vom Dienfte zu 
berechnen. Ihre Auszahlung kann in angemeflenen Raten, 
foweit diefe verfallen find, verlangt werden. — Amtsver⸗ 
wefer beziehen bei nieder bejoldeten Gemeindedienſten in der 
Regel den ganzen Gehalt für die Dienftftelle, wofern nicht 
etwas Anderes ausdrücklich beichloffen und vereinbart if. Wenn 
ein &emeindediener duch Krankheit, Abweſenheit, vorläufige 
Amtsenthebung %) an Berfehung des Dienftes gehindert ift, fo 
muß derfelbe dem Amtsverweſer einen entiprechenden Theil der 
Sahresbefoldung abtreten; in ftreitigen Faͤllen hätte die Ber: 
waltungsbehörde und weiterhin das Oberamt nad den be⸗ 
fonderen Verhaͤltniſſen, namentlih nac dem Verhaͤltniß der 
ausgeſetzten Befoldung zu den während der Amtöverweferei 
vorgefommenen Bemühungen, zu entfcheiden. 

2) Duch Taggelder für den Zeit und Arbeitsaufwand in 
einzelnen Gejchäften und Verrichtungen, verbunden bei amt: 

lichen Berricktungen außerhalb des Gemeindebezirks oder der 

Parzellargemeinde, in welder ein Diener feine Wohnung hat, 

mit Bergätung der ihm durch feinen auswärtigen Aufenthalt 

verurfadhten Koften.) 

3) Durh Gebühren, die nicht nad dem Zeitaufwande, fon- 
dern nad) dem Gehalte einzelner Berrichtungen, nad) der damit 
in der Regel verbundenen Mühe und PBerantwortlichkeit be⸗ 
meſſen find. 

Ueber alle diefe Bezüge find die nachfolgenden gefeglichen Vor⸗ 
ſchriften gegeben, durch welche nicht ausgefchloffen iſt, daß die Ver⸗ 
waltungsbehörden folhe unter dem vorgefchriebenen Maße durch 
befondere Beſchluͤſſe feftfegen, die jedoch auf die fhon früher unter 

9 
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den Allgemein beſtehenden Borfchrifien angeftellten ober beaufiragten, 
oder nicht von der Wahl der Gemeindevorfteher abhängigen Gemeinde⸗ 
beamten ꝛc. ohne deren Zufimmung nit anwendbar find und die 
überdies durch die Erwägung beftimmt feyn müflen, Daß die amt- 
lichen Sefhäfte auch bei der geringeren Belohnung voltändig und 
gut beforgt werden können. ®) 

Weiter als das Genehmigte oder ſonſt gefeglich Zußäffige unter 
irgend welchem Titel zu beziehen, namentlich auch bei einzelnen 
Anlaͤſſen auf Gemeindefoften zu jehren, if verboten, und es findet 
neben dem Erfage des ungebührlih Bezogenen Disciplimarsüge, oder, 
wenn es fi zugleih um Betrug aber falfche Koſtenrethnungen han- 
delt, gerichtliche Beſtrafung Statt. ) 


Beſoldung und Gehalt wird gleishbebentenb genommen; legterer Aus⸗ 
bau wird ſonſt mehr in Bezug auf Privatdierſte gebraucht. Den Bes 
foldungen find in den nachbenannten Geſetzesſtellen Wartgelder gleichs 
geſetzt, worunter fländige Bezüge zu verfichen find, die einem Diener 
neben den für einzelne Berrichtungen zuläffigen Anrechnungen ausgeſetzt 
werden, um ihn bei Ungewißheit ober Unzureichenkeit ber letzdern zur forts 
bayeruben Beſorgung jener zu beftimmen. — Wisthiegaftlich gleich, aber 
rechtlich verſchieden find hievon Averſalbelohnunger, melde andern 
als den im $. benannten Dienern für niedere Dienſte ſtatt der einzeln 
anzurechnenden Taglöhne oder Gebühren ansgefeht werben; namentlich 
bebarf es hiezu Teiner Staatsgenehmigung. 

2) Inſtr. vom 20. Febr. 1841, worin zwar wicht direkte Vorfchriften gegeben 
find, aber die erforderliche Genehmigung von Cinhaltung obiger Regeln 
abhängig gemacht ff. 

3) Berw.Ehict $. 53. 85. b. 06. Nro. 1. 2. 

4) Verw. Edict $. 84. 89. a. b. 

5) Berw. Ediet $. 184. Nro. 3. $. 137. 148. Nro. 4. 

6) Hier wur, wenn fie durch bie Gerichte ſelbſt verfügt wird; geſchieht bie 
Sufpenfion wegen eines gerichtlichen Vergehens won ber vorgefehten Bers 
waltungsbehoͤrde, fo hat das Gericht darüber zw erfennen, ob und wie 
weit der Angefchulpigte den Aufwand für die Amtsverweſerti zu erſtatten 
babe, Art. 454. der Strafprogeßorbnung. 

T) 8. Vrdg. vom 22. Febr. 1841. $. 1. 


8) Die nachfieheuden Vorfchriften über Feſtſezung ber Gehalte und Tags 
gelder x. gehen zu weit, indem fie der Erwägung örtlicher Verhaͤltniſſe 
feinen Raum laflen, fo daß vie hienach fefigefepten Bezüge bald zu reich⸗ 
lich, bald unbillig gering ausfallen. 


9 Comm.O. L 1. 8. 6. III. 2. 8. 7. ME 7. 8. 22. Strafgeſetzbuch 
Art. 419. 
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$. 118. 


Die Feffenung allgemeiner Rormen fiber Benftonirung der 
Beamten einer Gemeinde und Unterfiügung ihrer Hinterbliebenen, 
mit Einlagen von Eeite jener, wird von Wuffichtöwegen in der Bes 
fürhtung unvorzuſehender Beläftigung der Gemeindefaffe nicht zus 
gelafien, 1) wogegen in einzelnen Faͤllen nach Maßgabe der perfön- 
lihen Berbienfte eines Dienerd und der dSconomifchen Berhäftniffe 
feiner Hinterbliebenen Befchlüffe in derfelben Art, wie bei Be- 
foldungen, gefaßt werben können, die bei Stiftungen unbedingt, bei 
Gemeinden und Amtslörperfchaften aber nur, wenn fie den in $. 117. 
«swähnten Dienern felbft gelten, der Staatsgenehmigung bedürfen. ?) 

4) Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 23. Nov. 1828. 
2) Verw. Edict SE. wie Note I — 5 zu $. 117. 


a) Beſoldungen. 


$. 119. 


Der Ortsvorſteher erhält aus der Gemeindekaſſe eine den 
Kräften derfelden und dem Umfange feiner Geſchäfte angemeffene 
Befoldung, wogegen er alle und jene Dienfverrichtungen in Ge⸗ 
meindefachen, fofern fie ihm als Schultheiß und nicht vermöge eines 
befonden Nebenamtes, 3. B. als Steuerfäger, Untergaͤnger, 
Feuerſchauer, obliegen, Innerhalb des Gemeindebezirkes ohne -weitere 
Anrechnung zu beforgen hat.!) Jede Erhöhung der bisher be- 
ftandenen Schultheißenbefoldung muß zunaͤchſt nad der Zahl der 
Einwohner, ſodann mit Berüdfichtigung der gewerblichen und öfo- 
nomiſchen Verhältniffe der Gemeindeangehörigen, der Lage des Ortes 
an mehr oder minder frequenten Straßen, des Umfanges der ©e- 
meindemarkung, der mehr oder minder vorgefihrittenen Theilung des 
Orundeigenthums, des Vorhandenſeyns von Geneindeparzellen, des 
Vermögensftandes der Gemeindecorporation und der Stiftungen fi 
begründen laffen und wird mit Beachtung diefer Momente in der 
Regel nur innerhalb gewiffer Grenzen genehmigt.% — Für Schreibs 
materialien erhält der Schultheiß eine befondere, nad dem wirk⸗ 
lihen Aufwande zu bemeffende Averfalvergütung. Die in Neben- 
orten beftellten polizeilichen VBorftände (Anwälte) beziehen einen ihrem 
beichränfkten und untergeordneten Wiefungsfreife entjprechenden Gehalt. 

1) Berw. Edict $. 13. Comm. O. I. 3. $. 3. Bis 
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3) Juſtr. vom 20. Fehr. 1841. Die Skala der Befolbungen ift hier folgender: 
maßen normirt: | 

Bel Gemeinden unter 300 Einwohnern 2 bis 60 fl. 

von 3 bis 600 — „ fl. 

601, 1000 „ 150 fl. 

41001 „1350  „ 100 „ 240 fl. 

' 4501 „ 2000 — 150 „ 320 fl. 

2001 „ 3000 " : 20 „ 500 fl. 

3001 „ 500. u 300 „ 800 fi. 

R Bei Gemeinden erfter Claſſe 600 „1500 fl. 

Die Marimumsfäpe -follen nur ba anzuwenden feyn, wo ein Zufammen- 
luß außergewöhnlicher Berhäftnife die Befchäfte vermehrt oder erſchwert. 
"Bu einer Ueberfchreitung des betreffenden Maximumsſatzes muß bie Ges 

achmigung des Miniſterinms eingeholt werben. — Nach einer Berorbuuug 
vom 21. Oct. 1811 follte der Befoldungsgröße im ber. Regel die Seelen⸗ 
zahl, nnd zwar auf den Kopf 4% Fr. gerechnet (per 100 — 7 fl. 30 k.), 
zum Anhaltspunkt dienen. Diefer Maßſtab warb jedoch ſchon durch den 
Erlaß des Minifterinms vom 5. Nov. 1821 für unzulänglich erklärt. 


3. 120. 


Eine Befoldung bezieht ferner der Gemeinderathsſchreiber, 
welcher dafür auch alle im Namen des Gemeinderaths zu fertigenden 
Berichte, Verzeichniſſe, Umlagen, Berechnungen und. aͤhnliche Aus⸗ 
fertigungen ohne beſondere Belohnung zu beſorgen bat.1) Der Gehalt 
des Rathsfchreibers fol in der. Regel den dritten Theil der Befoldung 
des Ortsvorſtehers betragen, auch‘ erhält. er wie der Schultheiß eine 
Averfalvergütung für den Aufwand an Schreibmaterialien.?) — 
Die Gemeinderäthe genießen als foldhe keinen Gehalt.) — 
Der Altuar der Amtsverfammlung erhält eine dem. Umfang 
feiner Dienftleiftungen angemefiene fire Belohnung, welde von der 
Amtsverfammlung unter Genehmigung . der. Kreisregierung feſtgeſetzt 
wird und unter Zugrundlegung eines Taggelds von 1.fl. 30 fr. 
hoͤchſtens auf 80 fl. mit Einſchluß bes ——— 
beſtimmt werden fon. 4) 


1) Verw. Edict s 20., fofern fie nicht zu ben in $. 126. peuannien Ge⸗ 
ſchaäͤften gehören. 

2) Snflr. vom 20. Sehr. 1841. $. 7. 

3) Verw. Edict $. 8. Den ſchon vor dem 1. Edict von 1818 im Genuß 
eines Gehaltes geflandenen Mitgliedern wurde ſolcher vorbehalten durch 
$. 1. der Verordunug vom 11. März 1822. 


4) Verw. Edict $. 77. Angef. Juſtr. $ 4. 
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s: 121. 


Der Bimelabiprtegee bezieht‘ (neben ver in: 8. 125. er⸗ 
wähnten Gebühr) einen den Kräften der Gemeindekaſſe angemeffenen, 
mit Nüdfiht auf den Umfang der Vermögensverwaltung zu bes 
Rimmenden Gehalt, 1) was auch auf Theilrechner, fofern ihre Ver⸗ 
rihtung nicht bloß in Einzug und Ablieferung befteht, Anwendung 
findet. — Dem Amtspfleger ift (neben der in $. 125. erwähnten 
Gebühr) mit Rüdficht auf die Zahl der Gemeinden, das Vermoͤgen 
ber Amitöförpetihaft, auf den Betrag der von ihm auszuzahlenden 
Anweifungen für Straßenfoiten ıc., Für die Verwaltungs⸗ und 
Rehnungsgefhäfte mit Einfluß der Rechnungsftellung, fodann für 
die etwa ihm übertragenen Amtsichadensumlagen eine fire Belohnung 
von 250 fl. bis hoͤchſtens 350 fl. auszufehen, für welche er alle 
Berrichtungen innerhalb des Oberamtöbezirfes zu beforgen hat. So⸗ 
dann erhält er für den amtlichen Bedarf an Schreibmaterialien, Pack⸗ 
papier 2c. eine angemeflene Entihädigung. 2) — Die Stiftungs- 
pfleger beziehen einen, in Rüdfiht auf die Beftimmung ver 
Stiftungseinnahmen für kirchliche und wohlthätige Zwede, wonach 
die Verwaltung derjelben mehr als Ehrenſache betrachtet werden 
muß, möglichft nieder zu beftimmenden Schalt. 9 


1) Verw. Edict $. 22. Verf. vom 20. Febr. 1841. 8. 8. 

2) Angef. Verf. $. 3. — 

3) Koftenorbuung von 1615, Tu. von Zehrung: Generalverorbunug vom 
9. April 1816. 


b) Taggelber. 
8. 122. 


Taggelder können nicht angerechnet werben 1): 

1) von bef oldeten Gemeindedienern fuͤr alle mit ihren Aemtern 
ordentlicherweiſe verbundenen amtlichen Verrichtungen inner⸗ 
halb des Gemeindebezirks.) Dagegen iſt die Anrechnung 
gegenüber den Ortskaſſen zulaͤſſig bei amtlichen Verrichtungen 
außerhalb des Gemeindebezirks und bei Verrichtungen, die nur 
in Folge eines befondern Nebenamts geſchehen. 

2) Von den Mitgliedern des Gemeinderaths, Stiftungsraths, 
Kirchenconvents und Buͤrgerausſchuſſes für Verrichtungen in 
den Sitzungen. dieſer Collegien, oder den zur Vorberathung 
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dahin gehöriger Gegenftände niedergefeßten Commiffionen. ®) 

Dagegen dürfen dieſelben Taggelder anrechnen für einzelne 

Berrihtungen außerhalb genannter Sigungen, Die fie kraft 

beſonderen oder beſtaͤndigen Auftrags zu beforgen hatten. 

Bei den Dienern, welche gleichzeitig mehrere Stellen: befteiden, 
fommt e6 bezüglich der Taggeldsanrehnung darauf an, in welder 
amtlichen Gigenfhaft fie den Dienft geleiftet hatten. Amtsverwefer 
und Steliverteter eined Dieners erhalten daffelbe, wie die auf dem 
Amte wirklich Angefellten. Wohnt ein Diener aber in doppelter 
amtlicher Eigenſchaft, 3. B. als Ortsvorſteher und Rathöfchreiber, 
an, jo darf er den Zeitaufwand nur einfach, übrigens wenn das 
Taggeld für das eine Amt höher ift, in der Eigenſchaft des legtern 
anrechnen. *) 


41) K. Berorbuung vom 22. Febr. 1841. $. 2. 4. 6. 8. 9. 

2) Wozn namentlich die Kirchen: und Schmivifitationen und Bfarrinveflituren. 
3) Wozu Rechnungsabhoören, Ruggerichte, Kemisserfepungen. 

4) Angef. DNS 8. 2. 5. 


$. 123. 


Die Taggelder werden nad Maßgabe der auf. ein Geſchaͤft und 
die dafür etwa gemachte Reife wirklich aufgewendeten Zeit berechnet. 
Acht volle Stunden oder mehr an einem Tag getten für einen 
ganzen Tag, mehr als vier Stunden werben für ’/,, mehr ald zwei 
für Y,, zwei Etunden oder weniger Zeitaufwand für ', Tag bes 
rechnet; wobei aber der an einem Tag für zwei oder mehrere Ger 
ihäfte gemachte Zeitaufwand zufammenberechnet werben muß, fo daß 
nie mehr ald das ganze Taggeld für einen Tag in Berechnung 
fommt. Das Taggeld für einen Tag ift ohne Unterfchied zwifchen 
Sonn⸗ und Werktag für Ortsvorfteher ein Gulden, für Mitglieder 
der Gemeinderäthe, Bürgerausfchüffe, Rathöfchreiber, Stadt⸗, Ge⸗ 
meinde- und Stiftungspfleger, Ausftandsfaffiere, Steuereinbringer, 
Fruchtvorrathspfleger, Waldmeifter, Pförchmeifter, Baunerwalter und 
andere fogenannte Nebenänter, ſodann für die PVarzellenanmälte 
48 fr.; für Aufwärter, fo lange und foweit die Dienfte nicht‘ in 
den Gehalt eingerechnet find, was geſchehen fol, 24 fr. Für andere 
Diener ift die Feftfegung des Taggeldes der betreffenden Verwaltungs 
behörbe. überlaffen. 1) 


1) R. Verorbuung nom 22. Sehr. 1841. & 10 — 12. 
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c) Diäten und Reiſekoſten. 


8. 124. 


Zu den Reiſekoſtenvergütungen gehört zunaͤchſt 
1) Die anf 24 Er, für den Tag feſtgeſetzte Zehrungsvergütung 

a) für die in Nebenorten wohnenden Gemeinderäthe von 
Sitzungen im Hauptorte, wenn die Entfernung nit 
unter. einer halben Etunde ift, und wenn die noth⸗ 

F wendige Abmefenheit von Haus vier Stunden oder dar- 

über dauert; 1) 

b) für die Otrsvorſteher und Gemeinderäthe bei Verrich⸗ 
tungen, für weiche Taggelver paffirlih find, wenn dies 
felben außerhalb des Wohnorts, aber innerhalb 
des Gemeindebezirfd vorgenommen werden und die Ent- 
fernung des Orts der amtlichen Verhandlung nicht unter 
einer halben Stunde beträgt, auch die nothwendige 

Abweſenheit von Haus zum wenigften ſechs Stunden 
dauert. 2) 4 
2) In andern Faͤllen erhalten die Ortövorfteher und andere in 
$. 123. benannte Gemeindediener neben dem Taggeld ’): 
a) bei nur zweiftündiger oder kürzerer Abwefenheit vom 
Wohnorte nichts weiter; dagegen 
b) bei mehr ald zwei Stunden Abweienheit: 
«) bei einer nicht über ſechs Stunden gehenden Ent» 
fernung. vom Wohnorte, 
an) wenn nicht auswärts übernachtet werden 
muß, das Doppelte, 
bb) wenn auswärts übernachtet werden muß, 
das Dreifache des Betreffes an Taggelv 
‚für das bezügliche Geſchaͤft; A: 

P) bei einer über ſechs Stunden betragenden Ent⸗ 
fernung, mit dem oben angeführten Unterfchiebe, 
ber einfache oder doppelte Betrag des betreffenden 
Taggeldes als Diäten, ſodann an Reifekoften auf 
Eifenbahnrouten die doppelte Tare für eine Perfon 
in der zweiten Wagenklaffe, auf Eilmagenrouten 
die doppelte Tare für einen Play, wo und foweit 
aber diefe Hahrgelegenheiten fehlen, oder die Reife 
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‚ ohne Nachtheil für ihren Zweck den Fahrtenplanen 
nicht angepaßt werden Tann, dad Doppelte der 
jevesmaligen Ertrapofttare, auf ein Pferd je auf 
vier Poſtſtunden, fo daß, wenn zwei bis vier 
Gemeindediener nach demfelben Orte zugleich vers 
fendet werden, denfelben mit einander nur dad Dop⸗ 
pelte der Ertrapofttare auf zwei Pferde paſſirt. % 

Wenn die bier beitimmte Entfhädigung in einzelnen 
Fällen wegen außerordentlichen Umftänden offenbar unzus 
tänglih wäre, kauin durch gefegmäßigen Beſchluß ($. 50.) 
eine angemeffene Aufbefferung bewilligt werden, wie durch 
folhen Beſchluß auch die Reifefoftenvergütung anderer 
Gemeindediener feftzufegen if. 

Dbige Antehnungen find auch für das Anwohnen bei 
den Amtsvierfammlungen zuläffig. 9) 

3) Amtspfleger haben degenüber der Amtöpflege für Verrichtungen 
innerhalb des Oberamtsbezirks Fein Taggeld, wohl aber Diäten 
und Reifefoften gleich einem Drtövorfteher, bei VBerrichtungen 
außerhalb des Oberamtsbezirtd das dem Ortsvorſteher ges 
bührende Taggeld nebft Diäten und Reifefoften anzurechnen. ©) 
Im Allgemeinen find unnöthige Reifen und Verſendungen zu 

vermeiden; jede nicht in beftehenden Vorfchriften begründete Ber: 
fhidung eines Amtsförperfhafts- und Gemeindedieners darf nur auf 
Beſchluß der Verwaltungsbehörde oder auf gefegliche Verfügung der 
Auffichtsbehörde gefchehen, außer etwa in dringenden Fällen, und 
hat die Aufiichtsbehörde gegen jedes Liebermaß unter den in $. 49. 
angeführten allgemeinen Beftimmungen einzufchreiten. 7) 


4) 8. Berorbuung vom 22. Febr. 1841. $. 13. 
2) Min.Derf. vom 2. Febr. 1847. Rgbl. S. 54. 
3) a. a. O. 8. 14 15. | 
4) Da die letztere Beftimmung anf analoger Anwendung des Staatsbieners - 
biätenregulatives vom 17. Juni 1822 beruht, fo findet auch die Abänderung 
bes leptern durch Verordnung vom 2. Suli 1848. Rgbl. S. 310. hier 
Anwendung. 

5) Verw. Edict $. 76. Sap 4. Angef. Berorbnung $. 8. — Die Amts: 
verfammlungen follen fparfam abgehalten werden. Comm. O. I. 3. $. 1. 

6) Angef. Berorbunng $. 3.6. 

7) Comm.O. IL 4. 8. 1 — 4. 17. 
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d) Gebühren 


$. 125. 


Bei Gegenſtaͤnden der Privatrechtöpflege, wo die Gemeinde ale 
Parthie auftritt, haben die Gemeindebeamten diefelben Gebühren zu 
beziehen, welde überhaupt feftgefegt find.) Gebühren für Bers 
rihtungen in ®emeindeverwaltungsfachen kommen nicht vor, außer 
ver Einzugsgebühr, welde 
1) vie Gemeindepfleger anzufprehen haben von demjenigen 
Betrag, der am ordentlicher direkter Staatsfteuer, an Amts⸗ 
förperfchafte- und Gemeindeumlagen (morunter jedoch perföns 
lihe Abgaben der Gemeindegenofien, wie die Bürgers und 
Beifipfteuer, Frohndienſterſatzgelder ze. nicht begriffen find), 
an den in frievenszeiten zur Ilmlage kommenden Amtövers 
gleihungsfoften, fowie an den Ausftänden von vielen Abs 
gaben von den Steuerpflichtigen unmittelbar (ohne Dazwifchen- 
funft eines Theilrechners) baar zum Einzug gebradht wird. 2) 
Die Größe der Einzugsgebühr wird durch befondere Bes 
ſchlüſſe mit Rüdfiht auf die den Ginzug erſchwerenden ober 
erleichternden Umftände feftgefest und kann betragen: 
auf die erften 3000 fl. 1 fr. bis 1 fr. 3 hl., 
von 3001 bis 6000 fl. 3 hi. bis 1 fr., | 
von 6001 und darüber 2 bis 3 bi. von jedem’ Gulden. 
Die Einzüge an den verfchiedenen Anlagen werden hiebei 
in jedem Etatsjahre zufamengerechnet. Inter den Einzugs⸗ 
gebühren ift zugleich die Entihädigung des Dieners für Siegel: 
lad und Papier begriffen. Für Schreibmaterialien iſt dem« 
felben eine Averfalentfhädigung auszufepen. Iſt neben dem 
©emeindepfleger ein eigener Steuereinbringer aufgeftellt, 
jo befteht deſſen Belohnung ganz in in der beftimmten Einzugs⸗ 
gebühr. Hat diefer Einbringer oder die in Parzellen auf 
geftellten Eteuereinbringer die Steuergelder zur weiteren Ber 
forgung an den Gemeindepfleger abzutiefern, fo gebührt dieſem 
der dritte Theil und die übrigen ?/, der Einzugögebühr ges 
hören den mit der unmittelbaren Erhebung bemühten Eins 
bringern und Theilrechnetn. 9) ' 
2) Der Amtspfleger bezicht eine Einzugsgebühr von der direkten 
Staatöfteuer, den Amtöförperfhaftsumlagen und den Amts⸗ 


— 19 — 


vergleichungskoſten in Friedenszeiten, beſtehend in ?/, Prozent 
des einzuziehenden Betrags (40 fr. von 100 fl.). 


4) Bergl. Min.Erlaß vom 26. Febr. 1827, betreffend die Sporteln von 
Bfanpbeftellungen der Gemeinden. 

..2) Ufo auch non dem nicht, was mittelſt Abrehunmg erhoben wiss; fos 
baum nicht von benjenigen Steuern, bie eiwa durch Grefution mit be 
fonderen Roften beigetrieben werben. Comm. O. V. 10. $. 9. Grfteres 
iſt indeſſen wicht Teicht anszuſchelden, zumal bei ver jebigen Behandluutg 
der Abrechnengepoſten. 

3) Min. Verf. vom 20. Febr. 1841. $. 8— 11. Born den Elnzugsegebühren 

- fin Capitalſtener ıc. f. im 3. Buch. Nah der K. Verordnung vom 
21. Suni 1818. $. 4 follte unter ber Einzugsgebühr auch die Gebühr für 
die Ablieferung au die Amtspflege enthalten feyn, was aber hier nicht 
ansgebräcdt, folglich von dem Beſchluſſe der Gemeindebehoͤrde abhängig if. 

4) Berk. vom 28. Fehr. 1BM1. 8. 3. 


e) Schreidverdienfte, namentlich Belohnung der 
a 2 25. ae 
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Gin Theil der in der Gemeindenerwattung vorkommenden Schreis 
beseis und Rechnungsgefdräfte, namentlich folche, welche beſondere 


Kenntniffe und Fertigkeiten erforvern, ift in. der Regel nicht unter 


denjenigen Verrichtumgen begriffen, welche der Ortövorficher, Ges 
meindepfleger um feinen Gehalt zu beforgen bat, ) fondern es find 
dafuͤr dem betreffenden Gemeindebeamten oder dem dafür aufgeftellten 
Verwaltungsaltuar befondere Anrechnungen erlaubt, woruͤber Fol⸗ 


gendes zu bemerken iſt. 


1) Damit die Gemeinden von dem ihnen zuſtehenden Rechte des 
theilweiſen Widerrufs des mit einem Verwaltungsaktuar ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrages und Selbftübernahme einzelner Geſchaͤfte 
ohne Schwierigkeit Gebrauch machen koͤnnen, iſt für jedes 

. einzelne, regelmäßig. in jedem Jahre vorkommende Ge⸗ 
Schaft folcher Art, alſo namentlich immer Steuerfag (foweit 

dieſer nicht von den Notaren. um ihre Befoldung aus der 

Staatskaſſe zu beforgen ift), Steuerumlagen, Steuerabredinung, 

Rechnungsſtellung 2) — fammt den mit jedem berfelben vers 

bundenen Nebenverrihtungen, eine fefte Summe ald Bes 

lohnung ausgefest. Die Feſtſetzung diefer Summe gefchieht 
duch Beſchluß der — und mit ——— 
der. Kreisſregierung.2) 
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2) Dei Beſlenmung der Groͤße dieſer Velohnungen kommt in Bes 
tracht, Daß der Verdienſt nicht mehr, mie fruͤher, zwiſchen dem 
Arbeiter und dem Prinzipal getheilt werden darf, daß die 
Geſchaͤfte innerhalb der beſtehenden Vorſchriften manchfach ab⸗ 
gekürzt werben fünnen und daß die Feſtſetzung nur für den 
gewöhnlichen Umfang ber vorliegenden Geſchaͤfte geſchicht, mit⸗ 
bin für den Fall einer ungewöhnlichen Ausdehnung berfelben 
durch Kriegsereigniffe ꝛc., fowie überhaupt für jeden außer, 
ordentlichen Geſchaͤftszuwachs eine nachträgliche Uebereinkunft 

vorbehalten ik. Im jevem Falle ift unter einer ſolchen Be⸗ 
Iohnung die Vergütung für notbwendigen Reiſeaufwand, Mas 
terialien und die Belohnung für alle Nebenverrichtungen, z. B. 
unter der Rechnungsftelung die Rachrechnung und ber Kaffens 
furz, die Beantwortung ver Defelte m. ſ. w., zu begreifen, 
fofern nicht angemeſſen wäre, einzelne diefer Rebenvertichtungen 
in dem Dienfivertrag auszunehmen oder den. Gemeintebenmten 
zar Selbftbeforgung vorzubehalten. 4% Hienach wurden die Bes 
lohnungen auf der Grundlage der früheren Anrschnungen mit 
anſehnlicher Ermäßigung im Ganzen feftgefegt.) Wenn das 
gegen im Kortgange der Berwaltung 3. B. durch das Weg⸗ 
fallen von Ausſtänden, Selbftapminiftrationen ıc. eine weſent⸗ 
liche Abkürzung oder Bereinfahung des Rechnungsweſens 
herbeigeführt wird, fo find die accordirten Belohnungen einer 
verhältnigmäßigen Herabfegung zu unterwerfen.®) Für geringe 
Kebenverrichtungen, 3. B. Fertigung von Auszügen, Durch⸗ 
fhnittöberehnungen, Berichten ıc., Tann eine Averſalbelohnung 
von einigen Gulden in die Accorde aufgenommen werben. 7) 

3) Die Belohnung wird je nach geleifteter Arbeit auf gemeinde⸗ 
oder ftiftungsräthliche Anweifung aus ber betreffenden Kaffe 
bezahlt. Die Anmeifung erfolgt für die Rechnungsftellung, 
fohald die Rechnung mit Beilagen zur oberamtlichen Revifion 
übergeben ift, bei den übrigen Gejchäften auf ein Zeugniß des 
Schultheißenamts, daß das betreffende Gefchäft zur Zufrieden⸗ 
heit des Ortsvorſtandes beendigt ſey. Vorſchüſſe und Abs 
ſchlagszahlungen find unter feinem Borwande geftattet. 8) 

4) Außer den zu Nre. 1. erwähnten ordentlichen @efdräften follen 
dem Berwaltungsaktuar ohne vorgängige beſondere Genehmis 
gung der Kreiöregierung feine Gemeindegefchäfte übertragen, 
noch weniger irgend eine Nebenbelohnung aus den öffentlichen 
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Kaffen gereicht werden;9) doch kann der Berwaltungsaftuar, 
wo der Redner die Rechnung nicht felbft ſtellt, zur Rechnungs 
abbör beigezogen und außerbem kann berfelbe zur Protokolls 
führung bei Ruggerichten und Schultheißenwahlen verwendet 
werben. 10%) Kür diefe Gefchäfte ift eine Taggebühr von 1 fl. 
im Wohnort, von 2 fl. 48 fr. außerhalb des Wohnort und 
eine Zulage von 1 fl. 12 fr. für jeden Reifetag paffirlich. 11) 
Bei andern ihm mit höherer Genehmigung übertragenen außers 
ordentlichen Geſchaͤften kann im Wohnort eine Taggebühr von 
 1f. 20 fr. und außerhalb defielben von 2 fl. und an Reife: 
koſten, ohne Rüdfiht auf die Dauer des Geſchaͤfts, nur die 
Anrechnung einer Hinreife und einer Rüdreife mit je 1 fl. 
412 kr., bei Gefchäften aber, die nicht über Einen Tag erfordern, 
diefelbe Anrechnung wie bei Rechnungsabhören ıc. pafftrt wers 
den.12) Die volle Zaggebühr kann nur bei einem Zeitaufwand 
von wenigftene act Stunden, und eine Anrechnung für Sonns 
tage ac. in der Regel nicht gemacht werden. 12) — Diefe Bes 
lohnungen werden von dem Oberamt angewieſen, nachdem die 
Kreiöregierung die Bornahme. des Geſchaͤfts genehmigt hat und 
nachdem das Geſchaͤft von der zuftändigen Behörde geprüft 
und richtig erfunden worden if. Bei Taggeldsanrechnungen 
AR zu prüfen, ob das Geichäft nicht ungebührtich ausgedehnt 
wurde und ob der angerechnete Zeitaufwand glaubwürdig fey. 14) 


41) Es kann auch die Belohnung für dieſe Geſchaäfte, ſoweit ſe ein Orts vorſteher 


‚und Gemeindepfleger zur Selbſtbeſorguug übernimmt, in bie fire Beſoldung 
aufgenommen werben. Grlaß vom 24. Juni 1826. 8. 25. 


| 2) Andere bieher gehörige Geſchaͤfte find. 2. Zehntumlagen, Zehnlrechnungs⸗ 


ſtellungen 2c., ferner auch bie Etats, wo ſolche von den Ortsvorſtehern 
nicht verfertigt werben Tönnen. 


3) Verw. Edict $. 34. Erlaß yom 20. April 1826. 


4) Erlaß vom 26. April 1826 und vom 24. Suni 1828. 8. 20. 21. 


5) Die früher beſtandene, hiebei zunachſt in Betracht gekommene Taxe war 
1. beim Steuerſatz, Stenerbuchanlegung, Stenerumlage, Abrechnung das 
Taggeld von 45 Fr. im Wohnorte, 1 1l. 20 fr. anf dem Lande. 
Dom Abrechnungsbuch müfien täglich wenigſtens 6 Serterne angelegt 
werden. Für Stenerzeitel per Städ 2 Fr. : Dabei find zu yechuen: 

a) Dei ben Aenderungen im fummariichen .Sienerregifter 
80 Contribnenten anf 1 Tag. 

b) Für Berechnung deſſelben, 
fommt Probe — ie BO " — 
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: ©) Bei neuer Unlegung eines funmarischen Kegiſters 
60 Genizikuenten auf 1 Tag. 
Jürs Regiſter Dazu . . . 300 m Pa, ur 
d) Für Gatafriruug nener Ges 
webe 2 0 0 die wahre Beitverfänmaiß. 
e), Für Regiſter zum Abrechnungsbuch 
300 


Und Gapitnlicung deſſelben 72 F Fr er 
f) uebertrag der Ausſtaͤnde da⸗ 
ſelbſt, mit Ginrehuung 
berjenigen, bie feine Aus⸗ 
fände haben . . . oo 

g) Eintrag der Bürgerfieuer . 


885 


h) Eintrag bes Steneranſchlags 5 = 
i) Zür eine nen zu makhenbe 

Refolsitung - - . . Yın 
k) Berechnung ber Umlage für 

Som » 2 0 0 0. 20 „ — 

Wenn fie aber einer der vor⸗ 

herigen gleich RR  . .» - I . u 1’ 
1) Bel uen einzutragenden Arten - 

von Anlagen weiter . . 400 s Fe 


m) Dei eigentlicher Abrechnung 
mit ven Bürgern . - . 30 GSontribuenten und 45 Auss 
- gefeiene auf 1 Tag. 
Gommunorbuung V. 9. $. 13. XIV. 1. $. 3. Regulativ vom 
13. Oct. 1801. 
MU. Bon Rehuungsftellungen 
a) flatt der Sehrung 40 Fr. täglidh; 
i b) Blattgeld vom jedem Blatt des Eoncepis 4 kr. ; 
* wogegen für Berechnung der Bellagen und ber Reduung ſelbſt 
nichts paſſtrt. Eomm.Dd. XIV. 1. $. 20. Sobaun noch 
für das Rapiat ein uberfchrieben Blatt 2, ein bloß rubrizirtes 1 Fr. ; 
für Sammlung der Urkunden und Vorbereitung der Rechnungs; 
fellung — 1, Tag; 
für die Reſteliquidation Tag; i 
für die Nachrechnung die wahre Zeltverſaͤnmniß. Mefceript vom 
26. Oct. 1796. 

Nach $. 45. des I. Edicts vom 31. Dec. 1818 follte die in Augſicht 
geſtellte Neckummgsinfiruftion auch die Belohnung für bie Rechnnngs⸗ 
geichäfte ferftellen, und follte die einftweilen feſtzuſetzende Belohnung in 
feinem Fall der bisherigen Koſten überfleigen. . Dies auch bei ven 
Steuerſatzgeſchäften. — Bel der im Jahr 1826 erfolgten Regulirmug 
wurbe gefunden, daß, mach Bevölferung berechnet, eine Belohnung von 
5 fr. für den Kopf für die Beforgung der ſaͤmmtlichen Berwaltunges 
geſchaͤfte genage. — Bei Belohnung der Ortsvorſteher und Gemeinde⸗ 
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pfleger Für folge eſchüfte wur auf das Weg fallen wan Reiſekoſten und 
De dig die ſenftigen Amtsverrichtungen begründete Befchäftserleichterung 
Rückſicht zu uchmen. Der Geſammtauſwand Felite AM gegen früher in der 
Regel um mehr ale /, uieberer. Inzwiſchen fanden in Folge von Ber: 
nfedgeng, auch tm Folge der Concurrenz von Geſchäftomännern weitere 
Ermäßigungen Statt, fo daß die Belohmung wicht felden bärftig ik. — 
neber die — für die Stellung der Schulfondsrechnung |. $. 152. 
am Schluß. 
6) Erlaß vom 24. Juni 1826. $. ®3. 
7) Daf. $. 24. 
8) Berw. Edict $. 34. Grlaß vom 34. Iumi 1986. S. 19. Min. Verf. vom 
30. Oct. 1848. VI. #. 
O) Erlaß vom 24. Juni 1826. 8. Mi. tn. Betf. vom 6. Febr. 1834. 
40):8R. Berorbuung vom 417. April 1886. Rro. 13. 14. 
41) Erlaß vom 17. April 1826. Die Tagsgebähr IR nach der Zeitverfänmniß 
zu berechnen, bie Reiſekoſtenvergütung aber iſt auch bei einer nicht einen 
vollen Tag erfordernden Reife paſſtelich, doch darf im Ganzen für einen 
»Tag nie mehr ale 4 MR. angerechnet werben, wenn and bie Reiſe in 
mehrere Orte gebt. Erlaß vom 13. Yuni 1839. 
42) Mia. Berf. vom 6. br. 1834 und seit. Erlaß von 1839. 
13) Eomm.Dd. II. 23. $. 2 — 14. 
44) Min. Verf. vom 30. Det. 1848. VE. ®. 


er N Aufſichtstoſten. 
— 8. 187. 


Die Koften der Aufficht über die Gemeindeverwaltung beftehen, 
nachdem der Haupttheil desfelben auf die Staatsfaffe übernommen 
if, und abgefehen von den Gebühren der hiebei zur Protokolls 
führung zugezogenen ‚Gülfsbeamten (8. 126.), nur noch 1) in den 
gefeplihen Diäten des Oberamtmanns, auf deren möglichfte Ver⸗ 
minderung Bedacht zu nehmen demfelben ftrenge eingefchärft if; ) 
2) in Sporteln für die Staatölaffe, die nah dem Beleg vom 
23. Juni 1828 bei einzelnen Anlaͤſſen anzufegen find. ?) 

4) V. Ebict vom 1. Der. 1818. $. 15 — 20. Mintiterlalverfägung vom 
6. Fehr. 1834. 

3. Diefelben haben hauptfächlich den rein ſinanziellen Grund, sine Abgabe zu 
erheben, wo ſich eine neue Cinnahme ber Gorporationen ergiebt, und find 


folgende: 
Ellmanden. Für die Erlaubniß, fle verteilen zu en je von 
1 Morggen.. . 3 fr. 


Der Umbruch von —— AR feei. 
Vasſtoken von Waldungen wurd Holztgatten. Bär die Er⸗ 
laubniß hirzu je vn 1 Norgen368 kr. 
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Värgerennahmegelber |. Bameinbesnihöbckdpäädie. 
Mxhähnng ber Einkünfte einer Bewwinde ſ. daſ. 


Gemsinzeraibshefihläffe. Bin die Geuchumigung folder, wodurch einer 
Gemeinde eine neue größere Kinuahme, 3. B. mitteld Grhöhung 
ber Bürgerannahmegelver, verſchafft wird, iR je von 100 fl. bes 
mulgmoßlihen Durchſchnitisertrags ber eröffneten Ciunahmsquelle 


eine Sportel on . . 2 2 00. — 
zu entrichten, welche übrigens nicht wier 1 . bes 
tragen darf. 
Jahrmarktserrichtnug. Für die Erlaubniß zu der⸗ 
fen, 
1) wenn Fein Viehmarkt damit verbunden if, 
a) in Gemeinden I. ud IL, Elafe . . 
b) in Gemeinden HI. Elle - . . 
2) wenn ein Viehmarkt dabel iR, 
a) in Gemeinden 1. und IT. Claſſe ... 
b) in Gemeinden HI. Befe . - . . - 
Sabtmarktsueräuberung, beſtaͤndige. Bär ihre Geuch⸗ 
wigung: . 
a) in Gemeinden I. uud IL Elfe - - x o » 
b) in Gemeinden IH. Elfe - - oo.» « 
Rechnungen. Für die Prüfung und Abhörung ber 
Gemeinde⸗, Kirchens und Helligeupfleg«, Hofpitals, 
Urmenverwaliungss und Giiftungsrechuungen findet 
ein Gportelenfah Statt, der bei jeber Weckuuug tm 
Durchſchnitt Yes in den Lehien 3 Jahren wer Er⸗ 
lafjung bes. gegenwästigen Tasifs bezahlten Stempels 
furrogates beſteht. Bei neuentſtandenen Rechnungen 
biefer Art wird mit Rückficht anf den Umfang ähns 
licher. älterer Redyumugen dor Sportelauſah befiimmt. 
Bertänfe von Gebäuden, Gütern, Walbungen, Stein⸗, 
Erd⸗ nad Leimengruben, Waſſer, oder uugbarer Rechte 
und Dienfibarfeiten. Bei Berkäufen von Gemeinden 
und Körperichaften in Fällen, wo die Genehmigung 
der Staatsbehörbe erforberlich iR, 
a) wenn ber Kaufſchilling Aber 100 8. und umier 
2000 |. beträgt, je von Ol... . . - 
b) wenn er über 1000 |. beirkgf, von jedem 


welche in der Regel bie verfanfende Gemeinde 

zu bezahlen Hat. 
Beim Verkauf von Sehinben auf den Abbruch ohne 
Grund und Boden » » > 2 0 0 000. 
Berleihungen des Grundelgenthume, Schafweiden ıc., 
je von 100 fl. Bachtiilling - - - oo: 0.» 
Bochenmarktéerrichtung. Gar die Erlaubniß dazu 


10 fi. 


18 ke. 


Ni die. 


— 141 — 


a) in Gemeinden I und I. Elfe © «©... Bf. 

b) in Gemeinden HE. Elfe . - . . . 10 fl. 
Behuteerleikungen. en von 10 a. Srächten ua 

Raum . . . r De era ar zen 3 3 fr. 


Zweites Rapitel. 
Die Kirhenpflege 


8. 128, 


Auch die äußere Gemeinihaft für religiöfes Leben und religiöfe 
Bildung, welche zunaͤchſt und hauptſaͤchlich wieder die Gemeinde ift, 
während der Landesfirche im Ganzen nur gewiffe allgemeine Ein⸗ 
richtungen bevorbleiben, bedarf der wirtbfchaftlihen Mittel, wobei 
aber das Befondere eintritt, daß die wirtbichaftlihe Erhaltung der 
kirchlichen Einrichtungen in der Regel zum wenigften Theil eine 
fortlaufende Aufgabe der Gemeinde ift, ſondern daß theild befondere 
Mittel Hiefür bleibend (als Stiftung) ausgefhicden und fomit von 
der Gemeinde nicht erſt darzubieten find, theild daß die Verpflich⸗ 
tung zu Herftelung und Erhaltung einzelner kirchlicher Einrichtun- 
gen vermöge befonderer, durch den gejchichtlihen Gang der kirchlichen 
Einrichtungen begründeter Rechtötitel Dritten obliegt. Wie weit 
in beiden Beziehungen die nöthigen Mittel wenigftend Gegenftand 
der Berwaltung der Gemeindebehörden find, ergibt fi aus dem 
Folgenden; nad dem Geiſte der evangeliihen Kirchenverfaffung aber 
erfcheinen die Mittel al8 ein mit der befonderen Beftimmung für 
die Zwede der kirchlichen Gemeinſchaft anvertrautes oder erworbened 
Gemeindeeigenthbum, während in ber Fatholifhen Kirche den Ge⸗ 
meinden jedenfalls eine Mitwirkung bei Verwaltung des örtlichen 
Kirchenvermögens eingeräumt ifl. Doch hat fich dies Berhältniß an 
vielen Orten in Folge der Ablöfung folder Rechte, auf welchen 
jene Obtiegenheiten, namentlich die Baulaft an Firchlichen Gebäuden, 
Anſch affung fonftiger Kirchenrequifiten, ruhten, insbeſondere der Zehn⸗ 
ten wesentlich geändert. In Fällen der Ablöfung von Zehnten und 
Gefaͤllen ift nämlich hiefür eine Abfindung aus dem Abloͤſungscapi⸗ 
tale zu entrichten und dieſer Anſpruch von dem Verwaltungsorgane 
der Kirchengemeinde zu vertreten. Die Feſtſetzung der Abfindungs⸗ 
ſumme ſelbſt und der Art ihrer Abzahlung bleibt zunaͤchſt dem güt⸗ 
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lichen Uebereinkommen der Betheiligten unter Genehmigung: der Auf⸗ 
fihtsbehörde überlaffen, in deſſen Ermanglung aber wird Beides 
nah Maßgabe des Geſetzes amtlich feitgeitellt. Die Abfindungsjunme 
wird der Kirchengemeinde zugewiefen und bildet dann ein zu den 
‚erwähnten Zweden fortan gewidmetes, örtliched Kirchenvermögen. 2) 


4) Ueber die Abfindung folcher Verbindlichkeiten, die nicht allein anf den 
Zehnten, ſondern zngleich anf anderem Gigenthum ruhen, if erfi ein 
Gefeh zn erwarten. Zehntablöf.Gefep Art. 41. 

2) Sehntablöf.Gefep Art. 27 —41. 


1) Sadlide Einrichtungen. 


| Als erſtes Erfordernig erfcheint ein zur Verfammlung der Ge- 
meinde zum Zwed gemeinfchaftlicher Bottesverehrung geeignetes Haug, 

die Kirche. Ihre Erhaltung ruht überall zunaͤchſt auf dem für 

die kirchlichen Bebürfniffe der Gemeinde etwa gefifteten Vermögen 

| (Kirhenfabrif). Bei Ermanglung eines foldhen haben fodann im 
| evangelifhen Attwürttemberg in der Regel die Gemeinden die weitere 
Baulaft, während anderwärtd je nach den gefchichtlichen Vorgängen 

| die Baulaft an dem ganzen Kirchengebäude oder einzelnen Theilen 
| deſſelben häufig ift der Thurm mit Uhr bierunter nicht begriffen) dem 
Beſitzer des vormals der Kirche zum Behuf ihrer Bedürfniffe zuge 
theilt geweſenen Zehntens ($. 5.) obliegt, 1) vorbehältlih der von 

den ©emeindegenoffen nad gewöhnlihem Herfommen bei Bauten 

zu leiftenden Hand- und Fuhrdienſte. Neben der Kirche wird überall 

für den oder die Geiftlihen eine mit den nöthigen Gelaſſen für 

| häusliche Zwede eingerichtete Wohnung, Pfarrhaus, gefordert, 
wegen deſſen Herftelung und Erhaltung ebenfalle verfihiedene Rechts⸗ 

| verhältniffe beſtehen; indeß liegt biefelbe in altwürttembergifchen, 
evangelifhen Gemeinden nach Beftimmungen der evangelifchen Kir- 
henorbnung in der Regel dem Staate, als Inhaber des Kirchen- 
gutes, ob. Gegenüber, den baupflitigen Gemeinden haben die an⸗ 
geitellten Geiſtlichen hiebei gewiſſe Verbindlichkeiten zu tragen. ($. 64.) 
. Bor jeder neuen Herftelung oder wefentlihen Erneuerung einer 

« Kirche oder eined Pfarrhaufes muß der Plan rüdfichtlich feiner Ans 
gemeſſenheit von der kirchlichen Oberbehoͤrde geprüft und genehmigt 
werden. 2) Sowohl ald. Inhaber des evangeliihen allgemeinen Kir- 
chengutes, als vermöge der allgemeinen Pflicht de8 Staates zu 

10 
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Aufrechthaltung der kirchlichen inrichtungen gibt derſelbe Bei- 
träge zum Neubau von Kirchen an unvermögende Gemeinden. >) 


1) Nach dem Zehntablöfungsgefeh Art. 36. foll bei Streitigkeiten über bie 
Baulaſt am dem Grunbfage feftgehalten werden, wonach im Zweifelsfalle 
für die Firchliche Natur des Zehntens zu vermuthen iſt, unbefchabet der 
burch beſondere Nerhältuiffe gerechtfertigten Ausnahmen. Die nähere Ent⸗ 
wicklung biefes Grundſatzes — der namentlich gegenüber dem Zehntbefig 
bes Staats, auch ohne daß die Ablöfung angemeldet wird, für gültig 
erklärt iſt — wurde indeß einem weiteren Geſetz vorbehalten. 

2) Min.DBerf. vom 21. Mai 1823. Nach Conſ. Erlaß vom 15. März 1844 
iR dabei bie Seelenzahl der Gingepfarrten und der Bang ber Bevöls 
ferung während ber Ichten 20 Jahre anıngebem. 

3) Für Beiträge zu Kicchen-, Pfarr und Schulhausbanten find jährlich über: 
haupt 12,000 fl. in das Staatebudget aufgenommen. — Gefnche um folche 
Beiträge follen alsbald nad der Ausführung des Bauweſens eingereicht 
werden. Min.Erlaf vom 8. San. 1845. — Die Geſuche find von den 
Oberämtern unmittelbar au das Miniſterium des Kirchen: und Schniwe- 
fens vorzulegen, wit einer Flaren und gebrängten Nachweiſung nebſt be: 
graudetem Urtheil über bie Hfomomtfche Lage der bittenden Gemeinde, 
unter Angabe ber Bevölferung, des Markungeumfangs, tes Vermögens: 
flandes der Gemeinde, ber Staates, Amtskörperfchafte: und Gemeinde: 
abgaben nach fechsjährigem Durchfchnitt, ferner mit allgemeiner Schilde: 
rung ber Erwerbs: und Nahrumgsverhältuifie der Einwohner. Min.Erlag 
vom 20. Anguft 1840. — An dem der Beltragsbewiligung zu Grande 
liegenden Koſtenüberſchlag wird ber Werth der von den Pfarrgenofien beim 
Banuweſen zu leiftenden Frohnen abgezogen. — Ju feltenen Fällen außer⸗ 
ordentlicher Bebärftigkelt wird von ber Kirchen: und Staatsbehörbe die 
Verauftaltung eine Kicchencollecte geftattet und angeorbnet. 
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Weiter find für den kirchlichen Gebrauch Gloden, Orgel, Kir- 
ı henftühle erforderlich, deren Beichaffung und Unterhaltung demjeni⸗ 
‘gen, der die privatredhtlihe Yaulaft an der Kirche hat, deshalb 
nicht auch ſchon obliegt. In der evangeliſchen Kirche trifft man 
nicht felten eine wirthfchaftlihe Benugung der Kirdhenftühle, die 
zwar den Firchlichen Ideen nicht angemeffen, aber durch langes Hers 
fommen und durch jeweilige Rechte Einzelner aufrechtgehalten ift. 1) 
Gewöhnlich werden die Stühle um feite, je nach der Lage verfchies 
dene Preife oder auch im Aufftreih 2) an felbftftändige Gemeinde⸗ 
genoffen auf ihre Lebenszeit oder bis zu ihrem Wegzuge vergeben, 
foweit nicht einzelne für beftimmte Elaffen von Perſonen oder für 
gewiffe Familien kraft eines dieſen zuftehenden Privatredhtes vorbe⸗ 
halten find. Seltener find die Kirchenftühle ein vererbliches Privat: 
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eigenthum, aber häufig IR den Kindern oder Verwandien des erſten 
Inhabers ein Borzugsrecht gegen Erlegung eines geringeren Preiſes 
eingeräumt. — Für den gottesdienftlihen Gebrauch if je nad der 
Confeſſion eine Ausftattung der Kirche mit Büchern, Abendmahls⸗ 
und Meßkelchen, Batenen, Gewändern, Monſtranzen, Tabernafel, 
Heiligenbildern — ®eräthen zur Taufe ıc. erforderlich. 

1) „Weil die Stühle in der Kirche zur Beauemlichleit ber Zuhörer erbaut und 
erhalten werten, fo iR es nicht unbillig, daß won denen, De fie ruhig 
befigen wollen, der Kirche Etwas zur Grienntliclelt dafür gereicht werbe: 
seu in recognitionem domini vel quasi.” Stuttg. Richenfublorbuung 
von 1733, 

2) Dies jedenfalls höchſt unangemeſſen und ein in ben Kirchengeſetzen vers 
‚pönter Handel — Simonie. 
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Mit der Kirche und ihren Einrichtungen zufammenhängend, 
obwohl an fi eine ‚polizeiliche Anſtalt, it der Begräbnißplepn, 
auf welchem an Familien oder für einzelne Perfonen eigenthümliche 
ober folche Plaͤtze, die bei der Wiederumgrabung ein⸗ ‚oder zweimal 
übergangen "werden, gegen Breife abgegeben zu werben pflegen, welde 
wohl eine Vergütung theils für den Platz felbit, theils für den 
vermehrten Aufwand an Ummaurung enthalten dürfen. 1) Kür den 
Gebrauch der zur Leichenbeftattung erforderlihen, auf Koften der 
Stiftungspflege unterhattenen Geraͤthe, als Leihenwagen, Bahrtuc, 
Kreuz ıc., fodann fürs Käuten der Gloden werben ortsherkoͤmmliche 


‚oder dur Beichlüfe des Stiftungsraths feftgejehte Taxen erhoben. 2) 


1) Sine weiter gehende Abgabe käme einer hier unziemlichen und ungerechten 
Lurusftener gleich. 

2) Für die Reſidenzſtädte murden hierüber Ianbesherrliche Tarerbuungen ers 
laſſen, die nenefte vom 24. April 1784, deren Belimmungen auch ans 
deren Ortsbehörben zum Maßſtab dienen ſollten, während foldhe Taxen 
jest als Gegenſtand örtlicher Statuten zw betrachten find. 


2) Eintommen der Kirchendiener. 


$. 132. | 
Aus den der Kirche gefchenkten Gütern, welche urfprünglid die 


gemeinſchaftliche Bekimmung zu Erhaltung der Geiſtlichen, der Kir⸗ 


chengebaͤnde und Gottesdienfte und der Armen hatten, wurde all⸗ 


maͤhlig ein beftimmter Antheil ausgeſchieden, der als ein für ſich 


ſelbſt beſtehendes But (dos, detation) aus liegenden Gruͤnden, 
10 * 
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Gefaͤllen, Capitalien beſtehend, dem jeweiligen Geiſtlichen jeder Ge⸗ 
meinde zum Genuß eingeräumt wurde (Pfründe). Bei der Refor⸗ 
mation in Altwürttemberg wurden aber außer den Gütern der Kloͤſter 
und Stifte aud) die Dotationen der Ortöpfarreien zu einem gemein- 
ſchaftlichen Landeskirchengut vereinigt, aus weldem den Pfarrern 
und Diakonen (öfter8 neben Weberlafjung einzelner Güterftüde) be- 
ftimmte Befoldungen an Geld und Raturalien ausgefegt wurden. 1) 
Zu diefem aus dem urfprünglichen Kirchengute fließenden und von 
der Gemeindeverwaltung durchaus unabhängigen Einfommen traten 
jedoch auch Zuflüffe aus örtlichen Gemeindemitteln, wie aus Nach⸗ 
fiehendem näher erhellt. Es beiteht nämlih das Einkommen der 
Geiſtlichen je nach der urfprünglihen Dotation und in der Kolge durch 
Verträge, Verfügungen der Kirchenbehörven ꝛc. eingetretenen Berän- 
derungen 1) in gewiffen feitbeftimniten jührlihen Bezügen an Geld, 
Früchten, Wein, Holz (Competenzbefoldung),, in der Regel aus ber 
Staatskaſſe, ald Inhaberin des evang. Kirchengutes, oder vermöge 
der bei der Säcularifation der Fath. Klöfter 2c. übernommenen Bers 
pflihtung, oft aber auch aus örtlichen Stiftungen und Gemeindekaſſen, 
entweder vermöge der Beftimmung des Stifter gewiffer Vermögens 
theile der DOrtöftiftungspflege, oder vermöge Uebernahme durch gefeg- 
mäßige Beichlüffe der Verwaltungscollegien, wozu jet immer Staats⸗ 
genehmigung erforderlich ift;2) oder auch vermöge bejonderen Rechts⸗ 
titel8, 3. B. als Zehntgegenleiftung. 2) In unmittelbarem Genuß 
von Gütern (Wittumgüter), Gefällen, Eapitalien, bezüglid) deren 
das Ehengefagte gleihfalls gilt, wobei das Eigenthum diefer Güter 
und die damit verbundenen Leiftungen (3. B. für Steinſatz f. $. 69.) 
bei evangeliihen Gemeinden, bald als dem Staate, ald Inhaber 
des Kirchenguts, bald ald den Gemeinden zuſtehend angefehen wird, 
während bei Fatholifhen Pfarrgütern und bei evangeliihen Patros 
natspfarreien in der Regel die Pfründe felbft ald Eigenthümerin zu 
behandeln ifl. 3) In Folge eines ſchon durch die evangelifche Kir⸗ 
henordnung fanctionirten Herkommens und jet unzweifelhaften ge⸗ 
jeglichen Rechtstitels fteht jedem Ortsgeiftlihen als ſolchem ein — 
vem der berechtigten &emeindebürger gleicher Antheil an den Ges 
meindenugungen ($. 56.) zu, der als Theil des Einfommens ihrer 
Stelle fo lange fortzureichen ift, al& die Rugung der Gemeindegliever 
ſelbſt beſteht.) A) In gewiffen firen Emolumenten aus Ortsfaffen, 
Gebühren, wie Neujahrsgeld, für Abendmahlhaltung oder Meſſe⸗ 
fefen, Kirchweihpredigt, für Schuinifitationen, Aemtererſetzung, % 
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welche Bezüge, wenn aud urfprünglich befondere Belohnungen für 
Berrihtungen, die jetzt ohnchin amtlich obliegen oder nicht mehr vors 
fommen, dennoch als einmal feſtgewordene Beltandtheile des Einkom⸗ 
mens fortzureichen find. 5) In ungewiß anfallenden Emolumenten 
für die zu Gunften Einzelner vorzunchmenden kirchlichen Berrichtungen, 
wofür ortöherfömmliche oder auch dur bifhöflihe Verordnung feſt⸗ 
gefeßte oder vertragsmäßig mit ter Gemeinde beftimmte Tarife be- 
ſtehen (Stolgebühren), die aber den Armen nad allgemeinem Kir⸗ 
chengefeb zu erlaffen find. 6) In fog. Accidenzien (freiwilligen 
Geſchenken). — Beräinderungen in diefem Einfommen durd die Ge: 
meindeorgane unterliegen unter allen Amftänden zu ihrer rechtlichen 
Geltung über die Zeit der Anjtellung der dermaligen Geiftlichen 
hinaus, dem Gutheißen der oberen SKirchenbehörden. 

1) Herzog Chriſtophs Bifitationsorpuung vom 26. Mai 1553. en 
nungen von 1559. S. 109. 255. 

2) Berw.Ebict $. 65a $. 148. BE. 2. m. 4. 

3) Bürgerrechtsgeſetz Art. 52. Vergl. oben $. 92. 93. wegen Weide⸗ und 
Pförchnugungen. Häufig If aber der Antheil des Pfarrers auch nad 
Aufhebung der Nutzung der Bürger fortbeftanden und fo durch Herkommen 
uud wiederholte Anerkennung zu einem feiten Befolpungsiheil oder einer 
Reallaft auf dem Gemeinve-Gigenthum geworben. 

4) Nah der Commmuorbauung I. 2. $. 5. hängt zunaͤchſt der Betrag vom 
Ortsherfommen ab, in defien Ermanglung die Gebühr feſtgeſetzt ift: in 
Städten für den Dekan 45 fr., Stadtpfarrer, Helfer, Präzeptor 30 Fr.; 
anf dem Lande dem Pfarrer nnd Helfer 30 fr. — Bei Fat. Geiftlichen 
fommen bergleihen Gebühren für Brozeffionen, nicht geRiftete Meflen, 
ſodann Bezüge vom Opfergeld an gewiflen Feſten und bei Eafualfällen vor. 
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Müährend es im Allgemeinen ein kirchenrechtlicher Grundſatz ift, 
daß tiefe zum Einkommen einer geiftlihen Stelle gehörigen Bezüge 
und Genüffe au während der Erledigung diefer Stelle für kirch⸗ 
lihe Zwede (ſ. $. 139.) fortfließen müffen, und während insbefon- 
dere nach den evangeliſchen Kirchengeſetzen des Landes nah dem 
Tode eines Ortögeiftlihen, wenn er eine Wittwe oder Kinder bins 
terläßt, diefe noch ein Vierteljahr nad) dem Tode das Pfarreinkom⸗ 
men zu genießen haben, ohne folhe SHinterbliebene aber vieles 
Duartal von ber geiftlihen Wittwenkaſſe zu beziehen ift, fo ift zu⸗ 
glei! den Gemeinden die Verbindlichkeit auferlegt, . während diefer 
Zeit ten beftellten Pfarrverweſer zu befolden. 1) 


1) Nachrichten vom fiscus charitativus von 1739. Gen.Refer. vom 22. März 
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1788 und Berordumg vom 17. März 1708. Gomm.Dd. VER 2. $. 1. 
Die Befolpung bes Pfarrverweſers beſteht jegt gewöhnlich in 1 fl. täglich 
oder 8 fl. pr. Woche. 

4. 134. 


Ebenſo eigenthümlich ift der evangeliſchen Landesfirche die alte 
Einrihtung, daß beim Amtsantritt der Geiftlihen den Gemein- 
den gewiffe Reichungen obliegen, welche urſpruͤnglich eine freiwillige 
Dienittelftung jest auf gefehlicher Verbindlichkeit beruhen. Die jehige 
Einrichtung iſt folgende 1): 

1) Statt der Leiftung von Fuhren, die nur bei befonderem Bes 
fchluffe des Gemeinderaths geleiftet zu werden brauden und 
deren Umfang geſetzlich normirt ift,2) in der Regel eine, zu⸗ 
gleich Die zu gebende Mahlzeit am Tage der Ankunft mitbe- 
greifende, 3)’ &eldvergütung, die jedoch nie weiter, ald auf die 
Entfernung einer Tagreife von 8 Stunden zu berechnen ift, 
und die beträgt: 

a) Für einen auf eine Dekansſtelle ernannten Geiftlichen 

«) bei einer nur 2 Stunden oder weniger betragenden 
Entfernung des bisherigen Wohnorts vom Orte 
des neuen Amtöfiges 50 fl. 

8) Für jede weitere Stunde bis zu 8 Stunden 10 fl., 
mithin bei achtflündiger oder größerer Entfernung 
den höchſten Betrag mit 110 fl.; 

b) Fir einen auf eine Pfarr oder Helfersitelle ernannten 
Geiftlihen ad a. 40 fl., ad 4. 8 fi., fomit bei achtſtuͤn⸗ 
diger Entfernung im Ganzen 88 fl. 

c) Ein Geiftlicher ledigen Standes hat nur 2, diefer Bes 
träge anzufprechen. %) 

d) Für einen Geiftlihen, der an dem Orte feines bisheri⸗ 
gen Amtsſitzes auf eine andere Kirchenftelle verfegt wird 
und in defien Bolge feine Wohnung verändern muß, ift 
cine Umzugsvergütung von 10 fl. feſtgeſetzt. 

Indeſſen fegt der unbebingte Bezug diefer Vergütungen 
voraus, daß der Geiſtliche eine gewiſſe Zeit das ange: 
tretene Amt befleivet, und es bat dagegen jeder Geiſt⸗ 
lihe, der auf Anfuchen befördert oder in Folge feiner 
Berfhuldung verjegt wird, der Gemeinde feines biöherigen 
Dienftorted ten vorftehenden Aufwand a) wenn er nit 
einmal 2 Jahre auf der Stelle zubrachte, ganz; b) wenn 
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er 2, aber nicht volle 4 Jahre die Stelle bekleidete, zu 
2,5; c) wenn Died zwar 4, aber nicht volle 6 Jahre 
dauerte, zu / zu erftatten. °) 

2) Die Invefitur darf mit einer Mahlzeit gefeiert werden, für 
die jedoch bei einem Dekan nicht mehr als 20 fl., und bei 
einem Pfarrer und Helfer nicht mehr als 15 fl. aufgewendet 
werden darf. Der frühere Bezug von Taggelvdern bei diefem 
Anlaffe durch Kirhens und Schuldiener und befoldete Gemeinde: 
Diener 6) des Orts, auch Staatsbeamte, ift abgeftellt, es ge 
bührt aber den ald Zeugen functionirenden, auswärtigen Geiſt⸗ 
lichen, ohne Unterjchied, ob jene Mahlzeit gehalten wird oder 
nit, ein Taggeld von je 1 fl. Endlich hat die Gemeinde 
dem die Inveſtitur außerhalb feined Wohnfiges vornehmenden 
Defan außer der altherfümmlihen Verehrung ?/, der ihm ges 
bührenden Diäten und Reijekoften zu bezahlen.) Aller weis 
tere Aufwand fol unterbleiben. 


1) Comm.O. VII. 1. Abfchn. K. Verordnung vom 12. April 1843. Rgbl. 
©. 280. 

2) Eine Kutſche mit 4 Pferden und bei einem Dekan in größeren Aemtern 5, 
in Eleineren Aemtern nnd bei Stabtpfarrern 4, bei Landpfarrern und Hel⸗ 
fern 3 vierfpännige Wagen, noransgefeht, daß fo viele bei gehöriger Bes 
ladung zur Beibringung der Hausgeräthe nöthig find. 

3) Wo die nachbenannte Gelbvergütung nicht geleitet wird, fell dem Geiſt⸗ 
lichen am Tage feiner Ankunft eine Mahlzeit ans dem Wirthehaufe ges 
geben werben, wofür jedoch in der Amtsſtadt nicht mehr ale 3—A fl, 
in Amtsorten nicht über 2— 3 fl. aufzuwenden find. 

4) Wobei es fih auch im Falle fpäterer Berehelichung fein Dewenden haben 
fol. Min. Erlaß vom 15. April 1843. Gin ale Amteverweier ſchon 
bisher im Orte functionirender Geiſtlicher Hat rechtlich eime folche Ver⸗ 
güätung überhanpt nicht anzufprechen, doch if den Gemeindebehoörden nus 
benommen, ans Billigkeitsgründen mit höherer Genehmigung eine ſolche zu 
verwilligen. Min. Erlaß vom 31. Jnli 1845. 

5) Berfügung vom 26. Nov. 1826. Rgbl. ©. 488. 

6) K. Verordnung vom 22. Febr. 1841. $. 4. Den ſchon 1843 am Orte 
angeRellt geweſenen Geiſtlichen und Lehrern If ber Bezug vorbehalten für 
ibre Dienfzeit in viefem Orte. Min. Erlaß vom 15. April 1843. 

7) Min. Verf. vom 26. Aug. 1828. Rgbl. S. 692. 
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Weitere Kirchenviener find 1) der Meßner, in der Regel 
ebenfo mit altherfömmlichen Einfommenstheilen, wie der Geiftliche, 
worunter namentlich eine Art von Naturalabgaben, fogenannte Meſß⸗ 
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nergarben, Meßnerlaibe, die fih nad dem Guͤterbeſitz ober z. B. 

nach dem Beſitze eines Anſpanns, Führung eines Pflugs, richtet 
(vergl. übrigens $. 147.); zuweilen indeß auch die Natur einer auf 
beftimmten Gütern unveränderlih haftenten und nach dem Gelege 
vom 24. Aug. 1849, Art. 1. ablösbaren Reallaft angenommen hat, 
und in diefem Fall, fo wie dann, wenn fie fih nicht an beftimmte 
firhliche Verrichtungen ded andern Gonfeflionstheild Enüpft, auch 
herfömmlicherweije von den Diffentirenden zu entrichten ift, 1) fodann 
die gleicherweile, wie die Stofgebühren des Geiftlichen feitgefegten 
Bezüge von inzelnen aus Anlaß Firhlicher Berrihtungen, als 
Taufen, Leihen ꝛc. 2) Der Cantor und Organift, 3) Der Muſik⸗ 
Dirigent mit Muſikern, die gewöhnlich mit firen Befoldungen ange⸗ 
ftellt find. 4) Die Todtengräber, die außerdem nach örtlicher Taxe 
von den Betheiligten zu belohnen find. 


1) K. Verordunng vom 12. Sept. 1818. Vergl. Erlaß bes Minifterium des 
Innern vom 12. März 1835. 


3) Kirchliche Infitute. 
$. 136. 


1) Kür die in der evangelifhen Kirche jegt alle 2 Jahre durch 
den Dekan vorzunehmende Vifitation des Drtsfirchenzuftandes 
find die Gemeinden ſchuldig, das altherfömmliche, jährliche Honorar, 
aud in rem Jahre, in welchem nicht vifitirt wird und weiter ?/, der 
(an vie Stelle früherer Mahlzeiten ıc. getretenen) Diäten und Reifes 
fojten Ted Dekans zu bezahlen.1) Die hiebei früher üblich gewe⸗ 
jenen Bezüge der Staats- und Gemeindebeamten 2) find aufgehos 
ben, wogegen die Gebühren der Kirchen und Schuldiener ald Be⸗ 
ftandtheile ihres Einfommensd fortdauern. 3) 2) Für Bornahme der 
Kirhenconvente in Filialorten gebührt den ©eiftlichen eine Entichäs 
digung. 4) 


1) Comm. Ordg. II. 6. Eonfift.Erlaß vom 10. Suli 1818. Min.Berf. vom 
24. Aug. 1828. Rgbl. 692. Bei der kath. Defanatsviftation zahlt die 
Staatskaſſe das Gauze. 

2) K. Verordnung vom 22. Febr. 1841. 8. 4. 

3) Comm. O. I. 6. $. 3. 4. In der Amtsſtadt der Helfer, Präzentor und 
Schulmeifter je 30 kr., der PBrovifor 20 Fr., in Amtsorten der Pfarrer 
30 fr. , der Schulmeifter 15 fr. 

4) Für evang. Geiftliche beſtimmt durch Min.Erlaß vom 30. Oct. 1837 auf 

‚ 1) Roßlohn nach gemeinderäthl. Taxe anf Einen Tag mit Fütterung und 


| 
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Stalltrinkgeld, wenn eine befondere Netfe erforderlich war, das Fillal we⸗ 
nigſtens eine Stunde vom Wohnort des Pfarrers entfernt if und nicht vom 
Filial ein Pferd geftellt oder für feine amtlichen Berrichtungen im dilial 
überhaupt eine Averfalvergätung ausgeſetzt If; ferner 2) eine Zchrung 
bie zu 30 kr., wenn die Verhandlung über die Zeit des Mittageflens 
danert. — Bei der bifchöflichen Firmung follen die Gemeinden nichts 
aufzuwenben haben, ale das Taggeld des die Conſtrmanden begleitenden 
Schullehrers. Erlaß des Kirchenraihe vom 18. Juni 1818. 


8. 137. 


Bon weiteren Einrichtungen berühren die örtliche Kirchenpflege 
in der Regel 1) die Beihaffung von Wein und Hoftien zum Abends 
mahl, fo wie in Fatholifihen Kirchen von Weihrauch, DOelıc. Doc 
ift die Beftreitung folcher Cultkoſten nicht felten Obliegenheit Dritter, 
"namentlich des Staatd vermöge der auf eingezogenen Kirchengütern 
ruhenden Verbindlichkeit. 1) 2) Die Anfchaffung der zum Gottes⸗ 
dienfte erforderlihen Hülfsmittel an Büchern, Choralbuch, Miſ⸗ 
fale 20.2), 3) Die zu den SKirchenbüchern, welche der Geiftliche 
übrigens als Beauftragter des Staats zu führen hat, erforderlihen 
Materialien. I) Für die aus denfelben zu fertigende Bevölferungstifte 
it eine Gebühr feftgefeßt, ) welche indeß die politifcde Gemeinde 


angeht. 


1) Für diefe Reichung an Fath. Gemeinden ift denn auch ein Regulativ von 
ver Stantsfinauzverwaltung aufgeflellt, wonach an Meßwein für jeden 
Geiſtlichen 24 Map guten alten Weins und von Eommunitantenwein, wo 
deſſen Abreichung eingeführt it, 12—18 — 24 Maß, je nach Größe des 
Pfarrfprengele — an Wachs für einen Geiſtlichen 20 Pfund und für 
jeden weitern @eiftlichen 10 Pfund weiter — Del zum ewigen Licht, zum 
Schmieren der Gloden und Uhren, in reinem guien DBremnöl 52 Pfund 
für einen oder zwei Geiſtlichen 1 Bid. guten Weihrauch, für drei Geiſt⸗ 
lichen 1'/, bis 4 Pfb., für Hoflien bei einem ober zwei Geiſtlichen 6 fl., 
bei drei Geiſtlichen 7 fi., für Kirchenwäͤfche 8 — 12— 16 fl., für Fleine 
Bedärfnifie dem Mefiner 4 fl., Anderes je nach dem jährlichen Bedarf in 
Berrehunng kommen bürfen. Erlaſſe vom 20. Dec. 1811, 12. Mai 1815, 
21. Aug. 1819. — Eo wie biefes Regulativ überhaupt nicht durchaus 
maßgebend ff, fondern Weiteres, was das machgewiejene Bedürfniß ers 
heiſcht, nicht ausſchließt, fo bildet es für die ärtliche Kirchenpflege nur 
eiwa einen nugefähren Maßſtab. 

2) Gen.Reler. vom 20. Zar. 1791. Gonf.Erlaß vom 21. Jan. 1828. Bei 
ben zu Börberung bes evang. Kirchengefangs veranflalteten Singvereiuen 
ber Schulmeifter wirb in Folge einer Empfehlung duch Syn. Erlaß vom 
7. Decbr. 1831 gewöhnlidy eine Meifeentfchäbigung von 24 fr. an bies 
felben bezahlt. Die benannten Bücher sc. haben bie Geiſtlichen gehörig 


. 
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zu ſchouen und. zu verinahren, Inventare daruͤher zu führen und ihrem 
Nachfolger zum übergeben. 

3) a) Kirchenregißer als Geburte⸗, Tanf-, Ehen⸗ und Tmbienregifter, b) Fa⸗ 
miliesseghfter. Gen. Reſcr. vam 15. Novbr. 1802. Rakl. ©. 577. Die 
Sircraukäcer ſind boppelt zu. führen, una bas eine Exemplar in einem 
eigenon von. her Kirchenvſſege anzuſchaffenden Kaſten in Pfarrhaus, das 
audere in ber Sakriſtei oder einen. andern geeigneten Orte aufzubewahren. 
Min. Berk. vom 22. Ron. 1810. Wahl. ©. 508, 

4) Ze anf 300 Seelen paffirt ein Tag und als Taggeld einem Stabtpfarrer 
45 fr., einem Dorfpfarrer nnd Helfer 30 Fr. neben der ermweislichen Ans- 
lage für gedruckte Tabellen und Schreibmaterialien. Erlaß der Section 
der Communverwaltung vom 20. Mai 1812, 


4) Befondere Mittel der Kirhenpflege. 
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Hier find zu erwähnen 1) die in den Kirchen von der erften 
Zeit her gebraͤuchlichen Opfer, deren Beftimmung jegt aber in der 
Regel für die Armen if,1) 2) Die fortvauernde Zuwendung neuer 
Mittel durch Stiftungen, wobe die Kirchen» (mie die Armen⸗ 
und Schul) Pflege bezüglich, der gefeglihen Teſtamentsform begün- 
figt if; namentlich in der latholifchen Kirche durch Stiftungen von 
Seelenmeſſen und Engelaͤmtern. Stiftungen letzterer Art unterliegen 
der kirchlichen Beſtaͤtigung, welche nur dann ertheilt wird, wenn 
a) fuͤr eine ſtille Meſſe wenigſtens 30 Gulden, b) fuͤr ein Seelen⸗ 
amt wenigſtens 50 Gulden ausgeſetzt werben, von deren Ertrag dem 
Geiſtlichen ad a. eine Gebühr von 24 bis 30 fr., ad b. von 36 bis 
48 fr., dem Meßner 6, besiehungsweife 10 fr., dem Organiſten 
15 fr. und dem Orgeltreter 6 fr. aus der Klirchenpflege bezahlt wer⸗ 
ben, welcher dann der Meberfhuß des Ertrags verbleibt. Bei Ein- 
haltung diefer Bedingungen ift der Uebernahme folder Jahrtags⸗ 
Riftungen auf die örtliche Kirchenpflege . durch das gemeinfchaftliche 
Dberamt die nadı Verw.Edict $. 134 Bit. 2. 8. 146. erforderliche 
Genehmigung zu ertheilen.27 — Ferner tft zu erwähnen die dem 
amtlich fchriftlihen Verkehr unter fämmtlihen Staatd-» und Kir- 
henämtern in Kirchenfachen, ferner die den Kirchenpflegen und 
Fonds für Kirchen für die von dem Verwalter der Stiftungen aus» 
gehenden und an denfelben anfommenden Briefe und Balete, wenn 
fie als Stiftungsſache gehörig bezeichnet find, zuſtehende Portos 
freiheit. 9 

1) ©, im 4. Kapitel. 
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2) Erlaß des Minikerium des Innern vom 12. Febr. 1846. 
3) Belauntimadung vom 2. Anguſt 1822. 
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Für die einzelnen Ortokirchen, ale Glieder der Geſammtlandes⸗ 
kirche, find auch die allgemeinen Kirchengüter, unter beſtimmten Ber» 
haͤltniſſen, zugänglich. 

I. Evangeliſche Kirche. 1) Das aus dem Bermögen ber 
bei der Reformation aufgehobenen Gtifte und Klöfter 1°. gegründete, 
von Herzog Ehriftoph der Kirche zur Selbfiverwaltung für ihre 
Zwede überlafiene, 1806 aber unbefhadet den darauf haftenden 
Schulden und Obliegenheiten mit dem Staatsgut vereinigte Kirchen: 
gut, deſſen gefonverte Wiederherftelung die Verfaſſung von 1819 
verfpricht, bat zu feiner fliftungsmäßigen Behimmung außer Dem 
allgemeinen Aufwand für die Landeskirche und den befondern daranf 
gegründeten Reichungen an Ortokirchen Die aushülfsweife Unter 
ſtützung bedürftiger Ortöfirchenpflegen in Aufbringung ver Mittel 
für nothwendige, Kirchliche Zwede, wie namentlich zu Beiträgen an 
neugegrändete Kirchengemeinden für Abhaltung von Gottesdien⸗ 
ften 10.1) 2) Zu erwähnen find noch a) die geiſtliche Wittwenkafle 
für nterfiügung der Wittwen und Waifen der Geiſtlichen. b) Der 
geifttiche Unterftügungsfond für außerordentliche, vorübergehende Bes 
drängniffe und Unglücksfaͤlle der Geiſtlichen und ihrer Angehörigen. 
e) Der Befoldungsverbefferungsfond, durch weichen aus Abzügen am 
Einkommen der reichlider dotirten Pfarreien die geringeren aufge 
beffert werden; 2) beide letzteren blos für Pfarreien Iandesherrlichen 
Patronats. | 

I. In der katholiſchen Kirche dient der fett 1308 gegründete 
Intercalarfond zur Aufbefierung der Kirchenftellen, zur Dotirung 
neugegründeter Pfarreien in Ermanglung örtlicher Kirchenfonds und 
Gemeindevermögens. 2) Außerdem fidhert die Verfafſung der katho⸗ 
liſchen Kirche zu Beftreitung derjenigen Kirchenbepürfniffe, wozu feine 
örtlihen Fonds vorhanden find, die Zufcheldung eines eigenen Kir⸗ 
chengutes zu, bis zu deren Bollzug die Staatskaſſe vorläufig die 
allgemeinen Beduͤrfniſſe deckt. 


1) Gleiche Kirchengũter beſtehen in vormaligen Reichsterritorien, wie in Ho⸗ 
henlohe. u 

2) Conf. Berfügung vom 20. Auguft 1822. 

3) Derfügung vom 10. Nov. 1821. Rgbl, ©. 818. 
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I) Bon Bildung und Trennung der Kirchengemeinden. 
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Wo bei zunehmender Bevölkerung die Veränderung von Pfarr⸗ 
fprengeln, namentlich die Errihtung einer neuen Pfarrei in Frage 
kommt und es fih fomit um Ausfcheidung einzelner Orte oder Orts⸗ 
theile von ihrem bisherigen Pfarrverbande handelt, find für vie 
öfonomijche Auseinanderfegung mit diefen folgende Grundfäge maß⸗ 
gebend: 1) Alle Accidenzien und Gebühren, die der Pfarrer des 
feitherigen Mutterortd von den Einwohnern oder öffentlichen Kaffen 
des fi trennenden Filials zu beziehen gehabt, gehen an den Pfarrer 
des neuen Mutterorts über. 2) Güter und Gefälle bleiben nur 
dann dem erfteren, wenn ſolche erweislich zur Dotation diefer Pfarr: 
ftelle gehören und nicht vom Filial aus wegen defien Verbindung 
mit dem Mutterorte der Pfarrei des lehteren zugetheilt worden find: 
Db von der Dotation der leheren weiter genommen werden kann, 
hängt zunächft von der nach Firdlichen Grundfägen fich beftimmenden 
Entfchließung der oberen Kirchenbehörden ab. 3) Die lodgetrennten 
Filialien tragen zur Kirchenbaulaft des Mutterortd nichts mehr beit) 
und Fönnen die zurüdbleibenren Orte des legteren wegen verminderter 
Concurrenz hiezu Feine Entfhädigung anfprehen. 4) Zugetheilte 
Filialien treten in die Rechte. und Verbindlichkeiten ihrer neuen 
Muttergemeinde rüdfichtlid der Vaulaſt ein. 2) Ob fie aber an 
dem geftifteten Vermögen der neuen Kirchengemeinde Antheil neh⸗ 
men, hängt von der Zuftimmung diefer lehteren ab. Dagegen haben 
diefelben eine nad dem feitherigen Concurrenzfuß bemeflene Abfin- 
dung, welche die Eigenfchaft eines Stiftungsgutes behält, daher den 
diesfalifigen Verwaltungsvorfchriften unterliegt, für ihren Antheit 
an dem Kirchenvermögen ihres feitherigen Mutterortd wenigftens in 
fo weit anzuſprechen, als die Verbinvlichfeiten und Ausgaben ver 
zurüdbleibenden Theile diefer Gemeinde, welche aus dieſem Bermö- 
gen herfömmlich beftritten werden, eine Minderung durch jenen Aus⸗ 
tritt erleiden, wie tenn auch da, wo durch den Hinzutritt neuer 
Filialien für fih Koften verurfacht werden, 3. B. durch Bauweſen, 
dDiefe von jenen Filialien ausſchließlich zu tragen find, Seine bes 
fonderen Localſtiftungen nimmt das Filial mit fid. 

An der Regel gehen ſolche Veränderungen, um Entihädigungs- 
anfprüchen der angeftellten Kirchendiener für entgehendes Einfommen 
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audzureichen, während der Bacatur der Pfarrſtellen vor, wobel dann 
dur vorläufige Anſtellung blofer Pfarrverweier (bei Katholiken 
erfurrente oder localifirte Bicare) ein. Ueberſchuß des Pfarreinkom⸗ 
mens geivonnen wird, der fih zu einem Bond für dad Pfarrhauss 
bauweſen anfammelt, und ‚nad vorliegender Nothdurft durch Beiträge 
des Beloldungsverbefierungsfonds ‚oder des Staats als Kirchenguts⸗ 
inhabers, bei Katholifen des Intercalarfonds unterftügt wird. 


4) Bergl. K. Refeript vom 22. Sept. 1817. 
2) K. Berorbuung vom 12. Sept. 1818. VEN. 


Drittes Rapitel. 
Die Schulpflege. 


I. Die —— 


$. 14. 


As eine durch die Gemeinde zu erfüllende Kufgabe if die 
Beibringung der fürs Leben nothwendigften allgemeinen Kenntniffe 
und Fertigkeiten in ver Volksſchule erklärt. In dieſer follen zum 
wenigften folgende Gegenftände des Unterrichts fen: Religions⸗ und 
‚Sittenlehre, Lefen, Schreiben, deutſche Sprache, Rechnen und Singen. 
Sie iſt zunädft die Werftagsfchute, welche in der Regel von 
allen Kindern, die nicht in höhere Lehranftalten fommen, vom ten 
bi8 ins 14te Lebensjahr befucht werden muß.1) Der Iinterricht muß 
jetzt von jedem Lehrer 1) in evangeliſchen Schulen täglich wenigſtens 
4 Stunden (in Dörfern während der Sommerszeit auch nur an: 
4 Wochentagen). 2) 2) In Fatholifhen Schulen im Winter täglidy 
Vormittags und an A Wochentagen auch Nachmittags 3 Stunden, 
im Sommer wenigftend 4 Stunden lang (oder jeder Abtheilung 
2 Stunden) 3) gegeben werden. — Eine Fortfegung dieſes Unter⸗ 
richt ift die Sonntagsfhule, ein an jedem Sonntage Nach⸗ 
mittags 1—1', Stunden lang vom Schulmeifter zu ertheilenden 
Unterriht in den für das bürgerliche Leben vorzugsweije nüßlichen 
Gegenftänden, welcher von allen aus der Bolfsfchule Entlaffenen 
bis zum 18ten Jahre zu befuchen if. In ihr foll namentlich die 
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maͤnnliche Jugend vom ſittlich religiöſen Standpunkt aus mit den 
allgemeinen Buͤrgerpflichten befannt gemacht werden. 4) 


4) Schulgeſetz vom 29. Sept. 1836. Art. 2. 4. 5. 

7) Gen.Syn.Refer. vom 5. Mai 1814. $. 12. 

3) Berorbmng vom 10. Sept. 1808. $. 6, und Verfügung vom 26. April 
1891. Rgbl. 218. — Für beide Eonfeffionen gleich iR die Vorfchrift in 
rt. 20. des Sıhuigefehes, daß, wo in Abihellungen unterrichtet wird, 
bie älteren Schüler wenigſtens 4, die jüngeren wenigfens 3 Stunden taͤg⸗ 
lich Unterricht erhalten follen, was aber unausführbar und daher anf bie 
MWinterfchule und täglich 6 Stunden im Ganzen Hefiheiutt iR. Erlaß des 
kath. Kicchenrathe vom 21. Inli 1838. 

4) Geu. Syn. Reſer. vom 3. Dee. 1801 und 17. Dez. 1822. 8. Verorbuung 
vom 10. Sept. 1808. Berfügung bes kath. Kirchenraths vom 3. Januar 
1884. Schulgeſet Art. 3. u. 6. 


8. 142. 


Jeder Ort, der für ſich eime (politiſche) ‚Gemeinde bildet (wenn 
auch nur Filial einer Pfarrfirhe) muß eine, und wenn die folgenden 
Beftimmungen zutreffen, mehrere Bolksfchulen unterhalten. Auch in 
jedem nur einen Theil einer Gemeinde bildenden Ort (Parzelle) hat, 
wenn berfelbe zum wenigften 30 Familien begreift, in der Regel eine 
Volksſchule zu beſtehen, und ed wird ‚vie Vereinigung eines solchen 
Oris ut einem benachbarten zu einer gemeinichaftlichen (Bezirko⸗) 
Schule nur dann zugelaſſen, wenn die Entfernung zwiſchen beiden 
Drten nicht über eine Stunde beiträgt. Dagegen iſt ‚eine ſolche Ver⸗ 
einigung für weniger bewötferte Orte :zuläffig, fo lange Die Einwoh⸗ 
ner nicht freiwillig eine eigene Schule erhalten wollen. Doch fann 
bei eimer Entfernung non mehr als :1 Stunde oder bei einem für 
Reben oder Gefunpheit der Schäfer gefährlichen Wege ſogar -bei 
15 Famitien die Errichtung einer eigenen Schule angeorbnet werben. 
In Rückficht auf die Confeſfionsverſchiedenheit ſteht es 1) den An- 
gehorigen der Gonfeffion ver Minderzahl eines Ortes frei, eine 
Schule für Kinder ihrer Eonfeflion entweder für fi allein oder in 
Berbindimg wit den Eonfeffionsverwandten benadbarter Orte nad) 
von geſetzlichen Behimmungen zu unterhalten; 2) find aber diefe 
‚Gonfeffionsangehörige eined Orts wenigſtens 60 Familien ſtark, die 
an dem perfönlichen oder dingliden Gemeindeverband Theil nehmen 
(vie entweder das Heimathrecht in der Gemeinde haben vder «le 
Grunvbeflger oder Gewerbtreibende, jet wohl auch als Einkommens⸗ 
oder Gapitalienbefiber, beftenert find), fo fönnen fie, wenn bie 
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Mehrheit der betheitigten Familienvaͤter ebß wuͤnſcht, die Errichtung 
und Unterhaltung einer eigenen Vollsſchule ihrer Confeſſton muB 
örtlichen Mitteln anſprechen; 3) wenn die Schule im Ort iR, find 
bie fchutpflichtigen Kinder an die Schwie Ihrer Eonfefion gebunden. 
Eimpohner verfchiedener Eonfeffionen eines Orts, we Feine Schule 
it, find mit benachbarten Schulen ihrer Sonfefkon in Berband zu 
fegen. Wenn aber die naͤchſte Volksſchule der einen Gonfeffion 
über eine Stunde utfernt Ift, find fämmtliche Ortseinwohner dem 
Berbanve ver näher gelegenen Schule der andern Confeſſion einzu: 
verleiben. !) 

Jede Aenderung in biefen Eintheilungen, fo weit fie gefeglich 
zugelaffen it, beruht auf Anordnung oder Genehmigung der. Ober 
ſchulbehoͤrde. 

4) Schulgeſetß At. 11 — 18. 


1) Die Lehrer und ihre Belohnung. 


8. 143. 


Während die Kirche den Drisgeiftligen neben der von 
ihnen in Gemeinkhaft mit den übrigen Kirchenronventbmitgliebern 
zu führenden und von ihnen beſonders durch wöchentliche Beſuche 
der Bollsichnie ausznübenden Aufficht eine thätige Theilnahme am 
dem Schufunterricht durch Erthrilung des Religiondunterrichts im 
wöchentlih 2 — 3 Stunden aufträgt,*) find dagegen für Die eigent- 
liche Schulhaltung beſondere Lehrer, in der Regel einer je für 
90 Kinder beſtimmt. An jeder Volloſchule mus mindeftend ein 
ſelbſiſtaͤndiger Hauptlehrer, Schulmeifter, fen; bei mehr ats 
90 Kindern muß neben dem Schulmeifter mindeftend ein unter Rd» 
. mg und Berantworttichkeit deſſelben Ichrender Gehuͤlfe, bei mehr 
als 180 Kindern noch weiter ein und bei mehr ald 270 muͤſſen 
zwei ſelbſtſtaͤndige, aber widerruflich angeſtellte Unterlehrer feyn; 
endlich bei größerer Kinderzahl müſſen wenigſtens zwri Schulmeiſter 
und ein Unterlehrer neben zwei Lehrgehuͤlfen die Schule beſorgen. — 
Bei dieſer durch die verſchieden befimmte Belohnung bereutiamen 
Abſtufung der Lehrer iſt aber noch zu bemerken: 1) eine Verminde⸗ 
rung der an einer Volkaſchule einmal beftehenden Schulmeiftersftellen 
IR nur mit Genehmigung ber Oberfchulbehörde zuläffig. 2) Bon 
dem Beichluffe der Gemeindebehoͤrde hängt es ab, durch Ausſetzen 
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‚ber erforderlichen Mittel die geringere Lehrſtelle zur höheren zu er- 
heben.?2) — 3) Rur wenn die Erhöhung der Schülerzaht nicht bloß 
voruͤbergehend, fondern vermöge der Zahl der im Schulverbande 
ſtehenden Familien ald dauernd anzufehen ift, kann in deren Folge 
bie Aufftelung eines weitern Lehrers verlangt werden. 4) Aus⸗ 
nahmsweiſe und widerruflich fann jedoch in Rüdfiht auf die öko⸗ 
nomifhen Berhältnifje einer Gemeinde geftattet werden, daß ein 
hiezu für tüchtig erflärter Schulmeifter auch mehr als 90, jedoch nicht 
über 120 Kinder unterrichtet, was dann in Abtheilungen ($. 141. 
Note 3.) zu gefchehen hat.®) 

1) Biſchoͤfl. Verorbuung vom 5. Januar 1803. Gen. Vrong. vom 26. Der. 

1810. $. 38. Schulgeſetz Art. 2. 


2) Zrüher waren einzelne Schulen durch Proviforen verfehen. Für die Fürs 
berung des Unterrichts find ſelbſtſtaͤndige, geprüfte Lehrer ohne häufigen 
Dienftwechfel wefentlich. 


3) Säufgefep Art. 27—20. | 


$. 144. 


Der Gehalt eines Schulmeifters muß jedenfalls dem durch 
das Geſetz je nad der Größe der Gemeinden verfchieden beftimmten 
Mindefbeirag gleichfommen, fo daß derſelbe neben freier Wohnung 
für ihn und feine Familie Cüber deren Herftelung das in $. 149. 
Erwähnte gilt und an welder ihm die in $. 64. erwähnten Nutz⸗ 
nießersleiftungen obliegen) oder einer entfprechenden Entſchaͤdigung 
für Hausmicthe 1) in Orten von mehr als 4000 Einwohnern die 
Summe von 350 Gulden, 2) in Orten oder Schufgemeinden von 
weniger als 4000 und mehr ald 2000 Einwohnern die Summe 
von 300 Gulden, 3) in andern Drten oder Schulgemeinden, wo 
die Zahl der die Volksſchule befuchenden Kinder mehr als 60 beträgt, 
die Summe von 250 Gulden, außerdem von 200 Gulden zum 
wenigfien erreihen muß.1) Eine nad dieſem Maßſtabe vorzu- 
nehmende Nevifion des Schulmeiftergehaltes muß bei jeder Wieder⸗ 
beſetzung einer Schulftelle eintreten. Beträgt aber das Einfommen 
einer Sculftelle mehr ald den gejeßlihen Mindefibetrag, fo kann 
eine Berminderung nur unbejchabet der bereitd erworbenen An⸗ 
fprühe eines LXehrerd und mit Genehmigung der SKreisregierung 
und der Oberfchulbehörde nur zum Bellen anderer Zwede der 
ãrtlichen Volkoſchule, für welde die Ausgaben nicht ohnehin 
geſetzlich der Ortöfaffe obliegen, geſchehen. Nur dann, wenn wegen 
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vermehrier Schuͤlerzahl eine weitere Lehrſtelle zu errichten iſt (35. 143.), 
muß jeder Schullehrer, unter deſſen Gehalt das Einkommen von 
mehr als 90 Schuͤlern begriffen iſt, dieſen Mehrbetrag des Schul⸗ 
gelded abtreten, wenn und ſoweit ihm das geſetzliche Minimum 
bleibt. 2) 

Ein Unterlehrer oder Schulamtsverweſer erhält neben einem 
heisbaren Zimmer oder einer Entfhädigung dafür einen jährlichen 
Schalt von wenigftensd 150 Gulden. 3) Einem Lehrgebülfen 
find zum wenigften jährlih 120 Gulden zu reichen, welche theild 
ihm jelbft, theils dem Schulmeifter, der ihm freie Koft und Woh⸗ 
nung zu reihen bat, zufommen. Wo eine Wohnung nicht vor» 
handen ift, erhält der Gehülfe eine Geldentfhädigung dafür. *) 


41) Durch Rändifche Verwilligung von 1846 if dieſe letzte Claſſe durch einen 
Staatszuſchuß überall auf 250 f. geftellt. Cine weitere Erhöhung ver 
Gehalte ans Staatsmitteln iſt wiederholt von ber Ständeverfammlung 
beantragt worden. 

2) Schulgefep Art. 30 — 32. 36. Nach der Verorbuung von 1810 beirug 
das Ninimum unoch 150 fl. und nicht viel weiter zurück liegt die Zeit, wo 
die Schulmeifter an manchen Orten umgeäzt wurden. Nach einer Auf- 
nahme von 1843 iſt die Zahl der Schulmeifterfielfen 

evangelifhe katholiſche 


mit einem Gehalt von 200 fl. . . . 244, 4165, 
vor 200 — 249 fl... . - 61, 85, 

von 250f.. . . 428, 200, 

von 50 —29fl.. . . 296, 194, 

von WOÄM.. .. , 26, 7, 

über 300 fl. . 400, 219. 


3) In diefen Tonnen nach einem Riuiſteriaierlaß vom 31. Januar 1837 die 
Emolumente von Tanfen ꝛc. eingerechnet werben, wie and beim Unter: 
lehrer; doch darf er wegen der Nebendienfle des Meßners Feine Aus⸗ 
gaben tragen. Grlaß des k. Kirchenraths vom 26. März 1844. Der 
Ortsſchulbehörde flieht es zum, durch befonderen Befchluß dem Schulamte: 
verwefer biefe Emolumente neben dem ordentlichen Gehalte zu überlafien, 
ober fonft eine Aufbeilerung anf Rechnung der dem Schnifond zufließenden 
Mittel anszufegen, worüber im Webrigen anf $. 152. Rote 7. zn vers 
‚weiten ift. 

4) Schulgefeh a. a. O. 


$. 18. 


Das Einfommen einer Schulftelle ift nun aber je nad 
dem Gange ihrer Errichtung und Ausftattung auf verfchiedene Weife 
zuſammengeſetzt. Es fann nemlich 

11 


( 
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1. zumaͤchſt in dem Einkommen dei Meßner⸗ oder Cantor⸗ und 
Organiftenftelle ($. 135.) beftehen, wenn dieſe Stellen mit 
dem Schulamte für immer ald Nebenämter vereinigt find. 
Wie‘ vie meiſten Sculftellen ihre erfte ‚Ausftatiung „in Er⸗ 
manglung anderer Fonds durch die Vereinigung des Schul: 

! amtes mit der Meßnerei erlangten, 1) fo ift auch jebt jenes 
Eintommen in den geſetzlich erforderten Schulgehalt einzus 
rechnen. Da die Beforgung der Schule ald Hauptſache durch 
Verſehung der Meßnereidienfte niemals leiden darf,2) fo kann, 
wenn dies nicht ſchon gefchehen, die Haltung eines Mefnerei- 
gehülfen von der Oberfchulbehörde verfügt werden, deffen Be⸗ 
lobnung von jenem Sinfommen in Abzug kommt, aber von 
den örtlihen Kaflen zu erfegen ift, wenn und foweit durch diefen 
Abzug die Schulbefoldung unter den geſetzlichen Mindeftbetrag 
herabfinft. 3) 

II. Die felbftfländigen Einfommenstheile der Schulſtelle koͤnnen 
ſeyn: 

1) Genuß von Gütern, Gefaͤllen, Capitalien (dieſe nament⸗ 
lich in Folge von Gefaͤllabloͤſungen), als deren Eigen⸗ 
thümer die Schulgemeinde anzuſehen iſt. Der Werth 
dieſer Einkommenstheile iß nach dem Durchſchnitte des 
Pachtgeldes oder des Reinertrags nah den örtliden 

- Breifen bei der Selbfiverwaltung in den Gehalt ein- 
gerechnet. 9 

2) Bezüge an Raturalien (Frucht, Holy), die in beftimmter 
Duantität für die Schulfielle ausgefept find. Sie wers 
den nad den im Sportelgeſetze beſtimmten Preifen, oder 
wo dies nicht Ziel und Maß giebt, nad oͤrtlichen Durch⸗ 
fhnittöpreifen in den Gehalt eingerechnet. 5) 

3) Geldbezuͤge, als fire Befoldungstheile entweder 

a) wahre Befoldungen oder Zulagen, wie fie in Folge 
des Schulgefeges ever nah dem Gelee vom 

14. Aug. 1849. Art. 5. zum Erfag des durch Ab⸗ 

löfung von Gefällen der Schufftelle herbeigeführten 

Ausfalls am Gefammteinfommensbetrag ausgeſetzt 

werden mußten, oder 

b) als Belohnungen für beftimmte amtliche Verrich⸗ 
tungen im Sculdienfte, wie fie in früherer Zeit 
bei dem Anwachſen der Dienfigefchäfte durch Er- 


4 


— 
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weiterung des Unterrichtd nach und nad) ausgeſetzt 
und fpäter als bleibende Einfommenstheile, auch 
bei Wiederaufhebung einzelner Dienſte, belaſſen 
wurden, 3. B. für die Sonntagsſchule,) oder als 
Entſchädigung für entgangene Nutzung aus her- 
fömmlihen Berrichtungen, wie 3. B. der Weih⸗ 
nachtögefang, und die nunmehr auch in den Ge— 
halt einzurechnen find. 7) 

Diefe Theile des Einfommend (2. und 3.) ruhen bald 
auf der Ortskaſſe, bald liegt ihre Reichung theilweife 
vermöge privatrechtlicher Verbindlichkeit einer Guts⸗ oder 
Patronatsherrfhaft,®) oder auch vermöge urfpüngr 
licher Ausfattung dem Staate als Inhaber allgemeiner 
Kirchengüter 9) ob; oder auch wird ein Theil von ber 
Staatsfaffe auf den Grund gejegliher Beftimmungen 
getragen, wonach theild denjenigen Orten, welche den 
für ihre Bolfsfchule ihnen auferlegten Aufwand nicht 
volftändig aufzubringen vermögen, angemefjene Staate- 
beiträge zu geben find, 10) theild der durch Ablöfung von 
Gefaͤllen einer Schulftelle entfiehende Einfommensausfall 
nur bis zum Betrage des gefeglihen Gehaltes ($. 144.) 
durch die Gemeinde, von da an aber bis zur faſſions⸗ 
mäßigen Höhe von der Staatskaſſe zu ergänzen ijt.11) 

Endlih waren früher die einzelnen Einwohner 
eines Ortes zu Abreihung von Bejoldungstheilen vers 
pflihtet, wozu außer den zum Meßnereieinfommen ge⸗ 
hörigen Bezügen ($. 135.) das Schulgeld gehört, das 
für Arme aus der Armenkaſſe bezahlt werden mußte 1?) 
und bie erfte Zulage zum Meßnereieinfommen bildete. 
Diefe Einfommenstheile mußten oder müflen fpäteftend im 
nächften Erledigungsfalle vergeftalt auf die Gemeinde⸗ 
pflege übernommen werben, daß folde fortan als Eins 
nahmepoften der legtern zu betrachten find ($. 151.) und 
die Schutftelle Dagegen aus jener eine (nach dem durch⸗ 
ſchnittlichen Ertrage der lebten Jahre ausgemittelte) ent⸗ 
Iprechende feſte Entfchädigung, welche vierteljährig abzu⸗ 
reihen ift, erhält. 19) 

Neben diefen eigentlihen Gehaltstheilen gehören zum 
Einfommen des Schulmeifters 
11* 


a) die fogenannten Accidenzien, zufällige, auf 
Schenkung beruhente Bezüge, wie fie an mandıen 
Orten herfömmlich find, aber ohne Entfchätigungs- 
anſpruch abgeftellt werden können, daher auch nicht 
in den Gehalt einzurechnen find; 

b) der dem Sculmeifter von jeher zugefommene An⸗ 
tbeil an den Gemeindenugungen ($. 56.), 
welchen er ohne Rüdfiht auf den Betrag feine® 
Gehalted und auf feine etwaige Theilnahme ale 
Drtsbürger vermöge feines Dienftes gleich einem 
im Genuffe ftehenden Ortsbürger anzufprechen hat. 
Der Werth diefer Rugung wird bei denjenigen 
Schufmeiftern, deren Gehalt fih auf ten gefeg- 
lihen Betrag befhränft, in diefen eingerechnet, und 
muß daher auh, wenn die Oemeindenupungen 
ganz oder theilweife wegfallen, dur Zulagen aus 
der Ortöfaffe erfegt werden, was bei Schulgehalten, 
die den gefeglichen Betrag auch außerdem erreichen, 
nicht nöthig if. 14) 

Vorübergehend hat ein Schulmeifter eine außerordent- 
liche jährlihe Zulage von 50 Gulden anzuiprechen, wenn 
und fo lange der Abtheilungsunterricht ($. 141. Note 3.) 
gegeben wird. 15) 

Auf dem fo gebildeten Einfommen einer Schulftelle bafteten 
früher öfters einzelne Ausgaben für Schulzwede, namentlich die 
Verbindlichkeit zu Haltung eines Xehrgehülfen, die bei genügend ers 
fundenem Einkommen früher auferlegt wurde. 19) Solche Ausgaben 
müßten oder müflen fpäteftend im nädften Erledigungsfalle gegen 
Ausfcheitung eines verhältnißmäßigen Theild vom infommen der 
Schulftelle auf die örtliche Kaffe überwiefen werden. 17) 


1) Große Kirchenordunng von 1559 „von den Schulen.” — Die Bereinigung 
anderer Dieufte wie des Feldſchützen- ac. mit dem Schultienfte war im 
älteren Zeiten eine weitere Ausfunft für fparfame Gemeinden, wurde aber 
unterfagt, fobald das dentſche Schulwefen überhanpt Gegenfland der Staates’ 
fürforge wurde. Die nur mit Genehmigung der Oberfääultehörbe zuläffige 
Verfehung von Gemeindeimtern durch den Schulmeifter hat auf befien 
Befoldung als Lehrer keinen Cinfluß, da dieſe Webertragung jedenfalls 
nur für die Perfon gefchehen kann. 

2) Erlaß des k. Kirchenrathe vom 23. Mai 1842. 

3) Schulgeſetz Art. 34. 35. Die Schulproniforen And unter beſtimmter Vor⸗ 
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. ausfehung zur Anshälfe in ber Meßnerei und im Organifienbienfte ver⸗ 
pflichtet. Syn.&rlag vom 17. December 1822. Kirchenrathserlaß vom 
20. Auguft 1824. 

4) Conſ. Erlaß vom 23. Febr. 1848. 

5) Schulgeſetz Art. 34. Diefe Breife find per Scheffel Kernen 9 fl. 36 Fr. ; 
Waizen, Erbſen, Linfen, Welfchkorn 8 fl. ; Mühlforn 7 fl. 12 kr.; Roggen, 
Aderbohnen 6 R. 24 Fr. ; Gerfte und gemifchtes Korn 5 fl. 36 kr.; Widen 
4f. 48 he; Dinkel 4 fl; Einforn, Emer 3 fl. 12 kr.; Haber 2 |. 
24 fe. — 1 Banne Sen 8 fl. 48 kr.; 1 Fuder Stroh 8 f.; 1 Eimer 
Bein 16 — 48 fl. nah 5 Claſſen. 

6) Die katholiſche Schulorbnung von 1808 feht hiefür 12 fl. aus, während 
in ber evangelifchen Keine Belohnung dafür geboten ifl. 

7) Schulgeſetz Art. 34. Auch die in der Communordnung ansgefepte und 
noch pafiirliche Gebühr der Schulmeiſter für die Aemtererfehung, wo foldhe 
ale herlömmliche Verehrung beſteht, ift hieher zu rechnen. Min.Erlafie 
vom 7. April und 6. Juni 1831. 

8) Wegen der auf Gefällen, namentlich auf Zehnten, haftenden Cinkommens⸗ 
theile von Schulmeiftern (Meßnern) ift im Falle der Abloͤſung jener ganz 
nach den in $. 128. erwähnten Beflimmungen zu verfahren. 


9) Als von den Klöflern nnd der Geiftlichkeit überhaupt noch aller Unterricht 
ansgieng, fo waren hiefür aus dem Ginfommen jener Belohnungen aus⸗ 
gefent, die hei Bildung des altwürttembergifchen evangeliſchen Kirchenguts 
anf diefes als dauernde Laſt übergiengen. Die Beftimmung befielben war 
überhaupt auch auf das Schulmefen ansgenehnt; es wurde auch fpäter 
noch einzelnen Schniftellen damit aufgebefiert. Kirchenordnung von 1559. 
Eifenlohr, Einleitung in die Schulgefeßefammlung $. 1. 2. Staͤndiſche 
Berb. von 1816. Kap. XXI. 


10) Schuigefeb Art. 23. Schon feit 1826 wurben folche Beiträge in eins 
zelnen Fällen gegeben. Im neneften Staatsbubget find hiefür 28,400 fl. 
jährlich aufgenommen. — Die virsfallfigen Gefuche find an die Oberfchuls 
behörbe unter Beifügung folgender Notizen zu bringen: 1) Umfang ber 
Schulgemeinde mit Bezeichnung der einzelnen Orte und ihrer politifchen 
Giniheilung. 2) Zahl der in ber Schulgemeinde und in jedem Orte ber- 
felben befindlichen, die betreffende Schule befuchenden Kinder, ſowie Seelen: 
und Bamilienzahl der einzelnen Orte und ber ganzen Schulgemeinbe. 
3) Sehiger Schulgehaltshetrag — nach der anzufchliegenden Cinkommens⸗ 
faffon, die vom Stiftungsrath und vom gemeinfchaftlichen Oberamt beurs 
Inndet ſeyn muß, mit Angabe der etwaigen neueren Zulagen ans Ortes 
faflen und ber außerdem zu dem gefeßlichen Gehalt noch fehlennen Summe; 
ferner ob eine Wohnung für den Sculmeifter vorhanden oder eine Mieth- 
entfchädigung ansgefeht ſey. 4) Verbindlichkeit Dritter zu den Schnlkoften 
und dem Lehrersgehalt. 5) Schalftiftungen in ber Gemeinde, Vermögens, 
fand, jährlide Einnahmen und Ausgaben nach fechsjährigem Durchſchnitt 
mit Weglaſſung außerordentlicher Ausgaben, Hinderniffe gegen Verwendung 
des Meberfchufles zu der Gchaltsergänzung ; ebenfo von andern Stiftungen 
in der Schulgemeinde. 6) Betrag des Schulgelpes fräher und jebt im 
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Folge etwaiger neuer Beſchlüſſe. 7) Was nah Abzug folder Mittel 
(4 — 6) von ber Scäulgemeinbe zu Dedung fraglichen Aufwandes noch 
aufzubringen fey und Antheil jedes Orts der Schulgemeinde hieran — nad) 
dem gefeglichen oder auf befonderem Mechtstitel bernhenden Boncntrengfuß. 
8) Beſtand des Activ⸗ und Pafflvvermögens der Schulgemeinde (beziehungs⸗ 
weife der einzelnen Orte), Berechnung ber Einnahmen und Ausgaben wie 
ad 5., Umlage für Gemeindeverbands⸗ oder befondere Ortszwede nad 
dem Durchſchnitt dieſer 6 Jahre. 9) Ebenfo der Amisfchhapenobetreffe. 
10) Staatsſteuer. 11) Grunpbefip und Nahrungs⸗ und Bermögensftand 
der Schulgemeindeangehörigen im Allgemeinen, granpherrliche Laſten. Er⸗ 
laffe der Oberſchulbehoͤrde vom 5. auf ven 8. Januar 1838. — Tiefe 
Motizen find von dem gemeinfchaftlicden Oberamt zn prüfen und bie Durch: 
fiynittsberechnungen ad 5. und 8. find beigulegen. Zu jebem Geſuche if 
von bemfelben ein Antrag zn ftellen. Conſ. Erlaß vom 5. Oct. 1838. — 

* Ein Beitrag wird je nad dem Bermögensflande der Ortskafle und ber 
Ginwohner verwilligt, es muß aber das Schulgeld anf wenigftens 1 fl. 
12 fr. geſetzt feyn, wenn nicht nachgewiefen werben fann, daß bie Familiens 
väter folches wegen befonders ungänftiger örtlicher Berhältnifle nicht aufzus 
bringen im Stande find. Min. Erlaß vom 7. Sept. 1839. 

11) Sefeh vom 14. Aug. 1849. Rgbl. ©. 383. Art. 5. 

12) Syn.Erlaß vom 1. Dec. 1711. Conſ. Erlaß vom 20. Nov. 1809. Die 
Fatholifhe Schnlorbnung verordnete in $. 28. ein Schulgeld, als Bes 
foldung aus örtlichen Kaflen, nicht von den Einzelnen. 

13) Schulgeſetz Art. 37. 

14) Taf. Art. 40. Der Schulmeifter bat hienach auch alle auf der bürger⸗ 
lichen Nutzung ruhende Leiftungen zu erfüllen, foweit er nicht nach be: 
fonderem Nechistitel befreit ift, wozu die Beſtimmung ber Fatholifchen 
Schulordnung von 1818. $. 28. nicht gehört. 

15) Daf. Art. 29. Tiefe Belohnnug kommt zutreffenden Falle auch dem 
Amtsverweſer und Unterlehrer zu. Conſ. Erlaß vom 23. Mai 1837. 

16) Seit der Verordnung vom 26. Tec. 1810. 8. 32. war dies fürs Künftige 
verboten und die frühere Nebernahme nur in Bezug auf Koſt und Woh- 
nung bes Provifors bei einem Schuleinfommen von wenigftens 250 fl. 
für fortdauernd gültig erflärt. 

17) Schulgefep Art. 38. — Zur Ueberficht über die Schuleintommenstheile 
und zum Beweife für die rechtliche Begründung berfelben dienen bie 1812 
für die evangelifhen Schulftellen und die aus Anlaß der Vollziehung des 
Schulgeſetzes für alle aufgenommenen Befchreibungen, Competenzen. 
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Während der Staat für die Bildung von Schullchrern forgt, 
foweit nicht örtliche Stiftungen hiefür beftehen, haben die Gemeinden 
einigen Aufwand für die Fortbildung der bei ihnen im Dienfte 
ftehenden Lehrer, und zwar 1) fol jeder Lehrer aus der örtlichen 
Kaffe eine Reifefoftensentfchädigung für den Befuch der wechfelsweife 
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in 12 Bezirken abzuhaltenden Lehrcurſe erhalten, wogegen ber 
weitere Aufwand auf die Staatskaſſe übernommen ijt;1) 2) ebenfo 
für den Beſuch der Rändigen, des Jahre viermal vorzunehmenden 
Shullehrerconferenzenz?) 3) jede evangeliihe Gemeinde hat 
jährlich 1 Gulden zu Unterhaltung der Lefegefellfhaften beizu- 
tragen, welche die Schulmeifter einer jeden Diözefe oder jedes Con⸗ 
ferenzbezirkes bilden follen. °) 

1) Schulgeſetz Art. 46. Die Gebühr iſt durch Min.Erlaß vom 19. Zebr. 1846 
für jeden nicht im Orte der Infammenkunft wohnenden Lehrer folgender⸗ 
maßen feftgefebt: 1) für Zehrung a) ein Schulmeifter 20 ir., b) ein Unter 
lehrer oder Lehrgehülfe 15 Fr. ; 2) für Reiſekoſten Jedem für jede Stuube 
der Entfernung, wenn ſolche wenigftens eine Stunde beträgt, 10 kr. 

2) Daf. Die Entfhädigung beirägt nah Min. Erlaß vom 2. Oct. 1822 
für einen Schuliehrer 40 Fr., Lehrgehülfen 30 fr. Taggelb und 10 Fr. 
Reiſekoſtensentſchädigung für jede Stunde Entferunng. — Den Lehrern 
vom Orte ber Confereng gebührt nichts von Rechtswegen, wohl aber ift 
der Urtsbehörbe die Ansſetzung bes Taggeldes, wie vorhin, empfohlen. 
Min.Erlaß vom 1. März 1848. 

3) Seneralverorpunng vom 26. Der. 1810. $. 20. GSchulgefeh Art. 46. 
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Für die AUnterftügung dienftuntüchtig gewordener Lehrer (im 
Halle bloß gejhwächter Dienfttüchtigfeit durch Beigebung eines Huͤlfs⸗ 
lehrers auf Rechnung der nachbenannten Kaffe mit einem Beitrage 
von dem Dienfteinfommen. ded Schulmeifters) 1) und ihrer Hinter: 
bliebenen ift duch Errichtung einer allgemeinen Penſione⸗ und 
Wittwenkaſſe aus Staatsmitteln und Beiträgen der Lehrer geforgt; 
hiebei ift nur eine Mitwirkung der Oberamtds nnd Gemeinvepfleger 
injoweit vorgefchrieben, daß die du leiftenden Unterftügungen von 
den Oberamtöpflegen und Gemeindepflegen auf Abrechnung an der 
zu liefernden Staatöfteuer ausbezahlt, die von den Lehrern zu leiften- 
den Beiträge aber durch Abzug an den aus der Ortöfaffe zu bes 
siehenden Gehaltstheilen erhoben und fogleih an die Verwaltung . 
jener Kaffe eingefandt werden müffen. ?) 


1) Schulgrfeb Art. 52. 53. 
2) Min. Verf. vom 2. Mai 1837. Rgbl. ©. 197. 
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Die Keiftungen der Lehrer und der Zuftand der Schule übers 
haupt werben durch perionifhe Vifitationen geprüft, für welche 
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der Bezirksſchulaufſeher jegt aus der Staatskaſſe entfhädigt wird, 3) 
der Ortögeiftliche aber wie $. 132. Note 4. zu belöhnen iſt.) Die 
biezu berufenen Mitglieder des Kirchenconvents beziehen das geſetz⸗ 
lihe Taggeld eines Gemeinderaths, welches aber dem Ortövorfteber, 
Gemeindes und Stiftungspfleger nicht zufommt.3) — Für die ges 
wöhnlihe Bifitation der Filialſchulen durch die Geiftlihen haben 
dDiefe außer tem Taggeld auch Reijefoften anzufpreihen. !) — Endlich 
werben bhiebei nad allgemeiner Sitte Gefchenfe in Brod an Die 
ſäämmtlichen Schulkinder auf Rechnung der Ortskaſſe abgegeben. 


1) Schnlgeſetz Art. 77. 

2) Comm. O. I. 8. 

3) Min.Berf. vom 20. Febr. 1841. $. 8. K. Brdg. vom 22. Febr. 1841. 
F. 4. 8. Die Gebühren der Schnimeifter für das Anmwohnen dabei und 
für Yertigung der Schultabellen find dagegen für alle feit 1836 au⸗ 
gettellten Lehrer aufgehoben. Schulgefek Art. 39. 

4) Nah) Min.Erlaß vom 22. Juni 1826 bei einer Entfernung von einer 
Etunde ober mehr 30 Fr. Zehrung und das ortsäbliche Roßlohn fammt 
Fütterung und Trinfgelb. 


2) Sachliche Erforderniffe. 
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Das nächſte Erforderniß find die entiprehenden Locale. Jede 
Vollsſchule, und wo mehrere Lehrer angeftellt find, jere Abtheilung 
derjelben erfordert ein bejondered, feiner Beftimmung gemäß ein- 
gerichtete und für die vorhandene Zahl von Schulfindern gehörig 
geräumiged Zimmer!) Die Herftellung von Schulzimmern mit ges 
böriger Höhe und Helle und mit Vorribtung zur Lufterneuerung it 
ein für Gejundheit und Unterricht weſentliches Erforderniß.2) Alle 
Neubauten und bedeutende Veränterungen an Schulgebäuren unter: 
liegen daher der Genehmigung der Öberfhulbehörde. 3) Zu Tem 
diesfallſigen Koftensaufmante der Gemeinden werden nad Um⸗ 
ſtaͤnden Staatsbeitraͤge bewilligt. %) 

Tie Zimmer müſſen mit den nöthigen Mobilien (Baͤnken und 
Tiihen, beſſer Subjellien, erhöhtem Sig für den Lehrer) ausgerüftet 
ſeyn. Saͤmmtliche Schulzimmer müffen geheizt werden. Das hiezu 
erforderlihe Hol muß, mo nicht ein beſonderes Rechtsverhältniß 
anders beſtimmt, auf Gemeindekoſten angeichafft, beigeführt, gefägt 
und gefpalten werden. Die Beforgung des Einheigens liegt, wenn 
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der Schullehrer im Schulgebäude felbR wohnt, diefem, andernfalls 
ber ®emeinde auf ihre Koften ob.) 


. 1 Schulgeſetz Art. 16. 

2) Nach einem mit Erlaß der Oberfchulbehörbe vom 2. April 1850 mits 

gethellten Gutachten des Mebdizinalcolleginms iſt purchfchnittlich ein Raum 

von 8 Quadratfuß für jedes Kind mit Eintechuung des Raums für Gänge, 
Defen und Mobilien nnd eine Zimmerhöße von 12 Fuß, mindeſtens von 
10 Fuß als nötbig anzunehmen, und Tonnen zur Reinhaliung der Luft im 
Winter mit Dedeln verſchließbare Oeffnunngen an den Fenſtern ober ber 
Band angebracht, oder ein Schleber zum Aufflappen gerichtet werben; 
am dienlichften aber find dazu die im Zimmer heizbaren Defen; allzus 
ſtarkes Ginheizen (über 16 Grad) if ſchädlich; Neinigung des Locals jebe 
Woche zweimal, Weißnen alle Jahre wenigſtens 8 Tage vor Schluß der 
Eommerjerien, Abzugsrähren für bie mreinen Dünfte des Abtritts ıc. ind 
weitere Grforbernifie. — Für den Anſtrich der Echnllocale ift eine den 
Augen auträgliche Barbe, blaßgrün (aber von arfeniffreien Farbarten) ober 
hellgrau, zu wählen. 

3) Gen. Vrog. vom 26. Dec. 1810. K. Brbg. vom 10. Sept. 1808. $. 22. 
Nah Conſ. Erlaß vom 15. März 1844 iſt mit Vorlegung der Riſſe und 
Ueberſchlaͤge jedesmal bie Schülerzahl von jenem ber legten 6 Jahre, fowie 
die muthmaßliche Bahl ver näcften 6 Jahee amzugeben, auch über den 
Plan die Aeugerung des Pfarramts einzuholen. — Den Gemeinden follen 
Teine Inruriöfe Banten zugemuthet werden. Min.Erlaß vom 28. Yebr. 1849. 

4) Hieräber iſt ganz anf das in $. 129. Note 3. Gefagte, ale auch hieher 
gültig, zu verweilen. Staatsbeiträge werben nenerbings im Belrage von 
10 — 25 Prozenteu des Koftensüberfchlage gegeben. 


5) Schulgeſetz Art. 16. 
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Den örtlihen Kaſſen liegt weiter die Anfchaffung unmittelbarer 
Lehrmittel, als Xehrs und Unterrichtsbücher ıc., ob. 1) 

Die Schulbibliothef ift zur Bildung der Lehrer und Erleichte: 
rung des Unterrichts beftimmt und follte zugleich für die Ortsbürger 
ein Bildungsmittel abgeben, wofür jährlih 6 — 12 fl. verwendet 
werden follen.2) — Für Kinter armer Eltern find auch die in die 
Hände der Schüler gehörigen Bücher anzufchaffen. I) — Aufmunte- 
rungsmittel, wie Prämien, find auszufegen empfohlen. 


1) Schulgefed Art. 17. Evang. Schulorbnung von 1810. $. 34. 

2) K. Verordnug vom 10. Sept. 1808. 8. 17. Kirchenrathserlaffe vom 
19. Jan. und 8. Juni 1831. 

3) Schulgefeg Art. 17. 
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3) Befondere Mittel der Schulpflege. 
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Die Gemeinden find befugt, ald Beitrag zu den Koften der 
Schule für jedes die Schule befuchende Kind von den Eltern deffeiben 
oder deren Stellvertretern ein Schulgeld zu erheben, deffen Größe 
zunächft nad dem hergebrachten Betrage fi richtet, Das aber durch 
Beichluß des Gemeinderathd mit Zuftimmung des Buͤrgetausſchuſſes 
unbejhadet des Einkommens der Sculjtelle vermindert oder auf: 
gehoben und mit Genehmigung der Kreißregierung neu eingeführt 
oder erhöht werden kann. Bon der Entrichtung des Schulgelds find 
die Kinder unbemittelter Eltern nach kirchenconventlichem Ermeflen 
ganz oder theilweife freizulaffen. ) Der Befuh der Schule zu Ans 
fang des Viertel- oder Halbjahre, für welches jedesmal das Schul: 
geld eingezogen zu werben pflegt, enticheidet für die Pflichtigfeit zu 
deſſen Entrichtung, von welcher auch die Haltung eined Privat: 
lehrers nicht befreit.2) — Dem Schulmeifter liegt vb, jedesmal ein 
Verzeichniß der Schäfer und ihrer Bäter ıc. zum Zweck des Einzugs 
zu übergeben. 


1) Schulgefeh Art. 21.. Die grundrechtliche Aufhebung des Schulgelds if 
noch nicht durchgeführt. Man geht zu weit, wenn man bie Gutrichtung 
eines Schulgelds, fo lange den Gemeinden bie Unterhaltung der Schule 
obliegt, als eine ungerechte Stener erklärt; wohl aber iſt zu behanpten, 
daß nur ein mäßiger Anſatz mit den Yorberungen der Humanität fich 
verträgt. 


2) Min. Erlaß vom 2. Oct. 1840. 
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Weiter find den Volksſchulen jeden Orts folgende befondere 
Einnahmen zugewiefen:t) 1) ein jährlicher Beitrag aus den oͤrt⸗ 
lihen Kaſſen von wenigftens 6 fr. für jeden die Werktags⸗ oder 
Sonntagsfchule befuchenden Schuͤler; ) 2) der Ertrag des Kirchen: 
opfers am Confirmationstage der Kinder evangelifher Confeffion, 
und wo ed befteht, am Tage der erften Communion der Kinder 
katholiſcher Eonfeffion; 3) die Strafgelvder von Schulverfäumniffen ; 
und 4) dasjenige, was von dem Einfommen eined Schulmeifters, 
foweit e8 aus örtlichen Mitteln fließt, und welches während der 
Erledigung einer Schulmeiftersftelle unverkürzt fortzureichen if, nad 





= AU 


Beftreitung der Amtöverwefereifoften 9) übrig bleibt. In letzter Ber 
ziehung ift weiter zu bemerfen: a) daß zu Beſtreitung der Amts⸗ 
verrvefersbefoldung zunaͤchſt derjenigen Theile des Schuleinfommen®, 
welche von Dritten, wie von der Staatskaſſe oder ehemaligen Grund» 
herren, vermöge Herkommens oder anderer Rechts titel zu reichen 
find, fodann, foweit viefe nicht reihen, die aus dÖrtlichen Mitteln 
fließenden Gehaltstheile zu verwenden find, und nur, wenn auch 
diefe nicht zureihen folten, der zum Gehalt des Schulmeiiters vers 
willigte Staatöbeitrag für das Fehlende beigegogen werden darf. 
Diefer darf jo wenig als jene auf befonderem Rechtstitel beruhenten 
Reihungen Dritter zum Schulfond gezogen werden.) b) Um die 


hienach der Schule zufommenden Theile des Einkommens der Schul: - 


Kelle während ihrer Erledigung auszumitteln, iR eine Berechnung 
mit dem abgegangenen und neu angeftellten Schufmeifter (Ab⸗ 
furung) nöthig, für welche, da die Gehaltstheile in der Regel an 
verfchiedenen Terminen gereicht werden, die folgenden befonderen 
Regeln aufzuftellen find. Da das ganze Schuleinfommen eine Bes 
lohnung des Lehrers für die Dienftzeit eines Jahres darftellt, 
fo muß überhaupt darauf gefehen werden, daß daſſelbe nach tem 
auf die Dienftzeit ded alten Lehrers, auf die Zeit der Erledigung 
der Stelle und auf die Dienftzeit des neuen Lehrer kommenden 
Theile des Jahres vertheilt wird und daß dem abgehenden Schuls 
meifter hienach nicht weiter zufommt, als ihm nad der Zeit feines 
Dienfted auf diefer Stelle im Ganzen gebührt, und daß der neue 
Schulmeifter in die Bezüge nicht früher eintritt, als fie ihm rechtlich 
nach feiner Dienftzeit auf diefer Stelle zufommen. Hat daher der 
abgehende Lehrer Gehaltstheile vor dem Ablauf eines Dienftjiahres 
ganz bezogen, fo hat er die der Zeit von feinem Abgange bis zum 
Ablaufe des Dienftjahres entfprechende Rate zu erfepen, wie er ums 
gefehrt die von der legten Reihung an bis zu feinem Abgange zu 
derechnende Rate folcher Gehaltstheile anzufpreihen hat, die erft 
fpäter wieder fällig werden. Der neue Lehrer tritt zwar vom Tage 
feines Dienftantrittd an in den Bezug des Schuleintommens ein, 
er hat aber, wenn er für ein ganzes Jahr abgereihte Gehaltstheile 
vor dem Ablaufe eines Dienftjahres bezieht, diejenige Rate hievon 
ju erfegen, welche der zum Dienftjahre fehlenden Zeit entfpricht. 5) 

Diefe Mittel und die von früheren Einnahmeüberfhüffen ans 
. gelegten Gelder bilden den von den andern örtlidhen Kaſſen getrennten, 
abgefonderten Schulfond, mit weldem nicht felten geftiftete 
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Mittel für Schulgmede verbunden find, 9) und deſſen Verwaltung 
im Allgemeinen nad denfelben gefeglihen Beftimmungen fich regelt, 
wie die Berwaltung anderen Eorporationsvermögends. Die Bes 
flimmung des Schulfonds ift nach dem Schulgefege die Anfhaffung 
von „Lehrmitteln und anderen Erforderniffen der Schule," wozu nicht 
fowohl die Bedürfniffe für den Außern Beftand der Schule, bie 
ohnehin gefeglih den Gemeindekaſſen obliegen, ſondern hauptfächlich 
die inneren Schulbedürfniffe, wie Bücher für die Hand und zur 
Weiterbildung des Lchrers, und für arme Schüler, Geräthfchaften für 
die Schulhaltung gehörten; aud if die Ausfegung von außerordent- 
liden Belohnungen und Zulagen für die Lehrer aus demfelben mit 
Genehmigung der vorgejegten Behörde zugelaffen. — Auch für 
die Rechnungsführung und Stellung finden die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften Anwendung. 8) 

In Schulſachen ſind der amtliche ſchriftliche Verkehr unter fämmts 
lihen Etnatd- und Kirchenämtern, fodann für die Schulfonde 
und Schulſtiftungen (auch der Penſions- und Wittwenfond der 
Schullehrer) die von den Verwalten und Einnehmern ausgehenden 
und an diefelben ankommenden Briefe und PBadete, wenn fie ald 
Stiftungs- (Schulfonds⸗) Sache gehörig uam) briefs und fahr: 
poftfrei.?) 

1) Schnigefeh Art. 22. 

2) Ohne Rüdficht auf die Gemeindeangehoͤrigkeit oder Nichtangehörigkeit der 
Kinder. Min. Erlaß vom 29. Mai 1840. 

3) Vergl. oben $. 144. Note 2. nud hienach Note 1. 

4) In dieſer Weife fprechen fich neuere Minifterialentfcheinungen (vergl. Sue: 
Find, Handausgabe des Schulgefehes,) aus, womit vie frühere und aller: 
dinge nicht zu rechifertigende Anfiht, daß die Amtsverwefereifoften auf 
jeden der Gchaltepflichtigen (mit Ausnahme der Staatsbeiträge) nad 
Verhältniß ihres zur Schulmeifterbefolpung beizutragenven Antheils zu 
repartiren feyen, zurüdgenommen ift. 

5) Zur Erlänterung Folgendes: Unter dem Einkommen iſt ein auf Martini 
fälliger Fruchtbezug von 5 Scheffeln Dinkel, welche der am 11. Auguſt 
eingetretene Lehrer fogleich in demfelben Jahre bezieht. Da er aber erfl 
den Gehalt von 3 Monaten anzufprechen bat, fo muß er 3 DBiertheile 
dieſes Bezugs in Natur oder in dem laufenden Preife am die Schul: 
einfommensverwaltung erfeßen, wie umgefehrt dem am 11. März abs 
gegangenen vorigen Schulmeifter, der von dieſem Gehaltstheile feit Martini 
des vorigen Jahrs nichts mehr bezogen hat, für die Zeit von da bis zu 
feinem Abgange die Hälfte deſſelben zukommt. Da lepterer das Recht 
hat, bei feinem Abgange für bie Dienftleiftungen auf ver bisherigen Stelle 
befriedigt zu werden, fo bat die Schuleintommeneverwaltung ihm feinen 
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Betreff in Natur oder in dem laufenden Breife vorſchußweiſe zu bezahlen. 
Hat aber der etwa am 15. Dec. abgegangene Lehrer 3. B. das im Früh⸗ 
jahr für das ganze Jahr abgereichte Holz bezogen, fo Kat er den dem 
Reſte des Sahres bis zur nächfken orbentlichen Holzbezugszeit entfprechenben 
Theil defielben in Natur oder Geld zum erfeßen, wobel eine billige Ver⸗ 
theilung bes Holzes für die Bebürfniffe des Winters and Sommers vor: 
auszugehen hat. Das zur Schulhelzung beflimmte Holz; iR in biefem 
Falle nah den Wintermonaten zu berechnen, fo daß hieran umr der Bes 
darf für 2°, Monate dem abgegangenen Lehrer zugefchrieben werben 
taun. — Die Abrechnung bat hienach, wenn nicht frühere Abkurungen 
bezüglich des Abrechnungstermins etwas feſtſetzen, den Tag bes Dienf- 
aniritts des vorigen Lehrers zum Ausgangspunkt zu nehmen, fo daß von 
da an das Dienfljahr beginnt, für welches das ganze © ämleintommen 
beſtimmt iſt. Iſt der frühere Lehrer hienach befriedigt, fo Tan zur Er⸗ 
leichterung der Abrechnung für alle Fünftige Abkurungen ein bleibender 
Termin fehgefeht werben, als von welchem an lanfend das Ginfommen 
augenommen wird. Sey dies 3. B. ver 1. Jnli, und ber alte Lehrer 
am 1. Nov. 1850 ab⸗, der nene am 1. März 1851 eingetreten, fo umfaßt 
die Abfurung die Zeit vom 1. Juli 1850 bis 30. Juni 1851 und begreift 
das ganze Dienfteinfommen eines Jahrs, welches, fomweit es in Naturalien 
befteht, nach dem wirklichen ober gefchägten Bezugsquantum und nach ben 
zwifchen ven Betheiligten vereinbarten oder nach den wirklich erzielten ober 
nach den lauſenden Preifen berechnet wird. Würde ſich hlenach der Gelbs 
beitrag auf 300 fl. ftellen, fo würde hievon dem alten Lehrer, dem Schul⸗ 
fond nnd dem neuen Lehrer je ver Betrag von 100 fl. zukommen und bie 
Abrechnung würde 1) mit dem vorigen Lehrer dahin zu treffen ſeyn, daß 
diejenigen Gintommenstheile, welche er-in der Zelt vom 4. Juli bie 
1. Rov. bezogen hat, ermittelt und ihm ale Empfang anfgerechnet werben, 
fo daß er das Aber 100 fl. Mehrbezogene heranszuzahlen, das Weniger⸗ 
empfangene aber von ber Schuleinfommensverwaltung zu fordern bat. 
2) Diefe bezieht vom 1. Rov. an bie etwa von früher rückſtaͤndigen und 
bie während der Erledigung der Stelle fälligen Einfommensthelle, fowie 
den etwaigen Mehrempfang bes vorigen und menen Lehrers, und weist 
hievon dem Schulfond ben Betrag von 100 fl. zu, während fie das Uebrige 
dem alten ober neuen Lehrer zur Ausgleichung des Wenigerempfanges am: 
unmittelbaren Cinfommen hinausbezahlt. 3) Dem neuen Lehrer endlidy 
werden die vom 1. Febr. bis zu Ende bes Rechnungsjahrs noch fälligem 
Ginfommenstheile ganz ober wenigftens fo weit überwiefen, als fe feinem, 
Betreffe von 100 fl. voransfichtlich gleichlommen ; das Weniger hat ex vor: 
der Schuleinlommensverwaltung zu empfangen, das Mehr im erfiern Falle 
dahin zu erfeßen. Zur Vereinfachung dient es, wenn bie örtlichen Ko.ſſen 
bie ihnen obliegenden Gehaltsiheile auch während der Erledigung des 
Schuldienſtes an den Schulfondrechner fortreichen, welchem füglich Zugleich 
die Schuleinfommensverwaltung übertragen wird. 


6) Eine in Verwaltung des evang. Conſiſtoriums befindliche Stiftung bes 
Praͤlaten Cleß für Schulbücher und Unterfikkung von Schullehrern erſtreckt 
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fich anf 147 Gemeinden bes wormaligen Generalats Abelberg im den Ober: 
ämtern des mittleren und Unterlandes. Conſ. Erlaß vom 29. Nov. 1823. 

7) Gem. Brdg. vom 28. Dec. 1810. $. 41. Eyn. Reſer. vom 13. Mai 1815. 
Counſ. Crlaß vom 11. Dec. 1840. Die gemeinfhaftlichen Oberämter find er: 
maͤchtigt, Beichläfle der Ortefchulbehörbe, durch welche dem Echrerperfonal 
folge Verwilligungen gemadt werben, bie zum Betrage von höchftens 
50 Fl. im Namen der Oberfchulbchörbe zu genehmigen, wenn fein Be: 
dürfniß vorliegt, die geſezlichen Einnahmen des Schulfondsé vollftänbig 
für Lehrmittel mad andere Erforberniffe der Echule zu verwenden, ober 
fein befonderer Grund vorhanden iſt, die Ueherfchäfle zu einem Fonds anzu: 
fammeln. Sbenſo kann eine den notkwendigen Bedarf nicht überſteigende 
Eutſchädigung für Schreibmaterialien ausgefeht und genehmigt werben. 
Sn Auſtandefaällen iſt an die Oberſchulbehoͤrde mit motinirtem Antrag an 
berichten. Conſ. Erlaß vom 4. Juni 1850 und Kirchenrathoerlaß vom 
21. Zunt 1850. 

8) Die gemeinfihaftlichen Oberämter find zur Genehmigung der Belohnungen 
dee Rechner und Rechnungsfteller, wenn fle folgende Sätze nicht über- 
fleigen und fonft fein Auſtand obwaltet, ermächtigt: a) der Rechner "rn 
ber jährlichen Tanfendeu Einnahmen bes Schulfonds ; b) der Rechnungs: 
ſteller bei alljaͤhrlicher Necänungsitellung '/,., bei zweijähriger Rechnungs- 
zeit /,0, bei vreijähriger */ı, dieſer Cinnahmen; c) bei Bereinigung beider 
Zunchionen in einer Perſon, für die Rechunngsftellung die Hälfte ber 
ad b. benannten Säpe. Bei höheren Belohnungen muß bie Genehmigung 
der Oberſchulbehoͤrde eingeholt werden. Conſ. Erlaß vom 17. März 1848. 

9) Bekanntmachung vom 2. Auguſt 1822. 


IE. Erweiterungen der Wolksfchule. 


$. 189. 


Eine weiter gehende Bildung der Ingend, als weiche die Volks⸗ 
fhule gewährt, ift zunächft und außer ven höheren Lehranitalten 
duch folgende Einrichtungen zu erreichen, die den Gemeindebehörden 
dringend empfohlen find, und Die zwar ohne gefeglichen Zwang, doch 
für die Jugend duch ihre Einwirkung auf Sittlifeit und Erwerbs⸗ 
Befähigung derſelben ebenfo für vernünftige Eltern und Kinder er- 
wünſcht, ale für die Gemeinde ald foldhe, die im Gedeihen ihrer 
Angehörigen ihre fitiliche und öfonomifche Stüge hat, erſprießlich 
und den dafür gemachten Aufwand redtfertigend und lohnend find. 

1) Arbeits- oder Induftriefhulen, die in Ergänzung ber 
elterlichen Erziehung durch gemeinſchaftliche Unterrichtung in 
für das Leben nuͤtzlichen Arbeiten, Fleiß und Aufmerkſam⸗ 
feit, Reinticgfeit und Orbuungsliebe der Jugend weden, — 
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fördern. 1) Der Aufwand hiefür, wozu namenilich die wohl⸗ 
thätige Anfchaffung von Arbeitömaterial für ärmere Kinder ger 
hört, wird durd Beiträge der Gentralleitung des Wohlthätig- 
feitöverein® überall unterftügt, wo nicht reichliche örtliche Mittel 
vorliegen. 

2) Für den Unterricht in weiteren Gegenſtaͤnden, als gefeglid die 
Botföfchule umfaßt, wohin namentlich der Unterricht im Zeich⸗ 
nen und in den Elementen der Raturlehre für die männliche 
Jugend gehört, kann durch Belohnung hiezu ſich findender 
Lehrer und Anfchaffung von Xehrmitteln geforgt und der Bolfe- 
fchufunterricht ſelbſt durch Ermöglichung weiterer, als vor⸗ 
geſchriebener, Abtheilungen nach Claſſen und Geſchlechtern foͤr⸗ 
dernder und weiterdringend gemacht und dieſer dadurch in 
Städten und größern Dörfern ven vermehrten Bildungsbebürfr 
nifien (GBuͤrgerſchule) angenähert werden. 

3) Fortbildungsſchulen für die männliche Jugend an paſſen⸗ 
den Werktagdftunden, namentikh des Winters,2) und Sonn- 
tagsgewerbefhulen für junge Angehörige des Hand⸗ 
werferftandes 3) erhalten und erweitern bie in der Schule 
erworbenen Kenntniſſe und Kertigkeiten. 


1) 8. Brhg. vom 10. Sept. 1806. $. 24. Gen.Brdg. vom 26. Dec. 1810. 
8. 2. Der Hierin amsgefprochene Zwang zum Befuche dieſer Schulen 
wird jept nur noch gegenüber von Armenkindern unter Umfländen für au- 
läͤſſtz gehalten. Erlaß der Armencommiſſion yon 3. Maͤrz 1835. 

2) Syn. Erkaß vom 6. Dec. 1836. 

3) Erlaß des Studienraths vom 14. Sept. 1885. 


IN. Höhere Schranfalten. 


3. 154 


Nicht auf geſetzlichen Vorfchriften, fondern auf dem Anerfennt- 
nifje des biezu vorliegenden Beduͤrfniſſes, theilweiſe dabei auch auf 
dem Borhandenfeyn biezu geftifteter Mittel beruhen die in größeren 
Gemeinden befiehenden höheren Lehranftalten, durch welche eine 
höhere allgemeine Bildung in zweierlei verfchiedenen Richtungen und 
je nach ihrer Ausdehnung auf das gewöhnlicge Schulalter oder auf 
die ältere Jugend in verſchiedenen Abſtufungen erftrebt wird: 1) feit 
älterer Zeit (und zum Theil vor den Volksſchulen durch Vermittlung 
der Klöfer ıc.) anf der Grundlage der alten Spraden — lateinifche 
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(Trivial⸗) Schulen, Lyceen, Gymnaſien; 2) feit einigen Jahr⸗ 
zehnten auf der Grundlage der fürd Leben unmittelbar dienlichen 
höhern Kenntnifie — Realihulen, Oberrealclaffen. Doc find diefe 
beiverfei Richtungen nicht durchweg getrennt, fondern jede Gattung 
nimmt Beftandtbeile der andern in verſchiedener Miſchung je nach 
örtlihen Berhältniffen und Berürfnifien in fih auf; namentlich gilt 
dies von der lateiniihen Schule gegenüber der Realfchule, deren 
Unterrichtsfächer jedenfalls deutfche und franzöfifhe Sprache, Arith⸗ 
metif und Geometrie, Zeichnen, Geſchichte und Geographie nebft 
Schhreibübungen find.1) Nicht jelten ift es zwedmäßig erfunden wor⸗ 
den, für beide Anftalten eine Vorbereitungsſchule (Elementarclaffe, 
Gollaboraturclaffe), die zwifchen jenen und der Volksſchule ihren 
Platz hat, zu gründen. 

Dieſe Lehranſtalten ſind hienach für jeden Ort jowohl in Bezug 
auf ihre innere Einrichtung, als auf die Zahl und Belohnung der 
Lehrer mittelft Verhandlungen zwiſchen der Drisbehörde und dem 
Studienrath organifirt, deffen Eognition jede veränderte Einrichtung 
unterliegt. Die in der Regel mit der Staatsfaffe gemeinfame Be⸗ 
theiligung der Ortskaſſe bei dem Aufivande für jene Anftalten ift 
bei diefen Verhandlungen je beſonders feſtgeſetzt worden. 

41) Die Gymmaſtik if ein Beſtandtheil des öffentlichen Unterrichts ber ges 
Ichrten und Realſchulen vom zehnten Sabre au, zum Zwed der körper: 
lichen Ausbildung, Geſundheit, Kraft und Gewandtheit und ebenbamit 
geiſtiger Friſche und Tüchtigkeit, ohne Anwendung von Zwang. Die Leis 
tung des Unterrichts iſt Sache der Lehrer der betreffenden Schulanftaltem, 
fofern fie dazu fähig And, im audern Falle ift ein beſonderer Turnlchrer 
lehrer zu beftellen. Herftellung des Platzes und ber Turngeräthe ift Sr 
ber Ortslaflen. Stubtenrathserlag vom 1. März 1845. 


6. 150. 


Die ſachlichen Erforterniffe, deren Anfchaffung regelmäßig den 
Gemeinden obliegt, find bei diefen Lehranftalten diefelben, wie bei 
der Boltsfchule ($. 149. 150.), dabei aber namentlich in Bezug auf 
Lehrmittel ausgedehnter, wozu bei ven Realfchulen Inftrumente, 
Sammlungen, Modelle ꝛc. gehören. Kür die Lehrmittel der Real⸗ 
ſchulen haben die Gemeinden eine gewiſſe Summe jährlich zu vers 
wenten fidy verpflichtet, zu welcher dann ein Staatsbeitrag gegeben 
wird. Die Anfhaffungen geichehen nad den vom Stiftungsrath zu 
prüfenden und vom Stubienrath zu genehmigenden Borfchlägen des 
Lehrers, der für die fihere und orbnungsmäßige Aufbewahrung 
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verantwortlich iſt und dem obliegt, die Kofltensrechnung nebſt der 
vollftändigen und richtigen Ablieferung, mit Hinweifung auf das 
Inventar, in welchem er das Angefchaffte einzutragen bat, zu be 
urfunden. ?) | 


1) Grlaß des Studienrathe vom 12. Juli 1844. Der Koſtensaufwaud der 
Gemeinden hiefür iR 50 — 300 fl. 


$. 156. 


Bon der Bejoldung der Lehrer (Hauptiehrer, Neben» oder Fach⸗ 
lehrer) gilt insbefondere das in $. 154 am Schluß Gefagte und 
it im Einzelnen zu bemerfen: 1) Häufig find die lateiniſchen 
Lehrftellen (Praͤzeptor, Eolaborator) mit Kirchendienften vereinigt, 
deren Einfommen zum größten Theil zugleih die Belohnung des 
Lehrers bildet; in andern Orten wird die in Geld und Raturalien 
befiehende Befoldung diefer Lehrer theild aus der Staatskaſſe als 
Inhaberin ded zu Dotirung folder Stellen mitbeftimmten evange- 
liſchen Kirchenguts 1) und vormals Fatholifcher Kirchengüter, theils 
aus örtlihen Mitteln, namentlich Stiftungen, gefhöpft, und es ger 
hören zu ihrem Einfommen namentlih auch Belohnungen für ein« 
zelne Berrichtungen oder Entfhädigung für frühere Bezüge, als 
Schulgeld ıc., aus den Ortöfaffen. Sodann haben diefe Praͤzeptoren, 
wie die Schulmeifter Antheil an den bürgerlichen Nugungen. 2?) Zur 
Aufbefferung aller PBrägeptoratögehalte auf den Mindeftbeirag von 
600 fl. und Eollaboratorsgehalte auf 450 fl. gibt der Staat feit 
1845 Beiträge an die zunädft befoldungspflichtigen Gemeinden, mit 
Rüdficht auf ihre öfonomifchen Verhältniffe. 2) Einem Reallehrer 
an gewöhnlihen Realichulen find gewöhnlich 600 fl. neben freier 
Wohnung ausgefegt. Diefe Schulen werben ald Sache der Gemeinde 
angefehen, fo daß der Staat je nad 'dven öfonomifchen Verhaͤltniſſen 
einer Gemeinde nur Beiträge gibt, während die Unterhaltung von 
Oberrealelaffen orventlicherweife zur Hälfte aus Staatskoſten ge: 
ſchieht. 9) 

1) Große Kirchenorbuung von 1559. S. 138. Zwei Drittel der Brägeptoratss 
befoldungen werben ans örtlichen Mitteln, meift Stiftungen, befritten. 

2) Daſelbſt. 

3) Min.Erlaß vom 16. Nov. 1835. 


$. 157. 


In befonderer Weile find die örtlichen Kaffen noch in Anſpruch 
genommen: 


12 
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1) Wo «8 von jeher üblich war, nicht aber fenft, iR den la⸗ 
teinifchen Prägeptoren als Vergütung der Wufzugsfoften 
eben. daflelbe zu reichen, was einem evangelifhen Helfer zu⸗ 
fommt 1) ($. 134.). Candidaten ded Lehramts, welche als 
Amtsverwefer, Stellvertreter oder Hülfslchrer von Amtswegen 
ohne Berfhuldung) verfendet werben, haben aus derfelben 
Kaffe, welche fie befoldet, eine Entihädigung von 40 Fr. für 
jede Poſtſtunde der Entfernung ihres bisherigen Aufenthaltsorts 
im Lande nad ftudienräthlicher Genehmigung anzufprechen. 2) 

2) Die Borftände der Gymnaſten, Lycken und höhern Realfchulen 
und die Hauptiehrer an dieſen Anftalten, welde für den 
Unterricht an den höhern, für Schüler über 14 Jahren ber 
ſtimmten Abtheilungen angeftellt find, beögleihen die hiebel 
angeftellten Reben- und Badlehrer, Behulfen 10. haben in 
Krankheitsfaͤllen über 4 Wochen von dem Verfluß der vierten 
Woche an zu Beſtreitung der Stellvertretungsfoken, wenn es 
erforderlich iſt, bis zum vierten Theil ihred Dienfteinfommens 
beizuiragen, doch fo, daß dem Vorſtand und dem Hauptlehrer 
jedenfall der Betrag des ihnen im Falle völliger Dienft- 
untüchtigtelt zu gewährenden Ruhegehalts übrig bleiben muß. 
Den übrigen. Betrag der Steivertretungsfoften bat die ſal a⸗ 
rirende Kaffe zu beftreiten.®) Dagegen find von ben 
Hauptlehrern an ven mittlern und untern Abshellungen der 
Gymnaſien, Lyceen und Realanftalten, fowie von den Vor⸗ 
fänden und Hauptlehrern, dann den Elementarlehrern (Eollas 
beratoren) an den lateiniſchen und Realfchulen die Koften des 
zu beftellenden Amtsöverweierd während der erften 4 Wochen 
ganz zu leiden, für die weitere Dauer aber haben fie den 
vierten Theil ihres Dienfteinfommens beizutragen, während 
der etwaige Mehrbetrag der Koften von der Gemeinde, wels 
cher die Lehranftalt angehört, zu beftreiten ift, fofern nicht 
Dritte privatrechtlich hiezu verpflichtet find. %) 


1) Comm.O. VII. 4. $. 16. Gefeb vom 6. Juli 1842. Art. 16. Abſatz 5. 

2) Eindienrathserlaß vom 2. Mai 1844. Bei Stellvertretungen wegen Krank: 
beit gebören dieſe Reiſekoſten zu den nach PH 2. zu behandelnden Amts⸗ 
verwefereifoflen, fo daß unter den hier gegebenen Beflimmungen foldhe dem 
vertretenen Lehrer pro rata zur Laſt fallen. 

3) Gefek vom 6. Zult 1842. Act. 6. 


4) Daf. Art. 32. Bei bloß thellwelfer Befchräufung eines Lehrers in ‚feiner 
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Dieuſtſaͤhigkeit wird Ihm mach Art. 17. ohne Beizichung der Driefafen 
ein Hülfolehrer beigegeben. 


$. 158. 


Den Kreisichulinfpektoren ift für die jährliche Chei Schulen von 
weniger als 25 Schülern alle 2 Jahre) vorzunchmende Vifitation 
der lateinifhen und Realfchulen je ein Honorar von 3, 4 oder 5 fl. 
je nachdem die Zahl der Lehrer eins, zwei oder drei ift, und als 
Diät für jede Mahlzeit ein Gulden aus Ortsfaffen abzureichen, 
wührend die Reifefoiten deffelben, foweit nicht einzelne Städte hiezu 
durch beſondere Rechtötitel verpflichtet find, jebt von der Stanie- 
faffe ganz getragen werden.1) — Bezüglich des Taggelds anderer zu 
dieſen Bifitationen zugezogenen Perfonen gilt das in $. 148. Oefagte. 


4) Comm.O. I. 7. Min.Berf. vom 30. Nov. 1848. 


$. 159. 


Zu theilweifer Dedung des Aufwandes für höhere Lehranftaften 
iR 1) auch bei diefen ein Schulgeld «in niederen Realſchulen 
3 — 6 fl.) gewöhnlich, wegen deſſen Einführung, ober Vermehrung, 
Berminderung oder Aufhebung auf den $. 151. zu verweilen if. 
Berner wird oriöherfömmlid 2) zum Beſten der Schulbibliotkef ein 
Eintrittägeld und auch ein jährliher Beitrag von "ven Schülern bes 
sogen, wie auch das Opfer von der Konfirmation der Schüler 
folcher Anftalten dahin verwendet. 3) Werden die aus der Staatd« 
kaſſe fließenden Befoldungsmittel der vorübergehend erledigten Lehr: 
Rellen zu Anſchaffung von Lehrmitteln für die beireffenden Anfalten 
in dem Falle überlaffen, wenn die aus örtlihen Mitteln fliegenden 
Intercalargefälle zu gleichen Zwecken von ten Ortsbehörden beftimmt 
werden, ohne daß die ordentlichen Leiftungen von der Ortskaſſe für 
Lehrmittel dadurch eine Schmaͤlerung erleiden.1) Den Einzug diefer 
Sintercalargefäle bejorgt das Bameralamt. Die Verwendung oder 
auch Anlegung berfelben zu einem Bond erfolgt mit Gutheißen des 
Studienrathbd. Die Berwaltung diefer Bonds, in welche dann auch 
die zu 2. erwähnten Einnahmen und fonftigen Beiträge für Lehre 
wittel und andere unmittelbare Bebürfniffe der Anftalt fließen, hat 
bei Gymnaſien und Lyceen der Vorſtand zu beforgen, bei den übrigen 
Anftalten, wenn niht die Einnahmen aldbald verwendet werben, 
ein örtlicher Rechner, oder wenn diefer nicht dazu bereit wäre, der 

12° 
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Borftand der Anftalt oder der Drtsfchufbehörde. Die Rechnung if 
gegen den Stubienrath abzulegen. 2) 


1) Min.Erlag vom 1. Sept. 1843. 
2) Min.Erlag vom 1. Sept. 1844. 


Viertes Rapitel. 
Die Armenpflege 


$. 160. 


Bon jeher war der vorzüglichfte Theil der Armenunterflügung 
in den Kreis der Gemeinde gelegt. Zuerſt wurden die Mittel hiefür 
nur berbeigefchafft durch die auf religiöfe Motive geftügte Aufforde- 
rung an die Milpthätigfeit, und die Behörde befchränfte fich bei 
diefem Almofenfammeln darauf, Mißbräuche zu hindern; fpäter wurde 
diefes Sammeln freiwilliger Beiträge von Obrigkeitswegen veran- 
ftaltet und das Gefammelte ebenfo an die Bebürftigen verteilt, um 
fo eine beffere Ordnung „des heiligen Almoſens wegen“ zu machen. 
Weitere Mittel wußte die Kaftenordnung von 1536 auch in dem, 
was von drtlichem Kirchenvermögen nad eingeführter Reformation 
nicht, mehr nöthig war, zu finden. Als aber die Aufmerkfamfeit auf 
polizeiliche Ordnung und Sicherheit im Lande gieng und auf Reichs⸗ 
und Kreistagen Maßnahmen verabredet wurden gegen jenes zahl« 
reiche Geſindel, das noch im fpäteren Mittelalter die Länder durch⸗ 
fhwärmte, wie auch durch Iandesherrliche Verordnungen gegen Beitler 
und Landflreicher, die für würdige Arme nichts übrig ließen, ans 
gefämpft wurbe, fo mußte fih als nothwendige Ergänzung dieſer 
Mittel aufprängen, daß eine beftimmte Verbindlichkeit jeder Gemeinde 
zu Unterhaltung ihrer Armen — „mit Hülfe des Armenfaftens! — 
ausgefprohen werde.) Indeſſen hatte fih aus der erften Ber 
ſtimmung des SKirchengutes ($. 5.) einige Beihülfe der Klöfter und 
firchlihen SInftitute erhalten, die auch auf das bei der Reformation 
gebildete evangelifche Kirchengut und auf die vom Staat feit 1803 
erworbenen Güter katholiſcher Klöfter 2c. in der Korm von ftändigen 
Almofen als dinglicher Laſten veffelben übergieng. Sodann hatte 
die Gründung und Ausftattung wohlthätiger Anftalten ($. 7.) die 
Gemeinden oft aller. weiteren Opfer überhoben, wie auch die fhöne 
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Sitte, über einen Theil der Verlaffenfhaft zu Gunften der Armuth 
zu verfügen, und durch jeweilige Vertheilung des Ertrags daraus 
fi) ein Andenken in der Gemeinde zu wahren, bald fich verbreitete. 
Was dann noch den Gemeinden zu thun übrig blieb, war jedoch 
noch lange nicht Gegenſtand öffentlicher Yürforge auf Rechnung der 
Ortskaſſe, fondern wurde noch bis in die neuere Zeit von den 
Gemeindegliedern unmittelbar (durch Umaͤzen 2c.) geleiftet. Während 
an die Stelle diefer oft rohen und ungenügenden, auch fittlih nach⸗ 
theiligen Unterftügungsweife allmaͤhlig jene öffentliche Berforgung trat, 
wurte auch die Nothwendigkeit einer befondern Leitung des Armen 
weſens?) und die Gründung von Anftalten, die über den Kreis einer 
Gemeinde hinausgehen, namentlich im Intereffe der Verhinderung der 
Armuth, fodann insbejondere die Wiederanregung der Privatwohls 
thätigfeit und ihre zwedmäßige Verbindung mit der öffentlichen Fürs 
forge anerkannt. So wenig dieje und die ihr entfprechende Rechts⸗ 
verbindlichfeit der Gemeinde jemals durch die freiwillige Armenpflege 
in Abficht auf die eigentliche- Armenunterftügung entbehrlich gemacht 
werden wird, wenn öffentlihe Ordnung und Sitte beftehen foll, fo 
kann diefelbe doch, wie e8 auch die Erfahrung der neueren Zeit zeigt, 
zur ungercchten und drüdenden Laſt und zur Duelle ſittlicher Ver⸗ 
ſchlechterung werden, wenn den Gemeinden in Folge übertriebener 
Verehrung der Freiheit des Individuums die natuͤrlichen und ver⸗ 
nünftigen Mittel genommen find, ſich der anwachſenden Armuth und 
des Zudrangs Unwürdiger zu erwehren und dagegen rechtzeitige und 
wirkſame Vorfehr, namentlich durch Bezwingung der Liederlichkeit, zu 
. treffen. Aber auch mit diefen Schugmaßregeln wird je nad den 
Berhältniffen einer Gemeinde, namentlich nach dem Maße der den 
einzelnen Bürgern für Gemeindezwede obliegenden Reiftungen, die 
Laft der Armenunterhaltung für fie eine allzudrüdende und darum ſo 
lange ungerecht feyn, als nicht die Staatögefellfehaft, die jedenfalls 
jelbft die aushülfsweile Verbindlichkeit zur Armenunterftügung bat, 
ihr thatfräftig unter die Arme greift. 


1) Sen. Refer. vom 4. Mai 1551. 2. Kaflenorbnung von 1552. Verordnung 
vom 17. Febr. 1562. und Mandat vom 16. Zuli 1590, worin namentlich 
die Berbinplichkeit der Gemeinde, abgefehen vom Armenkaſten, hervor: 
gehoben if. 

2) Die in einem Refeript vom 14. April 1790 in Ausficht geftellte „Landes⸗ 
armenorduung“, um den Armenanftalten mehr Bleichförmigteit mn Wirk⸗ 
famfeit zu geben, iſt nicht erfchieuen. 
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I. Algemeine Veſtimmungen. 


6. 161. 


Jeder Arme hat unter den nachſtehenden Vorausſetzungen recht⸗ 
lihen Anſpruch auf Unterftügung durch diejenige Gemeinde, ber 
er al6 Bürger, Beifiger oder mit Heimathrecht Zugetheilter an⸗ 
gehört!): 1) Es muß ein Kal der Roth vorliegen, d. h. e® muß 
dem Armen an den Mitteln zur Befriedigung der gewöhnlichen und 
unentbehrlihen Bedürfniffe des Lebens, auf welhe allein jener 
Rechtsanſpruch fich beziehen kann, nicht bloß unmittelbar fehlen, 
ſondern e8 muß aud die, wenn auch felbft verfchuldete, Unfähigkeit 
defielben vorliegen, ſich dieſe Nothwendigkeiten durch erlaubte Mittel, 
namentlich durch Arbeit, zu verfhaffen.2) 2) Die Gemeinde 
tritt erft dann und infoweit ein, als nicht eine privatrechtliche Vers 
binrlichfeit zu ®ewährung des nothiwendigen Unterhalts befteht, wie 
fie namentlid nad den Geſetzen wechjelfeitig den Eitern und Kin⸗ 
dern obliegt, 3) oder durch Vergehen begründet wird. 4) 

Der Aufwand für folhe Arme, weldhe feit dem Gefehe vom 
15. April 1828 einer Gemeinde als vorher heimathlos zugetheilt 
wurden und werden, ift aber je nad dem Titel diefer Zutheilung 
ganz oder zu zwei Drittheilen von dem Oberamtsbezirk zu 
erfepen (vergl. $. 283.), wa® aber auf die erfi nach der Zutheilung 
geborenen Kinder, da ſolche ein durch Geburt erworbenes Heimath- 
recht befigen, feine Anwendung findet.5) Bis die endliche Zus 
theilung eines Heimathlofen erfolgt iſt, kann das Oberamt nad) - 
Maßyabe ver bereitd erhobenen Thatjachen die einftweilige Zumeifung 
an die eine oder andere Gemeinde verfügen und für den noth⸗ 
dürftigen Unterhalt deffelben vorläufige Anordnung treffen. ©) 


1) Bürgerrechtsgefep Art. 2. 3. Verw. Cdict $. 136. 

2) Gen. Vrog. vom 11. Sept. 1807. $. 16. dritter Sab — Kaftenorbnung 
an mehreren Orten. Bürgerrechtsgeſetz Art. 38. 40. „nothdürftiger Unter: 
halt, Nothſtand.“ — 

3) Kandrecht IV. Tit. 14. Jedem nnehelichen Kinde iſt der Vater (ober 
deſſen Erben) fo Tange natürliche Alimente zu reichen ſchaldig, bis ſich 
daſſelbe ſelbſt ernähren kann, woranf der obrigkeitlich zu beftellende Pfleger 
zu Klagen hat und wobei ber vormundfchaftlichen Behörde für bie Sicher: 
beit, daß die bezahlten Selber zu jenem Zwecke verwendet werben, zu 
forgen obliegt. Im Yalle ver Unvermögenheit des Vaters geht biefe Ber: 
bindlichkeit anf die Mutter, und wenn an Diele unvermögend iſt, anf 
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deren Gliern aber. Gefeh vom 5. Gent. 1839. Art. 28. — Im dalle 
eine ſolche Privatrechtliche Verbindlichkeit nicht fofort auerfannt wird, oder 
der Verpflichtete nicht fofort leiftungsfähig if, Hat die Armenkaſſe vor⸗ 
fhußweife einzutreten. Sie hat aber auch ein gerichtliches Klages 
recht nicht bloß auf Erfab des gemachten Auſwandes, fondern aud we⸗ 
gen Fünftiger Grhaltung bes Armen. Bolley in Sarwey's Monatſchrift 
VIII. 209. 

4) Bergl. cit. Sefeg von 1839. Art. 13. u. 14. 

5) Bürgerrechtsgefeh Art. 40. 

6) Daf. Art. 38. Auch bei dieſen Koſten findet natürlicherweiſe die vorhin 
erwähnte Grfagverbimblichkeit der Amtscorporation Statt, während ſolche 
rechtlich nicht angefbrochen werben kaun, in Bezug auf Arme, bei welchen 
eine ſolche proviſoriſche Berfägung nicht getroffen iR, weil die Ortsbe⸗ 
hörde muterlaffen hat, die Unterfuchung der Heimathsverhältniſſe und eine 
ſolche Anorbnung einzuleiten, doch fpricht auch hier im der Regel bie Bils 
ligfeit für den Erſatz. 


8. 168. 


Außer der durch diefe gefeglihen Anſpruͤche Einzelner begrüns 
beten Fürforge iſt es die Aufgabe der Gemeindearmenpflege 1) die 
für Armenzwede gewipmeten Stiftungen des Ortes den Beftimmuns 
gen des Stifterd gemäß, und in fo weit diefe nicht maßgebend find, 
nach allgemeinen Geſetzen und Regeln der Zwedmäßigfeit zu vers 
walten und auszuführen. ($. 47.) 2) Auf den in den Gefeben 
dargebotenen und fonft zuläffigen Wegen die Bermehrung der Mittel 
zu einer ausreihenden Armenfürforge zu erftreben und ſich nament- 
ih mit den wohlthätigen Beftrebungen von Privaten und Vereinen 
in Verbindung zu feben. 3) Insbeſondere auch fo viel möglich dem 
Entftehen der Armuth und der Roth durch rechtzeitige Hülfe vor- 
zubeugen und dadurd neben dem fittlihen Gewinn leicht auch 
wirthichaftliche Vortheile durch Abwendung eincd ohne diefe Abwehr 
vorausfichtlih eintretenden größeren Aufwandes zu erreichen. 

Weſentlich gefördert wird dieſe Aufgabe der Gemeinde durch 
zwedmäßige Organifation der Armenverwaltung (IM. Thl. 1. Abth. 
1. Kap.), und jedenfalls ift in der diesfallfigen Thätigfeit der ors 
dentlihen Berwaltungsbehörde da, wo ein die Armenpflege übers 
baupt fih zur Aufgabe machender Wohlthätigkeitsverein bes 
fieht, den leitenden Mitgliedern defielben eine Mitwirkung gefehlich 
eingeräumt, 1) die in der Weife näher beftimmt ift, daß 1) denfels 
ben bei Verwendung von geftifteten (oder aus dem Gemeindever⸗ 
mögen fließenden) Mitteln jedenfalls eine berathenve, wenn ed aber 
die ordentlihe Verwaltungsbehoͤrde befchließt, auch eine mitentfcheis 


— 184 — 


dende Stimme gebuͤhrt, und daß ihnen dieſe 2) auch ohne ſolchen 
Beſchluß dann zukommt, wenn es ſich von Verwendung der Gaben 
freiwilliger Wohlthätigkeit oder Benutzung der Dienſtleiſtungen von 
Mitgliedern des Wohlthätigkeitsvereins handelt, oder über ſolche 
Armenanftalten, welche allein den Localleitungen ihre. Exiſtenz vers 
danfen, zu bejchließen ift, oder wenn die zu 1. angeführten Mittel 
mit freiwilligen Beiträgen zu gemeinfamer Verwendung vereinigt oder 
Armenanftalten dur Das gemeinfame Zufammenwirfen der freiwils 
ligen Wohlihätigfeit mit den Stiftungs- und Gemeindebehörden ges 
gründet find, oder überhaupt, wo es ſich nicht ausſchließlich von 
Betheiligung der amtlichen Armenfürforge handelt.2) Jedenfalls 
fommt, wo die öffentlihen Mittel für Arme nicht aus Stiftungen 
oder mit diejen vereinigten Fonds fließen, dem Kirhenconvent 
nad feiner Aufgabe als Sittenpolizeibehörde eine Auffiht auf die 
Arnıen und Antrag auf die geeignete Fürforge bei der Gemeinde: 
verwaltungsbehörve zu, und es ift, wo die Verwaltung jener Mittel 
dem Kirchenconvente nicht übertragen ift, diejer Behörde freigeftellt 
und. empfohlen, Ben durch feinen Beruf zur Thätigfeit im Armens 
weſen beſonders verpflichteten Ortsgeiftlihen um feine Theils 
nahme bei ven Berathungen über Armenfachen anzugehen. 9 
1) Verw. Edict $. 135. zweiter Satz. 


2) Grlaß des Min. des Innern vom 25. Januar 1847: 
3) Erlaß des Min. des Innern vom 14. Juli 1845. 


II. Bie amtlihe Armenpflege im Einzelnen. 
$. 163. 


Die nächfte und dringendfte Aufgabe der Armenpflege ift bie 
Darreichung der Mittel zu den nothiwendigften Lebensbedürfniſſen 
an Alle, welche jolcher entbehren. Dies kann 1) zunädft und ganz 
zwedmäßig bei Allen, welde nur durch vorübergehende und außer: 
ordentliche Bedraͤngniſſe in dieſe Entbehrung verfegt find, und bei 
welden vie Ausfiht auf Vermögenserwerb, 3. B. dur eine Erb- 
haft, vorliegt, duch VBorfhüffe und Anlehen ($. 104.), welde 
fie ſich anderwärts nicht leicht verfihaffen können, geichehen. 1) Die: 
felben fünnen unmittelbar in Geld oder in Raturalien, welde ſchon 
von Gefaͤllen ꝛc. vorräthig find, oder im Ganzen für eine größere 
Zahl von Bedürftigen angefauft werden, beftehen. Bei größerem 
Bedürfniß kann es felbft notbwendig werden, daß die Körperjchaften 
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das erforderliche Geld hiezu fuͤr ſich aufnehmen. — Um die dadurch 


entſtehende Störung des ordentlichen Corporationshaushalts zu ver⸗ 


meiden, und die Art dieſer Unterſtützung beſſer den Beduͤrfnifſen 
anzupaffen, find befondere Leihkaſſen für einzelne Gemeinden 
oder ganze Bezirke nötbig, aus welchen die zum Fortkommen nöthigen 
Anlehen auf fürzere Zeit gegen geringere, als gewöhnliche Sicherheit 
erlangt werden fönnen und bei welchen die Heimzahlung in Raten 
und ohne Auffündigungsfrift zugelaſſen wird, 2) welche Vortheile die 


Kaffe durch höhere Berzinfung der Anleihen gegenüber ihren hiezu 


aufgenommenen Schulden gewähren fann. Sofern für die hiezu von 
der Leihkaſſenverwaltung aufgenonmenen Anlehen eine Garantie und 
Berbindlichfeit der Corporation ftattfindet, müflen die Statuten von 
der Staatsbehörde genehmigt werden, wie auch ihre DBermaltung, 
als einer Gemeindeanſtalt, der gewöhnlichen Staatsauffiht unters 
worfen ift. 


41) Kaftenorbnung Tit. „Hausarmen.” RK. Refeript vom 15. April 1817. — 
Auch die nicht in der Form von Anlehen gegebenen Unterflügungen können 
bei unerwartet eingetretemer Zahlungsfähigfeit des Unterſtützten, von bies 
fem zurüdverlangt werben, indem fie nur anf den Grund einer fnbfiviären 
Verbindlichkeit undihrer Natur nach als Precarium gegeben worden. Dieſer 
Erfag wird aber natürlich nicht gefordert werben, wenn bie Unterfläßunges 
bedürftigkeit dadurch aufs Neue einträte, oder auch nur, wern Gefahr 
wäre, daß der Arme dadurch entmuthigt würde, ſich ſelbſt durch Arbeit ıc. 
zu unterhalten. Nach einem Refeript vom 27. Auguft 1717 foll die Vers 
laflenfchaft von unterfläbten Armen, wenn fie fümmerlich erfpart und ges 
ring fey, nicht für den Erfah angefprochen werden; wobei vie Auficht 
ausgedrückt ift, daß jene das Almofen tanquam donationem pleno jure 
erwarben. — Zür jene feltenen Fälle Eann jeder rechtliche Zweifel durch 
ein örtlihes Statut befeitigt werben, nach welchem bie Unterflüßungen 
überhanpt unter der Bebingung bes Grfapes im Fall eines unerwarteten 
Bermögensanfalls ‘gegeben werben. 

2) Empfohlen wurden durch Min. Verf. vom 25. April 1823 Viehleihkaſſen 
zum Schuß der Landleute gegen bie wucherlichen Anforderungen ber Vieh⸗ 
verfteller und um fie zum Anfanf eigenen Viehes in Staub zu ſetzen 
ſ. die Statuten einer Viehleihkaſſe im landw. Wochenblatt von 1850. 


Nr. 23. Ferner durch Min. Erlaß vom 4. Nov. 1824 allgemeine Leib: 


kaſſen zu Bekämpfung ber Ereditlofigkeit des Landmannes bei dem damals 
gefunfenen Güterwerth. — Da indeſſen bie von einzelnen Amtscorpora⸗ 
tionen gegründeten Leihkaſſen eine folche Ausbehnung erhielten, daß and 
gewöhnliche Anleben, Spekulation durch Grwerbung von Büterzielern uud 
andere Geldgeſchaͤfte durch fie gemacht wurben, fo daß bie Gefahr des 
Verluſtes durch Untreue der Verwalter, durch Sinken der Güterpreife ıc. 
fh ungemein fleigerte, fo fchritt die Regierung hiegegen ein und verans 
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laßte bedentende Reductionen dieſer Leihkaſſen. — Durch die legte Theu⸗ 
rung wurde das Wohlthaätige ſolcher Anftalten anfs Nene ins Licht ges 
ſtellt und fie namentlich auch In Bezug anf bie Elafie der Handwerker in 
den Städten, unter obigen @infchränfungen wieber empfohlen durch Mini: 
fierialverfügung vom 11. Juni 1847. Rgbl. ©. 248. 


$. 164. 


Eine gleich zwedmäßige und fittlich wohlthätige Unterftügungs- 
art ift 2) die Darbietung von Gelegenheit zum Arbeits 
verdienft,1) welche fih zunächft an öffentlihem Kigenthum, an 
Straßen, Ufern, in Waldungen ıc., 2) wobei angemeflene Tag⸗ 
töhne ausgeſetzt find; ferner durch Einräumung von unbebauten 
Gemeindegütern zum Anpflanzen, endlih für Arme, die zu gewöhn- 
lihen und anftrengenden Arbeiten unfähig find, oder zur härteren 
Jahreszeit durch Verſchaffung von Arbeitsmaterial zum Spinnen, 
Striden ıc. und Abnehmen der Fabrikate. 9) 

Hiemit hängt die Nothwendigfeit zufammen, den Unbemittelten 
eine Gelegenheit zu verfhaffen, ihre Erübrigungen ſicher und vors 
tbeilhaft anzulegen, wodurd der Trieb zur Arbeit erhalten und ge- 
Keigert und für NRothfälle ein eigenes Vermögen gefammelt und be- 
wahrt wird. Dies wirb durch Sparfaffen erreiht, in welde 
au kleinere Einlagen, wie fie fih aus Erfparnifien einer Woche 
oder mehrere Wochen bilden, in Verzinſung angenommen, aud) 
durch Zufchreibung unerhobener Zinfe zum Capital vermehrt und bei 
eingetretenem Bedarf ohne Schwierigkeit und Aufſchub zuridbezahlt 
werden. Da die in Stuttgart für dad ganze Land beſtehende Spar- 
faffe nicht für Alle zugänglich ift, überhaupt aber ſolcher Belegen 
heiten zu Anlegung von Erfparniffen nicht genug feyn Fönnen, fo 
find Bezirks⸗ und Ortsfparfaffen, welche zwedmäßig mit den Leih⸗ 
faffen ($. 163.) verknüpft werden fönnen, um fo wohlthätiger, je 
mehr die Statuten den Intereffen der Einleger enigegenfommen. 

Fuͤr Arme, die bei Fräftigem Körper unter den Berhältnifien, 
die bei allzugroßer Anzahl von Taglöhnern, Heinen Handwerkern ıc. 
an einem Orte beſtehen oder in die fich durch Vergehen gebracht 
baben, fich hinreichende Nahrung durch Arbeit nicht zu verfchaffen 
wiffen, ift im Sntereffe der Gemeinde und ihrer felbft die Unter⸗ 
Rügung zur Auswanderung in Weltgegenden, die für Hand⸗ 
arbeiter reichliche Unterkunft bieten, der gerathenfte Ausweg. — Diefe 
Leute find dann aber nicht nur mit den Mitteln zur Reife felbft, 
fondern auch zu dem nothwendigen Aufenthalte unterwegs und zur 
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Belterreife nad der Ankunft in überfeeifhen Häfen auszuftatten, 
um nicht fofort dem Elend zu verfallen; auch ift über den Trans» 
yort zu Schiff ein zuverläffiger Accord abzufchließen. 4) 


1) Kaftenorbnung Tit. „Hausarme.“ Erlaß der Eentralleitung des Wohlthä⸗ 
tigfeitsvereins vom 5. Mat 1818. 


2) Dekret der Section der Comm. Verw. vom 20. Febr. 1817. 


3) S. hierüber die belehrenden Abfchnitte der Rechenfchaftsterichte ver Gens 
tralleitung 1817 — 41. ©. 34 ff. 1841 — 44. ©. 17. Gen. Reſcipt vom 
10. April 1790. 


4) Erlaß des Min. des Innern vom Mai 1847. 


6. 1685. 


In den meiften und gewöhnlichen Faͤllen fann nur die 3) uns 
mittelbare Darbietung der erforderlichen Unterſtuͤtzung Pla greifen. 
Die Berwilligung von Armenunterfügungen fol immer nad reife 
liher Erwägung duch Befchluß der betreffenden Verwaltungsbehoͤrde 
geſchehen und wenn fie nicht blos eine vorübergehende ift, von Zeit 
zu Zeit einer wiederholten Prüfung unterworfen werden, um bei 
vermindertem oder aufgehobenem Nothftande das Berwilligte zeitig 
vermindern oder jurüdziehen zu koͤnnen. T) 

1) Die für die Verwaltung einfachfte und dem Unterftüsten oft 
allein dienliche Art dieſer Unterftügung iſt durch Geld. It 
jedoch eine zweckgemäße und ſparſame Verwendung des letzteren, 
auch wenn daſſelbe nur in kleinen Portionen und bei jedesmal 
klar vorliegendem Bedarfe verabreicht wird, nicht zu erwarten 
oder kann das Fehlende durch Vermittlung der Armenpflege mit 
geringerem Aufwande und gleich ausreichend verſchafft werden, 
iſt Das Letztere vorzuziehen und darüber im Einzelnen zu be- 
merfen: 

2) Fehlende Wohnung fann durch Miethbung von Gelaffen 
durch Die Armenpflege oder durch inräumung in einem der 
Armenpflege gehörigen Gebäude, Armenhauſe, geſchehen. 
Da das Zufammenwohnen von Armen verfchiedenen Alters 
und Geſchlechts in der Regel mit Gefahren für die Sittlichfeit 
verbunden ift, fo kann das Leptere nur raͤthlich erfcheinen, 
wenn es an miethbaren Privatwohnungen fehlt und unter 
Beſtellung gehöriger Auffiht, aud mit der nöthigen Einrich⸗ 
tung zu Abjonderung der Bamilien und Gefchlechter. 2) 
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3) Unterſtuͤtzung zur Nahrung kann durch Darreichung von 
Fruͤchten, Mehl ꝛc. geſchehen. Oeffentliche Speiſean⸗ 
ſtalten, durch welche in Selbſtverwaltung der Armenpflege 
oder durch Verleihung an Privatperſonen entſprechende Speiſen 
bereitet und dargeboten werden, und bei dem Ankauf und bei 
der Bereitung im Großen an den Anfaufspreifen, am Holz ıc. 
Erfparniffe erzielt und fo die Koften der einzelnen Portionen 
verringert werden, empfehlen fich namentlich zu Zeiten allges 
meiner Noth und bei einer zahlreichen Arbeiterbevölterung. Es 
ift dabei auf Bejorgung des Geſchaͤfts durch gewifienhafte und 
nicht unbemittelte Perfonen, auf gute und reinliche Bereitung 
und angemeffene Abwechslung in den Speiien zu fehen und 
die gehörige Aufficht hierüber und zu Verhütung von Unter⸗ 
ſchleifen zu beftellen. 9) 

4) Handelt es fih um gänzliche Beköftigung einzelner Armen und 
oft zugleih um fonftige Verpflegung, auch Befleidung ⁊c., fo 
fann diefe durch Veraccordirung an Privaten, wobei die eben 
beruͤhrten Rüdfichten eintreten, am einfadhften gefchehen. 

In manden Gemeinden ijt biefür durch Spitäler geforgt, 
auf welche zunähft das in Nr. 2 Geſagte Anwendung findet. 
Die Aufnahme in diejeiben ift zunächit nach etwa vorliegenden 
Stiftungsvorfhriften, fodann nah dem Bedürfniffe und der 
Roth des Einzelnen, namentlich bei Arbeitsunfühigkeit in Folge 
vor Alter und Krankheit, zu bemeffen und für die Einrichtung 
und die Lebensweife im Innern eine angemeffene Hausordnung 
aufzuftelen.) Die Koftgebung geihieht am ausreichend» 
ften für die Armen durch unmittelbare Verwaltung, wofür ein 
Hausvater oder eine Hausmutter beitellt wird. Wird diefelbe 
durch Accord einem Brivaten übertragen, fo find hiefür folgende 
befondere Regeln zu empfehlen: 1) Die Aufkündigungsfrift 
muß auf eine längere Zeit (von 2 bis 3 Monaten) feftgefegt, 
alsbaldige Auffündigung aber bei gegründeten Beſchwerden für 
die Verwaltung vorbehalten werden. 2) Eine Afterverpachtung 
ift zu verbieten. 3) Die Art der Koft, für die verfchiedenen 
Tageszeiten und in etwaigen Abflufungen für verichievene 
Claſſen von Hofpitaliten, für Kranke; die Stärke der Por⸗ 
tionen für Einzelne, die Art der Abwechslung in Speifen, die 
Duantität der zu einer beflimmten Zahl von Portionen zu vers 
wendenven Beſtandtheile jeder Speife, muß feftgefegt werden. 


4) Gute Zubereitung wird bevungen. 5) Der Koftpreis wird 
am angemeffenften im Berhältniß zu dem Fleiſch⸗ und Brod⸗ 
preife am Anfang jedes Monats feſtgeſetzt ) und eine Zulage 
für Krankenkoſt verabredet. 6) Die Uebergabe der Küchen⸗ 
geräthichaften, welche in das Eigenthum des Pächters über- 
gehen und von dieſem beim Abtreten von dem Accorde in glei- 
her Zahl und Befchaffenheit zurüdzugeben find, erfolgt urkund⸗ 
ih 7) die von den Hausbewohnern zu leiftenden Arbeiten an 
Waſſertragen, Reinigen ıc. werden. feftgefegt. 8) Hol und 
Licht hat der Pächter anzuſchaffen. 9) Er bat eine Baution 
zu leiften. 

In frübern Zeiten, al8 es namentlih an fonftiger Belegen» 
heit fehlte, fih die Mittel zum Unterhalt für das fpätere 
Leben zu fihern, war der Einfauf in ein Hofpital in der Art, - 
daß demfelben ein beftimmted Bermögen gegen lebenslängliche 
Unterkunft und Verpflegung (Pfründe) übergeben wurde, fehr 
gebräuchlich, iſt aber in fo fern als ein Mißbrauch zu erfläs 
ren, ©) als ſolche Pfründner in der Regel ein müßiges Leben 
führen und wahrhaft Berürftigen den Plag wegnehmen können. 

5) Die Befriedigung des Berürfniffes an Holz wird erleichtert 
und zugleich dem Holzfrevel einigermaßen gefteuert durch Hol z⸗ 
magazine, durch welche mit einem den Ortskaſſen entnom- 
menen Betriebscapitale geeignete DQuantitäten erfauft und fofort 
in Heinen Portionen an Aermere zu möglihft niederem Breife 
abgegeben werden.) Die Zaylung. des letzteren erfolgt beim: 
Empfange und die Abgabe von Holz findet an beflimmten 
MWochentagen und unter Eontrole einer Utkundsperſon Statt. 
Bon Seite.ded Staats wird hierin dadurch Beihülfe geleiftet, 
daß Brennholz an ‚Gemeinden, denen es eigenen Waldungen 

. oder an näherer Gelegenheit zur Bcholzung fehlt, im Ganzen 
gegen Zahlungshaftung der Gemeindepflege für den von der 
höheren Forfibehörde zu beftimmenden Preis zur Bertheilung 
unter ihre unbemittelten Angehörigen um dieſen Preis über- 
lafien wird. Hiezu iſt dem Revierförfter ein Verzeichniß der 
Unbemittelten und ihres Bedarfs zu übergeben. Denjenigen 
Gemeinden, weldhe das Holz zur Abgabe. für den Winter aufs 
bewahren, wird zur Bezahlung Borgfrift bis Georgii des 
naͤchſten Jahres bewilligt und es bleibt ihnen dann die Bes 
Rimmung des Preifes für die Einzelnen überlafien. & 
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4) Kaflenerbuung „wie bie Nothdürftigen —“ 

2) Daf. zweites Kapitel. Die Hierin angebenteten Uebelflände — leider 
ſehr Häufig vor und es laden bie betreffenden Gemeindebehörden dadurch 
doppelte Verantwortung auf fi, wenn flatt der Wohlthat die Gelegenheit 
zu Berbrecheh und zu ſittlichen Verderbniß geboten wird. 

3) Tine gedruckte Anfeiiuug zur Ginrichtuug umd zum Betrieb foldder Speifes 
auftaltcn wurde von ber Gentralleitung des Wohlthätigleitsuereins am 
18. Novbr. 1845 ausgegeben ; die Portionen werden theils uneutgeldlich, 
theils gegen den vollen oder gegen ermäßigten Preis abgegeben, ſelbſt 
bei höheren Fruchtpreifen kommt die Bortion nicht über 2—3 ft. zu fiehen. 
Das Local findet ih im Rathhauſe, Schulhauſe, Gemeindebackhauſe ıc. 
leicht; zur Aufficht werben ſich Frauen des Oris erbieten; endlich wirb 
bie Privatwohlthätigkeit überhaupt gerne unterſtützend mitwirken. Grlafle 
der Eentralleitung vom 18. Anguft 1846 und 11. Mai 1847. 

45) Kaſtenordnuug „von der Zucht in den Spitälern.” 

5) 3. 3. wenn 6 Pd. Brod 18 kr. koſten, fo wäre ber Preis der Portion 
7 Tr. 4 Hle. und bei dem Steigen bes DBrobpreifes um je 1 fr. um 1 hir. 
hoͤher. Brod, eiwa 1 Bfp. täglich für jeden Hansbewohner, müßte bie 
Anſtalt nebenbei abgeben ober könnte foldyes mitelnbenungen werben. 

6) Kaftenorbunng a. a. D. Erlaß des Min. des Innern vom Sehr. 1823. 

7) Beiſpiele folcher Anftalten aus Gemeinden auf den Fildern f. landw. 
Wochenblatt von 1837. Nr. 8. 39. 42. 

8) Fiuanzminifterialverfigungen vom 30. Nov. 1836 und 1. Febr. 1845. 


s. 166. 


Die Fürforge für Nahrungsmittel muß im Yale einer Theu- 
rung außerordentlicherweiſe erweitert werden. Schon in der erften 
Hälfte des 16ten Jahrhunderts war von der Regierung als vor- 
beugendes und aushelfendes Mittel die Aufipeiherung von Frucht⸗ 
vorräthen auch durch jedes Stadt: und Amt anbefohlen, fpäter 
wurde jeden Amtsbezirk die Haltung eines befiimmten Vorraths (im 
ganzen Lande 10,000 Scheffel, für jeves Amt 100— 120 Scheffel) 
auferlegt, und wenn der Amtscorperationsbezirk nicht ſelbſt unmit- 
telbar den Borrath hielt, deren Betreff auf die Bemeinden des Amts 
ausgefehlagen; e8 war über defien Verwaltung durch den Vorraths⸗ 
pfleger abgejonderte Rechnung abzulegen. Im Ball der Borrath 
wegen anfangender Berberbniß weggegeben werben mußte, war er 
baldmoͤglich wieder zu erfegen; es Eonnten aber an Berürftige, zur 
Saat oder zur Nahrung, Anleihen in Zruct je bis Martini ger 
macht werden, wobei ein Naturalzins (ſ. Ueberſauf) durch Orts⸗ 
berfommen oder Beichluß der Ortsbehörde feſtgeſetzt war, jedoch 
jährlih 1 Simri vom Scheffel nicht uberfleigen durfte. Dusch jähr- 
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fiche Berichte überzeugte fich die Regierung von der wirflihen Hal: 
tung des Borrathe. 1) 

Diefe Anftalt der Frucdtvorräthe war in den neuen Randestheilen 
nicht eingeführt und hatte oftmals in den Gemeinden des alten 
Landes aufgehört; obigen dann bei der Theurung tes Jahres 1817 
aufs Neue verfucht wurde, fie wieder ind Leben zu rufen, fo wurde 
doch ſpaͤter nicht mehr auf einer Einrichtung beftanden, die ebenfo 
laäͤſtig und mit Berluften aller Art verfnüpft, ald auch bei geringerem 
Nothſtande unzureichend war. ?) 


1) Verordnungen vom 31. Auguft 1564 und 5. März 1619. Comm. Orbng. 
Kay. il. ; 
2) Erlaß des Min. des Innern vom Dec. 1820. 


$. 167. 


Die beiondere Zürforge der Armenpflege muß kranken Armen 
jugewendet werben.1) Neben der allgemeinen Unterſtützung, welche 
ihnen bei mangelndem Erwerbe zu reichen iſt, wird 

1) unentgeldlihe aͤrztliche Hülfe entweder durch befondere für 
die Gemeinden beſtellten Armenärzte, die für unentgeldliche 

Berathung Armer ein Wartgeld aus öffentlichen Kaſſen bes 

jiehen, oder aber in deren Ermanglung jedenfalls durch den 

Dberamtsarzt geleiftet, weldhem gegen den aus Eorporations- 

kaſſen fließenden Theil feiner Befoldung die Beforgung ber 

Hausarmen fowohl (worunter nit blos in oͤffentlichem Almoſen 

fiehende Arme, ſondern Alle verftanden werben, Die mit den 

erforderlichen Zahlungsmitteln nicht verfehen find), als ber 

Armen in Hofpitälern und Armenhäufern ohne befondere Be⸗ 

lohnung und nur mit Vergütung der Reifefoften obliegt. 2) 

2» Die Arzneien mäflen für arme Kranke aus der Armenfaffe 
bezahlt werden und der Apotheler, der unter Umſtaͤnden zu 
deren Abreihung verpflidtet it, kann die Ortskaſſe dafür in 

Anſpruch nehmen, a) wenn das Rezept vor der Sereitung ber 

Arznei von einem hiezu ermächtigten Mitglieve der Verwal- 
tungsbehörde in der Abſicht beurkundet worden if, Damit die 

Bezahlung aus den Ortöfaffen zu verfihern. b) Wenn nach⸗ 

gewielenermaßen der Kranfe fchon zur Zeit der Krankheit 

sablungsunfähig und von feiner zu feiner Ernährung ver- 

‚ pflichteten, zahlungsfähigen Berfon hierin zu vertreten geweſen 

iR. Der Nachweis biefür if jedenfalls als beigebracht zu 
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erfennen, wenn der Kranfe oder die Eltern Franfer Kinder 
unter die Zahl der aus öffentlihen Kaffen zu unterſtuͤtzenden 
Armen aufgenommen find, oder dann, wenn eine gegen den 
Kranken oder deſſen Eltern fpäteftend innerhalb 3 Monaten 
nad erfolgter Abgabe einer Arznei eingeleitete Klage auf Be⸗ 
zahlung erfolglo® geblieben if. — Ohne diefen Nachweis hat 
der Apotheker feinen rechtlichen Anſpruch auf Bezahlung aus 
den Ortskaſſen, dagegen wird von der Menſchlichkeit und Klug⸗ 
heit der Gemeindebehörden erwartet, daß file auch in Fällen, 
wo feine gänzlihe Zahlungsunfäbigfeit nachgewiefen ift, mit 
Rüdfiht auf die Familien- und DVermögensverhältniffe des 
Kranken und die Schmälerung des Erwerbs duch die Krank⸗ 
heit die Bezahlung übernehmen. 3) 

Bei größeren Zahlungen für Arzneilieferung auf Rechnung 
öffentlicher Kaſſen, welche wenigitend 50 fl, betragen, findet 
unter Borausfegung baarer Zahlung der Abzug des zehnten 
Theils der gefeglichen Anrechnung Statt. 4) 

Wenn eine Krankheit mit der Gefahr der Anftedung 
verfnüpft ift oder durch ihre Ausbreitung im Orte eine 
Störung des täglihen Erwerbed und einen größeren Bedarf 
der ärztlichen und arzneilichen Hülfe mit fich führt, fo daß bie 
Fürforge des Staats auf die deshalb zu machende Anzeige 
vom Medicinalcollegium für begründet erfannt wird, fo tritt 
die Theilnahme des Staats an den Koften in fo weit ein, 
daß nicht nur 1) ohne Rüdfiht auf die Zahlungsfähigfeit der 
einzelnen Kranken fämmtliche Reifefoften der aufgeftellten Aerzte, 
die Belohnung des die Krankheit leitenden Arztes und des 
ihn während feiner Abwejenheit vertretenden Wundarztes, die 
Koften der zum allgemeinen Gebraude für mebizinifchpolizels 
liche Zwede (Luftreinigung 2c.) vorgefchriebenen Mittel, fo wie 
die nad) den Umftänden zur Bertheilung an mehrere Kranfen 
den Wundärzten zugeftellten Arzneien, der Aufwand für bie 
polizeilihe Einfperrung eines wuthverbächtigen Thiered und 
für Deffnung feines Leichnams, um die Behandlung der von 
demfelben verlegten Menſchen demnach bemeifen zu Fönnen, 
fondern auch 2) für Zablungsunfähige, zu welden nicht 
blos die ganz Mittellofen, fondern auch diejenigen zu zählen 
find, welche bei eingetretener Erwerblofigfeit, in Bergleichung 
mit ihrem Vermoͤgenszuſtand und ihren übrigen Hülfsquellen, 
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ſo wie mit dem Betrage der in Frage ſtehenden Koſten die 
Bezahlung Außerft ſchwer fallen wuͤrde: a) die Belohnung 
für ſtattgehabte befondere chirurgiſche Verrichtungen, die mit 
der befragten Krankheit im Zufammenhang ftehen, b) die 
Koften der für Einzelne verfchriebenen Arzneien, c) die Koften 
der beſonders ärztlich verordneten Rahrungsmittel und Ger 
tränfe zu zwei Drittheilen von der Staatskaſſe getragen 
werden, fo daß nur das leute Drittheil und dann der öffent- 
liche Aufwand auf weitere polizeilihe Maßregeln, 3. B. Boten⸗ 
gänge, Krankenwärter ıc. auf die Corporationdfaffen fällt. 5) 

3) Die Arztlihe und arzneilide Hülfe fowohl als die nicht min- 
der nöthige, anderweite Verpflegung und Unterkunft bieten 
Krantenhäufer, als welde in der Regel auch die Spi- 
täler dienen und bei welchen die nöthigen Aerzte, Wärter und 
Wärterinnen angeftellt find. Sie beflehen in gewifien Rich- 
tungen mit Yürforge des Staats, 9) namentlih zu Heilung 
und PVerwahrung Geiftesfranfer, fo daß die Aufnahme von 
armen Kranken an diefelben gegen ermäßigte Gebühr von den 
Gemeinden bewirkt werben kann,“) und namentlih bei Irren, 
außer den Faͤllen, in welchen eine folche Unterfunft polizeitich 
verfügt wird, vermöge der allgemeinen Chliegenheit der Ge⸗ 
meinden bewirkt werden ſoll. 8) Yür andere Falle find die in 
einzelnen Gemeinden oder Bezirken gegründeten Kranfenhäufer 
fowohl für die der nöthigen Pflege ermangelnden Kranken, als 
namentlich bei anftedenden Krankheiten für die übrigen Orts- 
einwohner und Damit für die Gemeinde ſelbſt hoͤchſt wohl: 
thaͤtig. 9) 

1) Roßenorbuung „wie es mit ben Slech-⸗ und Platternhänfern.“ 

2) Berorbuung vom 14. März 1814. $. 5. Erlaß des Min. des Innern 
vom 17. Mai 1819. Bergl. hienach $. 191. — Die ärztliche Berathung 
der Armen bedarf in fo fern einer befieren Organifation, ale es eines: 
theils dem Obesamtsarzt unmöglich if, die Armen im ganzen Bezirke zu 
beraten und die Reiſekoſten deſſelben bei eutfernteren Gemeinden bedentend 
feyn koͤnnen, währen die Hälfe oft näher zu erlangen iſt, amberntheils 
aber die in bie Willführ der Armen gelegte Berufung beliebiger Aerzte, 
welchen zwar nach dem cit. Erlaß von 1819 auch feine Belohnung ans 
den öffentlichen Kaſſen, fondern ebenfalls nur Meifekoften bezahlt werben 
ſollen, ‚deren aber oft Mehrere an einem Orte zufammen kommen, bie 
Ortslaffen unuöthig befchwert. Die Armen follten daher jedenfalle an 


einen beſtimmten Arzt gewiefen und die Bezahlung anderer, außer im 
Nothfällen, Tönnte dann verweigert werben. 
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3) Erlaß des Nin. des Jumern vom 24. Nov. 1824. Ergbd. ©. 279. 

4) Min.Berf. vom 23. Inli 1831. Rgbl. S. 305. — Rach einer Spezial⸗ 
entſcheidung des Miniſteriums iſt es den Apothekern nicht geſtattet, um 
dieſem Abzug zu entgehen, die Rechnung zu vertheilen ꝛc., ſondern es 
wird dabei der ganze Aufwand, der eine Armenfafle für die von einem 
Apotheker abgegebenen Arzneien im Laufe eines Derwaltungsjahrs 
trifft, aufammengerechnet. 

5) Min. Berf. vom 14. Octbr. 1830. $. 304 ff. Rgbl. ©. 495. Die Zah⸗ 
Iungen erfolgen an bie Berechtigten durch die Oberamtspflege, theils auf 
Rechnung der Staatsfafle für obige Theile, theil® gegen Wiederecinzug 
des Andern von den betreffenden Gemeinden, wofern nicht diefer Antheil 
auf die Amtskörperfchaften übernommen zn werben pflegt. Um Anflände 
bei dieſem Wiedereinzug zu vermeiden, werben die Koftenrechnungen vor 
der Vorlegung an das Medizinalcollegium ber Ortsbehörde zur Ginficht 
and Beifügung ihres Anerfenntuiffes oder ihrer Einwendungen mitgetheilt. 


6) I. Das ans gefammelten Beiträgen gefliftete Katbarinenhofpttal in 
Stuttgart nimmt ale Heilanſtalt Kranfe vom Lande, bie in Stuttgart 
erkrankt ind, nur nach Zulaſſung des von bortangehörigen Kranfen nicht 
angefprochenen Raumes und nur für bie Zeit fpezieller Kunſthülfe oder 
zu Benügung befonderer im Rranfenhaufe vorhandenen Vorrichtungen (mit 
Ausnahme von Geiftesfranfen und Unhellbaren) zur Hellung auf. Die Ges 
meinden, welche einen Armen in bie Anftalt bringen Tafien, haben einen 
ermäßigten Koftenerfag (täglich 24 Er.) zn Ieiften für allen Aufwand, anfer 
der Einliefermg, Abführung oder Beerdigung. Die Aufnahme iſt bei 
dem Stiftungsrath in Stuttgart, vorbehältlich des Rekurſes an das Stadt⸗ 
oberamt und Regierung, mit Beiſchluß eines ärztlichen Zeugniſſes und mit 
der gemeinderäthlichen Zuſtcherung des Koſtenerſatzes nachzuſuchen. — In 
die daſelbſt vorhandene Gebäranftalt Hat die Aufnahme jede Schwans 
gere nach Sulafinng des von Stuttgart nicht angefprochenen Raumes an- 
aufprechen; ber die Gemeinde treffende Koftenerfag beträgt täglich 10 Fr. 
Die Schwangere hat fih mit Heimathfchein und gemeinberäthlicher Kos 
ftenzuficherung im Spital zu melden. — Bekanntmachung vom 9. Jannar 
and 31. Dec. 1828. Rgbl. ©. 11. 

U. Beiverlei Hülfe gewährt das Clinikum in Tübingen, indem bier 
ohne alle Anrechnung arme Schwangere gegen oberamtlich beurkundetes 
Zengniß über Armuih und über Abholung des Kindes, wenn bie Mutter 
färhe, auch mit Heimathſchein (Min.Berf. vom RO. März 1848) aufge: 
nommen werben, wo fobann arme Kranfe mit Armuthszengniß des ge⸗ 
meinfchaftlichen Amts, ärztliche Berathung und Arzneien erlangen können, 
und in welches enblich Kranke zu größeren chirurgiſchen Operationen 
(andere Kranke nur in feltenen Ausnahmefällen) auf vorherige Anfrage 
gegen 24 Fr. täglicher Koſtenerſatz, oder auch, wenn bie Ortskaſſen nad 
vorzulegendem Zeugnifie erfchöpft find, unentgeltlich aufgenommen werben, 
jeboch mit Suficherung der Gemeinde, die Hin: und Herbringung bes Krau⸗ 
fen -zu beforgen. Verfügung vom 6. Nov. 1823 und 12. April 1825. 
Rei. S. 188 ff. 


a — 








— 195 — 


It. Zu Heilung von Berfrümmungen bes Körpers werben Arme auf 
Staatskoften oder mit Staatsbeiträgen in tie orthopädiſche Anftalten zu 

. Stuttgart und Cannftatt aufgenommen, welche Aufnahme mit ärzlichen umd 
gemeinderäthlichen Zeugnifien bei der Nedarfreisregiernng nachzuſuchen if; 
folge, die für Nehmung der Ortskaſſen, ganz ober theilwelfe, bahingebracht 
werden, haben jährlich 275 fl. (resp. 225 fl.) für Wohnung, Pflege und 
Behandlung zu zahlen. Min. Berf. vom 23. Mai 1834. Rgbl. ©. 396., 
vom 18. Jannar 1840. ©, 43, uud von 1842. Robl. © 285, 

IV. In die Heilbäder des Staats, namentlih zu Wildbad und 
Boll, werden arme Kranke aus allen Theilen des Landes mit ganz un: 
entgeltlicher Derpflegung oder mit theilweifer Uebernahme der Koften auf 
bie biezu geßifteten Mittel aufgenommen. Das Katharinenttift zu Wild- 
bad nimmt jegt während der Babezeit in 4 Zeitabfchuitten zufammen 176 
Dileglinge anf (ſtatt früher 63) der Regel nach je auf 27 Tage. Die 
Gefuche And vor dem 1. April jedes Jahre fchriftlich am die Badaufſichts⸗ 
behörde in Wildbad mit der Bezeichnung „Armenſache“ einzureichen, be⸗ 
legt mit einem ärzilichen Gutachten über das Erforderniß des Wildbades 
zu Hellung bes näher zu bezeichnenven Uebels, fowie mit einer non ber 
Heimathsbehoͤrde ausgeftellten Urkunde über Unterſtützungswürdigkeit und 
über bie Dedung ber Reifekoften, nötbigenfalls aus Ortskaſſen. Finanz: 
minifterialverfügung vom 24. Febr. 1850. 

V. In die beiden Staatsanfalten für Geiſteskranke in Winnenden 
und Zwiefalten (dieſe mehr für wahrfcheinlich Unheilbare) werben Kranke, 
wenn der Koſten gauz nder zum größeren Theile vou öffentlichen Kaflen 
und Privatbeiträgen beftritten wird, gegen ein ermäßigtes jührliches Ver⸗ 
pflegungsgeld von 100 fl. aufgenommen, wenn die Aufnahme zur Hellung 
rechtzeitig nachgefucht, und zugefichert wird, daB dem Kranken, wenn er 
ein eigenes Bermögen von 200 fl. oder mehr beſitzt, jedenfall der Be⸗ 
trag von 200 fl. belafien und nichts ale die Zinfen zur Beftreitung ber 
Koften verwendet werben. Bekanntmachung vom 5. Auguft 1842. Rgbl. 
S. 455. Außerdem beträgt das Verpflegungsgeld 150 fl. (resp. 136 fl.) 
in der dritten Glaffe. | 

8) Kaſtenordnung a. a. DO. Statut für die Anftalt Winnenthal vom 20. Nov. 
1833. $. 23. Rgbl. ©. 387. und für die Pflegeanftalt Zwiefalten vom 
16. April 1846. $. 20. Rgbl. S. 216. Hier ift als unbeftrittene That: 
face angeführt, daß nur in inohleingerichteten Anftalten eine ſolche Pflege 
möglich fey, die ein weiteres Verfinfen des Kranfen hindere, vor Miß⸗ 
handlungen ſchütze ac.; ferner auf das Jutereſſe der Körperfchaften hin⸗ 
gewieſen, durch die ſehr oft mögliche Heilung die Laſt einer lebenslaͤug⸗ 
Hohen Unterflügung zu vermeiden mund fortdauernden Etörungen der öffent: 
lichen Orbnung und Sicherheit vorzutengen. — Die Beihülfe der Amte- 
örperfchaft ift namentlich in folchen Yällen ganz am Plage. 

9) Die Kaflenorbuung a. a. D. hatte einige auf Staatskoſten zu errichtenpe 
Kranlenhaͤuſer, je für einen gewiſſen Diſtriet, in Ansficht geftellt. — Die 
in einzelnen Städten befiehenden Kraukenhäuſer find in der Regel auch 
für Krante vom Lande gegen Koftenerfab offen. 
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8. 168. 


Eine ſehr dringliche Aufgabe der Armenpflege, worin die Dar- 
bietung unmittelbarer Unterftügung mit der fittlih und wirthfchafts 
(ich nüglihen Kürforge für Fünftiges Fortkommen der Unterſtützten 
ſich verfnüpft, betrifft die.arme Jugend,!) fo weit dieſelbe nicht 
in den Stantserziehungsanftalten untergebracht wird. 2?) Diefe Auf: 
gabe geht auf 1) Unterbringung der der Schule noch nicht angehö- 
rigen Kinder während der Zeit, da ihre Erziehung und Pflege durch 
die Erwerbsbefhäftigung der Eltern verwahrlost ift, in Kleinkinder⸗ 
bewahranftalten. 3) 2) Auf gänzliche Unterbringung elternlofer, ver: 
wahrloster, verlaffener Kinder bei geordneten Familien, 4) oder in 
Bezirks- oder Privatrettungshäufern.5) 3) Auf Unterftügung der 
der Schule entwachſenen Jugend behufs der Erlernung von Hands 
werfen oder Unterkunft in Knechts⸗ und Magppienften. 6) 


4) Kaſtenordnung „armer und vaterlofer Waiſen.“ Erlaß des Minifteriums 
bes Innern vom Februar 1823. 

2) In diefelben werben Soldatenkinder und elternlofe Kinder überhaupt vom 
7. Sahre an aufgenommen. Für jedes aufgenommene Kind find bei Uns 
vermögenheit defielben von der Armenfafle 15 fl. Kleidergeld zum Eintritt zu 
entrichten. Gen. Brdg. vom 11. Febr. 1810. $. 14. Das Walfenhans in 
Weingarten ift zur Aufnahme einer Anzahl von Zöglingen ans der Claſſe 
der Vaganten eingerichtet, für deren fichere Sinlieferung die Gemeinden zu 
forgen Haben. S. Suftruftion vom 15. Auguft 1826. Die Aufnahme im 
die Waifenhäufer aus dem einzelnen Bezirken gefchieht nach dem Maßſtab 
des Staatsſtenerfußes und der Bevölkerung. Geſammtzahl der Anfnahmes 
findenden 550 außer den Vagantenfindern. Der Antheil jedes Oberamts 
it im Rgbl. von 1833. S. 300. befannt gemacht. Nach der Gen. Brdg. 
von 1808 fol das Defizit diefer Anftalt anf die pin carpora bes Landes 
umgelegt werben, audy mußte von den Kommunfruchtvorräthen eine Abs 
gabe dorthin entrichtet werben. Seit 1816 wird das Defizit von ber 
Staatsfafle getragen und if im Sinne des $. 68. der Verf. Urk. auch für 
fünftig als allgemeine Landeslaſt erflärt. Min. Berf. vom 18. Ang. 1821. 

3) Hiezu giebt bie Geutralleitung des Wohlthätigfeitsvereins bei dürftigen 
Umftänden Beiträge. 

4) Nah Min.Berf. vom 30. Suli 1839. Rgbl. ©. 518. follen ſolche Kinder 
in Spitälern und Armenhänfern nur dann untergebracht werben, wenn bas 
ſelbſt zu Sicherung einer guten Erziehung Vorſorge getroffen it; zn Uns 
terbringung in Privathäufern können zwar möglichft billige Verpflegungs⸗ 
accorde nöthigenfalls nach öffentlicher Bekanntmachung abgefchloflen wer⸗ 
den; es foll aber die Verpflegung nicht im Abftreich vergeben, fondern es 
foll anf rechifchaffene Familien und Erfüllung der vertragsmäßigen Bes 
dingungen, wovon bie Bezahlung des Koftgelds abhängig zu machen if, 
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geiehen werden. — ©: insbefondere auch die Min. Berf. vum 31. Der. 
1826. Rgbl. S. 5. von 1827 wegen der Kinder von Gefangenen. 

5) An ſolchen Auſtalten ift unfer Land befanntlich außerorbentlich rei. ©. 
darüber tie Mechenfchaftsherichte der Eentralleitung vom 1817 auf 41. 
©. 86, von 1841 auf 43. ©. 73. Im Zahr 1839 waren 2000 Kinder 
auf Koften der Amtskörperfihaften und Gemeinden in Rettungshänfern 
untergebradit. 

6) Lehrlinge, deren Lehrgeld aus öffentlichen Kaflen bezahlt wird, find zwar 

nuicht von der gewöhnlichen Gin- und Ausfchreibgebüähr, wohl aber von dem 
etwa feftgefehten Beitrag der Lehrlinge zu den Koſten ber Unterſtützung 
ber Wandergefellen befreit. Gewerbeorbnung Art. 91. 92. 


$. 169. 


Die Pflihten der Menfchlichkeit find envlich auch gegenüber von 
Drtsfremden, die fih in ver Noth befinden, zur rechtlichen Ber: - 
bindlichfeit der Gemeinden erflärt. Es follen bevrängte Reifenve, 
ftatt fie betteln zu laffen, mit einer Beifteuer aus den Armenfaffen 
bedacht, 1) Die, welge, wegen Schwachheit und Krankheit nicht weiter 
kommen können, am Gemeindewegen auf dem naͤchſten Wege ihrer 
Heimath zu von Drt zu Ort (oder beffer, nad) den zwifchen den 
Bezirfen verabredeten Stationen) geführt, folhe aber, deren Krank⸗ 
heitdumftände den Transport nicht zulaffen, oder die an anftedenden 
Krankheiten leiden, am Orte der Erfranfung auf öffentliche Koſten 
verpflegt und geheilt werden. 2) Zwijchen den inländifhen Gemein: 
den befteht hierin bezüglich ihrer Angehörigen, ſofern ſolche die Koften 
nicht aus eigenen Mitteln bezahlen können, gegenfeitig die Verbindlich» 
keit zum Erfak aus der Armenkafje des Heimathorts. Dagegen findet 
nad) einem völferrechtlichen und durch Staatöverträge mit einigen aus« 
wärtigen Staaten noch beſonders verabredeten Grundfage eine folde - 
Erfagbindlichfeit der betreffenden Gemeinden gegenfeitig nicht Statt. 3) 


1) Zu den öffentlich zu unterflügenden Reiſenden gehören namentlih von 
alten Zeiten her Handwerksburſche, welche jedoch dieſe Unterfläbung zu⸗ 
nächſt aus den Zunftfafien ihres Gewerbes, nöthigenfalls aber auch aus 
den Armenkaflen zu empfangen haben. Gen.Refer. vom 16. Nov. 1784. 
Gewerbeortuung Art. 29. Juſtruktion hiezu $. 36. 

2) Kaflenorbnung „wie e6 mit den Fremden.“ Berorbnuug vom 28. Novbr. 
1626. Verordnung vom 11. Sept. 1807. $.9. Berfügung vom 22. Jan. 
1827. Rgbl. ©. 41. — Zu den hienach zn behandelnden Ortsfremden 
gehören namentlich Dienftboten. — Auch außer ven Fällen, wo nad) den 
citirten Geſetzen bie Unterbringung am Orte der Erkrankung geboten if, 
findet dieſelbe nach allgemeinem, wohlgerechtfertigtem Gebrauche wenigs 
ſtens dann Statt, wenn die Kranfheit vorausfichtlich von kürzerer Dauer 


— 
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und die Heimath des Fremden entfernter iſt, es muß daun aber der be⸗ 
treffenden Heimathsbehoörde alsbald Nachricht gegeben werden. Die ganz⸗ 
liche oder theilweiſe Verweigerung des Koſtenerſaßes in einem Falle letzterer 
Art könnte nur etwa dann gerechtfertigt ſeyn, wenn die Heimathgemeinde 
im Stande geweſen wäre, bie Behandlang des Kranken, der, wie er⸗ 
wähnt, unentgeldlich in feine Heimath zu bringen iſt, mit feinen ober 
weniger Koſten zu beforgen. Für biefen Fall ift der Heimathbehoͤrde vom 
ber erfolgten Erfranfung eines armen Angehörigen Nachricht zu geben. — 
Zu Unterfiühung wandernder oder in Arbeit am Orte fiehender Gewerbe: 
gehälfen, in Krankheits⸗ over ähnlichen Nothfällen, haben wieber zu⸗ 
näͤchſt die Zunftkaſſen einzutreten, doch unter Theilnahme der Armentaflen, 
worüber ſich die beiderlei Behörden zu vereinbaren haben. In Ermang⸗ 
lung einer folchen Uebereinfunft foll ale Anhaltspunkt genommen werben, 
daß die Zunftfafle das Zweifache deſſen zu leiften hat, was fie zu dem 
bemerften Zwede von Beiträgen der im Orte in Arbeit ſtehenden Gefellen 
erhebt cher erheben Fonnte.e Gew. Ordg. a. a. D. und Inſtr. $. 37. — 
Wegen Unterbringung erfraufter Soldaten f. $. 196. 

Sole Staatsverträge befiehen nach Min. Belauntm. vom 30. Dec. 1824, 
2. April und 1. Oct. 1822, 11. Oct. 1830, 21. April 1832, Jan. 1842 
und 21. Mai 1850 mit Baben, Oeſtreich, beiden Heflen, beiden Hchens 
zollern, Naſſau, Sachſen⸗Weimar. 


3) Beſondere Mittel der Armenpflege. 


g. 170. 
Außer den für Armenziwede gewidmeten Stiftungen (bezügs 


lid deren Verwendung in paritätifchen Drten f. 8. 289.) und 
außer der ſchon in Vorſtehendem erwähnten Beihülfe des Staats 
und anderer Kaſſen findet die Armenpflege zu Beftreitung ihrer Aus: 
gaben bejondere Mittel 


1) in freiwilligen Spenden zur öffentlichen Armenkaſſe, 
namentlich 

a) an fonn= und fefttäglihen Kirchenopfern, ferner an 
Opfern von Hochzeiten und Leichen. 1) 

b) Als Ertrag perivdifher Sammlungen im Orte bei be 
mittelten Einwohnern, 2) oder als Ertrag von öffentlichen 
Aufrufen an die Wohtthätigfeit in weiteren Kreifen, ober 
von öffentlihen Sammlungen in der Kirche oder von 
Haus zu Haus (Collecte), zu deren Beranftaltung nur 
in außerordentlihen Nothfällen für einen Oberamtsbezirk 
bei dem Oberamt, für einen Kreis bei der Streisregies 
rung, für das ganze Land von dem Minifterium des 
Innern Erlaubniß einzuholen iſt. 


0) Durch Vermaͤchtniſſe, wozu Teftamentirende, welche wohl- 
habend find und Feine arme Erben haben, ermuntert 
werden follen. ?) 

2) Manche gejeglihe Einnahmen der Eorporationskaffen find zur 
Verwendung für die Armenpflege gefeglich beftimmt, namentlich 

a) die Gebühr für das übliche Sterbgeläute. %) 

b) Die Strafen, «) weldhe überhaupt vom Kirchenconvent 
wegen kirchen⸗ und fittenpolizeilicher Exzeſſe erfannt wers 
den.5) 4) Das durch unerlaubtes Collectiren Geſam⸗ 
melte und deshalb Confiscirte, desgleichen die Confis⸗ 
eationen von verbotenen Epielen, ferner das im Falle der 
Beftehung übergebene Geſchenk, im Falle der Geſchenk⸗ 
annahme in Partheiſachen oter von Amtsuntergebenen 
das angenommene Geſchenk.) y) Die nach Abzug der 
Anbringgebühr zu berechnende Hälfte der nicht über Afl. 
betragenden Strafen für Uebertretungen ver Muͤhlord⸗ 
nung ?) und 9) der dritte Theil der Strafen für Ueber⸗ 
tretungen des Wirthfchaftgabgabengefepes. 8) 4) Die in 
die Amtöpflege fallenden Geldſtrafen für einfache Uns 
zuchtvergehen find über Abzug der Arreftfoften unbemit- 
telter AUnzuchtjtrafgefangener zu wohlthätigen Zweden, 
vorzugsweile zu Erziehung der dem Bezirfe mit Heimath- 
recht angehörigen, den öffentlihen Kaflen zur Laſt fal⸗ 
lenden, unchelihen Kinder zu verwenden. 9 

c) Die Hälfte des Ertrags der Hundeauflagen im Ger 
meindebezirf. 10) 

d) Endlich wird bei gewiffen Verwandtſchaftsdiſpenſationen 
zum Zwed der Heirath eine Sportel von 1 fl. 30 fr. zu 
Gunften der Armenkaſſe angefegt. 11) 

3) Die weitere Beihülfe des Staats zeigt fih zunächſt in ben 
jährlichen Beiträgen an die Kaffe der Eentralleitung des Wohl- 
thätigfeitövereing, die ihrerfeitö jedoch nur zu einzelnen Gemeine 
dearmenanftalten Beiträge verwilligt.12) In ansgedehnterer Art 
tritt die Staatshilfe, nach der Verbindlichkeit des Staats als 
Inhaber allgemeiner Kirchengüter und vermöge der Pflichten ber 
Staatsgeſellſchaft felbft, zu Zeiten außerordentliher Noth durch 
Iheurung, Krankheiten, Brand und Hagelichaden oder andern 
Unglüdsfällen ein. Geſuche um ſolche außerordentliche Unters 
ftügung in Fruͤchten find an die Finanzbehoͤrde, in Geld aber 
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durch das gemeinfchaftlihe Oberamt der Gentralleltung zur 
begutachtenden Vorlegung an das Minifterium einzufenden, 
wobei Rachweifung zu geben ift über die Eeclenzahl der Ge: 
meinde, befondere Urfachen und Grad ihres Nothſtandes, Zahl 
der hülfsbevürftigen Familien (und ihre Kopfzahl) und einzeln: 
ftehenten Perſonen (mit Ramensverzeichnifien),, Borfchläge zur 
Abhülfe, welche durch das Geld geleiftet werden foll (wobei 
Darbietung von Beihäftigung und Errichtung von Speife- 
anftalten vorangehen, und wenn der PVorfchlag hierauf nicht 
geht, die Hinderungsgründe angegeben find), Dedungsmittel 
von den einzelnen Ortsangehörigen (Erfagleiftungen, Beiträge) 
von Grundherrfchaften, Stiftungen, Gemeindes und Amtscor⸗ 
porationsfaffen (mit Angab der ducchfchnittlihen und der lau⸗ 
fenden Umlagen, Paſſivſtand, bewegliche und unbewegliches 
Vermögen und jährliher Ertrag der Einkünfte diefer Kaffen), 
wornach endlich ver nach Anficht Der Drtd- und der Bezirfs- 
behörde vom Staate zu erbittende Beitrag zu bemefien und 
zu bezeichnen ift. 19) 


Bezüglid) der Theilnahme anderer Gorporationsfaffen, 


als der bejondern Armenfaflen, an dem Aufwande fir die Armen- 
pflege ift auf den 3. Thl. 1 Abth. 1. Kap. zu verweifen. (Bergl. 
auch $. 313.) 


In Armenſachen ift der gegenſeitige, ſchriftliche Verkehr der 


Staats- und Kirchenämter, nicht aber der Gemeinderäthe, fo- 
dann für die von den Berwaltern von Armenftiftungen ausgehenden 
und an diefelben anfommenden Briefe und Pakete, wenn fie als 
Stiftungsfache gehörig bezeichnet find, Brief und Yahrpoft frei. 14) 


1) Kaflenorbnung 1. Ray. Cynosura eccl. von 1687. Ray. XXIV. Das 


2 


uf 


Dpfer von den monatlichen Buß⸗ und Bettagen oder vom erſten Sonntag 
jeden Monats, auch von Taufen, iſt vem Waiſenhaus vorbehalten. Das 
Opfer ift von Zeit zum Zeit aus den verfchloffenen Opferbeden zu nehmen 
und buch den Pfarrer in Gegenwart des Meßners oder Helligenpflegers 
zu zählen uud diefem fofort urkundlich zur Verrechunng zu übergeben, auch, 
wenn ein Theil des Opfers als Befolbungsiheil einem Lehrer ac. zukommt, 
biefer dann in Ausgabe zu feben. Erlaß des Minifl. des Innern vom 
9. April 1835. Ergbd. ©. 345. Gen. Syn.Refer. vom 8. Mai 1695. 

Raftenorbnung 1. Kap. Die hier gegebenen Borfchriften zu Sammlungen 
verfchiedener Art ind freilich zum größten Theil durch veränderte Anfichten 
anger Wirkung gefommen. — Der Zwang, welcher nach ältern Geſetzen, 
namentlich nach dem Mandat vom 20. Dec. 1614 zu Zeiten ber Theurung 
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gegen Bemittelte, die fich nicht zu entiprechenden Gaben freiwillig herbeis 
liegen, angewandt werden follte und anch noch durch das K. Reſcript vom 
13. April 1817 in Anwendung zu bringen gefucht wurbe, war immer nur 
ale anßerorbentliches und aͤußerſtes Auskunftsmittel angefehen, und wirb 
ſelbſt ſo mit den jetzigen Mechtsbegriffen, namentlich feit Aufhebung ber 
Stenerprivilegien, für unvereinbar zu halten feyn. 

3) Auch Hier concurrirt das Walfenhaus. 

4) Kaſtenordnung a. a. D. 

5) Daf. und Amtsfchrift vom 29. Oct. 1824. 6. 25. Das ausgebehntere 
Strafbezugsrecht, das den Armenfaflen nach der Landesordnung Art. 120. 
zuſtand, iſt Dagegen durch die nenere Befehgebung aufgehoben. Ebenſo 
it der frahere Bezug von Öanpwerköftrafen durch Art. 91. 95. ber Ge⸗ 
werbeorbnung eingeftellt. 

6) Bolizeifirafgefeh Art. 22. 84. Strafgeſetzbuch Art. 412. 

7) Mühlordnung von 1729. PH. 84. Min.Erlaß vom 7. Bebr. 1842. 

8) Geſetz vom 9. Juli 1827. Art. 47. 

9) Geſetz vom 22. Juli 1836. Art. 9. 

10) Geſetz vom 3. Jnli 1842. Art. 6. 

11) Ehegerichisorunung vom 1687. I. 8. 8. 4. 

12) Nur 20 ganz verarmte und mittellofe Gemeinden, Bettlercolonien, erfreuen 
fh einer ansgebehnteren Unterflühnng zur Armenbefchäftigung, zur Unter: 
bringung junger Leute x. Grlaß des Minifteriums des Junern vom 
29. Jan. 1824 und Rechenfchaftsberichte ver Eentralleitung. Die Generals 
Verorduung vom 11. Sept. 1807. $. 16. hatte vorbehalten, an Orten, 
wo bie PBatrimonialherrfchaft ihr gehabtes Schnerecht durch Annahme vieler 
Armen und gewerblofen Schugverwandten zum Nachtheil ber iht unters 
gebenen Gemeiuden mißbrandht hat dieſelbe bei Vertheilnug der Armen⸗ 
unterſtũtzungskoſten für ſolche Arme vorzüglich in vie Mitleidenſchaft zu 
ziehen. Diefe Beſtimmung konnte indeſſen nie in Auwendung gebracht 
werben, ba ber Beweis, daß ein Mißbrauch nach den vormaligen Bers 
hältuifien vorgefommen und dabei bie Folgen vorauszuſehen waren, welche 
die Schutzaufnahme nach den fpäteren mwärttembergifchen Berfafiungsein- 
richtungen hatte, nicht zu liefern war. 

13) Erlaß der Eentralleitung vom 20. März 1847. 

14) Belauntm. vom 2. Ang. 1822. 
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Fünftes Rapitel. 


Andere öffentliche, namentlicy polizeiliche Anftalten und 
Einrichtungen. 


1) Allgemeine Drtsbedürfniffe. 


g. 171. 


Die Gemeinfamfeit des Aufenthalts, das Zufammenmwohnen 
Mehrerer in einem Orte, "welches die Erreihung der menfchlichen 
Zwede bevingt oder wefentlich erleichtert, erfordert theild wieder für 
fich felbft manche Vorkehrungen, um diefe Gcmeinfamfeit des Wohn- 
figes .thunlid und erfprießlih zu machen, theild werden dadurch 
Einrihtungen, die fonft jeder Einzelne für fi zu machen hätte, zum 
gemeinen, öffentlihen Bedürfniffe, zur Aufgabe des Gemeinweſens. 
Dieſe Vorkehrungen innerhalb des Bezirfed von Wohngebäuden 
(Eiter) betreffen zunächft die allgemeinften (elementariſchen) Beduͤrf⸗ 
niffe des Lebens und Zufammenlebens, Wafler, Luft, Ortswege ıc. 

In früheren Zeiten war es zur Sicherung gegen Raub und 
Ueberfälle für die, vorzugsweife mit fahrender Habe verfehenen Ein- 
wohner der größeren Ortfchaften Bedürfnig, daß folhe mit Mauern 
und Gräben umgeben, mit Thürmen und Thoren verfehen waren, 
deren forglihe Erhaltung den Gemeinden auferlegt war.1) Die 
veränderte Kriegführung, die Entwidlung fonftiger Sicherheits: und 
Drdnungsmaßregein haben diefe Foftfpieligen Einrichtungen entbehr⸗ 
ih gemacht und ihre Entfernung war durch Rüdfichten der Befund: 
heit und zu Erfparung nuglofen Aufwandes, fowie durch Die Aus- 
dehnung der Ortfhaften geboten. — Die für das Deffnen der Thore 
zur Nachtzeit üblich gemweienen Gebühren, Shorfperrgelder, 
wurden durch Staatöverträge über Erleichterung des Verkehrs auf: 
gehoben. 2) — Der Anfang des Etterd an Staats- und Bizinal- 
fragen ift dur eine Ortstafel mit dem Namen des Bezirfes und 
Ortes bezeichnet. 3) 

1) Landesorbnung Tit. 110. $. 14. Verordnung vom 28. Aug. 1673. 

2) Befanntm. vom 6. Dec. 1836. Rgbl. ©. 648. 

3) Nähere Borfchriften für dieſe, fowie für die von der Amtspflege zu 
unterhaltenden Oberamtsgrenzftöcde find durch einen Minifterialerlag vom 

9. Sept. 1825 gegeben, wonach im Wefentlichen die Stöde und Tafeln 
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von Cichenholz, ſauber abgehobelt, in gehoͤriger Höhe anzulegen, jene mit 
ſchwarzer umd rother Farbe anzuftreichen, biefe mit ſchwarzer Schrift auf 
weißem Grunde zu überfchreiben find, 
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Für größere Drte find öffentlihe Pläbe zu Zweden des 
Verkehrs und ald Mittel zur Luftreinigung Bebürfniß; überall aber 
find möglichft gut angelegte und erhaltene Ortoſtraßen von ges 
höriger Breite, je nach der Bedeutung des fich hindurch bewegenden 
Verkchrs, erforderlih. Neu anzulegende (Haupt) Straßen follen 
eine Breite von mwenigftens 50 Fuß haben und Ältere, welche enger 
als, 40 Fuß find, dürfen nicht verengt werten. Dagegen jind 
Gaſſen oder Nebenftraßen, wo fie allzu eng find, nach Gelegenheit 
und Thunlichkeit fo viel möglih auf mehr ald 25 Zuß Breite zu 
erweitern; eine nad örtlichen Berhältniffen begründete, bei ber 
Regierungsbehörde einzuholende Difpenfation von dieſen Borfchriften 
wird jedenfalld nur bis zu einer Breite von 25, bezichungsweife 
18 — 20 Fuß ertheilt.1) Indem hienach die Errichtung oder Um⸗ 
‚geftaltung von Gebäuden an den Straßen befchränft it, Fommt es 
der Gemeinde zu, den zur Straße felbft erforderlichen Raum zu ers 
werben, durch Aufitellung eines von der Staatsbehörde zu genehmi⸗ 
genden Drtöbauplaned die Erreihung und Erhaltung jener Bors 
fhriften zu fihern und etwa auch die Erwerbung der aus dieſen 
Rückſichten geeignetiten Baupläge zu vermitteln. 

Die Herftellung und Unterhaltung der Ortsjtraßen liegt den 
Gemeinden auch da ob, wo folde die Zortfegung einer Staatsſtraße 
bilden, und es ift im Intereffe des Verkehrs für dieſe Ortsftraßen- 
fireden Folgendes vorgefchrieben: 1) Die Fahrbahn zwiſchen den 
Straßentandeln it nad) Zulaffung der Ortsverhältniffe auf eine Breite 
von menigftend 24 Fuß zu bringen. 2) An beiden Eeiten der Straße 
müffen 3 Schuh breite, muldenförmig gepflafterte Candeln angebracht 
feyn. 3) Statt der quer über die Fahrbahn laufenden Candeln 
müflen Dohlen, oder, wo diefe nach der Dertlichfeit nicht ausführ⸗ 
bar find, gepflafterte Candeln winfelreht nad der Fahrbahn und 
funftgerecht profilirt angelegt werden. 4) Die Fahrbahn kann ge- 
pfläftert feyn (wodurch die Interefien der Reinlichfeit und Geſund⸗ 
heit gefördert werden und was auf naflem Grunde unerläßlic, 
wobei aber eine fortwährenn gute Unterhaltung des Pflafterd nöthig 
if); außerdem muß fie mit zweckentſprechendem Material, Das immer 
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im Borrath und auf von der Fahrbahn entfernten Lagerpläßen zu 
halten und rechtzeitig aufzuführen ift, unterhalten werden. 5) Die 
Reinigung der Straßen von Waffer, Moraft, Staub hat regelmäßig 
zu geichehen, entftandene ®eleife und andere Gebrechen find ale: 
bald zu befeitigen ?2) (vergl. $. 180.). 

Diefe Vorfchriften find Anhaltspunfte für das, was auch an 
andern Ortöftraßen, je nad) ihrer Bedeutung, zu geichehen hat. 

1) Bauordnung Tit. von Kreuze und Abgaflen ꝛc. Lanbesorbnung Tit. 87. 
$. 3. Gen. Vrog. vom 13. April 1808. A. II. Erlaß des Minifteriums 
des Junern vom 30. Juni 1846. Straßen, im Gegenfabe von Gaflen, 
find hienach biejenigen, bie für den größeren Landes, Nachbarfchafts- und 
örtlichen Verkehr beflimmt find. 

2) Min.Berf. vom 25. Mai 1837. Robl, S. 231. 
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Die Reinigung der Straßen und läge follte jedenfalls 
wöchentlih einmal und bei naffer Witterung öfter gefhehen; im 
Winter muß für Offenhaltung der Fahr- und Gehbahnen und bei 
Glatteis für Beihüttung mit Sand ıc., im Sommer bei großer 
Trockenheit für Benegung der Straße mit Waffer geforgt werden. — 
Durch örtlike Statuten können in bdiefer Beziehung den Haus 
bewohnern an den Straßen beftimmte Werbinvlichfeiten auferlegt 
werden, da fie zunächſt die Vortheile hievon genießen.?) — Der 
abgeführte Straßenkoth ıc. kann oft mit Vortheil als Dungmittel ıc. 
verwerthet werden. — In geichloffenen Wohnbezirken fann die An- 
häufig von Unrath ohne Gefahr für die Gefundheit nicht geftattet 
werden, daher zu deſſen Abführung von Gemeindewegen unterirdiiche 
Hauptcanäle (Dohlen) anzulegen find, in welche die von den Haus: 
eigenthümern anzulegenden und zu erhaltenden Zweigdohlen ein- 
münden.2) In Orten, wo aud bei Naht ein lebhafter Verkehr 
Statt findet, if die Beleuchtung der Straßen Bebürfniß. 

1) Man vergleiche über all dieſes die Straßenpolizeiordnung für die Refidenz⸗ 

fläbte Stuttgart und Ludwigsburg vom 6. Aug. 1811. Rgbl. S. 453, 


deren Borfchriften für andere Orte zum Muſter dienen Fönnen. 
2) Bauorbnung ©. 62. 


$. 174. 


Für die Benützung der DOrtsftraßen durch Fremde, bezüglich 
deren nicht beſondere Verträge beftehen, find mande Gemeinden 
durh ältere und neuere Regierungsverorpnungen berechtigt, eine 
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Gebühr, Pflaſtergeld, zu erheben, welcher Bezug unter Zus 
grundlegung des öffentlich anzufchlagenven!) Tarifs verpachtet wird. 
Durch Staatöverträge mit den zollvereinten Staaten if feſtgeſetzt, 
daß die Beibehaltung oder neue Einführung fulcher Gebühren, zu 
welch lesterer und zu jeder Erhöhung die Genehmigung der Kreis⸗ 
regierung erforderlich ift,2) nur in dem Betrage geichehen foll, wie 
folcher den gewöhnlichen Herftellungs- und Erhultungsfoften ent: 
fpriht.°) — Geſeztzlich befreit find von Entridtung der drtlichen 
Dflaftergelder: 1) die Reiien und Yuhren für Bebürfniffe der Wai⸗ 
ſen⸗, Zucht⸗ und Irrenhäuſer; ) 2) Militärs, wenn mit Dienft- 
pferden oder wenn mit einem Commando marfchirt wird, fowie bei 
Reifetransporten mit Vorſpann⸗ und Trainpferden;5) 3) Poſtwaͤgen 
und Boftpferde. 9) 


1) Berf. vom 20. März 1815. 

2) Berw. Edict $. 65. lie. 1. 

3) Zollvertrag vom 4. Dee. 1833. Rgbl. ©. 420. 

4) Gen.Brdg. vom 11. Febr. 1810. $. 19. 

5) Allg. Kriegsdienftorduung abminiftrativer Theil 2. Hauptabſchnitt 5. 234. 
Auch die ans Urlaub zum Regiment einbernfenen Soldaten auf dem Wege 
dahin. Min. Erlaß vom 13. April 1837. 

6) K. Berorbaung vom 28. Oct. 1807. Rgbl. ©. 517. Weltere Befreiungen 
werben nach Analogie der Chauſſeegeldordunng vom 13. April 1808 alls 
gemein den Fürſtl. und Köugl. Hoffuhren, den Fenerwägen und Yeners 
reitern zugeflanden. i 
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Ein wichtiges Erforderniß zur Rahrung, zur Reinigung und 
indbefondere auch zum Yeuerlöfchen ift dad Waffer. Das Brunnen- 
waffer wird aus gemauerten Wafjerbehältern, Brunnenftuben, zu 
den Brunnen geleitet, wobei hölzerne Teichel dem Zwede am wenig⸗ 
ften entfpredhen, thönerne Röhren zwar haltbarer und reinhaltend, 
aber nicht drudfeft und gegen Temperatureinwirfungen gefichert find, 
welche Bortheile mit den andern durch die allerdings koſtſpieligen 
eifernen Röhren erreicht werden. Die Röhren find in gehöriger Tiefe 
und mit dem nöthigen Fall einzulegen; an denfelben können leicht 
Vorrichtungen zum Wafferausftrömen von Stelle zu Stelle, Behufs 
der Verwendung bei Feueröbrünften, angebracht, und was zu Spei⸗ 
fung öffentlider Brunnen nicht erforderlich, gegen beftimmte Tarxen 
für Privatbrunnen abgegeben werden. — Die Erhaltung der öffent- 
lihen Brunnen, Berwahrung im Winter ıc., die Herftellung lau⸗ 
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fender Brunnen ſtatt anderer, oder jedenfalls die Verwandlung des 
Zugbrunnen in Gumpbrunnen, im Nothfall die Anfegung von 
Eijternen, iſt zunächft im feuerpolizeilichen Intereſſe befohlen. 1) 


1) Senerlöfchorunung von 1808. $. 17. 18. 


2) Berbindungswege. 
8.176. 


Die Unterhaltung von Berbindungswegen zwilchen den Ort⸗ 
fchaften, wozu in der Regel Feld- und Waldwege benust wurden, 
war immer eine Berbindlichfeit der Gemeinden, als Markungs⸗ 
genofienfchaften, wofern nicht der Staat ald Inhaber von Domänen 
oder vermöge Herfommens zum Bau oder zur Beihülfe, 3. B. durch 
Abgabe von Hölzern, womit die Straßen überbrüdt wurden, vers 
pflichtet war. In Mitte ded vorigen Jahrhunderts begann man 
von Reichs- und Kreißtagswegen, auf eine fünftlihere Wegantage 
und Unterhaltung Bedacht zu nehmer. Bei den alten Hauptlandess 
firaßen mußten zu jener die Beifuhren und gemeinen Arbeiten von 
den ©emeinden nah dem Mafftabe der Steuer geleiftet werben, 
während ihnen die fernere Unterhaltung ohnehin oblag.1) Erſt nad 
20 Jahren ward auf Rändifchen Antrag diefe Landeslaſt auf die 
herrſchaftliche und landſchaftliche Straßenfaffe Abernommen; doch 
blieb immer noch für den Fall, daß die Regierung geeignete Unters 
nehmer nicht finde, den Gemeinden die Verbindlichkeit, die Beifuhren 
und gewöhnlichen Arbeiten gegen eine für jeden Ort feftgefeßte Ver⸗ 
gütung zu leiften.?) Daſſelbe beftimmte die neuefte Wegordnung 
vom 20. Det. 1808, jedoch mit dem Zuſatz, daß die Gemeinden, 
über deren Markung die Staatöftraße geht, Unterhaltungsbeiträge 
in Geld zu Beftreitung einer ihnen fonft obgelegenen Laft zu leiten 
hatten, die zufammen 34,000 fl. betrugen. Diefe wurden zwar ſchon 
zwei Jahre fpäter wieder erlafien, die Gemeinden aber doch wieder 
aur Unterhaltung der Straßen felbft infoweit beigegogen, daß fie 
folcde gegen mäßige Vergütungen, die die Regierung feitfegte, be- 
forgen mußten.) Erſt durch K. Verordnung vom 19. Juni 1818 
ward endlich die Unterhaltung der Staatöftraßen als unmittelbare 
Dbliegenheit des Staats erfannt, foweit nicht einzelne Verpflich⸗ 
tungen ($. 178.) den Gemeinden befonders rechtlich auferlegt waren. 

1) Erfte Wegordumg vom 18. Aug. 1752. 
2) Zweite Wegorbaung vom 18. San. 1772. In der Anlegung von Kunſt⸗ 
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ragen gaben manche Aenier Beiträge, und ſtatt der fonkigen Verbindlich⸗ 
feiten der Gemeinden wurbe ſich anf Geldbeiträge verglichen, vie 1798 
ſich auf 8000 fl. beliefen; bis dahin waren 101,259 Ruthen Staate- 
ſtraßen gebant. Landſt. Verh. 1798. 5. 5. ©. 115. 

3) Orbuung für bie Straßenbanabgaben vom 9. — 1810. 9. 2. 
8. Nefeript vom 1. April 1810. 


8. 177. 


Während früher nur einzelne Hauptverfehröftrafen in Unter: 
haltung des Staats waren, ift zwar bie letztere für die Poft- und 
Eommerzialftraßen des Landes überhaupt zugefichert, ?) vieles 
jedoch keineswegs durchgeführt, vielmehr die Mebernahme auf den 
Staat, außer dem Falle einer der jegigen ober frühern Landesherr⸗ 
ſchaft obgelegenen befonveren Verbindlichkeit, Tange Zeit auf die felte- 
nen Fälle befchränft gewefen, wo die Regierung die außerordentliche 
Bedeutung einer vorherigen Vizinalftraße für den größeren Verkehr 
anerfannte. Erft feit 1833 iſt hierin eine gerechtere Gleichſtellung 
der verſchiedenen Landestheile angeftrebt worden 2) und feit Errichtung 
der Staatseifenbahn ift es geſetzlich ausgeſprochen, daß für die ers 
feichterte Verbindung der von der Eifenbahn entlegenen Beirke 
theil unter ſich, theild mit der Eifenbahn durch Kunftfiraßen ges 
forgt und daß diejenigen diefer Verbindungsftraßen, weldhe einen 
größeren von mehreren andern Straßen oder mehreren Bezirken zus 
fammentreffenden Berfehr zu fördern oder mit der Eifendbahn zu vers 
mitteln geeignet find, in die Verwaltung des Staats übernommen 
oder auf Staatsfoften gebaut werden follen.?) — Diefer Ueber⸗ 
nahme einer Straße in Staatserhaltung fteht die von der Regierung 
immer behauptete und ausgeübte Befugniß gegenüber, die Unter⸗ 
haltung folher Straßen, deren Bedeutung durch veränderte Verkehrs⸗ 
verhältniffe, concurrirende Straßen, wefentfich abgenommen hat, von 
Staatswegen aufzugeben und den Gemeinden zu überweifen. 

Alle anderen Verbindungswege, als namentlich foldhe, welche 
dem inneren, näheren und kleineren, Verkehr der Örtichaften und 
Bezirke dienen und bezüglich welcher nicht die Unterhaltungslaſt 
fraft fpezieler Recdhtstitel einem Andern obliegt, bat jede Gemeinde 
auf ihrer Markung zu unterhalten, ohne rechtlihen Anſpruch auf 
Beiträge der Staatskaſſe.) Doch werden für Unterhaltung be- 
deutenderer Bizinalftraßen, denen gleichwohl nicht der Rang einer 
Staatöftraße von der Regierung zuerkannt wird, an belaftete, wit 
Staatsſtraßen fonft nicht bedachte Bezirke und Gemeinten Staats: 
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beiträge bewilligt, 9) deren Bezahlung von ſteis guter Unierhaltung 
der Straße bedingt ift und bei hierin befundenen Mängeln, die nicht 
noch innerhalb des Etatsjahre befeitigt werden, zurüdbehalten wird. ©) 

1) Wegerbuung $. 1. $. 4. im Gingang. 

2) Eine Bitte um Revifien der Orunpfäge, nach welchen Straßen vom Giaat 
unterhalten ober den Bemeinden überwielen werben fcHen, warb in ver 
Apgeorineienlammer von 1843. Gigung 137. beſchloſſen. Wan zählte 
damals 610 Stunden Staats⸗ und 1853 Stunden Bizinalfiraßen (werunter 
124 Etunden Poſtſtraßen). 

3) Gefeh über Gifenbahnen vom 25. April 1843. rt. 2. 

4) Landesorbuung Tit. 87. $. 1. Wegoriuung von 1808. $. 1 — 3. 

5) Hiefür waren in dem Gtaatofinanzelat von 1845 auf 48 je 10,662 f. auf 
genommen. 

6) Erlaß des Niniſteriums des Imern vom 21. Juli 1849. 


8. 178. 


An den in Staatsunterhaltung befindliden Straßen haben 
gleihwohl die Gemeinden, über dern Markung fie gehen, jede auf 
die Strede ihrer Marfung, außer der Unterhaltung des duch den 
Etter führenten Straßentheild ($. 172.) und außer der der Ge⸗ 
meinde, wie jedem Befiter eines Guts an der Straße, auf ihren 
angrenzenden Gütern obliegenden Baumfegung, einzelne auf ver⸗ 
fchiedenen Gründen beruhende Berbinvlichkeiten: 

1) Bei dem Umftande, daß folche ſchon vor Anlegung der Ehauflee 
zum eigenen Ruben einer Gemeinde von diefer unterhalten wor⸗ 
den, die Unterhaltung derjenigen Brüden, die nicht befons 
ders in Staatsunterhaltung übernommen wurden. 1) 

Diefe Baulaft (an Brüden in und außerhalb Etters) wird 
aber auf Berlangen der Pflichtigen auf die Staatökaffe übers 

- nommen gegen eine von ihnen zu leitende billige Entihädigung, 

weiche fi nad dem fortan zu machenden Aufwande für die 

Brüde, als einer bloß auf einen Nachbarſchaftsweg beredh- 

neten, bemißt, indem theils die etwa jegt fchon nothwendige 

neue Herftellung oder Inftanpftellung, theils die künftige Unter: 
haltung dabei berechnet wird, für welch letztere als Averjal- 
entfhäbigung der einfache Betrag des für die neue Herftelung 
hölzerner Fahrbahn und Brüftungen erforderlihen Aufwandes 
feftgefest ift. Der jährliche Reinertrag des Brüdengelves (wel- 
ches vom Gtaat nidht bezogen wird) wird im zwanzigfachen 
Bettage von der intihädigungsfumme abgezogen, wogegen 











— 00 — 


ein Ueberſchuß des erſteren nicht verguͤtet wird. Die Ent⸗ 
ſchaͤdigungsſumme wird in Ermanglung gütlicher Uebereinkunft 
durch fehiedsgerichtlides Erlenntniß feſtgeſetzt und iſt in hoch— 
ſtens 5 unverzinslichen Jahreszielern, wovon das erſte binnen 
Jahresfriſt vom Tag der Uebereinkunft oder des ſchiedsgericht⸗ 
lichen Erkenntniſſes an fülig wird, an die Staatsfaffe zu 
entrichten. 2) 

2) Auf dem Nachbarſchaftsverhältniß der anftoßenden Güterbeſitzer, 
welche zugleich Bortheil. davon ziehen, die Ausfchlagung der 
Straßengräben mit Ausnahme der Strecken, welde fich 
über herrſchaftliche Guter und Waldungen ziehen. Diefes regels 
mäßig zweimal im Jahr, im Frühjahr und Spätjahr, und auf 
Erfordern außerordentlicherweife vorzunehmende Gefchäft, wel⸗ 
ches urfprünglich den Gutsbeſitzern obliegt, foll aber zu beflerer 
Erreihung des Zweckes von Gemeindewegen dergeftalt beforgt 
werden, daß daffelbe entweder dem Staatswegknect gegen eine 
beftimmte Vergütung übertragen, oder an einen eigenen fleißigen 
und tüchtigen Mann veraceordirt wird. 3) 

3) Auf der ortöpolizeilihen Aufgabe der Gemeinden 4) : 

a) die Reinigung der Dohlen (in gleicher Weife, wie die 

der Gräben); 

b) die Anlegung und Erhaltung der zur Weberfahrt ter . 
Güterbefiger oder zu Eeitenwegen erforderlichen, au Schos 
nung der Straßen vorgefchriebenen Seitenbrüdden 
oder Dohlen; | 
die Berfehung gefährlicher Stellen an den Straßen und 
den Brüden ıc. mit Siherheitsfichranfen, an lep- 
teren nur, foweit die Brüden von den Gemeinden unters 
halten werden, oder wofern die Echranfen oder Brüftun- 
gen bei vom Staat unterhaltenen Brüden und Dohlen 
nicht als Theile der letztern oder als bloß der letztern 
wegen errichtet anzufehen find.) Statt der Schranfen 
werden an geeigneten Stellen, namentli an Steigen, 
Erddämme zugelafien,*) mitunter auch Anpflanzung 
von Pappeln oder andern Bäumen. 

d) Das Schneebahnen, wenn der öffentliche Verkehr auf 
der Straße durch eine Maſſe gefallenen Schneed ge: 
hemmt wird. °) 

e) Die Sepung von Wegzeigern an Kreusftraßen. 8) 
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4) Durch befondere Auflage find die Gemeinden werbunden, die 
zur Erleichterung der Controle ze. erforderliche Nummer: 
feine, gegen eine Bergütung a 6 fr. bei der erfien An⸗ 
ſchaffung, anzufchaffen und zu erhalten. ®) 

5) Als eine Staatsfrohn endlih ift der Transport der zur 
Vebernahme des Unterhaltung&materials erforderlichen Etein- 
waage erklärt, 30) 

Die Erfüllung diefer Verbindlichkeiten der nn wird von 
den Staatöfraßenbeamten überwact. 


ie) Megorbunng $. 4. b. Die erfle Wegorbnung hatte von der allgemeinen 
Unterhaltungspflicht der Gemeinden die zu jener Zeit bei erfier Chauffirung 
ber Straßen neu angelegten Brüdern und Dohlen ausgenommen, 
wohl allein, weil hiedurch deu Gemeinden eiwas weientlich Neues über ihre 
Kräfte Schendes auferlegt worben wäre. — Confequenter hatte ſodaun bie 
zweite Wegordnung von 1772 mit der Unterhaltung der Lanpfiraßen auch 
die dazu gehörigen Brüden, außer foldhen, wovon die Gemeinden Brüdens 
gelber beziehen, übernommen, und anßer ber Innerhalb Etters [dom be: 
Kehenden Brücken. — Daher gibt es auch Bräden innerhalb Etters in 
Staatsunterhaltung; an manchen andern lag der Fürſtl. Kammer nnd 
legt jegt dem Staate die Unterhaltung vermöge Vertrags und anderer 
Rechtotitel ob, und dies auch am Bizinalwegen. 

2) Geſetz vom 11. Dec. 1833. Rgbl. ©. 495. 

3) Zweite Wegorbuung Art. 3. Dritte Wegortuung $. 4. c. $. 6. 7. 
Dekret vom 6. Juni 1812 und 12. Febr. 1816. 

4) Zweite Wegorbuung Art. 3. Dritte Wegorbnung $. 4. d—g. $. 9— 12. 

5) Min.Erlaf vom 22. Oct. 1837. 

6) Erlaß der Straßenbanfecrtion vom 22. April 1812. 

7) Geheimenrathsentfcheitung vom 20. Mai 1833. Generalreferivt vom - 
3. Febr. 1784. 

8, EComm.D. IV. 1. $. 7. Min. Verf. vom 23. Suni 1809. 

9) Wegorbuumg $. 13. 

410) a. a. O. $. 15. 
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In Beziehung auf das von Staatöwegen nicht befriedigte Be⸗ 
dürfnig von Verbindungswegen liegt e8 in der Aufgabe der Ge— 
meinden: | 

1) fehlende Verbindungsftraßen anzulegen, ober fehlerhaft an- 
gelente durch Verlegung auf andere Linien, durch Abgrabungen, 

Auffülungen 2. zu verbeffern. Wegen der hiefür nöthigen 

Erwerbungen von Privateigenthum fteht den Gemeinden, wie 

für andere öffentliche Zwede, das Recht auf zwangsweiſe Ab⸗ 
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tretung unter den Boransfegungen des 8. 30. der Verfaffungs- 
urfunde zu. — Für die Anlage ergeben ſich aus dem Zwecke 
derfelben und aus einzelnen Borfdriften folgente Regeln: 
a) Die Ausftedung der Linie bat mit forafältiger Beachtung 
der Terrainverhältnifie, mit möglichfier Vermeidung hoher Stei⸗ 
gungen, Sümpfe ꝛc., zu geſchehen. b) Eine Breite von 16 
bis 24 Schuhen zwifchen den Gräben, je nach dem Berfehre 
auf der Straße; die Eräben follten oben 4 Schuh weit feyn, mit 
geböriger Abböfhung. c) Es ift zwar geſetzlich im Allgemeinen 
nur eine folche Herſtellung gefordert, daß der Weg ftetd und 
zu jeder Jahreszeit brauchbar und fahrbar it, wozu jedenfalls 
gute Planirung, Anlegung der erforderlihen Gräben, Brüden 
und Dohlen gehört. 1) Indeſſen ift jened Erforterniß wohl 
überall und jedenfalls bei ſchwerem, naſſem Boden nur ge 
fihert, wenn auf dem planirten Grund eine Steinlage, zuerft 
von großen an einander gefügten, fodann von Fein gefchlage- 
nen Steinen fommt: (vergl. $. 339.). 

‚Bei Bauten von Brüden, größeren Dohlen, Ufermauern 
ſoll, um Fünftige Befchädigungen leicht entdeden und befeitigen 
zu fönnen und zu dem Ende immer die natürliche oder fünftliche 
Gründung zu fennen, ein Bauprotofoll geführt werben; 
worin die Art der Gründung, die Struktur des Mauerwerks 
und andere für die fünftige Beobachtung und Behandlung des 

. Bauwerfs wichtigen Umftände zu beichreiben find und das von 
dem Ortövorftande aufzubewahren ift. ?) 

2) Die Unterhaltung der Straße hat jedenfalls den in Pit. 1. c. 
bemerften Vorfchriften zu genügen. Die Güte derfelben ift aber 
inöbejondere davon abhängig, daß a) die Straße in beftän- 
diger Auflicht jey, damit entſtandene Gebreten aldbald und 
in noch Heiner Ausdehnung entdedt und befeitigt werden fön- 
nen; b) der Moraft und allzu dichte Staub zu geeigneter Zeit 
abgeführt, c) dem Waffer der Ablauf offen erhalten, d) Ge⸗ 
feife und Löcher ausgefüllt, e) gutes Material zu gehöriger 
Zeit aufgeführt, Fein geichlagen und eingaworfen, f) ®räben 
und Dohlen gereinigt werden. 3) — Alle dieſe Leiftungen Tön- 
nen einem einzigen Unternehmer übertragen, oder es Fönnen 
zwedmäßiger für die orventliche Pflege der Straßen befondere 
Reute, Wegfnechte, beftellt, die Anſchaffung oder neue Beifuhr 
des Materials aber befonders veraccordirt werden. — Für 
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letzteres find folgende Vorſchriften geeignet: a) Der Unter⸗ 
nehmer hat diejenige Quantität von Steinen ıc. je in 4 
bis 6 Wochen nad der von der DOrtsbehörde erhaltenen Weir 
fung in Haufen von beftimmter Größe aufzuführen, ſolche am 
äußerften Rand der Straße regelmäßig aufzuſetzen. b) Für 
die Mehrlicferung über ein beftimmtes Webergewicht ıc. wird 
nichts bezahlt; es darf aber von Tem Aufgeführten nichts mehr 
weggenommen werden. c) Die ihm angewieſenen Steinbrücde 
und Kieögruben hat er offen zu erhalten, die Felſen bis auf 
den rund auszubredhen, mit dem Abraum die ausgebrochenen 
Vertiefungen wieder zu ebnen, Steine von ſchlechter Gattung 
abzufondern; der Kied muß rein, von allen Erdtheilen befreit 
feyn. Schlechtes Material wird auf des Unternehmers Koften 
von der Straße entfernt und nicht vergütet. d) Demfelben 
fann die gelegentlihe Abfuhr des Morafts einbedungen wer: 
den. — Berüglih der Schranfen und Wegzeiger ıc. findet 
das in $. 178. Geſagte auch hier Anwendung. 

Da an der guten Interhaltung der Straßen jeder Marfung 
jedenfalls aud den benachbarten Gemeinden gelegen ift, fo ift eine 
periodifche Unterfuhung, je im Frühjahr und Herbft, durch einen 
von der Amtsförperfchaft beftellten Sachfundigen und die Bereitfchaft 
eines folhen auch zur Berathung in andern fchwierigeren Straßen 
geihäften dringendes Bedürfniß. 

Außer den Fahrwegen ift auch gangbaren Fußwegen im 
Interefie des Publikums einige Yürforge zuzuwenden, was leider 
nur felten noch geſchieht. 

1) Dekret vom 5. Febr. und 4. Tec. 1811. Min.Berf. vom 14. Juni 1828. 
$. 2. Nach den beiden erflangeführten Verordnungen follte zunächft anf 
Chauſſirung der Wege von Landſtadt zw Landſtadt und anf Poſt⸗ und 
Handelsſtraßen gebrungen werben. 

2) Min.Berf. vom 17. Dec. 1824. Rgbl. ©. 981. 

3) Wegordunng $. 2. Suflruftion vom 23. April 1808. 
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Die früher mandhen Gemeinden zugeftandenen Bezüge von Weg⸗ 
geldern find gegen Entfhädigung aus der Staatskaſſe aufgehoben 
worden.1) — Dagegen beftehen noch häufig Brüdengelder, bes 
züglich welcher im Allgemeinen die bei dım Pflaftergelve ($. 174.) 
angeführten Beftimmungen, namentlih auch wegen gefeglicher Be⸗ 
freiung des Militärs, gleichfalls gelten; die Tarife der von älterer 
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Zeit beſtehenden Brüdengelver find im Jahr 1822 einer Revifion 
unterworfen worden und für neue Bewilligungen ift der Grundſatz 
aufgeftellt, daß foldhe nur in dem Maße eines Beitrags zu der Bau⸗ 
laft in außerordentlichen Fällen, namentlich bei einem die Kraft einer 
Gemeinde überfteigenden Brüdenbau, und aud da nur widerruflich 
und auf eine beftimmte Zeitbauer von höchftens 10 Jahren ertheilt 
werden. ?) 


1) Geſetz vom 28. Juni 1821. Die jährlichen Entfchäbigungen betrugen gegen 
30,000 fl., wurden aber allmahlig abgelöst. 
2) Erlaß des Minifleriums des Innern vom 20. Ang. 1822. 


3) Anftalten zur Förderung der Landwirthſchaft. 
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Wo die Hauptnahrung der Einwohner auf dem landwirthſchaft⸗ 
lihen Betriebe beruht, wie bei uns vie Regel ift, hat die Gemeinde 
für verfchiedene Aufgaben mit ihren Mitteln einzutreten: 

1) Mit Vorkehrungen zu Abwendung von Befchädigungen durch 
natürliche Ereignifje und Frevel: 

a) Aufitelung von Leuten zur Bekämpfung fhäplicher Thiere, 
Maulwurffänger, Slugfchügen; Ausjegung von Prämien 
für Bertilgung ſchaädlicher Inferten; Anſchaffung von 
Werkzeugen und Materialien hiezu;!i) Pachtung von 
Jagden in nahen Staatswaldungen ($. 95.) und An⸗ 
ordnung von außerordrntlihen Jagden zum Schube der 
Cultur gegen Wildſchaden auf Koften der Gemeinde, der 
dagegen das erlegte Wild zufaͤllt; 2) Errichtung von 
Bänfegärten und Beftellung von Hirten. 

b) Beitellung eines ausreichenden Feldſchutzes durch Wärkter. 

c) Befeſtigung der Ufer am Flüffen, was zwar in der 
Regel Sache der anſtoßenden Gutsbeſitzer ift, aber durch 
Darbietung von Werkzeugen, Materialien, Auffehern ıc. 
erleichtert werden kann. An fchiffe und flößbaren Waf- 
fern, fowie bei außerorventlichen, vie Eriftenz einer 
Gemeinde bedrohenden Wferbefhädigungen werden in der 
Vorausfegung, daß die Uferbauten nach den von Staats⸗ 
wegen geprüften Planen und unter gehöriger Aufficht 
geihehen, Staatsbeiträge bewilligt. 9) 
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2) PVermittlung des Schadenserſatzes. Der Gemeinderath kann 
mit Zufiimmung des Bürgerausfchuffes die Yeldfrüchte der 
ganzen Markung auf Rechnung oder unter Vermittlung ber 
Gemeindekaſſe gegen Hagelfchaden verfichern lajfen, womit 
nicht nur Koftenerjparniß bezüglih ver Aufnahmen, ſondern 
auch der Vortheil längerer Anborgung der Berficherungsbeiträge 
verknüpft if.) 

3) Vermittlung der Befreiung der Feldgüter von Läftigen Rechten: 

a) Ablöfung von Schafweiveübertriebsrechten ($. 91.). 

b) llebernahme der Entſchaͤdigung Dritter für fänmtliche auf 
der Markung haftenden Grundlaften und abzulöfen- 
ven Zehnten auf die Gemeindefafle, welche dagegen den 
einzelnen Pflichtigen gegenüber in die Entſchädigungs— 
forderung des Berechtigten eintritt. Dieſes Eintreten Per 
Gemeinde ift beim Blutzehnten, wenn folcher nicht bloß 
auf einzelnen Hofgütern ruht, fowie bei den perfönlichen 
Frohnen gefeblich geboten, im Uebrigen aber von einem 
Beichtuffe des Geneinderaths und der Zuftimmung des 
Vuͤrgerausſchuſſes abhängig.d) Hiedurch ift ed den Ge⸗ 
meinden möglich, die Ablöfung den einzelnen Pflichtigen 
auf jede, den befondern Berbältniffen angemefiene Weife, 
3. B. durch Naturalerhebung, zu erleichtern; es ift jedoch, 
wenn nicht Das Ablöfungscapitat felbjt auf die einzelnen 
Pflichtigen repartirt wird, zu einer andern Erhebungs⸗ 
weife die Zuflimmung derfelben, beim Zehnten ins⸗ 
befondere, zu fortgejegter Einjammlung des abgelösten 
Zehntens oder einer in deren Stelle tretenden Natural: 
abgabe, die nöthigenfalls nad) den Normen des Zchnt- 
ablöfungsgefeges zu ermitteln iſt, ein mit der Mehrheit 
von zwei Drittheilen gefaßter Beichtuß der gemeinfchafts 
lich Ablöfenden erforderlih. 6) Bei Zehnten, die nicht 
zur Ablöfung kommen, kann wenigftend eine erleichterte 
Entrihtung dadurd vermittelt werden, daß die Gemeinde 
jolhe Zehnten pachtet, wozu die Staantsfinanzverwaltung 
die Hand bietet. : 

Bei allen diefen Ilnternehmungen ift es den Gemeinden vor- 

behalten, von den einzelnen Pflihtigen Schadloshaltung für 
alle damit verbundenen Koften zu verlangen, wie auch fidh 
für Fehljahre, in weldhen die Entrihtung der Abgabe der 
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Einzelnen nicht au bewirken wäre, während die Gemeinde den 
Berechtigten zum befriedigen bat, duch Anfammlung eines Res 
fervefonds ficher zu fielen. 7) 


1) S. Minifterlalverfügungen von 1837. Rgbl. ©. 192. und yon 1842. 
Rgbl. S. 493. wegen der Maikäfer, Yelpmänfe. 

2) Geſetz vom 17. Aug. 1849. Art. 7 — 11. 

3) Die Staatsbeiträge werden zu '/; — %, des Koſtenaufwands am Redar 
und am Floßfiraßen gegeben. Der Entwurf einer Flußbanorduung, der 
die Marlungsinhaber zum Uferban an ſolchen Waſſerſtraßen verpflichiete, 
gieng wicht duch. Verh. 1830. 2. H. 

4) Erlaß des Minifteriums des Innern vom 27. Aug. 1835. 

5) Srundlaftenablöfungsgefeh vom 14. April 1848. Art. 3. uud Juſtrnktion 
$. 6. Zebntablöfungsgeieh Art. 6. 7. Befeh vom 28. October 1836. 
Art. 25. 

6) Zehntahlöfungsgeieh Art. 17. 

7) Bergl. in Bezug auf Zehntpachtungen durch Gemeinden bie Erlaſſe bes 
Minifteriums des Innern vom 4. September 1820, 18. Auguſt 1842, 
26. San. 1843. Nach einer Minifterialentfcheidung vom 6. Ang. 1832 
find Ansmärfer bei folhen Unternehmumgen ber Gemeinden im Interefle 
der einzelnen Gutsbeſitzer der Marlung den Jugeſeſſenen gleich zu be⸗ 
handeln, und es iſt zu einer andern Behandlungsweiſe die Genehmigung 
der Auffiihtebehörpe wöthig. 


$. 182. 


Hülfsmittel für den unmittelbaren landwirthſchaftlichen Betrieb 
felbfR bietet Die Gemeinde: 1) in Werkzeugen, deren Anichaffung 
für den Einzelnen fich nicht lohnt, Aderwalzen, Untergrundpflüge ıc., 
wobei die Benuützung den Einzelnen mit oder ohne Entrihtung einer 
&ebühr freigeftellt wird. 2) Durh Haltung des Faſelviehs, 
Zuchtſtiere und Eber, wobei im Intereffe einer guten Nachzucht die 
Anfchaffung der Thiere der Gemeindeverwaltung felbft vorbehalten, 
die Haltung derfelben nit an den Wenigfinehmenden, fondern an 
tüchtige, mit Mitteln verfehene Landwirthe übertragen werben follte. 
Wo die Verbindlichkeit hiezu einem Dritten vermöge befondern Rechte- 
titel8 obliegt, welcher derfeiben nicht in der foͤrderlichſten Weife nach⸗ 
fommt, liegt e8 in der Aufgabe der Gemeinde, gegen angemeffene 
Entfhädigung diefe Laſt dem Verpflichteten abzunehmen, wie dies 
bei der auf Zehnten ruhenden Fafelviehhaltung ohnehin aus Anlaß 
der Ablöfung jener gefchehen muß. 
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4) Einrihtungen für Gewerbe, Handel und Berfehr. 
g. 183. 


Die Einrichtung von Maß und Gewicht if den Bezirfen 
und Gemeinden infoweit übertragen,. daß in jeder Oberamtsſtadt 
Normalmaße und Gewichte zu halten find, nadı welchen die zum 
Gebrauce dienenden Maße und Gewichte regulirt werden, und daß 
zu letzterem Zwede das als Pfechtamt beftellte Perſonal mit den 
nöthigen Stempeln ꝛ⁊c. zu verfehen ift, wobei tie von der Orts⸗ 
behörte feitzufegenden Pfechtgebühren zwar mäßig, aber fo zu be⸗ 
flimmen find, daß die damit bemühten Berfonen belohnt werden 
können, etwad Weniged aber die Kafle, welhe tie Normalmaße 
anſchafft und erhält, erübrigt; endlich daß eine periodiſche Unter: 
fuhung der Gewid;te und Maße handeltreibender Perfonen vorzu⸗ 
nehmen iſt.) Von Gemeindewegen ift zum öffentlihen Gebrauche 
1) in die Mühlen, wenn es auch nur ein Theil ter Mahlgaͤſte 
begehrt, eine Waage mit eifernen gepfechteten Gewichten zum Ab— 
wigen des Getraited und Mehles,?) 2) in die Fruchtſchranne der 
erforderliche Vorrath von Getraidemaßen, und endlich find, 3) wo ' 


es für die im örtlichen Verfehre häufig vorkommenden größeren Wä- 


gungen und Meffungen Bervürfniß ift, eine große Wuage, mit Zus 
tbeitung eines beeidigten Waagmeifters, 3) ferner in Keltern Flüfiig- 
feitömaße, auch Gewichte und Maße für Heu, Holz ıc. aufzuftellen. 


1) Maßerdnung vom 30. Nov. 1806. $. 28 — 32. 41 — 47. 49. Die zeit: 
weije Bifttation ver Maße und Trinkgeſchirre der Wirthe ift als orte- 
pelizeiliche Anftalt den Gemeindebehoͤrden anheimgeftellt. Min.Berf. vom 
12. Zuli 1849. Rgbl. S. 307. Ebenſo vie Viſitation der Garnhäfpel 
nad) der Verfügung vom 30. Oct. 1848. HI. 5. 

2) Verordnung vom 7. Oct. 1840. $. 10. Berfügung vom 22. März 1847. 
Rgbl. ©. 135. 

3) Landeserbnung Tit. 78. 


$. 184. 


Die Errihtung und Erweiterung von Jahr: und Woden- 
märften und die Einführung oder Erhöhung von Gebühren bei 
denjelben ift von der Genehmigung der Kreisregierung abhängig. ?) 
Es ijt Dabei für Inftandfegung geeigneter Plätze, für Materialien 
zu Verkaufsbuden, Anbindepfählen, Hurden ıc., für Aufficht, Be: 
wachung und Beleuchtung zu forgen. Die Marktgebühren follen nur 
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Entfhädigung für diefen Aufwand bieten und befichen aus einer 
allgemeinen Abgabe für das Aufftellen der Waare, für Darbietung 
des Plage, Standgeld, aus einem Miethzind für dargeliehenes 
Material, Brettergeld, aus dem Erjage von Bewachungd- und Bes 
leuchtungsfoften. 2) 

Achnliched gilt von Kornhbäufern, Fruchtſchrannen. Die 
Echrannengebühren beftehen gewöhnlich in einer Natural» oder Geld⸗ 
abgabe von den verkauften Früchten und in einem Standgeld von 
den zu fpäterem Berfauf ftehen bleibenden Fruchten. — Berner von 
Kaufhäufern, Hallen für andere Hanveldprodufte, Wolle ıc., von 
Zandungsplägen an jchiffbaren Ylüffen (Lauer). 

Für die Aufbereitung des Fleiſches find in größeren Orten aus 
ſicherheits⸗ und geſundheitspolizeilichen Gründen eigene Schlacht⸗ 
häufer erforderlich, die zum Theil von der Gemeinde gegen mäßige 
Abgaben von den Einzelnen oder gegen Miethzind von der Mepgers 
zunft, anderwärts von dieſer ſelbſt erhalten werben. 

1) Berw. Edict $. 65. Mit. n. 8. 66. Sportel $. 127. 

2) Das Recht zum Bezug biefer Abgaben gegen Darbietung ber Plätze nad 
Materialien ſteht zuweilen dem Staate oder Gutsherrſchafien zu; foweit 
biefelben aber nicht den Gharalter einer Entigädigung an fi tragen, 
And fie durch das Geſez vom 29. Ang. 1849. Art, 3. c. anfgehoben. 
Sonftige Marktgebübren find ſchon durch das Geſetz vom 27. Oct. 1836 
aufgehoben. 


8. 185. 


Zu Verhinderung. von Betrug und gefunpheitsfchädlicher Be⸗ 
reitung find die Einrichtungen oder Erzeugniffe einzelner Gewerbe 
einer Controle, Shauanftalt, unterworfen, deren Handhabung 
zunächit den Ortsbehörden übertragen iſt. Dahin gehört 1) die 
Fleiſchſchau, deren Bezahluug übrigens an manden Orten den Metz⸗ 
gern ſelbſt auferlegt ift; ebenfo die Brodſchau und Victualienſchau 
überhaupt; ferner die Ziegels und Kalkſchau x.1) 2) Die Mühls- 
ihau. Für jeden Oberamtsbezirk ift ein Mühlfchauer zu regelmäßig 
einmaliger jähbrlicher Viſitation aller Getraidemühlen im Bezirfe aufs 
geftellt, bei welcher der Ortsvorſtand oder eine aus der Mitte des 
Gemeinderaths bejtellte Urkundsperfon anwohnt. Hiefür erhält der 
Muͤhlſchauer Koftenvergütung und Belohnung aus der Amtspflegs 
fafje nad einem der Genehmigung der Kreidregierung unterliegenven 
Mafftabe. Zu Beftreitung diefer Ausgaben wird von den der 
Viſitation unterworfenen Mühlbefigern für jeden Mahl⸗ und jeden 
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Gerbgang eine Gebühr, die den Betrag & 30 fr. nicht überfteigen 
darf, innerhalb diefer Grenze aber nach dem wirklichen Bedarf zu 
beftimmen if, durch den Gemeinvepfleger erhoben und in die Amts- 
pflege abgeliefert. ?) 
1) Mebgerordnung von 1651. Bredſchauerordunug. Maßordunng $. 46. 
2) R. Berorbnuung vom 7. Oct. 1840. Rgbl. ©. 431. 


$. 186. 


Richt nur der gewerblihe, fonvern der allgemeine ‚menfchliche 
Verkehr erfordert ftehende Einrichtungen zu Berfendungen aller Art, 
welche, foweit fie nicht durd den Staat mittelft Eifenbahn und Poſt 
dargeboten find, dur die Corporationen als Boteneinrictung 
herzuftellen find, wobei indefien, was Landboten und Güterfuhrleute 
betrifft, die Privatinduftrie in der Regel dem Bedürfniß abhilft und 
die Gemeindeverwaltung nur etwa die Entgegennahme von Gautionen 
zu Sicherung der Aufgaben zu beforgen hat. Dagegen jo, nachdem 
die Beforgung der amtlichen Eorrefpondenzen der Staatöbehörven 
im Wege der Etaatöfrohn vorbehältlich zeitweilen Wiedergebrauchs 
bei allgemeinen außerorventlihen Ereigniſſen, wenn diesfalls bes 
fundere Anordnung erfolgt, abgeftellt worden ift, in jedem Oberamtds 
bezirf ein regelmäßiger Botengang zwiſchen der Oberamtsſtadt umd 
jevem einzelnen Amtsort, in der Woche mindeftend zweimal, bei 
befonderem Beduͤrfniſſe aber öfter, von der Amtsförperichaft oder den 
Gemeinden erhalten werden, wobei fämmtlihe K. Stellen von Be- 
zahlung alles Portos und Beftellgebühr an diefe Boten befreit find, 1) 
eine Einrichtung, welche zugleih dem Berfehrsbebürfnifie der Ge⸗ 
meinden und Privaten unter ſich entgegenfommt, in welder Be: 
ziehung der Gemeindebehoͤrde obliegt, den Tarif der von dem Boten 
neben feiner Belohnung aus der Gemeindekaſſe zu beziehenden Bes 
fRellgebühren feftzufegen und Caution von ihm zu fordern. 


1) Min. Erlaß vom 8. Det. 1895. Ergbo. ©. 286. K. Verordnung vom 
29. Oct. 1837. Rgbl. ©. 594. 


5) Keuerpoligeilihe Borfehrungen. 
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Die Verhütung, Entvedung und Bekimpfung von Feuersgefahr 
iR zunächft ganz die Aufgabe der Ortsgemeinden und dieſe bei dem 
naheliegenven Staatsintereffe folgendermaßen genauer beftimmt: 
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t) Neben andern öfonomifchen Vortheilen dienen die von Ge⸗ 


meindewegen errichteten Backhäuſer, Dörr⸗ und Waſchhaͤuſer, 
- Hanfbrehhäufer zu Verminderung der Feuersgefahr und find 
daher angelegentlih empfohlen. 


2) Saͤmmtliche Gebaͤude und Feuerfätten find alljährlich mweimal, 


3) 


4) 


im Früh⸗ und Spätjahr, dur eine aus einem Gemeinderath, 
zwei Bauhandwerkern und dem Kaminfeger, mit Gutheißung 
tes Oberamtd aber auch bloß aus einem Gemeinderath und 
einem tüdtigen Meifter des Maurer: und Steinhauerhand- 
werfs, in deffen Ermanglung eines Zimmermeifters erfter oder 
zweiter Claſſe!) zufammengefesten DOrtsfenerfhau, fodann 
in jedem Fruͤhjahr, wenn aber das Oberamt wegen Untüchtig⸗ 
feit und Ilnzuverläffigfeit der Ortsſchau hiezu Grund findet, 
red Jahre zweimal durch den von Bezirföwegen aufgeftellten 
Oberfeuerfhauer zu unterfuden, welch letzterer neben 
Vergütung feiner Reijefoften und Diäten, zu deren Verrechnung 
Ihultheißenamtliche Beurfundung der in jerem Orte verfäumten 
Zeit gehört, mit einem firen Schalt aus der Amtepflege bes 
lohnt wird. 2) 

Es find überall Nachtwächter, Schaarwädhtes bei Hochzeiten 
und andern terartigen Gelegenheiten und in Städten Hoch⸗ 
und Thurmmächter, auch Winpwächter anzuftellen. ®) 

Die Gemeinte hat fih mit genügenden Feuerloͤſchinſtru— 
menten zu verfehen, wozu in jedem Orte die nach der Zahl 
der Bürger und männlichen Dienftboten erforverliche Zahl von 
Seuereimern (neue mit 5 — 6 Maß Gehalt, mit verengter 
Mündung, von Leder oder feftem- innen verpichten Strohgefleht 
oder von hänfenem Gewebe), ferner eine Zahl von Waſſer⸗ 
butten oder an Stangen tragbaren größeren Kübeln (wo nicht 
hievon wegen des Privatvorrathd der Weinbauer ıc. an fols 
hen Gefäflen difpenfirt wird), endlich einige große Feuer⸗ 
haken und Feuerleitern gehören; in Städten, Marftfleden und 
größeren Dörfern müſſen Sahrfeuerfprigen mit ledernen oder 
hänfenen Schläuden, und nah Kräften mehrere Handfprigen 
feyn; kleinere und unvermögliche Dörfer haben ſich entweder mit 
andern zu gemeinfchaftliher Anfchaffung einer folchen Sprige 
zu vereinigen, oder Tragfprigen anzuſchaffen. Die Sprigen 
müffen im geeigneten Local, wozu mehrere Schlüffel führen, 
aufbewahrt, öfters probirt und wohl erhalten werden; nad 
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örttihen Berhältnifien ſind Feuerwagen mit Laternen und 
Inftrumenten, ferner Sade und Segeltücher zum Aufhängen 
im benetzten Zuſtand an bevrohte Gebäude zu halten; größeren 
Etädten if zur Flüchtung die Bereithaltung von Eäden, 
Striden, Deckelwagen, Rettungsſchläuchen empfohlen; zum 
Zwed fihleuniger Fortſchaſſung ter Zeuerlöfchinftrumente ıc. if 
die Ausfegung von Prämien an die am früheften anfommen- 
den Pferdebefiger befahlen.*) 

5) Zür Waſſer if zu forgen ($. 175.), nöthigenfals duch Gin- 
tihtungen zum Schwellen der Baͤche. >) 

6) Bei Berfendung von Hülfsmannſchaften in benachbarte Orte 
hat nit die Gemeinde, bei welder der Brand ausbricht, ſon⸗ 
dern die abjendende Bemeinde duch die Rottenmeiſter vie 
nöthigen Erfrifhungen, befier aber beftimmte Geldvergütungen 
reiten zu lafien. ©) 

7) Statt den außer den Ortseinwohnern auch nah Rothturft 
den Angehörigen deſſelben Bezirkes, bei großen Brandfällen 
feib ver benachbarten Bezirke obliegenden Frohnleiſtungen 
beim Schuttabräumen fann ein Geldaͤquivalent gereicht werten, 
wenn ed an Gelegenheit zu Verlohnung der Fuhren nicht 
fehlt. ?) 

1) Nin.Berf. vom 25. Dec. 1848. Rgbl. von 1849. ©. 3. 

2) Gen. Drdg. vom 13. April 1808. E Min.Berf. vom 18. Juli 1848. 
Rgbl. ©. 347. 

3) Gen.Brdg. vom 13. April 1808. F, I— IH. 

4) Feuerlöſchorduung vom 24. Mai 1808. 8. 1 — 4. Erlaß des Miniſteriums 
des Junern vom 5. Oct. 1847. — Hanpterfordernifle einer guten Fahr: 
fenerfprige find: a) daß fe das gehörige Onantum Wafler (240 bis 
380 Maß in der Minute) mit zufammengehaltenem Strahle anf gehörige 
Höhe (80 — 100 Fuß) answirft; db) zugleich mit Rohr uud Schlauch ar: 
beitet ; c) mit mehreren Gußröhren von nicht zu dunnem Durchmefler und 
mit 60 — 80 Ellen Schlauch, in angemeflenen Abtheilungen, wobei alle 
Schrauben gleiches Gewinde und gehörige Durchgangsweite haben, ver: 
fehen if. Gin verfchiebbares Schlauhftäd dient zu fchnefler Verbindung 
der zerrifienen Thelle. d) Daß der Sprigenfaften fo viel Waſſer faßt, 
als bei vollem Betriebe in zwei Minuten ausgeiprigt wird, von gutem 
Eichenholz, mit gehöriger Dide ver Wände und Böden, waflerdicht 
mit Kupferblech amsgefüttert if. e) Daß die Borberräder wohl unter 
dem Kaſten burdhlaufen, die Achſen von gutem Schmiebeifen und mit 
meffingnen Büchſen verfehen find. f) Daß Stiefel, Röhren und Bentile 
von gutem Gelbguſſe, ohne Löthung, find ; alle einzelnen Stüde müflen 
gut fchließen; Kolbenflaugen vom beflen Schmiebelfen, Windkeſſel und 





” 
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Kolben van Kupfer. g) Ueber Holzwerk und affenes Ciſeuwerk eis guct 
Oelanſtrich. — Bel der Ablieferung der Sprige iſt hienach eine Brobe 
der einzelnen Theile, der Wirkung und der Bahrbarfeit vorzunehmen nad 
die Gemeinde im Accorde zur Annahme uur verbindlich zu erflären, wenn 
diefe Prüfung gut ausfällt. 

5) Seuerlöfchertnuung $. 16. ff. Bei nahen Bächen und Flüſſen if pie Bes 
fhaffung von Wafler durch mit der Sprige verbundene Zubringſchlaͤuche, 
feruer duch anf Räder geſetzte lange Fäfler ſehr erleichtert. 

6) Daf. $. 69. 

7) Taf. $. 83. Min.Erlaß vom 5. Ort. 1847. 


6) Einrihtungen für Rechtspolizei und Rechtspflege 
$. 188. 


In der rechtspolizeilichen Aufgabe der Gemeinden liegt zunaͤchſt 
bie vorgefchriebene Vermarfung des Orundeigenthums, Steinfag. Die 
Untergänger baben zweimal jährlich einen ordentlihen Umgang auf 
der Marfung zu halten, um die Markfteine zu unterſuchen, zu ber 
richtigen und zu ergänzen. Die Taggelver derſelben werben hiefür 
aus der Gemeindekaſſe bezahlt, wogegen für jeden neugefehten Stein 
eine Gebühr von 6 fr. und zwar von jeder Parthie die Hälfte fos 
gleich eingezogen und an den &emeindepfleger übergeben werben foll.1) 

Bei der Fortführung der Flurkarten und Primärfatafter hat 
die Gemeindekaſſe zu tragen: 1) die Belohnung defien, welder die 
Notizen über vorfommende Aenderungen zu jammeln bat. Diefe Bes 
(ohnung wird vom Gemeinderath feftgefegt und kann für einen 
Aenderungsfall, einfhließlich der Auslagen für Anfchaffung der Zors 
mularien zu den Yenderungsverzeichniffen, je unter Berüdfichtigung 
der größern oder geringern Geſammtzahl der gefammelten Notizen, 
2 bis 3 fr. betragen. 2) Dad Taggeld derjenigen feldfundigen Ber 
fonen, melde jährlich vor dem Abſchluſſe des Güterbuchsprotokolls 
die Flurfoften gemänderweife zu durchgehen haben. 3) Die Koften 
des Locald und der amtlichen Bedienung bei diefen Gefchäften. Die 
übrigen Koften fallen auf die Staatsfafie. 2) 

1) Comm.O. IM. 15. - 
2) Min.Berf. vom 12. Oct. 1849. Rgbl. ©. 672. 
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Die Erhaltung und nöthigenfalld neue Anlegung der Güter: 
bücder’gefchieht auf Koften der Gemeinden, während das Geſchaͤft 
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der Umfchreibung vorgekommener Befihänderungen durch bie vom 
Staate befoldeten Notare ohne Anrechnung zu beforgen if, fo daß 
die Gemeinde nur das Taggeld des dabei zuzuziehenden Gemeinde⸗ 
rathömitglieded und das Papier zu bezahlen bat.!) In jeder Ge⸗ 
meinde ift auf @emeindefoften dad Unterpfandsbuch anzu 
fhaflen und das dazu gehörige Protokoll, und find diefe Bücher 
nebf den Kauf» und Güterbüchern forgfältig zu verfchließen und 
aufzubewahren. 2) Die Gebühren für Löſchung eines Unterpfands 
oder Pfandvorbehalts find auf die Gemeindekaſſe zu übernehmen, 
fo oft die Löfchung innerhalb eines halben Jahres, von dem Zeit- 
punft der eingetretenen Tilgung der Schuld am gerechnet, von den 
Betheiligten nachgeſucht wird. Diefe Gebühren find ſtets abgefonvert 
zu verzeichnen. 3) Desgleichen find die Reifefoften eines Hülfe- 
beamten, der zu ausfchließliher Belorgung von Bfandgefchäften 
eigens zu reifen veranlaßt war, mit 30 fr. auf jede Reifeftunde aus 
der ®emeindefafle dann zu beftreiten, wenn nicht die Erledigung der 
vorliegenden Unterpfandsgefchäfte einen vollen Tag erfordert oder die 
Berufung des Beamten von den Betheiligten beſonders erbeten war, 
in welden Fällen diefe Koften auf die letzteren fallen. +) Endlich 
find die Reifefoften der Oberamtsrichter und Notare von Unterfuchung 
der Pfandbuchsführung von der Gemeindefaffe zu tragen. 5) 

In gleiher Weile fallen auf die Gemeindefaffe die Gebühren 
der Waifenrichter für das jährliche Durchgeben der Pflegſchafts⸗ 
tabellen und der Notare für die dem Waifengericht hieraus zu fer- 
figenden Auszüge.) — Dem Rotar, als Hülfsbeamten der Ge⸗ 
meinde für die Rechtöfürforge, ift zur Bearbeitung der von ihm um 
die von der Staatskaſſe getragene Befoltung zu veriehenden Ge⸗ 
Ihäfte der Angehörigen des Orts auf Koften der Gemeinde- 
taffe ein Zimmer einzuräumen und zu heizen. ?) 


1) Min. Berf. vom 3. Dec. 1832. Verordnung vom 14. Juni 1843. $. 6. 

2) Hanptinftiuftion vom 14. December 1825. 11. Abſchnitt. Geſetz vom 
18. April 1828. 

3) Min. Berf. vom 7. Mai 1828. Rgbl. S. 338. Ueber den Betrag der 
Gebühren f. Min.Berf. vom 1. Juli 1841. $. 4. 

4) Gele vom 15. April 1828. Art. 9. und Verf. vom 27. Nov. 1847. 
Rgbl. ©. 485. 

5) Min.Erlaf vom 21. Mai 1829 und 27. Nov. 1832. 

6) Notariatsgefeb vom 14. Juni 1843. Art. 18. 

7) Dat. Art. 55. Für die von dem Notar zu Hanfe vorzumehmenden Ar- 
beiten Tann er bieranf verzichten und ihm mit Genehmigung ter Kreis: 
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reglerung eine Geldeniſchadigung verwilligt werben. Niniſterilerlaß vom 
6. Oct. 1831. 


$. 190. 


Die den Gemeinden zuſtehende Strafrehtspflege begreift 
zunaͤchſt die polizeiliche Aufgabe der Entdefung und Anzeigung von 
Verbrechen und Vergehen, wozu ein nach der Größe des Orts zu- 
reihendes Perſonal von Bolizeidienern zu beftelen und zu belohnen 
it. Sn die Gemeindekaſſe fließen in der Regel die von der Orts⸗ 
behörve erfannten Geldftrafen, der Amtspflege aber weist das 
Gefep die vom Oberamt wegen PBolizeis und Dieciplinarvergehen 
ausgefprochenen Gelditrafen zu, mit Ausnahme der Legalftrafen von 
mehr als 15 fl.!) Bon den baar eingehenden oder auch von allen 
Straffällen find den Anbringern zu Erhaltung ihres Dienfteifere 
und als Theil ihrer Belohnung gewiffe Antheile als Anbring⸗ 
gebühren theild durch einzelne Gefegesvorichriften, theils durch Be⸗ 
fchlüffe der betreffenden DBerwaltungsbehörden ausgelegt. Dieſem 
Strafbezugsrechte entſpricht die Verbindlichkeit zu Unterhaltung der 
noͤthigen, ſowohl dem Zwede der Sicherheit entfprechenden, als mit 
Rüdfiht auf die Gefundheit der Gefangenen eingerichteten © es 
fängniffe, der Ortögefängniffe durch die Gemeinden, der Bezirfs- 
polizeigefängnifje durch die Amtöpflegen. Weber den Erſatz der Koften 
der Heizung, Verpflegung, Berienung durch die Gefangenen hat 
die Strafbehörde zu erkennen; ſolche Koften, welche einem Squl⸗ 
digen nicht auferlegt werden können oder die wegen Unvermoͤgenheit 
defielben unerheblich find, fallen auf die Kaſſe, welde den Arreft 
zu unterhalten bat. Die Gemeinderäthe und Amtsrerfammlungen 
baben die Erfapbeträge und Gebühren der Gefangenwärter feftzus 
fepen, welche ihre Befriedigung aus der betreffenten Kaffe, vor: 
behättlich ihres Regreſſes an die Erfagpflichtigen, verlangen fünnen. ?) 
Andere Interfuhungsfoften übernimmt, wo foldhe dem Einzelnen 
nicht zugefchieden find, bei Vergehen gegen allgemeine Strafgejebe 
die Staatskaſſe. Ueber Streifloften f. $. 272. | 

Die Bezirks⸗ und Drtögefängniffe dienen zugleich, wo fie hiezu 
tauglich erfunden find, als Etationsgefängnifle für die Unterbringung 
von Transportgefangenen, während die Transportkoften im Uebrigen 
auf die Staatöfaffe überwielen find. °) 

Endlich ift aus der Amtspflege den zur Wahl der Gefchworenen ' 
für die Schwurgerichte berufenen Bezirksausſchußmitgliedern Ent⸗ 
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ſchaͤdigung an Diäten und Reifefoften (mit Ausſchluß von Taggeldern) 
nach dem für Gemeinderäthe beftehenden Maßſtab zu gewähren. 

1) Verw. Edict $. 18. 107. 

2) Daf. $. 18. 107. Min.Erlaffe vom 1. Der. 1831 uud 1. Dec. 18386. 
Ein Regreß bei zahlungenufühigen Angehörigen anderer Gemeinden und 
Bezirke an die Kaflen der letztern findet nicht Statt. Min.Baf. vom 
8. Rov. 1830. 

3) Durch das Geſetz vom 26. Mai 1824. Min.Erlaß vom 1. Juni 1827. 
Wo die örtlichen Gefängniffe die hinreichende Sicherheit nicht bielen, iſt 
auf Staatsfoften für Stationsgefängnifle zu forgen; im Oberamtefige 
wird das Bezirksgefäugniß hiezu verwendet. 


7) Einrihtungen zur dffentlihen Gefundheitspflege. 


$. 191. 


Außer ter für franfe Arme zu treffenden Fürforge ($. 167.) 
fiegt den Eorporationen zu Befriedigung des allgemeinen Bedürfniffes 
an Hülfe in Kranfheitsfälen von Menſchen und Thieren Folgen- 
des ob: 

1) Fürforge für das nöthige Arztlihe Perſonal: a) Der für 
jedes Oberamt von Staatöwegen beftellte Oberamtsarzt bezieht 
neben feiner Staatöbefoldung einen Gehalt aus Eorporationgs 
faffen, beftehend in dem Mehrbetrage des durch die Mebizinal- 
otganifation von 1814 jedem Oberamtsarzte ausgeſetzten Ge⸗ 
haltes über die fpäter auf die Staatskaſſe übernommene Befol- 
dung, jodann in einer Bferdsration und einer Schreibmaterialiens 
entfhädigung von 10 fl.!) An dieſem Gehalte haben zunächft 
die Stiftungen ihren früher geleifteten Beitrag und die Ober: 
amtsftadt, ald Sitz dieſes Arztes, den ihr bei jener Organi⸗ 
fation zugeſchiedenen Voraus, den Reſt aber (namentlich zuerft 
die Pferdsration und Schreibmaterialienvergütung) die Amtes 
pflege zu tragen und es war, wo die früheren Leiftungen 
dieſer Kaffen mehr betrugen, der neue Antheil jeder derjelben 
an der oberamtsärztlihen Befoldung nad Verhältniß ihrer 
früheren Leiſtungen unter fie zu vertheilen.d — Um dieſe 

. Befoldung bat der Oberamtdarzt die Armen ($. 167.), ſoweit 
dafür nicht befondere Aerzte beitellt find, und dabei auch Die 
franfen Gefangenen bei den Beirföftellen, auch die nicht amté⸗ 
angehörigen, ohne weitere Anrechnung als die Reifefoften zu 
berathen.) 5b) Reben dem Oberamtsarzt ift in größeren 
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Bezirken für einen gewifien Theil deſſelben mit denfelben Ver⸗ 
pflihtungen ein Ilnteramtsarzt mit Gehalt und Pferbsration 
aus den Gorporationdfafien angeſtellt. Eodann find mit der 
Berpflihtung zu unentgeldlicher Berathbung der Armen andere 
Aerzte mit Wartgeld aus ſolchen Kaffen bedacht, namentlich 
um diefelben zum MWohnfignehmen in von der Stabt entfernten 
Drten zu bewegen. Der Berwaltungsbehörbe fteht es zu, bei 
Erledigung diefer Stellen zu erwägen, ob dad Bebürfniß eine 
Wiederbefegung derfelben und unter welchen Beftimmungen ers 
heifhe. Die das Bisherige abändernden Befchlüffe bedürfen 
aber der Regierungsgenehmigung. 4) ec) Für die wundärztliche 
Hülfe ift in der Regel ein Oberamtswundarzt, fodann find 
auf Amtsorten einzelne Chirurgen mit der Verpflichtung zu 
unentgelblicher Behandlung Armer gegen ein Wartgelb beftellt. 
Bei den erftern ift die Verpflichtung zu unentgeldliher Ber 
handlung der armen Gefangenen bei Bezirfsftellen zu bedin⸗ 
gen.5) d) Jeder Gemeinde liegt ob, dafür zu forgen, daß in 
ihrer Mitte immer eine den örtlichen Beduͤrfniſſen entiprechende 
Anzahl von Hebammen vorhanden fey, deshalb nöthigen- 
falls auf Koften der Gemeinde Brauensperfonen in der Ges 
burtshuͤlfe unterrichten zu lafjen und Wartgelver für obrigfeit- 
lich beftellte Hebammen aus der örtlihen Kaffe abzureichen. ©) 
Der Unterricht in der auf Staatsfoften bei dem Katharinen- 
fpital in Stuttgart beſtehenden Hebammenſchule iſt unentgeld» 
(ih; für die übrigen Bebürfniffe, namentlih Wohnung und 
Koft, welche von der Anftalt beforgt werden, ift derfelben von 
der Gemeinde ein nah den jeweiligen Preiſen beftimmter 
Averfalerfab zu feiften, wozu auch die auf Verlangen mit 
gegebenen Lehrbücher und Geräthichaften gehören. Sechs Wor 
hen vor dem Anfang jedes Lehreurfes (die 1. San., 1. April, 
1. Juli, 1. Oct. beginnen) muß die Meldung um Aufnahme 
mit einem Zeugniß des Stiftungsraths über Lebensalter (20 
bis 35 Jahre) und unbefcholtenen Ruf, mit einem oberamts⸗ 
ärztlihen Zeugniß über Bildungsfähigfeit und mit einem Pros 
tofollauszug des Stiftungsraths, aus welchem die obrigfeitliche 
Wahl und die Zuficherung des Koftenerfages zu entnehmen 
it, durch das Oberamt eingefendet werden.) oe) Endlich 
fönnen geprüfte Thierärzte für den ganzen Bezirf oder ein« 
zelne Gemeinden mit Wartgeld oder gegen einen Gehalt, wofür 
15 














fe für die Gemeindeangehoͤrigen beftimmte Verrichumgen bei 
kranken Haustieren unentgelvtich beforgen müfen, ungeftellt 
werden. Dieſe Beſchluͤſſe unterliegen der Staatögenehmigung. 8) 


1) Gefeh vom 17. Suli 1824. Art. 5. Bergl. Gemeralverorbuung vom 
14. März 1814. Die Bierderation beträgt 22 Scheffel 6 Simri 2 Biers 
ling Haber, 4 Wannen 16 Pfund Gen, 1 Fuder 76 Bund Stroh, wobei 
es von dem Arzte abhängt, ob er ſolche in Natırr aber dafür deu regulatin- 
mäßigen Geldbetrag von 132 FH. 6 fr. empfangen will; im erſten Fall iR 
bie Lieferung bes Vorraths am den Arzt im öffentlichen Abſtreich zu 
veraccorbiren. — Holzbefoldungen, ferner Wohnung, Bartengennf, weldhe 
früher einzelne Oberamtsärzte bezogen, follen bleiben und in eluem un- 
partHellfchen Auſchlage In den Gehalt eingerechnet werben. Erlaß ber 
Gection der Commmnverwaltung vom 19. Oct. 1814. 

2) Erlaß des Minifieriums des Junern vom 29. Inli 189%. Die Beibälfe 
der Stiftungen war durch das Geſetz von 1814 befonders in ber Rückſicht 
verordnet, um den andern Gorporationen bie Beftreitung biefer neuen Bes 
foldungen leichter zu machen, und auch fpäter wurden dieſe Verbindlich 
keiten als bleibend angefehen. 

I eit. Geſetz von 1824. Urt. 5. Erlaß des Diinikerimmis des Inmern vom 
2. Der. 1822. As Relfelofenanredmung paffirt für bie mit Pferds⸗ 
zationen verfehenen Aerzte nad) der Mebizinaltare won 1830 3 fl. 30 Fr. 
für einen ganzen und 2 fl. für einen halben Tag, für andere Aerzte ein 
Taggeld von 1 fl. 30 fr. und der Erfaß der wirklichen Zehrungs⸗ und 
Reiſekoſten, für einen Wundarzt je nach ver Claſſe ein Taggelv vom 1 fl. 
48 oder 30 Tr. und eine Zehrungsvergütung für einen ganzen Tag von 
2 8., für einen halben 1 fl. 30 kr. nebſt Roßlohn bei Wundärzien erſter 
Abtheilnag, fobann bei Wundaͤrzten zweiter und dritter Abtheilung von 
1 fl. per Tag Zehrung und bei weniger als 2 Stunden Entfernung feine 
Meifefoften. Dabei werben weniger als 8 Stunden für einen halten, 8 
bie 24 Stunden für einen ganzen Tag gerechnet. 

4) Daf. Art. 6. 

5) Erlaß ves Minifteriums des Innern vom 2. Dec. 1822. 

6) Bergl. Eomm.Dd. 1. 8. $. 3 — 5. 

7) Geſetz vom 22. Suli 1836. Rgbl. ©. 312. Min.Verf. vom 7. Aug. 1837. 
Rgbl. S. 398. und vom 3. April 1847. Rgbl. ©. 143. Nicht felten 
müſſen noch befondere Vergütungen an biefe Franensperfonen als Erfah 
von- Reifekoften und entgangenem Erwerbsverdienſte geleiftet werben. lim 
die Gemeinde, welche in dieſer Weife eine Hebamme unterrichten Täßt, zu 
verfichern, daß diefe auch ihre Dienfte dieſer Gemeinde widmet, if es 
raͤthlich, mit der betreffenden Perfon und ihren gefehlichen Vertretern 
(Pfleger, Bater, Ehemann) in befonderem Vertrag ſeſtzuſetzen, daß bie- 
felbe den auf fie gemachten Aufwand zu erfeßen habe, wenn fie vor einer 
beftimmten Anzahl von Jahren ans der Gemeinde wegzöge ober durch ein 
Dergehen des Mechts zu Ausübung ihrer Kunft verluſtig würde. 

8) Vergl. Min. Verf. vom 7. Ban. 18%. Agbl. ©. 24. 
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$. 192. 


2) Als die von den Gemeinden zu treffenden Masnahmen und zu 
tragenden Antheile an Aufwand zu Wahrung des öffentlichen 
Gefundheitszuftandes find außer den in $. 171. 185 ff. 
bemerften anzuführen: a) Anfchaffung von Zeishnungen zu Ber 
(ehrung der Jugend über die Kennzeichen giftiger Pflanzen. 1) 
b) Die Shuppodenimpfung ift zu Erfparung ter Koften 
und Erleichterung der Einzelnen als öffentliche Anftalt erklärt. 
Der Impfarzt erhält aus der Gcmeindefaffe für jede einfache 
Smpfung eine Belohnung von 12 fr. (für doppelte 18 fr., 
dreifache 24 fr.), welche wieder von den betreffenden Perfonen, 
fofern fie nit vom Gemeinderath als unvermögend .erfannt 
werden, ‚eingezogen wird; ſodann Pie regulatiomäaßige Vergü—⸗ 
tung an Diäten und Reifekoften ($. 191. Note 3.) für die 

. Oänge zu den Impfungen und Nadpifitationen.?) — Die 
Führung ded von der Gemeinde anzuftaffenden Impfbuches 
wird einem Ortseinwohner, der ein öffentliches Amt befleidet, 
gegen eine Averfalbelohnung übertragen; 3) fodann iſt das 
geſetzliche Taggeld an die bei der Impfung oder Nachviſitation 
anweſende Urkundsperfon zu zahlen. c) Bei der periodiihen 
Unterfuchung der Gefundheitsanftalten eines Bezirks durch den 
Kreismedizinalrathb find die tarmüßigen Reiſekoſtenentfchaͤdi⸗ 
gungen der zum Durchgang außer Orts einberufenen ärztlichen 
Perſonen aus der Amtepflege zu zahlen; 4) endlich gehören 
hieher d) die zeitweifen Unterfuhungen der Schafe durch Sach⸗ 
verftändige. 3) 

3) In Bezug auf die Behandlung von ausgebrakenen Krank⸗ 
heiten ift a) der Gemeinde die Bejtelung von. Kranfenwärtern, 
nöthigenfall8 gegen Wartgelver, ‚empfohlen. 6) .b) Die An- 
fhaffung eines oder mehrerer fogenannten engliſchen Hemder 
für Tolle auf Koften der Amtskörperſchaft befohlen. *) c) In 
den Amtsftädten und am Waſſer liegenden ftarfen Ortſchaften 
follen auf Rechnung der Ortskaſſen Apparate zu Rettung 
Berunglüdter angefchafft werden. 8) d) Kür frübefranfe Ges 
fangene fol in Bezirkd- und Stationsgefängniffen ein eigenes 
Gemach oder doch beſonderes, mehrfaches, oft zu reinigendes 
Bettzeug gehalten werden; die Koften gehören übrigens zu 
den Verhaftkoſten.) e) Ueber die Theilnahme der Corporas 

| 15 * 
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tionsfaffen an den Koften einer Epidemie if fhon oben 
$. 167. das Nöthige bemerkt. f) Bel anftedenven oder ver, 
breiteten Thierfranfheiten wird die Bezahlung des tie Krank: 
heit heilenden Thierarztes in der Regel zu */, , bei unvermögen- 
den Gemeinden, in deren Kreis die Krankheit ausbrach, aber 
auch zu 2, auf die Staatsfaffe übernommen; der Neft, fo wie 
die Bezahlung fonftiger thierärztliher Hülfe und des Auf⸗ 
wands für allenfallfige polizeiliche Vorkehrungen trifft vie 
Gemeindelaffen, vorbehältlid einer etwa herkoͤmmlichen Theil⸗ 
nahme der Amtöpflege und der von der Polizelbehärde wegen 
Verfhuldung ze. verfügten Theilnahme der Eigenthümer, bie 
jedenfalls die Koften der Arzneimittel und die Belohnung für 
befondere thierärzliche Hülfeleiftungen allein zu tragen haben. 19) 
Bezüglih der Ablieferung von menfhlihen Leichen auf die 

Anatomie ift unter Anderen: verordnet, daß die Leichname Aller, 

bei welden die Begräbnißfoften einer öffentlichen Kaffe’ zur 

Laft fallen würden, je nad der Entfernung des Bezirkes, an den 

Sit ber anatomiſchen Anftalt das ganze Jahr über oder bloß in ver 

Zeit von Mitte Octobers bis je 14 Tage vor Oftern dorthin auf 

Koften jener Anftalt einzuliefern find, und in folhen Fällen eine . 

Ausgabe für Begräbniffe nicht paffirt werden darf. 11) 

1) Gen.Refer. vom 6. Oct. 1795. 

2) Gefeh vom 25. Juni 1818. $. 12. 13. ur GErfparung von Koſten foll 
die Impfung erſt vorgenommen werben, wenn wenigſtens 6 Impflinge und 
bei einer Bevöllerung von mehr als 300 Ginwohnern, je auf 300 6 weis 
tere vorhanden find. $. 10. 

3) Verfügung vom 15. Der. 1828. $. 3. 

4) Min. Verf. vom 1. Juni 1830. Rgbl. ©. 251. 

5) Min. Berf. vom 27. März 1834. 

6) Mediz. Ordg. Tit. 4. $. 19. 

T) SGen.Refer. vom 30. April 1798. 

8) Gen. Reſcr. vom 1. März 1777. 

9) Min.Berf. vom 3. Sept. 1829. Rgbl. ©. 387. 

410) Min.Berf. vom 6. Oct. 1830. $. 46 ff. 

411) Min.Berf. vom 23. April 1829. Rgbl. S. 184. 


8) Für höhere geiftige Bildung. 
$. 193. 


Auch die Pflege des geiftigen Lebens der Erwachſenen fann bei 
vorgerüdterem Bildungszuftande dem örtlihen Gemeinweſen als fol- 
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hem nicht fremd bleiben, es kann, je nad Zulaffung der für bie 
materiellen Roihwendigfeiten nicht weggenommenen Mittel, auch in 
diefer Richtung eine Betheiligung der Gemeinde verlangt werben, 
deren Ergebniffe für das Gemeinweſen zwar nicht bandgreiflich, aber 
für den Weiterblidenden an ſich ſelbſt und in ihrer fittliden und 
felbit auch volkswirthſchaftlichen Rüdwirfung erfennbar feyn werben. 
Man zähle hieher zunächft für intellectuelle Bildung öffentliche 
Sammlungen gediegener Bolfsbücher und felbft wiffenfchaftlicher 
Schriften, in Bezug auf Afihetifhe Bildung die Darbietung und 
Pflege eines erweiterten Muſikunterrichts; weiter wird freilich ber 
der Lage unferer Gemeinden, die der reichen Hülfsmittel nieder⸗ 
laͤndiſcher Städte entbehren, jo weit nidt etwa Stipendien hiezu 
Anlaß geben, für unmittelbare Kunftpflege nur fo viel erwartet wer⸗ 
den fönnen, daß wenigftend (nach der hiezu von der Regierung 
erhaltenen Aufforderung) die Hinterlaffenfhaft früherer Zeiten an 
Denfmälern der Kunft und des Altertbums mit Sorgfalt erhalten 
werden, und daß die Gemeinde felbft durch wuͤrdige Ausftattung 
ihrer öffentlihen Bauwerfe den Sinn für das Höhere darlege und zu 
defien Pflege bei ihren Angehörigen dadurch einigen Beitrag liefere, der 
ſehr häufig ohne weientlihe Koftenvermehrung gegeben werden kann. 


Sechstes Kapitel. 
Leiftungen für Militär: und Kriegöwefen. 
1) Refrutirung. 


$. 194. 


Die mit dem jährlichen Wushebungsgefchäft verbundenen Aus⸗ 
lagen werben mit Ausnahme der Reifekoften der Staatsdiener und 
des Aufwandes bei Einberufung der Mannfhaft vom Oberamisſitze 
aus, welche auf die Staatöfaffe fallen, von ten Amtsförperfchaften 
und was die Vorbereitungsarbeiten (Zertigung und Berichtigung ber 
Liſten) betrifft, von den Gemeindekaſſen beftritten. Für die hiebel 
vorfommenden Dienftgefchäfte innerhalb des Wohnortd darf übris 
gend von feinem öffentlihen Diener eine Belohnung angeſprochen 
werben. Auf die Amtspflege fallen 1) die Koften der Loosziehungs⸗ 
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und Meßappärate, der Formulare für Ziehungs⸗, Mufterungs-, 
Contingente⸗ und inlieferungstiften und ver bei den Hauptvers 
handlungen im Bezirke nöthigen Schreibmaterialien, fo wie der Land⸗ 
wehrliſten; endlih die Belohnung des beim Meſſen ver Retruten 
verwendeten Sadverfländigen, fofern es nicht ein Landjaͤger if. 
2) Die Taggelder, Diäten und Reijefoften a) ver Ortsvorſteher bei 
der Loosziehung und Muſterung, b) der fonft etwa einberufenen 
Mitglieter des Bezirksrekrutirungsraths, fofern fie außerhalb des 
DOberamtöfiged wohnen oder als Unbeſoldete Taggeider anzufprechen 
haben; fie find zu gleichen Anrechnungen, wie die Ortövorficher, 
befugt. — A dieſes findet verhältuißmäßig auch bei denjenigen 
Koften Anwendung, welde durch ven Auftuf der Landwehr vers 
urfacht werden. 9) 


1) Sefeh vom 22. Mai 1843. Art. 106. 107. Inſtr. vom 30. Tec. 1843. 
$. 193 — 199. 


2) Gewöhnliche Leiftungen für das Militär zu Fries 
denszeiten. 


A. Für einheimiſches Militär. 
$. 195. 


Nachdem die vormald dem Staatebürger unmittelbar obgelegene 
Unterbringung und Verpflegung des Militärs allmählig mehr und 
mehr zur Staatsſache erklärt worden mat, wie denn feit 1720 auf den 
Bau von SKafernen und Einrichtung von Menagen Bedacht genoms 
men wurte und hiedurd die regelmäßige Leiltung von Duartieren, 
wie der Anſatz von Logis- und Duartiergeldern ſich aufhob, fo iſt 
ed überhaupt jegt allgemeiner Grundſatz, daß die gefammte Hcereds 
verpflegung im Frieden in der Regel ohne Zuthun der Corporationen 
auf Rechnung der Staatöfaffe geſchieht. Ausnahmsweiſe tritt aber ein 

4) Unterbringung der Soldaten und Pferde bei den Bürgern — 

@inquartierung, a) wenn die Kafernen und öffentlichen 

Gebäude für die einberufene Mannſchaft unzulaäͤnglich find; 

b) gewöhnlich bei Märfchen und bei Aufenthalt der Regimen⸗ 

ter außerhalb der Garnifonen (Santonirungen, Marche oder 

Standquartiere). 1) 

2) Stellung von Boten, Wegweifern, Borfpannspferden und 

Wigen, bei dem Marfche ganzer Truppenabtheilungen zum 
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Behuf, des Transports von Kranken, Proviant, und Yourage, 
Holz, Befeftigungsmaterinl, wenn folhe im Wege der Miethe 
nicht wohl zu erhalten wären, 9) 

1) Bekanntmachung vom 6. April 1808. Rgbl. S. 174. Allg. Kriegsdlienſt⸗ 
orduung adminiſtt. Thell, 2. Hauptabſchnitt, 2. u. 3. Hanpiftäd. Unter 
affigiere und Solbaten, welche aus Urlaub einberufen werben ober bahin 
gehen, haben fi gegen die von ber Kriegsfafle zu leiftende Vergütung 
(Marfchverpflegung) felbft zu verföftigen; im Nothfalle Tann einem Eins 
berufenen darauf ein Geldvorſchuß erftattet werben, der anf dem Urlaube: 
pafle zu befcheinigen und fofort vom Duartiermeifleramt zw erfegen if. 
Min. Verf. vom 26, Juli 1848. 


2) Allg. Kriegsdienſtordnung 2. Hauptabſchu. 1. Haupt. Finanz⸗Comm.⸗ 
Bericht anf dem Lanbiage von 1833. ©. 672. 


$ 198. 


Die Einquartierung der Mitlitärperfonen bezieht fih ent⸗ 
weder 1) bloß auf räumliche Aufnahne, Dach und Fach, in wel 
ber Beichrägfung das Quartier verlangt wird, wenn zu gemeins 
famer Berpflegung des Militärs in der Regie der Kriegefafle (Mes 
nage) Gelegenheit vorhanden iſt; ſodann bei Verſchickungen Eleiner 
Commando’, wo die Mannfhaft zu Beftreitung ihrer Koft eine 
Zulage aus der Militärkaffe erhättz endlich durchgehends bei allen 
Offizieren. Diefe Leiftung befteht bei Offizieren in angemeffener 
Wohnung fammt Holz und Licht und in Stallung für Pferde, bei 
Soldaten (vom Bataillondadjutanten und Oberwachtmeifter an) in 
lab in der gewöhnlicden Wohnftube, Beleuchtung, Kochſalz und 
Geſchirrbenutzung, wenn er felbf kocht, nebft Blag in der Küche 
und zum Schlafen. 2) 2) Diver begreift fie auch die Berföftis 
gung, welche nad der drtlihen Sitte und nach der Lage des 
Duartiergeberd fich bemißt, fogenannte Hausmannskofl. 2) Die 
Verpflegung der Pferde wird durch die Militärfaffe in der Regel 
felbt beforgt, nur das Stroh hat der Duartiergeber gegen Ueber⸗ 
laffung ded Dünger abzugeben. Wo die Fourage nicht fonft leicht 
bezogen werden kann, wird diefelbe ausnahmsweiſe, 3. B. für die 
Pferde der Infanterieoffiziere von der Gemeinde gegen baare Zah⸗ 
lung gefordert, welche die Abreihung den Duartiergebern übertragen 
kann. 9) 

Wenn Unteroffiziere und Soldaten, die zu dem präfenten Dienft- 
Rande zählen, außerhalb der Garnifon erfranfen, und nidt ein 
Militaͤrſpital in der Nähe if, fo find ſolche angemeffen unterzus 
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bringen, und ſobald thunlich, in den naͤchſten Civilſpital bringen zu 
laſſen. Die Staatskaſſe leiſtet bei der Verpflegung im Hoſpital die 
Vergütung nach dem für daſſelbe beſtehenden Tarife und für die 
geſammte Wart und Pflege außer dem Spital mit Einſchluß des 
Zimmers, der einfachen Krankenkoſt, Abwartung, Heizung, Beleuch⸗ 
tung, Reinigung und Waͤſche, täglich 36 Fr. nebft befonderer Vers 
gütung der Arzneimittel und außerordentliher Bedürfniffe. — Auf 
den Grund der Arztlihen Anweifung ift mit Koftreihern oder Wär: 
tern ein Webereinfommen zu treffen. %) 


4) Generalgnartierfervisreglement vom 13. Nov. 1760. Allg. Kriegspienfts 
ordnung 2. Hanptabfchn. 2. Haupifl. Kap. 3. 

2) Allg. Kriegsbienftorbnung a. a. DO. Belauntm. vom 6. April 1808. 
Nach der Belanntm. des Minifteriums v. 30. Juli 1849 befteht vie volle 
Tagesbeföftigung aus dem Mittagefien (Suppe, '); Pfd. Fleiſch, Gemäfle 
and Y,Pfd.Brod), Abendeſſen des einen Tags (Gemüfle und Y, Bft. Brot) 
und dem Morgenefien des folgenden Tags (Suppe und 1 Pfd. Brod) chne 
Mein, Branntwein oder Bier, welche nicht gefordert werden können. 

3) Allg. Kriegspienftorpnung Kap. 8. . 

4) Min.Berf. vom 31. Dec. 1850. Rgbl. Nro. 1. von 1851. 
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Die Beftelung der Quartiere gefchieht durd Verfügungen des 
Kriegsminifteriums oder bei Märfchen durch vorausgefandte Milis 
tärd mit Dem nöthigen Ausweis über die Stärke der Mannfchaften. 
Durch jene oder durch den für einen beitimmten Bezirf mit der Leitung 
des Quartierweſens beauftragten Beamten wird die Vertheilung der 
Truppen in die verfchiedenen Ortſchaften (Dislocation) unter Leis 
hülfe und Mitwirkung der Bezirfdämter vorgenommen, wobei außer 
den Rüdjichten des Militärdienfted Bevölkerung, Häuferzahl, Vieh⸗ 
ftand, Vermögen und Steuerfuß der Bürger in den Gemeinden in 
Betracht fommen. Die Hauptitation und deren nächte Umgebung 
darf nicht zu ftarf belegt, vielmehr müffen je nad Umftänden mehrere 
oder wenigere Orte der Umgegend in Concurrenz gezogen werden. !) 

Für die Einquartierung im Einzelnen, die der Ortsbehörde oder 
dem von ihr beitellten Duartieramt überlafien fit, beiteht nur im 
Allgemeinen die gefegliche Vorfehrift, daß folhe ohne Weberbürdung 
Einzelner nach der Leiftungsfähigfeit (Duartierfuß) vertheilt werden 
fol. Sonſt aber find zunaͤchſt die Befiger eigener Wohnungen 
zur Aufnahme von Quartier verpflichtet, und nur bei deren Ueber⸗ 
bürdung - aud) die Miethsleute, 2) wobei auf vie Zahl der Ges 
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laſſe einer Wohnung und den eigenen nothwendigen Bedarf einer 
Familie Rüdficht: zu nehmen if. Die Aufnahme kann von Mili⸗ 
tärd nur auf fchriftliche Anweifung (Billets) verlangt werden ®) und 
die Yenderungen im Duartier haben mit Wiſſen ded Duartieramts 
zu gefhehen. In der Regel fteht dem inguartierungspflichtigen 
frei, die ihm zugewieſene Mannfchaft mit VBorwiffen der Ortöbes 
hörde vertragsweiſe einem Andern zu übergeben, wobei er für uns 
verkürzte Leiftung ded Schuldigen verantwortlich bfeibt. 

Bon der Verbindlichkeit, Einquartierung aufzunehmen, beftehen 
dermalen noch folgende gefeglihe Befreiungen %) a) die K. Sclöffer 
und Wohnungen. b) Geiftliche und öffentlich angeftellte Lehrer. c) Die 
Bezirfsbeamten, fo lange fie im Dienfte ftehen oder wofern fie nach dem 
60. Jahre zur Ruhe gefept wurden, und ihre Wittwen. 5) d) Obers 
amtsärzte und ſolche Aerzte, welhe von Städten und Aemtern oder 
von Gemeinden mit Wartgeldern angeftellt find.) e) Amtöpfleger, 
Drtöporfteher und Rechner, die eine beträchtliche Kaffe im Staats⸗ 
oder Gemeindedienfte führen. ſ) Apotheker und Hebammen. g) Die 
Poſtbeamten, wenn fie nicht zugleich Wirthſchaft treiben, in Anfehung 
derjenigen Häufer, in welchen fih die Bofterpebitionen befinden ; 
treiben fit Wirthfchaft, fo-ift ihnen bezüglich diefer zwar eine Ein« 
quartierungsquote zuzufheiden, aber zu überlaffen, ob fie folde 
einem Dritten durch Webereinfunft übertragen oder ein Geldaverfum 
an die Gemeindekaſſe zahlen wollen.) — Die Duartierfreiheit der 
Standesherren und Rittergutöbefiger iſt aufgehoben. 8) 

Auch bei den von der Quartiernaturalleiftung Befreiten tritt 
die Verbindlichkeit hiezu ein a) wenn fie in ihrem Haufe Wirthfchaft 
treiben; b) wenn fie mehrere Häufer‘ befiten, in Bezug auf dies 
jenigen, worin fie nicht felbft wohnen;9) ec) in Bezug auf bie 
ihnen zugehörigen Mühlen und Bauernhöfe. 


4) Allg. Kriegevienflorbuung 3. Hauptabſchn. 4. Hanpifl. Kap. 16. 

2) Generalquartierfervisreglement vom 13. a: 1760. $. 3. 9. 

3) Bekanntm. vom 6. April 1808. 

4) Comm. Ordg. X. 2. 8. 2—8. cit. — von 1760. $. 9. 

5) Gen.Refer. vom 24. Oct. 1799. Diejenigen, die mit einem höhern Rang 
und Titel, als dem eines Exrpebitionsraths, befleidet find, follen iu Frie⸗ 
benszeiten die Wahl haben, ob fie das Naturalquartier ſelbſt leiden, ober 
an bie Gemeinde einen Geld anſatz bezahlen wollen. 

6) Dekret vom 15. Januar 1807. Robl. S. 10. 

7) 8. Berorbanng vom 9. Eept. 1819. Art. 17. d. 

8) Geſetz vom 18. Juni 1849. Art. 3. 
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9) Wobmt ein perfönlich Befreiter in einer Miethwohmmng, fo bleibt dieſe 
zwar frei, aber ber Gigenthümer, wofern er nicht ſelbſt befreit if, bat 
dafür das Quartier anf fi zu nehmen. 
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Die quartierpflihtigen Bürger haben Dach und Fach unent- 
geldlih einzuräumen, Dagegen wird für die Verföftigung jedes Sol⸗ 
daten von der Staatäfaffe eine Vergütung an die Gemeindepflege 
bezahlt, welche dermalen Cftatt früher 8— 14 fr.) auf 20 fr. feftge- 
fegt ift.1) Diefe Vergütung wird von der Militärverwaltung baar 
oder furz nach der NRüdfehr in die Garnifon geleiftet; wird die Ver⸗ 
gütung nicht baar geleijtet, jo empfängt die Gemeinde Quittung 
über "das geleiftete Quartier, und bei geleifteter Zahlung einen mit 
der Befcheinigung gleichlautenden Gegenfhein.Y Die Gemeinde hat 
fofort mit den einzelnen Quartierträgern abzuredhnen, wobei das⸗ 
jenige in Abzug kommt, was die Gemeinde etwa, um die Quartier 
träger zu den nöthigen Leiftungen zu befähigen, durch Anſchaffung 
von Früchten ꝛc. für fie vorausleiitete. 

So weit die vom Staat gewährte Bezahlung zu vollftändiger 
Entihädigung des Duartierträgerd nicht ausreicht, und wenn nur 
einzelne Orte des Bezirks vom Duartier betroffen wurden, liegt ed 
dem Oberamtöbezirfe ob, durch entfpredende Zulagen eine Ausgleis 
hung berbeizuführen.3) (IE. Thl. 1. Abthl. 1. Cap.) Bon Um⸗ 
lagen, welde zu dieſem Zwede und überhaupt für Quartierfoften 
gemacht werden, find auch diejenigen nicht befreit, welchen die reis 
heit von dem Naturalguartier zufommt. 4) 


1) Bekanntm. vom 6. April 1808. Min. Belauntm. vom 3%. Sul 1849. 
Robl. ©. 353. Wenn das Militär an einem Tag in verfchiedene Quar⸗ 
tiere kommt, fo wird für das Frühſtück 4 kr., für das Mittagefien 12 fr. 
und für das Abendbrod 4 Fr. berechnet. 

2) Kriegstienflorbuung 2. Hanptabfihn. 2. Hauptſt. Kap. 3. 

3) Comm. Ordg. X. 2. 8. 9 ff. 

4) Daf. X. 2. 8. 9. : 
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Die Stelung von Borfpann gefhieht auf eine von dem 
betreffenden Commandanten an das zuftändige Oberamt oder aud 
bei großer Entfernung des Lepteren und Dringlichfeit an das Schult⸗ 
heißenamt des Stationsorts erlaffene ſchriftliche Requiſition, weiche 
in Original oder bei über weitere Stationen gehenden Trandporten 
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in Abſchrift zu den Weten zu nehmen iſt.) — Für die Beladung 
ver Wägen find gewiffe Marimumsfäge beflimmt, gegen deren Ueber⸗ 
f&reitung der Borfpannspflichtige Einrede machen fann. Der Bors 
fpann wechſelt in den gewöhnlichen Cherlömmlichen oder unter den 
Bezirken verabrevdeten oder fonft nach der Rage der Drte, der Menge 
der vorräthigen Pferde feſtgeſezten) Stationen, Aber weldye hinaus 
fein Borfpannpflichtiger gendthigt werden darf. Bei dem Marfche 
gefchloffener Militärabtheilungen können übrigens die Marfchflatios 
nen zugleich als Borfpannftationen genommen werden. 2) Je nad 
dem Borfpannsbevarf und ver Leiltungsfühlgfeit der Drtichaften 
werden benachbarte Orie zugezogen; für die Borfpannspflict der 
Einzelnen entfcheiden die von Gemeindefuhrfrohnen geltenden Grund: 
füpe.3) Eine Befreiung fleht nur den K. Poftbeamten in Anfehung 
ihrer für den Poſtdienſt beftimmten Pferde innerhatb ver hiefuͤr 
vorgefehriebenen Anzahl zu.) Die diesfalfige Befreiung der Stan» 
vesherren und Rittergutöbefiger ift aufgehoben. 5) 


1) Min.Berf. vom il. Febr. 1834. Rgbl. S. 241. Auf dem Marſche in 
die Garntfon erkrankte Soldaten find, wie In ähnlichen Fällen Civilper⸗ 
fonen, auf die möglihft wohlfelle Welle gegen Erſatz ber Koſten durch 
ben beiteffenden Negimentscommanbanten, dem das beurkundete Koſtenver⸗ 
zeichniß zugufenden ift, zu transportiren. Vergl. ferner Commmnorbnung 
IX. 2. $. 3. 

2) Allg. Kriegspienftorbnung 2. Hauptabſchn. $. 212. Comm. Ordg. IX. 2. 
5. 5. Geſetz vom 21. Juni 1759. Hienach ſoll die Ladung für einen 
vierfpännigen Wagen bei ſchlimmem Wetter nicht mehr als 15, fonft nicht 
mehr ale 20 Centner betragen, nnd ftärkeres Fahren, als Stunde für 
Stunde, nicht verlangt werben. Die allgemeine Kriegsbienftorbnung vom 
27. Juni 1838. $. 228. beflimmt dagegen folgenden höchſten Maßſtab 
ver Beladung, der nicht überfchritten werben darf: 

zu 24— 28 Er. oder für 15—28 Mann fammt Waffen, Ausräflung 
und Gepäd 1 vierfpänniger Wagen, 
zu 16— 21 Eir. oder 10—14 Mann 1 dreifpänniger, 
„10—14 „ „ 5—9 „, 1 zweifpänniger, 
„3—4 „ „ 93—4 » 4 einfpänniger Wagen. 

3) Eomm.Ordg. X. 1. $. 13. 14. 

4) 8. Verordnung vom 9. Sept. 1819. Art. 17. b. 

5) Geſetz vom 18. Juni 1849. Art. 3. 
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Die Leitungen von Borfpann werden aus der Staatsfaffe in 
beftimmten Sägen vergütet, welde an der Etelle der commun⸗ 
ordnungsmaͤßigen Taren von Zeit zu Zeit nach Tagen, Mannfchaft, 
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Pferden und Wagen regulirt werden, 1) worüber befimmt iſt: 1) Die 
Vergütung wird nad gewöhnlichen Wegftunden und auf eine Ent- 
fernung von 4 Stunden, welde der Borfpannspflichtige hin und ber 
zurüdzulegen bat, mit Einfchluß des gewöhnlichen Aufenthalts ein 
Tag gerechnet. Bei geringerer Entfernung wird ein halber Tag 
angenommen ; für jede Stunde über 4 Stunden Enfernung wird ein 
Vierteldtag vergütet; ein Mehrertrag von weniger ald 1 Stunde 
hingegen, fo wie etwaiges Uebernachten, nicht berüdfichtigt. In die 
Entfernung wird ed eingerechnet, wenn die benachbarten Orte zu 
Borfpann in der Abgangsftation beitragen müffen und der Weg vom 
Mohnorte des VBorfpannftellerd bis zur Abgangsftation und von da 
an in den Beftlimmungsort und fodann zurüd in den Wohnort zwei 
volle Stunden mehr beträgt, als die Entfernung zwijchen der Abs 
gangs- und der Beftimmungsftation. 2) Für Retourvorfpann wird 
die Hälfte der" zu 1. bejtimmten Vergütung geleijtet und außerdem 
die volle Vergütung für den durch außerordentlihen Aufenthalt 
verurfachten weiteren erwiefenen Zeitaufwand. 3) Auf 1—3 Pferde 
wird Ein Mann, auf 4 Pferde werden 2 Männer berechnet. 2) 

Die Vergütung wird von dem Rechner des Regiments in der 
Megel baar bezahlt, oder wenn dieſes nicht feyn kann, durch nach⸗ 
herige Zufendung berichtigt. Da diefe vom Staat gewährte Ver⸗ 
gütung jest den gewöhnlichen Preiſen entfpricht, fo liegt zu einer 
Aufdefferung auf Rechnung der Amtsvergleichung in der Regel fein 
Grund vor. 


1) Nach der Min. Verf. vom 30. Zull 1849 If dermalen die Vergütung anf 
1 Tag für 1 Wagen oder Reitpferd einfchließlich Futters 1 f., wenn 
folches nicht vom Borfpanner geritten, fondern einem Dritten überlaflen 
werben muß, 1 fl. 12 fr. ; für 1 Paar Ochfen 4 fl. 20 kr., eine Kutſche 
45 fr., Chatfe 30 kr., eins ober zweifpänniger Wagen 30 kr., Karren 
15 fr., für 1 Manu 36 fr. 


2) Bergl. Min.Berf. vom 11. Febr. 1834. Rgbl. S. 239. 


B. Für fremdes Militär. 


$. 201. 


Leiftungen für fremdes Mititär in Briedenszeiten fommen in ber 
Regel nur bezüglich des Durchmarſches öftreihifker und bayriſcher 
Truppen auf ten dur Staatöverträge beitimmten Straßen von 
und zu Bundesfeftungen und rüdwärtd gelegenen Landestheilen vor. 


Dr ni 
run 
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Für die hiebei zu leiſtenden Duartiere und Vorſpaͤnne findet die 
bedungene Entfhädigung Statt. Sofern diefe nicht baar bezahlt wird, 
find die von den Truppeneommandanten ausgeflellten Quittungen 
doppelt verzeichnet zu Bewirkung der Auszahlung an das Miniftes 
rium des Innern einzufenden. 1) 


1) Min.Berf. vom 23. März 1822. Rgbl. S. 274. 


3) Erweiterte Leitungen zu Kriegszeiten. 
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Im Krieg erleiden die vorftehenden Beflimmungen, namentlich 
auch gegenüber den ins Land fommenden fremden Truppen, je nad 
den Umftinden manchfacher Aenderung, und 68 treten in Bezug auf 
Beilhaffung des Bedarfs für das Militär bei außerordentlihen Ver⸗ 
haͤltniſſen au ungewoͤhnliche Maßregeln ein, ald Lieferungen von 
Proviant und Fourage, Anforderung von Dienften zu Schanz- 
arbeiten u. f. fe In Nachſtehendem werben die geſetzlichen Vor⸗ 
fhriften für das Verhalten der Gemeinden in Kriegsfällen ıc. zus 
fammengeftelt: 1) Beim Anrüden fremder Truppen an die Landes⸗ 
graͤnze iſt nad erfolgter Erfundigung über die näheren Berhältnifie 
Anzeige an die Staatöregierung zu machen, damit zu Verhütung 
von Erzefien der einrüdenden Truppen landesherrliche Begleitungss 
commifläre beigegeben werben können, ebenfo ift an die benachbarten 
Aemter, durch welche der Truppenmarfch gehen fol, Nachricht zu 
geben; in dringenden Fällen kann vorläufig ein Abgeordneter des 
Bezirks den Truppen entgegengefandt werben, um für den Fall des 
Einrüdend das Befte des Amtsbezirkes möglihft zu wahren. Doch 
darf nicht durch Geſchenke 10. an die fremden Commandanten oder 
Eommiffäre das Quartier auf andere Bezirke überfchoben werben. 1) 
2) Die Verpflegung fremder Reichs: (Bundes-) Truppen richtet fich 
nah den landesüblichen Vorſchriften.) Bel anderen Truppen 
muß ein etwaiges Berpflegungsreglement de Commandanten wahrs 
genommen werben. Im Stiege wird auf bie fonft beftehenden Ein⸗ 
quartierungsbefreiungen feine Rüdficht genonimen. ®) 3) Für den 
Hall bedeutender Einftelung von Pferden find die Quartierträger 
nöthigenfal® durch Beifhaffung der erforberlihen Fourage von 
Gemeinde⸗ oder Bezirföwegen zu der nöthigen Abreihung in Stand 
zu fegen.%) 3) Sind die Truppen zufammengezogen, fo werben 
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gewiſſe Diſtricte (Verpflegungsrayons) zu Beſchaffung der nötbigen 
Lieferungen verbindlich erklaͤrt. Der Betreff eines Bezirkes wird 
entweder auf die Gemeinden umgelegt und ven dieſen beigefchafft, 
oder durch Fürforge der Amtsverfammlung oder ihres Ausſchuſſes 
im Accordswege aufgetrieben, wobei aber der Bezirk für die gute 
und fehlerlofe Lieferung haftet. Es Tann nöthig werden, hiefür 
Bezirksmagazine zu errihten, deren Berwalter die Borräthe in 
Empfang zu nehmen und zu befcheinigen, die Berabfolgung an das 
Militär zu beforgen und dafür Quittungen in Empfang zu nehmen 
hat. Den Lieferungen find Obmänner zur Controle und Aufficht 
beizugeben. 9) — Im Allgemeinen liegt dem Oberamt die möglichfte 
Erleigterung, Bertheilung und Nusgleigung der Kriegsleikungen 
5.% Die Oberleitung und Aufficht liegt der Kreidregierung ob. 


1) Comm. Ordg. X. 1. $.1—4. 

2) Min.Berf. vom 30. Juli 1849. Rgbl. ©. 383. 

3) 8. Vererdaung vom 30. Der. 4813. Rgbl. ©. 1. von 1814. Verfügung 
som 21. April 1815 , worin die a ver Geiſtlichen auch im 
Kriege auerkannt if. 

4) Comm. Ordg. X. 2. $. 11. 

5) Vergl. die Verfügung des Landescommiffariats vom 10. Nov. 1813. 

6) Verw. Edict $. 69. Hit. f. 
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Die Bergütung folder Kriegskoften erfolgt 1) bezüglich des 
Aufwands für verbündete Truppen nach den Bierüber mit den bes 
treffenden Staaten zu fihließenden Verträgen. 2) Während bie für 
die einheimifhen Truppen gefchehenen Lieferungen ıc. ohnehin von 
dem Staat zu wergüten find, fo weit nicht die Leiftungen der eins 
‚zeinen Bezirke fih gegen einander ausgleichen, wodurd eine, bei 
Unzureichenheit der ordentliden Staatseinahmen, in ſolchen Fällen 
fonf nöthige außerordentliche Steuerumlage entbehrlich ift. 1) 

Es find daher, ‚bei länger dauernden Leiftungen, jeden Monat 
doppelte Verzeichniffe zu 1. und 2. mit den nöthigen Belegen, na⸗ 
mentlih Empfangsbefheinigungen des Militärs, welche immer mit 
der wirklichen Leiftung übereinftimmen müflen, an die Regierung zur 
weiteren Einleitung einzufenden, deren Duplicate mit der Quittung 
für Diefe Belege gurüdgegeben werden. In den Duittungen für 
Borfpannsleiftungen ift die Zahl der Wagen, Pferde, Mannicaft, 
‚Entfernung anzugeben und überall die Abiheilung der Truppen und 
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die Landesangehoͤrigkeit derſelben zu bemerfen.2) — Statt der Be⸗ 
ſcheinigung, welche in Kriegszeiten zuweilen nicht zu erlangen iſt, 
wird auch die Verurkundung der Verzeichniſſe durch 3 Gemeinde⸗ 
beamte mit dem Anhang, daß ſie die Richtigkeit des Aufwands bei 
ihren eidlichen Amtspflichten behaupten fönnen, für genügend er 
fannt.9) — 3) Bezügli des durdy Plünderungen und Verwuͤſtun⸗ 
gen des Feindes erlittenen Schadens ift eine mäßige Erfagleiftung 
auf Landesfoften, ale in ven allgemeinen Pflichten der Staatsge⸗ 
feltichaft gelegen, zu betrachten. *) 

Wegen des auf vorftehende Weife den Leiſtenden nicht zur 
Vergütung kommenden Koftenaufmwandes befteht endlich wieder bie 
Pflicht der Amtsbezirke zu gegenfeitiger Ausgleichung, 5) welche im 
Intereſſe der einzelnen "Leiftenten bei ſich verzögernder Staatövers 
gütung fchon im Boraus und vorbehältlih der Abrechnung getroffen 
werden fann. 


1) Comm. Ordg. X. 2. $. 1. 2 ff. Dekret vom 4. Febr. 1814. Erlaß des 
Min. des Innern vom 12. Juli 1849. 

2) Eomm.d. X. 3, 8. 3. Bergl. Sutfhelbungen von 180% und 1804 bei 
Ruapp Mepertorium I. 40. 

3) Bergl. dad Gen. Reſcript vom 14. Sept. 1798, betreffend die Ausſetzung 
einer Bergätung von 400,000 fl. für erlittenen Schaden duch franzöfifche 
Plünderungen ac. im 3. 1796. Auf den 1 fl. fam 12 fr. Vergütung. 

4) Comm.O. X. 5. $. 9. Verordnung vom 16. Febr. 1802, 

8) S. Dekret vom 8. Auguft 1812, betreffend die Umlage der Kriegskoſten, 
namentlich der Lieferungen für das einheimifche Militär; Gen. Refeript 
vom 27. Juli 1799. 8. 9—14, beiveffend die Vergätung des franzönfchen 
und Eatjerlichen Kriegsſchadens und die Umlage defielben. — Der Verſuch, 
eine vollftändige Ansgleichung und Bergätung aller Leiftungen, mit Auss 
nahme des bloßen Derwaltungsanfwandes, nach örtlichen Preifen uud ges 
wiſſen verabfchiedeten Taren für Onartiere, Naturallen ıc. zn geben (lanpft. 
Berhandlungen von 1796— 99. Bo. 3. ©. 115.), zeigte ſich als unans⸗ 
führbar; während bie Einwohner ber vorzugsweife mit Leiflungen belafteten 
Gemeinden aus dem Kriege auch bedeutende Borthelle zogen, die nöthigen 
Entbehrungen ohne Nachtheil überſtanden ıc. ꝛc., wären anf einen Bezirk, 
der in der Lage war, gar nichts zu leiften, 33 Orbinariftenern, 183,000 fl., 
gefommen. Daher wurde von Vergütung ber Duartiere und Borfpänne 
mit Ausnahme einer Averfalentfchädigung bei bedeutender Prägravation 
einzelner Bezirke abgeflanden, der ſteuerfußmäßige Betreff jedes Bezirkes 
an dem Betrag der ihm zukommenden Bergütungsanote gleich abges 
zogen und die Abrechnung mit ven Gemeinden nad Einzelnen dem Bezirke 
überlaflen. 
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Drittes Buch. 
Das Stener- und Frohnweſen. 





Erſte Abtheilung. 
Die Staatöfteuern 


$. 204. 


Die Berfaffungsurfunde hat die alte Einrichtung beibehalten, 
wonad diejenige Gattung von Staatöfteuern, welche nicht an eine 
einzelne Handlung der Staatsbürger gefnüpft find, wie die ind i⸗ 
recten Steuern, (deren Größe daher nicht vorauszufehen ift, 
wie beim Zoll, Accife, Sportel, Hundeauflage 1),) welche vielmehr 
‘auf den Grund der ausgemittelten Steuerfähigfeit des Bürgers im 
Allgemeinen (fein Vermögen und Einfommen) und auf die Geſammt⸗ 
ſumme aller Bürger umgelegt werben, durch Vermittlung der Amt s⸗ 
corporationen und Gemeinden umgelegt und erhoben werben. 
Es tritt aber in Bezug auf die nähere Ausführung diefer verfafs 
‚fungemäßigen Einrihtung, wie fie bis jetzt geſetzlich befteht, 2) ſo⸗ 
glei eine wefentlihe Berfchiedenheit ein nad den beiden Haupts 
gattungen diefer directen Steuern: 

1) denjenigen aus den älteren Steuerquellen, fonft ordentliche 
Steuern genannt; 

2) den Steuern aus den erft feit einigen Jahrzehnten regelmäßig 
beigezogenen Quellen, fonft Ergänzungsfteuern genannt. 

4) In Bezug auf Sportel und Hundeanflage iſt zwar In gewiſſem Umfange 
die Thätigfeit der Gemeindevorſteher in Anfpruch genommen, es berührt 
dies aber in Feiner Weife die Dekonomie der Gemeinden und Amtscers 
porationen. 

2) Die Frage über die NRäthlichkeit diefer unferer landeigenthümlichen und 
aus feiner landſtaͤndiſchen Gefchichte (vergl. $. 7.) zu erklärenden Ders 
bindung des Staatsftenerwefens mit der Gemeindewirihſchaft iſt in zwei 
intereffanten Schriften abgehandelt und zuerſt von Schlig (früher 
Oberamtmann in Heilbronn, „über den Reformantrag zu Immeblatifirung 
des Steuereinzugs“ Heilbronn 1827) ‚verneint aus Rechtsgründen fowohl, 
weil dies eine den ganzen Staat angehende Einrichtung fey, als aus 
wirthichaftlichen, weil der Stenereinzug in ber Gemeinde mit zu viel 
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Nachſicht zum Schaden der gaten Zähler beirieben werbe, wogegen bie 
Beforgung durch Stantsbehörven mehr Ginheit in tie Steuerverwaltung 
bringe, weil dann der Gemeindehaushalt der ihm fremdartigen Etörung 
durch das Stenerwefen überhoben, die Rechnungen vereinfacht, bie Stellen 
ver Amtspfleger überflüfiig werben. Dagegen wirb bie Ginrichtung vers 
tbeldigt von Stumpp (gewei. Oberamtmann in Schorndorf, „bez ben 


. Werth der Amtslörperfchaft und Amtspflegen“ 1827) uud im MWefentlichen 


angeführt, daß bei Ueberweifung des Steuereingugs an die Finanzbehörden 
Härte und Radfichtslofigfeiten gegen bie zu Zeiten zahlungsunfühigen Steuer- 
pflichtigen eintreten wird, daß die dermalige Gimridhtung eine Garantie 
bieten für das verfaffungsmäßige Stemerverwilligungsrecht der Lanpftäube 
und für die Sicherheit der Staatsgläubiger, daß die Steuerverwaltung 
des Staats koſtſpieliger wäre; daß endlich die Amtscorporationen vers 
möge ihrer wohlthätigen Wirkung in Zeiten des Kriegs, der Theurung ıc. 
jedenfalls fortbeftiehen müßten. — Es ift indeſſen nicht zu bezweifeln, daß 
die Erhebung der Staatsftener nicht In der natürlichen Aufgabe der Ges 
meinden liegt, daß, wenn ſchon die Koften dieſer Verwaltung nunmehr 
von allen Stenerpflichtigen ohne Unterſchied getragen werben, doch eine 
ungleiche Belaftung der Gemeinden barin liegt, weil bie Umlage und ber 
Ginzug bald ſchwerer, bald Teichter iR, die Koften und Ausfälle bald 
größer, bald Heiner find, und das Steuerweien auf die übrige Wirthfchaft 
entfchieden einwirft; daß ferner nach Aufhebung der Fendallaſten die Bes 
forguug des Etenerwefens auf die Finanzbehörden ohne Mehrbelaftung ver 
Staatsfaffe übernommen werben fann, während die Amtscorporationen 
ohne koſtſpielige Einrichtungen fortbefiehen können, und daß endlich Ein- 
richtungen denkbar find, welche bie befürchteten Nachtheile der Ueberwei⸗ 
fang an die Finanzſtellen, fowohl nach ber politifchen, als nach der 
volfswirthfchaftlichen Seite nicht auffommen laſſen. 


Erſtes Kapitel. 


Bon der directen Steuer aus den alten Steuerquellen. 
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Die directe Steuer, welde nach dem Beſitze und Betriebe 
von Feldgütern und von Abgaben, welche Dritte von 
den Befigern beftimmter Güter al8 auf diejen rechtlich 
haftend, beziehen — Gefällen, 
von Gebäuden und 
von Öewerben 


bemeflen wird (Gegenftände der älteren directen Steuer) ift es, 
auf welche jener verfafiungsmäßige Grundfag in feiner vollen Ber 
| 16 


deutung zur Anwendung kommt. Die Steuer, welche der einzelne 
Staatsbürger nah dem Beſitz der genannten Gegenflände für die 
Zwede des Staats zu entrichten bat, erhebt nämlih der Staat 
nicht unmittelbar von ihm. Die genannten Steuergegenitände 
gehören jetzt durdgängig zum Verbande einer Gemeinde, und zu 
diefer haben dann die Inhaber fener die fhuldige Staatsfteuer zu 
entrihten. Die Gemeinde aber vertritt Die Befiber des in ihrem 
Verbande gelegenen fteuerbaren Vermögens ohne Unterſchied ihrer 
Stellung, indem fie mit der Gefammtfumme der auf fie berechneten 
Staatöfteuer als Schuldnerin der Amtscorporation erfcheint, fo daß 
fie auf ihre Koften die Schuldigkeiten der @inzelnen zu erheben und 
für Ausfälle, die bei Zahlungsunfähigfeit einzelner Steuerpflichtigen 
eriheinen, einzutreten hat. Die Amtscorporation endlih ift ed, an 
welche ſich der Staat mit feiner auf das Oberamt ausdgefchriebenen 
Steuer hält. In diefem Sinne befimmt die Verfafiung: die vers 
willigen Steuern werden auf die Amtskoͤrperſchaften audgefchrieben 
und von diefen auf die einzelnen Gemeinden vertheilt. 1) 

4) Verf. Urk. F. 115. und Geſetz vom 18. Juni 1849. Art. 11, wodurch bie 
frühere Abfonderung der Umlage anf die Beflder eremter Realitäten 
von derjenigen auf die Gemeinden und die gleiche Abſonderung bes Eins 
zugs abgerellt if. 

$. 206. 
Bei dem Staatsfteuerwefen, welches hienach einen Theil der amts⸗ 
förperfchaftlihen und gemeindlihen Wirthſchaft bildet, ift zu betrachten 

1) die Art und Weile, wie die auf ein Oberamt ausgefchriebene 
Staatöfteuer unter die Gemeinden, von diefen aber unter die 
einzelnen, im Gemeindeverband befindlichen Steuerpflichtigen 


vertheilt oder umgelegt wird; 
2) der Einzug, die Verwaltung und Ablieferung der Steuergelver. 


Erfter Abſchnitt. 
Bon der Stenerumlage. 
I. Ber Steuerfaß (des Eatafler). 
$. 207. 


Die Grundfäge, nad welchen die verwilligte Staatöfteuer auf 
die Oberämter, von dielen auf die einzelnen Gemeinden vers 
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theilt wird, And bie jept, in der Abfiht, weitere Erfahrungen zu 
fammeln und zu benüßen, nur proviforifch feftgeftellt durch das Ges 
feb vom 25. Juli 18211) und die dazugegebenen verſchiedenen Ins 
firuftionen, 2) nad welhen das fteuerbare Vermögen aufgenommen 
und fofort ald Grundlage der Bertheilung der Steuer für jede Gemeinde 
und für jedes Oberamt berechnet wurde, und nad welchen fernerhin 
neuentftehendes8 Vermögen jener Art berechnet wird. Das fummas 
rifche Verzeichniß des fteuerbaren NVermögend der Gemeinden eines 
Bezirkes bildet va Oberamtsftenercatafter. Dagegen wird die 
Umlage der auf eine Gemeinde ausgefchriebenen Staatöfteuer unter 
die einzelnen Steyerpflichtigen (bie Unteraustheilung der Eteuer) 
für die Dauer jenes Proviſoriums nad örtliden Normen durch die 
Gemeinden vorgenommen, 3) für welche jedoch theilweife nähere Bes 
fiimmungen gegeben find. Die Grundlage diefer Unteraustheilung 
(das Berzeihniß des fleuerbaren Vermögens der einzelnen Steuer⸗ 
pflichtigen) iſt das Drtsfteuercatafter. 


4) Robl. von 1821. ©. 457. Landft. Verhandl. darüber H. 7. Beil. 109. 
H. 12. Beil. 166. 169. 6. 13 ff. von 1821. 

2) Inſtruktion für das Grund⸗ und Sefällcatafer vom 8. Sept. 1821 uud 
6. Febr. 1822. Gehrudt bei Mofer, Sammlung ber Stenergeſetze (Rey⸗ 
fher’fhe Sammlung Band XVIL) ©. 1219. Inſtr. fir das Bebäutes 
eatafler vom 24. Sept. 1821. Daſelbſt ©. 1295 5 für das Gewerbecataſter 
vom 24. Eept. 1821 und 31. März 1829, revidixt am 13. Der. 1834 
Reg.Bl. von 1834. S. 599. Sämmtlihe auch befonders gedruckt bei 
Gebr. Mäntler in Stuttgart 1840, 1841 und 1842. 


3) Stenercataftergefeh $. 1. 
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Die Berfaffung fordert gleihe Theilnahme aller Staatsbürger 
an den Staatdlaften; es iſt daher die Steuerpflit allgemein in ber 
Art, daß, wie der Amtscorporation und Gemeinde in der Regel 
alles in ihrem Verbande begriffene ſteuerbare Vermögen bei Ver⸗ 
theilung der auf fie kommenden Duote aufgerehnet wurde, fie 
wiederum berechtigt ift, alle einzelnen Bemeinden und alle einzelnen 
Befiger in die Umlage zu ziehen. ine allgemeine Ausnahme hievon 
befteht jedoch darin, daß, wenn die Regierung in früherer Zeit auf 
einen gewiffen Zeitraum Steuerfreiheit bewilligt hat, bis zu Ablauf 
biefed Zeitraums das betreffende Steuervermögen weder der Amts» 
corporation und Gemeinde aufgeredinet, noch von dieſen bei ver 
Umlage beigezogen werden darf.!) Da fodann jede Amtscorpora⸗ 
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tion und jede Gemeinde als Schuldnerin der auf fie ausgefchries 
benen Staatsfteuerquote betrachtet wird, fo bleibt e8 ihr von Staats» 
wegen freigeftellt, bei der Unteraustheilung dieſer Duote einzelne 
Befigungen, jedoch nur aus befonderen Gruͤnderach, zu Befoͤrderung 
oͤffentlicher Intereſſen und auf die Dauer von höchftens 20 Jahren, 
ganz oder theilweiſe, frei zu laflen, 2) worüber die ordentlichen Ver⸗ 
waltungsbehörden, in Gemeinden der Gemeinderath, mit Zuftimmung 
des Bürgerausfhufies, 3) mit Staatögencehmigung in den geeigneten 
Fällen ($. 50.) zu beichließen haben. So wie jedoh dem Staate 
gegenüber folhe Befreiungen nicht gelten, 4) fo daß ohne Rüdficht 
auf fie die Steuerquote jeder Amtscorporation berechnet wird, fo ift 
auch die Amtscorporation nicht fhuldig, die von einer Gemeinde 
zugelafiene Befreiung bei der Umlage der Amtscorporationsquote zu 
beachten. 

1) Stenercataftergefeb $. 2. 

2) Geſetz vom 18. Suni 1849. Art. 20. In früherer Zeit war diefe Eins 
räumung auf Koflen ber andern Steuerpflichtigen, ein häufig vorkommen⸗ 
der, anf Herfommen und Lagerbücher ſich gründender, Befoldungsiheil ver 
Staates und Gemeindebeamten (Comm. O. V. 1. $. 12.), ift aber jetzt 
überall in viefer Richtung abgeftellt; auch kamen andere durch befonderen 
Rechtstitel auf Gemeinden übernommene Vertretungen in ber Staates 
ftenerpflicht vor, welche jeboch von den Gerichten als mit den Geſetzen 
im Widerſpruch fehend und ungültig angefehen wurden. Bolley in 
Sarwey’s Monatfchrift II. 75. 

3) BVerw. Edict $. 52. Pkt. 6. 

3) Steuercataſtergeſetz $. 2. 


$. 209. 


Im Befonderen hat aber das Gefeh 1) aus Gründen der Zweck⸗ 
mäßigfeit und Billigkeit einzelne Gattungen von DVermögenstheilen 
für ſteuerfrei erklärt, fo daß diefelben weder den Amtscorporas 
tionen und Gemeinden. bei Berechnung der auf fie fallenden Staats⸗ 
fteuerquoten aufgerechnet werden, noch von diefen bei der Unterauss 
theilung beigezogen werden dürfen. Dahin gehören: 

1) das Eigenthum des Staats an Gebäuden, Grundſtuͤcken 
und Gefällen.2) » 

2) Das gleihe Eigenthum der auf Koften des Staats beftehens 
den Anftalten, namentlich der Univerſitaͤt Tübingen. 

3). Daffelbe Eigentyum anderer Staaten, fofern viefe das in 
ihrem Gebiete liegende Eigenthum uniere Staates gleihfalls 
frei laſſen. 
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4) Diejenigen Gebäude der inländiſchen Stiftungen, Gemein⸗ 
den und anderen Gorporationen und Privaten, namentlich der 
Gutsherren, welche zu öffentlichen Zweden beftimmt find, ohne 
denfelben einen ökonomiſchen Nugen abzumwerfen, als Kirchen 
und Schulen, Kirhens und Thorthürme, PBfarrhäufer und 
Schulichrerwohnungen mit Zugehörden an Scheunen und 
Stallungen, Wafchhäufern u. f. w., Rathhäufer, Gefängniffe, 
Thor⸗ und Wacht⸗, auch Scießhäufer, Beuerfprigenhäufer, 
Spital-, Armen: und Kranfenhäufer, wenn auch neben ihrer 
Hauptbeftimmung als öffentlicher Gebäude einzelne Theile ders 
felben eine wirthſchaftliche Bejtimmung haben. ) 
Sämmtlihe, als Befoldung verliehene, Orundftüde und 
Gefälle der für den Etaaterienjt angeftellten Beamten, fo wie 
der Kirchendiener (zu welden jedoch vie Mefner und Orga⸗ 
niften nicht gehören 4)) und der Schuldiener, welche mit der 
Befoldungsiteuer betroffen werden. 

6) Die Wege, Straßen, Markt⸗ und andere öffentliche zu 

Spaziergänge, Begräbnißpläge ıc. 
Dagegen ift nun die früher beftandene Kreiheit der abeligen 

Schlöffer und Schloßgärten ꝛc. aufgehoben. 5) 


5 


ur 


1) Stenercataftergefeh $. 3. 

2) Bon biefer gefehlichen Steuerfreiheit pflegt die Finanzverwaltung in ben 
Fällen Teinen Gebrauch zu machen, wenn fie bei Gantungen bürgerliche 
Güter erwirbt, welche in der Regel bald wieder veräußert werden. Fin.s 
Min. Erlaß vom 5. Novbr. 1825. Dies war im Allgemeinen Rechtens 
nah Comm.O. V. 1. $. 2. zu Gunſten ber Landichaft gegenüber ben 
fürftlihen Domainen, if aber in biefer Beziehung jebt ohne Bebentung, 
da fonft die vom Staate erworbenen Güter ıc. überhaupt aus ber Steuer 
fommen und fomit den Amtscorporationen 2. nicht mehr anfgerechnet 
werben. 

3) Geb.Cat. Inſtr. $. 2. Als Gebäude, welche in dieſe Claſſe nicht gehören, 
find daſelbſt namentlich benannt: Fleifchbanfen, Kornhäuſer, Communs 
fruchtvorrathskaͤſten, Salzftadel, Holzmagazine, Keltern, Bads und Breuns 
öfen, Baphäufer und Maiereigebände, Gemeindewafchhäufer u. dergl., fo 
wie die Wohnungen ber Berwalter und Dffizialen, ver Communbdiener, 
Hirten, Kleemeifter 2c. ; ferner die Gebäude, welche der Staat gegen einen 
an die Gemeinden ıc. erftatteten Miethzins für öffentliche Bwede benützt. 
a. a. O. 8. 3. 

4) Geb. Cat. Juſtr. $. 2. und Steuercolleg. Acten Moſer S. 1298. 

5) Geſetz vom 18. Inni 1849. Art. 4. 
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Das im Lande gelegene fteuerbare Bermögen der Ausländer 
genießt in gleicher Weile, wie das der Inlinder, den Schub des 
Staats, und wird daher aud) in Bezug auf die Steuer nad) den⸗ 
ſelben Grundſaͤtzen behandelt. 1) Von diefer Regel findet aus dem 
Grunde der Gegenfeitigfeit dermalen nur eine Ausnahme Statt bei 
dem Grundeigenthum bayrijcher Pfarreien, welche in der Art, wie 
die zu 8. 209. genannten, fteuerfrei gelaffen werden.2) Dagegen 
find namentlih auch die von Ausländern im hiefigen Lande betries 
benen Gewerbe, der Staatöfteuer unterworfen und die Ortsbehörven 
berechtigt, auh im Ausland angefeffene Gewerbende, welche vors 
übergehende Geſchäfte in Württemberg machen, 3. B. Bauaccorde 
übernehmen, nad ber Dauer ihres Gewerbebetriebes mit einem vers 
bältnigmäßigen Gewerbefteueranfabe beizusiehen, wenn jene anders 
nicht nachweifen, Daß diefjeitige Unterthanen in ihrem Lande in 
fothen Fällen freigelafien werben, ®) wie dies 3. B. in Bayern 
zutrifft. 

4) Steuercat.Befeh $. 4. 


2) Steuercolleg.Erlaß vom 28. April 1820. 
3) Grlaß des Stenercolleg. vom 31. Mai 1845. 


g. 211. 


Hinſichtlich der Vertheilung der Steuergegenftände unter die 
verfihierenen orporationen und Gemeinden hatte fchon die ältere 
Geſetzgebung die Regel aufgeftellt, daß jedes fteuerbare Objert von 
derjenigen Gemeinde zu befteuern fey, in deren Marfung es ges 
legen, 1) und es ift diefer aus der geſetzlich ausgeſprochenen Identi⸗ 
tät ded Gemeindes und des Marfungsverbandes (Verw.Edict $. 3.) 
fich ergebente Grundfag aud bei Aufnahme des dermaligen Steuers 
cataiterd im Allgemeinen befolgt werden. Indeſſen gab ed von 
jeher nicht nur einzelne durch Vertrag oder andere privatrechtliche 
Titel gegründete Ausnahmen, fondern es warb auch gefeglich zuge⸗ 
laffen, daß der ganze auf verfchiedenen Markungen zerftreute Come 
pler eined LRehenguted von einer Gemeinde, und zwar von ders 
jenigen, auf deren Marfung der größere Theil ded Guts gelegen, 
befteuert werde. ?) Sodann befand überhaupt zuweilen, namentlich 
in Neumürttemberg, häufig die öffentlich rechtliche Einrichtung, daß 
das gefammte Vermögen eined Bürgers ohne Rüdficht darauf, wo 
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folche® gelegen, von derjenigen ®emeinde zu befleuern war, in wels 
her er anfüßig war. (Befteurung nad dem Heerde.) 

Auf die Befeitigung diefer Ausnahmen und auf Bereinigung 
der Steuers mit der Marfungsgränzge wurde indeß fowohl bei der 
Aufnahme des proviforifhen Cataſters, als namentlich bei der Hers 
Rellung des Primärcatafkerd unter Vorbehalt einer durch Geſetz 
künftig etwa erfolgenden, anderweitigen Anordnung durch die Steuers 
commifjäre und Oberämter im Vergleichswege bingewirft und dieſe 
Bereinigung theild durch nach dem bisherigen Ertrag an Gemeinde⸗ 
fteuer bemefiene ©eldabfindungen, theild durch Abtretung entiprechen« 
der Gutsflächen bewerkſtelligt. Es wurden ferner die Staatsfteuers 
gränzen mit denjenigen für Amts⸗ und Gemeindeumlagen vereinigt, 
wenn nur in Bezug auf jene eine Abweihung von der Markungs⸗ 
graͤnze beitand, da in diefem Ball die Gemeinde, der ein Steuerrecht 
außerhalb ihrer Markung zuftand, nichts verlieren Fonnte, indem 
ihr felbft auch von Staats⸗ und Amtscorporationdwegen die bes 
treffenden Thjerte aus der teuer genommen und auf die Mar- 
fungsgemeinde übertragen wurden; endlih wurde der Grundſatz 
ausgefprochen, daß die Güter, welche einmal einer beitimmten Ges 
meinde zur Beiteurung zugewielen feyen, auch bei diefer ungeachtet 
eined Wechſels der Angehörigfeit des Befigerd zu bleiben haben. 3) 
So weit hiedurch eine Vereinigung nicht erzielt werben konnte, 
wurden die hinfichtlih der Lehen und ſonſt unwiderſprechlich und 
unaudgefegt beftandenen Ausnahmen bid auf Weiteres beftehen ges 
laffen, 4) und in den Primärcataftern und Charten jedes Orts, fos 
wohl die zur Marfung, als zum Steuerdiftrift gehörigen einzelnen 
Güter aufgenommen und berechnet. 

Bezüglih der hienach noch fortbeftehenden Abweichungen der 
Steuer: und der Marfungsgränze ift Folgendes beftimmt 5): 1) Die 
Verſuche, eine gütlihe Uebereinkunft über die Befeitigung berfelben 
herbeizuführen, find bei jedem geeigneten Anlaffe durch die Ober⸗ 
ämter, unter etwaiger Beihülfe von Steuercommiffären, wieder aufs 
zunehmen. Die Verhandlungen werden zwednäßig zunächft mit 
einigen Deputirten jeder betheiligten Gemeinde vorgenommen; eine 
Mitwirkung der einzelnen Gutsbefitzer und der Gefaͤllberechtigten 
ift nicht erforderlih. Das Oberamt hat unter Zubülfenahme der 
Zandesvermeffungsarten die der Audgleihung unterliegenden Objecte 
auszumitteln. Zunahft ift auf gegenfeitige Aufhebung des in jede 
Markung wechjelfeitig übergreifenden Beſteurungsrechts binzumirfen. 
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Für die Etaatöfteuer und die Amtsanlagen kann von der bisher 
befteuernden Gemeinde eine Entſchaͤdigung nicht gefordert werben, da 
diefelben dieſer Gemeinde felbft von den abgetretenen Objecten nicht 
mehr aufgerechnet werden; wird aber eine Entihäpdigung für den 
durch die Abtretung für eine Gemeinde entftehbenden Verluft an dem 
zu Gemeindeanlagen pflichtigen Steuervermögen angefprochen und 
als rechtlich begründet erfunden, fo ift ſolche zunächft durch Abtre⸗ 
tung oder Austaufh von Befteurungsobjerten, namentlich folchen, 
die fih im Befige von Angehörigen der zu entfchädigenven Gemeinde 
befinden, zu vermitteln und auf eine Geldausgleihung nur dann 
hinzuwirfen, wenn der Raturausgleihung Irtlihe und andere Ver: 
hältniffe entgegenftehen. Wird als Geldentfhädigung eine jährliche 
Rente ausgemittelt, fo ift zugleich fefffegen zu laffen, daß und in 
welhem Maßftabe fie ablösbar ſey. — Es ift zwar darauf Bedacht 
zu nehmen, daß auch das Weider, Zehnts ıc. Recht zugleich mit dem 
Markungsrecht verbunden bleiben, doch ift hievon die Uebereinkunft 
über Bereinigung des Beiteurungsrehts mit dem Markungsrecht nicht 
abhängig zu machen. — Zur Gültigkeit der Webereinfunft gehört 
nebft der Zuftimmung beider Gemeindecollegien ter betheiligten Ge⸗ 
meinden die Genehmigung der Kreißregierung. — 2) In Ermang- 
lung eined gütlichen Uebereinkommens bleibt es der Kommiffion zu 
Bereinigung ded &emeindeverbands (ſonſt der Kreisregierung) vors 
behalten, zu prüfen, ob nicht nad den Berhältniffen des einzelnen 
Falles Grund vorhanden fey, nad Maßgabe der beitehenden Ge⸗ 
jege eine Abänderung des dermaligen Zuftandes zu verfügen. Kine 
ſolche Verfügung iſt jedenfalls ausgefchloffen,. wenn das Beſteurungs⸗ 
recht in fremder Marfung auf einem privatrechtlichen Titel beruht; 
ein folher ijt aber namentlih da nicht vorhanden, wo jenes Recht 
(lediglich als die Folge älterer, durch die neue Geſetzgebung aufs 
gehobener Verwaltungs- oder Befteurungsnormen fi darftellt. — 
Wann dagezen eine folhe Verfügung wirflih Platz greift und wie 
es in folhem Falle bezüglich der Entſchaͤdigungsfrage zu halten fey, 
ijt nicht näher beftimmt.6) — Der Bollzug der durch Llebereinfunft 
oder durch Erfenntniß befchloffenen atafteränderungen ift je mit 
dem Anfange des nächften Steuerjahre einzuleiten. 


4) Stenerinfir. vom 24. San. 1713. $. 5. 

2) Inſtr. vom 19. April 1728. $. 18. 

3) Inſtr. für das PBrimärcatafterburean vom 28. Inli 1830. $. 35 — 40. 
Perfügung des Min. des Innern und ber Finanzen vom 18. Juli 1840. 
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4) Erlaß des Steuereolleg. vom 1. Dct. 1825. Gin bei den Ständen eins 
gebrachter Geſetzesentwurf (Berb. der Abg. von 1835. Bd. 3. ©. 1.), 
welcher eine burchgängige Gleichſtellung der Markungss und Steuergräns 
zen beabfichtigte, kam bei dem Wiberfpruch in der Kammer der Standes⸗ 
herren, welche zu großen Gingriff in Privatrechte und in die Rechte der 
Gemeinden in ben angetragenen Bekimmungen ſah, wicht zu Stande. 
Berh. von 1836. 2. Beil.Heft ©. 46. 

5) Jaſtr. vom 18. Juli 1840 und Vollzieh. Juſtr. zu dem Gefehe über Auss 
dehnung bes Gemeindeverbands auf bie bisher eremien Befitzungen x. 
vom 8. Sept. 1849. $. 34 — 41. 

6) Es wird dabei wefentlih anch daramf anfemmen, ob die von einer andern 
Gemeinde beftenerten Güter wicht wenigfiens an ben Markungslaften ihrer 
Markung Theil zu nehmen Hatten, indem mamentlich bei der Frohnleiſtung 
der ganze Güterbefib eines Bürgers in Betracht gezogen wurde; eine 
doppelte Beiziehung berfelben in der Steners und in ber Marfungsgemeinde 
wäre jedenfalls ungerechtfertigt. 


$. 218. 


Jede der Steuerquellen ($. 205.) und zwar die Gefälle in 
Verbindung mit der Grundfteuer ald deren ergänzender Theil bildet 
für fih ein Ganzes nicht nur dadurch, daß für jede derjelben bins 
fichtlich der Art und Weiſe ver Berechnung des der Steuer zu Grunde 
liegenden Betrages beſondere, der Natur diefer verſchiedenen Objecte 
angemefiene, Normen feitgefegt find, fondern aud, indem an dem 
Gefammtbetrag der directen Staatsſteuern jeder der drei Steuers 
quellen eine gejeglich bejtimmte Duote zum Voraus für ſich zuges 
wieſen ift,1) fo daß auch die auf eine Amtscorporation ausgejchries 
bene Etaatsfteuer — dieſem Duotenverhältniß entfprehend — auf 
das Grund⸗, Gebäudes und Gewerbecatafter des Oberamts je ab» 
gefondert vertheilt, und daß die jete Gemeinde treffende Quote 
ebenjo abgefondert auf das Grund⸗, Gebäudes und Gewerbecataſter 
des Orts und jedes einzelnen Steuerpflidtigen vertheilt wird. 2) 


4) Steuercataſt. Geſez $. 5. Nach dem Regierungsentwurf follte zuerſt ber 
Gefammtertrag der drei verfchiedenen Gattungen von Steuerobjecten ers 
mittelt und hienach die Staatsſteuer repartirt werben; es wurbe aber eins 
gewendet, daß diefer Ertrag im richtigen Verhältnifie zu einander (naments 
lich zwifchen Güterertrag und Gewerbegewinn) nicht genau ausznmitteln 
fey und daß, wenn Unterfchlagungen von fleuerbaren Gegenſtaͤnden vor⸗ 
kommen (was nur beim Gewerbecatufter denkbar if), dies nur auf bie 
Stener gleicher Gattung einwirken könne, wenn der Betreff jeter Gattung 
zum Boraus beftimmt fey. Diefes vorausbeftimmte Verhaͤltniß wurbe nach 
allgemeinen Anhaltspunkten ausgemittelt. 

2) Bon der gefammten landſtaͤndiſch verwilligten directen Staatsftenerfumme 
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kommt nad dem Geſetze anf das Laudescataſter am Gebäuden %.,, an 
Gewerben 74, und an Grundeigenthum und Gefällen */,,. Der hienach 
ermittelte Betreff jebes dieſer befonderen Stenercataſter an ber jeweiligen 
Geſammtſtener wird nun auf die Oberämter nach ihrem Betreffe an ber 
Laubesratafterfumme jeder Gattung ausgetheilt, und ebenfo von der Amts⸗ 
koͤrperſchaft auf die einzelnen Semeinden, fo daß 3. B., wenn es einen 
Dezirt mit 3000 fl. Gewerbecataſter 2500 I. Gewerbeſtener trifft, eine 
Gemeinde mit 400 fl. Gewerbecatafter 333 fl. 20 Fr. an Gewerbeftener zu 
zahlen bat, woran es z. B. einen Gewerbsmanu mit 20 fl. 
Gewerbecatafter 16 fl. 40 Er. trifft. 


1) Bon dem Grund- und Gefällfteuercatafter. 


a) Oberamtscatafter. 
g. 213. 


Die Grundlage der Bertheilung der auf das Grund⸗ und 
©efalleatafter fallenden Duote der Gefammtftaatsfteuer auf die eins 
zelnen Amtdcorporationen und von dieſen auf die einzelnen Ges 
meinden bildet das in Folge des Geſetzes von 1821 dur Kreis⸗ 
und Oberamtöfteuereommiffäre aufgenommene und dur die fpäteren 
Revifionen berichtigte Reichs⸗ und das Oberamtsgrundcatafter. 
Bei Aufnahme diefes Catafterd, welches den reinen Ertrag der 
Drtsmarfungen im Öanzen, abgefhäsgt nad Fluren und Ge 
wanden, darlegen foll, wurde 1) der Umfang eined Markungs⸗ 
oder Steuerverbandes ($. 211.) aus bereitd vorliegenden Vermeſ⸗ 
fungen und Befchreibungen, oder durch annähernde geometrifche 
Abſchaͤtzungen nad Bezirken und Gewänden und ebenfo 2) der bes 
fondere Umfang einer jeden Culturart und eines jeden Gewandes 
erhoben; 3) jede Eulturart in gewiffe Unterabtheilungen gebracht, 
namentlich a) die Aeder in zelglich gebaute, Wechfelfelvder und ganz 
ungebaute; b) die Wiefen in zweimädige, einmädige und Holzwiefen ; 
c) die Gärten in Gemüfe-, Grad» und Obftgärten; d) die Wein- 
berge zweifach, nach der Größe des Ertrags (von 1 Eimer an je 
um A Imi weiter) und nad der Güte des Produkts; e) die Wal⸗ 
dungen in Hochwaldungen nah den verfchiedenen Holzgattungen, 
Niederwaldungen, gemifchte Beitände, unbeftodte; f) die Weiden in 
folhe mit Obftbäumen oder mit Holz bewachfen und in bloß Gras 
tragende unterfchieden. 4) Ale Gewande der Haupteulturarten 
wurden hierauf nach ihrem Verhältniß zu einander in Bezug auf 
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Ertragsfaͤhigkeit in Abftufungen over Slaffen von I. auffleigend ges 
bracht; fofort 5) bei jedem Gewande der wirflihe NRohertrag eines 
Morgens, bei Aedern unter Vergleihung mit dem Anfchlag und Ers 
trag des Zehnten geihägt und dann auf die ganze Morgenzahl 
eined Gewandes ausgerechnet. 6) In gleicher Welje wurden fodann 
die gefeglih in gewiſſen Verhältnißzahlen zu dem. Rohertrag von 
diefem abzuziehenden Culturkoſten in der Art geſchätzt, daß für jedes 
Gewand der Duotient beftimmt wurde, welcher vom Roherträg abzus 
jiehben wäre. 7) Die auf den Gütern eines Markungs⸗ oder Steuers 
verbandes ruhenden Neallaften wurden nad ihrem jährlihen Bes 
trag aus den vorhandenen Dofumenten ſowohl zum Behuf des 
Gefaͤllcataſters, als für den Abzug vom Gutsertrag erhoben, diefer 
Abzug felbft aber nur im Ganzen an dem Brundratafter einer 
Markung gemacht. 

Die Ergebniffe diefer Arbeiten wurden in Ylächentabellen, fos 
dann in den Einfhägungsprotofolfen und in Tabellen über die Ein» 
ſchaͤtzung, woraus bei jeder Ertragsclafie und ſomit für jedes in 
diefe Claſſe gehörige ®erwand der Rohertrag, der Eulturfoftenbetrag 
und der Reinertrag im Ganzen und je auf einen Morgen zu erjehen 
it (Refultatstabellen), niedergelegt, fofort eine Ausrechnung des 
gefammten Grundfteuervermögend jedes Orts gefertigt,t) welche das 
Gatafter bildet. Hiezu fommt Das PVerzeihniß der verjhiedenen in 
jeder Gemeinde befindlihen Gefällberechtigten 'mit dem Reinertrag 
ihrer Gefälle. Der Oefammtfumme eines Oberamts, welche fih aus 
der Zufammenftellung diefer Berechnungen und nah der Prüfung 
durch die Amtöverfammlung ergab, wurden endlih in Folge ber 
Bergleihung des Einſchätzungsreſultats verſchiedener Oberämter ges 
wife Summen im Ganzon bald zugelegt, bald abgerechnet. — Die 
Akten über dieſes Cataftergefchift find überall bei den Oberämtern 
niedergelegt. 

Die Summen, die durdy diefe Cataftrirung erhoben wurden, 
find jedoch Feineswegs unveränderlich; vielmehr treten in gewiffen 
Fällen ($. 234.) Verminderungen oder Vermehrungen und fomit 
Veränderungen in der Grundlage der Steuervertheilung ein. Für 
biefe Faͤlle ift nöthig, die jegt noch praftifhen Normen näher kennen 
zu lernen, nach welden die einzelnen Objerte der Grund» und Ges 
fällfteuer für die Steuer gegenüber vom Staate- und vom Berirfe 
in Berehnung genommen werden. 


1) Das Grundeigenthum und die Gefälle der nicht im Gemeindeverbande 
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ſtehenden Gntsbefiger wurden von dem örtlichen Cataſter am Schluſſe abs 
gezogen und dann ein fpegielles Cataſter für jede Standes: und Grund⸗ 
herrfchaft, welches die fämmtlichen in einem Oberamt gelegenen Beligungen 
verfelben umfaßt, gebildet. Diefe befonderen Catafter haben jet auf: 
gehört und die darin enthaltenen Stenercatafterfummen wurben benjenigen 
Gemeinden zugelegt, in beren Berband die betreffenden Güter eingetheilt 
worben find. 


§. 214. 


Bei neu einzufchägenden Gütern fann 1) die Größe, nad 
dem nun überall die Randesvermeflung vollzogen ift, am ficherften 
aus dem PBrimärcatafter erhoben werden. Rüdfichtlih der Ertrag 6» 
einfhäsgung aber ift 2) der gegenwärtige Eulturzuftand des Guts 
anzunehmen, wobei jedoch Neugereuthe in Weinbergen, welche zus 
weilen bis zur Wiederbeftodung mit andern Gewächfen gebaut wer⸗ 
den, zu den Weinbergen zu rechnen und Wechfelfelder, weldye der: 
malen ungebaut find, deshalb nicht zu den ganz ungebauten Aedern 
zu zählen find.) 3) Der Einfhägung felbft werben die. Eatafters 
aften, namentlih die Gemwandeeintheilungs+ und Einſchätzungs⸗ 
protofolle, fowie die Refultatstabellen zu Grunde gelegt. 2) Es ift 
biebei ter wirkliche Ertrag, d. 5. derjenige ind Auge zu faffen, den 
dad Gut nah dermaligem Eulturftand und ter ortsüblihen Bes 
bauungsart nah dem Durchſchnitt mehrerer Jahre oder in einem 
mittelmäßig ergiebigen Jahr gewährt.3) Sodann wird ſchon bei 
Schaͤtzung des Rohertrags der in Natur oder in einem veränders 
lihen Geldſurrogat zu reihende Zehnten abgezogen, dagegen ber 
Anſchlag bei zehntfreien oder mit einem unveränderlihen Surrogat 
belafteten Gütern um ein Neuntheil des Rohertrags erhöht.) Sos 
fort ift a) bei neu einzufchägenden Aeckern, Wiefen und Weinbergen 
darauf zu fehen, ob nicht nach Rohertrag und Culturaufwand ühn- 
lie ſchon früher eingefhägte Güter vorhanden find, worauf bie 
bei diejen angewendete Claffe auch bei jenen anzumenden ift; wo 
dergleichen nicht vorhanven find, ift der Rohertrag und Eufturaufs 
wand zu fhäben und je nach dem Ergebnifle find die Güter in eine 
ber bei der Gatafteraufnahme feſtgeſetzten Claſſen einzutheilen. 9) Aus 
der Natur der Sade folgt, daß es bei diefen Schaͤtzungen zunaͤchſt 
auf ein richtiges Verhältniß zu den ſchon eingefhägten Gütern ans 
fommt. Was hiebei «) namentlich die Aecker betrifft, fo ift, wenn 
die Bebauung in einer gewiflen feitbefimmten Rotation, 3. B. in 
der zelglichen, gejhieht, der Ertrag auf die ganze Rotationsperiote 
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zu fhägen und dann der Durchſchnitt von einem Jahr zu berechnen. 
Die Zahl der Morgen des neu einzufägenden Feldes, welche im 
Durchſchnitt jährlich mit Brachgewächfen eingebaut zu werden pflegt, 
ift zu erheben und dann für den Brachanbau in der Regel bei der 
Dreifelderwirtbfchaft ald Reinertrag Calfo fhon mit Abzug der Cultur⸗ 
foften bei der Brache) eine Zulage von Y, ded Rohertrags des 
Sommerfeldes, wern aber diefer in Gerfte over Waizen befteht, von 
7, zuzurechnen; bei einer andern Rotation aber wird der Brachertrag 
durch alle Theile abgefchäst und der Jahresdurchſchnitt ausgemittelt.%) 
Findet aber feine feite Rotation Statt, fo ift der Ertrag nach der in 
jevem Gewande vorherrfchenden Bebauungsart zu fchägen.”) Kerner 
ift nicht bloß der Hauptertrag In Körnern, fondern auch der Reben- 
ertrag an Stroh, ſchwachen Früchten, Brüts ꝛc. Gegenftand ver 
Schätzung.s) Die Naturalien find nah ihrem für den Verkauf 
reifen Zuftande in gefeglih beftimmten Preifen zu Geld zu berech⸗ 
nen.?) — 8) Bei der Schaͤtzung des Rohertrags der Wiefen (und 
reinen Gradgärten) kommt ed auf die Lage und Bodenbeſchaffenheit, 
Gelegenheit zur Bewäflerung, oder Gefahr der Ueberſchwemmung an: 
Bei Wiefen, welche für gewöhnlich einen dritten Schnitt gewähren, 
it der Ertrag bievon in Eentnern berechnet dem Heus und Dehmds 
ertrag zuzulegen. Ber geiehlih zu 30— 40 fr. feſtgeſetzte Preis 
des Heues per Gentner ift innerhalb dieſes Rahmens nah Güte 
des Heued und Abjaggelegenheit zu bemeſſen. Wiefen, welche 
zum Theil oder ganz mit Waldbäumen bewadhfen find — Holz 
wiefen — find, wenn fie dem Borftbanne unterworfen find, nad 
der ihnen in den forftamtliden Orbnungs- und Tarationsregiftern 
beigelegten Ertragseigenfhaft aufzunehmen; außerdem findet eine 
Schägung nah dem Berhältniß ähnlicher Waldbeſtaͤnde Statt. 10) 
y) Bei Einfhägung der Weinberge if eine Erfahrung von 
20 Jahren zu Hülfe zu nehmen, oder es ift jevenfalld ein Jahr 
anzunehmen, das der Duantität nach einen mittleren Ertrag gewährt 
hat. Ruͤckſichtlich des Preifes aber ift derfelbe, innerhalb des geſetz⸗ 
lihen Rahmens von 32 und 8 fl. per Eimer fi haltende Mittel- 
preis anzunehmen, der bei der Eatafteraufnahme in einem Ort zu 
Grunde gelegt wurde und von welchem fofort je nad} der Güte des 
Produfts. aufe oder abgeftiegen wird. ‚Die in Weinbergen regels 
mäßig Statt habenden Nebenpflanzungen, wenn folde nad den 
Rormalpreifen wenigftens 1 fl. jährlich betragen, werden nach einer 
allgemeinen Schätung mit 1—4 fl. per Morgen dem Weinbergs 
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ertrag zugelegt. Bel den zu andern @ulturarten verwendeten Wein⸗ 
bergen find die ihrer Bebauungsart entfprechenden Normen der Meder: 
und Wiefeneinfhägung anzuwenden, wenn nicht die anderweitige 
Pflanzung bloß zur Berjüngung oder neuen Anlegung gejhieht. 11) — 
b) Mit Obftbäumen befegte Wiefen und Grasgärten (Baumgüter) 
werden nad) Saufpreifen oder Theilungsanfchlägen gefhäst und nad 
dem Berhältniffe ded Reinertrags von Yutterwiefen von gleichem 
Kaufpreife in die Steuer gelegt, fo daß, wenn der Reinertrag der 
hoͤchſten Wiefenclaffe dem Kaufpreife jener Baumgüter noch nicht 
gleihlommt, eine entſprechende Zulage Statt findet. Auf ganz gleiche 
Meife werden GBemüfegärten und Länder im Verbältniß zu den 
Aeckern eingefhägt 12) vergl. Note 19. — c) Bei Waldungen 
ift das betrefiende K. Forftamt um Mittheilung einer Ertragsſchaͤtzung 
zu erfuhen, woraus gemäß dem Ordnungs⸗ und Tarationsregifter 
das innerhalb einer Hauptnugungsperiode zum Hieb kommende 
Brenn» und Nutzholz erfichtlih if. Hinfichtlich des Holzanſchlags 
find die Im Jahr 1823 erhobenen Revierpreife zu /, anzumenben, 
ohne das Macherlohn miteinzurechnen. In der Regel wird der Holz⸗ 
ertrag nit nad Baus, Nutz⸗ und Brennholz 2c. abgetheilt, fondern 
e8 wird das Ganze als Scheiterholz berechnet. Für den Nebenertrag 
an Eiheln, Bucheln, Gras, Harz, Streu, Laub und Weine, wie 
er nad dem Durchſchnitt von einer Hauptnugungsperiode zur andern 
Statt finden mag, ift je nad der Beſchaffenheit des Diftrifts und 
den örtlichen Berhältniffen bei Laubwaldungen 24—48 fr., bei 
Nadelwaldungen 12 — 24 fr. per Diorgen beſonders zu rechnen. 18) — 
d) Weiden, welde ein beftimmted Areal haben, werden im Ver⸗ 
hältniß zu der geringften Elaffe der Wiefen angefchlagen, oder ift 
überhaupt ein Geldanſatz nah dem Werthe des jährlich erzeugten 
MWeidefutterd zu beftimmen. Der befondere Ertrag der mit Obſt⸗ 
bäumen befeßten oder zur Holznutzung beftimmten Weiden {ft nad) 
der bei den Baum⸗ und Holzwiefen angegebenen Art zu berüds 
fihtigen. 4%) Hieher gehört auch der Weidegenuß von einmädigen 
Wiefen, welche ohne Beweidung zweimal zu mähen wären, und das 
Meidereht in fremden Waldungen, welches nad Berhältniß des 
Areald oder des Weidviches befteuert wird. 15) Dagegen werben 
Schafweidenugungen von Gemeinden und Brivatperfonen ohne 
Rüdficht auf eim beftimmtes Areal fo eingeſchätzt, daß die Zahl von 
Stüden, welche eine Schafweide, ausſchließlich der Freifchafe für den 
Geiftlihen und Schullehrer, erträgt, fowie das jährliche Weidgeld 
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und der Pfoͤrchwerih, oder der Werth des während der Pfoͤrchzeit 
des Nachts im Stall erzeugten Dünger6 erhoben wird, von dem Bes 
trag der beiden legten Summen der Werib, welden die bereits 
beſonders befteuerten eigentlichen Weidepläge für den Pächter haben, 
und der Werth von den einem Pächter uͤberlaſſenen Gebaͤuden und 
Orundftüden abgezogen, der hienach fi) ergebende Neinertrag auf 
ein Stüd Schaf repartirt und hierauf nad Berhältniß anderer 
Eatafter ein Anfag von 6 — 30 fr. für jedes Schaf, ohne Unter 
ſchied von jungen und alten, wozu der Weideinhaber berechtigt ift, 
gemadt wird. In Beziehung auf die Anzahl der Schafe gilt der 
Beſitz von den lebten 3 Jahren und bei ungleihem Ertrag ein 
Jahresdurchſchnitt. Sind Sommer: und Winterweide hierin ver 
fohieden, fo wird die Zahl nad) der vorzüglicheren von beiden ber 
ftiimmt. Bei fetbft benügten Weiden iR der Ertrag an Weidegeld, 
Pföch und Dünger nah Abzug ded Aufwandes, wozu naments 
lich auch die Unterhaltung der Pförchfarren und Hurden und die 
Berköftigung der Schäfer und ihrer Hunde gehört, auf gleiche Weife 
oder nad denjenigen ähnlicher Weiden zu beftimmen. Iſt ein Uebers 
triebörecht abgefauft worden, fo ift anzugeben, um wie viele Stüde 
fi die weinende Schafanzahl vermehre. 19) — e) Steinbrüde, 
Erz, Thon⸗, Sand» und Mergelgruben, Torffelder und Steinfohlene 
gıuben, Weiher, Seeen und Fiſchwaſſer find mit ?/, ihres aus den 
vorangegangenen 5 — 6 Jahren erhobenen Pachtwerthes aufzus 
nehmen. 17) — 4) Soweit nicht ſchon in vorbefchriebener Schägung 
der Eulturaufwand berüdfichtigt iſt Calfo in den Faͤllen zu a. 
und e.), muß auch diefer noch Behufs der Ermittlung der geeigneten 
Keinertragsclaffe für die neu einzufchägenden Güter gefchägt werden. 
Diefer Aufwand, welcher die Koften für Unterhaltung, Düngung 
und jährlihe Bebauung, Ausfaat, Bekodung und Berjüngung 
der Weinberge, Einführung, Magazinirung und Ausdreſchen der 
Produkte begreift, wird a) bei Nedern, Wiefen und Weinbergen in 
gewiffen Duotienten ded Rohertrags abgezogen und zwar «) bei 
Aeckern mit */,; bis °/,, fo daß ald Reinertrag jedenfalls bleibt %, 
bis %,. Der Bracheinbau wird hiebei nicht berüdfichtigt, weil deffen 
Koften ſchon bei der erften Schägung abgezogen find. 6) Bei Wiefen 
mit bis *,, fo daß Reinertrag bleibt ”/, bis %,. y) Bei Weins 
bergen mit ?), bis %,, daher Neinertrag übrig bleibt 9%, bis *,. 
Sinnerhalb dieſes Rahmend wird der abzuziehende Quotient nad 
Berfchiedenheit der Lage, des Bodens, des Clima, des Bedarfs an 
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Saatfrucht und Dünger beſtimmt. Die Berechnung ſelbſt geſchieht 
dadurch, daß der wirkliche Culturaufwand nach der ortsüblichen 
Bebauungsweiſe geſchaͤtzt wird, wobei die bei dem Rohertrag an⸗ 
gewendeten Naturalienpreiſe und ſonſt die oͤrtlichen Preiſe und Taxen, 
je um '/, ermäßigt, zu Grunde gelegt werden. Bleibt der Cultur⸗ 
aufwand unter dem feftgefegten höchſten Duotienten zu dem Robs 
ertrag, fo wird er in derjenigen Achteldquote abgezogen, welche ſich 
der angeftellten Berehnung des wirklichen Aufwandes am meiften 
nübert, bei gleiher Entfernung zwifchen zwei Duoten in der niedris 
geren. — b) Bei Waldungen wird der Eulturaufwand, wie der 
Nohertrag von Yorftleuten gefcbägt, wobei aber für Fällen, Aufs 
machen und Wegführen, aud für den Forſtſchutz nichts berechnet 
werden darf, da hierauf fchon bei der Rohertragsfhägung Rüdficht 
genommen if.13) — 5) Iſt fo diejenige der fhon früher angenoms 
menen Claſſen ausgemittelt, in welche ein neu einzufhägendnes Gut 
gehört, oder in vorftehender Weife der wirkliche Reinertrag erhoben, 
fo ift der Steueranfhlag dadurch auszumitteln, daß der nad 
jener Elafie angenommene Geldanſatz, beziehungsweife dieſer neu 
berechnete Reinertrag in demſelben Verhaͤltniſſe erhöht oder vers 
mindert wird, in welchem die Batafterfumme jeder Eulturart für 
das ganze Oberamt im Ganzen feit 1826 auf 27 erhöht oder vers 
mindert ($. 213. am Schluß), oder durch Amtsverfammlungsbefchluß 
überhaupt geändert worben iſt. 1) — 6) Endlich ift der Geldbetrag 
der auf den neu eingefhägten Gütern ruhenden Reallaften zu 
ermitteln und am Steueranfchlag in Abzug zu bringen. Hieher ges 
hören alle diejenigen Leiftungen an Abgaben, Dienftbarkeiten ıc., 
welche in jährlichen over nach gewiffen NRotationen wiederfehrenden, 
beflimmten oder wandelbaren Summen, fie mögen auf dem Robs 
oder Reinertrag haften, entweder von dem Gutsertrag unmittelbar 
abgehen, oder wenigftens in Bezug auf den Beſitz einer Sade von 
deren Befiger einem Dritten geleiftet werden müffen, namentlich Güls 
ten, Zinfen, Theilabgaben, Holsgerechtigfeiten. Dagegen gehören 
nicht hieher und find daher vom Abzug ausgeſchloſſen: a) Laudemials 
gebühren und Handlöhne; b) die Zehntlaft nah oben Pit. 3. 
Eben fo wenig gehören dahin Lferbaufoften, Wegunterhaltungss 
often ıc. Die Reallaften werden, wenn fie unveränderlich find, 
in ihrem jährlichen Betrage, wenn fie aber dem Betrage nach wandel- 
bar, nach einem neunjährigen Durchfehnitt aufgenommen. Dagegen 
werden von den abzuziehenden Reallaften felbft wieder die damit 
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verbundenen &egenbezüge abgerechnet. Die Raturallaften werden 
in denfelben Preifen, wie fie bei der Ertragsfhäbung angenommen 
worden, %) oder wo fie nad Tagerbühlih vder obfervanzmäßigen 
Preiſen in Geld entrichtet werden, nad dieſen berechnet. — Der 
fih hienach ergebende Betrag der auf den neu eingejhägten Gütern 
baftenden Reallaften iſt bei firen und nah dem wahren Betrag 
erhobenen unftindigen Laften zu *,, dagegen find unveränderlide 
Zehntjurrogate und Theilabgaben mit dem vollen Betrag an dem 
geihägten Ertrag abzuziehen. 21) 


4) Grundeat. Zur. $. 8. 

2) Anleitung zur Gataftrirung ber bei dem Grund⸗ und Gefällcataſter von 
1823 abs und zufommenden Objecte vom März 1829 auf 38. 

3) Cat. Geſetz $. 18. Grundeat. Juſtt. $. 38. 

4) Grunveat. Zunft. $. 18. 40. 47. 54. Bei Weinbergen wird auch die Abs 
gabe am Kelterwein ſchon hier abgezogen. 

5) Angef. Anleitung $. 5. Grundeat. Inſtr. $. 40. 

6) Vorſchrift vom 14. Der. 1822. Mofer ©. 1262. 

7) Grundeat. Juſtr. $. 40. 

8) a. a. O. $. 41. Augef. Anleitung $. 5, 

9) Cat. Geſetz $. 19. Jnſtr. 5. 44. Die Breife ind: 1 Scheffel Waizen⸗ 
former Sf. 48 kr., Roggenkoͤrner 5 fl., Serfienförner 4 fl. 12 kr., Dinkel 
3f., Hader 2 fl. Das Schwache bei den glatten Früchten If in an- 
gemeflenem Berhältniß zu den Preifen der Körner in Berechnung zu neh: 
men. 1 Fuder (von 80 Bund & 20 Pfund) Roggenficch 8 fl., Dintels 
und Waizenſtroh 7 f., Gerſten⸗ and Haberfiroh 6 fl.; 1 Simri Grundbirnen 
8—10 fr.; 1 Eentner gebörrter Klee 36 Er. ; 100 Pfund Kramt 1 fl. 
12 ir. bie 1 fl. 36 fr.; 1 Pfund Hanf 16 — 20 fr. — Diefe Preife 
werben angewendet, es müßte denn feyn, daß die Eataflercommifjion bei 
der früheren Ginfhäkung wegen befonders machtheiliger Umflände einer 
Gemeinde geringere Preife angenommen hätte nnd deren Aunahme von 
dem R. Stemercollegium auch bei den new einzufchäbenden Gütern bes 
gründet erfunden wärbe. 

10) Grundeat. Juſtr. $. 45. 46. 48. 50. 

11) a. a. D. $. 52 — 57. 

12) a. a. O. $. 49. 51. Ange: Anleitung $. 5. 
43) Grundeat. Inſtr. 8. 59 — 61. Angeführte Anleitung $. 5. 
14) Srundeat.Suftr. $. 63. Augef. Anleitung. 

15) Erlaß des Stenercollegiums vom 15. Febr. 1823. 

16) Grundeat. Inſtr. F. 64 — 66. Augef. Anleitung $. 5. Erlaß des Stener⸗ 
collegiume vom 5. Gept. 1822 und 8. Febr. 1823. 

17) Angef. Anleitung. Grunbeat.Sufir. $. 68. 69. 
418) Cat. Geſet $. 20. Grundcat. Juſtr. $. 71 — 74. Juſtr. vom 14. Dec. 1822. 
49) Die ſchon 1823 vorgenommenen Aenderungen der geſchätzten Elafienfäge 
wurden gleich bei —— der Tabellen berückſichtigt. Was aber 
17 
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dieſe fpaͤteren Aendernugen betrifft, ſo wurden die Nachlaͤſſe nad Zulagen 
zumaͤchſt zu Gleichſtellung der Dberämter unter ſich bewilligt und zuer⸗ 
kannt, den Amtsverfammlungen aber überlaffen, darüber zu befchließen, 
ob biefelben ebenfo anf die einzelnen Orte auszuthellen oder fonft zu Aus⸗ 
gleihung unter den Gemeinden beftimmt werben follen. — Wo legteres 
nit der Fall, war die Zulage oder Verminderung nad) dem Catafters 
anfchlag (nicht nach ber Morgenzahl) jeder Culturart auf die einzelnen Orte 
zu verihellen, mit Ausnahme ver Gärten, Länder und Baumwieſen. anf welche 
zu Befeitigung ber durch Cinſchätzung nach dem Kaufpreis entfiandenen Urs 
gleichheiten nach Maßgabe des Reinertrags der Aecker und Wiefen ein neuer 
Durchſchnitisertrag angewendet und fo für jeden Bezirk eine nene Cataſter⸗ 
fumme im Ganzen gefunden wurde, bie nach jenem Maßftabe nen auf bie ein⸗ 
zelnen Orte vertheilt wurde. Anleitung zu Richtigſtellung ver Oberamtss 
überfichten nach den Reſultaten der Entaflerrenifion vom 21. Det. 1828. 
Für neu eingefchähte Güter biefer letzten Batiung iſt baher der Gteuers 
anfhlag fo zu finden, daß ter im der Nefultatstabelle enthaltene Anfchlag 
in demſelben Berhältniß vermehrt oder vermindert wird, wie ber ganze Ans 
flag tiefer Eulturart für die Gemeinde ih durch oben erwähnte uene 
Vertheilung gegen ven urfpränglichen Betrag vermehrt oder vermindert hat. 
War biefer 3. B. 100 fl. und wurde fpäter auf 120 fl. geiegt, fo kommt 
ein zu 10 fl. berechneter Claſſenſatz jebt auf 12 8. Es müſſen aber dabei 
etwaige Bermehrungen und Berminderungen ber flemerbaren Fläche und ber 
daher entfiannene Zuwache oder Abgang abgerechnet werben. 

20) Ueber die Schaͤtzung ber Holzgerechtigkeiten |. $. 216. Rote 2. 

21) Cat. Geſe $. 21. Grundeat. Inſtr. 5. 16 — 26. Angef. Anleitung $. 6. 
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Sind Reallaften aufgehoben oder abgelöst worden, welde 
früher von dem Grundfteuercatafter abgezogen wurden, jo fallen fie 
nun in dem Betrage, in welchem fie feither abgezogen waren, dem 
Grundertrag der Gemeinde wieder zu und in Aufrechnung. 2) Die 
Aufhebung oder Ablöfung wird angenommen, fobald die Verbands 
lungen darüber gefhloffen find. Der Betrag des früheren Abzugs 
ift aus den Faffionen, den Reallaftenaufnahmes und Gefällcatafters 
akten von 1823 zu unterfuchen. 2) Bei der Ablöfung von Zehnten 
wird der Rohertrag der als zehntbar gefchägten Güter um den 
neunten Theil erhöht, welcher bei den betreffenden Gütern je nad) 
der Claſſe, in welche fie eingefhägt wurden, zugelegt wird. Das 
gegen erhöht fich der Abzug an Reatlaften, wenn die mit ſolchen 
verbundenen Gegennugungen, die früher an den abzuziehenden Reals 
laften in Abrechnung kamen, abgelöst wurden. 8) 

4) Angef. Anleitung $. 6. 


2) Anleitung des Steuercollegiums vom 28. Nov. 1838 für Nichtigkellung 
des Eataflers wegen Ablöfung von Gefällen. 
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3) Angef. Anleitung $. 7. Wegen Richtigßellung bes Cataſters In Folge ber 
Zehntablöſung if noch eine beſondere Inftrultion zu erwarten. 
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Werden bisher fteuerfreie Gefälle von einem Steuerpflichtigen 
erworben, fo erhöht ſich dadurch das Gefüllcatafter des Oberamts. 
Diefe Gefälle werden in der Regel fo aufgenommen, wie fie fid 
aus den Rechnungen der Berechtigten von den legten 9 Jahren dars 
ſtellen,) worunter jedoch ſolche Jahre nit begriffen ſeyn Dürfen, 
in welchen durch Wetterſchlag oder Ueberſchwemmung eine ungewöhns 
liche Ertragsverminderung Statt gefunten hat. Die Naturalgefälle 
werben in benfelben Preifen, wie der Rohertrag beim Grundcataſter, 
angeichlagen, die firen und nah dem wirflihen Betrage aus Rech⸗ 
nungen erhobenen Gefälle fodann nur zu %,, diejenigen, deren Er: 
trag gefhägt ift, aber im ganzen Betrage in das Gefällcatafter 
aufgenommen. Bon dem hienach ſich ergebenten Betrag des Gefaͤlles 
kommt aber in Abzug: a) diejenige beſondere Leiſtung, welche nach 
glaubwuürdigem Nachweiſe auf dem Gefälle gegründet iſt; eines bes 
fonderen Nachweiſes bedarf es nicht bei den Leiſtungen für kirchliche 
Zwede, welche dem biöherigen Befiber des Zehntens an demfelben 
Drte, wo er Zehntherr it, oblagen; diefe werden vorweg als auf 
dem Zehnten haftend angenommen. Der Geldwerth diefer Leiftungen 
wird nach denfelben Vorfchriften, wie das Gefaͤll felbft, berechnet 
und von dem Steueranſchlag abgezogen. ?) Sollte diefe Leiftung den 
Steueranfhlag überfteigen, fo ijt derjenige, dem jene Leiftung zus 
fommt, als Gefällberechtigter mit dem Weberfchuffe zu behandeln. — 
b) Sodann findet im Allgemeinen bei Zehnt⸗, Theils und Zins⸗ 
gefillen ein Abzug für Berwaltungs- und Erhebungsfoften Statt, 
welcher, wenn jene Gefaͤlle von Weinbergen erhoben werden, %, 
fon aber Y,, beträgt. 9) — Sind Holzgerechtigfeiten, Weiderechte 
u. dergl., welche als Gefälle im Gefällcatafter aufgerechnet waren, 
zur Adlöfung gefommen, fo werden fie in jenem abgerehnet. 4) 

Werden endlich Güter und Gefälle vom Staat erworben oder 
zu öffentlihen Zweden ($. 209. Pkt. 6.) beftimmt, fo kommen fie 
in denfelben Anfchlag, in welchem fie in das Catafter aufgenommen 
wurden, in Bezug auf die Staatöbefteurung aus dem Cataſter. °) 


4) Nur bei Weinzehnten findet eine zwanzigjährige Durchſchnittsberechnung 
Statt, da auch der Welnertrag für das Grundcataſter fo berechnet wird. 
Erlaß des Steuercollegiums vom 22. Febr. 4823. 

17* 
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2) Die auf Gefällen haſtenden a) Bauholzabgaben zu nenen Gebaͤuden oder 
zu Unterhaltung der alten werben nach einer fünfundzwanzigjährigen ober 
wenigſtens zehmjährigen Durchfchuittsberechnung des wirklichen ans ben 
Nechuungen zu erhebenden Anfwandes abgezogen. b) Für Unterhaltung 
und Neuerbaunug ber Pfarrwohnungen, Ehulbänfer x. wirb mit Gin 
rechnung ber Nebengebäude ber Betrag von 50 fl., c) bei Kirchen je nad 
dem Umfang berfelben von 50 — 100 fl. in Abzug gebracht. Erlaß ber 
Cat. Comm. vom 9. Mai 1822. 

3) Die verſchledenen Abzüge gefchehen in folgender Keihenfolge: a) am Roh 
ertrag ber Gefälle Y,; b) am ben übrigen *% weiter /,, resp. '/.; C) au 
dem Reſte endlich der Betrag der auf deu Gefällen haftenden Laften (oben a.). 

4) Cat. Geſetz $. 22. 23. Grundeat. Juſtr. $. 16. 18. 19. 24. Angef. Aus 
leitung $. 7. 
5) Angef. Anleitung $. 10. 


‚b) Drtscatafer. 
$. 2817. 


Rüdfichtlich der Normen für die Unterausthellung der auf eine 
Gemeinde ausgeſchriebenen Grundſteuer auf die einzelnen Grund» 
und Gefällbefiger im Gemeinde- und Steuerverbande war es zwar 
die Abfiht der Staatsregierung, daß die In Folge der Steuer⸗ 
inftruftion vom Jahr 1713 vorgenommene Vermeffung, Befchreibung 
und Einfhägung aller einzelnen Güter zugleich die Grundlage der 
Steuerrepartition in den Gemeinden bilden folle, in der Art, daß 
nad den biebei gefertigten Guͤtertabellen und Meßprotofollen die 
Steuers und Güterbücher gefertigt worden wären.!) Allein das feit 
etwa 1733 begonnene Gefchäft der Anfertigung neuer Guͤterbuͤcher er- 
wies, daß eine Anwendung jener Steuereinfhätung wegen der vielen 
Veränderungen nachgefommener Revifionen, Subrevifionen und Aus⸗ 
gleihungen der einzelnen Orte gegen einander und einzelner Cataſter⸗ 
anfchläge fehr mweitläuf und vermwidelt feyn würde. Daher wurden 
in den einzelnen ®emeinden die Güter aufs Neue für den Zwed 
der Unteraustheilung der Steuer nad) Beftimmungen, welde von 
den Steuerinftruftionen von 1713, 1718, 1733 und 1741 mehr oder 
weniger abwichen, eingefhägt und mit den hienach gemachten An- 
fhlägen in die Güterbücher aufgenommen, ?) oder es wurde geradezu 
das aus früheren Zeiten beftandene Steuercatafter beibehalten. In 
den feit 1806 zu Württemberg gefommenen LZandestheilen beflanden 
ohnehin die verfchiedenartigften Normen für die Eteuerumlage in den 
Gemeinden. Durch die Inftruftion zu Herftelung eines proviforis 
fhen Steuerfyftemd vom 5. Der. 18083) wurde beitimmt, daß die 
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Subrepartition in den Gemeinden vorderhand nach dem bisherigen 
Ortsſteuerfuße geſchehen ſoll und daß nur da, wo die Localcataſter 
nicht einmal zu einer proviſoriſchen Beibehaltung tauglich wären, 
eine einftweilige Hebung der Hauptgebredhen, unter Borlegung ger 
eigneter Borfchläge, bei der Behörde nadgefucht werden fünne. Nach⸗ 
dem fodann durch das Steuercataftergefeg vom 15. Juli 1821 die 
Unteraustheilung ter Steuer nah örtlihen Normen überhaupt den 
Gemeinden überlafien worden war, wurde nicht nur da, wo Grund, 
Gebäude und Gewerbe gemeinfam veranfchlagt waren, dur Abs 
fhreibung der beiden leßteren Steuerquellen wenigſtens ein-befonderes- 
Grundcataſter hergeftellt, fondern es wurde auch, ohne⸗die von 
Staatswegen beabfichtigte Varzelleneinfhäguug, welche fofort für bie 
Subrepartition hätte zu Grund gelegt werden können, abzuwarten, 
in vielen Gemeinden eine neue Grundfteuereinfhäßpung vorgenommen, 
was auch gegenwärtig noch bei andern im Werke ift. 


1) Bergl. Comm. O. V. 7. $. 7. 8. 

2) S. namentlich die bei Mofer a. a. O. ©. 511. abgebrudte Inſtruktion 
für die Anlegung der Stenerbücder im Amt Stuttgart. 

3) Mofer ©. 954. 


§. 218. 


Als allgemeine Vorſchriften für die beftchenden Localcatafter 
find folgende zu betrachten: 1) In jeder Gemeinte muß eine genaue 
Befchreibung fämmtlicher in der Gemeindemarkung oder in dem Steuer: 
verbande begriffenen Grundftüde mit den darauf ruhenden Reallaften 
vorhanden feyn, mit Ausfchluß jedoch der ganz fteuerfreien ($. 209. 
262.) — das Güterbuch, weiches alle auf den Steueranfchlag eins 
wirkende Beichaffenheiten, namentlid den aus dem PBrimärcatafter 
erhobenen Meßgehalt jeded Gutes, ſodann den Umfang der Steuer- 
pflichtigfeit deſſelben und deren Maßftab, d. h. feine Steuerclaſſe 
und feinen Steueranfchlag unter Hinmweifung auf die Dofumente, 
welhe das Steuerverhältniß regelten, angibt.1) Da, wo unter dem 
Namen eines Eigenthümers fämmtlihe Güter deſſelben nad ein» 
ander aufgeführt find (Perſonalordnung), foll bei jedem Eigen« 
thümer am Schluffe des für ihn beftimmten Raums die Sunme 
berechnet feyn, welche er von feinen im Steuerverband der Gemeinde 
ſtehenden Grundſtuͤcken zu verfteuern bat; ſodann müffen dieſe Sum⸗ 
men aller Grundeigenthümer im Gemeindeverband ſummariſch in 
einem befonderen Berzeichniffe aufgenommen ſeyn — dem fummas 
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rifhen Steuervermögensregifter. In diefem oder im Güter⸗ 
buh muß am Schluſſe die Gefammtfumme des fteuerbaren Grund⸗ 
vermögens in der Gemeinde angegeben feyn. Bel den Güterbücern, 
in welchen die Grundftüde nad, ihrer Aufeinanderfolge in den Karten 
und Primärcataftern befchrieben find (Realordnung), enthält diefes 
fummarifche Regifter eine kurze Befchreibung der Güterftüde bei jedem 
Eigenthümer, nebft ihren Steueranfhlägen und deren Summe. ?) 
Diefed Regifter enthält zugleich die Steuerfumme der im Gemeinde⸗ 
verband befindlichen Gefälldefiger. 2) Wie der Gemeinde alle in 
ihrem Verbande begriffenen Güter, welche nicht gefeglich fteuerfrei find, 
lediglidy in dem nach dem ataftergefege geſchätzten Anfchlage aufs 
gerechnet werden, fo ift fie auch fümmtliche dieſe Grundftüde bei 
der Unteraustheilung der Grundfteuer nach den in der Gemeinde 
beftehenden allgemeinen Normen gleih zu behandeln nicht nur bes 
rechtigt, fondern auch gegenüber den einzelnen Güterbefißern, vers 
möge des verfaffungsmäßigen Grundſatzes der Gleichheit in der Bes 
fteurung, verpflichtet. Es dürfen daher für einzelne Güter feine 
befondere, abweichende, Steueranfchläge befteben, wenn aud früher 
folche vertragsmäßig beitanden hätten (fogenannte pactirte Steuern). ®) 
Aus dem gleichen Grunde müffen auch die im Steuerverbande ges 
legenen Güter von Ausgefeifenen mit denen der ©emeindes 
angehörigen gleih behandelt werben.) 37) Jedem Gemeinderath 
fommt es zu, die beftehenden örtlichen Normen für die Unteraus⸗ 
theilung der Grundfteuer, fo lange folhe nicht gefeglich feſtgeſtellt 
werten, was bei Erlafjung des Gataftergefeges in Ausficht geſtellt 
wurde, einer Revifion zu unterwerfen. Es iſt aber zu einer neuen 
Anordnung hierin von jeher die Genehmigung der Staatsbehörbe 
erfordert worden und das Recht der legtern auf die Prüfung der 
neubefchlofjenen Steucrnormen, aus tem allgemeinen Staatsauffichtss 
recht und aus $. 21. der Verfaffung fließend, wurde auch bei der 
neuen Gefetgebung vorbehalten.5) Aus dem PBrincip der Gleich⸗ 
heit und Berhältnißmäßigfeit in der Befteurung ergibt fi ale 
Hauptgrundfag für die Localcatafter, daß die einzelnen Güter nad) 
ihrem Reinertrage, mithin nad Abzug zunähft des Aufwandes für 
die Culture und fodann vom Reſte der auf ihnen ruhenden Be 
fhwerden anzulegen find,$) wogegen e8 dann aber weiter auf die 
Eumme der Anlage nicht, fondern allein darauf ankommt: die Güter 
nach Berjchiedenheit ihres Reinertragd im richtigen Verhältniffe 
gegen einander anzulegen. Eind daher in einem Orte gewiſſe 
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Laſten durdigängig und im gleichen Berhältniffe vorhanden, fo ber 
darf ed einer Nüdficht hierauf nicht; dagegen um fo mehrere vers 
fchievdene Elaffen zu machen find, je verfchiedener die Berhältnifie 
find. 4A) Diefelben allgemeinen Grundfüge ergeben die Befugniß 
und die Verpflihtung der Gemeinde: a) bisher von Steuern bes 
freite Güterüde, welche durch Aenderungen ihres Zuftandes oder 
ihrer Eigenthümer zur Beiteurung geeignet werben, in diefe zu ziehen, 
mögen folche der Gemeinde gegenüber der Amtscorporation aufgerechnet 
werden oder nicht, was namentlihb der Ball fit «) bei neu cultis 
pirten oder durch außerordentliche Naturereigniffe neu gebildeten Guͤ⸗ 
tern, B) bei bisher fteuerfreien Gütern des Staats, welde in - 
bürgerlihe Hände kommen, y) bei bisher ald Befoldungstheile vers 
liehenen Gutern und G®efällen, welche dieſe Beftimmung ändern, 
ohne durd ihre neue Beſtimmung Anſpruch auf Freilaffung zu ers 
langen; b) foldhe Guͤter, deren Gulturart oder deren andere Bes 
fchaffenheit fi gegen den Zuftand zur Zeit ihres erften Anſchlags 
ändert, in denjenigen Anfclag zu bringen, welchen die örtlichen 
Rormen für ihren jepigen Zuſtand an die Hand geben.®) c) Die 
Berpflihtung der Gemeinde endlich, Güter und Gefülle, welche eine 
der in $. 209. befchriebenen Eigenfhaften erlangen, aus der Ber 
fteurung zu laflen, ergibt fih aus Tem gefeglichen Anfpruche der letz⸗ 
tern auf diefe Freilaſſung. 

1) Eomm.Dd. V. 7. $. 1. Min. Verf. vom 3. Dec. 1832. Robl. ©. 471., 
inshefondere $. 1. 11. 14— 17. 30. 36. Diefe Vorfchriften find freilich 
noch nit überall durchgeführt; jedenfalls aber find Steuerregifter vor⸗ 
handen, welche dem Wefentlichen der obigen Erforderniſſe entfprechen. 

2) Comm.O. V. 7. $. 9. Angef. Min: Verf. $. 81. 82. Min.Berf. vom 
6. Dee. 1836. Rgbl. ©. 670. 

3) Die pactirten Steuern wurden laut Dekrets vom 6. Febr. 1809 überhaupt 
als aufgehoben beachtet. Vergl. Mofer S. 1228. Note 507. 

4) Comm.d. V. 9. $. 8. Iwar it nach $. 65. m. des Verw Edicts eine 
höhere Belegung der Ansgefefienen für Gemeindezwecke mit Genehmigung 
ber Kreisregierung für zuläffig erflärt; dieſe Genehmigung könnte aber 
nur etwa dann ohne Ungerechtigkeit ertheilt werben, wenn Gemeindelaften 
vorzugsweife durch Frohn befiritten werben, welde allein den Orts⸗ 
bürgern obliegt, und wenn biefe nicht zugleich duch Nubungen aus dem 
Semeindevermögen im Bortheile find. 

5) Comm. Bericht zu dem Gefehesentwurf für das Stenercatafter und Bers 
handiungen darüber. Verh. der Abg. von 1821. H. 7. Beil. 109. und 
5. 12. Beil. 166. 5. 13. S. 1150. Erlaß des Minifteriums des Innern 
vom 17. Yebr. 1825. Hienach foll übrigens ohne befondere Gründe das 
Geſuch einer Gemeinde, ihre biskerigen Normen in Bezug auf bie Uaters 
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austheilung der Gtantsftewern beibehalten zu dürfen, nicht verweigert 
werben. 

6) Comm.O. V. 9. $. 11. Würde ein Gut durch den Beſchwerdenabzug 
ganz flenerfrei werben, fo foll ihm doch ein geringer Auſatz nad Billigs 
fett gemacht werben. 

7) a. a. D. $. 2. Min.Berf. vom 3. Dec. 1832. $. 70. 

8) a. a. O. $. 9. 10. Namentlich angegeben iſt: Serflörung ber Güter 
durch Bewäfler, oder merkliche Verbefierung des Ertrags. Dagegen befcht 
die Regel: daß Güter, welche bloß durch Unfleiß ihres Beſihers in Abs 
gang kommen, in ihrem Steneranfchlag nicht verringert werben follen. 
Sodann iſt hieher fermer zu zählen: Ablöfung von Reallaſten, welche bei 
dem frühern Anfchlag eines Gutes berückſichtigt wurden. 


2) Von dem Bebäudecatafter. 
a) Oberamtscatafter. 


$. 219. 


Während es bei der Örundfteuer nur darum zu thun war, den 
Reinertrag ganzer Markungen zu erheben, fo gründet ſich dagegen 
das provijorifhe Dberamtsd- und Landescatafter für Gebäudefteuer 
auf eine fpeziele Aufnahme und Schägung aller einzelnen Ge 
bäude, wobei jeder Gattung von Gebäuden die Schäßung eines 
folhen Gcbäudes, bei welchem alle vorgefchriebenen Anhaltspunfte 
mit Sicherheit auszumitteln waren (Mufterihägung), zu Grunde 
gelegt wurde. Die einzelnen Gebäude wurden in bejonvere Batafter: 
tabellen mit ihren Nummern, Straßen oder Gaſſen, Eigenthiimern, 
mit Angabe ihrer Beſtimmung als Wohnhaus, Scheuer ıc. mit dem 
Brantverfierungsanfchlage, mit den auf den Gebäuden ruhenden 
Realbefchwerden und Realnıgungen, fowie endlich mit ihrer Steuer: 
clafje aufgenommen, woraus das Oberamtscatafter oder die ſumma⸗ 
riiche Angabe des Steueranſchlags fämmtliher Gebiude jeder Ge⸗ 
meinde ſich bildete. Diefe Summe, auf welde die Landes⸗ und 
Oheramtsumlage gefbieht, hat ſich jedoch durch die zeitweile vor: 
genommene Reviſion geändert und wird fih fortan durch Wieders 
holung diejer legteren ($. 234.) wieder ändern, indem hiebei die feither 
neuentftandenen oder verbeflerten Gebäude und das Aufhören vors 
heriger Steuerfreiheit eine Vermehrung, die feither abgegangenen 
Gebäude und vie Erlangung der Steuerfreiheit eine Verminderung 
herbeiführten. 9) 


1) Fin.Min.Berf. vom 30. Juli 1840. Rgbl. ©. 328. 
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$. 220. 


Die Grundſaͤtze, welche bei der erfien Aufnahme und den nach⸗ 
gefolgten Revifionen des @ebäudecatafterd befolgt wurden und welche 
im Wefentlichen auch bei künftigen Revifionen gu befolgen find, find 
folgende: 

1) Die Befteurung der Gebäude umfaßt alle Haupts und Neben⸗ 
gebäude in oder außerhalb Etters, fie mögen zur Bewohnung 
oder für Gewerbe oder für Aufbewahrung landwirtbfchaftlicher 
Produkte eingerichtet feyn, ſelbſt genüßt oder gepachtet werden, 
nicht minder ſolche Bartenhäufer, welche gewöhnlich immer oder 
wenigftend über 3 Monate bewohnt werden, fowie andere in 
Gaͤrten und Feldern aufgerichtete Gebäude, als Stallungen, 
Scheunen, Gewähshäufer, Tanzfäle 2c., jedoch mit Ausnahme 
der Schügenhäuschen und der Ställe und Schopfen, welche 
fein auögemauerted Fundament haben. Zu den Gebäuden 
wird auch der damit verbundene Hofraum oder Die Hofraithe 
gereibnet, wogegen einzelne nicht überbaute, aber landwirth⸗ 
fhaftlih angebaute Hofftätten der Grundfleuer, die im Innern 
der Gebäude angebrachten, den Betrieb von Gewerben bes 
swedenden Einrichtungen der Gewerbefteuer vorbehalten find; 
dies alſo namentlih bei Mühlen, Fabriken, Keltern, Bad, 
Bräus und Brennhäufern. !) 

2) Die Einfrhägung neuer Gebäude hat überhaupt im Verhäftnig 
anderer bereit in das Eatafter aufgenommenen Gebäude zu 
geihcehen. 2) Die Gebäude wurden nad dem vollen Eapitals 
werth zur Befteurung eingefhäpt, d. h. nach demjenigen Werth, 
um welchen ein Gebäude nad) feinem Umfange, feiner nugbaren 
Lage, feinem Bauzuftande-und nad den darauf haftenden Bes 
fhwerden von dem Befiper abgelaffen und einen Käufer finden 
würde. Diefe Einfhägung nimmt zu Anhaltspunften: a) die 
Kenntniß ſolcher Kaufpreife, welche nicht aus einer Zeit her⸗ 
rühren, wo fich die Häuferpreife überhaupt anders verhalten 
haben, oder welche nicht duch befondere Rüdfichten zwifchen 
Käufer und Verkäufer, 3. 3. bei Kindsfäufen, beftimmt wur⸗ 
den, fowie wo möglich ſolche, welche nicht zugleich Gaͤrten und 
und Güter begreifen; 8) b) die Kenntnig des Micthertrags, 
weiche jedoch mehr zur Bergleihung mit andern Gebäuden 
dient; c) die Elafiififation nach den laufenden Capitalwerthen. 


Die Gebäude dürfen nemlich nicht auf beliebige ſelbſt gewählte 
Summen, fondern fie müffen ihrem Werth nad in eine der 
bienady angegebenen 36 Claſſen geſchaͤtzt werden, fo daß alle- 
mat die Mitteljahl aus dem Elaffencapital al6 das Schaͤtzungs⸗ 
capital anzunehmen if. ©) 

3) Die auf der Area oder auf dem Gebäude felbft (nicht aber auf 
dem darin betriebenen Gewerbe) haftenden Realbeichwerven, 
wie folhe oben bei ter Grundſteuer $. 214. Pit. 6. angegeben 
wurden, find bei der Einſchätzung nah laufenden Bapitals 
werthen nur infoweit zu berudfichtigen, als durch fie der Werth 
eined Gebäudes um eine ganze Elafienabtheilung herabgedrüdt 
wird. 5) 

4) Die den Gebäuden anflebenden Realberehtigungen werden, 
infowelt fie nicht Gegenftände der Gewerbeſteuer find (wie 
3. B. Wirtbfhaftsgerechtigfeiten), oder der Grundfteuer (wie 
z. B. ausgetheilte ®emeindegüter), bei dem Anfıhlag der Ges 
bäude berüdfichtigt, indem fie a) als Gegennugungen von 
Beihwerden an diefen abgezogen, oder 8) wenn fie mehr als 
diefe Beichwerden betragen, oder wenn ihnen feine Beſchwerde 
zur Seite fteht, zu dem Werth des Gebäudes zugelegt werden. 
Ruht aber die dem Gebäude zuftehende Berechtigung auf uns 
vertheilten Gemeindegütern, 3. B. eine Holjgerechtigfeit auf 
einem Gemeindewald, fo wird der legtere ganz und ohne Ab⸗ 
zug bei der Grundfteuer der Gemeinde angerechnet und 
diefer überlaffen, die fie treffende Steuerquote nad dem Maß 
der bezogenen Nutzung auf die einzelnen Berechtigten auszu⸗ 
theilen, fo daß eine ſolche Gerechtigkeit bei der Gebaͤudeein⸗ 
ſchaͤtzung nicht in Betracht kommt. 6) 

Claſſen ſind folgende: Mittelzahl. 
. a) bis auf SIR. u 2. ee DIN, 
b) von 51 bi8 Of. . 2» 2 2 202. TH fl. 
I; 8) 3: IE. 10. 2.2 2.2 2 .. 725 fl. 
b) „AM u» 200 fl........ 178 fl. 
I a) „201 „30f 2» 2 ee St fl. 
b) „ 301 „ ADf. » 2 2 2 20.350 fl. 
IV a) „401 „5S00f. . ..5 fl 
b) „501 „ Of... 2 2 20. fl 
vo). 750 fl........ 658 ſ. 
b) „ 51 „ 900 fl. .. | fl 








a) von 901 bis 
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„ 1,051 


„, 1,201 


„ 14,351 
„ 4,501 
„ 1,701 
„ 1,901 
„» 2,101 


„2,301 


„ 2,551 


n 2,801 


„ 3,051 
„ 3,301 


„, 3,601 


„ 3,901 
„ 4,201 


„ 4,501: 


„ 4,851 
„ 5,201 
„ 5,601 
„ 6,001 
„6,501 


„17,001 
„, 18,001 


® + 


‘ 


® 


Nittelzahl. 





| Nittelzahl. 
XXV. a) von 19,001 bis 20,500 fl. 19,750 fl. 
b) „ 20,501 „ 22,000 fi. 21,250 fl. 

xxVI. a) „ 22,001 „ 23,500 fi. 22,750 fl. 
b) „ 23,501 „ 25,000 fl 24,250 fl. 

XXVII. a) „ 25,001 , 26,500 fl . 25,750 fl. 
b) „ 26,501 „ 28,000 fl . 27,250 fi. 

XXVIII. a) „ 28,001 „ 30,000 fi . 29,000 fi. 
b) „ 30,001 , 32,000 fi 31,000 fl. 

XXX. a) „ 32,001 , 34,000 fl 33,000 fl. 
b) „ 34,001 „ 36,000 fl. . 35,000 fi. 

XXX. a) „ 36,001 ,„ 38,000 fl. . 37,000 fi. 
b) „ 38,001 „ 40,000 fi 39,000 fl. 

XXXI. a) „ 40,001 „ 42,500 fl . 41,250 fl. 
b) „ 42,501 „ 45,000 fl. . . 43,750 fl. 

XAXXo. a) „ 45,001 ,„ 47,500 fl . 46,250 fl. 
b) „. 47,501 „ 50,000 fi . 48,750 fl. 

XXXIII. a) „ 50,001 ,„ 52,500 fl. . 51,250 fl. 
b) „ 52,501 ,, 55,000 fl 53,750 fl. 

XXXIV. a) „ 59,001 „ 57,500 fi 56,250 fl. 
b) „ 57,501 „ 60,000 fl 58,750 fl. 

XXXV. a) „ 60,001 ,„ 63,000 jl. . 61,500 fl. 
b) „ 63,001 „ 66,000 fi . 64,500 fl. 

XXXVI. a) „ 66,001 ,„ 69,000 fl. . 67,500 fl. 
b) „ 69,001 „ 72,000 fi. 70,500 fi. 
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1) Cat. Geſetz $. 6. Geb. Cat. Inſtr. 5.1.7. 8. Gebaͤude unter 15 fl. Werth 
find von der Gataftrirang freizulaſſen. — Nicht überbante Hofſtätten, 
welche nicht angebaut find, werben gleich ven Gebaͤnden dem Capitalwerth 
nach eingeſchaͤtzt. Grlänterungen zur Inſtruktion. 

2) Angef. Anleitung $. 8. 

3) Zu einigem Anhalte diente nebenbei der Branbverfiherungsanfchlag ber 
Gebände, wobei aber zu berüdfichtigen war, daß ber @igenthämer ein 
Gebäude unter dem Werth verfichern Taflen kann und manche Theile von 
der Berficherung weggelafien werben Eönnen. 

4) Cat. Geſetz $. 7. Geb. Cat. Inſtr. $. 9. Bel der Werthſchaͤtung If baranf 
Räck ſicht zu nehmen, ob das Gebäude nach feiner Lage oder Bauart für 
ein Gewerbe beſonders hergerichtet und deshalb in Bergleichung mit einem 
andern, wo bies nicht der Kal, nubbarer iſt, 3. DB. durch die Lage am 
Waſſer, folidern Grundbau bei Mühlen. $. 7. der Inftr. Diefer größere 
Werth fpricht fich aber am fiherfien in dem Verhaͤltniſſe aus, in welchem 
ein folches Gebaͤnde ohne Werkseinrichtung, die bloße Rahme gerechnet, 


_ 49 — 


weiter zu erbauen Toflet, als ein gewähnliddes Wolmgebäude.. Griäutes 
rungen baf. 

5) Cat. Geſetz $. 9. Juſtr. $. 11. Haftete eine Reallaſt zugleich auf Ges 
bänden und Gütern, ohne gültige Abtheilung zwifchen beiben, fo wurbe 
eine arbiträre Abſcheidung vorgenommen. 

6) Eat.Beieh $. 10. Juſtr. 5. 12. Holzberehtigungen gegen den Gtaat 
over gegen Grundherrſchaften, welde beim Gebaͤndecataſter nicht berück⸗ 
ſichtigt werben, kommen ins Gefällcatafter. 


8. 221. 


Wie nah den in $. 220. angegebenen Borfchriften neu ent 
fRandene oder neu in die Steuer kommende Gebäude eingefhägt 
werden, fo werben bie zu Grund gegangenen oder durch ihre Vers 
wendung für Öffentliche Zwede zur Steuerfreiheit gelangenden Ge- 
bäude ($. 209.) in demfelben Anſchlag aus dem —— genommen, 
in welchem fie aufgenommen waren. !) 


4) Angef. Anleitung $. 10. 


b) Driscatafter. 


4. 2e2e. 


Da bei Aufnahme des Landes⸗ und Oberamtscataſters die der 
Gebäudefteuer unterworfenen ®egenftände einzeln aufgenommen wurs 
den, fo bedurfte es für die Subrepartition der auf eine Gemeinde 
audgefchriebenen Gebäudefteuer nicht noch eines befondern Cataſters. 
Es wurde daher verordnet, daß bei dieſer Unteraustheilung 
die gleichen Örundfäge aufgeftelltwerdenfollen, welde 
hinfichttih der Umlage der Oberamtsfteuerquoten zu $. 220. an⸗ 
gegeben find. Es wurden fonach die im Jahr 1823 aufgenommenen 
Gebäubecatafter ſeitdem den Gemeindeumlagen überall zu Grunde 
gelegt, wo nicht aus befonderen Gründen von dem KR. Steuers 
collegium ausnahmsweiſe die Beibehaltung der früher ſchon be⸗ 
ſtandenen Ortscataſter zugelaffen wurde. Auf den Grund der 
Catafteraufnahme wurden dann für jede Gemeinde die erforderlichen 
Gebäudefteuerrolleu. dur die Oberamtöfteuercommifläre gefertigt. 1) 


1) Berfügung des Stenercollegtums vom 27. Mir; 1823. 


8. 223. 


Aus der angeführten Verordnung und den ſonſtigen Geſeten 
ergeben fih für die Localgebäuderatafter folgende nähere Vorfchriften: 
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1) In das Ortscataſter find alle nicht fleuerfreien Gebaͤude aufzu⸗ 
nehmen, mögen ſolche ſchon in dem Oberamtscatafter enthalten feyn 
oder nicht, namentlih alfo alle neu entftehenden Gebäude!) und 
folhe, welde ihren bisherigen Anfpruh auf Steuerfreiheit durch 
Veränderung ihres Beſitzers oder ihrer Befimmung verlieren. Das 
gegen find aus dem Ortscatafter zu nehmen: abgebrannte oder fonit 
abgehende ®ebäude?) und folhe, welche Anfprucd auf Steuerfreiheit 
erlangen. 2) Die Einfhäbung der neuen Gebäude gefchieht durch⸗ 
aus wach den Grundfägen des $. 220., woraus zugleich folgt, daß 
die früher aufgenommenen Gebäude, bei welchen eine nad jenen 
Grundfägen die Menderung des Anſchlags begründende Veränderung 
eintritt, in &emäßheit ihres jehigen Zuftandes neu einzufhäßen find, 
daß alfo namentlich eine Erhöhung eintritt, wenn die Gebäude durch 
Auffepung neuer Stodwerfe oder fonft merklich erweitert werben. 3) 
Im Vebrigen gelten die in $. 218. Pt. 2. angeführten Säpe au 
hier. 3) In dem nad diefem $. vorhandenen Güterbudhe follen 
auch die Gebäude in gleicher Weile wie die Güter beſchrieben und 
der Anſchlag aller Gebäude eines Cigenthümerd in dem fummas 
riſchen Steuervermögensregifter bemerkt feyn. 4) 

1) Comm.O. V. 9. $. 2. 10. 

2) a. a. O. 8. 9 

3) Gonmn. O. a. a. O. $. 10. 

4) Wo noch nicht Shterbücher in ber durch bie Verfügung von 1832 vor⸗ 

gefchriebenen Form angelegt find, dienen an deren Stelle bie im Jahr 1823 
aufgenommenen Bebändeftenerrollen (Drtsgebändecatafter). 


3) Bon dem Gewerbecataſter. 


a) Oberamiscatafter. 
$. 224. 


Auf gleiche Weife, wie bei der Gebäudefleuer, wurden bei Auf⸗ 
nahme des proviforifshen Steuercatafterd alle befiehenden der Bes 
Reurung unterworfenen Gewerbe aufgenommen und für jede Haupts 
gattung berjelben in jeder Gemeinde Cataftertabellen angelegt, aus 
welchen die für Die Einſchaͤgung erhobenen Momente und der Steuers 
anfchlag jedes Gewerbes zu eriehen find. Die fummariihe Zu⸗ 
fammenftelung der Gewerbeanfchläge aus jeder Gemeinde bildet das 
Oberamtscatafter. Die für jede Gemeinde und jedes Oberamt bei 
damaliger Aufnahme feRgeftelten Summen haben fi indeß durch 
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die im Finanzgeſetze von 1833 auf 36 und 1836 auf I gefchehene 
und fofort nad befonderer Anordnung vollgogene Belegung der 
Hopfen, Oel⸗, Wein⸗ und Holzhändler, welche früher nur Acciie 
zu zahlen hatten, mit der ordentlichen Gewerbefteuer, insbefondere 
aber durch die in den Jahren 1829, 1835, 1842, 1844 una 1847 
vorgenommenen burchgängigen Revifionen des ganzen Gewerbes 
catafterd auf den dermaligen Beſtand verändert, der ſelbſt wieder in 
Folge der fernen Revifionen ($. 234.) ſich ändert. 


$. 225. 


Die Grundfäpe, welche bei der erſten Aufnahme des Gewerbes 
cataſters und bei den nachgefolgten Revifionen befolgt wurben und 
weiche auch für fünftige Einfhägungen Maß geben, find‘ folgende: 
1) Auf die gefammten Gewerbe des Landes wird jährlich die in 
$. 212. angegebene Quote der Gefammtftaatsfteuer gelegt, woran bie 
einzeinen Gewerbe nah Berhältnig gewifier Anfäge beizutragen 
haben. Diefe Gewerbefteuer ruht a) auf dem Gapitalgeiwinn der 
Gewerbtreibenden, nemlih dem Gewinn aus dem Werth von Waa⸗ 
ren und G©eräthfchaften und aus dem Geldcapitat, welche der Ge⸗ 
werbtreibende fuͤr den Betrieb haͤlt (wobei die auf dem Gewerbs⸗ 
capital ruhenden Schulden eben fo wenig in Abzug gebracht werben, 
als die Schulden der Gutsbeſitzer), und b) auf dem Arbeitsver⸗ 
dienft derfelben, wie er theil8 aus ihrer eigenen, theild aus ber 
Arbeit ihrer Gehuͤlfen, theild aus dem Betriebe von Maſchinen ents 
fteht.1) 2) Bon der Gewerbefteuer find ausgenommen: a) dies 
jenigen PBerfonen, welche einen Kunftzweig ald wahre Künftler bes 
treiben; b) Yeldarbeiter, Dienfiboten, Lohnbebiente, taglöhnende 
Kätherinnen und Wäfcherinnen; c) der Handel mit Produkten von 
eigenen oder gepachteten Gütern, fowie mit den Davon emährten 
Thieren und deren Erzeugniffen, ſey es nun, daß die Produfie roh 
oder in einem andern Zuftande verkauft werden.2) 3) Die Reuerbaren 
Gewerbe dagegen zerfallen in die nachfolgenden Hauptabtheilungen 
und werden nad) den hienach angegebenen Normen cataftrirt, fo daß 
Jever, der eine Beihäftigung, die den bier aufgeführten Kategorien 
angehört, gegen Belohnung für Andere ausübt, der Gewerbfteuer 
unterliegt, die Belohnung mag dem Stüd nad gehen oder in Tags, 
Wochen⸗ oder Jahreslöhnen befiehen, mit Ausnahme bloß derjenigen, 
welche fi in einem häuslichen Dienftverhältniffe befinden, wofern fie 
nicht zu den Pit. 1. b. bezeichneten Gewerbsgehuͤlfen gehören. 3) 
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4) Eat.@efeh $. 12. 

2) Cat. Geſetz $. 14. 

3) Sat Geſetz $. 13. Inſtr. $. 1. Der Militärverband enthebt nicht von 
ber Gewerbeſtenerpflicht, wenn fonft die Beringungen derſelben vorliegen. 
Stenercoll.Erlaß vom 25. April 1835. Saͤmmtliche Bofbeamte und Dies 
ner kommen mit ihrem ganzen Ginfommen zur Befeldungsreuer. Steners 
Coll. Erlaß vom 29. Ang. 1835. 


$. 226. 


I. Handwerker und Kleinhändler. 

1) Sämmtlihe Bandwerker und Brofeffioniften, welche unten 
namentlich aufgeführt find, oder in die Kategorie der namentlich aufs 
geführten gehören, fie mögen zünftig oder unzünftig feyn, ſodann auch 
geringere Bleiben, d. 5. foldhe, deren Betrieböcapitat, mit Ausſchluß 
des Bleichbodens, die Summe von 1000 fl. nit erreicht, gehören 
hieher. Die Befteurung gefchieht 

a) nah 4 Abtheilungen, in welche —— Gewerbe zum 
Voraus eingetheilt find; 1) 

b) je in 9 Claſſen. Die Chaſſe wird — beſtimmt, 
daß in die 
erſte die Gewerbe ohne Gehuͤlfen und mit Beſchraͤnkung im Be⸗ 

trieb, a) indem die Gewerbenden ſich mehr dem Feldbau und 

zwar mit eigener Hand und eigenem Vieh, alſo nicht durch 

Tagloͤhner und mit Miethvieh widmen und deshalb ihr Ge⸗ 

werbe nur periodiſch und zu gewiſſen Zeiten betreiben; oder 

b) indem ſie, obgleich Meiſter, doch ihr Gewerbe meiſt nur 

geſellenweiſe und für Rechnung anderer Meiſter oder Werke⸗ 

inhaber betreiben, oder ihre Fabrikate durch eigenes Haufiren 
abzuſetzen ſuchen muͤſſen; dieſen gleich zu achten find gehei⸗ 
rathete Gehuͤlfen von Meiſtern und ſolche Gehülfen, die, obs 
wohl nicht geheirathet, in der Art angefeflen find, daß fie 

Bürgers oder Wohnfteuer bezahlen; 2) 0) oder neben dem Ge⸗ 

werbe mit Taglohnarbeiten, Botengehen, Striden, Spinnen um 

den Lohn einen Verdienſt zu machen genöthigt find; ober 

d) dur hohes Alter, Kraftlofigkeit oder Leibesgebrechen an der 

vollen Gewerbsthaͤtigkeit gehindert find; Dagegen gehört es nicht 

unter dieſe Befchränkungen, daß ein Gewerbe an fih und feiner 

Natur nah nur zu gewiffen Zeiten betrieben werben fann, ober 

daß es überhaupt fchlecht geht, oder weil es an obrigfeitliche 

Preiſe gebunden if; 
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zweite Claſſe a) die Gewerbe ohne ſolche Beſchraͤnkungen, aber 
auch ohne Gehülfen; b) ferner alle Meifterswittmen, welche 
nur mit einem Gehülfen arbeiten; c) alle Meijter, welche ent- 
weder wegen hohen Alters, Kraftlofigkeit oder wegen Eörperlicher 

Gebrechen ihrem Gewerbe nicht vorſtehen können und deshalb 

einen Sehülfen haben; d) diejenigen, welche zwei verfchiedene 

Gewerbe aus einer der 4 Gewerbsabtheilungen, jedoch beide 

ohne Gehülfen, betreiben, find für das Gewerbe der höheren 

Abtheilung in die zweite Claſſe zu fegen, wogegen dad Ges 

werbe aus der niedrigeren Abtheilung von der Befteurung freis 

zulafien ift; 3) 

dritte Claffe die Gewerbe mit einem Gehülfen, wobei die Lehr⸗ 
linge von dem zurüdgelegten eriten Lehrjahre an gerechnet wer⸗ 
den; ferner die für die zweite Elaffe b. und ce. notirten Ges 
werbsfeute, infofern fie mehr als einen Gehülfen haben ; 
vierte die mit 2 bis 3 Gehülfen; 
fünfte „ „4,59 
fehste „ „6 „ 8 
ſiebente, „ 9 „12 
ahbte „ „13 „18 
neunte „ „19 „24 fommen. 

Bon der vierten Claſſe an wird den Meitterswittwen ein 
Gehülfe außer Berechnung gelafien. Die Gehülfen werden nad 
derjenigen Zahl gerechnet, wie fie ein Gewerbender nad dem ders- 
maligen Stand feines Geſchaͤfts gewöhnlich zu halten pflegt, daher 
mit WBeglaffung der außerorbentlicher Weile wegen vorübergehender 
Umftände auf einige Wochen gehaltenen, aber auh ohne Rüdficht 
darauf, daß der Meijter gerade im Zeitpunft der Cataftrirung 
weniger Gehülfen hat, als er fonft orventlicher Weife hält. Im 
Anſtandsfall wird diejenige Zahl genommen, welche der Meifter von 
dem Zeitpunkt der Gataftritung an, ein Jahr rüdwärts gerechnet, 
wenigfiens ein halbes Jahr hindurch gehalten bat. 

Ad Gehülfen werden einem Gewerbeinhaber fowohl dies 
jenigen, die von ihm verföftigt werden, als diejenigen, die fich ſelbſt 
verköftigen, fowie jene aufgerechnet, denen die Arbeit ind Haus ges 
geben wird, und zwar ohne Unterfchien, ob fie Meifter oder Gefellen 
feyen; bei Bewerben, wo ftatt zünftigeer Gehülfen oder neben fols 
hen andere nicht zünftige Gehülfen (Knete, Taglöhner) ordent⸗ 
liher Weife gebraucht werben, find dieſelben unter der Gehülfenzaht 

| 18 
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in Berechnung zu nehmen. Dagegen find ale Grhuͤlfen nit anzu⸗ 
fehen und daher auch nicht zu zählen: die Bamiltenglieber oder 
Dienfiboten des Meifters, die derfelbe bei feinem Handwerk neben 
ihren häuslichen Arbeiten und nicht fo benüßt, daß fie einen 
Gehuͤlfen vertreten; nur wenn dieſes der Fall ift, find fie als 
Sehülfen zu berechnen. Wenn der Sohn als Geſelle oder Lehrling 
beim: Bater arbeitet, kommt er für die Beiteurung ebenfalls als 
Gehuͤlfe in Berechnung. 

Wenn einzelne ausgezeichnet gute Gewerbe vorfommen, welche 
durd die in der Elaffentafel vorgezeichneten Claſſen nicht vollftändig 
betroffen werden können, namentlich foldhe, die mehr ald 24 Ges 
hülfen haben, oder welche nach der Natur ihres Gewerbes aus dem 
Betriebscapital ihren Hauptnusen zichen, fo werden nad Maßgabe 
des höhern Ertrags mit Rüdficht auf. die-Scala der Claſſentafel, 
und foweit e8 zuläffig ift, durch Uebergreifen in die höheren Claſſen, 
außerorbentliche Anfäge gemadt. Meiſter, welde das Gewerbe ganz 
aufgegeben haben und bloß noch zum Zunftverband halten, find, 
wie die, welche zu Gewinnung ihres nethdürftigen Unterhaltes ein 
öffentliches Almofen genießen, 4) freizulaften. 

co) Innerhalb der Claſſen finden theil® nach den auf ven des 
werböbetrieb einmwirfenden oͤrtlichen, theils nad perfönlichen Ver⸗ 
hältnifien des Gewerbeinhabers theile 5, theild 6 Abftufungen 
Statt. Diefe richten fid «) nad der größeren oder geringeren 
Sicherheit des Verfchluffes oder dem ununterbrochenen Fortgang 
eines Gewerbes; 4) nach dem höheren oder niedrigeren Arbeitölohn 5 
y) nach dem auf der Verfönlichkeit des Gewerbeinhabers beruhenden 
färferen oder ſchwaͤcheren Ggverbebetrieb und 6) von der dritten 
Claſſe bis zur neunten Claſſe nad dem Umftand, ob die Gchülfen 
nur Lehriungen oder ob fie Gefellen find, auch ob ſolche ausſchließ⸗ 
lih für das Gewerbe ober theilweife aud für die. Oekonomie des 
®ewerbeinhabers benügt werben; e) danach, vb in der Regel bioß 
im Kundenhaus im Taglohn oder in der eigenen Werfitätte ge 
arbeitet wird. — 

Handwerker, welche neben dem Betrieb ihres Handwerfes noch 
eimen Handel mit erfanften, von Andern fabrizirten Waaren treiben, 
der jedoch nicht die Hauptfacde des Gewerbed ausmacht und in 
dem wenigftens ein Capital von 200 fl. angelegt iR, werben je 
nad tem Umfang des Bapitals in höhere Elaffen gelegt. — Die 
nkedrigfte Abtheilung in jeder Claſſe ift in der Regel nur für Dorfs 
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gewerbe beftimmt, und zwar in der erfien und zweiten Claſſe nur 
für diejenigen, bei denen meiftend nur im Taglohn gearbeitet wird, 
für junge Anfänger, die noch wenig Kundſchaft haben, und für 
Gewerbende, denen das zu einem der Localität entſprechenden Ges 
werbebetrieb nöthige Capital fehlt, für diejenigen, welde ihr Ge⸗ 
werbe nur felten betreiben und zunäcdft bloß wegen des Zunfwer⸗ 
bandes zu demſelben halten; wogegen auch Dorfgewerbe, bei denen 
foihe Hindernifie eines befiem Betriebs nicht vorfommen, In die 
zweite, und wenn der Umfang des Gewerbes nicht an die Oertlich⸗ 
feit gebunden ift, gleich den Gewerben in den Lands und größeren 
Städten, durchgreifend in die höheren Abiufungen zu fepen find. — 
Für Gewerbe in Landſtädten bildet in der Regel die zweite Ab⸗ 
ſtufung den niebrigften Anſatz; der dritten und folgenden aber ges 
hören diejenigen Gewerde in den Lanpftädten an, die nicht an ben 
angegebenen Hinterniffen leiden. — Fuͤr größere Städte und folde, 
die ſich dur einen verhaͤltnißmäßig lebhaften Verkehr ausseichnen, 
iR in der Regel die Dritte Abſtufung zum nichrigften Anfag beſtimmt, 
and es kann ohne ganz überwiegende Gründe ein Gewerbe in den⸗ 
ſelben niemals in die niebrigften Abftufungen einer Claſſe geſetzt 
werden; je nach Berjchievenheit ter Ausdehnung und Ergiebigfeit 
eined Gewerbes if ſodann zur vierten Abftufung a. und b. und jur 
fünften aufzuſteigen. Gewerbe in Landftädten können ausnahme«- 
weife in die erſte und Gewerbe in größeren Städten in bie zweite 
Abftufung” gefebt werten, wenn Gewerbente in der erften und zweiten 
Claſſe fehr arm find und zugleidh ihr Gewerbe ganz unbedeutend 
betreiben. — Die kürgere oder längere Dauer ter Beihäftigung eines 
Gehülfen ift, infoweit dadurch Feine Elaffenbifferenz begruͤndet 
wird, bei Keffegung der Abſtufungen zu berüdjichtigen und zwar 
ohne Beſchraͤnkung auf bie nichrigeren Claffen, namentlid aber 
werden in die der Rocalität entſprechenden höheren Abftufungen der 
zweiten Claffe diejenigen Meiſter geſetzt, welde zwar nicht regel 
mäßig einen Gehülfen halten und daher nicht in vie dritte CElaſſe 
ſich eignen, welche dagegen von Zeit gu Zeit fih einerBeihitfe für 
ihr Gewerbe außerordentliher Weife bevienen. 

Nah dieſen Borfchriften ijt für das neu einzufhägende Gewerbe 
die Claſſe feiner Abtheilung und tie Abftufung diefer Claſſe zu 
fuchen, wonad dann der Eteueranfchlag ih ergibt. 5) 


4) Beil F. der Bew: Juſtr., za welcher die vachgekommenen Erläuterungen 
bemerft werben. 6 
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Handwerkerverzeichniß. 
Erfte (niedrigſte) Abtheilung. 


Brechenmacher. 

Buͤglerinnen, inſofern fie von Haus ihr 
Gewerbe treiben und nicht als bloße 
Tagloͤhnerinnen arbeiten. 

Erzwaſcher. 

Feldmeſſer. 

Fiſcher (nicht aber bloße Paͤchter von 
Fiſchwaſſern. Steuercolleg. Erl. vom 
22. April 1835.). 

Floͤßer, für den Arbeitoverdienſt. 

Formſchneider. 

Hafner. 

Hauderer mit 2 Pferben. 

Hechelmacher. 

Holzmeſſer. 

Jochmacher. 

Karrenfuhrleute. 

Keßler. 

Köche und Köchiunen, ſofern fie eigene 
Küchen halten. 

Kohlenbrenner, für den Arbeitöverbienft. 

Korbmacher. 

Korumefier, fie mögen Taglohn erhalten 
ober Pächter ſeyn. 

Kreidemacher. 

Leineweber, gemeine, zünftige oder nu⸗ 
zünftige, bie um ben Lohn ober anf 
Beſtellung und nicht bloß ben eigenen 
Bedarf weben. Stenercoll.Erl. vom 
11. März 1835. 

Leiftfchneider. 

Lohn⸗ (Haus⸗) Metzger. 

Lumpenſammler. 

Naͤtherinnen, wie die Buͤglerinnen. 

Peruquiers. 

Pferdevermiether, d. h. die, welche ein 
Gewerbe hieraus machen und nicht 
bloß In einzelnen Fällen vermieihen. 
Steuercoll. Crlaß vom 4. März 1835. 

Nechenmacher. 


Sargenſchneider. 

Schachtelmacher. 

Schaͤfer, für den Verdienſt vom Hüten 
und Warten der Schafe. Hieher ges 
hören die, welde für fi oder Aus 
dere das Hüten nnd Warten von 
Schafen gewerbsmäßig betreiben, ober 
auf einer gepachteten Weide fremde 
gegen Weidzins angenommene Schafe 
entweder ſelbſt Hüten, oder unter ihrer 
unmittelbaren Leitung und anf ihre 
Recunng hüten lafien; dagegen Toms 
men bie, welche eine eigene ober ge- 
pachtete Weide mit eigenen Scha⸗ 
fen beſchlagen, welche ihre anf eine 
andere Weide gegebenen Schafe durch 
ſelbſt gedungene Knechte hüten laſſen, 
desogleichen, welche Schafe zum Neber⸗ 
wintern mit dem Futtererzeugniß von 
eigenen Gütern kaufen oder von Ans 
dern annehmen, nur dam in die Ger 
werbftener, wenn fie gewerksmäßige 
Schaͤfer find. Fin. Min. Erlaß vom 
9. Febr. 1842. 

Schaͤufler. 

Scheerenſchleifer. 

Schindeldecker. 

Schnallenmacher. 

Schuhflicker. 

Spindelmacher, wenn ſie dieſen Ge⸗ 
werbszweig regelmäßig betreiben. 

Steinbrecher. 

Strohdecker. 

Strohhutmacher. 

Strumpfftrider. 

Verfertiger hoͤlzerner Uhren. 

Wagenſpanner. 

Mäfcher und Wäſcherinnen, wie vie 
Büglerinnen. 

Mollentänmer. 


weite Abtheilung. 


Barblerer, mit dem Raſirverdlenſte. 
(Das Eintommen der Wundaͤrzte ale 


folder unterliegt der Beſoldungs⸗ 
fiener.) 
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Blaͤtterſetzer. 

Bleiſtift fabrikanten. 

Brenner, welche für Andere Branni⸗ 
wein ıc. um den Lohn breumen. 

Buchbinder. 

Bürſtenbinder. 

Fenerwerker. 

Frachtfuhrlente mit 4 Pferden. 

Gärtner. 

Garnfleder. 

Glaſer. 

Glasſchneider. 

Glasſchleifer. 

Graveurs. | 

Haarſchuhfabrikanten. 

Harzbereiter, welche nicht bloß aus 
eigenen Waldungen das Harz ges 
winuen. 

Hauderer mit 4 Pferden. 

Kammmacher. 

Kartetſchenmacher. 

Kienrußbereiter. 

Leineweber, die auf den Verkauf ar⸗ 
beiten. 

Mufiker. 

Maurer, die nicht zugleich Steinhauer 
find. 

Mühlärzte. 


Nagelſchmiede. 

Nonnenſchneider. 

Paͤchter ſinanzkammerlicher Gewerbe von 
Werken, die für eigene Produltion 
betrieben werden, ſoweit ſie ſich nicht 
zu den Fabriken eignen. 

Petſchierſtecher. 

Pfeiſenmacher. 

Pilaſterer. 

Potaſchenſieder. 

Seiler. 

Salpeterſieder. 

Sanerkleeſalz ſieder. 

Schneider. 

Schuhmacher. 

Siebmacher. 

Siegellackfabrikanten. 

Strumpfweber, infoweit fie nicht als 
Gabrifanten zu behandeln find. 

Theerbereiter. 

Tünchner. 

Wachholdergeſaͤlzſieder. 

Wagenſchmierefabrikanten. 

Wagner. 

Weißputz er. 

Wendenmacher. 

Zimmerlente. 

Zundermacher. 


Dritte Abtheilung. 


Agenten ſ. Commiſſionaͤre. 

Band⸗ und Bortenwirker, Knopfmacher. 

Banmwollenweber. 

Beindreher. 

Bentelmacher. 

Bildweber. 

Blechner. 

Bleicher mit weniger als 1000 fl. Bes 
triebscapital. 

Brodbaͤcker. 

Brunnenmacher. 

Büchſenſchaͤfter. 

Chaiſenmacher. 

Cattundrucker. 

Commiſſionaͤre, Mackler, Senſale. Hie⸗ 
her auch Agenten von Verſicherungs⸗ 
gejellfchaften umd ähnlichen Anftalten, 


anßer, wenn fie fchon In einer andern 
Gigenfchaft mit ber Gewerbeftener 

‚ belegt And, wo dann ihr Agenturs 
verbienft bei der Cataſtrirung des 
Haunptgewerbes zu berüdfichtigen if. 
Steuercoll. Exlaß vom 23, Mat 1835. 

Darmſaitenmacher. 

Doſenmacher. 

Drathzieher, welche nicht fabrikmaͤßig 
ihr Gewerbe treiben. 

Feilenhauer. 

Flaſchner. 

Floretweber. 

Frachtfahrer mit 6 — 8 Pferden. 

Grobſchmiede. 

Großuhrenmacher. 

Gürtler. 
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Halbfeidenweber. - - 

Handerer mit 6 — 8 Rferben. 

Golzbreher. 

Oufſchmiede. 

Ouima qher. 

Ipſer. 

Kaltſchmiede. 

Kartenmacher. 

Küfer und Kübler. 

Kupferſchmiede. 

Lackierer. 

Leimſieder. 

Mackler. 

Maler, welche dieſen Kunſtzweig nicht 
als wahre Künſtler betreiben. 

Meſſerſchmiede. 

Metzger, außer Ochſeumetz ger. 

Nadler. 

Neſtler. 

Paſtetenbacker. 

Pudermacher. 

Rothgießer. 

Saͤckler. 

Sattler. 

Seifenfleber. 

Senfale. 


Schiffer. 
Schiffbauer. 
Schirmmachet. 
Schloſſer. 
Schreiner. 
Schriftgießer. 
Schrotgießer. 
Schwefelſchnittenfabrikanten. 
Seidenweber. 
Spengler. 
Spore. _ 
Steinhaner. 
Tapeziers. 
Teppichmacher. 
Tuchmacher. 
Tuchſcheerer. 
Uhrgehaͤusmacher. 
Wollkratzer. 
Zengmacher. 
Ziegler. 
Zinngießer. 
Zirkelſhmiede. 
Bifelenre. 
Zitzoͤrucker. 
Zuckerbaͤcker. 
Auch gehoͤren die Kleemeiſter hieher. 


Vierte (hoͤchſte) Abtheilung. 


Buchdrucker. 

Büchſenwmacher. 

Ghegiften. 

Emailleurs. 

Faͤrber. 

Fenerſprißenmacher. 

Frachtſahrer mit mehr ale 8 Pferden. 

Glockengießer. 

Goldarbeiter. 

Hammerſchmiede, welche das Geſchaͤft 
für eigene Rechnung, jedoch wicht 
fabrifmäßig betreiben. 

Snftrumentenmadher. 

Juweliere. 

Kaminfeger. 

Kanonengießer. 

Kürfchner. 

Kleinuhrenmacher. 


Kupferdrucker. 

Lithographen. 

Mechauiker. 

Ochſenmetzger, wo die Abtheilung in 
Ochſen⸗ und Schweinemetzger beficht. 

Optiker. 

Orgelmacher. 

Rothgerber. 

Safianugerber. 

Schieferdecker. 

Schwertfeger. 

Silberarbeiter. 

Sticker in Gold, Silber und Seide. 

Tapetenfabrikanten. 

Vergolder. 

Wachatachfabrikanten. 

Wadezicher. 

Weißgerber. 
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2) Die Arbeiter bei ben K. und bei den Privatberg⸗, Hammere⸗, 
Drath⸗ und Hättenwerten, an Salinen, unterliegen, infofern fie 
nicht zur Beſoldungsſtener gezogen werben, „der als gemeine Taglähner 
zu betrachten üind, indem fie feine DVerrichtungen beforgen, welche eine 
befondere Hebung oder Kunſtfertigkeit erfordern, ber &ewerbeftener in ber 
Kt, daß fie, wenn fie unter Die vornen bezeichneten Handwerker gehören, 
nach ber entfprochenden Abibellung, wenn dies wicht ber Wall iR, nad 
dem Grad ihrer Ausbilbuug und ihrer Belohnung beſtenert werben. Die 
Hüttens und Salinenarbeiter kommen in der Megel in die niederſte Claſſe, 
wenn fie nicht Materialien ſelbſt liefern, oder ein Tantieme vom Ertrag 
der Arbeit beziehen, oder mit auf ihre Rechnung angeflellten Gehülfen 
arbeiten, wo fie ſodann im die geeignete Claſſe zu ſchaͤtzen find. Stener⸗ 
Coll. Exlaß vom 8. Juli 1835. — Manrers nd Zimmergefellen 
werben alo Hansgemoflen betrachtet und daher nicht befteuert, fo lange fie 
nicht im das active Bürgerrecht wirklich eingefept find und Bürgerfteuer 
zahlen, oder eine für fich beſtehende Haushaltung führen nnd der Wohn 
ftener unterliegen. — Dagegen werben Meier und verheirathete wie uns 
verheirathete Sefellen, melde fih mit Wanderbüchern ıc. ins Ausland 
begeben und ſich dort deu Sommer über sinen nicht nubedeutenden Ver⸗ 
dieuſt verſchaffen, im GSpätjahr aber wieder nah Hanfe kommen, mit 
Ausnahme der ledigen, auf der Wanderſchaft befindlichen Gefellen, als 
Drtsangefeflene betrachtet und mit ber Bewerbeftener belegt. Stener⸗ 
Coll.Erlaß vom 11. März 1835. 


3) So ſind auch Lederlackierer zum beſtenern, welche zugleich Rothgerber And _ 
und nicht in der einen oder andern Gigenſchaft zu den eigentlichen Fabri⸗ 
kanten gehören. Stexrercoll. Erlaß vom 27. Mai 1835. 


4) Steuercoll.Erlaß vom 31. Jay. 1835. 
5) Gewerheſtenerinſtruktlon $. 5. 10 — 19. Beil. & —L. 


Glaffentafelu für Handwerker. 
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Mi Beſchraͤnkung im m̃ — 42 F 
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Claffen, 




















. tr. A. ix. i. tr. I4. kr. 
1. ıl81I 2 —121242148 
nase ee 
Mit einem Gehälfen. | 4 u 3ls| alsol si2al 6| ıs 
4b. 41361 5121 636 I 7| 42 
5. 52416241 7TI2 19 | — 
⸗ 1. 3I— 1 31381 4 18 5 = 
2. ılısI 5I—-15]|]5 54 
IV. Claſſe. 3. 51361 61361 7 |Aas | 8| 48 
t2—3 älfen.| 4 4. 6] 42 | 8 | 12 | 9 | 36 | 10 | 54 
mit 23 Benälfen. | 5 | 715 alsalsolealııı as 
5. 71541 a 1|I36 lıı lız Jız | 48 
1. als 5142 1 6 | 36 1 7ı 8 
v. Glaffe 2. slısi 7I4ı2 I s!54 l 101 6 
.Claſſe. 3. sis] las | ıı 1 ı8 I ı2 | 42 
it 4—5 Gebülten. | 4. ®. 9142 | ıı 148 I ı3 | 36 | 15 | 18 
* Gehülfen. np 3131331333168 
5. 1130] 13 |54 Jı6 | — lı7 | 54 
4 ı7I—-I 8sı—- 1 91 — ı10 | — 
2 9124 110 |a2 I ı2| — | ı3 | 30 
v1. Elaffe. 3. 1 las lı3 | 30 | 15 lı2 lı7 | — 
Mit 6—8 Gehülten. | A a. || 14 | 12 | 16 | 12 | 18 | 18 | 20 | 30 
hulf 4b. 15 | 24 17361190 4122412 
5 121931 -lalua la| — 
4 8 | 24 1 10 | 42 | 12 | — 1 13 ı 18 
2 12136 114 | ıslı6 | 6 1 17 | 54 
vH, Clafſe. I 5 2 H . a 18 | 22 | 36 
it 9— 12 Gehülfen. a. | 1 2 24 | 27 | 18 
Ri Schalt 4b. | 20 | 54 I 23 | ız I 26 | 30 | 29 | 36 
5 2124131 - Il I2| — 
1 13] — 114 148 | 16 | 36 | 18 | 24 
2 ı7 30 l ı9 | 54 | 22 | ı8 I 24 | 48 
VIll. Claſſe. 3 2|1-123|- 1281 — I3ı | ı2 
13—18 Gebülten.| 4 a. | 26 | 30 | 30 | 6 I 33 | 42 | 37 | 36 
Mit s Gehälfen.) 5 | 28 | 42 I 32 | a8 | 38 | 30 | 40 | 48 
5. 311 — 135 Illu 144 — 
1 16°| 36 119 | — I 21 | 24 | 23 | 48 
IX. Glaffe 2 22|ı8s I 25 | 30 | 28 | as I 31 | 54 
. . 3 281 — I32| 8 |36 | 18 40 — 
19-24 Gehälfen.\) 4. a. || 33 | 42 | 38 | 36 | 43 | 48 | a8 | 6 
Mit 19 Gehälfe 4. b. || 36 | 36 1 42 | 24 1 47 | 30 | 52 } 42 
5. 39124 145 | 12 151 | 12 1 56 | 18 
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2) Als Kleinhändler werden alle diejenigen befteuert, deren 
Bewerbecapital die Summe von 200 fl. nicht erreicht, fie mögen 
nun den Handel durch Haufiren, oder auf Jahr⸗ und Wochen⸗ 
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märften, oder in einem offenen Laden betreiben; fie mögen aud ihre 
Waaren im Auslande Faufen oder verkaufen, wenn fie nur im Lande 
angefefien find. Insbeſondere kommen hieher die Haufirer, Krämer 
oder Händler mit den hienady benannten Artikeln, 1) wobei nament« 
lich ald gewerbömäßiger Wein⸗ (Getränke) oder Holzhändler Jeder 
anzufehen ift, der notoriſch, mit oder ohne öffentliche Ankündigung, 
einen Handel mit den unter Getränfe und Holz zu rechnenden Gegen⸗ 
ftänden mittelft Einfaufs und Verkaufs betreibt und zu dem Ende 
Borräthe von dem Gegenftande deffelben unterhält. Händler mit 
andern Gegenftänden find nad der Analogie jener zu behandeln. 
Wenn aber Kleinhändler ihre Waaren felbft anfertigen, wenigftene 
zum größern Theil, fo gehören fie zu den Handwerkern, und zwar 
zu der der Gattung des Fabrikats entfprechenden Abtheilung; in feis 
nem Falle dürfen fie doppelt, nemlich bei den Handwerkern und bei 
den Kleinhänplern, bejteuert werden. — Diefe Händler werden nad 
. 6 Elaffen befteuert, die nach Verſchiedenheit des im Handel ents 
haltenen größeren oder Fleineren Capital, nad dem raſchen oder 
langfamen Umfag, fowie danach anzuwenden find, ob der Handel 
. nur ald ein Nebengewerbe, nur periodifch betrieben wird und nur 
dazu dient, um das Einfommen aus einem anderwärtigen Verdienft, 
3. 3. durch Taglohnen, Etriden, Spinnen oder Handwerfdarbeiten, 
zu verbeffern, oder ob er den Hauptnahrungdzweig eined Hindlers 
gewährt, aud ob der Handel bloß durch Haufiren, oder in einem 
offenen Laden getrieben wird. 2) 


1) Gew. Cat. Inſtr. F. 8. 10. Fin.Min.Berf. vom 26. Oct. 1836. Rgbl. 
©. 597. Gegenſtaͤnde bes Kleinhandels: 


Alt Eifen und fonftige Butter, Frucht, 
Metalle, Brauntwein und Eſſig, Garn, 
Aſche, Brennholz, Geflügel, 
Abholz, Drathwaaren, Gemuſe, 
Barometer, Cier, Gips⸗⸗ und Glaswaaren, 
Baͤlge, Eſſig, Hafnergeſchirr, 
Dans nnd anderes Nutze Flöre, Hänte, 
holz, Fenchel, Hanf, 
Beſen, Federn, Harz, 
Brechen, Faden, Hopfen, 
Bilder, Faßtangen, Hirſchhorn, 
Bein, Zettwaaren, Haare, 
Bier, Fiſche, Horn, 
Borſten , Flache, Holz ⸗ 


Bierhefe ⸗ Felle Honig ‚ 





Kas, 
Kienruß, 
alte Kleider, 


Kupferſtiche, 
Laudkarten, 
Lohe, 
Lignente, 
Mausfallen, 
Mehl, 
Minsralwafler, 
Nefteln, 
Dfenröhren, 
Obſt, | 
Obſtmoſt, 
Oblaten, 

Del, 

Pech, 
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Pfaͤhle. 
Rechen, 
Reiſach uud Scheiter, 
Rinsen, 
eifſtaugen, 
Reife, 
Sägmehl, 
Sämereien, 
Salpeter, 
Schafe, 
Schachteln, 
Schwefel, 
Siegelwache, 
Schirme, 
Siebe, 
Schindeln, 
Schmalz, 
Schunittwaaren, 
Steinkohlen, 
Spindeln, 


Steine (Baus, Schleif⸗ 
und Mählfteine), 

Strobhäte und. aubere 
Strohwaaren, 

Teichel, 

Theer, 

Torf, 

Vieh, 

Vogelkaͤfige, 

Wannen, 

Wachs, 

Weiden, 

Werg, 

Wildbraͤt, 

Wein und Weinmoſt, 

Weinheſe, 

Weinſtein, 

Zainen und andere der⸗ 
gleichen Artikel. 


Sodann insbeſondere gehören hieher Fürkaͤufler, Marner und Schaͤuf⸗ 
ler. — Händler mit Wachholderholz, Kümmel ıc. find nur daun zu beſtenern, 
wonn fie diefen Handel durch Auflauf von Andern als regelmäßiges es 
werbe treiben, wicht aber, wenn Re nur zuweilen berlei Gegenſtaͤnde felbkt 
fammeln und wieder verkaufen. — Frucht: und Vie hhändler, wenn fie 
zugleich ein Handwerk treiben, find wegen bes letztern in die geeignete Hands 
werferabtheilung, wegen des Handels aber zugleich als Kleinhänpler aufzus 
nehmen, fofern fe nicht wegen größern Betrlebscapitale in das Gatafter 
der Handlungen gehören. — Bei den Betränten kommt nur ber Handel 
nach der Cichmaß Hier in Betracht, da der Verkanf nad ver Schenkmaß 
zu den Wirthſchaften gehört. Bergl. any $. 225. BEt. 2. c. 

2) Beil. 6. zur Gew.Eat.Znfr. 


Claſſentafel für Kleinhändler. 


Claſſe. 
1. 


— 


* 5 


o 0 
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IH. Handlungen, Fabriken und Manufacturen. In 
dieſe Hauptabtheilung kommen diejenigen Krämer, welche zwar 
hauſiren und in offenen Ständen und auf Märkten verkaufen, deren 
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Handelscapital aber wenigſtens 200 fl. beträgt; fodann überhaupt 
alle Krämer und Kaufleute wit kurzen und langen WBaaren, 
Spezereien, Südfruͤchten, Parfümerieen, Delen aller Art, Hopfen, 
Taback, Materialien, Farbwaaren, Thran, Duincaillerieen, Iadirten 
Blehwaaren, Glaswaaren, Tapeten, "Schreibmaterialien, Juwelen, 
Bijouterieen, Bugs und Meubleswaaren, Seide, Baumwolle, Wolle, 
Flachs, Hanf, Faden, Garn, Vand, Federn, Roßhaaren, Leder; fer« 
ner: Buchs, Mufifaliens, Kupferſtich⸗, Lithographieens und Kunſt⸗ 
handlungen, Eifens, Erze, Borzelains, Fayence⸗ und Steinguthänbler, 
Antiquariatds, Werhfels, Speditionss und Commiſſionshandlungen, 
Apotheken, Borkäufler mit alten Kleidern, Büchern, Bil 
tualien ıc., infofern das &ewerbecapital die Summe von 200 fl. 
erreikt; endlich wit gleicher Beſtimmung die Frucht⸗, Vieh⸗, 
Wein, und Holzhändler, welche mit aufgefauften Produlten 
einen Handel treiben. Inter ven Fabriken und WManufacturen 
aber werten verjtanden: Pulver⸗ und PBapiermühlen, Glas⸗ und 
Spiegelfabrifen, Fayence⸗, Bijouterier, Drathr, Mafhinens und 
Zapetenfabrifen, Blaufarbwerke, Eifenfchmelzwerfe und Eiſenhämmer, 
Salinen, Bleiweißfabrifen, Tabadsfabrifen, Indienne⸗ (Zitz⸗e und 
Cattun⸗) Fabriken, Tuch, Zeugs, Seidens, Floretſeiden⸗ und Leins 
wandfabrifen, Mafchinenfpinnereien, ſodann die größern Bleihenz 
jedoch die bier aufgezählten Mühlen und andere Werke nur dann, 
wenn fie für eigene Broduftion (nicht für Kunden) betrieben werben 
und ihr Gefhäft ind Große geht; werden fie ausſchließlich für eigene 
Produktion (nicht für Kunden) benügt und iſt die Produktion nicht 
bedeutend, fo werden fle nad der dritten Handwerkerabtheilung bes 
handelt. Im Zweifelsfalle werden fie als Fabriken angefehen, wenn 
fid in denfelben ein Betriebscapital von wenigſtens 1000 fl. befindet 
und wenn fie zugleich Faufmännifch betrieben werben. 1) Pächter 
der für eigene Produktion (nicht für Kunden) betriebenen Werke 
fteuerfreier Sigenthümer find, wenn ihre Produktion nit von dem 
Umfang it, daß fie fi unter die Claſſe der Zabrifanten eignen, 
in.der zweiten Abtheilung der Handwerker zu befteuern. 

Jedes diefer Gewerbe wird mit einem der hienach benannten 
Seldanfäge belegt,2) wobei folgende nähere Grundſaͤtze entfcheiden: 
1) Es if das Gewerbecapital zu erheben, d. b. die Summe 
alled defien, was dem Handelsinventarium angehört, es ſey im 
Wohnort oder auswärts, namentli auch die (von dem Gebäudes 
eatafter ausgenommenen) baulichen Gewerbeeinrihtungen, Geräth« 
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ſchaften, Maſchinen, Inſtrumente, ſodann die Waarenvorraͤthe, das 
Geldcapital, das der Gewerbende für den Betrieb hält, und die 
von dem Gewerbe herrügrenden unversinslichen Ausflänte; dagegen 
ift ausgeſchloſſen, was er als Guätsbeſitzer, Eapitalift ıc. befist. 
Ebenſo bleibt bei den Pächtern der für eigene Produktion (nicht für 
Kunden) betriebenen Werke fleuerfreier Eigenthümmer der Werth der 
unter dem Pacht begriffenen Gewerbdeinrihtungen, Maſchinen ıc. 
ausgefchloffen. Aus Rüdfiht für den Handelscredit der Individuen 
it dem Steuerpflichtigen geftattet, das in feinem Handel oder Ge⸗ 
werbe befindliche Bapital In eine der bezeichneten Claſſen ſchriftlich 
auf feine Bürgers und Unterthanenpflichten zu fatiren. Diefe Faſſion 
wird jedoch von der Behörde geprüft und wenn folche für zu niedrig 
erkannt wird, fo wird eine angemeffene Erhöhung vorgenommen, 
welche fo lange zu Grunde gelegt wird, bis der Katent durch feine 
Bücher und Wuarenvorräthe die Richtigkeit feiner Zaffton erwielen 
haben wird. — Da diejenigen Apothefen, welche von Materials 
bandlungen nicht zu entfernt find, gewöhniih nur Heine Borräthe 
haben, die fie in kurzen Zwilchenräumen wieder ergänzen, und diefelben 
daher dur die Anwendung ded Tarifd für das Handlungscapital 
nicht gehörig betroffen werden, fo find folche Apothefen in Anfehung 
des Bapitald nad Maßgabe des Gewinns im Verhaͤltniß zu den 
übrigen Handlungen zu beſteuern. Daſſelbe ift der Fall bei den 
Speditionshandlungen und bei größern Bleichen, bei weichen das 
Handlungscapital zu dem Gewinn in feinem Berhältniß ſteht. 
2) Sodann wird ein Anfag für den Arbeitsverdienft für den 
Prinzipal felbit und für die Gehülfen gemacht. Die Gehülfen find 
in zwei Glaffen eingetheilt. Zur erften Claſſe gehören: Pader, 
Knete, Stößer bei Apothefern, Tabacksreiber und andere bloß für 
Nebenarbeiten zu gebrauchende Perſonen; ferner die Lehrlinge nach 
dem erſten Lehrjahre, fo lange fie die Lehrzeit nicht erftanden haben; 
endlich die Ladenmädchen. Zur zweiten Claffe: Procuraführer, Buch⸗ 
halter, Commis, Reifende. Wird das Geſchäft von Geſellſchaftern 
geführt, fo werden alle Gefellfchafter, welche bei dem Geſchäͤfte thätig 
find und auf dem Comptoire arbeiten, außer Einem, welder als 
Prinzipal betrachtet wird, unter den Gehülfen zweiter Claſſe aufs 
geführt. Bei den Fabriken und Manufacturen werten die wirklichen 
Arbeiter für dad Gewerbe nicht unter die Gehülfen geredet, und 
es werden hier als Gehülfen bloß die Perſonen in Berechnung ge 
nommen, welde für das Handelögefhäft, für den Umfang der 
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Fabrikation, zur Aufſicht auf den Eomptoirs, zur Abgabe der 
-Fabrifationsmaterialien, zur Verrechnung des Arbeitsverdienſtes der 
Arbeiter, fodann zur Uebernahme und Magasinirung der Yabrifate 
und zu dergleichen allgemeinen Kabrifgefhäften gehalten werben. 
Da bei den Apothefen gegenüber den Handlungen eine höhere 
Arbeitörente bei gleichem Capital Statt findet, fo werben hier bie 
Steueranfäge für den Prinzipal und feine Gehuͤlfen erfter und zweiter 
Claſſe auf das Doppelte der in der Blafientafel enthaltenen Anfäge 
gebracht. Dagegen wird für die Arbeitsrente der Pächter von Werfen 
Reuerfreier Eigenthümer, 3. B. finanztammerlicher Brennereien, ftatt 
der unten bemerften Anfäge ein Anſatz aus der zweiten Abtheilung 
der Handwerker gemadt. Die Zahl der Gehülfen wird ebenfalls 
nad dem Stand des legten halben Jahrs von dem Gewerbeinhaber 
angezeigt, vorbehäftlich der Prüfung wie bei dem Capital. 3) Der 
Anfag für das Capital und den Arbeitöverbienft erfolgt in 3 Unters 
abtheilungen. Die Unterabtheilung, in welde ein Gewerbe 
zu fegen ift, beftimmt fih vorzüglich danadı, ob der Kaufmann feine 
Waare aus erfter Hand bezieht, ob die Artifel, womit er handelt, 
gerade im jetzigen Zeitpunkt fehr gefucht find und höhern Gewinn 
gewähren, als andere, ob die örtlichen Verhältniffe, die Größe der 
Ortöbevölferung, die günftigere Lage des Orts für den Abfag einen 
ſchnellern Umfag des Capitals geftatten. Bei Fabrifen ift haupt« 
fächlih darauf zu fehen, ob das rohe Material zu allen Zeiten gut 
und ficher zu haben fey, ob die Arbeitslöhne müßig feyen und die 
Fabrikate einen fihern Abfat haben. 4) Im Allgemeinen aber find 
noch folgende Beftimmungen zu beachten: a) Wird ein Werk theil⸗ 
weife für eigene Fabrifation und theilweiſe als Kundenwerk, jedoch 
mehr für erfien Zwed benügt, fo wird wegen der theilweifen Bes 
nüsung ald Kundenwerf, wenn fie wenigftend zwei Monate des 
Zahrs über dauert, ein Zufag zu dem Steuerbetreff als Fabrik ges 
macht, wobei auf die Dauer diefer befondern Benuͤtzung und auf 
die Normen der Claſſentafel für Kundenwerke im Allgemeinen zu 
fehen if. b) Hat ein Gewerbender an einem oder an mehreren 
Drten abgefonderte Etabliffements, welche er unter verſchiedener 
Firma oder durch Proruraführer beforgt, fo wird bei jedem ein bes 
fonderer Prinzipalanfag berechnet, nah Maßgabe der Elaffe, in 
welche das abgeſonderte Gefhäft nad feinem Capitalftod kommt, 
fowie überhaupt jeded auf ſolche Art abgefondert geführte Geſchaͤft 
feinem Capitalftod nad befonders, und zwar in dem Orte, wo . 
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es gelegen iſt, claſſiſtzirt und abgeihägt wird.) Bloße Fackwvriren 
eines Hauptgeſchaͤfto ſind, fie mögen im In⸗ oder Auslande fid 
befinden, mit jenem als eigenthuͤmliche Zugehörden deſſelben zu ver⸗ 
ſteuern.“) c) Wenn Gewerbende der genannten Kategorieen daneben 
Handwerke oder andere Erwerbsgeſchaͤfte treiben, fo werden fie für 
jedes Gewerbe mit dem geeigneten Anſatz beſonders befteuert. Die 
handelnden Handwerker bingegen, welde außer ihren eigenen Fabri⸗ 
faten zu Bervolitändigung ihres Sortiments auch fremde auf den 
Wieververfauf einkaufen, werden zwar, wenn diefer Handel nur das 
Mebengefhäft und die eigene Fabrikation das Hauptgeihäft ift, unter 
den Handelsleuten nit aufgeführt, ſondern nad) 6. 226. behandelt; 
im Dem Kalle hingegen, wenn der Handel mit fremden Fabrikaten 
das Haupigefhäft. if, werden fie auch als Handelsleute, mithin in 
doppelter Eigenſchaft, befteuert. 5) 


1) Htenad werben namentlich auch die Pächter finanzlammerlicher Brauereien 
behandelt. Stenercoll.Exlaß vom 22. April 1835. — Auch gehören Walls 
und Schleifmählen hieher und Lohmählen, ba bei ber Belegung derjewigen 
Haudwerker, welche dieſe Werke benüpen, nicht auf den Beſit folge 
Werke gerechnet if. Stenercoll. Erlaß vom 10. Juni 1835. 





2) Clafſentafel für Handlungen und Fabriken. 
* Steneranfah 
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und ſo mit 20,000 fl. ſteigend. 
3) Im Lande angefeflene und bürgerliche Geſellſchafter eines im Auslaude 
etablirten Haudelsgeſchaͤfts, die ihre perſoͤuliche Gewerbsthätigicht als 
Handelslente, zumal durch Auflauf im Lande, ausüben, find ſowohl mit 
Capital, als Arbeitsrente anzulegen. Stenercoll.Erlaß vom 20. Mat 1835. 
4) Appertinenzen einer Fabrik find an bem Ort, wo das Hauptetabliſſement 
befieht, v. 9. we fi die Ptodukte der einzelnen Appertinenzen cons 
seniriren, mit dem Ganzen zu cataftricen ; aber es IM dann der Geſammi⸗ 
anſchlag wegen der Loralcatafter und Localſtenern gwifchen den verſchiede⸗ 
nen Drten, wach VBernehmung des Yabrilinhabers, angemeffen gu vers 
theilen. Stenercoll. Erlaß vom 14. März 1835. 
5) Gew. Cat. Juſtr. 9. 22— 29. 
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I. Mühlen und andere Werke, welde von Andern 
gegen Lohn (Kunden) benügt: werben. Als foldhe werden jedenfalls 
Keltern, angefehen, 1) fodann werden die Schleife, Säg⸗, Lohr, 
Krapp⸗, Farb⸗, Mahl⸗, Gerſten⸗, Ründels, Tabak, Del- und Gips⸗ 
Mühlen, ferner die Hanfreiben und Walken, ſowie die größern 
Dbftmofttrotten dann unter diefer Abtheilung befteuert, wenn fie aus⸗ 
fhließlich oder doch mehr (als für eigene Fabrikation der Eigenthümer) 
von Kunden benügt. werden. Dieſe Werke werden fo befteuert, daß 

1) einer der unten angeführten Anfüge 2) gemacht wird für 
die Zahl der Mafchinen und Gänge, dur weldhe ein Ber: 
dienft gewonnen wird, wobei ald Mafchinen oder Gänge gezählt 
werden: a) bei Mahlmühlen jeder einzelne Gang, es fey ein Gerb⸗ 
oder Mahlgang. b) Bei Sigmühlen jede einzelne Säge; bei Oel⸗ 
mühlen jede einzelne Prefie; bei Steinwerfen jeder einzelne Stein; 
bei Hammerwerfen jeder einzelne Hammer; bei Keltern jeder ein- 
zelne Baum und bei Stampfwerfen je 6 Stampfen für eine Ma- 
fine. Bei Keltern wird ein Heiner Baum oder ein anderes Fleines 
Preßwerk für einen halben Bang gerechnet und es werden auf einen 
ganzen Baum 2 große Trotten gezählt; ebenfo bei Obftmofttrotten. 
c) Als Werke und Gänge alle diejenigen berechnet werden, welche 
wirklich für den Gebrauch eingerichtet find, fie mögen viel ober 
wenig beichäftigt feyn. | 

Jeder Gang wird in eine der 4 Elaffen eingefhäbt, fo daß 
a) in die erfte (niedrigfte) Claſſe diejenige Werke (mit Ausſchluß 
der Mahlmühlen) kommen, melde in der Regel nur wenige Wo⸗ 
hen, oder wenigftend 3 Monate des Jahrs, gangbar find. b) In 
die zweite Elaffe die Mahlmühlwerfe, welche hoͤchſtens 3 Monate 
lang, oder andere Werke, welche hoͤchſtens 6 Monate lang gangbar 
find. 0) In die dritte Claſſe diejenigen Mahlmühlwerke, welche 
4 bis 6 Monate lang, oder andere, welche wenigftens 9 Monate 
fang, oder ohne große Unterbrehung, das ganze Jahr hindurd ges 
wöhnlih gehen. d) In die vierte Claſſe ausfchließlih diejenigen 
Mahlmühlmwerfe, welche über die Hälfte des Jahre hindurch gehen. 
— Wenn ein Waflerrad 2 Gänge treibt, fo werben dieſe zufammen 
nur einfach dann berechnet, wenn die übrigen Gänge defielben Werks 
fo viele Zeit das Jahr hindurch gehen, als jene beiden zufammen; 
Doppelt aber, alfo jever Gang befonders, wenn die andern Gänge 








nur fo lange gehen, als jeder der von einem Rad getriebenen 
. Gänge einzeln. — Werden verſchiedene Werke durch ein Waflerrad 
in der Art getrieben, daß während ein Werk geht, die übrigen 
ſtill ſtehen müffen, fo werden jene Werke nur als ein Werk ges 
rechnet. — Mühlen, welche mehrere Gänge mit verfchiedener Gang« 
barkeit haben, werden nicht auf jeden einzelnen Bang befonder, fon» 
dern das Werk wird in feiner Gefammtheit in die der Zeit der 
Gangbarkeit entfprechende Claſſe gefeut, wobei der Durchfchnitt der 
Gangbarkeit der einzelnen Gänge zu beachten ift. 

Iſt die Elaffe gefunden, fo wird die Abftufung beftimmt: 
a) Nach der Rupbarfeit des Werks mittelft beffern oder fchlechtern 
. Betriebs in der Zeit, wo die Werfe gangbar find (wobei nament- 
lih, wo verſchiedene Werke durch ein Wafferrad getrieben werben, 
die wegen der Mannigfaltigfeit der Einrichtungen gewöhntih er 
höhte Nupbarfeit zu beachten tft), je nachdem «) Pie Werte Kunden 
außerhalb des Orts haben, oder bloß auf den Drt befchränft find; 
B) befier oder jchlechter eingerichtet find, ſchneller oder Iangfamer arbeis 
ten, befiere oder geringere Waare liefern, und ob fie an einem Fluß, 
Bach oder Eee liegen; ſodann y) bei Mahlmühlen insbefondere 
durh den Betrag des Milters und durch den Umftand, ob der 
Müller auf feine Koften die Krücte holen und dad Mehl zurüd- 
bringen muß, oder ob dieß auf Koften der Mühlfunden gefchieht. 
b) Rah der Größe und Befchaffenheit der Leitungen des Werks 
inhaber8, und zwar «) der Recognitiondzinfen und Grundzinsab⸗ 
gaben an Geld, Naturalien und perfönlihen Dienften, 4) durch 
die mehr oder minder Eoftfpielige Ilnterhaltung des Werkes. 

2) Sodann wird für die Arbeitsrente des Werkinhabers 
und feiner Gehülfen ein Anſatz nad der zweiten Abtheilung der 
Handwerker gemadt. Eind mehrere Werke verfchiedener Art mit 
einander verbunden, ſo wird die Arbeitörente für das Ganze bei 
dem Hauptgewerbe bereihnet. Bei der Gehülfenzahl wird, wie bei 
den Handwerkern, weder ein Unterſchied zwiſchen Gehuͤlfen, noch 
zwifchen Knechten und Meiſtern gemaht, und es werden Alle, 
welche bei dem wirklichen Betriebe der Werke beichäftigt find, zus 
fammengerechnet. &8 wird daher der Eigenthümer nicht gerechnet, 
wenn er die Werke bloß durch feine Leute betreiben läßt. Ebenſo 
wenig werden die Gehuͤlfen für Rebengefchäfte in Berechnung ger 
nommen. Bei folhen Werfen, wo weder der Inhaber noch ein 
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Gehuͤlfe defielben, fondern bloß die Kunden arbeiten, welden das 
Werk gegen einen gewifien Lohn zur Benutzung überlaffen wird, ift 
fein Gehülfe und feine Arbeitörente zu berechnen. — Die Bädhter 
von Kundenwerfen, welde dem Staat oder einem fleuerfreien 
Infitut gehören, werden mit der Arbeitsrente in der zweiten Ab⸗ 
theilung der Handwerker nad der Zahl der Gehuͤlfen und daneben, 
wenn fie die Mafchinen und Geräthfchaften, oder wenigftens einen 
Theil derjelben zu unterhalten haben, mit dem vierten bis festen 
Theil ded für die einzelnen Gänge befimmten Anſatzes nach den 
auf den Gewerbebetrieb einwirkenden Umftänden in der geeigneten 
Elaffe und Abſtufung angelegt. Werfe, welde von einem ſteuer⸗ 
pflihtigen Eigenthümer verpachtet find, werben jedenfalls für das 
Ganze nad den vorgejhriebenen Normen der Befteurung unters 

worfen. 9) 
4) Solche Keltern, deren Benubung nur den Weinbergbeflpern unter ſich und 
ohne einen Erſatz zufteht, ober wo von benjenigen, welche die Kellern 


benägen, nur die wirkliche Auslage an Reparaturkoſten, lein Gewinn, 


erhoben wird, find aus ber Steuer zu laſſen. Stenercolleg. Erlaß vom 
22. Februar und 22. April 1835. 
2) Beilage I. zur Gew. Cat. Inſtr. 
| Claſſentafel 
für Mühlen und andere Werke. 


Claſfſe. Abſtufung. fl. kr. 
J.— — 48 
L. | 2: 1 12 
3. 1 48 
1. 1 12 
1 | 2. 1 48 
3. 2 24 

1. 1 481 für einen einzel⸗ 

u | 2. 2 24{ wen Gang. 

9. 3 86 
1. 3 36 
2. 4 42 
IV. 3. 5 48 
4. 6‘ 54 
5. 8 — 


3) Gew. Cat. Inſtr. $. 31 — 39. 
$. 230. 


IV. Wirthſchaftsgewerbe. 1) Diefe Abtheilung begreift 
zunaͤchſt die Wirthfchaftögewerbe im engern Sinne, d. h. Schild⸗ 
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Speifer, 1) Schenkwirthſchafien, Billards und Badeinrichtungen nach 
der unten bezeichneten Abtheilung. Die Weinbergbefiger, welche mit 
ihrem eigenen Gewäde einen unbeftändigen Weinfchanf treiben, 
fodann die Apotheker, Conditoren und Spezereihändler, welchen 
vernöge ihres Gewerbs, Liqueurd und Eſſig glaͤschenweiſe abzu- 
geben erlaubt ift, kommen nicht in diefe Steuer. Dagegen find 
Weinbergbeiiger, welche neben ihrem eigenen Erzeugniß des legten 
Jahrs auch Altern felbfterzgeugten Wein einige Monate des Jahre 
mit erlangter Eonzeffion ausſchenken, nad den befondern Umftän- 
den zu cataftriren. — Die Wirthſchaften werden fo beftenert, 
daß a) für den Erwerb aus dem Capital, welches in der Wirtb- 
fhaft angelegt ijt, und b) für den Arbeitöverdienft des Wirth und 
feiner Gehülfen, welcher durch die Bewirthung und Beherbergung 
gewonnen wird, je einer der in der Claffentafel ?) beftimmten An- 
füge gemacht wird, tiber defien Wahl Kolgendes beftimmt ift: 

a) Die Elaffe richtet fich theils nad) der Tertlichkeit, theils nad 
der Gehülfenzahl und der Perfönlichkeit des Wirtbihaftsinhabers. Die 
erfte (niedrigfte) Claſſe fann in der Regel nur angewendet werben 
bei Dörfern und Weilern, welche nit an freauenten Etraßen lies 
gen ; die zweite findet Anwendung bei großen an frequenten Straßen 
kiegenden Dörfern und Marttfleden; bei Amtsftädten und bei folchen 
Sberamtöftäbten, welche fich weder durch Bendlferung, noch durch 
lebhafte Baffage und vorzüglichen Gewerbebetrieb auszeichnen. Mit 
der dritten Claſſe wird angefangen bei größern und Hauptkäbten, 
fowie bei denjenigen Oberamtsftädten, welche, wenn auch feine aus⸗ 
gezeichnet große Bevölferung, doch einen lebhaften Verkehr, regels 
mäßige Wochens und Jahrmärfte haben und an frequenten Straßen 
fiegen. Je nad der Verſchiedenheit der weiter hienach bezeichneten 
Berhältniffe wird nicht nur von der dritten, fondern auch von der 
erften und zweiten Elaſſe in die höhern Claſſen aufgefliegen. Unter 
Feſthaltung diefer Rüdfichten eignen fi ſodann in Rüdficht auf das 
zweite Moment a) in Dörfern und Weilern in die erfte Claſſe; in 
größern an freguenten Straßen liegenden Dörfern und Marftfleden, 
in Amtsftäbten und Oberamtsſtädten der obigen zweiten Claſſe 
— aud in die zweite Claſſe, fodann in den vorhin bei der dritten 
Elafie angeführten Städten — in die dritte Claffe: diejenigen Wirth» 
fihaften, wo entweder der Wirth felbft die Bedienung und die Wirthin 
ſelbſt die Küche beforgt, wo alfo keine Wirthfchaftsgehülfen vorhanden 
find, oder wo wegen Alter und Kraͤnklichkeit des Wirihs ein Kellner, 
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oder wegen Alter, Kränklichkeit oder Unerfahrenheit der Wirthin ein 
Koch oder eine Köchin gehalten werden muß. 46) Ie nad) der 
(eben unterfchiedenen) Dertlichkeit in die zweite, dritte oder vierte 
Claſſe diejenigen Wirthfchaften, wo entweder eine Hülfsperion für 
die Bedienung oder für die Küche ohne die dur obige Umſtaͤnde 
des Wirths ꝛc. gebotene Nothwendigkeit, oder wo zwei Küchenmägde 
oder mehr ald ein Hauoknecht auf die Wirthfchaft gehalten werden. 
y) Ze nad der Oertlichkeit in die dritte, vierte und fünfte Claſſe 
Wirtbfhaften, in weldhe ſowohl für die Bedienung, ald für die 
Küche, wenigſtens ein Gehülfe, oder für einen der beiden Geſchaͤfts⸗ 
zweige mehr als ein Gehuͤlfe neben den Küchenmägden und Knechten 
gebraucht wird, oder wo mehr als zwei Mägde und mehr ald zwei 
Knechte gehalten werden. d) Fe nad der Dertlichkeit in die vierte, 
fünfte oder fechöte Claſſe diejenigen Wirthfchaften, wo fowohl für 
die Bedienung, als für die Küche wenigftend zwei Gehülfen oder fiir 
eined von beiden mehr als zwei Gehülfen gehalten werden. — Bei 
den Billards ift die erfie Claſſe anzunehmen, wenn regelmäßig fein 
Marqueur auf daffelbe gehalten wird; Die zweite, wenn wenigftens zu 
Zeiten ein folder nöthig ift, oder wenn zwar ein Marqueur beftändig 
darauf gehalten, aber das Billard wenig und nicht regelmäßig ber 
ſucht wird; die dritte und die vierte Klaffe, wenn nit nur Mar⸗ 
queurs beftändig darauf gehalten werden, fondern aud das Billard 
regelmäßig und ſtark befucht wird. Die befläntigen Weinwirths 
haften fommen in der Regel nur bei Dörfern und Heinen Etädten 
in die erfte Claſſe, fonft in die höhern, je nad der Gehuͤlfenzahl 
und der Perfönlichkeit des Wirths. 

Die Zahl der Gehülfen wird hiebei nach dem Stande vom 
legten halben Jahre angenommen. Es bleiben dabei nur die Pers 
fonen außer Berechnung, welche entweder ausfchließlich für bie 
Feldgefchäfte des Wirth beftimmt find, vorausgefegt, daß der Wirth 
wenigftens 6 Morgen Feldes oder 2 Stüde Vieh befikt, oder welche 
wegen Alterd, Kränklichkeit oder auch Unerfahrenheit des Wirthes 
oder der Wirthin gehalten werden müflen. Die Söhne und Töchter, 
welche in den Wiribfchaften regelmäßig Dienfte leiften, werben, 
wenn fie das 16. Jahr erreicht haben, bei den Anfägen ebenfo wie 
fremde Gehülfen behandelt. Ter Anfab für die Arbeitsrente der 
Gehuͤlfen richtet fi nad) der Befchaffenheit der letztern, wonach fie 
in 3 Claſſen getheilt find. Etfte Elaffe: Haueknechte, Wirthſchafts⸗ 
mägde, Kleiver- und Stiefelputzer, Lohnbebiente, jofern fie in. bes 
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Wirths Beföftigung ftehen. Zweite Claſſe: Kellnerinnen, Köchinnen, 
Marqueurs und Lehrjungen nad) dem erften Lehrjahr. Dritte Claſſe: 
Oberkellner, Kellner und Köche. Werten die Marqueurd auch für 
die Wirthfchaft benützt, fo werben fie bei diefer als Gehülfen zweiter 
Elaffe behandelt, bei den Billards aber nicht gerechnet. 

b) Die Abftufung ridıtet fich nad dem größern oder gerin⸗ 
gern Betrieb, unter Berüdfichligung des Wirthſchaftsgelaſſes. Hies 
nah kommen a) die Schild» und Speifewirthfchaften in die erfte 
Abjtufung, wenn fie fehr wenig befucht werden und wegen Armuth 
des Befigerd in Abnahme find; in die zmeite, wenn die Ein- 
kehr zwar gewöhnlich nicht jtarf it, wenn aber die Wirthfchaft bei 
außerordentlihen Gelegenheiten, als Märkten, Hochzeiten, Tänzen, 
Zunfttagen 20. ftark beſucht wird; in die Dritte, wenn die Wirths 
fihaften gewöhnlihd und regelmäßig eine gute Einfehr haben; in 
die vierte, wenn fie daneben auch vollftändigen Gelaß an Zim- 
mern und Stallungen haben. 4) Bei beftindigen Weinwirtbfchaften 
allein, fodann bei Wirthichaften überhaupt enticheidet für die Abs 
ftufung vornehmlich der aus den Umgeldregiſtern hervorgehende Ges 
ränfeverfchluß; es ijt aber auch zu beachten, ob eine Wirthſchaft 
mit bedeutenden grundherrlihen Abgaben, die bei der Gebäudes 
einfhägung nicht beachtet find, belaſtet, ſodann, ob der Wirth 
zugleich Weinhändler, Bierbrauer, Branntweinbrenner ift, oder ob 
er in Folge günftigen Vermögens die Erforderniffe für den Wirths 
Ichaftsbetrieb in großen Borräthen anfauft. — Bei Einfhägung der 
Bateinrichtungen find, der Hauptſache nah, die für die Schild- 
wirthichaftögewerbe beftehenden Rormen anzuwenden und der größere 
Ertrag der Bäder durch Annahme höherer Elaffen und Abftufungen 
auszudrüden; es ift jedoch darauf Rückſicht zu nehmen, daß einers 
jeit8 Bäder als ſolche gewöhnlih nur einige Monate des Jahrs 
befucht werden, und daß andererfeits innerhalb diefer Zeit auch ab- 
gelegene Bäder, wenn fonft die Verhältniffe günftig find, ftarfen 
Beſuch haben Fönnen. 9) 

Als allgemeine Vorſchrift ift endlich noch anzuführen, daß 
wenn zwei verjchiedene Wirthfchaften von einer Perſon neben ein- 
ander betrieben werden, 3. B. neben Schildwirthſchaft eine Caffee⸗ 
wirthſchaft, d. h. ein eingerichtetes Caffeehaus, jenes beſonders zu 
beiteuern ift, fo daß für das Nebengewerbe die Hälfte des Anſatzes 
berechnet wird. Dagegen bleibt der Anfas für Billards immer der 
gleich große. 4) 
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2) Die Getränkefabriken, nach den unten bezeichneten 
Gattungen. 5) Die Elaffe richtet fih bauptjäklih nach ver 
Duantität der Yabrifation, welde unter Erhebung der im lepten 
Jahr bezahlten Malzſteuer, fowie der Fabrikationsſteuer von Brannts 
wein und Eſſig unterfucht wird, nad der Lage Ted Gewerbes aber 
höher oder niederer angenommen werden fann. Die Abjtufung 
beftimmt fich vorzüglich nach der Qualität und dem Werth. Fabri⸗ 
zirt Jemand Getränfe derjelben Gattung aber von verſchiedenem 
Werth, fo beſtimmt das Oefammtquantum die Claſſe, ed wird aber 
unter die verfchiedenen Abftufungen nad dem Verhaͤltniſſe des 
Werths der verfchienenen Fabrikate eingetheilt. Bloße Lohnbrenner 
find in der zweiten Abtheilung der Handwerker zu befteuern. ©) 
Wenn die Befiper von Bier- und Efjigbrauereien, Branntweins und 
Liqueursfabrifen neben ihrer eigenen Babrifation auch fremdes Ya- 
brifat im Großen eins und verfaufen, fo wird der nach der unten 
ſtehenden Glajjentafel erhobene Steueranfag verhaͤltnißmaͤßig erhöht. 
Kabrifen von mouffirendem Wein werden wie die Branntweins und 
Liqueursfabrifen, jedoch mit einer Erhöhung bis zu einem Drittheil 
des Anſatzes beiteuert, da fie nicht, wie jene, bei dem Großverfauf 
der Wirthfchaftsaccife unterliegen. Wenn die Befiger jolher Fa⸗ 
brifen auch mit fremdem Fabrikate Handel treiben, jo iſt biefür noch 
weiter ein verhältnißmäßiger Zuſatz zu maden. 7) : 


1) Eeminarkoflreiher, da fie Speife und Getränfe gegen Bezahlung at: 
geben, werden als Traitenrs beftemert,, einestheils mit Rückſicht anf tie in 
den Accordsbedingungen liegende Gewerbebeſchränkung, anderntheils anf 
die Sicherheit des Abſatzes. Steuercoll. Erlaß vom 8. April 1835. 

2) ©. angebogene Tabelle. 

3) Hellanftalten, mit welchen Koftreihung und Babeinrichtungen verknüpft 
find, werben hinfichtlich der beiten ——— beſtenert. Stenercoll. Erlaß 
vom 31. Dec. 1840. 

4) Gew. Cat. Juſtr. 6. 41 — 49. 

5) Beil. 1. zur Gew. Cat. Iuſtr. S. angebogene Tabelle. Die Fabrizirung 
von Branntwein, Eſſig cher monffirendem Wein bloß aus eigenem Er⸗ 
zeugniß, ober aus dem Grzeugnifie gevachteter Güter, fodann Brauereien, 
welche nur ans eigenem Grzeugniß ihren Hausbedarf an weißem Bier 
branen, find frei von der Gewerbeſtener. Steuercoll. Erlaſſe vom 28. März 
und 3. Juni 1835. 

6) Gew. Cat. Iuſtt. 5. 51 —54. 

7) Fin. Min Berf. vom 26. Oct. 1836. $. 3. 
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b) Drtscatafter. 


$. 231. 

In Beziehung auf das örtliche Gerwerbecatafter gilt das Näms 
lihe, was in $. 222. über das örtliche Gebäudecatafter gejagt 
wurde. Diefelben Grundfäge, welde in $. 226—230. bei dem 
Oberamtscataſter angegeben wurden, finden auch bei der Einzeln- 
befteurung in den Gemeinden Statt. Die bei der Herftelung. des 
proviforifhen Staatsfteuercatafterd aufgenommenen und feitdem revi- 
dirten Gewerbefteuerrolfen bilden daher in der Regel die Grundlage 
der Ilnteraustheilung, ed wäre denn, daß In einzelnen Orten aus 
befondern Gründen die Beibehaltung der früher fihon beftandenen 
Drtscatafter zugelaffen worden wäre Jene Gewerbefteuerrollen 
dienen zugleich als Berzeihniffe und Ueberſichten, wie fie bei Güs 
tern und Gebäuden das Güterbuch gewährt. 


$. 232. 

Aus Vorftehendem und aus anderweitigen Gefegen ergeben fich 
fodann in Bezug auf das Ortägewerbecatafter folgende Vorſchrif⸗ 
ten: 1) Der Gefammtiteueranfat jedes Gewerbeinhabers wird in 
dem fummarifchen Steuervermögensregifter vorgemerkt. 2) Die ges 
machten Steueranfäge find zu verändern, wenn die Momente, auf 
welche die frühere Einſchätzung fih gründete, andere geworden find, 
und eine Abnahme oder Zunahme des Gewerbes eingetreten ift. %) 
In dieſer Beziehung ift namentlich zu beachten 1) bei Handwerkern 
die Ab⸗ oder Zunahme der Gehülfen, des Abfages und Betriebes. 
2) Bei Kleinhändlern die etwaige Vemehrung des Betriebscapitals 
über 200 fl., wodurch diefelben der Steuer der Handlungen unter- 
worfen werden, die fonftige Vermehrung oder die Verminderung des 
Betriebscapitald, des Umfages und Betriebed. 3) Bei Handlungen, 
Fabriken und Manufacturen, die Vermehrung oder Verminderung 
des Gewerbecapitals, die Veränderung in der Glaffe und Zahl der 
Gehülfen, in dem Betriebe. 4) Bei Mühlen und andern Werfen, 
die Veränderung in der Zahl der Mafchinen und Gänge, in deren 
Gangbarkeit, im Betriebe überhaupt, in der Gehülfenzaht. 5) Bei 
ven Wirthichaftögewerben, Beränderungen in der Eigenfhaft und 
Zahl der Gehülfen, in der Frequenz, in dem Getränfeverfhluß. 
6) Bei GBetränfefabrifen Aenderungen in dem Duantum und der 
Dualität der Fabrikate. 


1) Comm. Ordg. V. 9. $. 9. 10. 25. Gew. Cat. Inſtr. $. 4. b. 
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I. Wen dem UAmlageverfahren. 
a) Dei dem Oberamtécataſter. 
6. 233. 


Der Unteraustheilung der Steuern auf die einzelnen Gemein⸗ 
ten, welche nad; dem Berhältniffe der Cataſterſummen zu gefchehen 
bat, geht die Richtigftellung ver legtern nach den feit der frühern 
Umlage eingetretenen Qeränderungen voraus. Dieſe Richtigftellung 
geihieht theild in Folge von Anordnungen der Regierung, indem 
fie ſchon wegen richtiger Vertheilung der Steuern unter die Amtes 
corporationen vorgefchrichen ift, und muß jedenfalld in der 
hienach angegebenen Weife ftattfinden; theild aber fteht unzweifel⸗ 
haft der die Amtscorporation vertretenden Amtöverfammlung die 
Befugniß zu, auch außer jener von Staatöwegen vorgehenvden Res 
vilion zum Zwed ter Erhaltung eines richtigen Verhättniffed unter 
den Gemeinden die Catafterfummen zu berichtigen. 


$. 234. 


Nah den von der Staatöregierung getroffenen Anordnungen!) 
wird das Oberamtöcatafter in folgender Weife richtig geftellt: 

1. Das Grund and Befällcatafter. 1) Die Summe der 
Grunds und Gefällcatafterfumme jedes Amts und hienad jeder Ges 
meinde wird in der Regel alljährlich richtig geftellt a) mittelft 
Hinzurehnung des Eteueranſchlags folcher Güter und Gefülle, welde 
aus dem bisher fteuerfreien Eigenthum des Staats ꝛc. an fteuers 
pflichtige Beſitzer veräußert worden find, oder bei welchen ein auf 
gewifle Zeit von der Staatsregierung bewilligte Steuerfreiheit abs 
gelaufen ijt, oder welche in Folge der Veränderung von Markungs⸗ 
gränzen einer Gemeindemarkung zugewachſen find; ebenfo findet eine 
Erhöhung der Gatafterfumme Statt dur Aufhebung des frühern 
Abzugs am atafter für Reallajten, welche aufgehoben oder abyes 
lö8t worden find; fodann wird die entiprechende Summe zugereds 
net, wenn fich zeigt, daß in dem. urjprünglichken Catafter durch 
Fehler in der Recaleulation und Einfhägung zu niedere Summen 
angenommen waren. b) Mittelft Abrechnung des Steueranfchlags 
jolher Güter und Gefälle, welche vom Staate aus der Hand von 
Privaten und fteuerbaren Snftituten erworben, oder welde au Bes 
foldungstheilen für Beamte, Kirchen⸗ und Schuldiener beftimmt, oder 
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weiche zu Straßen und andern fteuerfreien Blägen verwendet worden 
find; ferner findet die Umfchreibung des entfprechenden Steuerans 
ſchlags bei folhen Objecten Etatt, welche durch Beränderung der 
Marfungsgränzen von einer Gemeinde an eine andere weggefommen 
find; endlich findet eine Abrechnung Statt, wenn fi zeigt, daß in 
dem urfprünglichen Catafter durch Fehler in der Recalculation oder 
Einſchätzung zu hohe Summen berechnet wurden; nicht minder findet 
eine Herabfegung des Gefällcatafterd Statt, wenn auf fteuerbare 
Gefälle Befoldungen der genannten Diener radizirt oder ſolche Ge⸗ 
fälle aufgehoben und abgelöst worden find. 2) 2) Diefe Aender 
rungen werben, joweit fie bei dem Eigenthum des Staatd ges 
fhehen, dem Oberamt von dem Steuerreviforat befannt gemacht, 
außerdem aber werden fie von dem Oberamte felbft erhoben und auf 
den 1. April jeden Jahre dem Steuerreriforat angezeigt. Weber die 
‚vorgefommenen Ablöfungen an Reallaften aber werden von ben 
Cameralimtern Berzeichniffe geführt und auf den 1. Januar jeden 
Jahrs an das Steuercollegium eingeſchickt, welches fie nadı etwaigen 
Ergänzungen den Oberämtern zufendet, um dad Cataſter hienach 
zu berichtigen. Handelt es fich dabei nur um einzelne Qutsparzellen, 
fo läßt dad Oberamt eine erforverliche neue Einſchätzung durch den 
Gemeinderath bejorgen; handelt es fih aber um die Einfhägung 
ganzer ©ütercomplere, fo wird von dem Oberamt bhiefür eine 
Deputation aufgeftelt, welche aus einem Oberamtöichäger, zwei 
Schätern aus dem Drte der gelegenen Sache und zwei Schäpern 
aus zwei verfchienenen, benachbarten Orten, wo möglich denjenigen, 
welche bei den frühern Einfhägungen verwendet wurten, zu bes 
ftehen hat. Dieſe Deputation, von welcher ein Mitglied das Bros 
tokoll zu führen hat, erhebt zunächft die erforderlichen Notizen über 
Gigenthümer, Größe, Zehnt- und Gültverhättniffe, Reallaften und 
Gegenverbindlichkeiten, und bejorgt fodann die Einfhägung nad) den 
beſtehenden Vorfchriften ($. 214.) ; das Nefultat terfelben wird in eine 
Tabelle gebracht und dem Eigenthümer durch die Schägungsveputation 
oder durch das Oberamt eröffnet. $) Die unvermeidlichen Koften der 
Einfhägung felbit bezahlt die Staatsfaffe, wogegen die Koften für 
die Notizenaufnahme von der betreffenden Gemeindekaſſe oder Amts⸗ 
pflege zu tragen find.) 3) Sofort wird bei bedeutenvderen Eins 
Ihägungen das Erfenntniß der Amtsverfammlung eingeholt und 
dad Einſchätzungsprotokoll an das Steuercollegium eingefchict, wor⸗ 
auf von dem Steuerrevijorat die Tabelle geprüft und namentlich mit 
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Rüͤckficht auf die nad der Steueraufnahme bei dem Oberamtscatafter 
im Ganzen flattgefundenen Erhöhungen und DVerminderungen bes 
rihtige und tem Steuercollegium zur Genehmigung unter Anſchluß 
der Koftenrehnungen vorgelegt wird. 9) 

II. Das Gebäudecatafter wurte im Jahr 1840 einer all⸗ 
gemeinen Revifion in der Art unterworfen, daß die feit ver Auf- 
nahme im Jahr 1823 vorgefommenen, bisher in den Ortscataftern 
zu beachten geweienen Veränderungen, welde eine Bermehrung oder 
Berminderung des Cataſters bewirkten ($. 219.), auch in den Obers 
amtsüberfihten und im Landescatajter nachgetragen, daher die Ges 
baudecatafter der einzelnen Orte durch beſondere Geſchaͤftsmaͤnner 
neu berechnet und feftgeftelit und hienady die Cheramtöcatafter bes 
richtigt wurden. Für die Zukunft aber ift beftimmt, daß zu Ergaͤn⸗ 
zung des Landed- und Oberamtscatafterd nah Mafgabe der in 
den Ortscataftern jährli vorgehenden Veränderungen von Drei 
zu drei Jahren fummarifhe Ueberſichten über die vorgegangenen 
Veränderungen gefertigt und dem Steuercollegium vorgelegt werben 
follen. *) 

II. Das Gewerbecatafter wurde früher je nah 6 Jahren 
net angelegt, von da an aber (1842 und 1847) einer allgemeinen 
Reviſion in der Art unterworfen, daß die feit der legten Aufnahme 
und Revifion vorgefommenen, bisher ſchon in den Ortscataſtern 
zu beachten gewefenen Veränderungen ($. 232.) auch in der Obers 
ammsüberficht und im Landescatafter nachgetragen, hiezu durch bes 
fonders bejtellte Geſchaͤftsmaͤnner die Ortsſteuerrollen durchgefehen, 
ergänzt und neu berechnet, nöthigenfalld neue Einfhägungen vorge 
nommen, über das Gefchäft PBrotofolle geführt und die Ergebniffe in 
Veberficht gebracht, hienach die Oberamtscataſter berichtigt und die 
Ergebniffe diefer Berichtigung dem Steuercollegium zur Prüfung und 
Genehmigung vorgelegt, die von dem Steuercollegium aber bei eini⸗ 
gen berämtern der Peräquation wegen erfannten fummarijchen 
Zulagen oder Verminderungen wieder auf die einzelnen Gewerbes 
treibenden vertheilt, und fo die Drtscatajter mit dem Oberamts⸗ 
fteuercatafter in Uebereinftimmung gebracht wurden. Neben biefer 
zeitweifen Revifion find aber von drei zu drei Jahren über die 
in den Ortscataſtern vorgegangenen Veränderungen Leberfichten zu 
fertigen, und wenn die Oberamtscatajter hienach berichtigt find, zu 
Berichtigung des Landescataſters an das Steuercollegium einzus 
fenven. 7) 
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3) Die Rormen über periobifhe Reviſion der Cataſter folkten durch Geſet 
fanctionirt werben, wozu in ben Jahren 1826 und 1833 Entwürfe bei ven 
Ständen eingebracht, aber nicht verabſchiedet wurden. 

2) Stenercolleg.Erlaß vom 20. Eepibr. 1827 — 24. März 1838 und vum 
28. Novbr. 1838. 

3) Sind folhe &äter in einer Gemeindemarfung gelegen, fo iR für ben 
Eigenihämer die Einfhägung zum Oberamtscatafter gleichgültig, indem 
er lediglich nach dem Verhaͤltniſſe befteuert wirb, wie die Güter in das 
Or ts cataſter eingefchägt werden, wohl aber ift der Amtsbezirt dabei 
betheiligt, daß diefe new fleuerbaren Güter der betreffenden Gemeinde ges 
hörig zu ihrem Betreff am Oberamtscatafler anfgerechnet werben. Yür 
die einzelnen Eigenthümer hat aber die Einfhäpung für das Oberamts⸗ 
catafter unmitteldares Intereſſe, wenn bie beirefienden Güter eine eigene 
Markung und daher für ſich ſelbſt einen Theil des Oberamtscataftere 
bilden. Uebrigens faflen die Schäger ihre Beichlüffe durch Etimmenmehrs 
beit und es Tann eine zweite Schäßung burch eine andere oder verflärfte 
Eommiffion verlangt werden. Vergl. die zunächft hieher nicht bezügliche 
Verfügung vom 8. Sept. 1849. $. 19. Rgbl. 574. 

4) Anleitung vom Mär; 1829 — 1838. 5. 1—3. 11. 12. Der Oberamto⸗ 
fhäßer bezieht täglich für Alles, mit Cinſchluß des Reiſekoſtenerſatzes 2 f., 
ein Localfhäper aus der Gemeinde täglich 40 fr., von auswärts 1 fl. 20 ix. 
Grundeat. Inſtr. $. 1. 2 

5) Angef. Anleitung $. 12. 13. 

6) Fin. Min.Berf. vom 30. Juli 1840. Rgl. &. 328. Ans den Steuerſatz⸗ 
protofoflen der 3 legten Jahre wird das Entfichen der neneſten Driscatas 
ferfumme lurz nachgewiefen. Wegen ber Koften wie in Note 7. Steners 
Coll. Erlaß vom 14. April 1846. 

7) Zin.Min.Berf. vom 10. Januar 1842. Regbl. S. 22. Tie Neberfichten 
find in Berbindung mit dem Steuerſatz anzufertigen und es paffirt ben 
Berwaltungsactuaren ein Taggeld von 1 fl. 20 fr. im Wohnorte, 2 fl. 
außerhalb deſſelben, aber nur ansnahmeweife eine Reiſekoſtenvergütung. 
Stenercoll. Crlaß vom 26. Sunt 1847. 


$. 235. 


Iſt hienach die Gatafterfumme jever- Gemeinde nad den vers 
fihiedenen Gattungen und in der Zufammenrehnung aller dieſer 
Summen die Geſammtſumme des COberamtscataſters richtig geftellt, 
fo erfolgt die Umlage, indem nad tem VBerhältniß der leßtern Ges 
fammtfumme zu dem ayf das Oberamt ausgefchriebenen Steuerbes 
trag diejer auf die erfigenannten einzelnen Summen, je abgefonvert 
für das Grunds und Gefälle, Gebäude- und Gewerbecatafter vers 
theilt wird ($. 212.). Diefe Vertheilung (Umlage) geſchieht durch 
den Amtöpfleger oder Amtsverfammlungsakftuar, wird dem Oberamt 
zur Prüfung vorgelegt und von dieſem fofort ausgefchrieben. 1) 
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Dieſe Geſchaͤfte find fo zu befchleunigen, daß die Unterumlage in 
dem zu $. 237. bemerften Termin gefhehen Tann. 2) 


1) 8. Berorduung vom 17. April 1826. $. 2. Bl. 5. 
2) Erlaß der Organif. Comm. vom 18. Yebruar 1828, 


b) Bel dem DOrtscatafter. 
6. 236. 


Aus dem Grundſatze der Steuergleichheit unter den Bürgern 
folgt fireng genommen, daß jeder Bürger zu jeder Zeit nur nad) 
Maßgabe feines fteuerbaren Bermögend oder Einfommend zu belegen 
it, Daß daher feine Steuerfchultigkeit von der Zeit an, wo fi 
diefes erhöht oder vermindert, vergrößert oder herabgejegt werben, 
und daß ferner die Belegung des Einzelnen im Verhaͤltniß zu Andern 
jederzeit immer nach Maßgabe des ganzen im Steuerverbande gele⸗ 
genen Bermögens und Einkommens gefchehen ſollte. Es ift jedoch 
einleuchtend, daß dies bei dem beftändigen Wechſel des Vermögens und 
Einfommens eine unlösbare Aufgabe wäre, und der Zwed kann in 
vielen Fällen des Llebergangd von fleuerbaren Vermögenstheilen an 
Andere leichter dadurch erreicht werden, daß dem einmal bei zeitweifer 
Richtigftellung des Steuercatafters als fleuerpflicktig aufgenommenen 
Bürger überlaffen wird, im Wege des Privatvertrags die Steuer 
von der Zeit des Uebergangs an den Andern bis zur Wiederkehr 
der Gatafterberichtigung auf diefen zu überwäßen. Es Fann fich 
daher darauf befchränft werden, je nach Ablauf eined größern Zeit: 
abichnitts, die inzwifchen eingetretenen Veränderungen in dem fteuers 
baren Vermögen und Einfommen der Bürger zu erheben, um hienach 
die erforderlihe Aenderung in der Stenerauflage treffen zu fönnen. 
Dieſe Richtigftelung des Steuercataſtes — der Steuerſatz — 
welche gemäß dem Grundſatze der Vertretung der einzelnen Steuer: 
pflichtigen durch die Gemeinde ($. 205.) von ©eneindewegen zu 
geiihehen hat,!) muß jedenfalls jährlih einmal vorgenommen 
werden. 2) 

Die Steuer ded hierauf folgenden Jahres wird fofort von 
demjenigen gefordert, weldyer zur Zeit des Steuerfabes Inhaber 
des betreffenden Steuerobjects war, fofern Diefelbe nicht mit Zujtims 
mung der Gemeindebehörde auf einen fpätern Inhaber vertragemäßig 
übergeht. 9) Auch fann ein theilweifer Erlaß der Eteuer deshalb, 
weil das Object im Laufe des Jahres irgendwie untergegangen ift, 
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nicht gefordert werden, da die Gemeinde nur zu einer einmaligen 
Richtigſtellung des Steuercatafters für jedes Jahr verpflichtet iſt. 


1) Berw.Etict $. 28. 
2) Comm. Ordg. V. 9. 6. 1. 
3) Bergl. daf. V. 11. 8. 12. 


$. 237, 


Ueber dieſes Steuerfabgefhäft beftehen folgende nähere Bors 
ſchriften: 

1) Daſſelbe hat nicht nur a) die Veränderungen zu beachten, 
welhe «) dur Uebergang bisher ſchon fteuerbarer Vermoͤgens⸗ 
tbeile von einem Bürger an den andern, oder PB) welche durch 
neu entftandene, y) oder durd ven Alntergang bisher beftandener 
Steuerobjerte, d) oder durch Erhöhung oder Verminderung der 
Steuerbarfeit einzelner ſchon beftehender Objecte in dem Vermögens» 
und Einfommensftand der Einzelnen vorgegangen find, fondern 
auch b) tiejenigen Vorgänge, weldhe das Befteurungsrecht der Ge⸗ 
meinde ausdehnen oder vermindern, indem a) einzelne biöher ſteuer⸗ 
befreite Objecte diefe Kreiheit verlieren, oder umgefehrt 8) bisher 
befteuerte Objecte unter die gefehlihen Ausnahmen fallen, y) oder 
indem durch Aenderung des feitherigen Markungs⸗ und Steuerver« 
bandes einzelne Objecte dem Catafter einer Gemeinde zumachen oder 
aus demfelben fallen ($. 218. Pr. A. 8. 223. 232. 234.). 

2) Damit feiner diefer Vorgänge bei dem Steuerfage überfehen 
werde, dazu dient a) in Bezug auf Güter und Gebäude a) bei Ver⸗ 
änderungen, bie auf die bei der Landesvermeſſung aufgenommenen 
Charten und Befchreibungen (Primärcatafter) Einfluß haben, nament⸗ 
li Zertrennungen, neue Entftehungen, Abgänge, Ueberbauungen, volls 
endete Bulturveränderungen von größerem Umfange, Veränderung der 
Marfungsgränzen, das zur Ergänzung jener Urkunden vorgefchriebene 
Berfahren, von welchem bier zu bemerken ift: Solche Aenderungen 
haben vie Eigenthümer, welche hiezu namentlich vor dem Steuer; 
fage öffentlich aufzufordern find, ſelbſt anzuzeigen, auch die Unter: 
gänger haben dies zu thun, ſodann werben jährlich die Flurcharten 
u diefem Zwed durch den Gemeinderath felbft oder durch zwei von 
ihm beſtellte feldkundige Perſonen von Gewende zu Gewende durch⸗ 
gangen; endlich werden auch die zu 4) benannten Acte hiezu benützt, 
die auf dieſe Art aber erhobenen Veraͤnderungen ſaͤmmtlich in das 
Güuͤterbuchsprotokoll eingetragen; dieſes iſt auf den legten Juni 


v 
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jeden Jahrs abzuſchließen und mit den dazu gehörigen Meßurkunden 
und Handriffen dem Oberamtsgeometer zu übergeben, welder bie 
legtere fofort im Monat Juli nad gefchehener Prüfung und Be- 
rihtigung der Mefiungen und Charten in ein Heft fammelt und 
mit dem Güterbuchsprotofoll der Steuerfagbehörte zuftellt, welde die 
von dem Oberamtsgeometer am Schluffe jened Heftd vorgenommene 
Liquidation des Flächenabgangs und Zuwachſes zu prüfen und eben 
faus zu beurfunden hat.1) 4) Bei bloßen Befipftandsveränderun- 
gen die Durchſicht der Urkunden über die im legten Jahre vorge⸗ 
fommenen Bermögensübergaben, Erbfchaftstheilungen und Heiraths- 
gutäbeftellungen, fowie des Kauf⸗ und Contractbudes. 2) b) In 
Bezug auf Gewerbe befteht die Vorjchrift, daß Jever, der ein ſteuer⸗ 
bares Gewerbe auf eigene Rechnung betreiben wiß, mag er ein 
neues Gewerbe gründen oder nur ein ſchon beſtehendes nad dem 
Abgange des bisherigen Beſitzers fortfegen, mag er erft überhaupt 
ein Gewerbe anfangen oder neben einem bereit in Ausübung ge⸗ 
feßten noch ein weiteres betreiben, bei Strafe und Nachholung der 
verfallenen Gewerbefteuer dem erften Vorſteher ter Gemeinde, in 
deren Bezirke er daſſelbe auszunben beabfihtigt, Anzeige zu machen 
bat. Diefe Anzeigen find in der Lite der Bürger, Beillger oder 
Wohnfteuerpflichtigen oder, wo der Ball nicht dahin paßt, in ein 
befondered Regifter einzutragen.®) Mittelft diefer Liſten, fonft aber 
mittelft “Durchgebend der Gewerbefteuerrolle fönnen die vorgefoms 
menen Aenderungen erhoben werden. 

3) Der Bezirfönotar, welchem die Führung des Güterbuchs, 
d. 5. Die Uebertragung der auf andere Kigenthümer übergangenen 
Feldgüter und Gebäude und der in dem Meßurkundenheſt 
(Bir 2. a. a.) nachgewieſenen Beränderungen auf den Grund ber 
angeführten Dokumente unter Beisiehung einer Urkundsperſon obs 
Hegt, ) bat hiebei ein Berzeihniß zu führen — das Aenderungs⸗ 
protofoll, weldes in zwei Abtheilungen, die erfte für Gebäude, 
die zweite für andere Grundſtücke — die Ramen der biöherigen uud 
der neuen @igenthümer der betreffenden Grundftüde, fowie deren 
Steueranfchläge, welche dem erſtern ab⸗ und tem letztern zuzuſchrei⸗ 
ben find, enthält. I Die Steueranſchläge der n.eu in das Cataſter 
fommenden Grundftüde, desgleichen die nöthigen Erhöhungen ober 
Berminderungen, werben bei diefem Eintrag in das Guͤterbuch durch 
den Rotar und vier Steuerfäger nach den in $. 218. Bft. 3. ent 
Baltenen Borfchriften gefunden 9 und in dem. Aenderungoprotokoll 
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als neu einfommenn (Zuwachs) aufgeführt, wogegen die Steueran⸗ 
Khläge der aus dem Cataſter fommenden Grundſtücke daſelbſt als 
Abgang verzeichnet werben. Diefed Wenderungsprotefoll wird nad 
Beendigung des Steuerfabed von dem Notar berechnet, 7) wobei Zus 
wachs und Abgang über Abzug der neu einfommenden und ausfal⸗ 
lenden Steueranfchläge ſich ausgleihen muß, und ed wird fofort 
das Steuercapital an Gütern und Gebäuden bei jedem Eigen- 
thümer, bei welchem eine Aenderung vorkam, von Neuem berechnet 
und die fich ergebende Summe im Güterbuche eingetragen. In gleis 
her Weife werden fodann von dem Gemeindebeamten (Verwaltungs: 
altuar) die neu berechneten Summen in dem fummarifchen Steuers 
vermögensregifter ($. 218.) vorgemerft und in dieſem die Webereins 
fimmung mit dem Güterbude und dem Yenderungsprotofeli nad) 
vorheriger Bergleihung von beiden Beamten jedes Jahr beurfundet. 
Neue Einfhägungen find dem igenthümer zu eröffnen, ver 
beim Oberamt auf eine neue Schägung durd eine verflärfte Com» 
miffion antragen Fann. 8) Die in dem Gewerbecatafter vorzunch- 
menden Veränderungen werden von dem ©emeindebeamten mit Zus 
jiehbung der vier Steuerfäger 9) beforgt und dann in dem ſumma⸗ 
riſchen Steuervermögensregifter bemerkt. — Auf diefe Weife enthält 
diefes Regifter den neueften Stand des fleuerbaren Vermögens aller 
einzelnen Bürger. Zur Controle darüber, daß dieſes Regifter den 
geſammten Steuervermögendbetrag in dem Gemeindeverband ent» 
halte, ‚dient die Bergleihung mit dem vorhergehenden Jahrgang, 
wobei fich die Abweichungen durch das Aenderungsprotokoll liquidiren 
müflen. Zu diefem Behufe wird überdied das Steuercapital der 
einzelnen Bflihtigen in das Steuerabrechnungsbuch ($. 238.) über- 
tragen und in einer befondern Berechnung zuſammengeſtellt. 30) 

4) Da die Staatöfteuer mit dem Anfang jedes Ctatdjahrs 
"umgelegt werden fol, jo muß dad Steuerfapgefchäft in dieſem Zeit- 
punft beenbigt feyn. Daher fol ver Notar feine Einträge in das 
Guͤterbuch im Monat Juli jeden Jahre vornehmen und das berech⸗ 
nete Anderungsprotofoll nebft dem hienach richtig geftellten fummas 
riſchen Steuervermögensregifter muß fpäteftendg am 30. Juli jeden 
Jahrs zum Behufe der Steuerumlage übergeben werben, Die Um⸗ 
lage aber mit Ende Auguſts oder 4 Wochen nad erfolgten Aus⸗ 
ſchreiben des Staatöfteuerbetreffd der Gemeinde beendigt jeyn. 1) 

4) Min.Berf. vom 3. Der. 1832. $. 62. und Min. Verf. vom 12. Det. 1849, 
$. 21. € 
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2) eit. Min.Berf. von 1892. $. 63. Comm. Ordg. V. 9. 3. 7. 


3) Gew. Ordg. Art. 2. Juſtruktion dazu F. 1—4. 

4) Angef. Min. Verf. von 1832. $. 59 ff., von 1849. $. 20. Die geſche⸗ 
bene Mebertragung ft durch Allegirung des Güterbuchs in dem Güter 
buchsprotofoll und durch Anftreichung ver betreffenden Stelle in dem Kauf⸗ 
buche sc. nachzuweiſen. — Das erforderliche Papier ift von der Gemeinde 
anznfchaffen. 

6) Daf. $. 79. Comm. Ordg. V. 9. $. 3. 

6) Comm. Ordg. a. a. O. $. 2. 12. 

7) Angef. Min.Berf. von 1832. $. 80. 

8) Daf. $. 81. Mit dem fummarifchen Regiſter Tann auch das Aenderungs- 
protofoll verbunden werden, indem in jenes fogleich die einzelnen Aende⸗ 
rungen und nicht erft die Summe, der letztern eingetragen wird. $. 82. 

9) Eomm.Ordg. V. 9. $. 2. 12. 

10) Verorbuung vom 13. Ort. 1801. B. XI. 
14) Angef. Min.Derf. von 1832. $. 81. 60. und von 1849. 6.20. Der mit 
der Umlage beauftragte Beamte hat, nm fih vor Verantwortung zu fichern, 
von einer Verzögerung des Geſchäfts durch den Notar dem Oberamt Ans 
zeige zu machen. Grlaß ber Org.Comm. vom 18. Februar 1828. 


$. 238. 


Sobald die Steuer oberamtlich Geister. ift, fol deren 
Unteraustheilung auf die einzelnen Steuerpflictigen vor ſich ger 
hen.t) Die Behandlung diefer Interaustheilung kann zweierlei feyn, ?) 
1) entweder fo, daß geradezu nah dem PVerhältniß, wie ſich das 
Steuercapital der gefammten Gemeinde in den drei Steuerquellen 
zu dem auf jede derfelben oberamtlich ausgefchriebenen Eteuerbetrag 
verhält, der Betreff der Steuer jedes einzelnen Steuerpflidtigen nad 
feinen Steuercapitalien jeder Gattung berechnet wird, wobei eine vor⸗ 
läufige Berechnung darüber, wie viel es jede Theilzahl, die in den 
einzelnen Steuercapitalien vorkommt, trifft — die Refolvirung — 
zur Erleichterung dient.) 2) Oder fo, daß zum Voraus auf jeden 
Gulden Steuercapital ein gewiſſer Steuerbetrag (3. 3. '. Fr.) anges 
nommen, bdiefer Betrag nach der Zahl der Gulden des Steuercapi- 
tals jedes Einzelnen (wobei 30 fr. und darüber für 1 fl. genommen, 
ein Steuercapital unter 30 fr. aber nicht berüdfichtigt wird) vers 
vielfältige und der hienach fich ergebende Betrag — das fogenannte 
Simplum (fonft Ouartale) — fo oft angefegt wird, als übers 
haupt nöthig ift, um durch den Gefammtbetrag der Gteuerbetreffe 
den auf die Gemeinde ausgefchriebenen Steuerbetrag aufzubringen. %) 
— Was es nun nad der einen oder andern Umlageweiſe jeden 
Steuerpflichtigen betrifft, ift in einem zum Einzug dienenden, jährlich 
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neu anzulegenden Berzeichniffe — in dem Steuerempfang- und 
Abrehnungsbude (IV. Theil 1. Abthlg.) vorzutragen;®) an deſſen 
Anfang oder Ende die umzulegende Summe an verfchiedenen Steuern 
nachzuweiſen ift. ©) 


1) Comm. Ordg. V. $. 35. Bergl. $. 237. am Schluß. 

2) 8. Verordnung vom 10. Sept. 1817. Regl. ©. 456 und vom 21. Juni 
1819. Regbl. ©. 345. 

3) Eomm.Ordg. a. a. O. Die Refolvirungen follen, va fie öfters auch im 
folgenden Jahren angewendet werben Tönnen, In ein eigenes Buch fortlans 
fend eingelragen werden. Berorbnung vom 13. Oct. 1801. XII. 

4) Angef. K. Berorbnung von 1819. 9.5 ff. Geſetzt, es beirage das Grund⸗ 
fteuercapital des Bürgers N. 120 fl., fo wäre deſſen Simplum 12 fr. 
bei obigem Satze. Wäre ſodann ber Betrag fämmtliher Simplen ver 
Stenerpflichtigen einer Gemeinde 40 fl. und der Grundſtenerbetreff ver 
Gemelude 160 fl., fo wären 4 Simpeln nöthig uud trafe es den Bürger 
N. 48 fr. — Mau glaubte bei diefer Behandlung den Gingelnen leichter 
in den Stand zn feßen, feine Steuerfchnipigfeit ſelbſt nachzurechnen. — 
Das Geſchaͤft wird aber nicht vereinfacht, da alljährlich nach den einges 
treienen Beränderungen erſt die Simplen der Ginzelnen nen berechnet 
werben müſſen. 

5) a. a. O. $ 10. Comm. Ordg. a. a. D. $. 36. 37. 1. Epic vom 
31. Dec. 1818. $. 33. 

6) Comm. Ordg. 6. 38. Verordnung vom 13. Oct. 1801. B. 1. 
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Im Uebrigen ift über die örtliche Steuerumlage Folgendes zu 
bemerken: 

1) Die Gemeinde iſt überhaupt nicht berechtigt, auf die 
Steuerpflichtigen unter dem Titel der Staatöfteuer mehr umzule⸗ 
gen, als auf fie felbft ausgefchrieben wurde, da der Einzelne nicht 
weiter fchuldig iſt, als was es ihn an ter nad) den örtlihen Nors 
men umgelegten Steuerquote der Gemeinde trifft, und da außerdem bie 
Gemeinde fih auf Koften einzelner Claſſen von DOrtsangehörigen 
bereichern würde. Wo die Umlage nad Simpeln ftattfindet, folle 
daher zwar niht nad Theilfimpeln umgelegt werben, es iſt aber 
dasjenige, was durch die befchloffene Zahl der Simpeln zu viel 
oder zu wenig umgelcgt wird, bei der nädften Umlage zu erfegen 
oder nachzuholen. 1) 

2) Jedem einzelnen Steuerpflichtigen ſoll bie Ueberzeugung vers 
fhafft werden, daß er im Verhaͤltniß zu Andern nicht zu fehr mit 
Steuern belaftet fey. Zu diefem Ende foll da, wo die Umlage nad 

j | 20 





— 36 — 


Simpeln ſtatiſindet, nicht nur der auf jedes Simplum kommende 
Betreff und die Summe des Simplums aller Steuerpflitigen bei 
Anlegung des Simpelnverzeichniffes, fondern auch alljährlich der über 
die Zahl der einzuziehenden Simpeln gefaßte Beihluß der Gemeinde 
öffentlich befannt gemacht werden; bei der andern Umlageweiſe aber 
hat. dies mit der Summe der auf die Gemeinde umgelegten Steuer 
und dem Betreff auf jeden Gulden ded Steueranfchlagd zu geiches 
hen.2) Außerdem aber ift jedem Steuerpflichtigen nach geſchehener 
Umlage ein Auszug des Steuerempfangbuches über fein Steuercapis 
tal und feine Steuerfhufdigfeit — ein Steuerzettel, ober beffer, 
ein mehrere Jahrgänge umfafjendes Steuerbüdlen, worin für jeden 
Jahrgang ein Blatt beftimmt, zuzujtellen. 3) Die Gemeindebehörbe 
it ſodann fchuldig, dem Einzelnen auf erhobene Anftände durch 
Rachweifung feines Steueranfchlags und der hienach gemadten Bes 
rechnung die nöthige Auskunft zu geben. %) Weber Streitigkeiten in 
Bezug auf die Einzelbefteurung hat in erfter Inſtanz das Oberamt, 
und weiterhin die Kreisregierung zu erfennen. 

Das Geſchaͤft des örtlichen Steuerfages, der Steuerumlage (mit 
Einſchluß der Umlage des Amts» und Gemeindefchadens, der Amts⸗ 
vergleihungsfoften, der Brandichadensverficherungsbeiträge und aller 
ähnlichen Nebenumlagen, ald apitalfteuer 2c.), die Anlegung der 
Steuerabrehnungsbüdher und Anfertigung der Steuerzettel und die 
Fertigung von Einzugsregiftern fann die Gemeinde irgend einem ihrer 
Borfteher und Beamten übertragen. Der Drtövorfieher, Gemeinde: 
pfleger und Steuereinbringer ift zunäcft berufen, alle dieſe Gefchäfte 
oder einzelne derfelben, denen er gewachſen, ſelbſt zu übernehmen. 
Das Dberamt hat über deſſen Tädtigfeit unter Vernehmung des 
Gemeinderaths zu erfennen, im Zweifelöfalle aber die Uebernahme auf 
ein oder mehrere Jahre zur Probe gut zu heißen. Einem andern 
Mitglieve des Gemeinderaths oder dem Rathöfchreiber fönnen dieſe 
Geſchaͤfte durch Beichluß des Gemeinderaths mit Genehmigung des 
Dberamtd übertragen werden. Findet fich feiner der Gemeindevor⸗ 
ſteher befähigt over geneigt, fo find diefe Gefchäfte dem Hülfs⸗ 
beamten (Berwaltungsaftuar) unter den allgemeinen Beftimmungen 
des 8. 45. zu übertragen, welder den Steuerfag und die Fertigung 
der Refolvirungen zur Umlage (und deren Eintrag ins Abrechnungs⸗ 
bu) ſelbſt zu beforgen hat und nur die andern Geſchaͤfte durch 
feinen Gehuͤlfen beforgen laffen kann. 5) 

4) 8. Verordunug vom 21. Juni 1819. $. 9. 
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2) a. a. O. 8. 8.9 11. 

3) Comm.O. V. 9. $. 39. I. Edict vom 31. Dec. 1818. $. 33. Ber⸗ 
ordnung von 1819. $. 14. Hiefür fell ven Ginzelnen nichts aufgerechuet, 
fondern vie Koften ans der Gemeindecaſſe bezahlt werben. Berorbnung 
von 1801. VII. XV. 4. Berf. von 1819. $. 14. 

4) Comm. O. $. 40. 

5) Erlaß der Organtfationscommifflon vom 24. Juni 1826. $. 1— 3. Erlaß 
des Miniſteriums des Innern vom 21. März 1830. 


Zweiter Abfchnitt. 


Dom Einzug, der Verwaltung und Wblieferung der Staates 
ftenergelder. 


1) In den Gemeinden. 


$. 210. 


Der Einzug der Staatöfteuer in den Gemeinden wird entweder 
von dem Gemeinvepfleger oder einem befondern Steuereinbringer 
(8. 36.) beforgt. In zufammengefehten Gemeinden befteht entweder 
nur ein einziger Steuereinbringer, oder es find für jede Parzelle, 
welche ohnehin eine eigene Gemeindeverwaltung hat, befondere Eins 
bringer befiellt, welche als Theilrechner des Steuereinbringers ver 
Geſammtgemeinde an diefen, oder auch unmittelbar an den Amts: 
pfleger abtiefern. 

Mit dem Einzug fol aldbald nach dem Eintritt des &tatsjahre 
begonnen werben. 1) Es ift darüber folgendes Nähere zu bemerken: 
1) Es dient zur Erleichterung des Geſchaͤfts und Erhaltung einer 
Weberficht über die jevesmalige Schuldigfeit des Einzelnen, wenn die 
Zahlungen jedesmal in beftimmten Theiten der ganzen Schuldigkeit 
(3. B. in Ya, Y rc) geihehen. Es foll deshalb hierauf gejehen 
werven.?2) 2) Die Jahresſteuer ift zu jeder Zeit infoweit verfallen, 
ald das Etatsjahr vorgefehritten ift, und jeder Steuerpflichtige, wels 
her nody nicht fo viel bezahlt hat, als verfallen if, erfheint als 
ſäumig. Das Berfahren bezüglich des Steuereinzugs und der Steuer: 
ausftände ift im JIE Theil II. Abth. dargeftellt. 3) Der Steuer- 
eindringer hat den Steuerpflichtigen für jede Zahlung, die er leiſtet, 
auf dem Steuerzettel oder in dem Steuerquittungsbüchlein mit Ans 
gabe des Monatstags und der Gattung der Steuer eigenhändig zu 
beicheinigen und diefelbe auf der Stelle in das Steuerempfangbuch 

20 * 


— 308 — 


einzutragen, ſo daß immer bei jedem Steuerpflichtigen das Ganze 
ſeiner Schuldigkeit, die geſchehenen Zahlungen und der Reſt von 
jener leicht erſehen werden Fann. 3) 


1) K. Verordnung vom 21. Suni 1819. $. 1. 

2) Daf. $. 24. 

3) a. a. O. $ 14. Comm.O. V. 10. $. 4. I. Edict vom 31. Dee. 1818. 
$. 33. Verordnung vom 21. Suni 1819. $. 14. 


8. 241, 


Mit dem Steuereinzug in den Gemeinden fol die Ablieferung 
der Gemeindefteuerfchuldigfeit an die Amtspflege in der Regel glei⸗ 
hen Schritt halten, und es darf die Gemeinde die hier beftchende 
Einrihtung nicht dazu benügen, ihre fonftigen Ausgaben mit Hint- 
anfegung der Gteuerlieferung von den eingehenden Geldern zu bes 
friedigen. 1) Hierüber ift folgendes Nähere zu bemerken: 1) Wenn 
von Gemeindewegen die einzelnen Steuercontribuenten zeitweije oder 
wegen befonderer Zufälle gefhont werben follen, fo bietet fich für die 
Gemeinde, um ihrer gegemüber der Amtöpflege fortbeftehenden Pflicht 
rechtzeitiger Steuerlieferung zu genügen, entweder dad Mittel dar, 
für ſich ſelbſt um eine Borgfrift bei dem K. Steuercollegium 
nachzuſuchen, oder ed kann der Gemeinderath befchließen, vie bei 
der Gemeindecaffe vorräthigen baaren Gelder zu Steuerlieferungen 
zu verwenden.2) Das leptere Mittel wird, da der geordnete Gang 
der Staatsverwaltung eine Gewährung des erftern nur ausnahms⸗ 
weile auläßt, in der Regel zu wählen feyn. — 2) In Bällen, wo 
die Steuerpflichtigen des Ertrags ihrer Güter, aus welchem die 
Steuern zu beftreiten wären, durch Unglück, 3. B. Mißwachs, 
Metterfhaden, Brandunglüd ıc., beraubt werben, kann die Ges 
meinde um Steuernadhlaß bei dem K. Steuercollegium bitten. 
Insbeſondere ift, wenn an dem Feldertrag durd Gewitter und Ueber: 
ſchwemmung Schaden geihieht, zum Behufe eines Steuernachlaſſes 
Folgendes zu beobachten: a) In den erften 3 Tagen nad) vors 
gefallenem Schaden hat der Ortövorftand dem Oberamt die Anzeige 
zu maden, damit dieſes zu Beurtheilung des Schadens einen Augen 
ſchein anordnen kann, oder er Fann bei geringen Beihädigungen den 
Augenichein ſelbſt anordnen, muß aber auch da dem Oberamt Anzeige 
machen. Wird die Anzeige binnen jener 3 Tage verfäumt, fo darf 
die Gemeinde fih der Anordnung einer Schadensſchätzung nicht mehr 
gewaͤrtigen. b) Das Oberamt muß den Augenjhein innerhalb 
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6 Tagen nad erhaltener Anzeige vornehmen laffen und bat dazu 
3 Schäger zu berufen, wovon Das Oberamt 2 aus einer benach⸗ 
barten Gemeinde ernennt, und zmar wo möglich aus einer folden, 
welde in demfelben Jahr nicht gleihe Befhädigung erlitten hat, 
und wozu der Gemeinderath den dritten aus den Ortseinwohnern 
wählt. Bei tiefer Schägung wird ein Protokoll aufgenommen. - 
c) Diefe Schäßungscommiffion erhebt ven Schaden bdergeftalt, daß 
fie von Culturart zu Culturart und bei den Aedern von einer Zelg 
(Flur, Oeſch) zur andern die Felder beaugenfcheinigt und das Vers 
hältniß ausmittelt, in welchem der durch dad Gewitter zernichtete 
zu dem zuvor zu hoffen gewefenen ganzen Sahrsertrag fich befindet, 
ob 3. B. der legtere ganz, zur Hälfte, zum dritten Theil 2c. zerftört 
worden fey? Wo nicht der ganze Flächengehalt einer Eulturart bes 
fhadigt ijt, muß das Flaͤchenmaß tes beſchaͤdigten Theild nad) Ver⸗ 
hältnig des Ganzen möglihit genau gefhägt werden. Ebenſo ift, 
wenn zwar der gejammte Flächengehalt einer Eulturart, aber in 
verjchiedenen Graden beſchädigt ift, die Morgenzahl nad) den vers 
ſchiedenen Graden der Beſchaͤdigung durch Schägung auszumitteln. 
Das Urtheil jedes einzelnen Mitglieds der Schaͤtzungscommiſſion iſt 
in das Protokoll ſpeziell aufzunehmen und im Fall einer Meinungs⸗ 
verſchiedenheit ein Durchſchnitt zu ziehen. d) Da nicht ſelten die 
dem Hagel oder der Ueberſchwemmung nachgefolgte gute Witterung 
den anfaͤnglich geſchätzten Schaden vermindert, oder da ein Wieders 
anbau des betroffenen Feldes vorgenommen und gelungen feyn kann, 
fo muß die erfte Schätzung unmittelbar vor der Erndte durch diefelbe 
Schätzungscommiſſion revidirt und dabei erhoben werden, ob und in 
welchem Maße der erſtmals gefhägte Schaden ſich vermindert habe. 
e) Nach geichehene: Revifion hat der Ortsvorftand das Schaͤtzungs⸗ 
protofoll an dad Oberamt einzufenden, welches fofort den Betrag 
des Nahlaffes fowohl an der Grundfteuer, als bei beſchädigtem 
Zehnten an der Gefälfteuer nah den Catajteraften zu berechnen 
hat.3) Die Cameralämter haben auf Requifition die ihnen zu Gebot 
fichenden, etwa dazu dienenden Notizen zu liefern. f) Das Oberamt 
hat nun ein fümmtlihe befhädigte Orte des Bezirks umfaffendes 
Hauptverzeihnip zu fertigen und mit den dazu gehörigen Beilagen 
zuverläfiig am 1. Dec. jedes Jahrs an das Steuercollegium einzus 
fhiden. Die Koften der Schägung und der Revifion muß die Ges 
meinde tragen, welde den Steuernachlaß anſpricht; wenn daher bei 
unbedeutendem Schaden der Steuernachlaß diefe Koften voraus⸗ 
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fihtlih nicht erfegen würde, ift gar Feine Anzeige zu machen und feine 
Unterfuhung vorzunehmen. g) Die Oberämter haben fid im Ins 
terefie der Gemeinden und zu Erhaltung des regelmäßigen Ganges 
der Steuerlieferungen und Abrechnung angelegen feyn zu laffen, mit 
aller Sorgfalt und allen ihnen zu Gebot ſtehenden Mitteln auf die 
terminmäßige Aufnahme, Revifion, Sammlung und Einfendung der 
Schadensberechnungen hinzuwirfen. Gegen diejenigen Behörten, 
welche fih bierin eine Nachläffigfeit, namentlih durch nicht gültig 
entfchuldigte Verſaͤumniß der vorgefchriebenen Termine, zu Schul⸗ 
den kommen laflen, werden angemefiene Ordnungsſtrafen erkannt. ©) 
3) Soweit nicht Vorſchüſſe der Gemeindecafie zu erfepen find, hat 
der Steuereinbringer die wirklich eingegogenen Steuern wenigften® 
dann alsbald an die Amtspflege abzuliefern, wenn biefelben in 
Stätten und größeren Sleden 3— 500 fl., in Dörfern und Weilern 
100 fl. betragen. In diefer Beziehung haben die Ortövorfteher von 
3 zu 3 Monaten aus Anlaß des vierteljährigen Caſſenſturzes 
($. 351.), die Oemeinteräthe aber mit jedem Jahresichluffe unter 
Berzleihung des Steuerempfangbuchs mit den Lieferungsfcheinen ſich 
die Meberzeugung zu verfhaffen, ob der Steuereinbringer die eins 
gezogeneu Steuern wirflih und vollftändig zur Amtspflege geliefert 
habe. Im nicht zutreffenden Balle ift er zu unverzüglicher Abliefes 
rung anzuhalten. Auf gleihe Weiſe hat der Amtspfleger, wenn und 
fo oft derfelbe bei einzelnen Gemeinden eine Stodung der Steuers 
lieferung wahrnimmt, dem Oberamt Bericht zu erftatten, tamit 
ſolches nicht allein die erforderliden Mahnungen oder Ererutionds 
maßregeln, fondern auch nach Befinden der Imftände nähere Unter 
ſuchung gegen die Steuereinbringer verfügen möge. Sodann hat der 
Dberamtmann bei Revifton und Abhör der Gemeinderehnungen zu 
prüfen, ob fowohl in dem abgelaufenen, al® in dem laufenden Bers 
waltungsjahr die eingegogenen Steuergelder an die Amtspflege abs 
geliefert worden feyen.5) 4) Sollte die Gemeinde in Folge von 
Ausjtinden bei ihren Eontribuenten felbit auch bei der Amtspflege 
in Rüdftand geblieben feyn, fo Hat fie jedenfalld die eingehenden 
Ausſtände fofort ausfchließlich zur Tilgung Diefer Rüdijtände zu ver: 
wenden.6) 5) Die Lieferung hat in guten gangbaren und nicht in 
abgefhäßten Münzforten zu gefchehen, und der Steuereinbringer darf, 
wenn er ungangbare oder abgefhägte Münzen eingenommen yat, 
deshalb Nichts als Abgang oder Verluſt in Ausgabe bringen.) 
6) Der Amtspfleger hat den Steuereinbringer für jede Lieferung zu 
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befcheinigen, am Ende jedes Rechnungsjahrs mit demfelben abzus 
rechnen und demfelben eine von ihm unterfchriebene Abrechnung ein- 
zuhändigen, welche eine Beilage der Gemeindepflegrechnung bildet. 8) 

4) Eomm.d. V. 11. $. 10. 

2) K. Verordnung von 1819. $. 20. 24. 

3) Um dies möglich zn machen, muß daher die Claſſe und Abtheilung, In 
welche die betreffenden Felder bei der Cataſteraufnahme gefchägt wurden, 
erhoben werben. 

4) Amtsinfir. ver Amtspfleger vom 27. Mat 1812. $. 3. Min.Berf. vom 
11. Eept. 1825. Rgbl. S. 517. Die an die Schäßung nicht unbedingt 
gebundene Nachlaßbewilligung hängt in jedem Yalle von Koͤnigl. Ents 
fHließung ab. 

5) 8. Verordnung von 1819. $. 17. 19. Min.Berf. vom 30. Sept. 1824. 
Rgbl. S. 788. Comm. O. V. 3. $. 3. Gen.Refer. vom 10. Sept. 1807. 
S. 2. 

6) Comm.O. V. 11. $. 19. K. Verordnung von 1819. $. 25. 

7) Comm.O. V. 10. ©. 5. 

8) Angef. K. Verordnung $. 23. 


2) Beiden Amtspflegen. 


§. 242, 


Die auf die Gemeinden im Ganzen ausgeſchriebenen Steuern 
hat der Amtspfleger einzuziehen. 1) Von den Gemeinden follen die 
auf jeden Monat verfallenen Steuerraten unfehlbar eingetrieben 
werden.!) Mas zu Bewirfung regelmäßiger LKieferungen von Seite 
der Gemeinden zu gefhehen hat, desgleichen die Ausnahme bei ges 
ftatteter Borgfrift und das Verfahren beim Nachlaß an der Steuer 
iit bereitd im vorigen $. angeführt. Bei Rüdjtänden der Gemeinte 
hat dag Oberamt die Saumfeligfeit der Ortseinbringer zu rügen 
und nöthigenfall gegen die Steuercontribuenten, welde durch ihre 
Siumigfeit die Gemeinde zu Einhaltung der Lieferungsfriften außer 
Stand fegen, nah III. Theil H. Abth. zu verfahren. 2) 2) Der Amts⸗ 
pfleger hat den Steuereinbringer bei jeder Lieferung zu bejcheinigen 
und ſolche auf der Stelle in fein Journal einzutragen. Am Ende des 
Rechnungsjahres hat er mit den Steucreinbringern der Gemeinden 
Abrechnung zu treffen und eine von dieſen unterfchriebene Abrechnung 
feiner Rechnung beizulegen. 3) Bei jeder Lieferung ift nicht nur in 
dem Einzugsregifter und in der Quittung genau zu bemerfen, wie viel 
bierunter an Staatöftener begriffen fey, fondern es iſt aud in dem 
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Caffatagbuh die Unterfheldung zwifchen ten Lieferungen für ten 
‚ Staat und denen für die Amtscorporation einzuführen. 4) 


1) Amtöpflegeriuftr. $. 2. 

2) a. a. O. 8. 3. 

3) Verordiung von 1819. 8. 22. 

4) Berf. vom 30. Sept. 1824. B. 1. 


$. 243. 


Die eingegangenen Steuergelver fol der Amtspfleger nicht mit 
fremden Geldern vermifchen und regelmäßig an die Staatshaupts 
cafje oder an die Staatsfchuldenzahlungscaffe, nad der deshalb 
getroffenen ftändifchen Verabſchiedung, einliefern, und ift er dafür 
verantwortlich, daß er die eingehenden Steuergelder unter feinem 
Borwand an eine andere, ald an die durch die Verabſchiedung bes 
ftimmte Caſſe, oder auf eine von derfelben im gefeglihen Wege 
ausgeftellte Anweifung verabfolge.2) Die Lieferung geſchieht ent- 
weder 1) mit baarem Geld. Der Amtöpfleger foll den Caſſen⸗ 
vorrath an Steuergeldern niemals über 500 fl. anwachſen laffen. 
Bei diefen Oeldlieferungen haben die Amtöpfleger diefelben Vor⸗ 
ſchriften zu beachten, wie die Staatscaffenbeamten.?2) 2) Ober 
mittelft Zahlungen für die Staatdcaffe und Staatsfchuldencafie. 
Solche Zahlungen darf der Amtöpfleger niemals chne legale Ans 
weifungen von der Staatshauptcaffe ꝛc. leiften.3) Regelmäßig 
werten folgende Staatsansgaben zur Zahlung auf die Amtspflegen 
aus den Etenern angewiefen und jind die Quittungen dafür von 
Monat zu Monat an die Staatsdcaffe einzufenden: a) die auf den 
Etat des Minijteriumd des Innern fommenden Strafen- und 
Brüdenbaufoften. Der bei dem Minifterium des Innern bes 
- ftelte Hauptrechner des Straßenbaufonds fentet die ihm zufemmen- 
den Anweiſungen der einzelnen Baufoftenforderungen dem Amts 
pfleger zu, welcher fie richtig und ohne Verzögerung zu bezahlen 
hat. Nach geleilteter Zahlung und Iängftens bie zum 10. des 
naͤchſten Monats hat der Amtspfleger die ihm zugefommenen Ans 
weifungen, fowie Die von den Empfängern quittirten Koftenzettel mit 
deren Beilagen, nebft einem, in Form eines Gegenfiseind auszu— 
fertigenden Verzeichniffe und einer entworfenen Steuerquittung unter 
der Weberftrift: „an das Minifterium ded Innern, für deſſen 
Rechnungsamt,“ zurüdzufenden, worauf die entworfene Steuer: 
quittung an die Stautscaffe übergeben und von diefer unterfchrieben 
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der Amtspflege zugefertigt wird. Der Oberamtmann hat auf die 
richtige Behandlung dieſer Ausgaben der Amtspflege ein forgfältiges 
Augenmerk zu richten, für die pünftlihe und unverzüglihe Bes 
zablung der auf die Amtöpflege angewiefenen Poſten Sorge zu 
tragen, jede zu feiner Kenntniß gelangenve Unrichtigfeit in der Ver⸗ 
waltung der für den Straßenbau beftimmten Fonds pflihtmäßig zu 
unterfuchen und nad) Umſtaͤnden von Amtswegen zu rügen oder ber 
Kreisregierung zur weiteren Verfügung anzuzeigen. 4) b) Die Zah⸗ 
lungen an die Landjäger an Löhnung, PVerpflegungdgeld, Ents 
fhädigung für Munition, Ertragelvern für fteine Montirung, Schreib⸗ 
materialienaverfen, Vorſpannkoſten, Arznei» und Beerdigungsfoften. 
c) Die Zahlung der Zinfe aus ren Cautionscapitalen der Ein» 
fieber beim Militär und auch aus den bei der Staatsſchulden⸗ 
caſſe ftehenden apitalien einzelner Gläubiger. 5) Hiezu ift der 
Amtöpfleger auch chne bejondere Anweifung ermädtigt. 3) Der 
Dberamtmann hat den Amtspfleger von 3 zu 3 Monaten zu unters 
fuhen, ob er die eingegogenen Staatsfteuern richtig abgeliefert habe, 
im Anftandsfalle das Nöthige anzuordnen, oder nach Umſtaͤnden 
fpeziellere Ynterfahung vorzunehmen. Von der Staatscaſſe wird 
der Amtspfleger, wenn er mit den Lieferungen nit vorfchriftmäßig 
einhält, erinnert, und wenn dieſe Erinnerung fruchtlos bleiben 
follte, auf Erecution oder Unterfuhung angetragen. Wenn mit tem 
Schluſſe des NRetnungsjahrs der Amtspfleger feine Scdultigfeiten 
zur Staatöfaffe nicht volljtändig abzuliefern im Stande ift, fo hat 
füch derfelbe Durch ein von dem Oberamt beurfundetes Verzeichniß 
gegen die Staatscafje auszuweiſen, daß und bei welchen Gemeinden 
ein Rüdftand an Staatäfteuern hafte.6) 4) Zu weiterer Eontrole 
über den richtigen Gang der Steuerlieferung hat ter Antspfleger 
monatlih unmittelbar an die Staatshaupteaffenverwaltung über die 
an fie gemachten Baarfendungen und für fie geleilteten Zahlungen 
Rapport zu erftatten.) Gin Eremplar der jührlichen Abrechnung 
mit der Staatscaſſe wird der Amtspflegrechnung beigelegt. 

4) Berf.Urfunde 9. 46. 

2) Amtspflegerinfir. $. 4. Die genannten Vorſchriften find folgende: a) Seber 
Lieferung ift ein Sortenzettel und eine profjectirte Ontitung, in welche bie 
Summe mit Zahlen ad marginem beizufegen, zu deren Gintrag mit 
Morten aber für den Staatecaffier Pla zu laſſen If, beizulegen. Auf 
dem Paquet muß neben der Adreſſe auch der Name der liefernden Stelle 
bezeichnet feyn. Das Begleitungsfchreiben foll nicht ins Paquet eingelegt, 
fondern an demfelben befeftigt feyn, fo daß e6 abgenommen werben kann, 
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ohne deswegen das Paquet öffnen zn müſſen; wenn dies nicht thunlich, iR 
das Schreiben befonders laufen zu lafien. b) In dem Sortenzettel müſſen 
alle Baquets oder Gucken mit ihrem Suhalt nach den Sorten und beren 
Cours und mit dem Geldbetrag angezeigt feyn. c) Wenn auch mehrere 
Gucken in ein großes Patuuet zufammengepacdt werben, fo find dennoch 
alle in bemfelben befindlichen Guden im Sortenzettel einzutragen. d) Auf 
jeder Gucke iſt ber Name der liefernden Stelle und der Inhalt nad dem 
Betrag und der Eorte und deren Cours anzuzeigen. e) Guden, welde 
nur mit dem Namen eines Privaten oder Untereinbringers bezeichnet find, 
werben bei ber Staatscaffe nicht angenommen, ſondern es find folche vom 
Amtopfleger zu öffnen, machzuzählen, die Gattung ber Münzforten zu 
unterfuchen unb bie coursunfähigen zurüdzugeben und wie nd d. zu bes 
handeln. f) Jede Gucke, fie werde einzeln oder mit mehreren in einem 
großen Paquete geliefert, muß mit foldyer Sorgfalt unten und oben mit 
dem Amtsfigifl wohl petichirt feyn, daß man bei einem vorfommenden 
Fehler das Betfchaft recognosciten kann. 8) Niemals find zweierlei 
orten in eine Gude zu bringen. h) Die Guden find -immer auf ges 
wöhnliche ganze Summen, nemlich 10, 15, 20, 25, 30, 40, 50, 100, 108, 
110, 135, 162, 165, 55, 54 fl. zu richten, mithin iſt das Ungerade, 
wo es vorkommt, befonders zuzulegen. i) Die Münze a 6, 3, 1 fr. wird 
nicht in größeren Gucken angenommen, als zu 15, 10, 5 fl. k) Lieferung 
in Säden darf nicht Statt finden, fondern es muß Alles in überfchriebenen 
und petfchirten einzelnen, auch zur Sicherung gegen Aufbrechen forgfältig 
von geleimten Padpapier gefertigten Gucken geliefert werben. Geldkiſt⸗ 
chen, in welchen Rollen anfgebrocdhen find und die Gelder zerftreut aus 
kommen, werben dem Ginfender anf feine Koften zur befiern Beforgung 
zurückgeſchickt. 1) Die Gucken mit Sechs⸗ und Dreifreuzerftüden find zu 
bezeichnen „gültige 6 oder 3 fr.” und es bürfen Feine abgefchäßte und 
nicht gangbare babei feyn, welche auf Koſten des Einſenders zurückgeſchickt 
würben. m) Die Goldforten müflen genau gewogen nnd bürfen feine wicht 
vollmichtigen eingeliefert werden. — Verordnungen vom 3. Febr. 1807. 
Ngbl. ©. 6., vom 24. Mai 1811. Rgbl. ©. 262., vom 11. März 1812. 
Rgbl. ©. 138., vom 25. Zuli 1821. Rgbl. ©. 578., vom 8. März 1824. 
Rgbl. ©. 162. 


3) Amtspflegerinftr. $. 4. 
4) Minifterlalverfügungen vom 4. Juni 1821. Rgbl. S. 307. und vom 


11. März 1825. Rgbl. S. 166. Die unverzügliche Ausbezahlung der 
Straßenkoften ift wiederholt eingefchärft und den Amtspflegen aufgegeben, 
bei mangelnden Vorräthen ben Geldbedarf bazn ungehend von der 
Mintfterialcaffe zn requiriren. Grlafie des Minifteriums des Innern vom 
31. März 1849. nnd 27. Suli 1850. 


5) Berf. vom 25. Zuli 1821. Rgbl. S. 578. 
6) Min.Berf. vom 30. Sept. 1824. Rgbl. S. 790. 
7) Erlaß der Oberrechnungsfammer vom 4. Ang. 1827. und 18. Juni 1828. 
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Zweites Rapitel. 
Bon der Staatöiteuer aus Gapstalien und DBeloldungen. 


$. 24. 


Hinfichtlich ter früher fo genannten Grgänzungsfteuern hält ſich 
der Staat nicht, wie bei den directen Altern Eteuern, au die Amtes 
corporationen und Gemeinden ald Schuldner des in ihrem Bezirke 
gefeglich zu erhebenven Betrags, fonvern die Forderung des Staats 
ift bier an die Einzelnen unmittelbar gerichtet. Gleichwohl aber if 
die Wirthfchaft der Gemeinden und Corporationen infofern dabei 
betheiligt, als ter Staat durch ihre Verwalter den größern Theil 
diefer Steuern einziehen und ſich abliefern läßt. Ueberdies jind Die 
Beftimmungen über die Befteurung ver hier genannten Steuerquellen 
maßgebend für vie Beiziehung derfelden zu Corporationszweden. Es 
werden daher die hinfichtlich ihrer beitehenden Grundfäge und Vor⸗ 
fchriften vollftändig gegeben. Die hier zu betrachtenden Steuerarten find: 

1) die Gapitalienfteuer, 
2) Die Bejoldungs- und Penſions⸗, auch Einfommensjteuer. 


I. Die Capitalfleuer. 
$. 245. 

Mit dem Einzug ter Gapitalfteuer find tie Berwalter der 
Gemeinden und Amtscorporationen in folgender Weife befchäftigt: 
1) Wie alle Verwalter öffentlicher Caſſen haben auch die Amtd« 
pfleger, Gemeinde⸗ und Etiftungspfleger von den an ihre Caffen 
je am 1. Juli angelichenen Eapitalien die Steuer auf ven hienad) 
bemerften Zahlungstermin vorzufchießen und bei der nächſten Zins⸗ 


zahlung an die Gläubiger abzuziehen, wenn nidt das Capital bis 


zu jenem Zahlungstermin abbegahlt worden if. Sie haben über 
den Betrag diefer PBaflivcapitalien an genanntem Tage und über 
den hierauf fallenden Steuerbetrag eine Urfunde nad untenftehen- 
dem Formular zu fertigen und dem Oberamt fpäteftens am 15. Aug. 
jedes Jahrs zu. übergeben. Weber apitalien, welche vor dem 
Zahlungstermin abgelöst wurden, haben tie Verwalter dem Orts⸗ 
vorftcher oder Oberamt BVerzeichniffe zuzufenden, damit die Steuer 
hievon auf die hienach bemerkte Weife eingezogen werben Tann. 1) 


e 
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2) Die Steuern aus Eapitalien, welche nicht bei öffentlichen Caſſen 
ftehen, werben von der Gemeinde durch ihre Steuereinbringer er⸗ 
hoben und an die Amtöpflege abgeliefert. Hiezu wird dem Steuer⸗ 
einbringer ein von der Ortsobrigkeit gefertigted und vom Oberamt 
geprüftes Einzugsregifter eingehändigt und derfelbe hat nun die darin 
angezeigten Beträge zur Hälfte auf den nädften 15. Nov. und zur 
andern Hälfte auf den 15. Febr. einzuziehen (wenn nicht das Ganze 
fogleich bezaklt werden will). Für diefe Bemühung erhält er eine 
Belohnung von 2, Heller vom Gulden aus Tem Steuerertrag. 2) 
3) Der Amtspfleger erhebt auf den Grund einer ihm vom Ober 
amt übergebenen Urkunde die von ten Eteuereinbringern im Eins 
zelnen einzuziehenden Summen, wofür demfelben 1'/, Heller vom 
Gulden Belohnung aus den Steuergelvern gebühren. Er muß den 
ganzen Betrag längftend 14 Tage nah VBerfluß der obgenannten 
Termine an die Staatshauptcaſſe abliefern.3) Was in $. 243. 
von Ablieferung der Steuern. durch den Cheramtöpfleger gejagt it, 

gitt auch von der Gapftalfteuer. 
1) Abgabengefeh vom 29. Juni 1821. $. 12. Vorſchrift vom 28. Juli 1821. 

Rgbl. S. 549. $. 3. 4. 9. Das Kormular jener Urkunde J 
Gemeinde: 
Oberamt: 
Am 1. Juli 18.. bat die verzinsliche Capitalſchuld der (Gemeinde⸗, 
Oberamtss) Pflege nach genaner Berechnnng betragen die Summe von 
Hievon find abzuziehen: 

a) die Gapitalien, welche Ausländern, die wicht ſteuerpflichtig find, 

gehören, und zwar 
N. N. 
b) die Capitalien derjenigen Inlaͤnder, welche nach F. 8. des Ge: 

feßes frei von der Befteurung find, und zwar 
N 








(Bei Witwen und Walfen und Helligenpflegen unter 
Beifügung obrigfeitlicher Urkunden über ihr Recht auf Bes 
freiung.) 
Summe ber Abzüge — — .- 
worüber noch bleiben — — .- 
Hievon beträgt nun bie von ben Glänbigern mittelft En an ven 
Zinfen wieder zu erhebende Eteuer für das Etatsjahr 18. 





welches beurfunbet am 
ber (Oberamtss ıc.) Pfleger. 
2) cit. Geſetz $. 36. 37. Angef. Vorſchrift $. 7. 8. 
3) Geſetz $. 37. Angef. Vorſchrift $. 5. 8. 12. 20. 
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Der apitalfteuer 1) find unterworfen alle verzinslichen 
Bapitalien der Brivaten, ſowie der Gemeinden, Eorporationen, öffent- 
lihen und $amilienftiftungen, der Zunftcaffen und anderer öffentlicher 
und Privatanftalten.?) Dieffeitige Staatsbürger haben ihre 
fämmtlihen Gapitalien, mögen fie im Inlande oder auswärts ans 
gelegt feyn, zu verfteuern, die leptern jedoch nur fo weit, als fie 
niht im auswärtigen Staate nachgewieſenermaßen befteuert find; 
Staatsbürger, welche fih auswärts aufhalten, haben nur ihre im 
Lande angelegten Eapitalien zu verfteuern; diejenigen, welche in vers 
fhiedenen Staaten anfäßig find, haben die in andern Staaten ans 
gelegten Capitalien nicht zu verfleuern. Auswärtige Staats» 
bürger haben von den im Lande angelegten Capitalien feine Steuer 
zu entrichten, außer wenn 1) ihr Staat die in feinem Gebiete von 
dieffeitigen Staatsbürgern angelegten Capitalien auch befteuert, in 
welchem Kalle jene auf die gleiche Weife behandelt werden, oder 
2) wenn fie im Lande förmlich fich niedergelaffen haben, ohne den 
Befip eines anderweiten Etaatöbürgerrechtd nachweiſen zu fönnen. >) 

Zu den fteuerbaren Capitalien gehören auch 1) fowohl vers 
zinsliche, als unverzinslihe Zieler, Iegtere aber nach Abzug des 
darunter begriffenen Zwifchenzinfes, mithin in dem bloßen Eapital« 
werthe; 2) Güterfaufihillinge vom Tag des gerichtlichen Erkennt⸗ 
niffied an; 4) 3) Steuerrefte, wenn fie förmlich in verficherte vers 
iinslihe Eapitalien umgewandelt find; 5) A) Fremde Staatspapiere 
aller Art, ftändige Solawechſel, LKotterieanlehensloofe, in welchen 
die Zinfe mit dem Capital abgetragen werden, nicht aber Tratten - 
und die auf dem Contocurrent laufenden, wenn auch verzinslichen 
Sorderungen von Banken und Handlungen. ®) 

Die bei auswärtigen Staaten angelegten Eapitalien werden 
nah dem je am 1. Juli beftehenden Cours, worüber vom nädften 
Wechſelhaus eine Urfunde vorzulegen ift, angegeben. Auf ven höhern 
oder niedern Zinsfuß wird im Mebrigen feine Rüdfiht genommen. 
Der Befigftand vom 1. Juli ift für die Befteurung maßgebend, fo 
daß die an diefem Tage fchon vorhandene Eapitalfumme ohne Rüds 
fht auf die bis zur Steueraufnahme erfolgenden Abzahlungen und 
neuen Anleihen zu verfteuern ift. — Bon der Eapitalienfumme dürfen 
die Schulden des Inhabers nicht abgezogen werden. 
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4) Ueber das Folgende ſ. im Allgemeinen das Geſetz vom 29. Sunl 1821. 
Rgbl. S. 378. 

2) Namentlih Wechſel⸗ und Leihbanken, welche Infoweit, ale fie zur Capital⸗ 
flener beigezogen werben, natärli von ber Gewerbeſtener nicht betroffen 
werben. 

3) Berf. von 1830. Ergbb. S. 481. Werf. von 1824. Rgbl. ©. 525. 

4) Stenercoll.Erlaf vom 18. Mai 1844. 

5) Eieuercol.Erlaß vom 13. April 1826. 

6) Erlaß vom 17. Juni 1846. Dagegen gehört nicht zu den Bapitalien das 
Erbſchaftsguthaben von Kindern bei Eltern, foweit es nicht ans beſonders 
verwalteten, bei Dritten angelegten Eapitalien beficht. Ergbo. S. 485. 
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Geleslihe Befreiung von der Eapitalfteuer ift zugeſtanden: 1) 
1) den Zucht⸗, Waiſen⸗ und Srrenhäufern; 2) der Univerfität Tü⸗ 
bingen mit Ihren Inftituten, wozu aber Stiftungen für Stubirende 
(Stipendien) nicht zu rechnen find;?) 3) den Wittmenpenfionscaflen 
der Civilſtaatsdiener und der Geiſtlichen, fowie der Wittwencaffe in 
Ellwangen und der dortigen geiftlihen Verwaltung ; aud der Privat⸗ 
wittmeneaffe zu Rottenburg; ®) A) tenjenigen Kirchen» und Heiligen« 
pflegen, fowie den übrigen unter öffentlicher Verwaltung ftehenden 
milden Stiftungen, welche erweislich, d. h. nad ihrer legten bereite 
geftellten Rechnung, an einem Defizit leiden, d. h. bei welchen die 
srdentlihen Einnahmen unzureichend waren zu Beftreitung der orbents 
lihen (laufenden) Ausgaben, wenn auch dieſes Defizit duch Zus 
fhüffe aus andern Caſſen oder durch Brundftoddangriffe gededt 
wird. Es find aber nicht hieher zu rechnen die für befondere Zwecke 
geftifteten Gapitalien, da beten Ertrag überhaupt nur nad Abzug 
der auf denfelben ruhenden Laften, wozu auch die Steuer gehört, 
verwendet zu werden braudt.4%) 5) Der allgemeinen Sparcafie und 
der Hülfscaffe, fowie allen mit öffentlicher Genehmigung bereitö be- 
ftehenden oder noch zu Stante kommenden Hülfscaffen, foweit fie 
nicht durch Gewinn einen eigenen freien Ueberſchuß an Bapitalien 
befigen.5) 6) Den Schullehrerwittwencaſſen und den Schulfonde ; 
auch den zu Büchern, Schreibmaterialien und Brovaustheilungen bei 
Schulvifitationen geflifteten Capitalien; ) den örtlihen Fonds der 
Induſtrieſchulen, Kleinkinderſchulen, Berwahrs und Beſchaͤftigungs⸗ 
anſtalten, Verſergungsanſtalten für verwahrloste Kinder; den Fonds 
des Wohlthätigfeitövereind; den zu Berbefferung der Schulmeiſter⸗ 
gehalte geftifteten Bapitalien. 9 7) Denjenigen Wittwen, Waifen 
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Celternlofe oder auch nur halbelternfofe Perfonen unter 25 Jahren), 
gebrechlichen Perſonen (auch fortwährend Kränklie, Altersſchwache, 
GBeiftesfranfe, die ihren Unterhalt nicht verdienen fünnen), welde 
nicht über 3000 fl. Eapitalvermögen befigen und deren übriged Eins 
fommen aus Vermögen, PBenfionen, Leibgeving, Berdienft, freier 
Koft ꝛc. nicht mehr beträgt, al& ber Zind aus einem Capitalver⸗ 
mögen von 3000 fl., wobei übrigens eigene Capitalien und folche, 
von denen man nur bie Nutznießung hat, zufammengerecdnet wers 
den; ebenfo den Eapitalien, deren Ertrag zum Unterhalt von Kins 
dern nöthig iR. 8) Den Activcapitalien der Bantmaflen. 9) Den 
zu Befoldungen beftimmten Capitalien, da deren Ertrag der Be, 
foldungsfteuer unterliegt. 10) Den Activen der Ablöfungscaffe. ) 


41) Sefeß von 1821. $. 8. 

2) Berf. von 1830. Ergbd. ©. 482. 

3) Geſetz vom 26. April 1830. Art. 7. 

4) Verf. im Ergbd. ©. 485. 495. Do find von der letztern Gattung 
befreit die ausfchließlich zu Befolbungen, zu Neſſen und Jahrestägen ges 
Rifteten Gapitalien, wenn ihr Ertrag vollſtaͤndig hiezu verwendet und unter 
der Beſoldung beftemert wird; flenerbar find biefe aber auch während ber 
Grlediguug einer Stelle, wo die Zinfe in ben Sntercalarfond ober die 
evangelifche Unterflügungskafle fallen. 

5) Gefeh vom 15. Juli 1824. $. 6. Auch dem Creditverein für feine anf 
Nenten angelegten Poften, durch Fin. Min.Erlaß vom 5. Febr. 1839. 

6) Ergbd. ©. 483. 

7) Fin. Min. Eꝛtlaß vom 4. Dec. 1832. 

8) Finanzgeſetz von 1836. Art. 1. Ergbod. ©. 484. Den Witwen fichen 
serlafiene und geſchiedene Ehefrauen gleich. Sprechen Chelente wegen 
Gebrechlichkeit ıc. Befreiung an, fo kommt nur ber Zuſtand des Mannes 
in Betracht. — 


9) Gefetz vom 29. Juli 1840. Art. 6. 
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Das Aufnahmeverfahren ift folgendes: 1) Die Bapitalien find 
von den Eigenthümern, Berwaltern, Vormündern, Nupnießern ohne 
Unterſchied auf die jährlich im Anfang des Steuerjahrs erfolgende 
Aufforderung bei einer aus dem Ortövorftand und in der Regel zwei 
Gemeinderäthen zufammengefegten Deputation ihres Wohnorts fchrift- 
lich oder mündlich anzugeben.1) 2) Die hiebei anzugebenden Eapitalien 
find zunaͤchſt nur die bei Privaten, auswärtigen Staaten uud Cor⸗ 
porationen fiehenden, ſodann inlaͤndiſche, auf ben Inhaber Iautende 
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Staats» und andere Schuldfceine. Dagegen werben bie bei in 
laͤndiſchen öffentlihen Gaflen auf den Namen des Inhabers ftehen- 
den Eapitalien von den Berwaltern dieſer Caſſen angezeigt und die 
Steuer mittelft Abzug vom Zins erhoben.?) 3) Ein Mitglied der Aufs 
nahmedeputation hat ald Aktuar die Angabe in ein Protokoll aufzu⸗ 
nehmen, wobei zugleich die für Befreiung geltend gemachten Gründe zu 
bemerken find. Ortsangehörige Perfonen, welche vermuthlich Eapitalien 
befigen und nicht ſelbſt erfheinen, find namentlich vorzuladen und 
it nad der Aufnahme für nachträgliche Angabe noch eine Friſt von 
8 Tagen in Etädten und großen Dörfern und von 3 Tagen in 
Heinen Orten geftattet.?) A) Aus dem Protokoll hat der Aftuar 
a) ein Verzeihniß derer, welche Freilaſſung anfprehen (Eremtens 
lie), b) eine fummarifihe Urkunde über den Geſammtbetrag der 
Gapitalien und der Steuer daraus, c) ein Einzugsregiſter für den 
Steuereinbringer zu fertigen, welche Urfunden von der Deputation 
unterzeihnet und vom Oberamt geprüft werben. 4) 5) Ein Steuer: 
anfag findet vorerft nicht Statt bei Capitalpoiten, welche in bereits 
erfanntem Gant oder im Nechtöftreite liegen; vdiefe werden mit dem 
Namen des Schuldners in befondern Verzeichniffen vorgemerkt. 5) 
Später, foweit Eapitalien fammt Zins gerettet wurden, findet dann 
die Nahholung der Steuer für die ganze Zeit Statt. 6) Das Eırs 
fenntniß über Befreiungen ficht, wenn eine Berfon weniger ale 
100 fl. befigt, der Aufnahmsdeputation, fonft dem Oberamt zu. 


41) Gefeß von 1821. $. 15. Juſtr. $. 11. Verf. vom 28. Aug. 1849. 
Nobl. ©. 506. In Orten von mehr als 5000 Einwohnern oder wo ber 
Kapitalbeſiz von großer Bedeutung iſt, follen gedrudte Yaffionszettel 
ausgegeben werden. In Heinen Orten oder wo bie Bapitalfteuer nicht 
über 20 fl. iſt, genügt eine Urkundsperfon. 


2) Verf. von 1824. Rgbl. ©. 551. $. 4. Siehe $. folg. Für Brivatfpars 
cafien fatirt die Verwaltung ſaͤmmtliche Gapitalien, fo daß die einzelnen 
Einleger ihre Cinlagen nicht noch befouders angeben. Dagegen haben die 
Einleger in die Landesfparcaffe ihre Einlagen zn fatiren. Erlaß vom 
23. Auguft 1845. Weiter aber gehören bieher bie bei der Abloͤſungscaſſe 
ſtehenden Ablöfungscapitalien. Berf. vom 30. Juli 1849. $. 3. 

3) Angef. Inftr. 

4) Daſelbſt. 

5) Grad. ©. 485. Rgbl. 1830. S. 331. Die Gebühren für biefe Ges 
ſchaͤfte find regnlirt, wie folgt: 1) den Mitgliedern ber Depntation und 
dem Aufwärter das gefehliche Taggeld je auf 8 volle Stunden bes wirks 
lichen Beitanfwande, zu befien Bemeflung die Zahl der Fatenten dient; 
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2) für Has Ginzugsregifter und Gteueranfap auf 1 Blatt ober 20 Cou⸗ 
tribwenten 6 Tr. und für jebes überfchriebene Blatt Befreiungslifie 6 Tr.; 
3) für eine Pafkvcapitalurfunde, wo jie ber Rechner nicht fertigen Tann, 
6—12 fr. Rgbl. 1820. ©. 417. 


I. Die Befoldungsfener. 
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Ueber diejenigen Befoldungsfteuerfchufdigfeiten, welche nicht von 
der Staantscafle unmittelbar durch Abzug erhoben werten, wird dem 
Amtöpfleger vom Oberamt ein Einzugsregiiter zugeftellt, auf 
defien Grund derſelbe die Steuern je auf den 2. Gebr. einzuzichen 
bat. Längftend 14 Tage nad Berfluß diefes Termins muß der 
ganze Betrag an die Staatshauptcaffe abgeliefert werden. Zür feine 
Bemühung darf der Amtspfleger 4 Heller vom Gulden in Abzug 
bringen.1) Die bei der Capitalfteuer erwähnten nähern Borfchriften 
uber Einzug und Ablieferung gelten auch hier. 


1) Geſetz vom 21. Junl 1821. $. 36. 37. Vorſchrift vom 28. Jull 1821. 
$. 17. 20. 
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Der Befoldungsfeuer (eigentlich Einfommensfteuer aus allem 
Einkommen, das nicht durch andere Steuerarten getroffen ift) unter: 
liegen: 1) 

1) fümmtlihe Befoldungen, Gehalte und Penſionen, ohne 
Rückſicht darauf, ob fie aus öffentlihen Eaffen oder von Pri⸗ 
vaten gereicht werden; 

2) das Einfommen der ausübenden Aerzte, der Advokaten, Hand⸗ 

lungscommis; 

3) das Einkommen aus Zeitſchriften und dem ſchriftſtelleriſchen 
Erwerbe; 2) 

4) das Einkommen der Künſtler, welche ihre Kunſt nicht in 
Verbindung mit einem von ihnen ſelbſt betriebenen ſteuerbaren 
Gewerbe und im Intereſſe deſſelben ausuͤben, namentlich der 
Architekten, Bildhauer, Muſiker, Maler, Schaufpieler, Tänzer, 
Bereiter und der Literaten (Schriftiteller und Lehrer) ; 

wobei Folgendes näher beftimmt ift: a) Zu Befoldung und Ein- 

fommen gehören alle Bezüge, mögen fie in vorausbeftimmter Summe 

an Geld und Raturalien oder in veränderlicher Summe, 3. B. aus 
21 
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dem Ertrage von Gütern und Gefällen, Einzugsgebühren, Schreib⸗ 
verdienft oder andern zufälligen Einnahmen beftehen, namentlich auch 
Taggelder, welche ftatt eines firen Gehaltes oder neben einem fols 
hen bezogen werden; ferner der Genuß freier Koft und Wohnung, 
insbefondere von Amtewohnungen ; 2) keineswegs aber das, was 
ein Angeftellter ꝛc. als Erfag von Auslagen für Gehülfen oder 
Dienftboten, Eanzleifoften oder in Pferdsrationen bezieht, wie denn 
auch die, welchen zwar ein folder Erſatz nicht ausdrüdlich feſtgeſetzt 
it, die aber um ihres Amtes willen Gehülfen zu halten haben, 
dafür einen nad dem Urtheil des Oberamtd angemefienen Betrag 
in Abzug bringen dürfen.) Auf gleihe Weife find Aerzte, Advo⸗ 
faten ıc. nur zu Beiteurung ihrer reinen Einfünfte nad) Abzug des 
mit der Ausübung ihrer Wiſſenſchaft verbundenen Aufwandes ver- 
pflihtet. b) Die verfchievenen Einfommenstheile werden in Geld⸗ 
fummen nad; folgenden Beftimmungen angefhlagen: «) Naturalien 
in beftimmten dur das Geſetz beftimmten Preiſen; 5) 8) veraͤnder⸗ 
liche Einkommenstheile nad dem Durchſchnitt der 3 lebten ab⸗ 
gelaufenen Jahre, wobei die eben erwähnten Preiſe wieder anzu⸗ 
wenden find; 6) y) Gütergenuß nad örtlihen Pachtwerthen, oder 
wenn verpacdtet, mit dem Pachtſchilling; ) d) der Genuß von 
Wohnungen nad bejondern gefeglich beftimmten Sägen;®) «) freie 
Koft von Gehülfen wird in einem durch die Localbehörde zu bes 
fimmenden Averfum angenommen. 


1) Siehe im Allgemeinen Geſetz vom 20. Inli 1821. Art. 28. ff. Bergl. 
Erläuterungen zum Abgabengefek vom 25. Dec. 1823. Finanzgeſetz vom 
29. Zuli 1849. Art. 7. Min. Verf. vom 30. Juli 1849. Rgbl. ©. 339. 
$. 9. fi. 

2) Gefeb vom 9. Juni 1849. Rgbl. ©. 175. 

3) Geſetz vom 16. Zuli 1849. Rgbl. S. 332. Hicher gehören auch die Ziufe 
ans ben zur Dotation einer Stelle gehörigen Gapitalien, au Ablöfunges 
capitalien von Gefällen. 

4) Diefer Abzug darf den Betrag bes Salairs und eines Marimums von 
150 1. für Koſt und Logis nicht überfleigen. — Gigentlihe Laflen, bie 
anf einem Einkommen laften, wie Baulaſten, gehen natärlih am Geſammt⸗ 
auſchlag ab, nicht aber Beiträge zu Wittwencaffen u. vergl. 

.5) 1 Scheffel glatte Frucht zu 5 fl., 1 Scheffel Dinkel und Haber 3 f., 
1 Einer Bein 25 fl., Anderes nach laufenden örtlichen Vreifen; bei 
Holz befoldiumgen iſt der Magazines, oder bei Abreichung ans dem Walde 
der Revierpreis anzugeben, wobei der Werth freier Beifuhr zuzurechnen, 
das vom Empfänger zu zahlende Waldmacherlohn aber abzuziehen if. 

6) Wird der Zehnten nach Selbſteinzügen berechnet, fo därfen bie Erhebungss 
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koſten abgezogen werden; außerdem ſindet dafür bei Zehnten, wie Aber: 
hanpt bei Gefaͤllen der Abzug von "4, Statt. — Souſt gehören hleher die 
Stolgebühren der Geiftlichen, Anbringgebühren der Forſtdiener und Steuer⸗ 
biener, Meßgelder — deren Ertrag nach dem lepiverflofienen Gtatsjahre 
zu fatiren ifl. 

7) Erlaß vom 23. Aug. 1845. 

8) Diefe Anfäpe in Abfinfungen von 25 4. bis 500 1. enthält das eit. Gefep 
vom 16. Zuli 1849. Rgbl. S. 332., wohel noch beſtimmt iR, daß bie 
Mohnungen ber Mevierförfler ober bie hafür ausgefepte Entihäntguag mit 
50 fl. berechnet werben. 


8. 2öl. 


Krei von der Steuer bleiben: #) 

1) die in die Claſſe der Domeſtiken gehörigen Merfonen ; 

2) folhe, deren Einkommen in Löhnen oder Taggeldern beſteht, 
die bisher der Steuer nicht unterworfen waren, wie 5. B. die 
Bezüge der Landjäger, Linteroffiziere, Steueraufjeher, Grenz 
aufieher, Forſtſchützen, Wegknechte; 2) 

3) die in Tags oder Wochenlohn ftehenden gemeinen Arbeiter bei 
den Salinen, Hüttenwerfen, Eifenbahnen, Münze; 

4) Mevaillengehalte, wenn der Inhaber nicht ein anderes nad 

- $. 250. zu befteuerndes Einfommen bezieht; 

5) die aus der Staatscafle an nicht penfionsberehtigte Diener 
und deren Hinterbliebene bewilligten Gratialien; ?) 

6) das in die geijtliche Unterftüßungscaffe janeune Einfommen ers 
(edigter Stellen. 

4) Erläuterungen zum Gefeh vom 23. December 1823. — Verfügung vom 
30. Dec. 1833. Rgbl. ©. 566. Berfügung vom 30. Juli 1849. $. 10. 
Menn das Binfommen eines Steuerpflichtigen nicht einmal 10 fl. beträgt, 
fo fällt ein Steuerauſatz weg. Grlaß vom 18. Oct. 1849. 

2) Dagegen ſind alle mit Gehalt nad Taggeld, Wartgelb angeflellten Of 
zianten fienerpflidhtig; amch die niedern Gemeindeoffigianten. — Zu deu 
flenerfreien Bezügen gehören aber die Bebühren der Ortsaccifer. cit. Erlaß 
von 1849. Ferner das Ginfommen ber Wegknechte, mag es in Tags oder 
Sahresichn beftehen. Steuercoll. Erlaß vom 24. Dec. 1850. 

3) Desgl. Gratialien (wicht aber Penfionen) aus der geiftlichen Withwencafle. 
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Die Befoldungs- ıc. Steuerpflichtigen haben alljährlich am Ans 
fang des Steuerjahrs der Ortöbehörde ihres Wohnorts Faflionen 
ihres Einkommens zu übergeben, welde von jener gelammelt und 


dem Oberamt übergeben werben, das die Steuer zu berechnen bat. !) 
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Doch findet bei denjenigen Dienern, die ihr Einkommen aus der 
Staatöcaffe und Oberfriegecafie beziehen (außer den Finanzbeamten), 
der unmittelbare Abzug ihrer Steuerfhuldigkeit an der Befoldung 
Statt, wonach e8 Feiner Faſſion bedarf, wenn fie nit noch ein 
anderweited Einfommen haben.?2) — Uebrigens wird tiefe Steuer 
nach der Zeit des Genuſſes des betreffenden Einkommens berechnet, 
fo daß bei einer, im Laufe des Etatsjahrs bis zu dem auf 1. April 
feftgefegten Zahlungstermin für diefe Steuer, eintretenden wefentlichen 
Veränderung dur Befoldungserhöhung, Berfegung, Todesfall '2c. 
von dem per Jahr zu macenden Steueranfag die Rate nad der 
Zeit des Einfommensbezugs zu berechnen ift. 2) 
1) Finanzmin. Verf. vom 11. Ort. 1849. Rgbl. S. 632. 


2) Daf. und Berf. vom 28. Juli 1821. $. 19. 
3) Daf. und Verf. vom 30. Juli 1849. Rgbl. S. 341. $. 14. 


Drittes Rapitel. 
J Von den Brandverſicherungsbeitraͤgen. 


1) Umlage und Einzug in den Gemeinden. 
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Sobald eine Brandfhadensumlage durch das Regierungsblatt 
ausgefchrieben ift, was in der Regel nur im Anfang jedes Rechnungs» 
jahre geichieht, ift in jeder Gemeinde 1) auf den Grund ded Um⸗ 
lagereferiptö und des (insbeſondere aus Anlaß des Steuerſatzes) 
revidirten Brandverficherungscatafterd durd den Rathsfchreiber oder 
Berwaltungsaftuar ein befondered Cinzugsregifter zu fertigen, 
weiches die Namen der Beitragspflichtigen, die Nummern und die 
Anfchläge der Gebäude, den Brandfteuerbetreff eined jeden Beitrags⸗ 
pflihtigen nach feiner Cataſterſumme und mit voller Berechnung 
der Kreuzerbruchtheile, eine Rubrik für den Eintrag der Zahlungen, 
fowie endlich am Schluffe neben Ziehung der Summe der Anfdläge 
und der Eteuerbetreffe zu Herftellung einer richtigen Probe, die 
Berechnung der Gebühren für die Revifion des Cataſters, für den 
Einzug und die Ablieferung an den Oberamtspfleger, welche an 
diefer Lieferung in Abzug zu bringen find, enthalten muß und von 
dem Gemeinderath beurfundet wird. In dieſes örtliche Einzugs⸗ 
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regifter fommt die Brandfteuer von ſaͤmmtlichen im Gemeindebezirk 
befindlihen Gebäuden, daher. auch von den Staatögebäuden. 2) Auf 
den Grund deſſelben hat der Steuereinbringer die Beiträge von den 
Pflichtigen auf diejenigen Termine einzuziehen, welhe in dem 
Umlagerefeript beſtimmt find. Diejer Einzug ift fo fehr als möglich 
zu betreiben; es ift fih dazu der bereiteften Mittel zu bedienen und 
gegen jeden Säumigen ohne Rüdfiht mit der fehleunigften und 
wirfjamften Erecution vorzufahren ; erforderliben Falls find die Bei⸗ 
träge von den Miethleuten auf Abſchlag des Miethzinfes einzus 
ziehen ; in Ermanglung aller andern Gegenftände ift fih an die ver⸗ 
fiherten Gebäute felbft zu halten. Auswärts Wohnende follen in 
dem Drte, wo ihre Gebäude cataftrirt find, Jemand zu Entrichtung 
der Beiträge aufftellen. An den Brandfchadensbeiträgen wird nie 
ein Rüditand gejtattet. Bei Oantungen bat der Güterpfleger die 
Beiträge fogleich und ohne Anfrage zu entrihten; auc haben die 
Beiträge das Vorzugsreht in I. Claſſe. 3) Die eingezogenen Gelber 
bat der Steuereinbringer dem Amtöpfleger zu überliefern, welcher 
dafiir auf einem befondern, mit dem Einzugesregifter zu entwerfenden, 
oder auf dem allgemeinen Steucerlieferungsfcein quittirt. 4) Für 
die Fertigung der Einzugsregijter zahlt die Brandverficherungscaffe 
), fr. auf jedes Haupt» und Nebengebäure, deren Zahl von 10 zu 
10 Jahren (letztmals 1848) berechnet wird; für den Einzug und die - 
Einlieferung 1 Er. von jedem Gulden der wirftlihen Umlage, ohne 
Unterfchied, ob der Betrag wirklid baar oder durch Abrechnung ges 
liefert worden, welche Vergütungen an die Gemeindepflegen geleiftet, 
und wobei dann den Gemeinderäthen übeslaffen wird, diefe Gebühren 
dem Steuereinbringer zuzuweiſen oder diefen fonft zu entjchädigen ; 
fie werden an der Umlage, durd die fie veranlaßt wurden, ohne 
befondere Anweijung und Beicheinigung gegenüber von der — 
caſſe in Abzug gebracht.) 

1) Brandſchadensverſicherungsordnung vom 17. December 1807. $. 19. 20. 


RK. Berorduung vom 21. Iuni 1819. $. 22. 23. Min. Verfügung vom 
9. Oct. 1828. Rgbl. S. 791. 


2) Einzug und Ablieferung durch den Amtöpfleger. 
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Zu dem Behufe ded Einzugs der in den Gemeinden fallenden 
Beiträge durch Die Amtöpfleger ift 1) gleich nad) Fertigung des örts 
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fichen @inzugeregifter® auf ven Grund des letztern der Betrag der Tims 
kage, fowohl nach dem Cataſteranſchlag, als in der durch die volle 
Berechnung ver Bruchkreuzer fich ergebenden wirflihen Summe, neben 
Abrechnung ver geſetzlichen Vergütungen für Catafterrevifion, Ein⸗ 
zugsregijter und Ablieferung von der wirklihen Umlagefumme — dem 
Oberamt von jedem Schuitheißen anzuzeigen. Das Oberamt hat 
aus den Anzeigen fämmtliher Schultheißen die Umlageurfunde 
für den Oberamtöbezirt nach vorgefchriebenem Formular!) auszus 
fertigen, worin für jede Gemeinde die Summe der Umlage auf 
ſämmtliche in ihr befindlihe Gebäude und die Summe der oben er⸗ 
wähnten, von der Umlage in Abzug fommenden Bergütungen, nebft 
der Vergütung des Amtspflegers und dem hienach fich ergebenen 
Reinertrag zu erſehen if. Diefe Urkunde ift dem Amtspfleger, 
als Obereinbringer der Brandfchadensverfiherungshauptcafie, ans 
fatt eines Einzugsregifterd zuzuftellen. 2) Die von den Gteuers 
einbringern gejchehenden Kieferungen an Brandfchadensgeltern hat 
der Amtspfleger in dieſes Einzugsregifter einzutragen und von jenen 
beurfunden zu laffen, worauf daffelbe eine Beilage der Amtöpfleg- 
rechnung bildet. 3) Sobald ein größerer Theil der Gelder eins 
gegangen ift, hat der Amtöpfleger ſolche, wofern ikm nicht Zahlungss 
anmweifungen auf diefe Gelder zufommen, an den Brandſchadens⸗ 
verficherungshaupteaffier unter der Auffchrift „Brandentſchädigungs⸗ 
gelder” unfranfirt einzufenden; hat er aber Zahlungen geleiftet, ſo 
find die Oittungen dafür einzufenden. Verſäumniſſe in dieſer Abs 
lieferung können die Abſendung eines Preſſers von Seiten des 
Haupteafiierd zur Folge haben. Dit der legten Lieferung hat der 
Amtspfleger die Abrechnung über fämmtliche Gelder unter Anfcbluß 
der von dem Hauptcaffier für die einzelnen Lieferungen ausgeitellten 
Snterimdquittungen in zwei Sremplaren einzufenden, wovon eines 
dem Amtspfleger zum Beleg feiner Rechnung zurüdgeht. 4) Für 
diefe Bemühungen zahlt die Brandverficherungscaffe */, fr. von jedem 
Bulden der gefammten Hmluge an die Amtspflege, und Dem Amts—⸗ 
verfammlungsausichuß bleibt überlaſſen, dieſe Vergütung unmittel⸗ 
bar dem Amtöpfleger zuzuweiſen over dieſen fonft zu entfchädigen ; 
fie wird von den Ilmlagegelvern ohne bejondere Anweiſung abs 
gezogen. 2) 
1) Enthalten in dem Refeript vom 9. Oct. 1818. Rgbl. S. 789. 


2) DBranpfcdrabensverfiherungsorpnug $. 19. R. Vrdg. vom 21. Juni 1819. 
5. 22. Refeript vom 9. Oct. 1828. Rgbl. ©. 789. und vom 12. Juni 1829. 
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@. 258. Min.Bef. vom 9. Oct. 1828. Ueber die Gebühren her Amts⸗ 
pfleger für die Ansbezahlung ber Gutfhäbigungsgelder, welche auch von 
o der Brandverfiherungshauptcafle bezahlt werben, ſ. Min. Verfügung vom 

- 46. Mai 1848. Rgbl. S. 233. 


Bweite Abtheilung. 
Amtskörperſchafts- und Gemeindefteuern. * 
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Wenn zu Erreichung der oben bargeftellten Zwede und Auf: 
gaben ter Körperichaften die biebei fälligen Einnahmen und die 
Einfünfte aus dem Vermögen nicht zureichen, fo ift die gewöhnliche 
Folge, daß tie Körperfchaftägenofien zu Leiftungen biefür beigesogen 
werden. Die Grundfäge, nad welchen ſolche Leiſtungen auferlegt 
werden (Steueriyitem) find bier darzuftellen zunaͤchſt nach der Unter⸗ 
ſcheidung von ©eldreichungen Ceigentlihe Steuern) und von Dienfts 
leitungen (Frohnen). Daß diefe Grundſätze, unter durdgängiger 
Einihränfung des Seibjtbeitimmungsrechtes der Körperfchaften in 
der Hauptfache dur die Geſetzgebung gegeben find, ift aus ber 
Fürforge des Staats für die rechtsgemaͤße Gleichheit der Staats⸗ 
bürger in allen öffentlihen Berhältnifien und aus dem Zuſammen⸗ 
bange mit dem Staatöfteuerweien zu erkfären. 


I. Steuern im politifden Gemeindeverband. 
$. 256. 
Die vorfommenden und gefeglih zuläffigen Steuerarten find 
1) indirecte Auflagen, welde nah gewiffen Tarifen bei 


Hervorbringung oder Verkauf von Gegenftänden des Vers 
brauchs, je nach tem Umfang der fegtern, erhoben werben. 


* Eine gefcgichtliche und Fritifche Darftellung dieſes Steuerweſens bis vor bie 
neuere Geſetzgebung (1849) habe ich In der Tübinger Zeitichrift für 
Staatswifienfchaft 1848, 3. Heft gegeben. 
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2) Perſonalſteuern — welche unabhaͤngig von Vermoͤgen und 
Einkommen den Gemeindegenoſſen auferlegt find — die Bürs 
gers, Beifik- und Wohnfteuer. — Diefe beiden Arten Haben 
das Bejondere, daß die Erhebung und die Größe derfelben 
nicht abhängig gemacht ift von dem jeweiligen Zufchußbebürfs 
niſſe ter Gemeindefafle, fondern daß fie vorweg als ftehente 
Einnahmen betrachtet werden, wogegen 

3) die directen Steuern in der Summe, wie der gefeplid 
feftgeftellte Bedarf der Körperichaft es erheifcht (3. Theil) auf 
das geieglich ihm unterworfene Vermögen und Einfommen, 
nach feiten Normen ausgetheilt, umgelegt werten. 


1) Sndirecte Beſteurung. 
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Mit der Binführung des Umgelds als einer allgemein gleichen 
Staatsauflage durch das Geſetz vom 1. October 1804 ward nicht 
nur den Gemeinden, welche durch Zagerbücher oder bejondere Ver⸗ 
ordnungen und Entfcheidungen oder den frühern wohlhergebracdten 
Befigftand zum Bezug einer gewiſſen Abgabe von Getränfen berech⸗ 
tigt waren (vergl. $. 6.), tiefer Bezug vorbehalten, in der Folge 
aber nad) einem mehrjährigen Durchfchnitte in eine fefte Jahresrente 
aus der Etaatökaffe, die dann das ganze Umgeld bezog, verwan⸗ 
delt; fondern es ward auch den ®emeinden, in welcen die Freiheit 
vom Umgelde fich erhalten hatte, zuerft unbedingt eine Vergütung 
zugeftanden, 1) fpäter aber eine Entihädigung nur noch für den Kal 
gereicht, wenn fie dieje Freiheit durch ein fpezielles Privilegium oder 
unter laͤſtigem Titel erworben Batten.2) Diefe Renten bilden hie⸗ 
nach ein bleibendes Einfommen und nehmen die Natur eines Grund⸗ 
ftodstheild an, daher auch im Falle ihrer Ablöfung, die von der 
Etnatöverwaltung angeftrebt wird, die Abfaufsfunme als Grundſtock 
zu behanteln if. — Wie diefe Abgabe urfprünglich auf der Erzeus 
gung und dem Verbraud innerhalb der Gemeinde laftete, fo erhiels 
ten einzelne Gemeinden durch befondere fürftlihe Bewilligung (daher 
Detroy) das Recht zum Bezug einer dem Zoll ähnlichen Abgabe 
von Verbrauhögegenftänden, welde in einer Gemeinde eingeführt 
werden ($. 6.), namentlid von Wein, 3) worin die Geſetzgebung 
bis jet nichts geändert hat. Die früher zweifelhafte Frage aber, ) 
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ob und unter welchen Beftimmungen einer Gemeinde das Recht zum 
Bezug einer Berbraudsfteuer neu eingeräumt werden koönne, 
ift jegt dahin entſchieden, daß die Kinführung einer folchen Steuer 
zu Gunjten einzelner Gemeinden nur im Wege der Gefebgebung 
(mithin unter ftändifcher Zuftimmung) gefchehen Tann. 5). 


1) Verordnung vom 12. Nov. 1805. $. 31. Sie befand ans '/, des Reins 
ertrags ber in der betreffenden Gemeinde fallenden Abgabe. 


2) Berorbuung vom 30. Auguft 1816. 


3) Einlaßgeld, Feiner Zoll, Marktzoll ꝛc., wovon jedoch die Gebühren 
($. 184.) für Benützung öffentlicher Einrichtungen 3. B. des Kaufhauſes 
zu unterfcheiden find. Außer Wein unterlagen Salz, Leder, Früchte uud 
Anderes biefer Abgabe. 


4) Der Streit entfland aus Aula der Einführung einer Bieranflage in 
Stuttgart, anf welche mehr von ber Staatsregierung, als von den Stabts 
behörben gebrungen wurde, um Mittel zu Ansführung mancher fehlenven 
öffentlichen Ginrichtungen zu gewinnen, und endete mit Anfgebung biefer 
Steuer. 

5) Geſet vom 6. Juli 1849. Art. 30. — Gegen eine ſolche Verbrauchsfteuer 
laͤßt füch im Allgemeinen einwenden, 1) daß fie willführlich und ohne Bes 
ziehung auf das Einfommen des Ginzelnen bei Gegenfländen bes ges 
meinen Lebensbebürfnifies vorzüglich die ärmere Claſſe trifft. 2) Daß, 
wo fie einmal eingeführt, fie auch dann nicht amfgegeben werben will, 
wenn die nothwendigen Ausgaben eine ſolche Beihülfe weniger mehr fors 

bern, daher dann Teicht Verſchwendung im Haushalt ber Gemeinde. 
3) Daß ſolche Steuern zu Defrandationen reizen, daher auf bie Sittlich⸗ 
feit übel einwirken. 4) Daß fie, je nachdem fie auf Gegenſtänden ruhen, 
geiunpheitsfhähliche Berfälfchungen im SInterefie der Umgehung ber Abs 
gabe veranlaflen. — Ungeachtet diefer, bei forgfältiger Auswahl ber zu 
beftenrenden Gegenflände und vorfichtigen Bollziehungsvorfchriften fehr 
zu vermindernden Nachiheile, Tann eine folche Stener unter Umfländen, 
namentlich bei fchon weit getriebener Steigerung der birecten Umlage, 
zwedmäßig feyn, wie namentlich in größern Städten, die durch ihre Lage, 
Einrichtungen ıc. zu einem lebhaften Berker von Fremden Anlaß geben, 
hiedurch eine nicht ungerechte Zuziehung ber letztern zu dem zugleich für 
das allgemeinere Intereſſe gemachten Aufwand bezwedt wird, während ges 
rade da, wo die directe Befteurung vorzüglich auf Gebäuden und Gewer⸗ 
ben ruht, für jene in gewiſſer Beziehung ein begränzteree Maß eingehals 
ten werden muß; überhaupt kann bie directe Beſtenrung auch nicht wills 
führlich ansgebehnt werden. Die Anffihtsbehörbe Hätte aber dahin zu 
wirken, daß die Städte ſolche Stenern nicht zur Störung bes allgemeinen 
Verkehrs benützen, baher 3. B. der Durchgang und die Ausfuhr frei ſeyn 
müßte, und daß dieſelben mit dem Staatsabgabenwefen nicht in Gonflict 
fommen. 
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2) Perſonalſteuern. 
§. 238. 


Als Beſteurung der jedem Gemeindegenoſſen gleichmaͤßig zus 
ſtehenden Vortheile des Gemeindeverbandes („Trieb und Trott, Weid 
und Waſſer“) unterlag das Bürgerrecht ſchon ſeit Jahrhunderten in 
vielen Gemeinden einer directen Befteurung durh Aufnahme eines 
gewiffen Anfchlags in das Ortscatafter, in andern aber einer uns 
veränderlichen jährlihen Abgabe, für welche fpäter ein geſetzlicher 
Tarif aufgeftellt wurde, wonach biejelbe in den vornehmften Städten 
des Landes 2 fl., in den andern Städten 1 fl. 30 Ir., in Flecken 
und Dörfern 45 fr. bis 1 fl. betragen follte.1) Fuͤr diefe Bür⸗ 
gerſteuer gelten nunmehr folgende Befimmungen: 1) Eie ift zu 
entrichten von allen activen Bürgern und Beifigern in gleicher 
Größe, ohne daß namentlid zwifchen eingebornen und neu aufges 
nommenen unterfchieden werben darf. 2) Die Wittwe eincd activen 
Bürgers oder Beifigerd iſt nur zum bälftigen Betrag diefer Abgabe 
verpflihtet.3) In gleihem Maße unterliegen ihr diejenigen Bürger 
und Beijiger, welche außer dem Gemeindebezirk einen feiten Wohnſitz 
nehmen (zur Recognition des Bürgerrecht6), während ortsabweſende 
Wittwen hienach zum vierten Theil der Abgabe verpflichtet find. ) 
Für den Anfag der Steuer gilt der Anfang des Rechnungsjahre 
als Termin, fo daß bei den im Kaufe deſſelben eintretenden Ver⸗ 
Änderungen durh Eintritt und Austritt von Bürgern weder ein 
theilweifer Anſatz, noch eine Verminderung flattfindet.S) 2) Ihr 
Bezug iſt unabhängig von dem Beftehen eined Defizit der Ge- 
meindeeinkünfte 6) 3) Ihre Größe richtet fih zunähft nach dem 
in jeder Gemeinde gejeglich beftehenden Herfommen, wobei e8 fein 
Berbleiben haben fol, bis im geſetzlichen Wege eine Abänderung 
deſſelben beliebt wird. ) In diefer Beziehung it a) der &emeinte- 
rath mit Zuſtimmung des Bürgerausfchuffes eine Berminderung 
oder gänzlihe Aufhebung der Steuer zu beſchließen berechtigt, 8) 
während b) zu einer Erhöhung derjelben außerdem, zwar nicht nad 
einer ausdrüdlihen Gefegesbeftimmung, aber nad) den ſchon vor 
der neuen Geſetzgebung beftandenen Grundjägen und nach dem Geifte 
der legtern, wie nad Borausfegungen, welche bei der Berathung 
des Bürgerrechtögefeßed gemaht wurden, ) die Genehmigung der 
Staatsbehörde erforverlich ift. 
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Uebrigens dürfen die Bemeindegenoffen außer diefer Steuer und 
der etwa ftatt der Frohndienſte eingeführten Geldauflage ($. 272.) mit 
Feiner jährlichen Perfonaldbgabe zur Gemeindefafle belegt werden. *%) 


1) Gen. Refr. vom 19. April 1728. Son Ordg. V. 8. 

2) Bürgerrechtögefek Art. 63. 

3) Dafelofl. Den Wittwen fin nad Analogie der Wohnſtener ($. 259.) 
andere ſelbſtſtaͤndig lebende Frauensperfonen gleichzufegen, 

4) Daf. Art. 65. 

5) Grlaß des Minifteriums bes Sunern vom 1. Dec. 1828. 

6) Comm. Ordg. V. 8. 

7) Bürg. R. Geſ. Art. 63. 

8) Berw. Edict $. 59. 

9) Gtänd. Verhandlungen 1827, drittes außerord. Beil. Heft S. 39. Dem 
Grundſaͤtzen eines gerechten Steuerſyſtems, welche bie Beſtenrung nur im 
Derhältuig zu Vermögen und Ginkommen verlangen, iſt jedenfalls ein 
mäßiger Betrag diefer Steuer allein angemefien, fofern biefelbe den 
unbegüterten Bürger gleich dem begüterten trifft; fo if He aber auch in 
dem engen Berbaude der Gemeinde, welche inuerhalb eines gewifien Kreiſes 
Jedem gleiche Bortheile bietet, der Gerechtigkeit gemäß. — Aus biefen 
Gründen wird die in dem Dinifterialerlaß vom 30. Nov. 1845 auf ben 
Grund des beſtimmten Inhalis der Comm. Ordg. a. a. DO. vermeinte 
Frage, ob eine Erhöhung biefer Stemer über bie daſelbſt beftimmten Säge . 
rechtlich zuläffig fey, überhaupt unpraktifch feyn. " 

10) Bürg. R.Geſ. Art. 63. letzter Satz. Inter diefem Verbot And Firchliche 
Auflagen ($. 269.) und örtlich herkömmliche Perſonalbeiträge an Feld⸗ 
nnd Waldſchützen, Nachtwächter, Hirten ꝛe. nicht begriffen. Erlaß des 
Min. des Innern vom 10. San. 1831. Ergbd. ©. 256. Die lebtere Elafle 
gehört nicht zu den eigentlichen Steuern, weil dieſe Einrichtungen und 
Dienfte ebendamit, daß diefe NReichungen der Einzelnen befiehen, für ges 
meinfchaftliche Sache der Betheiligten erflärt und wicht ale Gemeindeſache 
im eigentlichen Sinne anerkannt find. 
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Ein altes Herkommen berechtigte die Gemeinden, von nicht 
ortsangehörigen Einwohnern, welche gleich den Ortsbürgern an den 
allgemeinen Wohlthaten des Ocmeindeverbands Antheil nehmen, ein 
Beiſitzgeld zu erheben, für welches in der Folge der jeweilige Betrag 
der Bürgerfteuer ald Maßſtab gefeglic; beftimmt wurde. 1) An vefien 
Stelle trat fpäter die allgemeine Wohnfteuer,?) bezüglich welcher 
jest folgende Beitimmungen gelten: 1) Diejelbe iſt Jeder zu ents 
richten ſchuldig, welder in einer Gemeinde, der er weder ald Buͤr⸗ 
ger noch als Beifiger angehört, freiwillig oder Berufs halber feine 
ſelbſtſtaͤndige Wohnung nimmt, Celbfiftändige Frauensperſonen 
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bezahlen den haͤlftigen Betrag dieſer Abgabe.?) 2) Befreit find 


bievon (nah Aufhebung der Freiheit der Standeshern und Ritters 
gutsbeliger) 4) nur noch Lnteroffiziere und Soldaten in denjenigen 
Orten, wo fie des Dienſtes wegen ihren Wohnfig haben. 5) 3) Der 
Betrag der Wohnfteuer ift demjenigen der in jeder Gemeinde eins 
geführten Bürgerfteuer gleich 6) und füllt fomit auch die Wohnfteuer 
da weg, wo jene aufgehoben wird.”) 4). Für die Entrihtung der 
Abgabe in einer bejtimmten Gemeinde iſt der Anfang des Rechnungs» 
jahrs, wie bei der Dürgerfteuer, entſcheidend. 8) 


1) Gen. Refer. vom 4. Aug. 1717. Gomm.D. V. 8. $. 3. 

2) Zuerft durch Berorbuung vom 8. Jan. 1800 als vorübergehende Beihalfe 
für die belaſteten Gemeinden, ſodann verlängert je anf 10 Jahre durch 
Gelege vom 19. Aug. 1808 und 6. Rov. 1818, bis das Bürgerrechtsgeſetz 
von 1828 fie zur fichenden Abgabe machte. 

3) Bürgerrehtesgefeh Art. 12. 

4) In Folge ihres Eintritts in den Gemeindeverband uud ihrer allgemeinen 
Gleichſtellung mit den andern Gemeindegenofien durch das Geſez vom 
18. Juni 1849. 

5) Bürgerrechtsgeſetz Art. 12. Hieher gehören auch nach lanpflänpifchen Vers 
handlungen 1828. 2. H. ©. 314. die Laudjäger. Dagegen if die in 
frühern Geſetzen ausgefprochene Freiheit der (Lands) Invaliden und Bergs 
lente weggefallen. 

6) Bürgerrechtsgefeß Art. 12. 

7) Land. Berh. a. a. O. 

8) Erlaß des Minifteriums des Iunern vom 1. Dec. 1828. 


3) Directe Befteurung. 


$. 260. 


Die regelmäßige Art der Dedung der Gemeindebebürfniffe, fos 
weit der Ertrag des Vermögens und bie vorftehend angeführten vor- 
weg ftattfindenten Eteuereinnahmen nicht zureichen, ift die Umlage 
derfelben (Bemeindefhaden) auf das Vermögen und Einfommen nad 
dem Fuße, wie ed zunächft für die Umlage der Staatsfteuer unter 
die einzelnen Eteuerpflictigen in die Drtscatafter gelegt ift,1) mithin 
zunächft namentlih auf Grundbeſitzthum und Gefälle, Gebäude und 
Gewerbe in der Art, daß ter Staatsfteuerbetreff jeves eins 
seinen Steuerpflihtigen in dem Verhältniffe mit Gemeindeſchaden 
belegt wird, wie fich die gefammte Staatöfteuer des Drted aus 
obigen Stenerquellen zu der Summe ded umzulegenden Gemeinde: 
defizit verhält;2) ſodann auf den Grund der neueften Gefepgebung ?) 
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auch durch Beiziehung des Einfommens aus Bapitalien, Befoldungen 
und fonftigem Einfommen in einem gefeblich befonders beftimmten 
Berhältnifie (8. 264.). 

Es ift indefien keineswegs nothmendig, daß zu jedem durch bie 
Gemeindecaſſe vermittelten Aufwande alle diefe Steuerquellen zus 
gleich in Anfprud genommen werden, vielmehr können einzelne 
Laften, welche nicht fowohl in der gemeinfamen Beftimmung des 
Gemeindeverbandes liegen, als in dem befondern Bortheile einzelner 
Claſſen der Bemeindegenofien, 3. B. der Hausbefiger, der Grund» 
befiger, auferlegt find, nach feitftehender örtlicher Gewohnheit und 
Statut) oder nah befondern Beichlüffen der Gemeindebehörben 5) 
ausfchließlih oder vorzugsweife auf bie dieſer Betheiligung ent- 
fprehende Steuerquelle umgelegt werden. 


1) Verw.Edict $. 25. 29. 

2) Es ift fomit das durch die Stanteflenergefehe beftimmte Verhältniß der Bes 
theiligung der obengenannten Stenerquellen an ber Geſammtſteuer (Grund⸗ 

eigenthum und Gefälle ',,, Gebäude %,,, Gewerbe Y,,) auch hier infos 
ferne maßgebend, als der Staatsftlenerbetreff für den Geſammtbetrag der 
Stenerquellen jener Gemeinde hienach berechnet if. Bergl. übrigens $. 263. 

3) Geſetz vom 6. Juli 1849. dritter Abfchnitt. ; 

4) Bergl. den Art. 2. des Geſetzes vom 18. Sunt 1849. Hicher gehörte 
3. B. die Slmminationsfteuer in Stuttgart bis fie nenerbings mit dem 
allgemeinen Stadiſchaden vereinigt wurde. 

5) Es wird zu diefen immerhin von ber geſetzlichen Regel abweichender 
Beſchlüſſen Staatsgenehmigung erforderlich feyn. — Giuen gefeglichen 
Borgang bildet die Umlage der Pfanbbereinigungstoflen auf Gebäude und 
Güter; ferner die nicht mehr ale bindend anzufehende Vorfchrift der 
Eom.Dd. IT. 6. $. 10. 14., wonach ber Aufwand auf Schafs und Pförch- 
wefen auf die Schafhalter unter den Bürgern, und des Reſcripts vom 
10. März 1716, wonach die Maulwurffangfoften bloß auf die Güter ums 
gelegt werben follen. j 


$. 261. 


Das Recht der einzelnen Gemeinde zu Befteurung der genannten 
Dermögend- und Einfommensarten beruht bei der erften Gattung 
darauf, daß die fraglihen Objecte und Einrichtungen im (dings 
lihen) Verbande diefer Gemeinde begriffen find, 1) was wieder davon 
abhängt, daß fie innerhalb der Markung derfelben gelegen find.?) 
Ueber die Ausnahmen hievon, welde im Zufammenhange mit der 
Befteurung für den Staat beftanden (Differenz der Markungs⸗ und 
der Steuergrenze), ift ſchon oben $. 211. das Nothige vorgetragen, 
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In gufammengefehten Gemeinden kann, je nachdem ihre Ver⸗ 
haͤltniſſe geregelt ſtnd (III. Theil I. Abth.), Ber Hauptgemeinde felbft 
für ihre Umlagen ein unmittelbares Befteurungsreht der im 
Belammtgemeindeverband begriffenen einzelnen Steuerobjecte zuftehen, 
was ein gleihmäßiged Steuercatafter für den gefammten Gemeinde: 
bezirk vorausfept, oder es kann, wenn die Bedürfniffe der Geſammt⸗ 
gemeinde auf die einzelnen Parzellen vertheilt werden, die Einzeln» 
beſteurung lediglich diefen überlafien ſeyn. 

Das Recht zur Befteurung der Capitalien und des Einfommens 
fommt für jeden Steuerpflitigen derjenigen Amtsförperfchaft und 
Gemeinde zu, im weicher derfelbe zu Anfang des Steuerjahrs den 
Wohnfig Hat. Hat Jemand in zwei oder mehreren inlänpifchen 
Gemeinden und Amtsbezirken feinen Wohnſitz, fo theilen fich diefe 
Gemeinden, bejiehungsweife Amtskörperfhaften, zu gleichen Theilen 
in das Beſteurungsrecht.) Wohnt der Steuerpflichtige abwechfelnd 
Im Inland und Ausland, fo Hat die inlänvdifche Gemeinde und 
Amtskörperfchaft das Beſteurungsrecht nur zur Hälfte. In zus 
fommengefepten Gemeinden wird die Befleurung von Capitalien und 
Beſoldungen in dem erften der vorhin genannten Yälle je nach dem 
Berhältniffe, in welchem die Zwecke und Aufgaben des ®emeindes 
verbandes zwiſchen der Gefammtgemeinde und den Parzellen vers 
theilt find, gleichfalls zu theilen, befier aber, um Weitläufigfeiten 
zu vermeiden, durch Webereinfunft der Geſammtgemeinde zu übers 
laſſen feyn, wenn ſchon nah dem Berhältniß der :Befammtgemeindes 
Toftensumlage das erlaubie Maximum diefer Steuern erreicht wird. %) 

4) Berw.Ebict $. 25. 

2) Berw.Ebict $. 3. 

3) Geſetz vom 6. Juli 1849. rt. 26. 

4) Geſetzliche Beftimmangen hierüber fiehen in Ausficht. ©. Nachtrag. 


a) Der Altern esse 


8. 262. 


Nachdem die in frühen Gejegen begründet geweſene Freilaſſung 
der Güter, Gefälle, Gebäude und Gewerbe ded Staates, 1) jelbft 
der vom Staate an Privaten verkauften, 2) ferner des Adels, wel 
chem bei der Zuziehung zur Stantöfteuer nah Aufhebung feiner 
frühern ftaatsrechtlihen BVerhältniffe (daher Neufteuerbarfeit) 
die Zreiheit von den „eigentlichen Gemeindelaſten“ vorbehalten wors 
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den war, 3) in Felge der allgemeinen Darkhführung des Gemeindes 
verbandes auf alle Theile des Stantögebietes weggefallen, nach⸗ 
dem ferner die in Kirchengefegen begründete Befreiung der Kirchen, 
PBfarreis und Schulgüter, Gebäude und Gefälle aufgehoben ift, 
naddem ferner Befreiungen, die fih auf frühere ftaatsrechtliche 
Grundſaͤtze und öffentlihe Einrichtungen gruͤndeten, 4) ohne Ents 
fhAdigung aufgehoben worden find, folhe aber, welche der Ger 
meinde oder Amtöförperfchaft gegenüber durch einen läjtigen privat- 
rechtlichen Titel von dieſen bleibend erworben worden find, zur 
Abtöfung gebracht werden mußten, 5) fo beftehen gefeglich nur noch 
folgende Befreiungen von der Befteurung jener Bermögend- 
deftände für Gemeindezwede: 

1) alle Gebäude und Grundftüde, welde ihrer Hauptbeftimmung 

- nah zu Öffentlihen Zweden dienen, ohne dem Eigenthümer 
einen öfonomifhen Nuten abzuwerfen; 9) 

2) die in der Krondotation begriffenen K. Sclöffer fammt ven 
dazu gehörigen Gärten und Anlagen. 7) 

3) Die auf Rechnung des. Staats betriebenen Salinn und 
Hüttenwerfe, ſowie der Eijenbahnbetrieb werden zwar nicht 
zu der Gewerbfteuer in der Gemeinde, in welder der Betrieb 
Statt findet, beigezogen; dagegen haben die betreffenden Ges 
meinden und Amtsförperfhaften das Recht, fowohl Die bei 
fothen Anftalten befindlihen Gebäude, als au die dazu ges 
hörende Grundfläche, mag lebtere angebaut feyn oder nicht, 
verhältnigmäßig mit Grund» und Gebäudefteuer zu belegen. 8) 

A) Neue bleibende Befreiungen von Amts⸗ oder Bemeindeanlagen, 
oder Averfalbeiträge ftatt derfelben dürfen zwar nicht mehr eins 
geführt werden. Dagegen fönnen aus befondern Gründen zur 
Beförderung öffentlicher Intereffen zeitliche Behreiungen von 
Staats⸗ oder ©emeindeanlagen, oder Verminderung der Beis 
tragspfliht auf die Dauer von höcftens zwanzig Jahren bes 
wilfigt werden.” Solche Bewilligungen, weldhe dem Nachlaß 
einer Forderung gleichfiehen, erheifhen jedenfalls die Zus 
fiimmung des Bürgerausfchuffes. 10) 

5) Vorübergehend find die frühern Eremten von einem Beitrage zu 
Zahlungsrückſtänden oder zu Verzinfung und Tilgung der vor 
dem 1. Ian. 1849 aufgenommenen oder verwendeten Anlehen 
infofern entbunden: a) als diefer Rüdftand oder dieſes An⸗ 
lehen von folhen Unternehmungen oder Laften herruͤhrt, welche 
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die Exemten ſchon früher für ihr Beſitzthum mitzutragen und für 
fih befonvers zu beitreiten hatten. Dod muß der Zahlungs⸗ 
rüdftand oder das Anleben aus den letzten zchn Jahren 
(feit 1839) Herrühren und es wird auf frühere Jahre zurück 
eine ſolche Ausfheidung nicht vorgenommen. b) Inſoweit als 
die Schulden und Zahlungsrüdftände aus der Ablöfung von 
Outslaften herrühren, bat der Beſitzer eines früher eremten 
Gutes, dem gegenüber dieſe Ablöfung Statt fand, nichts beizus 
tragen; wie denn auch für die Zufunft, wenn Gemeinden Ger 
fällablöfungsfchuldigkeiten auf die Gemeindecafie übernehmen, 
an diesfalffigen fteuerfußmäßigen Umlagen vie Befiger früher 
eremter Realitäten nur infoweit zugezugen werden können, ale 
unter jenen auch Ablöfungsfchuldigfeiten für die auf ihren eiges 
nen Gütern gelegenen Laften begriffen find. 11) Es find daher 
in den Rechnungen und Stats, wie in den Steuercataftern und 
Umlageregiftern diefe Betreffe von dem übrigen Gemeindeaufs 
wand abzufondern. Uebrigens ift auf Befeitigung und Bes 
reinigung dieſes abnormen Verhaͤltniſſes im Wege gütlicher 
Mebereinfunft unter den Betheiligten hinzuwirfen. 12) 


4) Vergl. namentlih Comm. O. IV. 1. $. 1. 3. 

2) Ungeachtet der entgegenfichenden Vorfehrift der Comm.O. V. 1. 5. 6. 
nahm bie Staatsfinanzverwaltung das Recht In Auſpruch, Staatsgäter 
mit Gemeindeftenerfreiheit an Privaten zn veräußern. Doch warb feit 
1821 die NRefolutiobebingung angehängt „bis zum Grfcheinen allgemeiner 
geſetz lichen Beſtimmungen über die Beitragspflicht folcher Güter zu Ge⸗ 

meindeumlagen.“ Trotz vielfacher Beſchwerden der Stände über biefe uns 
gerechte Finauzmaßregel warb erſt 1846 davon abgegangen. 

3) Verorbuung vom 27. Nov. 1810. Mpelsftatut vom 3. März 1817 und 
hienach die K. Deeclarationen über die Verhältniſſe des Adels. 

4) So namentlich die in Note 2. erwähnten. 

5) Geſetz vom 18. Suni 1849. Art 18. 19. Suflr. vom 8. Sept 1849. 
Abſchu. VI. 

6) cit. Geſetz Art. 8. Unbedentende Nebennutzungen kommen babei nicht im 
Beirat. Wohl aber find die darin enthaltenen Amtswohnungen öffent 
licher Diener viefen nah $. 263. in die Stener zu legen. 

T) Daſelbſt. S. Mohl, Staatsrecht. 

8) cit. Geſetz Art. 9. Nach gleichen Grundſätzen werben nach der Finauz⸗ 
Min.Berf. vom 6. Febr. 1850 bie a A Holzgärten behanbelt. 

9) Daf. Art. 20. 

40) Verw.Edict $. 52. Pkt. 6. 

4141) Geſetz vom 18. Juni 1849. Art. 5. 6. 

12) Iuflr. vom 8, Sept. 1849. $. 30. 
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$. 263. 


Während für die auch der Staatsſteuer unterliegenden Objecte 
das zur Unteraustheilung ter Staatöfteuer unter die einzelnen 
Steuerpflichtigen angelegte Cataſter ($. 217. 222. 231.) zugleich zu 
Bertheilung der Gemeindeumlagen dient, muß daffelbe hingegen in 
Bezug auf die von der Staatöfteuer ($. 209.), nit aber nad 
$. 262. von der &emeindefteuer befreiten Objecte zum Zwed der 
leptern ergänzt werden. Diefelben jind daher im Allgemeinen ganz 
nad denfelben Grundſätzen und Maßſtäben für das Gemeindefteuers 
catafter mit Steuercapital (das in Bezug auf die Staatsfteuerumlage 
nicht gilt, fondern nur fingirt if) anzuſchlagen,) mit folgenden 
Ausnahmen: 1) Die zur Anlegung von Salinen, Hüttenmwerfen und 
Eifenbahnen von Etaatöwegen verwendeten Flächen find nad ihrem 
jegigen Eulturftinde, wenn fie aber außer Cultur gefegt wurden und 
foweit fie nicht al8 Area oder Hofraithe zu den Gebäuten gehören, 
mit demjenigen Anfchlag ind Grundcatafter aufzunehmen, ven fie vor 
ihrer Verwendung zu dem gegenwärtigen Zwede hatten, oder, falls 
fie noch nicht cataftrirt waren, ohne die geſchehene Verwendung 
erhalten haben würten.?2) 2) Die Amtswohnungen der öffentlichen 
Diener find mit allgemein beflimmten, je nad) ter Claſſe derfelben 
verfchiedenen Anfchlägen in die körperſchaftlichen Gebäutecatafter 
aufzunehmen, und wenn ein folder Anjchlag für einzelne Diener 
nicht beftimmt ift, fo haben die Gemeindebehörden, unter Zuftimmung 
des Oberamtd, den der betrefienden Dienftfategorie und den fons 
fligen Verhältnifien entfprechenden Anfchlag feftzufegen. ®) 

Die Gefammtheit der Catafterfäge diefer von der Staatöfteuer, 
aber nicht von der Gemeindefteuer befreiten Objecte bildet fofort eine 
zweite Abtheilung des Ortscatafters in feinen verfchietenen Zweigen 
und ihre Summe, mit der für die Unteraustheilung der Staatsſteuer 
berechneten Cataſterſumme zufammengercchnet, ift der Gemeinde⸗ 
fhadensumlage zu Grund zu legen. 

41) Min.Berf. vom 8. Sept. 1849. $. 23— 29. 
2) Daf. $. 18. letzter Satz. 
3) 8. Verorbaung vom 23. Detober 1849. Rgbl. ©. 694. Hienach find 
namentlich anzufchlagen: 
a) die Mehnungen der Bezirksbeamten x. in . Claſſe e. 2425 fi.; 
b) die der Geiftlichen und Profefloren in den Lande 
fäbten, der Juſtitutsverwalter, Caſſiere, Poſt⸗ 
meiſter, Poſtverwalter ⁊ꝛc;. 0 0 0. Glafle f. 1600 f.; 
Ä 22 
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„ ©) die der Prägeptoren, Geiſtlichen auf bem Lande, ber Semeinbes 
beamten, gutsherrfchaftlichen Beamten - . .„ Claſſe g. 825 fl.; 
a) die ver Schulicher © - 2 2 0 0 0. Ülfeh OF. 
Für die hen Altnaren ıc. eingeräumten Zimmer findet ein Anfak nicht 
Statt. — Diefe Wohnungen, wie auch die als Befolbuugs- und Eins 
kommenstheile einer Stelle verlichenen Gefälle und Güter find daher nicht 
auf den Namen bes Eigenthümers, fondern auf den der mußnießen- 
ben Stelle, deren fewelliger Inhaber die Steuer zu entrichten Hat, zu 
cataſtriren. Siehe übrigens des Nachtrag. 


8. 264. 


Der Gemeindeſchaden iſt, getrennt von der Staatsſteuer und 
dem Amtsſchaden, auf die Einzelnen umzulegen, damit jeder Steuer⸗ 
pflihtige feinen Antheil an diefen verfchievenen Steuern erfennen 
mag. ?) Im Uebrigen ift die Zuziehung fämmtliher im Gemeinde 
und Steuerverband begriffenen Steuerobjecte. unabhängig von dem 
Wohnſitz und von dem Bürgerrecht des Eigenthümers oder Bes 
figerd.?) Der Einzug der Gemeindeumlagfchuldigkeiten gefchieht 
in den vom Gemeinderath zu beftimmenden angemefienen Zielern. ®) 

4) Eomm.D. IV. 2. $. 1. Verw. CEdict 6. 29. 
2). Bürgerrechtsgefeb Art. 66. Vergl. wegen ber Ausgeſeſſenen $. 218. 

Note 4. ° 

3) Verw. Edict $. 29. 


b) Der Eapitalien und Befolbungen. 
$. 265. 


Der Eapitalfteuer für Körperfchaftögwede unterliegen alle vers 
zinslihen Eapitalien der Privaten, der Corporationen und anderer 
öffentlicher und Privatanftalten, mögen foldhe im Lande oder au 
wärts angelegt feyn.1) Ueberhaupt gelten für Beiziehung zu biefer 
Befteurung ebenfo die oben ($. 246.) bei der Etantscapitalfteuer 
angeführten Beftimmungen, wie die dort aufgeführten Befreiungen 
von diejer Steuer auch hier gelten, und das Gleiche findet Statt 
bei der Befteurung der Befoldungen und Benfionm. 2) — Hiebei 
ift zu bemerken: 

1) Die Aufnahme der Bapitalfteuer für den Etaat ($. 248.) 
ist zugleih der Befteurung für die Gemeinde zu Grund zu 
legen. Da nun ein Theil, der Gapitalien, namentlich die kei 
öffentlichen Caſſen fiehenden, nicht wurd Angabe. bei der Orts⸗ 
behörde in die Staatöfteuerlifte fommt, fo müffen: dieſe für den 





Gu $. 265.) 


— 


Ver ntionen und Gemeinden 
| 


“ 


nn nn —— 
' 


|8teuer — 
thin im Ga 
für bie ai Be 
” 
@ b. 
3 |Gemeinde.f ad ® ad b. von 
a 
: —J A Ar Tr Teen m — — 
m ı 1—-| 1/1 4149 | 93712404 fl. 
1 —| 1 1 448,1 9|37 [2403 A. 
AI—| A 4| 484,1 9| 37 2402 fl. 


1,8 4148. 9136',12401 A. 


Einfommen 
901 600 His 
1200 ff. mit 
einem Anfage 
von 30 fr. und 
1 8. für die 
erfien 600 fl. 
unb einer Zus f 
lage von 10 kr. 
und 20 fr. für 
jebes weitere 
100 |. 





—re u ———— —6 ——— un un — no u m hen zum nz MR © oh, net a Dani 


_ 0 — i 


Zwed ber Gemeindebeſteurung von den Beibern befenders an⸗ 
gezeigt werden. Diefe Bafiencapitalien find in das Aufnahmer 
protofoll zu verzeichren und abgefondert von den übrigen Capi⸗ 
talien zufammenzurechnen ; der Geſammtbetrag der erfern wird 
fodann in der fummarifchen Urfunde am Schluſſe beigefügt, in 
dem Einjugsregifter aber die Summe der für die Amtskoͤrper⸗ 
haft und Gemeinde zu fteuernden Sapitalien in befondern 
Eolumnen aufgeführt. 9 

2) Ebenſo und mit derfelbe rſchrift wegen befonderer Anzeige 
der nicht für die Stau. :euer zu fatirenden Befoldungen 
(8. 250. ff.) bildet die Aufnahme der Befoldungen ıc. für 
bie Staatöfteuer Die Orundlage für die Gemeindebeiteurung ;®) 
es haben überdies die Caſſen, welche die Steuer von den nicht 
fatirten Befoldungen erheben, alsbald nach erfolgter Aufnahme 
derfelben den Oberämtern WVerzeichniffe hierüber zuzuſtellen. 5) 
Da indeffen folgende beim Staat der Befoldungsfteuer unter- 
worfene Beſoldungstheile, nemlih: Guter, Gefälle und Gebäude, 
bei den Gemeinden der Beiteurung nad denſelben Grundſaͤtzen 
unterworfen find, wie die im Privatbeſitze befindlichen Güter, 
Gefälle und Gebäude ($. 263.), jo find mit Weglaflung diefer 
Gehaltsgenüſſe mur tie andern in $. 250. erwähnten Eins 
Iommensarten bier für die Gemeindebefteurung aufzunehmen. ©) 

3) Die Verheimlichung oder zu geringe Angabe eines Capitals⸗ 

oder Eintommenstheild in Bezug auf die Gemeindebefteurung 
‘wird, wie hinſichtlich der Staatöftener, mit dem fünfjehnfachen 
Betrage der zurüdgebliebenen Steuer, beftraft und fließen dieſe 
Strafen in die betreffenden Amts⸗ und Gemeindecaffen. 7) 

1) Wie hier die im Auslanbe wohnenden Etaaisbärger vermöge ihres aus⸗ 
wöärtigen Wohnfiges befreit find, fo tft die Befreiung der im Laube woh⸗ 
nenden Ausländer, welche bei ber Staatsſtener zugeflauden if, hier nicht 
gerechtfertigt. 

2) Geſetz vom 6. Juli 1849. Rgbl. S. 287. Art. 27. 28. 

3) Daf. Urt. 27. und Inſtr. vom 6. Sept. 1849. 8. 3. 

4) Daf. 

5) Fin. Min.Berf. vom 11. Oct. 1849. Rgbl. ©. 64. $. 7. 

6) K. Berorbnung vom 23. Oct. 1849. Rgbl. S. 604. $. 4. 

7) eit. Geſetz vom 6. Inli 1849. Art. 27. 


$. 266. 


Der Maßſtab, nach welchem Capitalien und Beſoldungen 
für die Zwecke der Amtskoͤrperſchaften und Gemeinden zu beſteuern 
22 % 
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find, ift mit dem Staatswirthichafteplane in Zufammenhang gebracht 
und daher einer (hienach wechfelnden) Gefebgebung vorbehalten. 1) 
Für jest ift hierüber Solgende® beftimmt : 2) 

1) Die Steuer, welde aus diefen Steuerquellen für die Ge⸗ 
meinde und Amtskörperfhaftzufammen erhoben wers 
den darf, darf in feinem Falle folgende Beträge überfteigen: 
a) von Eapitalien 3 fr. vom Huntert Capital; b) von Bes 
foldungen 2c.: a) welche 200 fl. nicht überfteigen, 3 fr. vom 
Hundert; 8) weldhe 300 fl. nicht überfteigen, 6 fr. vom Huns 
dert; y) bei mehr als 300 fl. bis zu 600 fl. von jedem Hun⸗ 
dert 15 kr., von jedem weitern Hundert bie zu 

1200 fl. je 30 fr., 
1800 fi. je 45 kr., 
2400 fl. je 54 fr., 
3600 jl. je 1 fl. 

4800 fl. je 1 fl. 6 kr., 
weiterhin je 4 fl. 12 fr. 9) 

2) Es darf jedoch dieſe Steuer überhaupt nur erhoben werden, 

wenn in der ©emeinde oder Amtsförperfchaft gleichzeitig eine 
Umlage auf die übrigen directen Steuerquellen ($. 260.) Statt 
findet, und wenn die der Kal ift, fo darf die Steuer aus 
Eapitalien und Befoldungen innerhalb der ad 1. beftimmten 
(abfoluten) Grenze gegenüber der Umlage auf die andern 
Stenerquellen das Verhältniß nicht überfteigen, weldes in 
demſelben Amts⸗ und Gemeindebezirke zwifchen der Staates 
fteuer aus Orundeigentbum, Gefällen, Gebaͤuden und Ges 
werben und der Staatsfteuer aus Capitalien und Befoldungen 
Statt findet ) (relatived Marimum). Die unter leßterer bes 
griffene Steuer von Apanagen und Penfionen wird hiebei 
zuvor auf den Betrag ermäßigt, der nah den Normen für 
Befteurung. der Befoldungen zu erheben wäre. 5) 

3) Die in Pt. 1. beftimmten Steuern hat die Amtsförperfchaft 
bis zu einem Drittel, das Lebrige aber die Gemeinde anzu: 
fprehen. Wenn und ſoweit die Amtsförperfhaft das ihr zus 
ftehende Drittel gar nicht oder nicht vollftäntig in Anſpruch 
nimmt, füllt der Mehrbetrag der betreffenden Gemeinde zu. — 
Die Berechnung diefer Steuer ift tüdhtigen Gefchäftsmäinnern 
zu übertragen und von den Thberämtern zu prüfen. Die Bes 
lohnung der erftern if zwifchen Amtöforporation und Gemeinden 
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nach den Verhältniffe des Antheild an diefen Steuern au vers 
theilen. 

3) Die Steuer wird von dem Ortöfteuereindringer eingezogen und 
der Amtskörperfchaftöbetreff davon der Amtspflege abgeliefert. 


1) Geſetz vom 6. Juli 1849. Art. 27. Der hienach feſtgeſetzte Tarif für die 
Gemeindebeſtenrung iſt weientlih im Hinblid auf die gegenwärtige hohe 
Staatsbefteurung von Capitalien und Beſoldungen feitgeftellt, daher bei 
einer Aenderung ber letztern wohl auch einer Revifion zu unterwerfen. 
S. Note 4. Doc follte durch das Gefeh von 29. Juli 1849 mindeftens 
noch ausgebrückt werden, daß die Befteurung diefer Duellen der Gemeinde 
zufiehe, wenn auch die Staatsfeuer aus einer ober der andern biefer 
Steuerquellen anfgehoten würde. Sitzung 184. ©. 4809. ber Abgeorbnetens 
fammer von 1849. ü 

2) Geſetz vom 29. Juli 1849. Rgbl. S. 345. Inſtruktion hiezu vom 
6. Sept. 1849. Rgbl. S. 546. 

3) Die Refolvirung hiezu in beiliegender Takelle. In der Feſtſetzung biefer 
Beträge war man durch die Höhe der Staatsbeſteurung befchränft; fonft 
wäre namentlich das Befoltungsfienermarimum zu nieder gegriffen, doch 
darf wohl dabei beachtet werben, daß biejenigen Beamten, die ihren 
Wohnfitz an Orten mit großen Gemeindeumlagen ıc. haben, beshalb bes 
ſchwert wären, weil die Wahl des Wohnfiges keine freiwillige if. 

4) Ein beſtimmtes Verhaͤltniß zwifchen ver Umlage auf die alten Steuer: 
quellen und der Beiziehung von Caritalien und Befoldungen ꝛc. zu ben 
Gemeindelaſten mußte nothiwendig feftgejegt werten, damit die legtern mit 
dem gefehlich erlaubten Betrage (Pt. 1. oben) nicht außer Verhaͤltniß 
zu andern Stenerpflichtigen befteuert werben. Diefes Berhältnig wäre 
aber richtig beſtimmt, wenn das Verhältnig der Staatsfteuer zwifchen 
beiderlei Elafien von Steuerquellen richtig wäre, wie es befanntlich nicht 
if. Mit Aenderung diefes Verhältnifiee muß aber auch das Verhältnig 
in der Gemeinbebeftenrung fid) ändern und bedarf daher dann einer gleich- 
zeitigen nenen Regulitung. Nähere Erläuterung über obigen Satz f. in 
Note 6. — Zu der Staatsftener ans Gapitalien iſt hiebei auch viejehige 
zu rechnen, welche Ginwohner bes Bezirks und der betreffenden Gemeinde 
aus Gapitalien bei öffentlichen Caſſen zu zahlen haten, und zur Staats⸗ 
feuer aus Befolbungen bie, welche von ber Staatscafle unmittelbar durch 
Abzug erhoben wird. 

5) Weil die Grunde für die außerordentlich hohe Beſteurung dieſer Eins 

kemmensarten zur Staatscafle gegenüber der Gemeinde nicht zutreffen, 
gegenüter von welcher der Penfionirte ac. in bemfelben Verhältmiſſe if, 
wie ber Befoldete ıc. | 

6) Diefe Vertheilung zwifchen Amtscorporation und Gemeinde if eine wills 
führliche und befchräntt das Stenerrecht der erſtern namentlich da zu fehr, 
wo viele Laflen, die an fich der einzelnen Gemeinde obliegen, auf bie 
Amtscorporation übernommen find. — Das Verfahren bei Ausmittlung ver 
Stener auf Eapitalien und Befoldungen muß nach Obigem folgendes ſeyn: 
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“ 4) Zuerft muß ermittelt werben, was an biefer Steuer die Amis⸗ 
corporation in Auſpruch nimmt: Es beirage 
ber Amtsfhaden - = = = 2 2 2 0 0 00. 10,000 f., 


bie Staatsſtener bes war. aus ben alten 
Gtieneruelen . . . 0 0. %,000 fl., 

bie Gtaatscapitalkener ves — Dberamts - 5,006 i., 

bie Befoldungsfteuer vesgleihen - » 2 - 0 0. 2500 fl. 


37,500 |, 
fo fommt von 10,000 #. Amtsſchaden auf Capitallen 1,333 fl. 20 kr., 
Befoldungen 666 fl. 40 Er. 


Da — das Marimum der Eorporationscapitalftener (dermalen 
zum Staate 15 fr. von 100 fl., alfo *, hievon) 1000 fl. und hie⸗ 
von Y, ber Amtscorporation gebührt mit 333 fl. 20 fr., fo darf fie 
jedenfalls und hoͤchſtens diefe Summe in Anſpruch nehmen und kommt 
der Gemeinde hievon wichts zu gut. Gbenfo ift es bei der Bes 
folpungsfteuer, wenn das wach Bit. 1. oben zu berechnente Maris 
mum ben Betrag von 666 fl. 40 Fr. nicht erreicht oder überſteigt. 


Es fey aber der Amtsjchaden nur 2000 fl., fo kommt 
auf Eapitalin.. . . » 22.266 fl. 40 ke. 
und fallt fomit an bem Drittel sa Amtscorpos 
ration a 333 fl. 20 kr., weil ihr Betreff 
das oben berechnete Berhältniß nicht über: 
fleigen darf, ver Gemeinde na . . . . 66]. 40 Fr. 
oder im Banzen Y. 


Sn dem ad 4. oben enthaltenen Gabe if zugleich aber ans⸗ 
gedrückt, daß die Amtscorporation, auch wenn fe Amtsſchaden uns 
legt, auf ihren Betreff an Capitals und Beſoldungsſteuer zu Gunften 
ber Gemeinden im JIntereſſe der Geſchaͤftsvereinfachung ganz ver- 
zigten Tann. ©. Motive gu dem Gef.Entw. 1. Beil. Bd. ©. 876, 
wodurch jeboch diejenigen au von den Amtskoſten befreit würden, 
welche in Gemeinden wohnen, bie feine Gemeindeſchadensumlage 
haben. 


2) Geſetzt num, in der Gemeinde A. beirage 
ber Semelnbefhaben © - © 2 0 0 0 0. ee 500 il., 


die Staatöftener ans den alten Stenermellen . . . 1000 f., 
ans Eapitalien (wobei die Stener aus den bei dffent: 
chen Saffen ſtehenden Eapitalien der non 








hinzuzurechnen M) - oo 000. 50 fl, 
Beſoldungen e 0 ® ® 1} . — 0 [3 ‘ ‘ ‘ 25 R., 
1075 i., 


fo könnte nach Berhältnig auf Sapitalien gelegt werben 23 fl. 16 Er., 

Befoltungen . . „ . 11J. 38 kr. 

Die Gemeinde darf aber von der Corporationeſtener von Eapis 
talien nur in Anſpruch nehmen 
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2/, vom Marimalbetrag von 10 fl. mit . . . „ BJ. 40 kr., 
und in dem zweiten ad 1. angenommenen Falle ein 

weiteres Fünftel von dem Drittel ber Amtes 

eorporation Eon LE ne 40 kr., 


7. 20 f., 
was auf bie Gapitalfummen zu repartiren if und woran es (bei oben 
voramsgefeuten 20,000 fl. Eapitalien) das 100 träfe 2 fr. 1%, hi. 
ober den Gulden Staatscapitalftiener . . . 2. 8 4%, hl. 

Geſetzt aber, nuter übrigens gleichen Steuerverhältniffen wäre 
ter Gemeindeſchaden nar 100 f., fo könnte 

auf Eapitalien üterhaupt nur lommen ı . . . 4... 38 fr., 

auf Befoldungen .  . - s 00... 3. 20 kr., 
und könnte fomit bie Gemeinde nit. nur nicht das vom ber Amtes 
eorporation übrig gelaflene Yı, , fondern nicht einmal ihre vollen 
Y, mit 6 fl. 40 fr. an Eapitalfteuer, fondern nur die oben berech⸗ 
neten 4 fl. 39 fr. oder per 100 fl. 1 fr. 27, bi. anſprechen. 

Würde fih das bei jedem Ginkommen zn berechnende und dann 
zu fummirende Befolpungsflenermarimum in der Gemeinde etwa 
anf 4 fl. berechnen, fo Fönnte die Gemeinde im leptern Fall ſtatt 
4 fl nur 35 kr. anfegen, und fo herunter in dieſem Berbältnifie. 
Vergleiche hiemit die Erläuterungen und Tabellen bei der cit. ns 
ſtruktion. 

3) In dem Ginzugsregifter, bas über bie Staatscapitals und Befolbunges 
feuer gemacht wird, And weitere Muprifen für die von Amtelärpers 
fchaft nnd Gemeinde zu erbebende Steuer anzufügen und es erhält 
der Oberamtspfleger: vom Oberamt ein Berzeichniß des von jeder 
Gemeinde zu erhebenden Betrages für die Amtskörperfchaft. 


$. 207. 


Die Steuer aus Eapitalien und Befoldungen wird übrigens 
formell gleich den indirerten und Perſonalſteuern infofern behanvdelt, 
als diefelbe unter die etatmäßigen Einnahmen nad einer auf den 
Betrag vorangehender Jahre fi fügenden Echägung, jedoch nur 
in dem Galle aufgenommen wird, wenn überhaupt eine Umlage zu 
maden ijt.1) Der nad Abrehnung auch diefer Einnahmen fich 
ergebende Abmangel bildet ſodann, wofern eine andere Dedung 
nicht gefehmäßig beichloffen wird, die auf die Staatsfteuer aus 
Grundeigenthum, Sefällen, Gebäuden und Gewerben (vergl. $. 263.) 
umzulegende Gemeindefteuer. 


1) SInflr. vom 6. Sept. 1849. $. 2. Es iſt dies eine nicht begründete Vor⸗ 
ſchrift, da er der Abſchluß des Etats vie Nothwendigkeit und Größe einer 
Umlage ergibt uud an biefer fofort ber Antheil jener Stenerguelle ermittelt 
werben Tann. 
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II. Amtscorporationoſtenern. 


| $..268. | 

Die Amtsförperfchaft erhebt den mittelft Steuer aufzubringenden 
Abmangel ihrer Einnahmen iediglih im Wege directer Befteurung, 
zunächft mittelft verhältnigmäßiger Beiziehung der Capitalien und 
des Einkommens in Befoldungen ⁊c. der Bezirkseinwohner innerhalb 
der hiefür geftedten Grenzen ($. 266.), forann mittelft Umlage 
auf das hiezu gleihmäßig beftimmte Staatsftenercatajter in Grund⸗ 
eigenthum, Gebäuden, Gefüllen und Gewerben, nebft dem Gatafter 
der unter denjelben Grundfigen, wie bei den Gemeinden ($. 263.), 
nah den für das Oberamtscatafter beftehenden Vorfchriften 
eingeſchätzten ftaatöfteuerfreien, aber corporationsfteuerpflichtigen Obs 
jecte dieſer Art.1) Auf diefelbe Weile wird fofort die Summe der 
zur Bergleihung unter den Gemeinden des. Bezirks geeigneten Leis 
ftungen der legtern (III. Theil I. Abth) vertheilt. 2) 

Uebrigens kommen bei diefer Umlage nicht unmittelbar die eins 
zelnen Steuerpflichtigen in Betracht, fondern diefelbe erfolgt mittels 
bar auf die einzelnen im Bezirke verbundenen Gemeinden nad 
Verbältniß ihrer vorhin benannten Gatafterfummen, fo daß jede 
Gemeinde als Schuldnerin des ihr zugefchiedenen Betreff an Amts» 
fhaden und Amtsvergleichungskoſten erfcheint. 

Beides wird fonach auf die Gemeinden umgelegt, tie Umlage 
vom Oberamt geprüft und ausgejchrieben und der Betreff von den 
Drtöfteuereinbringern zur Amtöpflege geliefert. 3) 

1) Stenerinftir. vom 6. Sept. 1821. $. 10. Verf. vom 8. Eept. 1849. 

5. 11— 22. | 


2) Verw. Edict $. 85. 
3) Comm.O. V. 10. $. 10. Berw. Edict 8. 80. 


III. Steuern der Kirchengemeinde. 


$. 269. 


Bei Kirchengemeinden kommt 1) zunädft die Art der Bers 
theilung firchlicher Koften zwifhen mehreren firchlich vereinigten 
Körperfhaften in Betracht. In diefer Beziehung ift a) beitimmt, 
daß, wo nicht Vergleich und unfürdenflihes Herfommen etwas Ans 
dered beftimmen, an der Aufzugsfoftenvergütung eines Dekans 
($. 134.) die Stadt oder der Ort, wo derfelbe zugleich Pfarrer ift, 
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die Inveſtiturkoſten allein und an dem Mebrigen ‘, übernehmen, 
während die übrigen ?/, auf die zur Diöcefe gehörigen Orte nad) 
dem Steuerfuße vertheilt werden follen.) by In Bezug auf die 
Bertheilung der Kirchengemeindefoften zwifhen Pfarrorten und zus 
gehörigen Filialien entfcheiden wieder zunächft Herfommen und Vers 
fräge?2) und es gehört dahin aller Aufwand für gemeinfame kirch⸗ 
liche Bedürfniffe, welcher nicht vermöge befondern Rechtstitels einem 
Theile der Kirchengemeinde ausfchließlih obliegt (vergl. $. 140.). 
Im Streitfalle gefchieht die Vertheilung der Koften nad dem Maßs 
ftab ver Bamilienanzahl jedes zur Pfarrgemeinde gehörigen Orts. 9) 
2) Bezügliiy der Umlage der, hienach die einzelnen Orte treffenden 
Kirchenkoften auf die einzelnen Kirchengemeindeangehörigen bes 
fteht eine allgemeine gefegliche Beſtimmung nicht; foweit aber die 
Koften nicht auf die (bürgerliche) Gemeinde übernommen (III. Theil 
I. Abth.) und mithin nöthigenfalld nad dem gewöhnliden direrten 
Steuerfuß aufzubringen find, werden diefelben felbit wieder nach dem 
Eteuerfuße, fehr häufig aber auch herfömmlicherweife im Wege der 
Perfonalbefteurung nad dem Mapftab der Ehen, oder überhaupt der 
felbftitindig Lebenden, mit Begünftigung ter Wittwen und allenfalls 
mit einiger Rüdfiht auf die Steuerfähigfeit durch Aufftellung zweier - 
Elafien nach allgemeinen Merkmalen, 3. B. Führung eines Pflugs, 
Belip eines Aders im Winterfeld u. dergl., aufgebradt. Diefe 
Bertheilungsweife entfpribt an fit ter Gerechtigkeit, infofern der 
Genuß der kirchlichen Einrichtungen ein rein perfünlicher, Allen gleich» 
mäßig zufommender iſt; fie wird aber, um nicht drüdend zu werden, 
um fo mehr auf die Steuerfähigfeit Nüdficht nehmen müffen, je 
ftärfer die Imlagen find und je größere Bermögensverfciedenheiten 
in der Gemeinde beitehen. — Daß für die Umlage einer beftimmten 
Kirchengemeinde auch nur die der Confeſſion nad zu ihr ge- 
hörigen Einwohner beigegogen werden fünnen, verfteht fi von 
feibft. 4) = Auch find von diefer Umlage die Befiger ehemaliger 
Standesherrichaften und die Rittergutöbefiger nicht befreit. 5) 
1) Comm.O. VII. 1. $. 14. 
2) Daf. $. 13. FE 
3) Hierauf erfannte das Minifterium des Innern In einem Spezialfall am 
6. Zuni 1844 anf Grund der analogen Anwendung des Schnlgeſetzes 
($. 270.). 
4) er — a. a. O. $ 14. Dieſer Punkt bedarf übrigens im 
Folge der Umgeſtaltung ber Grundſätze des Stantsfirchenrechts einer ges 
feglihen Regelung. 
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5) Geſetz vom 18. Juni 1849. Urt. 7. — Uebrigens pfiegt man bis jeht 
bloße Gaͤſte, d. b. nur vorübergehend und ohne förmliche Autheilung bie 
Kirche befuchende Einwohner, wicht beizuzichen. 


IV. Beflenrung in der Schulgemeinde. 


$. 270. 


In sufammengefebien Gemeinden hat jeder für fih beftehende 
Ort (Gemeindeparzelle), wenn nit durd Bertrag oder Herfommen 
etwas Anderes feſtgeſetzt ift, die Koften feiner Volksſchule oder 
feines Antheild an einer Bezirksſchule für fih aufzubringen. Die 
Koften einer mehreren Orten gemeinfhaftliben Volksſchule werden, 
foweit nicht Herfommen oder andere Rechtötitel etwas Anderes bes 
ftimmen, zwiſchen den betheiligten Orten nad) der Anzahl der im 
Schulverbande ftehenden Familien derfelben vertheilt.1) Hie⸗ 
dur iſt nicht ausgeichloffen, daß in einer Geſammtgemeinde, deren 
Parzellen zu verſchiedenen Schulgemeinden eingetheilt find, die Bes 
treffe ſaͤmmtlicher Parzellen an Schulkoſten zufammengeworfen und 
als. Laft der Gefammtgemeinde behandelt und umgelegt werden, menn 
die Gefammtgemeinde in diefer Art durch fürmlichen und geſetzlichen 
Beſchluß die Verbindlichfeit, ven Schulaufwand für ihre Angehörigen 
zu beftreiten, übernimmt. — Innerhalb der einzelnen Orte oter für 
die Unteraustheilung der etwa durch Umlage aufzubringenden Schuls 
foften auf die einzelnen Schulgemeindeangehörigen entfcheidet der 
gewöhnliche Steuerfuß, wie bei andern Laften der bürgerlichen Ge⸗ 
meinde. 2) — Dem Adel flieht auch hier eine Befreiung nicht 
mebr zu. 3) 

41) Schalgeſetz vom 29. Erpt. 1826. Art. 18—20. Diefe Beſtimmung wirkt 
bei dem in der Regel durch Umlage aufzubringenden und nicht, wie bei 
Kirchengemeinden, duch Stiftungen gebedten, bedeutenden Schulanfwanb 
für bevölferte Orte in der Schulgemeinde fehr drückend, wie benn öfter 
der Befiger eines nahen Hofgnts mit eigener Marfung auf dieſe Weife 
nit höher angelegt if, ale ein unbemittelter Einwohner des Haupt⸗ 
orte 30. — Uebrigens werben zu den Familien hier nicht bloß bie bürgers 
lichen oder mit directer Etener angelegten, fondern überhaupt alle vers 
fanden, welche ihren Wohnfig in der Schulgemeinde und nicht eine eigene 
Confefkonsfchule haben. Spezialerlaß des Miniſteriums des Junern vom 
10. Aug. 1840. 

2) Schulgefeg Art. 18. 

3) Gefeh vom 18, Inni 1849. Art. 7. 
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Britte Abtheilung. 
Srohnen. * 


$. 771. 


Den Steuern ftehen Frobnleiftungen entgegen, d. h. unmittels 
bare Leiftungen der Gemeindegenofien für öffentliche Zwecke, durch 
Handarbeiten,: Gänge oder durd Stellung von Vieh und Gefchirr 
zu Fuhren, Ritten. Diefe Zmwede find theild allgemeine Staatds 
zwecke, und es werben bie Frohnleiftungen hiefür, gleich den Eteuern, 
junähft an einzelne oder an mehrere Gemeinden, je nad Bedarf, 
angefordert, oder betreffen fie nur das bejondere öffentliche Intereffe 
der Gemeinde felbit. Hiezu famen in früherer Zeit Brohnleiftungen, 
welche allen Einwohnern einer Gemeinde oder bejtimmten Elaffen von 
Einwohnern fraft einer befondern (namentlih auf Lagerbuͤcher ges 
gründeten) Verbindlichkeit im oͤkonomiſchen Intereſſe der Finanzver⸗ 
waltung oder einzelner Privaten oblagen, die aber in Folge der 
Geſetze vom 28. Det. 1836 und 29. Aug. 1849. Art. 3. theils abs 
gelöst, theild unentgeltlich aufgehoben wurden und nicht mehr aufs 
erlegt werden dürfen. 


8. 272%. 


Die Frohnen für öffentlide Staatszwecke find im Öntereffe 
der Rectögleichheit der Staatsbürger und der Vereinfachung der 
Staatöverwaltung gegen früher wejentlich eingefhränft und im Gans 
zen nur für außerordentliche Fülle vorbehalten worden. So werden 
namentlih 

1) die frübern Vorſpanns⸗ ꝛe. Leiftungen für Militär, Lands 
jäger ıc. jegt nur noch in dem Umfange, wie cd im 6. Kapitel 
des II. Theild dargeftellt it, — die Vorfpannsleijtungen für 
den K. Hof!) und für die Landgeftüte aber nicht mehr gefordert, 

2) Das Frohnbotenmwefen ift abgeftelt und die Verwendung von 
Frohnboten für Beförderung amtlicher Eorrefpondenzen nur für 
außerordentliche Fälle vorbehalten ($. 186.). | 

3) Während fodann bei einer zum Zwed der Beifangung von 
Berbrechern veranftalteten Nacheile durch einzelne Berfonen 


»Wekherlin, Darfiellung ber Grunpfähe, nach welchen Frohndienſte 
einzutheilen ſind ꝛe. Stuttgart 1798, 
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(außer den hiezu verpflichteten Randjägern), deren Belohnung 
auf die Staatscaffe fälltt,2) find zu einer allgemeinen Streife 
für diefen und andere Zwede die dazu berufenen Ortseinwohner 
nach den bienad enthaltenen Beitimmungen von Frohnen über= 
haupt verpflichtet, jo daß eine Bezahlung hiefür aus der Staats⸗ 
caffe nicht Statt findet und der Koftenerfag nur von einem 
hiezu gerichtlich verurtheilten, vermöglichen Verbrecher verlangt 
werden kann. Dagegen findet hiefür bei allgemeinen (nicht 
bloß oͤrtlichen) Streifen eine Bergleihung unter den Gemeinden 
jedes Bezirkes Etatt und haben hieraus namentlih die Ans 
führer der Streifmannfchaften Taggelder und KReifefoftenent- 
[hädigungen anzufprechen, während die Reifefoftenvergütungen 
der Staatsbeamten und Staatdoffiianten auf die Staatscafle 
fallen. 3) 


1) K. Verordnung vom 17. Dee, 1818. Rgbl. ©. 1. von 1819. 

2) Eriminalgebührenorbnung vom 24. Nov. 1826. $. 2. 

3) Dinifterialvorfchrift vom 6. Det. 1813. Die Hülfe bei Feuersbrünſten 
und andern Unglüdsfällen ift als allgemeine Menfchen: und Bürgerpflicht 
nicht unter den Begriff der Frohnen zu bringen. 


8. 273. 


Der Umfang und die Art der Frohnen für Gemeindezwede 
iſt theils durch Gefege, theils durch örtliche Herkommen oder be- 
jondere ortsobrigfeitliche Beichlüffe beftimmt.1) Frohnleijtungen finden 
Statt: 1) zu Unterhaltung der Nachbarſchafts⸗, Orts⸗, Güters und 
Waldwege; 2) zu Bebauung von Gemeintegütern, Waldgeihäften ; 
3) als Wachdienſte, Botengänge, Armenfuhren; 4) zu Gemeinde⸗ 
gebäuden. In dieſer Beziehung verpflichten die Kirchengeſetze die 
Kirchengemeindegenofien bei Kirhenbauten zu Leitung der ge- 
meinen Handarbeiten und ver Fuhren „nad Billigkeit und Gelegen- 
heit dee Bauens,” d. 5. foweit cd zweckmäßig und ohne brüdende 
Beläftigung der Gemeindegenoffen gefchehen kann, 2) fo daß dieſe 
Leiftungen von dritten. Bauverpflichteten gefordert werben fünnen 
($. 129.) und bei Staatsbeiträgen der Werth diefer Leiftungen in 
den der Berwilligung zu Grund liegenden Bauaufwand nicht eins 
gerechnet wird. 

Im Uebrigen ift zu gemeinderäthlichen Beſchlüſſen, wodurd das 
in Beziehung auf Frohnleiftungen beftehende örtlihe Herfommen 
abgeändert wird, wegen der wejentlihen Einwirkung verfelben auf 
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den Gemeinbeetat die Zuftimmung des Buͤrgerausſchuſſes, dagegen 
die Staatögenehmigung nur infowelt erforderlich, ald hiedurch wirth⸗ 
fhaftlihe Maßregeln (3. B. erhöhte Umlagen) nothwendig werden, 
für welche diefe Genehmigung erforderlich if. 

Statt der Naturalfrohn befteben aber häufig perfönliche 
Geldabgaben zur Gemeindecaffe (Frohnſurrogatgelder, Wachs 
gelder). Die Einführung und Erhöhung, Verminderung oder Aufs 
hebung folcher Leiftungen ift von Zuftimmung des Buͤrgeraus⸗ 
ſchuſſes), von der Staatögenehmigung aber nur in dem vorhin 
bemerften Falle abhängig (vergl. $. 276.). 


4) Bürgerrechtsgefeh Art. 55. 
2) Kaſtenordnung von 1615. Tit. Kirchen x. 
3) Verw. Edict $. 53. 


$. 374. 


Die Frage, inwieweit die Frohnen mit den Grundfägen der 
Gerechtigkeit und der vernünftigen Wirthfchaft vereinbar feyen, laͤßt 
fi nicht. allgemein, fondern nur je nad dem Verhaͤltniſſe der eins 
zelnen Gemeinde und dem Umfang und der Art der Frohnen beant- 
worten. Im Allgemeinen fpricht gegen biefelben der Darin gelegene 
perfönliche Zwang, der die Würger abhält, ihrem Verdienſt nachzu⸗ 
gehen, und die Erfahrung, daß die Gejchäfte im Wege der Frohn 
weniger gut und mit unnötbiger. Zeitverfchwendung beforgt werben. 
Man wird fih daher gegen Beibehaltung der Frohnen in ſolchen 
Orten ausſprechen müflen, wo eine große Zahl der Einwohner auf 
den Berdienft dur tägliche Arbeit verwiefen ift, ferner wo wegen 
Drtdabwefenheit vieler mit Gütern oder Gebäuden angefeffenen 
Bürger und bei vielen ausgefeffenen Güterbefigern in ter Markung 
Cfofern nicht gegenüber von biefen eine Ausgleihung auf dem in 
$. 218. Note 4. bezeichneten Wege erzielt werden Tann, vergleiche 
übrigens $. 277. Rote 1.), oder wegen der im Verhaͤltniß zu den 
Andern bedeutenden Zahl ſolcher, denen die Perſonalfreiheit geſetzlich 
zugeſtanden iſt (8. 275.), die im Wege der Frohn zu beſorgenden 
Leiſtungen für das Geſammtintereſſe der Gemeinde nur auf einen 
Theil der Bürger und der fonft Betbeiligten fallen; ſodann wird die 
perfönliche Anftrengung der Bürger durch Frohnen in folden Ges 
meinden, deren ordentlihe inkünfte zu Dedung alles, aud des 
durh Einftelung der Frohnen, vermehrten Aufwandes für öffente 
lihe Zwecke hinreichen, ohne die Billigung ſaͤmmtlicher Einwohners 
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tlaſſen nicht gerechtfettigt ſeyn; jedenfalls aber wären die allen Buͤr⸗ 
gern gleichmaͤßig obliegenden Frohnen fuͤr ſolche Zwecke, deren Vor⸗ 
theil mit dem Beſitze zuſammenhängt und die daher vorzugsweiſe 
den höher Beſteuerten zu gut kommen, z. B. Frohnen zu Bebauung 
der Gemeindeguͤter, zu Erhaltung der Ouͤterwege 2c., überall da, wo 
nicht die Steuerpfliätigen wiever für gemeinfame Zwede ohnehin 
fhon verhaͤltnißmaͤßig in Anſpruch genommen find, einer geredhten 
Bertheitung der äffentlihen Laften zuwider. Dan wird dagegen 
die Frohnen gerechifertigt finden, mo 1) den Bürgern audi perfön- 
lihe Nutzungen aus dem Gemeindevermögen zu gut kommen, die in 
der Regel aus einer Zeit herrühren, in welcher an eine andere Art 
der Beforgung öffentlicher Gefchäfte, ald durch Frohnen, ger nicht 
gedacht wurde, und deren Aufhebung in der Regel nicht leicht 
durchzuführen ift, während die nöthigenfalld nad dem Steuerfuße 
zu tragenden Gemeindeausgaben dutch Einftelung der Frohnen vers 
mehrt werden; 2) we die Bermögensverhältnifte der Bürger uns 
grfähr gleich find und die Naturalteiftung leichter geſchieht, als bie 
Geldreichung, oder wo die Steuerpflichtigen fchen fehr bedentend 
durch ‚Steuern für oͤrtliche Zwecke in Anſpruch genommen find, wäh. 
rend die Frohnen im Banzen Im Intereſſe Aller geſchehen. Im 
Gemeinden, wo der Nahrungsſtand der Einwohner vorzugs weiſe 
auf Landbau beruht, find jene ohnehin zu Zeiten durch ihre Privats 
wirthſchaft weniger in Anfpruch genommen und Bich und Geſchirt 
find ohnehin im Beſitze der Einzelnen. 

Die hiebei ſich widerftreitenden Imnlereſſen Laffen fich nicht felten 
sur Zufriedenheit der verſchiedenen Claſſen von Emwohnen und 
auf: billige Art ausgleihen: 1) durch Einfhhränfung der Frohnen 
auf folde Arbeiten, bei denen wefenilih für Alte ein gleiches Ins 
berefie vorliegt, und durch Abſtellung namenttih auch folcher Frohn⸗ 
leiftungen, deren Zwed durch gemisthete Arbeiter beſſer und mweientlich 
wohlfeiler zu erreichen it; 2) durch allgemeine Aufhebung der Frohnen 
gegen Einführung einer mäßigen Geldabgabe ($. 273. am Schluß); 
3) durch Ausfegung mäßiger WBergätungen für die Frohnleiſtungen 
aus der Gemeindecafie. 2) Die hierauf gerichteten Befchlüffe find 
bezuͤglich der Erforderniſſe ihrer Gültigkeit den in $. 273. am Schluß 
benannten gleichzuftelen. Solbſt wenn die Bergiktungen dem wahren 
gewöhnlichen Miethivertbe der Leitungen gleihfommen, ift dies für 
bie Gemeinde vortheilhaft, weil Ueberforderungen dadurch beſeitigt 
und doch für alle Bälle die nöthigen Arbeiter und Fuhrwerle bereit 
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gemacht find. Dagegen tritt hier ver Nachthell ein, daß wit, wie 
dei Accorten ıc., eine Auswahl der Beften Arbeiter Statt ſinden kann. 


1) Bürgerrechisgefeb Art 58. Erlaß des Miniferiums des JIanern vom 
9. Juni 1836. 


$. 273. 


Zu Frohnleiftungen find alle in der Gemeinde wohnen 
den Bürger und Beifitzer (mit den $. 277. bemerften Aus⸗ 
nahmen) verpflichtet, 1) fo zwar, daß eine Claſſe derfelben die nöthigen 
Fuhren, Ritte, die andere die Handdienſte zu leiſten hat. 
Es iſt hienach jeden Orts nad dem erfahrungsmäßigen Beduͤrfniſſe 
zumäcft die Zahl jener beftimmt, welche zur erften Elaffe gehören. 
Hiezu find gefeplih Alle berufen, welche fih mit Zugvieh oder 
Bauernarbeit (d. h. Umtrieb von Bauerndöfen, nit bloß einzelner 
Guͤterſtücke) nühren, over die doch fo viel Suter befigen, daß zu 
deren ordentlichen Bebauung mindeftens ein Stüd Zugvich erfordert 
wird; zu Nittdienften überhaupt die Mfervebefiger. Es iſt daher 
ein Berzeihniß der hiezu gehörigen Bürger und des ihnen nad 
fhrem &nüterbefige oder ihrem mit Zugvieh zu betreibenden @ewerbe 
zu halten gebührenden Zugviehes anzulegen und auf dem Laufenden 
zu erhalten; fodann find vom Gemeinderath die Regeln nad Billig⸗ 
feit zu beftimmen, wonach ſich das Maß der zu leiftenden Fuhren 
und Nitte je nach Verhaͤltniß der Anzahl von Zugvichftüden, die 
für jeden Güterbefiger 2c. angenommen find, abfiuft — in welcher 
Beziehung je nach der Verſchiedenheit des Befigftandes mehrere oder 
wenigere &laffen mit beflimmtem Anſate für jede Elaffe aufgeftellt 
werden — und wie fi der Werth ver Srohnlelftungen mit den 
verfchiedenen Biehgattungen (Pferde, Ochſen, Kühe): zu einander 
verhält. — Die in diele Claſſe nicht gehörigen Bürger und Bei⸗ 
finder haben dann die Handfrohnen zu leiſten. 2) 

1) Bürgerrechtsgefetz Art. 56. | 
2) Comm. O. X. 1. $. 3—5. b. „nad was für einer Proportion.“ $. 3. 

Hit. 1. Diefenigen, welche nicht fo viel Hagvteh halten, als ihnen zus 

kommt, Haben folches bei vorfallenden Frohnfuühren wur jeden Preis zu 

mieiben. — Die fonk gefehlich beftanbene vorzugsweife Verbindlichkeit 

. der Metzger zu Poſtritten if durch das Bürgerrechtsgeſet;z aufgehoben, 

indem ben Gemeinteräthen vorbehalten if, feſtzuſetzen, ch und welche 

Pferdebeſttzer zu Leifiung von Poftritten angehalten werben koͤnnen (Bürgers 

rechtsgefeh Art. 00.), wobel es ſich von ſelbſt verfieht, daß dieſe Leis 

ungen von ben Ginzeluen nur im Derhältuig zu. ben Srohukeifiuugen 
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Anderer geforbert werben Eiumen. — Daß bie Beftimmungen ber Comm.D. 
a. a. D. nicht bloß auf Gtaatsfrohnen, wie es den Anfcheln hat, ſondern 
auch anf Gemeindefrohnen fich beziehen, ift aus dem der Comm. O. zu 
Grund liegenden Gen.Refer. vom 30. Mai 1711 beflimmter zu entnehmen. 


4. 276. 


Diefe verfohienenartigen Leiftungen können nur nad dem gefep- 
lihen Grundfage der Gleichheit gefordert werben ,1) ein Grund 
faß, der jedoch verfchieden ausgelegt werden kann und ausgelegt wird: 

1) als eine relative Gleichheit, fo daß ſich die Leiftungsverbind- 

‚ lichkeit nach der Leiftungsfähigfeit abftuft und zunächft Die zur 

Claſſe der Fuhrfröhner gehörigen Bürger nach dem in $. 275. 
erwähnten Berbältniffe mit Leiftungen angefprodhen werden, 
während die zur Claſſe der Handfröhner Zählenden unter 
fi) in völlig gleihem Maße (abſolute Gleichheit) belegt wers 
den. Bon diefer Anficht der Sache aus iſt ſodann gefordert, 
dag die etwa ftatt der Naturalvienfte auferlegte Geldauf— 
lage nad demfelben Berhältniffe die Einzelnen treffen 
müfle, wie foldhe für Naturalleiftung in Anfprud genommen 
worden wären; ferner daß bei der Ausgleichung der Leiſtungen 
unter den Einzelnen während eines beftimmten Zeitabfchnitis 
die Schuldigfeit Der Einen, welche zu wenig geleiftet haben, an 
diejenigen, welche mehr geleiftet haben, nach vemfelben Maps 

ftab berechnet wird. 2) 

2) Als eine abfolute Gteichheit, fo zwar, daß nad dem in $. 275. 
dargeftellten Maßſtabe die Naturalleiftung von den Einzelnen 
‚gefordert wird, weil 3. B. Buhrfrohnen überhaupt nur von 
Viehbefigern gefordert werden fönnen, daß aber dem Geld» 
werthe nad alle Bürger und Beifiger als gleihmäßig ver- 
pflihtet angefehen, vie Leiftungen des Einzelnen nad einem 
für die verſchiedenartigen Srohnen feftgefepten billigen Breife 
jährlich berechnet werden und daß Jeder, der gegen die ihn 
treffende Duote des nah der Zahl der Bürger und Beifiger 
vertheilten Gefammtwerthd der Leiftungen eines Zeitabfchnitte 
mehr oder weniger geleiftet bat, ten entipreihenden Betrag 
von den Antern vergütet erhält, bezichungsweife an die Ans 
dern in Geld hinauszubezahlen oder duch Wenigers, bes 
ziehungsweife Mehrleiftung im ne Zeitabſchnitte auszu⸗ 
gleichen hat. 
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Reptere Anficht fcheint das Gefeg für fi zu haben.) Keine 
von beiden entfpricht aber dem Prinzip der Gerechtigkeit; die Grund⸗ 
füge über Brohnmwefen bedürfen vielmehr bei der Zweideutigfeit des 
Geſetzes und den veränderten Beftimmungen über die Verbindlidyfeit 
zu Gemeindefteuern einer geſetzlichen Regelung. %) 


1) Bürgerrechtsgefeh Art. 56. 60. 

2) Diefe Anfichten hat das Minifterium bes Innern in dem Grlafle vom 
9. Juni 1836 ausgeiprochen. 

3) Die Worte: „alle Bürger find anf gleiche Weife verpflichtet” umb bie 
Beſtimmung, daß anf Herftelluug „möglichfier Gleichheit in ben vers 
fchiedenen Leiftungen” durch angemefiene Vergütung hingewirkt werben 
fol, haben offenbar zunächit diefe Bepeutung, wenn nicht, wie bei Ders 
gleihung der Art. 55—59. gefchloffen werben Tann, das Bürgerechts⸗ 
gefeß überhaupt nur die Handfrohnen im Auge hat. — Während die 
Praris mehr für die ad 1. oben entwidelte Anficht ift, find dagegen bie 
Frohnfurrogatgelder in der Regel für alle Bürger glei. 

4) Der Grundſatz abfoluter Gleichheit entfpricht zunächft der gleichmäßigen 
Berechtigung fämmtlicher Bürger am Genufie von Gemeindegätern (mit: 
Ausnahme der Weide und des Pförche), ſodann der Gerechtigfelt in Aus⸗ 
theilung der öffentlichen Laften infoweit, als es fih um Frohnen für bie 
allen Bürgern gleichmäßig zu gut kommenden Einrichtungen handelt, wie 
denu auch gleiche Perſonalſteuern ($. 258.) gefeblich beftehen. Dagegen 
ift die andere Forderung ber Gerechtigkeit, die Auflage nah dem Maße 
der Leiftungsfähigkeit, auch durch die relative Gleichheit, wie fie nad 
BE. 1. und $. 275. zn befichen hat, keineswegs erfüllt, denn a) müßte 
vor Allem vorausgeſetzt ſeyn, daß ein richtiges Berhältnig zwiſchen beiberlei 
Claſſen von Krohnpflichtigen (worüber Feine gefeßlichen Beflimmungen ge⸗ 
geben find) beſtünde, da nach örtlichen Verhältniſſen das Erforderniß an 
Fuhren und Hauddienſten und die Zahl der Frohnpflichtigen jeder Claſſe 
unter fich fehr verſchieden ift, fo daß die eine oder andere Gattung dieſer 
Leiftimgen unverhältuißmäßig überwiegend feyn kann, wenn nicht bie Zahl 
ber entfprechenden Frohnpflichtigen entfprechenb größer iſt, als bie ber 
andern Claſſe. b) Iſt die Leiftungsfählgfeit nicht nur in der Claſſe der 
Handfröhner, wozu die Inhaber bebentender Mafchinengewerfe, großer 
Gapitalien ꝛc. gehören, anßerorbentlich ungleich, fondern fie wird auch in 
der Claſſe der Fuhrfröhner keineswegs immer richtig nach dem Ackerbeſitze 
bemefien, 3. B. bei vorherrfchendem Befib von Weinbergen, Waldungen ıc. 
Hienach muß jedenfalls der Ortsbehörbe zu Beachtung localer Verhältnifie 
ein Spielraum geflatte werben, weiterhin aber würden wohl bie ver- 
ſchiedenen wiverftreitenden Momente ihre Beachtung finden: a) wenn für 
Frohnleiſtuugen zu öffentlichen, gemeinfam allen Ortsbürgern zu gut kom⸗ 
menden Zweden, namentlich Kichenbauten, Wachdienſten, Herftellung von 
Ortswegen, eine für alle Bürger gleihmäßige Verpflichtung bis zu 
einem, für bie Wnbemittelten nicht drückenden, mäßigen hödhften Satz 
(3. 3. zwei Tage des Jahre) ausgeſprochen und bie Berechuung und 

23 





— 354 — 


Ausgleikung der Leifiungen des Einzelnen anf bie zu 2. oben bemerfie 
Weiſe vorgenommen, b) bie ansfchließlich ben Güter x. Beſitzern zum 
gut kommende frohnweiſe Herflellung von Felde, Weinberg⸗, Walpwegen x. 
an jene allein nad dem Maßſtab des Güterbefibes überwiefen, c) alle 
anbere Leifiungen aber nach dem Stenerfuße (mit Zuziehmg der Capi⸗ 
talien ꝛc.) vertheilt würden, wobei die Verpflichtung zu Fuhrfrohnen für 
bie, welche nach ihren öfonomifchen Berhältnifien Zugvieh zn halten haben, 
fortbefiehen müßte, jede Art von Leiſtungen aber zum Zwed der Ans- 
gleihung gegen einander mit einem billigen Anfchlage nach örtlichen 
Werthen in Berechnung käme. 


8. 277. 

Die gefeplihe Frohnpflicht beiteht I. in der Elaffe der uhr: 
frohnpflichtigen allgemein für die Ortsangehörigen, fo daß felbft 
unfelbftfländige Gemeindegenoffen und ortsabwefende Bürger, welche 
in dem entfprechenden Güterbefig ftehen und ihre Güter feibit bewirth- 
fhaften, bier beigegogen werden. 1) Ausnahmsweiſe Befreiungen 
beftehen bier nur 1) für die Poftbedienfteten hinfichtlih der für den 
Voftvienft vorgefchriebenen Anzahl, nicht aber der über dieſe Anzahl 
weiter vorhandenen Pferde. 2) 2) Den Ortövorftehern fol ein Pferd 
frei paffiren. °) 

1. Zu Leiftung der Handfrohnen find alle felbfitändis 
gen (felbfiftändig auf eigene Rechnung lebenden) Bürger und Beis 
figer verpflichtet, 4 mit Ausnahme nadjftehender, denen aus vers 
ſchiedenen Gründen Befreiung (Berfonalfreiheit) geſetzlich einge: 
räumt if): 

1) Wegen phyſiſcher Hinderniffe: 

a) Die Frauensperfonen. ©) 

b) Diejenigen, welche vermöge bieibender Gebrechen unfühig 
(nicht bloß vorübergehend verhindert) find, den von ihnen 
geforderten Dienft zu leiften. 

c) Diejenigen, welde das 60. Lebensjahr zurüdgelegt haben. 

2) Wegen amtlicher Berhältnifie: 

a) Alle wirklihen Staatsdiener, wie aud die Poftbedienten; 
alle im Staatsvienfte überhaupt angeftellten Perſonen 
bis herab zu den Auffehern und Offizianten in Staats- 
anftalten, Acciſern, Waldſchützen, Ganzleis und Amts⸗ 
dienern. 7) 

b) Hofbeamte und Diener; au die niedere Dienerfchaft, 
foweit folche mit ftandigen Gehalten bleibend angefteflt ift. 

e) Ale Offiziere, Kriegsbeamte, dienſtthuende Dilitärpers 
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fonen und diejenigen, welche einen Invalldengehalt be- 
ziehen. 

d) Die Kirchendiener, mit Einfhluß der Meßner, alle Lehrer, 

Ä auch Diener an Rehranftalten. 

e) Bon Körperfhaftsbenmten: Amtspfleger, Oberamteges 
richtsbeiſitzer. | 

f) Von Gemeindebeamten: Ortsvorſteher, Mitglieder der 
Gemeinderäthe, ®) ftäptifche Stiftungspfleger, Offizianten 
der Kranken» und Armenhäufer, Thorwärter, Thors 
ſchreiber, Walds und Kelvfihügen, Hochwaͤchter, Polizei⸗ 
diener, Amtödiener. 

g) Diejenigen Aerzte und Wundärzte, welche Beſoldung 
oder Wartgeld aus einer öffentlichen Kaffe genießen und 
die Apothefer. 

3) Wegen befonderer Verdienſte: 

a) Die Inhaber der Drven des K. Hauſes. 

b) Die Befiger von Militär und Civilverdienſtmedaillen. ?) 

c) Diejenigen, welchen die Befreiung zur Belohnung für 

„ Ihre der Gemeinde geleifteten oder noch zu leiftenden 
Dienfe vom Gemeinverath (mit Zuftimmung des Buͤr⸗ 
gerausfchufied und Genehmigung des Oberamts in den 
überhaupt dazu geeigneten Fällen) verwilligt wird. 

Ale in den obigen Beftimmungen nicht begriffenen Perſonen, 
welche nad den vor dem Bürgerrechtögefebe von 1828 beftanvenen 
Berordnungen PBerfonalfreiheit anzufpreben hatten, 19) bleiben nur 
noch für ihre Perſon (ſofern fie beim Erfcheinen jenes Geſetzes bes 
reitö im Genuſſe diefer Freiheit ftanden) befreit. 

Sodann gelten alle jene Befreiungen nur in Bezug auf die per- 
fönliche Dienftleiftung, nicht aber für diejenigen Geldubgaben, welche 
etwa ftatt der Raturaldienfte auf die Gemeindeglieder umgelegt werben. 

4) Diefem widerfpricht der Erlaß des Mintfteriums vom 9. Juni 1836, indem 
er au hier nur den felbffländigen Bürger für verpflichtet Hält, aber. 
gegen den beflimmten allgemeinen Gebrauch und gegen bie Natur ber 

Sache, da zu einer ſolchen Befchränfung bier fein Grund vorliegt. Daß 

das Bürgerrechtsgefep überhaupt in Art. 56. nur bie Handfrohnen im 

Ange hat, ergibt fh ans Art. 58. und 59. und aus dem weiteren Inhalt 

biefes Geſetzes, das nur bie perfönlichen Leiſtungen ber Bürger befpricht, 

während die Zuhrfrohnen eine Abreichnug von Bich und Geſchirr nebſt 

Bediennng enthalten und in dem Sprachgebrauch älterer Geſetze immer 

den perfönlichen Leiftungen als „Realonera” gegemüber geftellt wurden. — 

Selbſt die Ausgefefienen wurden daher nach Wekherlin a. a. O. $. 46, 

| 23 * 
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zu Fuhrfrohnen oder zu einem Gelbfurrogat bafkr augezogen, was ſich 
durch die mit der ehmaligen Marfungslofung zufammenhängende Norm 
der Laudesordnung Tit. 18. $. 6. begründen läßt. 

2) 8. Verorbunng vom 9. April 1819. Art. 17. 

3) Eomm.Ordg. IX. 1. 8. 6. 

4) Bürgerrechisgeiek Art. 56. 

5) Daf. Art. 59. Die nachfolgenden Befreiungen geben namentlich infofern 
zu weit, als fe das Ermeſſen ver Ortsbehörde unnöthig befchränfen uud 
auch die bloß für öfonomifche Bedürfniſſe der Staats: und Hofverwaltung 
beftellten Diener, deren perfünlide Stellung nicht in Betracht Tommt, 
auf Koſten anderer Gemeindeglieder frei laſſen. 

6) Durch diefe allgemeine Beſtimmung iſt die an fi billige Beſtimmung bes 
K. Referipts vom 6. Juli 1812 aufgehoben, wonach Wittwen, wenn fie 
eigene Knechte halten oder über 18 Jahre alte Söhne haben, frohnpflid: 
tig find. 

7) Bon den im Staatsdienſte und für Stantsrechnung angeflellten Dienern 
laſſen fich nur etwa noch Bameralamtsunterpfleger und Straßenwärter als 

nicht hierunter begriffen denken. Auch wird man nirgends tie Eifenbahn- 
offizianten für frohnpflichtig erklären. 

8) Bergl. Geſetz vom 6. Juli 1849. Art. 15. Die Beifiger der iſraelitiſchen 
Kircheunorfleherämter gehören nach einer Entſcheidung bes Miniſterinms 
vom 2. März 1846 nicht zu den Befreiten, wohl aber der Rabbiner umb 
Vorfänger als Kirchendiener. = 

9) Im Gegenſatz bloßer Gedenk⸗ und einfacher Ehrenzeichen. 

10) Hicher gehören die Männer der Hebammen Comm. Ordg. I. 8. $. 5. und 
a. a. O. $. 9., denen jedenfalls von der Gemeinde, dieſe Befreiung zus 
geftanden werben Tann. Ueberhaupt fcheint fig obige Beſtimmung aut auf 
die durch befondere ältere Berorbnungen befreiten verfchiebenen Staates 
offizianten 3. 3. in ben Hüttenwerfen zu bezichen. 


. %8, 


In Bezug auf die Frohnleiftung felbft if I. bei den Fuhr⸗ 
frohnen darauf zu fehen, daß Jeder die gehörige Ladung nimmt. ?) 
Das Auf⸗ und Abladen ift Sache der Handfröhner unter Beihülfe 
der Fuhrleute. I. Jedem Handfrohnpflichtigen fteht frei, die Frohn 
felbft oder dur einen tücdhtigen Stellvertreter zu leiften. Ein 
Srohmpflichtiger, der durch Krankheit oder durch ein anderes vor⸗ 
übergehendes Hinderniß abgehalten ift, feinen Dienft zu leiften, Fann 


nicht wider feinen Willen zu Stellung eined Erſatzmanns angehalten 
werben, er ift jedoch verbunden, feinen Dienft in der Folge nad)» 
zuholen, wenn der Gemeinderath ihm denfelben nicht nachlaͤßt. 2) 


1) Eomm.Ordg. a. a. D. $. 7. 
2) Bürgerrechisgeieh Art. 58. 
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Zu Erhaltung der nöthigen Ordnung im Frohnweſen ift im 
Uebrigen nöthig, 4) die Führung eines Frohnregiſters, in welches 
die nach einer üblichen Reihenfolge eintretenden, wirklichen Leiftun- 
gen jedes Pflichtigen, nehft der etwa dafür feſtgeſetzten Vergütung, 
eingetragen werden. 2) Die Beftellung eines Aufſehers (Frohnmei⸗ 
fter8) oder mehrerer Aufſeher, in” deren Pflicht e8 namentlich liegt, 
darauf zu fehen, daß die Frohnen gehörig, d. h. mit tüchtigen Leus 
ten, gehöriger Ladung, in der vollen Zeit ıc. beforgt werden und 
unzureichende Leitungen verhältnigmäßig in der Vergütung herab» 
zufegen oder ergänzen zu laflen. !) 


1) Eomm.Ordg. a. a. O. $. 1—3. 5. 7. 
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Dritter Theil, 
Der Wirthſchaftsbetrieb. 





Erſte Abtheilung. 
Seftftellung der Wirthſchaft der einzelnen Corporationen. 


$. 280. 


Die Aufgabe diefer Abtheilung ift 1) das wirthfchaftlihe Ver⸗ 
hältniß der verfchiedenen Corporationen zu einander, die gefeglihen 
und natürlihen Regeln darzulegen, nad welchen fich die im zweiten 
Theile dargeftelten Zwede und Aufgaben der Körperihaften an die 
verfchievenen Arten derfelben vertheilen, wie fih die Wirthſchaften 
der verfchiedenen Corporationen gegen einander abgränzen. 

2) Sodann aber die Regeln zu beftimmen, nad welden je 
für bejtimmte Zeiträume voraus, die alfo in ihren Aufgaben ab⸗ 
gegrängte Wirthſchaft jeder Corporation planmäßig feftgeftellt wird. 
Beides maht die Grundlage, den allgemeinen Rahmen des Wirth 
ſchaftsbetriebes felbft aus. 


Erſtes Kapitel. 
Verhältniß der Corporationen zu einander. 


1) Die Amtskörperſchaft und die Gemeinden. 


$. 281. 


Das Verhaͤltniß zwifchen der Amtsförperfchaft und den in ihr 
begriffenen einzelnen Gemeinden ift 1) theils gefeglich beftimmt, in 
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welher Beziehung im zweiten Theile bei den einzelnen Wirthfchafts- 
objecten das Nöthige bemerkt it. ($. 170. 185. 187. 190. 191. 194.) 

2) Wie überhaupt zwifchen zwei ſelbſtſtaͤndigen Redhtsfubjerten, 
fönnen zwifchen der Amtscorporation und einzelnen Gemeinden auf 
befonderem Rechtstitel, wie namentlih auf Vertrag beruhende 
Rechte und Berbindlichkeiten, 3. B. in Bezug auf Weges, Brüdens 
erhaltung u. U. beftehen, deren Beftand fomit unter richterlicher 
Obhut ift und nicht durch einfeitige Befchlüffe der Amtsförperfchaft 
oder der betreffenden Gemeinde geändert werden kann. — Bezüglich 
folher befonderen Rechte einzelner Gemeinden gegenüber der Amts⸗ 
corporation erjcheinen die Amtödeputirten der erfteren von felbft als 
Vertreter der betreffenden Gemeinde und haben auch die ihnen des⸗ 
halb von der Gemeindebehörde ertheilten Aufträge und Anweifungen 
zu befolgen. ($. 35.) !) | 

3) Im Allgemeinen aber iſt es die Beftimmung der Amtskoͤr⸗ 
perichaft, außer dem ihr (geſetzlich) zukommenden Antheil an den 
öffentlichen Laften, die dem Bezirke gemeinfckaftlihen Zwede mit 
der vereinigten Anftrengung fämmtliher Gemeinden auf deren ger 
meinfchaftlihe Koften zu verfolgen. 2) Es hängt hienach von den 
Beihlüffen der Umtsförperfchaftsvertretung ab, die Aufgabe derfels 
ben zu erweitern und wamentlich Anftalten und Einrichtungen, welche 
an fit und gejeplich den einzelnen Gemeinden obliegen, um ihres 
gemeinjchaftlihen Nutzens willen oder aus andern Zwecmaͤßigkeits⸗ 
gründen entweder ganz und unmittelbar zur Sache der Amtsförpers 
haft zu machen, oder doch durch ihre Beihülfe und Mitwirfung zu 
erleichtern und zu erweitern. Indem folhe Beichlüfie, fofern das 
durh eine förmlihe und bleibende Rechtsverbindlichkeit auf die 
Amtscorporation übernommen wird, der Regierungsgenehmigung bes 
dürfen, 3) entfteht übrigens aus der einfachen Aufnahme folcher 
Aufgaben in den Wirthfchaftspfan der Amtscorporation noch Fein 
Rechtsanſpruch einzelner, etiwa beſonders dabei in Vortheil kommen⸗ 
der Gemeinden, auf die Fortdauer diefer Beihülfe; vielmehr bedarf 
es hiezu einer ausdrüdlichen, die Abſicht der Uebernahme einer ftes 
benden Berpflichtung beurfundenden Erklärung und einer mindeftens 
ſtillſchweigenden Zuftimmung der betheiligten Gemeinden. 

1) Verw. Edict $. 76. Sak 6. - 


2) Verw.CEdict $. 75. 
3) Daf. $. 89. d. 
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8. 282. | 
Jener Beftimmung der Amtsförperfchaft gemäß eignen ſich vor⸗ 


züglid zu einer ſolchen gänzlihen oder theilweifen Uebernahme 
1) diejenigen Anftalten und Einrichtungen, welche nicht fowohl 


2 


—R 


den einzelnen Gemeinden für ſich, ſondern welche ebenſo gut 
und oft noch mehr andern Bezirks- und Staatsgenoſſen zugut 
kommen, welche auch über den ganzen Bezirk fich ausbreiten 
und unter fih zufammenhängen, wobei fomit nit nur eine 
gerechtere Vertheilung öffentlicher gemeinfamer Laften, ſondern 
eine zwedmäßigere, überfichtliche und in einander greifende 
Verwaltung zu bezweden ift, wohin gehören 

a) Verbindungswege, mit Ausſchluß der zu bloß örtlichen 

Zweden dienenden Wege. 1) 

b) Feuerloͤſchanſtalten. 

c) Boteneinrichtungen. 

d) Geſundheitspolizeiliche inrichtungen, wie namentlich 

Aufitelung von Diftrietd- und Armenärzten. 2) 

IUnterftügung bedrängter Gemeinden, namentlih in Zeiten 
außerorventliher Noth, Theurung, Krankheiten ıc., indem es 
im Intereffe der Körperichaft ſelbſt ift, ihre Glieder zu erhalten 
und folde Gemeinden durd geeignete Hülfreihung zu Erfül 
fung ihrer Aufgaben fühig zu mahen. In diefer Beziehung 
ijt namentlich bei wirklicher Unvermögenheit einzelner Gemein: 
den fogar eine mittelbare Unterftübungspflicht der Amtscor: 
poration durch Eredit, Anleihe oder Haftung für die von der 
Gemeinde aufzunehmenden Anlehen gefeglih ausgeſprochen.?) 


1) Durch Uebernahme des Baues ober doch wefentlicher Baubeiträge anf bie 


Amtskörperfchaft ift es allein In manchen Bezirken gelungen, ein Netz Enufs 
mäßig angelegter Vizinalſtraßen zu Stande zu bringen. Gine wefentlide 
Nücficht ift dabel, daß die Amtscorporation bie Feitftellung der Baus 
plane fich vorbehält und damit die allgemeinen Intereſſen gegen örtliche 
and partifulare Rückſichten ficher fell. Gegen die gänzliche Uebernahme 
ber Straßenunterhaltuug anf die Amtscorporation fpricht, daß ſolche in 
der Regel von den einzelnen Gemeinden ſelbſt leichter und wohlfeiler zu 
beforgen ift, namentlih im Wege der Frohn gefchehen kann. Sedenfalls 
aber muß fih die am Aufwande beiheiligte Amtscorporation, wenn bie 
Beforgung der einzelnen Gemeinde überlaflen ift, immer die Ueberzeugung 
verfchaffen, daß folche zeitig und genügend gefchieht. 


2) Namentli im Hinblid auf die von der Amtspflege — mithin von fämmts 


— 361 — 


Itchen Gemeinden getragene — Befolbung ber Amisärzie, deren Leiſtungen 
je nach Lage des Bezirks nicht allen Gemeinden zu gut kommen. 

3) 8. Gehelmeratherefeript vom 15. April 1817. IV. Bol. Gen.Refer. vom 
11. Suni 1690. Die allgemeine Verbrüberung der Gemeinden eines Bes 
zirfes in Bezug auf Armenerhaltung, „daß den unvermöglichen Flecken, bie 
andern vermöglichen und die Amtsftabt mit ihrem Almofen zu Stener und 
Hilf kommen, damit in Allweg fo viel möglich Gleichheit und Förberung 
der Armen gehalten werden möge,“ follte nach der Kaſtenordnung vom 
2. Jannar 1615, 1. Kapitel, letzter Sag befiehen, bezog fich aber nach 
der Berentung des Ausdrucks Almojen nur auf freiwillige Gaben. 


$. 283. 


Während die vorhin bezeichneten Anftalten und Einsichtungen 
in der Regel in Berwaltung der Amtskörperfhaftsbehörden ftehen 
und unmittelbar von diefen beforgt werben, bilden die Gemeinden 
jedes Oberamtsbezirks ferner eine Vereinigung, eine Art Berfiches 
rungsgefellichaft oder Verbrüderung dahin, daß gewiſſe zunaͤchſt 
einzelne Gemeinden gewöhnlich nur zufällig treffende und von dieſen 
zunächft zu gewährende Leiftungen für öffentlihe Zwede in gewiſſen 
Zeiträumen mittelft Umlegung auf die fümmtlihen Gemeinden des 
Bezirkes ausgeglichen werden, Amtsvergleihung. ine ſtrenge 
Unterfheidung zwifhen der Begenftänden, welche fih dahin eignen, 
und denjenigen, welche im vorigen Baragraphen erwähnt find, hat 
jegt wenig praktiſchen Werth, nach dem die in erfterer Berichung längft 
beftandene Eoncurrenzpfliht der frühern Eremten auch auf die letz⸗ 
teren ausgedehnt worden iſt. — Die zur Amtövergleihung geeignes 
ten Gegenftände und 2eiftungen find theild durch Geſetze beftimmt, 
theilö beruht ihre Behandlung dahin auf rechiögültigem Herkom⸗ 
men, 1) fo daß die einzelnen Gemeinden einen Rechtsanſpruch auf 
diefe Ausgleihung gegenüber den andern Gemeinden des Bezirkes 
haben; in gleicher Welje, wie bei förmlicher Uebernahme von öffent- 
lihen Laften auf die Amtskörperfchaft, fteht 8 der Amtöverfamms 
lung fodann noch frei, auch Anderes zum Gegenftand foldher Aus⸗ 
gleihung zu machen. Durch Gefege und Herfummen gehören dahin 
1) Militär- und Vorſpannkoſten. ($. 195— 203.) 2) Die Koften 
der Poſtritte. 3) Die Koften der Staatd- und Landesfrohnen. 
($8.272.)2) 4) Die Koften des Unterhalts der unter gewiſſen Bes 
fimmungen zugetheilten Heimathlofen. ($. 161.) 9) 5) Koften für 
polizeiliche Anftalten wie Pfechtämter. 6) Vizinalſtraßenbau⸗ und 
Unterhaltskoſten. *) 
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Die Amtsvergleichung wird auf folgende Weiſe vollzogen: 

1) Der einzubringende Aufwand ift entweder der wirklich ges 
machte, wie namentlih Armenunterhaftskoften, Pfechtamtskoſten, — 
wobei der Amtsförperfaftsvertretung alle Einreven gegen die Noth⸗ 
wendigfeit und Zwedmäßigfeit der aufgewendeten Koften vorbehalten 
find und hienach Durchſtriche erfolgen können, vorbehältlih einer 
rechtlihen Entſcheidung der Verwaltungsbehoͤrde; oder es gefchieht 
die Bergutung für gehabte Leiftungen, mit gleihem Vorbehalt in 
Bezug auf dieſe felbft, nach einer Tare, welche die Amtsverſamm⸗ 
lung alljährlih bei Berathung über den Jahresetat feftfest. 9) 
Indem hiebei der Zweck der Vergleihung — eine billige Schadlos⸗ 
haltung der zunaͤchſt betroffenen ®emeinden, ind Auge zu faflen if, 
fommen zugleich die allgemeinen wirthſchaftlichen Regeln thunlicfter 
Sparfamfeit, zumal es fih um Umlagen auf die Steuerpflichtigen 
handelt, in Anwendung, fo daß namentlih nur der wirflide und 
nothwendige Aufwand des Einzelnen bei diefen Leiftungen mit Aus⸗ 
fhluß einer Vergütung für Inbequemlichfeiten, für freiwillige Mebrs 
leiftungen, zu Grund zu legen if. ©) 

2) Aljährlih find auf einen von der Amtsverfammlung bes 
ſtimmten Termin die Werzeichniffe diefer Koften dur die Gemeinde: 
vorfteher mit Zuziehung der Gemeinderäthe zu fertigen und an den 
Amtspfleger oder Amtsverfammlungsaktuar einzufenden, welcher fie 
orbnet, nach Erforderniß ergänzt und mit einem Hauwverzeichniſſe 
zur oberamtlihen Reviſion übergibt.) Hiebei ift namentlih auf 
gehörige Nachweifung der ftattgehabten Leiftungen, 3. B. durch Quit⸗ 
tungen der Empfänger, fowie ihrer Nothwendigkeit zu fehen. 

3) Nach beendigter Revifion werben die fämmtlihen Berzeich- 
niffe nebft den darin gefundenen Anftänden ter Amtsverfammlung 
vorgetragen, nad Erledigung der Anftände wird die Summe ges 
zogen und die Hauptfumme nach dem Steuerfuße des Jahres, in 
weichem die Umlage geichieht, umgelegt. 8) 


1) Berw.&bict $. 85. 

2) Daf. Hieher namentlich Koften von Streifen. 

3) Bürgerrechtsgeſetz Art. 40. zweiter Satz. 

4) Vergl. Gen.Refer. vom 27. Nov. 1810. Regbl. S. 524. Pkt. 5. 

5) Verw. Edict $. 85. 

6) Erlaß des Minifterinms des Innern in Bezug anf Quartierkoſten vom 
17. Zuli 1849. und vergl. $. 203. Note 1. 

7) Verw. Edict a. a. O. 
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8) Da. und Erlaß des Miniſteriums bes Innern vom 25. Aug. 1841. Die 
BVorfchriften dieſes Erlaſſes wegen Behandlung der Amtsvergleichungss 
umlage haben jebt ihre VBebentung verloren; vielmehr find jebt die Amtes 
vergleichungskoften zugleich mit dem Amtsfchaben umzulegen. Erlaß bes 
Minifteriums des Innern vom 1. Nov. 1849. 


2) Die Oefammtgemeinde und die Parzellengemeinden. 


8. 284. 


Für die wirthichaftlihe Abgrenzung zwiſchen der Gelammts 
gemeinde und ihren einzelnen Beitandtheilen (Iheilgemeinden und 
Höfe), wo diefe einen ‚eigenen wirthſchaftlichen Beſtand haben 
($. 25.), find Herfommen und Berträge maßgebend. Yür lebtere 
und im Zweifelds und Streitfalle ergeben fih aus einzelnen geſetz⸗ 
lihen Beftimmungen und aus der natürlichen Stellung dieſer Corpo⸗ 
tationen unter fich folgende Orundfäge: 1) Das örtlie Vermögen 
und die mit dem Markungsbeſitze zufammenhängenden nußbaren 
Rechte, 3. B. Weide, bleiben jeder Theilgemeinde für fih. Doc 
nehmen in der Regel die Bewohner einzelner Höfe auf der Mars 
fung einer Gemeinde oder Theilgemeinde an dem Vermögen und 
dem ganzen wirthfchaftlihen Verbande dieſer legtern gleichen Antheil, 
wie die Einwohner ded Ortes felbft, wie dies nun in Bezug auf 
vormald exemte Beiigungen folder Art gefeglih angeordnet ijt, 1) 
wobei aber in dem Ball, wenn diefe Belitungen der Gemeindeweide 
nicht unterworfen find und werden, die Ausnahmebeftimmung ges 
geben ift, daß der Eigenthümer jener auch nit an den Vortheilen 
der Gemeindeweide auf andern PBrivatgütern Theil nimmt. 2) Die 
aus dem Gemeindeverbande fließenden öffentlichen Einnahmen theilen 
fih zwifhen der Gefammtgemeinde und der Theilgemeinvde fo, daß 
a) die Bürgerannahmegebühr theils jener, theils diefer (als örtliches 
Einftandegeld $. 112. Note 1.) zufällt, wobel für die Bemeffung 
des letztern Antheild der Werth örtlicher Bürgernugungen entjcheidend 
iR, b) Strafen für allgemeine Polizeivergehen in die Kafle der Ges 
fammtgemeinde, die für örtlihe Exzeſſe, 3. V. Felderzeſſe, aber in 
die Barzellargemeindefaffe fallen, welche auch c) die Bürgers, Beiſitz⸗ 
und MWohnfteuer, als eine zunähft für örtlihe Einrichtungen bes 
ftimmte Steuer, von den Ortdangehörigen und inwohnern bes 
sieht. 2) 3) Dagegen theilen ſich die Geſammtgemeinde und die 
einzelnen Theilgemeinden aud in die öffentlichen LZaften, fo daß als 
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Obliegenheit der erftern alles dasjenige gilt, was die Organifation 
de8 Sefammtgemeindeverbandes felbft und die gemeinfamen polizeis 
lihen und redtlihen Einrichtungen betrifft, wie Befoldung Des 
Ortövorftehers und der Anwälte in Nebenorten, des Rathsſchreibers, 
Taggelder der Gemeindebeamten und Gemeinderäthe in allen bie 
Geſammtgemeinde berührenden Angelegenheiten, Koften der Führung 
der öffentlichen Bücher, gewerbspolizeilihe, rechtspolizeiliche, feuers 
polizeiliche, gefundheitspotizeiliche ꝛc. Einrichtungen, wobei ed auf die 
örtlichen Berhältnifie anfommt, ob manche derfelben (3. 3. die Hals 
tung von Zuchtſtieren, Feldſchutz u. vergl.) nur einfach für die im 
Gefammtverband vereinigten Orte hergeftellt zu werden braucht oder 
ob fie in jeder Theilgemeinde für fi nöthig und fomit dieſer zu über: 
laffen if. Der Orts- oder Theilgemeinde bleibt dann alles Uebrige, 
namentlich Alles, was als örtliche Laſt gefeßlich erklärt ift oder nur 
der örtlihen Gemeinfchaft zu gut kommt. Hieher gehört insbefondere 
die Baulaft an Wegen und Brüden auf der Marfung jeder 
Theilgemeinde und gewöhnlich aud die Laft der Armenunterhaltung, 
in welcher Beziehung jedoch bei der gejeglihen Verbindlichkeit der 
politifhen ®emeinde zum nothdürftigen Unterhalt ihrer Angehörigen 
von der Staatsregierung immer wenigftend eine aushülfsweile Vers 
pflibtung der Geſammtgemeinde im Kalle der Unvermögenheit eins 
zelner Theilgemeinden als zu Recht beftebend erflärt und feitgehalten 
wurde. 9) Bezüglich der Vertheilung des Kirchen⸗ und Schuls- 
aufiwandes |. $. 269. 270. 


1) Geſetz vom 18. Juni 1849. Art. 1. zweiter Satz und Art. 12. Es fommt 
vor, daß die Befiger und Bewohner folcher abgelegenen Höfe herfümmlich 
nicht als gemeindenupungsberechtigt, aber auch nicht als frohnpflichtig 
gelten, während fie am Gemeindeſchaden im Verhältnig zu andern Eteuers 
pflichtigen der Marfung Theil nehmen. — In dem oben erwähnten Aus⸗ 
nahmefall bezüglich der Weide muß ber Gemeindeſchaden nach zweierlei 
Saͤtzen umgelegt werben, zuerft in dem Betrage, wie er fih ohne bie 
Ginnahme aus der Gemeindeweide auf Privatgütern berechnet, auf bie 
früher eremte Befibung im Verhaͤltniß ihres Cataſters zu dem Geſammt⸗ 
gemeindeftenercatafter, fodann mit Ginrechnung jener Einnahme anf bas 
übrige Steuervermögen. 

2) In diefer Weife wurbe die Regelung der Berhältnifie nach einem Minifterials 
Erlaß vom 17. Nov. 1836 früher und bisher zugelaflen. 

3) Angef. Minifterialerlag von 1836. So billig es iſt, daß bie Armenlaft 
als eine Gefammtverbindlichkeit des Gemeindeverbands getragen werde, 
fo hat dies, wo mehrere Gemeinden mit eigenem Vermögen zu einer Ges 
fammtgemeinde vereinigt find, feine befondere Schwierigfeiten darin, daß 
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bie eine Theilgemeinpe bezüglich der Bermögensverhältuifle ber Gemeinde⸗ 
kaſſe und der einzelnen Angehörigen wefentlih von ben anberm vers 
ſchieden ſeyn Tann, während ihre Bereinigung doch nur durch die geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen über politiihe Gemeindeverfaflung und zum Zwecke 
dieſer veranlaßt ift, und eine weitere Gemeinſchaft, eine Vermögens: 
gemeinfchaft, wie fie in der gemeinfamen Armenunterhaltung liegt, weber 
hiſtoriſch noch rechtlich nachzuweiſen if; auch find gleichmäßige und zweck⸗ 
mäßige Grundſaͤtze über Armenunterfiägung fchwerlih durchzuführen, da 
fih ein Theil der Geſammtgemeinde durch Mehrleiftung für Angehörige 
der Andern, wenn foldhe auch vom Standpunkt der Armenpflege gerecht⸗ 
fertigt ift, immer beeinträchtigt glaubt. — Um fo gerechter ift aber bie 
Suziehung einzelner im Gemeindeverband begriffenen Höfe, welche in ver 
Regel mit eigenen Armen nicht belaftet find; befonders dann, wenn in 
Folge der feit 1806 beſtehenden Geſetze (vergl. Bürgerrechtsgefeh Art. 36.) 
ehemalige Angehörige folcher Höfe oder ihre Nachlommen den zugehörigen 
Gemeinden mit Heimathrecht überwiefen wurden, oder, wie in einzelnen 
Gegenden gefchehen, im Snterefie der Hofbefißer viele unvermögliche Leute 
in ſolche Gemeinden kraft ehemaliger polizeilicher Befugnifie aufgenommen 
iwurben, bie man nachher ale Geimathangehörige dieſer Gemeinden erklärte. 
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Wat nun hienach von der Gefammigemeinde zu beftreiten und 
aus einem etwaigen Gefammtgemeindevermögen und aus den ihr 
zugewieſenen öffentlichen Einnahmen nicht zu deden ift, das fann, 
foweit nicht einzelne Leiftungen im Wege der Frohn, wozu dann 
nad den im legten Kapitel des IL. Theild enthaltenen Grundfäßen 
fänmtlihe Angehörige der Gefammtgemeinde verpflichtet find, 1) bes 
forgt werden, entweder auf die einzelnen Steuerpflichtigen in ber 
Gefammtgemeinde unmittelbar umgelegt werden, wenn ein gleich« 
förmiger Steuerfuß für die Einzelnbefteurung in dem ganzen Ge- 
meindeverband befteht, wie denn, wo diefer aus einzelnen Höfen je 
mit eigener Markung befteht, die einzelnen Höfe fügli nach dem 
für die Austheilung der Staatöfteuern beſtehenden Maßftabe (in der 
Regel ift ſchon im Oberamtscatafter jeder Hof befonders cataftrirt, 
fo daß es Feines befondern Gemeindecatafterd bedarf) mit Gemeinde⸗ 
fteuer belegt werden, oder es treten zunächſt die einzelnen Theils 
gemeinden (wie bei dem Amtöfchaden die einzelnen Gemeinden) 
im Ganzen dafür ein, welden ed dann überlaffen bleibt, den fie 
treffenden Antheil an Gefammtgemeindefoften entweder aus örtlichen 
&emeindemitteln zu beftreiten, oder nad dem örtlichen Steuerfuße 
umzulegen ($. 261.). Ob aber jene ©efammtgemeinvefoften auf 
alle Theilgemeinden gleichmäßig zu vertheilen, oder ob zundchft der 
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einen ober andern, namentlich dem Hauptorte des Bemeindeverbands, 
ein Boraus zugefchieden,?) oder welches Theilungeverkältnig ſonſt 
einzuhalten ift, dies hängt von Herfommen oder Vertrag ab, in 
deren Ermanglung die Vertheilung allerdings nad dem gleichmäßigen 
Mapitab des Steuerfußes (wie er für die Amtisfchadensumlage be- 
ſteht $. 268.) zu geichehen hat. ®) 

Beſteht die Geſammtgemeinde aus wenigen Parzellen, fo fann 
in der Regel der mit einer befondern Gefammtgemeindeverwaltung 
verfnüpfte Aufwand dadurch erfpart werden, daß die Orts⸗ 
gemeindelafje des Hauptortd auch die Einnahmen und 
Ausgaben der erftern übernimmt und dagegen die Betreffe der an- 
dern Theilgemeinden an Befammtgemeindefoften bezieht. Hier ift es 
dann zur Bereinfachung dienlih, wenn mit den Nebenorten auf 
beftimmte jährlihe, jedoch periodifch neu zu regulirende, Beiträge 
Vebereinkunft gefchloffen wird. ) 


4) Bürgerrechtsgeſetz Art. 7. 

2) Eine Berorbnung vom 21. Det. 1811 hatte an ber Befoldung bes Schuli⸗ 
heißen dem Hanptorte 4 Im Borans zugeſchieden, während das Webrige 
unter bie Nebenorie nach dem GStenerfuße zu veriheilen geweſen wäre. 
Diefe allgemeine Rorm war jedoch offenbar ungerecht and wurbe auch nicht 
befolgt, wie denn der Minifterialerlag vom 5. Nov. 1821 in Grmanglung 
einer Mebereinfunft die Bertheilung nach dem Stenerfuße feſtſetzt. — 
Uebrigens if eine Borausbethelligung des Hanptorts bei dem Aufwanbe 
für einzelne Sinrichtungen, die doch den Einwohnern deſſelben leichter zus 
gaͤnglich And, nicht unbiklig. 

3) Der oben angeführte Minifterialerlaß von 1821 und die in Spezialfällen 
getroffenen GEntfcheidungen gehen immer von biefem Maßſtab ans, wie 
folder andy durch die Inſtruktion vom 8. Sept. 1849. $. 27. für die 
Thellnahme früher eremter Befigungen feſtgeſetzt ift, ſoweit nicht eine Ueber⸗ 
einfuuft-zu Stande kommt. 

4) Diefe Averfalbeiträge Läßt auch der Mintfterlalerlaß vom 17. Nov. 1838 
ausdruͤcklich zu. — Wuͤrde da, wo ſolche Averſen nicht verabrebet find, De 
Derthellung der Gefammigemeindefoften nach ihrem wirflihen Betrage 
gefchehen, fo müßte damit bis zu Ende des Rechnungsichlufles der Ge⸗ 
meindepflege des Hauptorts zugewartet werben, was für biefe eine nach⸗ 
tHeilige Störung herbeiführt; wollte man aber nach einem Boranfchlag 
jene Roften voraus umlegen, fo müßte fährlich eine Richtigkellung ter 
Betreffe jenes Nebenortes nach dem wirklichen Betrag des Ginnahmebeflzits 
Statt finden, damit weder ber Haupt⸗ nocd bie Nebenorte in Nachtheil 
fommen, was dann wieder ein Foftfpieliges Geſchäft if. — Es können 
aber alle Nachtheile, die für den einen und andern Theil aus folchen 
Averfalbeiträgen entfliehen Fönnten, dadurch befeitigt werben, daß eine ent: 
ſprechende Vermehrung ober Berminderung berfelben für den Fall vor 
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behalten wird, wenn bei anßerorbenilichen Ausgaben oder Binnahmen bad 
gemeinfam zu tragende Defizit bie buucchfchnittlich angenommene Summe um 
ein Wefentliches, 3.8. %/, — ",, überfleigt, beziehungsweife um fo viel finft. 


$. 286. 


Bei einer Aenderung in der Zufammenfehung einer foldhen 
Oefammtgemeinde duch den Webertritt einer oder mehrerer Parzellen 
zu einem andern Gemeindeverband, oder durch die Erhebung bis- 
heriger Theilgemeinden zu einer felbftftändigen für fich beftehenden 
politifchen Gemeinde handelt es fich zugleich um Regelung der öfos 
nomiſchen Berhältniffe unter den betheiligten Gemeindeparzellen, wor⸗ 
über folgende Grundfäge gelten: 1) 1) Bei jeder folhen Aenderung 
loͤſt fich der bisherige Gemeindeverband mit dem Tage des Bollzugs 

derſelben auf; die im bisherigen Verband bleibenden Orte bilden 
mit einander ebenfo, wie die austretenden mit demjenigen Orte, zu 
dem fie eintreten, von demfelben Zeitpunft an eine neue Gemeinde, 
beziehungsweiſe Gefammtgemeinde. Hat die bisherige Geſammt⸗ 
; gemeinde ein angefammelted reined Vermögen, fo hat jede bisherige 
: Parzelle daven ihren Theil nach dem Maßſtabe, der durch Vertrag 
oder Herfommen hiefür oder für die Concurrenz zu Dedung eines 
Defizit der Gefammtgemeinte feftgefept oder in Ermanglung eines 
ſolchen gefeglich anzuwenden wäre ($. 285.), anzufprechen; in dem⸗ 
felden Maße aber zu Tilgung etwaiger Schulden beizutragen. — 
Diejenige Gefammtgemeinde, welche neue Parzellen zu fih aufs 
nimmt, iſt umgefehrt nicht fchuldig, dieſe an dem bie jetzt ans 
gefammelten Vermögen Antheil nehmen zu laffen, wie diefelden auch 
nichts zu Bezahlung der Schulden der bisherigen Gejammtgemeinde 
beizutragen haben.2) 2) Es ift deshalb nöthig, eine genaue Bes 
rechnung des Vermögens» und Schulvenftandes der bisherigen (Ges 
fammts) Gemeinde auf den Tag des Vollzugs der Aenderung in 
ihrer Zufammenfegung anzuftellen, wobei zum Activvermögen Vor⸗ 
rärhe, Ausftände und Grunpftodstheile von nugbaren Gebäuden, 9) 
Gütern, Gefällen, Capitalien, zum Baffivvermögen verzinsliche 
Schulden und Zahlungsrüdftände zu zählen find, für deren Bes 
tihtigung übrigens alle Theile der bisherigen Gefammtgemeinde, 
ungeachtet der Theilung, indgefammt fo lange haften, als nicht die 
Zufimmung des Gläubiger zu der Vertheilung und Aufhebung der 
bisherigen Gefammtverbindlichfeit erfolgt. Periodiſche Leiftungen, bie 
auf befimmte Termine verfallen, können nur infoweit in biefe 
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Berechnung aufgenommen werden, als fie nach Verhaͤltniß des Zeit⸗ 
ablanfs bis zu dem Tage der Auseinanderfegung verfallen find. 4) 
3) Der ihre zugefihiedene Antheil am bisherigen Gefammtgemeindes 
vermögen, den eine austretende Gemeindeparzelle mit ſich nimmt, ift 
nah den hiefür im Allgemeinen beftchenden Verwaltungsregeln zu 
behandeln. Es fann daher über den hierunter begriffenen verhältnißs 
mäßigen Antheil von Borräthen und Ausftänden frei verfügt wer⸗ 
den, während der verhältnißmäßige Antheil am Grundftod Diele 
Eigenfhaft behält und als folcher wieder anzulegen ift. Ihren Ans 
theil an Schulden hat die austretende Gemeinde nach benfelben 
Regeln und wenigftend in demfelben Verhältniffe zu berichtigen, wie 
fie zur Berichtigung beim Kortbeftand des alten Gemeindeverbande 
beizutragen gehabt hätte, fofern hierüber nicht in geſetzmäßiger Weife 
anders befchlofien wird. 4) Die einer (Geſammt⸗) Gemeinde ob⸗ 
liegenden öffentlichen Leiftungen hat der bisherige Gemeindeverband 
fortan ohne Beiziehung der austretenden Gemeindeparzellen zu er: 
füllen, e8 wäre denn, daß deren fortdauernde Beljiehung zur einen 
oder andern Leiftung durch bejondere Rectstitel Calfo abgeſehen 
von der bisherigen Angehörigfeit dieſer Parzellen zum Gemeindes 
verband) begründet wäre. 5) Dieſe Parzellen treten dagegen in die 
Mitverbindlichkeit zur Erfüllung aller öffentlichen Leijtungen ein, 
welche der Gemeinde, in die fie eintreten, oder die fie felbit bilden, 
gejeglich obliegen. 5) Da diefe Verbindlichkeit für alle Theile des 
neuen Gemeindeverband gleichmäßig befteht, während das ers 
mögen der Gemeinde, welche in diefer Art erweitert wird, nad) 
Pkt. 1. dem Altern Theil derſelben allein zufteht, fo if das öfos . 
nomifche Verhaͤltniß beider Theile des neuen Gemeindeverbandes in 
der Art verſchieden, daß a) an ter Hauptfumme, weldye zu Fünf- 
tiger Beftreitung der öffentlihen Leiftungen des neuen Gemeintes 
verbandes erforderlich ift, foweit folche nicht dur Einnahmen, die 
aus dem Oefammtgemeinveverband fließen ($. 284.), gedeckt würde, 
die neu eingetretenen Parzellen in dem Berhältniffe, als vertrags⸗ 
mäßig feitgefegt wird, oder in Ermanglung anderweiten Ueber⸗ 
einftommend nad dem Verhältniß des Steuercatafterd der neuen 
Barzellen zu dem Gefammtfteuercatafter aller Theile des neuen 
Gemeindeverbandes beitragen, und daß dieſer Beitrag, fofern 
nicht etwa diefe Parzellen aus ihrem frühern Gemeindeverband ein 
Gcmeindevermögen mitgebradht haben, das Mittel zur Bezahlung 
abwirft, lediglich auf die einzelnen Genoffen der neuen Barzellen 
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umgelegt werden muß; b) die Altern Parzellen deffelben aber einer- 
feit8 zur Dedung ihres ebenfo ausgemittelten Betreffs an jener 
Hauptfumme zunächft das ihnen allein zuftchende Vermögen des 
Altern Verbands, beziehungsweile deffen Ertrag verwenden fönnen, 
andererfeit6 neben diefem Betreffe an den laufenden und Fünftigen 
BVerbindlichfeiten die aus dem Altern Verband herrührenden Schulden 
allein abzutragen haben. — Um die hieraus entftehende Verwid- 
lung zu befeitigen, ift e8 fehr wünfchenswerth, die neuen Theile des 
Gemeindeverbandes mit den Altern in gleiches Verhaͤltniß zu feben, 
indem a) bei einem vorhandenen ältern Gefammtigemeindevermögen 
bie neuen Theile fo viel zu dieſem einlegen, al® es fie nach ver- 
tragsmäßiger oder geſetzlicher Beitragepflidt zu den Koften der Ges 
fammtgemeinde im Verhältniß zu dem Beitrage der ältern Gemeinde: 
parzellen trifft; b) bei vorhandenen Schulden des alten Verbandes 
aber an die neuen Theilgemeinden eine Vergütung nad dem Ber- 
bältniffe iyres Steuercatafter zu dem Gefammtgemeindefteuercatafter 
binausbezahlt wird, worauf dann alle Kinnahmen und Ausgaben 
des neuen Gemeindeverbandes fämmtlichen Theilen deſſelben ges 
meinfhaftlich find.) 6) Die mit tem Vollzug der Gemeindever- 
bandsinderung verbundenen Koften hat diejenige Theilgemeinde, auf 
deren einfeitigen Wunfch jene Aenderung gefchieht, allein zu tragen; 
erfolgt die Aenderung auf gemeinfhaftliken Wunfch aller betheiligten 
Drte, oder von Amtöwegen vermöge des Organifationsrechtd der 
Staatsregierung, fo find die Koften nad demfelben Verhättniffe zu 
tragen, wie fonft die Gefammtgemeindekoften vertheilt wurden und 
werben, im Anftandsfalle jedenfall nah dem Steuerfuße. ?) 

4) Erlaß des Minitteriums des Innern vom 14. Det. 1839 verglichen mit 
den hieher analog anzuwendenden Befimmungen der Verfügung vom 
11. Aug. 1842, betreffend den Vollzug des Geſetzes über Aenvernngen In 
ber Begrenzung der Oberamtébezirke. 

2) Erlaß von 1839. IT, 4. IE. 3. 4. Verf. von 1842. $. 2. und. 4. 

3) Die angeführte Verfügung von 1842. $. 3. zählt hicher alle Gebaͤnde, 
will aber nah $. 4. ausgenommen wiſſen alle für den Gebrauch bes 
Publifums beftimmte, keinen Tanfchwerth Habente Anlagen, ale Wege, 
Brüden ꝛc. Lebteres iR wohl infofern ohne praftifches Snterefie, als 
diefe Anlagen regelmäßig jeder Theilgemeinde auf ihrer Markung obs 

Degen. — Dagegen fönnen nach Anficht des. Verfaſſers alle die Gebaͤnde, 
die nicht wirthfchaftlich benügt werben, fondern als Schulhäufer, Rath⸗ 
bänfer sc. für öffentliche Zwecke beftimmt ind, bie zwar im Kalle eines 
Verkaufs allerbings einen Tanfchwerth hätten, aber vermöge ber geſetz⸗ 
lichen Berbindlichlelt der Gemeinde zu Unterhaltung biefer Einrichtungen 
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nie zum Berfauf Tommen Fönuen, anfer gegen Auſchaffung eines audern 
dazu paflenden Gebäudes, nicht als Activvermögen berechnet werben; denn 
fie fiehen den zum Gebrauch des Publikums dienenden Anlagen gleich, 
und ben nem eintretenden Gemeinbeparzellen kann wohl, neben dem, daß 
fie künftig an der Baulaſt wmittragen, nicht wohl angefonnen werben, 
noch ihren Reuerfußmäßigen Betreff an dem möglichen Verkauftwerth zu 
erlegen und damit an einer Leitung des Gemeindeverbandés nachträglich 
Theil zu nehmen, die längft vor ihrem Eintritt in denſelben Statt hatte. 
Allerdings Tann ebendeshalb den nem eintreienren Parzellen angefounen 
werden, an Bezahlung der Echulden, die anf der Gemeinde vom Bau 
eines folchen Hanfes her noch haften, fofort Theil zu nehmen, weil dann 
eben biefe Leiftung des Gemeindeverbands noch wicht erfüllt iſt. fo lange 
die Schulden wicht vollfändig getilgt find. — Uebrigens Tünnen im Ans 
ftandsfalle die nen eintretenden Parzellen in Bezug auf Benäbung folder 
Gebaͤude auch in das Verhältuiß einer Miethe eintreten, wobei fie gegem 
Grlegung bes Miethzinfes von allen weitern Verbindlichkeilen an Baus 
foften ꝛc. befreit find. — Dem Gemeindeverband, ans welchem die Bars 
zellen austreten, kann umgelchrt die Geranszahlung eines Theile des Ber: 
Fanfswerths nicht zugemuthet werben, ba ihm nunmehr die ganze Baulaf 
zn tragen obliegt; demfelben muß bagegen auch die Bezahlung der hieran 
noch haftenden Schulden allein überlaffen werben. 

4) Angef. Verf. von 1842. $. 3. 8. Würde die Lostrennung 3. B. auf 
1. Juli erfolgen, fo muß bei einem auf 1. Mai verzinslichen Activcapital 
oder einer anf diefen Termin verzinslicken Schuld das Sinsratum bie 
1. Sult mit in Berechnung genommen werben. | 


5) Es Tann hier die Trage feyn, ob bie anstreienden Parzellen nicht fchulbig 
find, an den Befoldungen ver Gemeindebeamten für die Diemfzeit ber zur 
Zeit der Trennung Angeftellten fortbin mitzuzahlen, wie bei Trennung vom 
Filialen nah F. 140. die Neichungen an ten dermaligen Pfarrer des 
Mutterorts fortdanern. Der Min.Erlag vom 14. Oct. 1839 beſtimmt auch 
RI. 1., daß, wenn die Trennung auf den einfeitigen Wunfch einer Parzelle 
geichieht, fie ihren bisherigen Antheil an ben Beſoldungen ver mentlaß⸗ 
baren Gemeindediener bis zum deren Amtsabtritt fortzuleiften haben. Da 
aber bei Gemeindedienern die Beſoldung nicht in bes Art anf die einzelnen 
Theilgemeinden veriheilt ifi, wie Kirchendiener gewiſſe Bezüge von bem 
Filialien haben, fondern von dem Gemeindeverband im Ganzen zu veichen 
if, fo koͤnnte an bie austretenden Parzellen wohl nur dann ein weiterer 
Aufpruch hiefür erhoben werben, wenn nach diefem Austritt Grund vors 
handen wäre, bie Beſoldung wegen hiedurch eintretender weſeutlicher Ge⸗ 
ſchaͤftserleichterung zu vermindern, dieſe Verminderung aber wegen ber 
perſoͤnlichen Anſpruche des angeſtellten Dieners erſt nach deſſen Am isabtritt 
erfolgen koönnte. 

6) Verf. von 1842. 8. 9. Geſetzt, es betrage das Deſtzit der Geſammt⸗ 
gemeindeeinnahmen 500 fl., das Stenercapital der Altern Parzellen A. B. 
1000 fl, das ver neuen Parzelle C. 200 fl. und der Ertrag des Ver⸗ 
mögens ber aͤltern Gemeinde 200 f., fo träfe es bie Barzelle C. an jenem 
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Deſtzit 88 I. 20 fr. zu bezahlen, während von dem Betteff ber Barzellen 
A. B. mit 416 J. 40 ii. nur noch 216 F. 40 fr. umgelegt zw werben 
braucht. Kine Gleichſtellung der ökonomifchen Berhältniffe würde num 
herbeigeführt, wenn bie Parzelle C. aus ihrem Autheil an dem Vermögen 
ihres frühern Verbandes oder durch Umlage auf ihre Genoſſen einen dem 
Ertrag von 40 fl. gleichlommenden Betrag zum Befammtgemeindevermögen 
einlegt, fo daß fie, wenn unter den vorhin angeführten 200 fl. 50 fl. Sins 
aus 1000 fl. Kapital und 150 fl. verwendbare Vorräthe begriffen find, 
eine Summe von 200 + 30 = 230 fl. einzuzahlen hätte. Wäre aber 
flatt eines verwendbaren Vermögens eine Schuld von 1000 fl. auf dem 
ältern Gemeindeverband, an welcher bie nen eintretente Parzelle C. künftig 
neben dem laufenden Deſizit mitiragen fol, fo wäre an biefe eine Ders 
gätung won 166 fl. 40 fr. von A. und B. zu leiten, welches ber matrifels 
mäßige Betreff von C. an der Schuld ift, indem fie nun, wenn außer dem 
ordentlichen Defizit von 500 fl. das Paſſtvcapital von 1000 fl. in einem 
Sahre gevedt werden wollte, an dem ganzen Erforderniß von 1500 fl. 
250 fl. Calfo über ihre Schulpigfeit 166 fl. 40 fr.) zahlen müßte. 
7) Erlaß von 1849. IM, 1. Berf. von 1842. $. 14. 


3) Die Gemeinde und die Stiftungspflege. 


$. 287. 


Stiftungen für öffentlide Zwede können zunähft für fih, als 
ſelbſtſtaͤndige rechtliche Berfönlichkeiten, in der Weiſe beftehen, daß 


. kediglich der Ertrag des geftifteten Vermögens, nach Beftreitung von 


Steuern ımd Berwaltungsfoften, dem Willen des Stifters gemäß 
für die beftimmten Zwede verwendet wird, fo daß ein wirthichaft«. 
liber Zufammenhang mit den andern öffentlichen Corporationen nicht 
beftebt und namentlid die Gemeinde und andere Stiftungen weder 
durch Zufchüffe zu diefer Stiftung, noch durd Bezüge aus folcher 
mit ihr in Verbindung fiehen, fondern ihre Zwede und Aufgaben, 
fofern fie nicht etwa durch jene Stiftung ſchon erreicht werden und 
ihnen fomit abgenommen find, felbftftänvig für fich verfolgen. 
Dieſes Berhältniß iſt namentlid da, wo der Zwed einer Stifs 
tung ein ganz fpezieller ift und nicht mit der ganzen Aufgabe ver 
Gemeinde in einer beftimmten Richtung aufammenfält, 3. B. für 
einzelne Arten von Armen, für befondere Zweige der Armenvers 
waltung, als Snouftriefhulen, Krankenpflege (Hofpital) u. A., oder 
wo befondere, niht in den gefeglihen Zwangsverbindlichfeiten der 
Gemeinde liegende Wohlthaten, wie Stipendien für Stubirende, 
durch die Stiftung geboten werden. In der erſtern Claſſe folder 
24 * 
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Stiftungen tritt aber gewoͤhnlich der Zuſammenhang mit der Wirth⸗ 
ſchaft der Gemeinde um ſo eher hervor, je mehr die Aufgabe ſolcher 
Stiftungen zu denjenigen gehört, welche die Gemeinde innerhalb 
ihres Wirthſchaftsplanes jedenfalls zu löfen hätte, wenn auch bie 
Stiftung nicht beftünde. 


$. 288. 


In der Regel befteht in den Gemeinden unter dem allgemeinen 
Namen der Stiftungspflege CHeiligenpflege) eine gefonderte Ver⸗ 
waltung und ein Vermögensftod, der aus alten Kirhengütern und 
nacgefolgten Stiftungen und andern Erwerbungen erwacfen if 
($. 28.), deſſen Beftandtheile fi auch in rechtlicher Beziehung unters 
fheiden Taffen: 1) in folhe, deren Ertrag vermöge vorliegender 
Urfunden oder fonft nachgewieſener Stiftungsbeftimmungen ($. 46. 
am Schluß) für einzelne beflimmte Zwede, namentlih zu Beftreitung 
einzelner Kirchenbebürfniffe oder für gotte&dienftlihe Acte (Seelen 
meffen bei Katholiken), zur Austheilung unter Arme, zu Anfchaffung 
von Schulbüdhern ıc. beftimmt iſt; 2) in Bermögen, für welches 
eine folche befondere Beftimmung nicht vorliegt, da® aber nad feinem 
erwähnten Urfprunge jedenfall® der Kirche und ihren Bebürfniffen, zu 
Unterhaltung von Schulen und Armen dient. In vielen Gemeinden 
beſteht aber auch, mit gleicher Verſchiedenheit der Vermoͤgenstheile, 
je eine befondere. Berwaltung und ein befonderer Bermögensftod, 
für Kirchenzwecke (Kirchenftiiftungspflege), Armenzwede (Armen⸗ 
ftiftungspflege, Almojenpflege), Schulzwede. 


$. 289. 


Gegenüber der politifhen Gemeinde, in welcher folde Stif- 
tungen beftehen, kommt zunädft das befondere Verhältnis in Ber 
trat, dad auf der Verfchiedenbeit der Glaubensbekenntniſſe berubt, 
indem den Genofien jeder chriftlihen Gemeinde der Genuß ihres 
befondern Kirchenvermögens, ihrer Schulftiftungen und Armenfonts 
vorbehalten und zugefichert ift,1) wonach dann die Verwendung des 
Ertrags diefer Stiftungen nicht allgemein für die Aufgabe der Ges 
meinde in Bezug auf Kirchen, Schuls und Armenwefen gefchehen 
fann, fondern auf die innerhalb der Gemeinde fich abfondernden 
Religionsgefellichaften und deren Genoffen und Snftitute fih bes 
ſchraͤnkt. Diefes Verhältniß unterliegt in Bezug auf Kirchenftiftungen 
in der Regel feinem Zweifel, wogegen es bei Armen» und Schul⸗ 
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ſtiftungen darauf ankommt, ob wirklich ausdrückliche Stiftungs⸗ 
beſtimmungen die confeſſionelle Verſchiedenheit und ſomit den Aus⸗ 
ſchluß der Bekenner des andern Glaubens feſtſetzen, oder ob wenig⸗ 
ſtens ein beſtimmtes Herkommen oder auch die wahrſcheinliche Abſicht 
des Stifters dieſen Ausſchluß begründen. 2) 


1) Relig. Edict vom 15. Oct, 1806. I. Verf. Urkunde $. 70. 


2) Der praftifche Werth iſt hiebei, namentlich in ſolchen Gemeinden, welche 
ihre Bedärfnifie tbeilweife durch Umlage decken müflen, geringer, weil bie 
Aufgaben der Gemeinde in Bezug auf Schtle und Arme aus Gemeindes 
mitteln jedenfalls gewährt werben müſſen. — Uebrigens iſt dieſes Ders 
bältnig einer durchaus nenen Regelung aus Anlaß der grundrechtlichen 
Beſtimmungen über die Neligionsgefellfchaften bedürſtig. 


$. 290. 


Während fi bei der allgemeinen Stiftungspflege, abgefehen 
von den ihrer Beſtimmung gemäß zu verwendenden Erträgen aus 
befondern Stiftungen ($. 288. Pkt. 1.), in Fatholifhen Gemeinden 
häufiger die ausfchließliche oder vorherrfibende Widmung der Ein, 
Fünfte für die kirchlichen Bedürfniffe erhalten bat, find für Die bei 
der Reformation gegründeten evangelifhen Stiftungspflegen ſogleich 
auch Schulen und Armuth in den Bereih ihres Wirkens geftellt 
worden) und regelmäßig darin geblieben. 2) Bei der engen Bers 
bindung, in welcher folhe Stiftungen mit der Gemeinde in der Bes 
jiehung ftehen, daß für alle von jenen nicht vertretenen Zwede und 
Aufgaben von den Gemeinden die anderweiten Mittel aufzubringen 
find, ift es felbft als den Stiftungszweden nicht zuwider erfannt 
worden, daß in außerorventlihen Bedrängniffen ver Gemeinde ihr für 
ihre anderweiten Aufgaben mittelt Anlehen aus der Stiftungs- 
kaſſe unter erleichternden Bedingungen Hülfe beſchafft werde, wor 
gegen die wirkliche Lebernahme von — der Gemeinde al8 folder ob» 
liegenden Laften früher durchaus als ungefeglich erflärt worden ift. ®) 

Im Einzelnen ift indeffen für dad, was der Stiftungspflege 
zu leiften obliegt, 1) das Herkommen entſcheidend, 4) dem andere 
Rechtstitel, wie Verträge, und die befondern Geſetze über kirchliche 
Baulaſt gleihftehen. 2) Aus dem Ertrage der laufenden Ber 
waltung ift jedenfalls, nad Beftreitung der ftiftungsmäßigen und 
namentlich der kirchlichen Bedürfniffe, je nach der Größe der verfügs 
baren Mittel, die Unterftügung der Armuth geſetzlich zugelaffen, 
mit Borbehalt der hienach im 2. Kap. vorgefehenen Beftimnungen. ®) 
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3) Sofern es fih fon um Uebernahme einer neuen oder auch einer 
zweifelhaften DBerbindlichkeit auf die Stiftung handelt, bedarf der 
auf gutaͤchtliche Aeußerung ded Bürgerausfchuffes zu fallende Bes 
ſchluß des Stiftungsrathd der Genehmigung der Kreisregierung, 6) 
welche jedenfalld von der Angemefienheit einer ſolchen neuen Auf» 
gabe der Stiftung zu ihren urfprünglichen Zweden und von Eiches 
rung der eigentlichen ftiftungsmäßigen Aufgabe durch die vorhandenen 
Mittel abhängig ift und wobei die Zurüdweifung einer ſolchen Bers 
bindlichkeit auf die urfprünglich verpflichtet geweſene Eemeinde vor⸗ 
behalten bleibt, wenn für die eigentlihen und urfprünglihen Zwede 
der Stiftung die vorhandenen Mittel wieder ganz erforverlih And. 7) 


1) Erfte Kaftenorbnung von 1536. Kap. 1. „In Summa, was man über ver 
Kirchens und Schulenvienerbefoldung, auch bes Kirchenbans Erhaltung ers 
übrigen mag, foll alles den Armen zu Steuer Tommen.“ — Befehl Herzog 
Ulrihe vom 25. Mai 1550. 

2) Erlaß des Minifteriums des Innern vom 24. Mai 1847, wo indeſſen die 
Behauptung, daß bei den altwürtiembergifchen Heiligen die Armenunters 
ftügung in der Regel ver Hauptzweck fey, zu berichtigen if. Biel: 
mehr bat fih in vielen altwürttembergifchen Orten die Beftreituug ber 
firchlichen Bebärfniffe vorzugsweife als Laſt des „Armenfaftens“ gebilvet, 
während die Armenunterhaltung anf die abgefonderten Almefenpflegen ober 
Hofpitalpflegen fiel. 

3) Vierte Kaftenorbnung von 1615. Tit. von Berwaltung x. Es fol auch 
der Fleck x. Gen.Refer. vom 10. Oct. 1781. $. 10. 

4) Vergl. Comm. O. IT. 6. $. 7. 

5) Verw.Edict $. 135. Satz 1. nnd die in Note 1. cit. Altern Geſetze. Auch 
bei den katholiſchen Stiftungspflegen iſt dieſe Beftimmung in ven Kirchen 
geſetzen und in ber urfprünglichen Beſtimmung ber Kirchengüter begründet. 
Vergl. $.5. — Der ſubſidiaͤr Kirchenbaupflichtige ($. 129.) bat jedenfalls 
feinen Auſpruch darauf, daß die nach Beſtreitung des Tirchlichen Aufs 
wantes verfügbaren Mittel zum Grundflod angefammelt werben. Grlaß 
des Minifteriums des Innern vom 24. Mai 1847. Bergl. weiter $. 315. 

6) Verw. Edict $. 134. Pft. 1. 2. $. 137. 146. 148. BER. 3. 

7) Bergl. hierüber im Ganzen die in Reyfcher's Sammlung ver Regierungss 
gefege IV. 685.. mitgetheilten Erlaſſe der Krondomainenfection vom 
8. Juni 1813 und 4. San. 1814. 
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Dieſer rehtlihen Abgrenzung zwiſchen der Stiftung und der 
Gemeinde ftebt nun aber der wirthfhaftlihe Zufammenbang zwifchen 
beiven gegenüber: 1) Wenn auf die im vorigen $. erwähnte Art 
öffentliche Zwede überhaupt oder eine Reihe folcher Aufgaben, welche 





| 











Se — — — — — — 


— 375 — 


an ſich der Gemeinde (politiſche oder Kirchengemeinde) obliegen, auf 
der Stiftung ruhen, ſo koͤnnen Faͤlle eintreten, in welchen die Mittel 
der letztern zu Erfüllung jener Aufgaben unzureichend ſind und wo 
daher die Gemeinde beihelfend eintreten muß, worüber im folgenden 
Kapitel das Weitere. 2) Es kann zwedmäßig erfunden werden, 
auch ohne eine folhe rechtlihe Berpflihtung der Stiftung dieſer 
die Verwaltung eined Zweiges der öffentlichen Wirthfchaft, 3. B. der 
Armenpflege, überhaupt zu überweifen, um hiedurch Einheit und 
Ueberfiht in die Verwaltung zu bringen, indem dann die Gemeinde 
das der Stiftung feibft nah $. 290. nicht Obliegende in ganzen 
(Baufb) Summen ihr zumeist und indem dahin aud alle geſetz⸗ 
lihen Einfünfte mit folcher Beitimmung ($. 170.) überwiefen wer- 
den. — 68 fann au auf dieſe Weile, aud) ohne das Vorhanden⸗ 
ſeyn eigentliher Stiftungen, ein in Bezug auf VBerwaltungsweife 
den Stiftungen gleichitehender beſonderer Fond, Armenfond, Schuls 
fond, gegründet werden. !) ° 


1) Bergl. die hierüber aus Anlaß ver Klage über Getheiltheit der Armens 
behandlung ergangenen Erlafle des Min. des Innern vom 14. Juli 1845 
nnd 24. Mat 1847, die auf dieſe Weiſe die Behanplung des gefammten 
Armenweiens durch die Kirchenconvente, alfo namentlich die Mitwirkung 
der Geiſtlichen dabei, durchgeführt wünfchen. 
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Der Wirkungsfreis der Stiftungen der einen oder andern Gat⸗ 
tung ſtimmt indefien mit dem Bezirke der politifhen (und Kirchens) 
Gemeinde häufig nicht überein, indem 1) eine Stiftung nur dem 
Theile einer Gemeinde angehören kann, fo daß nur eine Verbin⸗ 
dung zwiſchen diefer Stiftung und der Gemeindewirthichaft der bes 
treffenden Parzelle beflehen kann. 2) Es fann aber aud eine 
Stiftung mehrere Gemeinden oder Theile mehrerer Gemeinden um⸗ 
fafien, jo daß jene Berbindung nur eine theilweife if. — Die 
nähern Verhaͤltniſſe hiebei find aus den befondern Stiftungsurfunden, 
aus dem Herkommen, Berträgen zu entnehmen; doch ift im Als 
gemeinen zu erwähnen, daß, wofern ed nicht auf die eben erwähnte 
Weife anders beftimmt ift, die Theilnahme jeder Gemeinde over 
Barzelle nicht nothwendig nah dem Bevölferungsmaßftab fi richtet 
Cobgleih durd einen folden feften Maßſtab allen Streitigfeiten am 
beften vorgebeugt wird), fondern darauf beruht, wie die durch bie 
Stiftungen zu erreihenden Aufgaben aus jedem betheißigten Orte 
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ſich darbieten, 3. 3. wie viele unterflügungsbebürftige Arme jeden 
Orts vorhanden find. — 

Bezüglih der Stiftungsverbrüberung if in $. 27. Das Er⸗ 
forderlihe erwähnt. 


Zweites Kapitel. 
Der Wirtſchaftsplan. 
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Eoll die Erreihung der Zwede einer Corporation in Hinficht 
auf die dazu nöthigen Mittel fichergeftellt, fol die Wirthſchaft nach⸗ 
haltig, d. h. fo eingerichtet werden, daß der Grundftod erhalten 
bleibt und ambdererfeitd für die Steuerpflichtigen fih nicht zu viele 
Leitungen zufanmendrängen, fol nad biefen Gefichtspunften das 
Ermeflen der VBerwaltungsbehörte im Üntereffe der Corporation und 
ihrer Angehörigen bejihränft werden, fo ift nöthig, daß je für einen 
beitimmten Zeitraum ein Plan fetgeftellt werde, durch welchen jene 
-Nüdjichten zum Voraus gewahrt und für die gewiß oder muth⸗ 
maßlich vorfommenden Leiftungen im Allgemeinen die Mittel bes 
zeichnet und angewiefen werden. Hiebei ift 1) der Stand und Bes 
trage der vorweg, d. h. nah dem nugbaren Bermögen und eins 
träglichen Befugniffen zu erwartenden Ginnahmen und der Stand 
und Betrag der durch die Verwaltung und durch die Zwede und 
Aufgaben der Corporation nothwendigen Ausgaben zu erheben 
(Etat im eigentlihen Sinne). 2) Sind die aus frühern Verwal⸗ 
tungsgeiträumen noch verfügbaren Mittel und rüdjtändigen Leiftuh- 
gen in Betracht zu nehmen, und 3) ift je nah dem Ergebniſſe der 
Vergleichung zwiſchen den hienach der Corporation innerhalb jenes 
Zeitraumes obliegenden Leitungen und den hienach dazu verwends 
baren Mitteln dasjenige zu befchließen, was nad den im Eingang 
dieſes $. bezeichneten Nüdfichten erforderlich feheint. 

Die jeweilige Feſtſetzung folher Wirthfchaftsplane (Etats im 
weitern Sinne) ift für unfere Corporationen vorgefchrieben. 
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» Der natürlide und regelmäßige Zeitraum, für welden ver 
Wirthſchaftsplan fetzuftellen ift, ift der eines Jahres, 1!) da 
4 
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im Laufe eines Jahres die Erträgniffe aus dem Vermögen einmal 
zu fallen pflegen und fich für diefe Zeit die wahrfcheinlihen Vor⸗ 
gänge in dem Wirthfchaftöbetrieb füglih vorausfehen lafien. Dieſes 
Etatsjahr iſt fonad die Periode, für welche jedesmal die Verwal⸗ 
"tung dur den Wirthſchaftsplan vorausgeregelt wird; der letztere 
bildet für die Bermaltungsbehörde inner dieſes Zeitraums den alls 
gemeinen Anhaltepunft, an welchen fie fo lange gebunden ift, als 
nicht in gefeglicher Weife bei eintretenden, unvorgefehenen Umftäns 
den eine Abänderung befchloffen wird. 

Der Anfang diefed Etatsjahres ift in Uebereinfiimmung mit 
dem Termin der Staatsrehnung, mit welcher die Rechnung der 
&orporationen namentlich in Bezug auf Steuerweien zufammenhängt, 
auf den 1. Juli beftimmt, 2) fo daß die Verwaltung eines Jahres 
in der Regel die vom 1. Juli eined Jahres bis 30. Juni des fols 
genden vorfommenden Einnahmen und Ausgaben umfaßt. 3) 


1) Comm. Ordg. V. 4. Verw. Edict $. 26. 79. 128. Wo die Rechnung 
auf den Zeitraum mehrerer Jahre zufammengeftellt werden darf, ift gleichs 
wohl die alljährliche Feſtſetzung des Wirtbfchaftsplans In der Regel gebos 
ten, und nur bei Eleineren Verwaltungen, beren Ginnahmen und Ausgaben 
ftetiger Größe find, wo daher die Vorausberechnung überhaupt weniger 
Werth hat oder auf mehrere Jahre ficher voransgefehen werben kann, 
fann füglih der Plan auf die ganze Rechnungsperiode zugleich gemacht 
werden. 

2) K. Vrong. vom 30. April 1819. Früher und von jeher ie 23. April. — 
Die Unzwectmäßigfeit dieſes Termins iſt einlenchtend, da hiedurch die nach 
dem natürlichen Jahre fich ergebenden Dermögenserträge, fowie Ausgaben 
für Gefchäfte, die in der wärmern Jahreszeit vorgenommen werben müflen, 
wie Bauten, in zwei Perioden zertrennt werben, ba ferner die Zeit des 
Abſchluſſes in die Ernte und in eine Zeit fällt, wo die Grundeigenthümer 
mit Sablungsmitteln am wenigflen verfehen find, was zur Folge hat, 
daß bie Berwaltung ber jedesmaligen Sahresperiode zu dieſer Zeit ohne 
beventende Rückſtaͤnde nicht abgefchloffen werden kann und beshalb mehrere 
Monate über die Zeit des Ablaufs hinaus — neben der Berwaltung bes 
neuen Gtatsjahre — fortgefeßt werden muß. — Aus dieſen Gründen hatte 
fhon die fländifhe Commiffion von 1820 anf Abänderung angetragen, 
wie auch in den Verb. von 1824, H.6. ©. 132., H. 9. S. 665 Gründe 
dafür geltend gemacht wurden. Der $. 16. des Abſchiede von 30. Juni 
1821 feßte die Sache anf SEM über bie —— des Staats⸗ 
rechnungstermins aus. 

3) Abweichungen von dieſer Regel werden durch bie in Note 2. angeführten 
Misftände herbeigeführt, die man umgeht, Indem man namentlich Auss 
gaben für eine über das Btatsjahr hinausgehende Leiftung, um ſolche fpäter 
zuſammen⸗ uud überfichtlich verrechnen zu können, einſtweilen in Liquida⸗ 
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tion auffahet ($. 386.), und indem man Biunahmen, welche erſt in dem 
legten Zeitabſchnitt des Ctatsjahrs, etwa Im Monat Juni, fallen, ober 
für melde fpätere Zahlungstermine feſtgeſetzt zu werben pflegen, je dem 
naͤchſtſolgenden Berwaltungsjahr zutheilt, wobel, wenn die Sache einmal 
im Ganz if, jedes Gtatsjahe doch die gefammte Einnahme aus allen 
Rubriken umfaßt uub wobei der weitere Vortheil ik, daB man bei Fer⸗ 
tigung bes Etats für dieſes nächfte Jahr beſtimmte Größen vor fih Kat, 
ſtatt bloßer BVoranfchläge, die 3. B. bei Waldertrag, Grasverfauf x. 
von der Wirklichkeit fehr differiren Tönnen. 
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Der Wirthſchaftsplan ift zunähft in Bezug auf die nach dem 
Beftande der Verwaltung muthmaßlichen Größen in Einnahme und 
Ausgabe zu entwerfen a) für die Gemeinden durch den Orts 
vorfteher mit Zuziehung des Gemeindepflegerd und Rathſchreibers, 
erforderliben Falles aber unter Hülfeleiftung des Berwaltungs- 
aftuars. b) Für die Amtskörperfhaft durch den Amtspfleger, wel⸗ 
der dann den Entwurf dem Oberamt zur Prüfung und Berich 
tigung vorzulegen hat. c) Yür die Stiftungen durch das gemein- 
fchaftlihe Amt mit Zuziehung des Stiftungspflegers. 1) 

Durch die Berwaltungsbehörde jelbft erfolgt fodann die Ber 
rathbung und Befihlußnahme, fomit die wirkliche Feſtſetzung des 
Planes, bei den Gemeinden mit Zuftimmung, bei Stiftungen unter 
Bernehmung ded Bürgerausfchuffes, 2) wobei a) zunäcft die Prüfung 
und Richtigſtellung der Anfchläge nach gegebenen Anhaltspunkten; 
b) fodann die Beihlußnahme über folhe Boften, deren Aufnahme 
überhaupt oder in Bezug auf Mehr oder Weniger von dem befon- 
dern Entfchluffe der Verwaltungsbehoͤrde abhängig ift, unterſchieden 
werden muß. (Bergl. $. 312.) 

Was hiebei die Zuftimmung des Bürgerausfchufies betrifft, fo 
tft hierüber zunähft auf das allgemeine rechtliche Berhältniß zwi⸗ 
fhen demfelben und dem Gemeinderath zu verweifen ($. 35.) und 
inöbefondere zu bemerfen, daß a) wo es fih bloß um Beurtheis 
lung einzelner Einnahmes und Ausgabepoften nad gegebenen Ans 
haltspunkten handelt, eine eigentlihe Zuftimmung nicht wefents 
ich iſt, vorbehäftlih der Zuftimmung zu den — je nad) den Er⸗ 
gebniffen der Voranjhläge — zu faffenden Befchlüffen ($. 301 ff.), 
wobei der Bürgerausfchuß feiner abweichenden Anficht Geltung vers 
ſchaffen kann. b) Daß der Bürgerausfhuß die gefeglihen Befug- 
niffe des. Gemeinderaths in Bezug auf Einnahmes und Ausgabe 
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verwaltung, infoweit nach fonftigen gefeglihen Beſtimmungen die 
Zufimmung des Bürgerausfhufles im Einzelnen nicht noth⸗ 
werdig iR, innerhalb der allgemeinen Schranke einer zwedmäßigen 
und fparfamen Verwaltung ($. 47.) zu achten bat.3) c) Tergk 
fodann $. 299. Rote 3. 


1) Berw.@bict $. 26. 38. 79. 128. In $. 27. des 1. Edicis war die Er⸗ 
wartung ausgehrädt, daß die Gemeindevorſteher nach 5 Jahren das wich⸗ 
tige Gefchäft der Etatöfertigung ohne fremde Beihülfe werben beſorgen 
tönnen. Die Beihülfe des DBerwaltungsactuars zu Fertigung der Stifs 
tungsetats foll nur ansnahmsweiſe flattjinden, wenn weder ber Geiftliche 
noch der weltliche Ortsvorſteher die dazu möthigen Keuntnifie befipen follte. 
RK. Berorbunng vom 17. April 18286. $. 2. BE. 12. 

2) Berw. CEdict 9. 26. 52. BE. 1. $. 131. 137. Eines Gintrags in das 
(Gemeinderathss x.) Protokoll bedarf es nicht, wenn nicht befondere Er⸗ 
örterungen hiezu Anlaß geben und die Beſchlußnahme auf den Etats felbft 
benrfundet wird. Berf. vom 6. Oct. 1848. I. 7. d. 

3) Oder der Bürgerausfhuß klaun durch den Etat den Gemeinderath nicht fo 
eng einfchräufen, daß diefer in freier Ausubung bes geſetzlich ihm allein 
zufommenden Berwaltungerechts im engern Sinne gehemmt iR, fo daß 

- 3. B. wenn die Ausführung einer VBerwaltungsmaßregel, einer Unter⸗ 
nehmung ac. auf zweierlei Wegen gleich wirkhfchaftlih gut gefchchen 
könnte, die Ansgabe nur für bie eine oder andere von dem Bürgerans- 
ſchuß beliebte, vom Gemeinderath aber vorerft nicht gut befundeue Art 
und Weiſe bewilligt würde, oder daß Ausgaben, die lediglich die gewöhns 
liche Ausführung nnd Handhabung geſetzlich befiehender Cinrichtungen bes 
treffen und die vom Gemeinberath für nothwendig erfannt werben, ganz 
geftrichen würben. Der Etat if überhaupt fein willführlicher Anfas bes 
Viebiger Ginnahmen und Ausgaben, fondern nur eine Vorausberechnung 
nach gegebenen Anhaltspunkten und innerhalb gejehlicher Schraufen; es 
liegt feine Vollmacht darin, anpere gefehliche Berwaltungsworfchriften 
dadurch zu umgehen ober zum beſeitigen. 
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Der Wirthfchaftsplan unterliegt endlich der Staatsgeneh—⸗ 
migung, die von dem Oberamt bei Gemeinden, bei den Amtskoör⸗ 
perſchaften von der Kreisregierung, bei den Stiftungen von dem 
gemeinfchaftlihen Oberamt zu ertheilen if. 1) Diefe Genehmigung 
‚ bat nit den Sinn, daß die Wirthichaft einer Corporation mit Ab» 
weichung von den gefeglihen Beihlüffen der Berwaltungsbehörbe 
feRgeftellt werben fönnte, fondern fie kann, mit Beachtung des ges 
ſetzlichen Selbſtverwaltungsrechtes der Corporationen, nur infoweit 
die Befugniß zu einer Abänderung in fih fohließen, als 1) es fi 
um Richtigitelung einzelner Säge nach gegebenen Anhaltspunften 
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handelt, wobei die Eorporationsbehörte fih offenbar geirrt hat, 
oder ohne hinreichende Gründe von der gewiffen oder wahrfchein, 
lihen &röße abgewichen if. 2) Als es fih von Kinnahmes oder 
Ausgabefäigen handelt, weldhe ohne die befondere Genehmigung 
der Staatsbehörde nach den einzelnen Borfchriften des Gefeges rechtlich 
nit vor fi geben können, ?) oder wozu umgekehrt eine gefepliche 
oder rechtlihe Verbindlichleit den Gorporationen obliegt. 3) Als 
ed fih um Wahrung der allgemeinen Vernünftigfeit und Zweds 
‚mäßigfeit des Wirthfchaftend nad den ſchon oben ($. 46.) angeges 
benen Grundfägen handelt. Wo hienady Gründe zu einer Abändes 
rung gefunden werden, die nicht in ungweifelhafter Klarheit vors 
liegen, ift im Geifte des Geſetzes jedenfalls die vorgängige Ver⸗ 
nehmung der Corporationsbehoͤrde begründet. 9) 

Im Allgemeinen ift dad Gefchäft der Feſtſtellung der Etats fo 
zu befhleunigen, daß die hierauf gegründeten Umlagen zugleich 
mit der Umlage der Staatsiteuern ($. 237.) vollzogen werben 
fönnen. ) 

1) Berw.Etict 6. 26. 79. 93. 128. 

2) Wie in den Fällen des $. 65. BE. a. b. g. l. — m. des Verw. Edicts. 
3) Hierauf deutet auch die Faſſung des $. 93. des Verw. Edicts 1. Gab. 
4) Erlaß der Org.Commiffion vom 18. Yebruar 1828. 


T. Voranfchläge. 
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Dem Wirthſchaftsplan liegt, zunaͤchſt die Berechnung der lau⸗ 
fenden Einnahmen und Ausgaben (der etatınäßigen, der eigentlichen 
Etatspofitionen) zu Grunde. Diefe find 1) entweder an fih und 
nothwendig gegeben, duch den Bermögensbefig ver Corporation, 
durch befondere gefegliche Einrichtungen oder durch die natürliche 
Aufgabe der Corporation, durch zehtlich beftehende Verhältniffe fons 
fliger Art, oder 2) beruhen fie mehr oder weniger auf freien Bes 
fhlüffen der Corporationsbehörden, die entweder zum Voraus, etwa 
für mehrere Jahre, gefaßt find oder den Voranſchlaͤgen vorausgehen 
muͤſſen. (Vergl. 8. 302.) 

Die Größe derſelben iſt entweder zum Voraus beſtimmt 
und ſo in den Etat aufzunehmen oder beruht ſie auf einer Wahr⸗ 
ſcheinlichkeitsſchätzung, die ſich auf die in vorhergehenden Rechnun⸗ 
gen niedergelegten Erfahrungen 1) und auf die Erwägung der vors 
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ausſichtlich nach den Zeitverhaͤltniſſen auf die Groͤße der Einnah⸗ 
men und Ausgaben einwirkenden Momente, z. B. der Preiſe der 
Dinge, Arbeitslöhne ꝛc., ſodann auf Unterſuchung des Zuſtandes 
derjenigen Vermoͤgenstheile und Einrichtungen, von welchen Ein⸗ 
nahmen zu gewaͤrtigen oder für welche moͤglicherweiſe Ausgaben zu 
madhen find, wie der Gebäude, Brüden ıc. zu ftügen hat, und 
wobei nach Umſtaͤnden die Einholung des Gutachtens befonderer 
Sahverftändiger (Holzaufnahme, Baufoftensüberfchläge ꝛc.) nöthig 
oder dienlich ift. 2) 

Der Schägung ift namentlih da, wo bedeutende Abweichungen 
von einzelnen Sägen früherer Etats vorkommen, die nöthige Erlaͤu⸗ 
terung anzufügen ®) und wo über die Nothwendigfeit eines Poftend 
Zweifel entftehen fönnen, die erforderliche Begründung mit Belegen 
ju geben. 

Bon der gewiffenhaften und umfichtigen Anftellung dieſer 
Schägungen hängt befonderd da, wo ein Defizit der Einnahmen 
fih berausftellt, die Erreihung der in $. 293. angeveuteten Zwecke 
ab, und da hiebei die Sicherfiellung der Aufgabe einer Corporation 
gegen möglihen Mangel an Mitteln für das öffentlihe Wohl vors 
zugsweiſe in Betracht fommt, fo muß es wirthſchaftlicher Grundfag 
feyn, im Zweifel bei Einnahmen eher dad Minder, bei Ausgaben 
eher dad Mehr anzunehmen. Bei jeder größern Berwaltung if 
fodann in eben diefer Rüdficht, um nicht fchon bei den einzelnen 
Ausgaberubrifen über das nad Gründen der Wahrfcheinlichfeit ges 
fundene Maß ohne nähere Ahhaltspunfte hinausgehen zu müffen, 
eine entfprehende Summe für unvorhergefehene Bälle ıc. ald Re- 
ferve auszuſetzen. 

1) Verw. Edict $. 26. 128. — Zu Abfaflung ber in $. 27. des Verw.Ehicte 
vorgefhriebenen zehnjährigen Hauptetats, die zu Abfafiung ber Sahrsetate 
als Leitfaden dienen follten, waren in $. 5. der K. Verordnung vom 
11. März 1822 befondere nähere BVorfchriften in Ansficht gefiellt, die 
inzwifchen nicht erfolgt find; ſolche Ducchichnittsberechnungen (Bilaucen) 
find in der That auch von untergeorbnetem Werth, da vielmehr das Meifte 
anf richtige Erwägung ber oben angebeuteten Momente anfommt und ein 
Durchſchnitt früherer Jahre eine weit unficherere Grundlage if, als die 
umfichtige Ermittlung ber neneften Zuſtaͤnde. 

2) Enthält eine Verwaltung einzelne detaillicte Zweige, fo tft es zweckmaͤßig, 
duch bie mit der Verwaltung Betrauten hiefür befondere Boranfthläge 
(Spezialetats) anfertigen" zu laſſen, deren Ergebnifie ſummariſch in den 
Hauptetat Abertragen werben. — Um aber über die wirklichen Ergebniſſe 
jedes Berwaltungszmeiges eine richtige uud fichere Neberficht zu gewinnen, 


ik es adthig, daß alle Netchungen, namentlich an Nalerlalien, wie Holz x., 
De von einem Berwaltungezweige au ben andern übergeben werden (3.8. 
aus dem Gemeindewald an die Armenverwaltung), in jenem als Gim 
nahme, in diefem ale Aufwand und Ansgabe vorgetragen werben. 

3) Comm. Ordg. XVI. 1. 8. 2. 


$. 296. 

Durch diefen Voranſchlag der laufenden Verwaltung if 
aber die Wirthfchaft für die nächfle Verwaltungsperiode noch nicht 
durchgängig feftgeftelt, da es weiter 1) die Aufgabe der Verwal⸗ 
tung ft, neben zwedmäßigen Aenderungen im Beftande des Orunds 
ſtocksvermögens, die etwaigen Schmälerungen des letztern, welde in 
den verfloffenen Berwaltungsjahren vorgefommen ſeyn follten, wies 
der zu ergänzen, worüber hienach $. 306 ff. das Weitere gefagt if. 
2) Da in der Regel die Einnahmen und Ausgaben früherer Verwal⸗ 
tungsjahre zur Zeit der Fertigung des Voranſchlags noch nicht volls 
fländig realifirt find, und daher einerfeitd Vorräthe und Ausftände 
in das neue Berwaltungsjahr übergehen, anderſeits Rüdflände an 
Zahlungen noch zu berichtigen find (Reftverwaltung). 


$. 299. 


Die aus frühern Verwaltungsjahren übrigen Vorräthe und 
Ausftände (Activrefte) find ald Mittel für die Ausgaben des neuen 
Jahres unter folgenden Bedingungen zu behanteln t): 

1) Diefelben können nur infoweit ih Berechnung fommen, ale 
fle wirffih verfügbar, vorräthig find, oder muthmaßlich im Laufe 
des neuen Verwaltungsjahrs flüffig werden, in welder Beziehung 
die einzelnen Poften genau zu prüfen find. 2) 

2) Bon den Borräthen müſſen diejenigen ausgenommen wer⸗ 
den, welde als flüffig gewordene &rundftodstheile wieder zum 
feften Vermögen anzulegen find, wie eingegangene Gapitalien. 

3) Bon den weitern Vorraͤthen und flüffig werdenden Reſten 
iR fofort diejenige Summe in Abzug zu bringen, welde zu Dedung 
der Zahlungsrüdftände aus frühern Jahren (Baffivrefte) erforderlich 
ift, die au aus jenen Reften zunichft zu befriedigen find. 8) 


4) Comm.DOrdg. V. 4. $. t. 

2) Dies fegt einen vorläufigen Abſchluß ber Rechnung bes vergangenen 
Jahres voraus. 

8) Dies bezieht ſich alſe nur anf bereits fällige Zahlungen. Siud aber 
gwocke und Aufgaben, fün. welde in ben Ctat des vorigen Ya Aus⸗ 
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gabefüge aufgenommen wurden, mod gar nit in Ausführung ge 
kommen, fo Eönnten entweder die entiprechenden Summen wieder in dem 
nenen Etat erigirt (ale Ansgabe amsgefept), oder aber an den Reſten 
des vorigen Jahres vorbehalten nnd vorweg abgezogen, umb es Fönnte 
im Iedtern Falle behauptet werden, daß die Suflimmung bes Bürger 
ausfchuffes nicht nochmals erforderlich fen, foweit dieſelbe ſchon zum 
vorigen Etat oder im Laufe des vorigen Berwaliungsiahrs gegeben wurde. 
Allein dies würde zu Misfländen und zur Beſeitigung bes gefehlichen 
Mitwirkungsrechts des Bürgerausfchufies führen, Indem fich die Umflände, 
unter denen jene Suftimmung erfolgte, verändert haben Tönnen, wie nas 
mentlich ſich gezeigt haben kanu, daß eine folde Ausgabe noch verſchieb⸗ 
lich ift, indem ferner dadurch die Meberfiht und ber regelmäßige Gang 
im Hanshalte beeinträchtigt würde. In der Megel werben baher Aus⸗ 
gaben, für welche im vorigen Etat zwar das Noͤthige vorgeſehen war, 
die aber nicht zur Ausführung kamen, anf's Nene der Beſchlußnahme 
über ihre Aufnahme in den Etat unterliegen mäflen, zu einem Vorbehalt 
an ben Reſten wird der Gemeinderath aber in dem Falle befugt ſeyn, 
wenn ſchon eine Verbindlichkeit zu folchen Ausgaben im Allgemeinen eins 
gegangen if, folche aber nur noch nicht liquid And, ober wenn das 
Berwaltungsjahr noch nicht verfloflen, wenigftens die Rechmug noch nicht 
abgefchlofien if. Im letztern Falle iſt dieſe Behandlung befonbers dauz 
praktiſch, wenn derlei Ansgaben fchon theilweife decretirt find, weil dann 
der Aufwand für einerlei Zweck nicht In mehrere Etatss und Rechnungs⸗ 
periopen zertreunt wird, fondern in einer Rechnung verrechnet werben fann. 


$. 300. 


4) Würden die Einnahmen der Taufenden und der Reftwerwals 
tung im neuen Verwaltungsjahre gerade zu der Zeit und in der 
Größe fliegen, wie Ausgaben zur Leiftung verfallen, fo wäre damit 
der Wirthſchaftsbetrieb fichergeftelt. Da aber died regelmäßig nicht 
der Hal ift, da vielmehr die Kaffen mit den verfallenen Ausgaben 
alsbald in Anſpruch genommen zu werden pflegen, während die 
Einnahmen entweder noch nicht verfallen find, 3) oder, wenn aud 
verfallen, doch bei den Schuldnern nicht immer in Furzer Zeit beis 
getrieben werden fünnen, fo ift es nothwendig, die Kaffe für die 
Zwifchenzeit mit Mitteln auszuftatten, wad man Betriebscapital 
heißt.2) Diefe Ausftattung gefchieht theild mit Den am Anfang des 
neuen Verwaltungsjahres aus dem vorigen übrig gebliebenen Vorraͤthen 
(Geld oder verfäufliche Dinge), theils können hiezu ſolche Ausftände 
verwendet werden, auf deren alöbaldiges und zeitiges Kingehen 
mit Sicherheit zu rechnen if. 3) Da nun aud in dem neuen Vers 
waltungsjahre zu erwarten ift, daß die etatmäßigen Einnahmen (und 
die Reſte) nicht durchgaͤngig zu rechter Zeit eingehen, während auf die 
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Zeiftung der etatmäßigen Ausgaben (wie der Ausgabenrüdftände 
von früherer Zeit) im Laufe des Verwaltungsjahrs in der Regel 
von Seite der Forberungsberechtigten gedrungen werden wird, wie 
auch jede georonete Verwaltung zur Erhaltung ihres Credits und 
zu Vermeidung des unrechtlichen Verfahrens, daß Einzelne zu Gun⸗ 
ftien des Ganzen durch Nichterfüllung ihrer Forderungen beeinträch- 
tigt werden, fchon von felbft die rechtzeitige Ausgabeleiftung möge 
tich zu machen ſucht, fo können die Vorräthe und Nefle nur nad 
dem weitern Abzuge diefed Betriebscapitald ald im Laufe des 
neuen Berwaltungsjahre verfügbare Mittel angefehen werben. 4) 
Die Größe diefed Betriebscapitald hängt aber bei jeder Corporation 
von der Zeit und von der Größe ab, in welcher Ausgaben den vor- 
gefehenen Einnahmen im wirflihen Anfall vorauszugehen pflegen. 3), 

Die Verwendung der hienach noch verfügbar bleibenden Vor⸗ 
raͤthe und Activrefte des vorigen Jahre zu den Ausgaben des neuen 
iR dann aber infofern eine Pflicht gegen die Steuerpflidtigen, als 
ihnen dadurd nur die im vorigen Jahre wegen zu hohen Voran⸗ 
fhlags der Ausgaben oder unerwartetem Mehr der Einnahmen gegen 
über dem Etat etwa zu viel bezahlte Steuer wieder vergütet wird, 
indem jest die Einnahme um den Betrag jener Refte höher, das 
durch Umlage zu dedende Defizit mithin um fo viel Kleiner wird. ©). 


1) Die Kunſt der Verwaltung befteht bier darin, ein möglichft nieveres Bes 
triebscapital noͤthig zu machen, um bie font Hiezu erforberlihen Vor⸗ 
räthe und Reſte zur Beſtreitung der etatmäßigen Ansgaben und Rückſtände 
feloft verwenden und in den Wirthfchafteplan aufnehmen zu föunen, wos 
durch die Cinnahme des Etats erhöht, ſomit das Defizit vermindert wird. 
Die Mittel hiezu find nebſt der eifrigften Thätigfelt in Beitreibung der 
Einnahmen befonders auch Verwaltungsmaßregeln, welche bezweden,, daf 
bie Einnahmen zu gehöriger Zeit fAllig find und die Ausgaben nicht zw 
ungelegener Zeit eintreten; namentlich gehört hieher die Einrichtung ber 
Sinstermine bei Activcapitalien und bei Baffivcapitalien auf ſolche Zeit⸗ 
punkte, wo bie Zahlung erforderlich, aber auch Teicht von den Schuldnern 
zn bewirken iſt, beziehungsmeife Leicht von der Kaffe gewährt werben kann⸗ 
ebenfo die Feſtſetzuug entfprechender Zahlungstermine bei Holzverfäufen x. 
und bei Anfäufen. 

2) Comm. Ordg. IV. 1. $. 12. ſetzt ſolche Betriebscapitale, oder eigentlich 
mehr Nefervefonde, nach dem unrichtigen und viel zu allgemeinen Maß⸗ 
ftabe der Eröße der Gemeinden in Summen von 200 fl. bis 3000 fl. feft. 

3) Es kaun vorkommen, daß Vorräthe und Refte nicht in dem Maße vorhans 
den find, als das Betriebscapital erfordert, dann iſt folches theilweiſe 
aufgezehrt in Folge eines mangelhaften Wirthfchafteplanes, bei welddem 
die obigen Sefichtepunfte außer Acht gelafien wurden. Es muß dann auf 
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wenigftens allmählige Schaffung des erforverlichen Betriebscapitals nöthigens 
falls dur Aufnahme einer entiprechenden Eumme in den Etat, alfo durch 
Verwendung etatsmäßiger Ginnahmen biezu, Bedacht genommen werden. 
Eine dem Verhältniffe und Bedürfniſſe jener Wirthfchaft angemefiene Summe 
an Borräthen oder disponiblen Neften (beweglicher Bond) muß immer er: 
halten werben, wie der Grundſtock als unbeweglicher Fond erhalten wer- 
den muß. 

4) Oder es Fönnten die Ginnahmen in den Etat nur infoweit aufgenommen 
werden, als fie binnen des Berwaltungsjahres wirklich fließen werten, 
wodurch aber immer noch Innerhalb des VBerwaltungejahres wegen der ben 
Einnahmen vorausgehenden Ausgaben ein weiteres Fleines Betriebscapital 
nöthig wäre. — Das andere Mittel, bie obigen Zwecke zn erreichen, das 
nur noch übrig bleibt, wenn ein Betriebscapital nicht vorgefehen if, ift 
das Schuldenmaden, wovon hienach. — Geſetzt, es feyen die etats- 
mäßigen Ginnahmen und ber zu Ergänzung berfelben umzulegende Ger 
meindefhaden zufammen 1500 fl. und koͤnnen muthmaßlich nur 1400 fl. 
nach bisherigen Erſahrungen im Laufe des Verwaltungéjahrs oder bis zu 
Fertigung des neuen Etats hievon eingehen, fo gibt das wieder einen 
Ausfall von 100 fl, und da namentlich in den erſten Monaten des nenen 
Sabre ſchon etwa 300 fl. Ausgaben anfallen, während nur etwa 100 fl. 
eingehen, fo fehlt es außerdem für die erſte Zeit an 200 fl. und fo iſt 
auch fpäter eine gewifle Summe nöthig, um Ausgaben für bie Zeit be⸗ 
fireiten zn können, in welcher Ginnahmen noch nicht flüffig wurden. Tiefe 
Mittel finden fich nun einerfeits in dem Geldvorrathe, der vom vorigen 
Jahre an defien Schluſſe erübrigen muß, wenn nicht fümmtliche Reſte des 
weiter vorgehenden Jahres zu ben verwendbaren Cinnahmen beſtimmt wur⸗ 
ben, und der bei richtigen Voranſchlägen ($. 297. am Schluß) auch außer⸗ 
dem fi barbieten wird, wenn nicht ungewöhnliche Greignifie eintreten; 
anbererfeits darin, daß bie Binnahmen, melde im vorigen Jahre nicht 
mebr beizuireiben waren und daher bei Yertigung bes neuen Gtafs ale 

Activreſte ansftehen, nun im neuen Sahre wenigflens eingehen werben. 

5) Bei den Gemeinden kommen namentlich die in den erftien Monaten bes 
uenen Berwaltungsjahrs zu Tiefernden Stantsfteuern in Betracht, da bie 
Stenerzahlungen der Einzelnen erfi im Herbfte zu beginnen pflegen. 

6) Man hat dies früher allgemein überfchen und es für allein wirthichaftlich 
gehalten, die durch Nichtbeachtung früherer Reſte eutflandenen Ueberſchüſſe 
immer wieder zu Capital anzulegen; es mußte dann, weil bie bei Ferti⸗ 
gung eines neuen Etats vorhandenen Activrefte außer Berechnung blieben, 
bie zurüdgebliebenen Ausgaben aber, 3. B. von unterbliebener Schulden 
tilgung, wieder in den neuen Ansgabeetat geſetzt wurden, nothwendig die 
Umlage von Zahr zu Jahr gefteigert werden. Vergl. übrigens $. 302. 
BEL. 3. ; 


$. 301. 


Der Boranfchlag des Wirtkfchaftsplanes ergibt hienach im 
Ganzen für das neue Verwaltungsjahr; 
25 
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I. Als zu erfüllende Leitungen: 

1) die von frühern Jahren zurüdgebliebenen Zahlungs 
rüdftände — Paſſivreſte; 

2) Dedung der früher entzogenen Grunbftodstheile; 

3) die laufenten Ausgaben. 

I. Als hiezu vorerft verfügbare Mittel: 

1) die Vorräthe und Activreſte aus frühern Jahren, wie 
fie fih nad den in $. 299. und 300. angeführten Regeln 
berechnen, wobei Borräthe an Waaren ıc. zu den muth⸗ 
maßlich erlösbaren Preifen anzufchlagen find; 

2) die laufenden Einnahmen. 

Nach der Vergleihung der Gefammtfummen zu I. und II. ergibt 
fit) fofort entweder 1) daß die erfte durch die zweite eben gededt 
it, in welchem Kalle für die Feitftelung des Wirthfchaftspfanes 
nichts weiter erforderlich iftz oder 2) daß die zweite zu Dedung der 
erften nicht hinreicht, daß alfo ein Abmangel (Defizit) der nöthigen 
Mittel vorliegt; oder 3) daß die zweite Hauptfumme die erfte übers 
wiegt, alfo ein Ueberſchuß fich herausstellt. 


II. Deckung des Abmangels. 


$. 302. 


Ein durch die vorerwähnten Berechnungen zu Tage getretener 
Abmangel der Einnahmen gegenüber den Ausgaben fann zunäcft 
durch folgende, aus dem ordentlihen Wirthfchaftshetrieb ſelbſt ents 
nommene Mittel gehoben werden: 

1) Durh Zurüdftellung von Ausgaben und Leiftungen 
für fpätere Verwaltungsjahre, wobei es im Allgemeinen darauf 
anfommt, zu erwägen, ob nicht hiedurch die Zwede der Corpo⸗ 
ration und die dabei zu beacdhtenden höhern Rüdfichten beein 
trächtigt würden, ob nicht andererfeitd wirthfchaftlihe Nachtheile 
entftehen, ob bei einer rechtlichen oder gefeglichen Verbindliche 
feit, die vorerft unerfüllt bleiben foll, der Aufſchub zugelaffen 
wird.3) Es kann hienach die Durchführung einer vorliegenden 
Aufgabe, 3. B. eines Bauweſens, auf mehrere Jahre vers 
theilt werden, 2) wenn die Behörte, welche den betreffenden 
Verwaltungszweig zu beauffihtigen hat, die zumalige Aus⸗ 
führung nicht als dringlich und gefeglicdh geboten erfennt, wobei 
fi aber weiter fragt, ob nicht durch eine ſolche Vertheilung 
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die gute Ausführung unſicher gemacht und ob nicht die durch 
gleichzeitige Ausführung des Ganzen möglichen Erfparniffe ®) 
die andern wirthſchaftlichen Nachtheile derfelben ausgleichen. 
Ferner kann namentlih die Dedung früherer Lebergriffe, die 

Grundſtocksergaͤnzung und Schuldenzahlung, in Rüdficht auf 
anderweite außerordentliche Leitungen eined Verwaltungs⸗ 
jahre, mit Genehmigung der Auffichtsbehörde auf fpäter zu⸗ 
rüdgeftellt werben. 

2) Durch Herbeiziehung außerordentliher Einnahmen aus tem 
Corporationsvermögen, namentlich 

a) Einziehung oder Schmälerung der in ver Nußnießung 
der Bürger befindlichen Theile des Gemeindevermögeng 
($. 56. 60.). Diefe Maßregel erfcheint um fo bevenf- 
licher, je größer der Unterſchied in ver Steuerfähigfeit 
der in gleichem Genuſſe hievon ftehenden Bürger ijt, fo 
daß der Vortheil hieraus (durch Erniedrigung des durch 
Umlage zu deckenden Defizit) vorzugsweile den Höher» 
befteuerten zu gut kommt, beſonders dann, wenn die zu 
diefer Maßregel Anlaß gebende außerorventliche Ausgabe 
(wie Straßenbauten 20.) mehr den Befteuerten nübßt, 
oder wenn dadurch ohnehin geringe Nahrungsmittel der 
unbemittelten Bürgerclaffe gefehmälert werden. 

b) Hereinziehung von Einfünften, welde nad dem ortents 
lihen Gange der Wirthſchaft erft fpäter fällig würden, 
Borempfänge, wie fie namentlid bei Waldungen 
durch außerordentliche, dem Nutzungsplane vorgreifende, 
Hicbe vorfommen können.) Es ift Far, daß hiedurch 
der Wirthſchaftsgang fünftiger Jahre geftört und folchen 
die für ihre Bebürfniffe, welche möglicherweile nod) 
größern und außerordentlihen Zuwachs erhalten, nöthi- 
gen Mittel mehr oder weniger benommen werden, abs 
gefehen davon, daß der durch das Zuwarten bis zur 
ordentliihen Berfallzeit eintretende Zuwachs des Ertrags 
abgejhnitten wird. Zu diefer, in der Regel nur als letztes 
Nothmittel zu betrachtenden, Maßregel ift bei Gemeinden 
neben der Zuftimmung des Bürgerausſchuſſes die Ges 
nehmigung des Chberamts, 3) bei Stiftungen der Beihluß 
des Stiftungsraths nach Vernehmung des Bürgeraus- 
ſchuſſes und die Genehmigung des gemeinichaftlichen 

25 * 
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Oberamts, wenn aber die Vorempfaͤnge erheblich ſind, 
der Kreisregierung ) nothwendig. 

3) Ein drittes und in der Regel wirthſchaftlich gutes Mittel zu 
Deckung eines Abmangels liegt in der Vorausbildung 
eines Fonds für eine zu erwartende außerordentliche und 
größere Ausgabe, welder bei dem Cintritt diefer verwendet | 
werden fann (Baufonds ıc.). Jene geſchieht durch einftweilige 
Beifeitftelung und fihere und nügliche Anlegung von Mitteln, 
welche zu den vorher vorkommenden Ausgaben und Leiftungen 
nicht nöthig find und die aus den ordentlihen Einfünften 
einer Corporation, vder auch durch — zu dieſem Zwede vor⸗ 
aus gemachte Umlagen gewonnen werden. Während dieſe 
Anfammlung übriger infünfte bei folder Ausfiht großen 
fünftigen Aufwandes ohnehin wirthfchaftlih geboten ift, er⸗ 
fheint die Herbeiziehung der Steuerpflichtigen fchon zum Vor⸗ 
aus um fo eher gerechtfertigt, je mehr das Beduͤrfniß, das 
jene außerordentlihe Ausgabe herbeiführt, im Grunde ſchon 
jest vorliegt und nur vorerft minder dringlich ericheint und je 
näher die Nothwendigkeit der wirklichen Leiſtung iſt, Die dem⸗ 
nah doch jedenfall® den dermaligen Steuerpflichtigen zufält, | 
welche durch folhe vorausforglihe Maßnahmen gegen eine, 
durch gleichzeitige Umlage des Ganzen, entftehende Ueber⸗ 
buͤrdung gefhügt find, oder doch durch fpätere allmählige 
Dedung eines bereits gemachten Aufwandes jedenfalls in 
größerem Maßſtabe beanſprucht würten. 

Außerhalb des eigentlihen Gebiets der eigenen Wirthichaft 
fiehen dagegen folgende Mittel der Dedung eines Abmangels. 











1) Bergl. Verw.Edict $. 130. erfter Satz. 

2) Cine zweckmaͤßige Vertheilung wirtbichaftlicher Aufgaben je nach den vers 
fügbaren Mitteln ift 3. 3. namentlich bei Walbeulturen, Waldwegen x. 
am Plage; ſodann bei Bauten, wozu etwa die erforberlichen Hölzer im 
einem gewiflen Walddiſtrikt, oder wozu die Mittel durch den Erlös aus 
dem Ertrage befierer Holzjchläge gewifler Jahre zu gewinnen find. Wo 
die Ginnahmen fo nach verfchiedenen Jahren wechfeln, richtet man billig 
auch Ansgaben und Leiftungen darnach ein, wenn anders bie oben aus 
gedeuteten Grunde es zulaffen. — Solche Rüdfichten find namentlich unter 
ohnehin drüdenden Zeitverhältnifien zu beachten. Erlaſſe des Miniſterinms 
des Innern vom 4. Rov. 1846. und 27. Jan. 1847. 


3) Wenn gewiſſe Vorrichtungen, wie Geräfte ıc., nöthig find, fo wird es wohl: 
feiler kommen, die Arbeit anf einmal ausführen zu laſſen; ferner If dies 
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geboten, wenn bei theilweiſer Ausführung das zuerſt Fertige wicher dem 
Verderben ausgeſetzt wäre. 

4) Auch durch Vorauszahlung von Pachtgeldern ꝛc. Dagegen gehören nicht 
hieher Durchforſtungen, die im Jutereſſe der ordentlichen Waldbewirth⸗ 
ſchaftung ſelbſt nöthig ſeyn können ($. 78.). 

5) Verw. Edict $. 53. 65. g. 

6) Berw.Erict $. 134. BE. 11. $. 137. 146. 148. BE. 6. 


1) Angriff des Grundſtocks. 


$. 303. 


Grundſtock heißt überhaupt ein beftinmter rechtlich abs 
gegrenzter Befisftand, durd deſſen Schmälerung die Wirthſchaft 
in fohlimmeren Zuftand geratben würde, während bei feiner Er- 
haltung die Ergebniffe ter Wirthitaft, die Einnahmen und Aus- 
gaben, infoweit ſich gleich bleiben, als nicht die wechfelnden Einflüfie, 
welche den jeweiligen Ertrag 2c. beftimmen, darauf einwirfen. 1) 
Was hienach als Grundftodstheil und als Angriff oder Mehrung 
deffelben anzufehen ift, beitimmt fih für. jede einzelne Wirth 
ſchaft dur Vergleihung dieſes ihres Frühern Befisftandes gegen 
den fpätern, indem Das, was bei einer beftimmten Wirthichaft diefen 
Belipjtand unverändert läßt, bei einer antern ſich als Echmälerung 
zeigen fann. Im Allgemeinen jedoch begreift ter Grundſtock Alles, 
was die Natur eines bleibenven wirtbfhaftliden Capitals 
hat over in foldhed umgewandelt werden fann, namentlich 1) ſolche 
Vermögenstheile oder Privatrehte an fremdem Vermögen, weldje 
einen reellen reinen Ertrag abwerfen oder abwerfen Fönnten, ohne 
zugleich, wie 3. B. Zahrnißftüde, einer allmählihen Abnügung Meer 
Subftanz unterworfen zu feyn, namentlih Güter, Oeldcapitalien, 
Gefälle; 2) ſolche nugbare öffentliche Rechte, welche au einem feiten 
rechtlich anerfannten Befiß geworden find, wie bei Gemeinden das 
Recht zu Befteurung einer beftimmten Grundfläche, die vom Staate 
gewährte Entihädigung für entzogene öffentlihe Gerechtſame, als 
Umgeldsbezug, Weggeld ⁊c.; 3) das Recht auf die durch befondere 
Titel begründete ftehende Vertretung durd “Dritte in ſolchen Lei⸗ 
tungen, welche außerdem der Corporation obliegen würden, 3. 2. 
Bauverbindlichfeiten an Kirchen, Befoldungsreihungen an Corpo⸗ 
rationsdiener u. A. Keinedwegs gehören aber dahin folhe nutzbare 
Rechte, die mit dem öffentliben Dafeyn einer Corporation noth⸗ 
wendig und gefeglich verfnüpft find, daher dur die Gefehgebung 
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. aufgehoben oder unter gewiflen geſetzlichen Befimmungen verändert 
werden fönnen, als Bürgerannahmgebühren, Steuerbefugnifie an 
fih und ohne Rüdficht auf einen beftimmten rechtlich gegen andere 
Gorporativnen abgegrenzten Befipftand und Aehnliches. 

Diefem activen Befisftande können aber auch paſſive Rechts⸗ 
verhältniffe gegenüber ftehen, nad) deren Abzug erft der wahre und 
wirfiihe Grundftodöbeftand ſich herausftellt: 1) Rechte Dritter auf 
dem Vermögen ($. 54. Pt. 2.); 2) Rechte Dritter in Bezug auf 
diejenige öffentliche Atchtejphäre, worin eine beftimmte Corporation 
ordentliherweife diefe Rechte auszuüben hat, 3. DB. fremde Bes 
fteurungsreibte in der Marfung; 3) ftehende Laſten, auf teren Keis 
ftung Andere einen privatrechtlichen Anfpruh haben, 3. B. Baus 
verbindlichleiten an ſolchen Objecten, die nicht in den Wirfungsfreis 
einer Corporation gehören. Keineswegs gehören aber auch hieher 
ſolche Berbindlichkeiten und Leiftungen, welde in der gejeglichen 
Aufgabe einer Corporation jedenfalls liegen, wie die Wegbaulaft 
in der Marfung, oder weldhe unter gewifien gefeglichen Beſtim⸗ 
nungen abgeändert werden fönnen, wie ©emeindenugungen, Bes 
‚fotvungen u. A., überhaupt bloße Berwaltungsmaßregeln, 
wodurch zwar eine jtehende Einrichtung herbeigeführt, aber fein 
gegenüberftehendes feited und bleibendes Recht Dritter bes 
gründet wird, 2) 

1) Diefe Begriffsbeſtimmung {ft zwar in ben Geſetzen ſelbſt nicht ausdrücklich 
gegeben, laͤßt ſich aber aus denſelben ableiten. Denn wenn auch unter 
„Gemeindefonds“ Berw.Edict $. 25. zunächſt das EStammvermögen an 
Gütern, Capitalien ꝛc. zu verftehen ift, fo find demfelten die Fälle in ihrer 

⸗ rechtlichen Bedentung ganz gleichgeſtellt, wenn der „Etat“ bleibend 
verändert ($. 52. Pkt. 7.) werben ſoll, namentlich aber ſchließt ſich 

obige Begriffsbeſtimmung ber allgemeinen Bezeichnung in $. 65. an, 
„wenn das Jutereſſe der gegenwärtigen Bürgerſchaft and 
der fünftigen Mitglieder ver Gemeinde getheilt if,“ worin 
ber praltifhe Gehalt obiger Begriffsbeftimmung ausgedrüdt iſt. 

„Paſſivübernahme an Renten, Zinfen, Gülten und läftigem Eigenthum.“ 
Verw. Edict $. 53. 65. h. „Bleibende Verbindlichkeit ꝛc.“ $. 66. Note 5. 
Als Läftiges Eigenthum find Gebäude nah $. 305., Brücken, Wege, 
ſedann überhaupt ſolche Erwerbungen anzufehen, bei welchen es zweifels 
haft ift, ob der Gewinn nicht überwogen wird durch bie mit übergehenden 
Laften. Keineswegs aber können Erwerbungen gemeint feyn von mit 
Gülten ꝛc. behafteten Gütern und Aehnlichem, wobei neben ber Laft ein 
biefe überwiegender Activvermögenstheil erworben wird. Vergleiche 
übrigens $. 306. — Daß das Gefep nicht jede bleibende Ausgabe ale 
Verbindlichkeit in obigem Sinne betrachtet, geht aus dem Gegenfag 
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hervor, den es zwifchen Berbinblichkeiten einer Corporation und zwifchen 
jährli wieberfehrenden Ausgaben, als Befoldungen ꝛc., anfftellt. Siehe 
Verw. Edict $. 148. Bl. 3. und 4. 


$. 304. 


Wie fhon in $. 57. beim Bermögen im engern Sinne aus» 
geführt ift, find die jeweiligen Genoſſen einer Corporation vers 
pflihtet, dieſen Befisftand ungeihmälert der Nachkommenſchaft 
zu übergeben, 1) fomit flüffig werdende Grunditodstheile wieder auf 
den Grundſtock zu verwenden und anzulegen. Als folhe Grund— 
tofseinnahmen aber find zu betrachten: 1) eingehende Capi⸗ 
talien, Erlöfe aus erfauften Gütern und Gebäuden (vergl. $. 305.), 
Ablöfungsfchillinge von Gefällen und Realrechten; 2) Entihäbdi- 
gungen für entzogene öffentlihe Rechte, Pit. 2. in $. 303.5 3) Abs 
findungscapitale für Verbindlichkeiten Dritter, Pt. 3. dafelbft. 2) 

Wenn Grundftodötheile auf dieſe Art oder taufchweife vers 
werthet werben follen, was für jich felbit ſchon bei einzelnen Arten 
des Vermögens nur unter den in $. 59. erwähnten Beftimmungen 
gefhehen fann, die aud bei einer im Wege der Mebereinfunft Statt 
findenden Beitfegung der zu 3. erwähnten Abfindungsfummen Platz 
greifen, 3) jo iſt es Aufgabe der Verwaltung, den hochſt möglichen 
Gegenwerth zu erzielen ($. 47. a.), und es bildet Dann der ganze 
Betrag dieſes erzielten Gegenwerthes einen ergänzenden Theil des 
Grundſtocks.) Dagegen fann für den Grunditod auch nur der 
wirklich erzielte Gegenwerth dann verlangt werden, wenn folder 
wegen befonderer Verhaͤltniſſe, 3. B. wegen des gefeglihen Abs 
löfungsmaßjtabes, dem vollen Capitalwerthe des veräußerten Grund⸗ 
Rodstheild nicht ganz gleichfommt, und es kann fomit die Ergänzung 
des hiezu Zehlenden aus Mitteln der laufenden Berwaltung nicht 
verlangt werden. 

1) Verw. Edict $. 25. zweiter Sab. $. 90. $. 129. 

2) Geſetz vom 14. April 1848. Art. 14. SZehntablöfungsgefeh Art. 40. 
Vergl. die in $. 128. wegen der Kirchenbaulaſt ꝛc. Dritter angeführten 
Beſtimmungen, die ihre Anwendung auch auf etwaige andere auf abgelösten 
Zehnten haftenden Leitungen für Corporationen finden. 

3) Zehntablöfungsgeieh Art. 29. 

4) Iſt diefer Gegenwert größer, ale der Capitalwerth des verwertheten 
Grundſtockstheiles, fo wird ber Grundſtock vermehrt; den Mehrwerth für 
die laufende Verwaltung ohne weiters zu verwenden, wäre unrecht, da 
diefe anf nichts weiter, als auf ven Ertrag aus Grundflodstheilen Ans 
ſpruch Hat und nach dem Schlußſatz des $. auch einen Ninderwerth nicht 
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zu erſetzen ſchuldig iſt. Doch iſt bei ſolchen günſtigen Erwerbungen nad 
Umſtaͤnden eher Grund vorhanden, bie Verwendung des Mehrwerthes zu 
laufenden Ausgaben zu genehmigen. 


$. 305. 


Es ijt ferner Die Aufgabe der Verwaltung, für die eingehenden 
Grundſtockscapitale die nah tem Berhältnifie einer Körperfchaft 
ſchicklichſte und vortheilhaftefte Art und Weife der Wieder 
anlegung zu Grundſtock auszumitteln und anzuwenden. 

Als Wiederverwendung auf den Orundftod ijt aber zu be⸗ 
trachten: 

1) die Erwerbung von Vermögenstheilen, deren Sub—⸗ 
ſtanz ſich nicht abnüst und die einen im Berhältniß des cin- 
gezogenen Grundſtockstheils moͤglichſt reichen Ertrag abwerfen, 
namentlib a) die Anlegung zu verzinslichen Geldcapitalien ; 
b) Anfauf von Feldgütern, Waldungen;1) ec) ter Bau und 
Anfauf von Gebäuden fann dagegen nicht unbedingt hieher 
gezaͤhlt werden, weil ſolche in der Regel nicht durchaus die 
Yatur der eben bezeichneten Gattung von Bermögenstheilen 
haben, vielmehr mit ihnen nicht nur die ftehende Laſt der 
Unterhaltung, fontern auch die Ausfiht auf die Roth: 
wendigfeit gaͤnzliche Wiederherftellung übernommen wird. 
Im Allgemeinen kann daher der Aufwand auf neue Gebäude 
nur injoweit ald Orundftodsverwendung anerfannt werden, 
als Der muthmaßlich bleibente Ertrag durch Wermiethung 
oder mit Geldgewinn verbundenem Selbſtgebrauch, nad Abs 
zug der durchſchnittlichen jährlichen Unterhaltungsfoften und 
des auf einen Jahreswerth zurüdgeführten Aufwandes für den 
einftigen Neubau?) — den frühern Ertrag der hiezu „vers 
wendeten Orundftodögelter ausgleicht oder zu Capital erhoben 
einen neuen rentirenden Grundjtodöbeftandtheil darftellt. Dies 
ſem Grtrage fommt ed jodann in der Wirfung ganz gleid, 
wenn durch die Erwerbung eined Gebäudes ein bisher von 
der Körperjchaft fortdauernd zu leiften gewejener Miethzins 
für ein fremres Gebäude erfpart wird, und ijt Daher auch der 
Capitalwerth dieſes bisher nah dem Durchſchnitte mehrerer 
Jahre zu bezahlen gewejenen Miethzinfes mit dem gleichen 
Abzuge, wie vorhin (wofern nicht einzelne Bauverbindlichfeiten 
auch am gemietheten Gebäude zu leiften waren), ald Grunds 
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ſtockoverwendung zu erkennen. Es kommt daher auf eine rih« 
tige Schägung des neuen bleibenden Gegenwerthes an, wobei 
dem Grundftod cher weniger als mehr aufgerechnet werden 
wird, da deſſen Vermehrung felbft wieder wirtbichaftliche Vor⸗ 
theile hat. Sodann fann es feinen Anftand haben, daß ber 
Erlös aus einem verfauften oder abgebrodhenen Gebäude, an 
deffen Etelle für den gleichen Zwed ein zum minbeften ebenfo 
ausreihendes Haus gebaut oder erfauft würde, zu Dedung 
der Koften des legtern verwendet werden kann, indem bier ja 
für das Berwerthete ein vollftändiger Erfah gegeben wird. ?) 
Aller fonftige Bauaufwand aber, fen es Wiederherftellung oder 
Erneurung ſchon bisher für beftimmte Zwecke beftandener Ges 
baäͤude, oder ſey es Erwerbung von Gebäuden für neue, der 
Körperihaft gefeglich auferlegte oder in ihrer Aufgabe fonft 
gelegene Zwede, muß an fi ald Aufgabe der laufenden Ver⸗ 
waltung erfannt werden, weil fonft eine Shmälerung des 
Grundftodsbeitandes eintreten müßte. %) 

Die Ablöfung von befondern Rechten, welche Dritten an 
dem PBrivatvermögen oder in der öffentlihen Rechtsſphaͤre einer 
Eorporation zuftehen ($. 303. am Schluß), fo daß der Ertrag 
des erftern und die mit der letztern verknüpfte wirthfihaftlice 
Nupbarfeit fih in entiprehenden Maße erhöht. 

Ablöfung der befondern Verbindlidhfeiten zu Ders 
tretung Dritter in gewiſſen Leijtungen, als Baulaften ꝛc., 


wodurch der hiefür nad durchfchnittliher Schäßung biöher zu 


machen gewejene Aufwand wegfällt und der wirtbichaftlidhe 
Beligftand um den hiezu bisher verwendeten Einnahmebetrag 
fih verbefiert. 

Der unmittelbaren Verwendung der Grundftodseinnahmen für 


ſolche Zwede ſteht dann ganz glei die Verwendung derfelben 
zu Abtragung von Schulden, weldhe aus Anlaß und zum Zweck 
jolher Erwerbungen oder Ablöfungen früher aufgenommen wurden 
(Grundftodsfchulden, $. 310.) 


1) Beim Anfanf von Waldungen ift jedoch der in dem Kanfpreife mit ents 
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haltene Werth des alsbald Haubarem Holzes nicht als Grundſtocks⸗ 
erwerbung zu betrachten. . 

Zu Ansmittinng dieſer Bauunterhaltnngsfoften geben die ans Anlaß ber 
Behntablöfung nad Zehntablöfungsgefeh Art. 30 ff. gemachten Schäßungen 
erwünfchte Anhaltspunkte. ' 


u” IL... WERE 


3) Daf dagegen der Erlös aus ſouſt verfanften Gebäuden nah $. 305. 
als Grundſtokseimahme unbedingt erklärt if, wiberfpricht nicht ber obigen 
Ausführung, wenn es gleich fcheint, daß tiefer Erlös bei Gebäuden, bie 
keinen Reluertrag abwerfen, ober nur geringen, gar nidht ober nur theils 
weife für den Grundſtock angefprochen werben koͤrne, wie umgelehtt ber 
Bauaufwand mar infoweit als Gruubflodlsverwensung auerkaunt wird, als 
derſelbe einen neuen Reinertrag ſchafft. Allein gerade der Umſtand, daß 
ans einem Gebäude ein Erlös erzielt wurde, beweist, daß bafielbe einen 
größern Ertragswerth hatte, als die Baukoſten ausmachten. Tie laufende 
Berwaltung gewinnt baun chnehln durch den Wegfall ver Laften im der 
Ausgabe und durch Grhöhung der Ginnabme um den Zins bes Kaufs 
fhillinge — oder fie wird für den entgehenten Miethzins hiedurch ent- 
ſchaädigt, Hat aber feinen Aufpruch auf das Gapital ſelbſt. — Doch if 
dabei vorauszuſetzen, daß die Erwerbung bes Gebäudes au) aus Grunts 

- odsmitteln oder wenigſtens aus Mitteln ver laufenden Berwaltung früs 

herer Zeiten gefchehen if, indem es offenbar nurecht wäre, ben Erlös 
beim Berlauf zum Grundfiod zu ziehen, wenu bie jetzigen Stener⸗ 
pflichtiges ober ein Theil derfelben feiner Zeit durch Umlagen die Er⸗ 
werbung ans laufenden Mittelu möglich gemacht haben. 

4) Eine Ausuahme hievon fann etwa geltend gemacht, fomit einer Aufrechnung 
zum Grundſtock Statt gegeben werben bezüglich des Aufwandes für Er⸗ 
werbung bes Grund und Bobens zu einem neuen GSehäube, weil biefer 
feiner Abnüpung ıc. unterliegt, und wenn er auch für ſich jetzt nichts ers 
trägt, doch im Kalle des Abgangs des Gebäudes untzbar gemacht werben 
Tann, wie man umgekehrt den Grlös aus Güterſtücken, wenn fie and) bis⸗ 
ber nichts ertrugen, für ven Grundſtock mit Recht in Aufpruh nimmt. — 


$. 306. 


Sollen Grundftodseinnahmen in den hienach bemerften außer⸗ 
ordentlichen Yällen zu andern, als den vorbenannten Zwecken, alſo 
zu laufenden Ausgaben verwendet werben, fo kann dies jeden⸗ 
falls nur gefchehen:. 

1) bei Gemeinden mit Zuftimmung des Buͤrgerausſchuſſes und 
Genehmigung der Kreidregierung; !) 

2) bei Amtscorporationen nach Beichlußnahme der vollen Amts 
verfammlung und mit derfelben ®enehmigung ; 2) 

3) bei Stiftungen durch Beſchluß des Stiftungsraths nach guts 
aͤchtlicher Vernehmung des Bürgerausichuffes und mit Ges 
nehmigung der Kreisregierung. ®) 

Wie durch jede folde anderweite Verwendung von Grundſtocks⸗ 
einnahmen ein Angriff, eine Schwächung des Grundſtocks entficht, 
jo tritt die gleihe Wirkung dadurch ein, daß auf den wirthſchaft⸗ 
lichen Befigftand einer Corporation neue bleibende Berbinds 


* 
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Lichleiten ($. 303. am Schluß) übernommen werden, was deshalb 
nur unter denfelben Beitimmungen gefchehen kann.“) Hieher gehört 
insbejondere auch der Fall, wenn auf eine Gorporation, 3. B. auf 
die Amtskörperfhaft, auf die Stiftung, die bleibende Verbindlich⸗ 
keit zu Leiftungen übernommen wird, welche nach der geſetzlichen Abs 
grenzung der Aufgaben jeder Corporation, oder nach früherem rechts 
lichem Befisftande einer andern Corporation, 3. B. der Gemeinde, 
oblagen (vergl. $. 281. Pkt. 3. $. 290. Bit. 3.). 

1) Berw. Edict $. 52. Nro. 7. $. 53. $. 66. Nro. 6. In diefen Geſetzes⸗ 
ftellen iR zunaächſt von Verwendung eines Activcapitals zu laufenden Aus⸗ 
gaben die Mebe; allein alle in 6. 303. erwähnten Grundſtockstheile vers 
wandeln ſich, fobald fie Hüffig werten, in Activcapitale, als Kaufſchillinge, 
Ablöfungsfchillinge ıc. 

2) Daf. 6. 84. $. 89. e. 

3) Daf. $. 134. Nro. 12. 25. $. 137. $. 148. Nro. 7. 8. 

4) Daf. $. 53. $. 65. kb. 6. 66. Nro. 5. $. 134. Nro. 2. $. 148. Nro. 2. 


$. 307. 


Das Grundſtocksvermögen fann in verfehiedenen Graben für 
die wirthichaftlihen Bedürfniffe in Anſpruch genommen werten: 

a) durch einftiweilige Verwendung eingehender Grundſtocksgelder 
zu laufenden Ausgaben, wenn die Wiederanlegung derfelben 
noch in der nemlihen VBerwaltunge&periode aus fpüter 
eingehenden Einkünften erfolgt. Die wirthſchaftliche Regel ift 
zwar, daß Grundftodstheile, wenn fie flüffig werden und aufs 
hören, Ertrag abzuwerfen, alöbald wieder ertraggebend unterzu= 
bringen find, und daß daher auf eine Gelegenheit hiezu ſchon 
zur Zeit, wo dieſe Slüffigwerbdung in Ausſicht fteht (3. B. durch 
Auffündigung von Bapitalien), Bedacht genommen werde; daß 
dagegen für die Beduͤrfniſſe des gewöhnlichen Wirthfchafts- 
gangs durch ein hinreihendes Betriebscapital geforgt fey. 
Wenn indefien das legtere ausnahmsweife nicht zureicht und 
wenn andere Mittel Foftfpieliger wären, als der Ausfall am 
Ertrag des zeitweile verwendeten Grundftodötheiles fich bes 
rechnet, fo ift hiegegen nichts einzuwenden. 2 

b) Durd; Verwendung von Grundjtodsgeldern auf Wiebererfag 
aus fpäteren Verwaltungsperioden. Diefe iſt namentlich 
da wirtbichaftlich zuläfiig, wo die Wirthfchaft in der Regel 
Ueberſchüſſe der laufenden Einnahmen gewährt, durch deren 
Anlegung zu Grundſtock eine durch außerordentlihe Ausgaben 
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herbeigeführte Verminderung des Grundſtocks allmählig und in 
einer nicht allzuentfernten Calfo nicht mehr Leicht wirtbfchaftlich 
vorauszubeurtheilenten) Zeit zuverläffig oder hoͤchſt wahrfchein- 
lich wieder gehoben werden fann,!) oder wenn zu Dedung des 
Abmangeld jedenfalls fremde Mittel (Schulden) verwendet 
werben müßten, die theurer oder fonft fehwieriger zu erhalten 
wären, als der bis zur Wiederergänzung ausfallende Ertrag 
der fo verwendeten Orundfodstheile ausmadt. — Obſchon 
diefe Verwendung nicht als eigentliher Grundſtocksangriff zu 
betrachten und nad $. 304 — 306. zu beurtheilen ift, fo ers 
fordert diefelbe doch, da fie ihrer Wirkung nad einer Schulven- 
aufnahme gleih fteht und die Gegenwart möglicherweije auf 
Koften der Rachkommenſchaft erleichtert, wenn namentlih in 
der Folge wegen anderweiter und unerwarteter außerorbent- 
licher Bebürfniffe die Wiederergänzung des Grundſtocks uns 
thunlich wird, nad den beftehenden allgemeinen Grundjägen 
($. 50.) die Genehmigung der Staatsbehörte,?) wobei naments 
li der Termin des Wiedererſatzes zu beftimmen ift. 

c) Durch Verwendung ohne Wiedererjag, eigentliher Grunds 
ftodsangriff. 

1) So läßt die aus Anlaß der damaligen Theurnng erfchienene K. Berorbmung 
vom 7. San. 1817 die Derwendung ber GStiftungsfonds iufoweit zu, als 
ſolche in den nächften Jahren wieder hergeftellt werben Tünnen. — Ge 
wäre unrecht, bei biefer Lage einer Wirthſchaft wegen vorübergehen- 
ber Unznläuglichkeit der laufenden Einnahmen fogleich die Steuerpflichtigen 
in Anſpruch zu nehmen; body {fl dabei ans dem am Schluß angeführten 
Grande Vorſicht nöthig. | 

2) Siche die oben angeführte Berorbnung am Schluß. Die in $. 306. er: 
wähnten Gefepesftellen betreffen bleibende Grundſtocksangriffe. 


ı r 


$. 308. 


Ein folder Angriff ift unter den in $. 306. enthaltenen Bes 
dingungen gefeglich und wirthfchaftlich zuläffig: 

- 4) bei ſolchen Bermögenstheilen, welche zwar als ertraggebend 
im Allgemeinen zum Stammvermögen zu rechnen, aber nad) 
ihrem befontern Urfprunge und unter den fpegiellen Bor- 
gängen bei einer beftimmten Wirthichaft auch anderwärtd vers 
fügbar find, namentlich die durch Ummandlung aus Laufenden 
Einnahmen entftandenen Gapitalforderungen, Deren die laus 
fende Verwaltung mithin entbehren mußte und die fie bei ihrer 
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Flüffigwerdung füglih wieder in Anfpruch nimmt. So find 
namentlich die nach dem Geſetze vom 17. Juli 1824 capitalir 
firten Rüdftände der Gemeindekaſſe zu Tilgung der Rüdftäinve 
zur Amtspflege oder nach deren Berichtigung zu Zahlung ans 
derer Gemeindefchulden zu verwenden, in deren Ermanglung 
aber und wenn feine Gemeindefhadensumlage nothwendig iſt, 
fann aud ihre Verwendung zu laufenden Ausgaben zugelaffen 
werden. 1) 

Obgleih fodann die Ueberfküffe der Wirthichaft aus den 
zu $. 57. angegebenen Gründen nüglid zu Vermehrung des 
Stammvermögend verwendet werden, fo fann doch den der: 
maligen Gliedern der Gemeinde nicht zugemuthet werden, die 
laufenden Einfünfte zum Theil hiezu anzulegen und fomit für 
die fünftigen Gemeindeglieder aufzubewahren, während außers 
ordentlihe Ausgaben außerordentliche Mittel erheifchen, we 
dann etwa nur dur Umlagen aufjzuhringen wären. Viel⸗ 
mehr fteht e8 in der Befugniß der Verwaltungsbehörde, bei 
Anlegung folcher zeitweiligen Veberfchüffe deren Wiederverwen⸗ 
dung auf den bereit vorausſichtlichen Fall außerorbent- 
licher Ausgaben fih vorzubehalten, dur welchen Bors 
bebalt eben folden neuen DBermögenstheilen die Eigenſchaft 
fefter Grundftodstheile benommen wird.2) — Vergl. fodann 
6. 305. Note 3. 

2) Außerdem etwa in den Bällen, wenn wirklich eine ungewoͤhn⸗ 
liche und bedeutende Ausgabe, wodurch für längere Zeiten einem 
öffentliken Bedürfniffe gründlich abgeholfen und die Noth⸗ 
wendigfeit oft wiederfehrender Fleinerer Ausgaben für denfelben 
Zwei (3. B. für häufige Reparationen) befeitigt wird, zu 
leiften, das übrig bleibende Orundftodsvermögen aber immer 
noch fo reihlih ift, daß die Ausgaben der Corporation aus 

deſſen Ertrag, wie bisher, beftritten werden Fönnen, mithin eine 

Beſteurung der Fünftigen Gemeindeglieder überhaupt oder in 
größerem Maße, als bisher, als Folge der den jetigen lies 
dern durch diefen Angriff des Stammvermögens zugehenden Ers 
leihterung und Berfhonung, nicht in wahrjcheinlicher Aus⸗ 
ſicht fteht. 

3) Endlich ift die Verwendung des Stammvermögens der Stifs 
tungen (im allgemeinen Sinne des $. 26.) für außerorbent- 
liche Leiſtungen, die in ihrer Beftimmung liegen, und mit 
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Ausnahme folder Beſtandtheile deffelben, deren 
Ertrag nah dem Willen des Stifter fortwährend für 
befondere Zmwede zu verwenden ift, nit nur rechtlich noth⸗ 
wendig gegenüber von Dritten, denen in Ermanglung und bei 
Unzureihenheit eines folhen Stiftungsvermögens jene Leitung 
obliegt, namentlich bei kirchlichen Baulichkeiten, 3) fondern auch 
unter Umftänden zu rechtfertigen gegenüber den politiihen Ges 
meinden oder den Kirchens und Schulgemeindegenofien, auf 
welche außerdem jene Leiftung zurüdfallen würde, da foldhe 
angejammelte Stiftungsfonds hiedurch nur ihrer Beftimmung 
gewidmet werden.4) Jedoch ift hiebei zu bedenken, ob es nidt 
wirthichaftlicher wäre, jene Leiftung ganz oder theilweile auf 
die politiihe Gemeinde oder die Kirchens und Schulgenofien zu 
übernehmen (wenn namentlih im Vermögen der erftern Mittel 
biezu gegeben find), ald durch Verwendung des Stiftungsvers 
mögens diejenigen Ausgaben, welche bisher hieraus beftritten 
werden fonnten, bleibend auf jene zu überwälzen. 


4) eit. Geſetz Art. 14. Diefes (mehrfach von unrichtigen” Anfichten aus⸗ 
gehende) Geſetz begreift wohl offenbar unter den „eingehenden Ausflandes 
geldern“ andy die nach Art. 5. BEL. d. capitalifixten Stemeransflände. — 
Die Beringung aber, „wenn feine Gemeindeſchadensumlage nöthig iR,” 
geht zu weit, da fe eben die Forderung enthält, die aus laufenden Gins 
nahmen entflandenen Forderungen zum Grunpflod anzulegen, während 
Umlagen uötbig find. 

2) Die auch Hier forberlie Genehmigung Tann ſonach nur yon ber Cog⸗ 
nition abhängen, ob dieſe Bermögenstheile wirflic, ben oben benannten 
Urfprang haben. — Zu Wahrung des obigen Geſichtspunktes if man 
haufig auf den Gedanken gefommen, einen Normalgrundftod feflzus 
feßen, der unter allen Umfländen erhalten werden muß, während das, was 
darüber anwächst, zur Verfügung bleiben fol. Judeſſen verträgt ſich 
diefer fo unbebingte und allgemeine Vorbehalt wicht mit den in $. 57. 
angeführten Räüdfihten anf Bermehrung bes Stammvermögens nud mit 
den vorliegenden Geſetzen, welche das einmal zum Grundſtock Angelegte 
nur unter befondern Umfländen wieder verwenten laflen, unb es wirb hie⸗ 
durch ein Angriff des Grundſtocks auch bei Abmängeln, bie durch audere 
Mittet ohne Anftrengung gedeckt werben könnten, allznfehr erleichtert. 

3) Nach rem Kirchenrecht ruht die Kirchliche Baulaſt überhaupt ale eine Ver⸗ 

biundlichkeit zunächſt anf der Fabrica, oder dem Localkirchenvermoͤgen, daher 

der dritte Verpflichtete deſſen Verwendung au au Grundſtockotheilen vers 
langen Tann; doch ſollte, abgeſehen von befondern darunter begriffenen 
Etiftungen, wenigftens die Leiſtung der gewöhnlichen für die Haltung bes 
Gottesdienſtes erforderlichen Ausgaben fernerhin geiichert feyn. Richter, 
Kirchenrecht $. 303. Vergl. Hehntablöfungsgefeh Art. 34. 














— 19 — 


4) So hat das Mandat vom 20. Der. 16414 bei damaliger Theurang vers 
orbnet, daß der Kaſt oder Heilig” feine Capitalien angreifen folle, im 
Erwägung, daß folche bei wohlfeilen Jahren darum gefammeli werben, 
damit man fie in dergleichen Nothfällen verwenden Tönne, wobei bloß bie 
unbefiimmte Hoffnung künftigen Wiedererſatzes angefügt if. — Sodann 
läßt das Gen.Refer. vom 23. Sept. 1783. $. 13. die Verwendung des 
Bermögens zu Baukoſten, mit Vorbehalt der Ausftatiung für andere 
fundationsmäßige Präſtationen, zu. Dies iR um fo mehr zu vechtfertigem, 
als ohne eine ſolche Stiftung vielleicht die Auſtalten überhaupt wicht ges 
gründet worden wären, am bie es fi handelt, indem etwa ein Ort, ftatt 
eine eigene Pfarrei zu haben, Filial einer andern wäre, fo daß gelagt 
werden Faun, die geftiftete Anftalt muß fich Telb erhalten, das Vor⸗ 
haudenſeyn der Stiftung Tann die Gemeinde nicht zu etwas verpflichten, 
wozu ohne fie Feine Derbinplichkeit vorläge. — Auch das Verw. Cdict 
$. 130. deutet auf bie Erfhöpfung des Grundſtocksvermögens bei außer⸗ 
orbentlihem Defizit. Sedenfalls aber haben nad unſern Gefehen bie 
politifchen Gemeinden und die Kirchengenofien keinen unbedingten Rech iss 


anfpruch anf Verwendung des Stiftungsfonds, fondern es hängt ſolche 


von Genehmigung der Stiftungsverwaltungs⸗ und Aufſichtsbehoͤrde ab. 


2) Aufnahme von Schulden. 


$. 309. 


Eine verzinslihe Schuld (im Gegenſatz einfader Zahlungs 
rüdftände) kann entftchen: 

1) durch Erwerbung von Vermögendtheilen und Rechten, für 
welche der Kaufpreis nicht aus den baaren Mitteln der Eors 
poration erlegt werden kann, oder durch andere wirthfchaftliche 
Maßnahmen, wofür der Aufwand nicht ebenfo baar beftritten 
werden fann, woraus daher eine von der VBerfallzeit an vers 
zinsliche Korderung eines Dritten hervorgeht; 

2) dadurch, daß zu Beftreitung von Ausgaben fremde Gelder gegen 
Verzinfung entlehnt werten. 

Durch beiderlei Arten wird nicht nur eine weitere aus den laur 
fenden Einnahmen zu beftreitende Ausgabe, die Zinsreihung, vers 
urſacht, fondern es entfteht die weitere Aufgabe, welche jede geregelte 
Wirthſchaft fih feht, diefer neuen Ausgabe mittel Ablöfung der 
Schuld baldmöglihft fi zu entledigen und einen von Forderungen 
Dritter unbelafteten Wirthfchaftsbetrieb, der dann um fo cher in 
neuen Nothfällen durch neue Sue belaftet werden kann, wieder 
herzuſtellen. 
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Es if aber fogleih zu unterfcheiden, ob dieſe Aufgabe ber 
MWieverablöfung auf fpätere Verwaltungsperioden über: 
fhoben werden ſoll, oder ob ed ſich nur davon hantelt, in Er⸗ 
manglung eined genügenven Betrieb6capitald jtatt der alsbald vers 
fallenen Zahlung eine werzindliche Forderung nur infolange entftehen 
zu laflen, bis fjolhe aus den Einnahmen des laufenden Ber: 
waltungsjahres wieder abgetragen werben kann (ſchwebende Schuld). 
Während auf folhe bloß vorübergehende Aushülfe die in folgendem 
$. angeführten Gefepesbeftimmungen ihrem Grund nad feine An⸗ 
wendung finden, tritt dod) die Ruͤckſicht und dabei das allgemeine 
Auflihtsrcht der Staatsbehörde infoweit ein, daß zu diefer Aus⸗ 
hülfe nicht aus ungenügenden Gründen und namentlich bei Linters 
laſſung pflihtmäßiger Thätigfeit in Beitreibung der Einnahmen ge- 
fehritten werden darf, da durch den von der Corporation zu gebenten 
Zins eine weitere Ausgabe entfteht. 


$. 310. 


Schulden, welche auf fpätere Berwaltungsjahre übertragen wer: 
den follen (fundirte Schulden), Fönnen veranlaßt feyn: 

1) durch Erwerbungen und andere Aenderungen im Grundſtock 
(8. 303.), woburdh eine neue bleibende Einnahme gefihaffen, 
oder eine bisherige ftehende Ausgabe abgelöst wird (Grund: 
ftodsfhulden $. 305.). Die Schuld entiteht hier lediglich ale 
Folge einer Mafregel, deren Beihlußnahme nad $. 59. zu 
erfolgen bat, und bedarf daher nicht noch für fich befonderer 
Genehmigung, da namentlih die in $. 49. enthaltenen all 
gemeinen Gründe hieher nicht paffen. ) 

2) durch außerordentliche Leiftungen, welche in den Zweden und 
Aufgaben einer Corporation liegen und zu denen cd an ander- 
weiten Mitteln gebriht. Durch die aus ſolchem Anlafje auf: 
genommenen Schulden wächst der Wirthichaft eine neue Vers 
bindlichkeit zu, es entfteht eine Verminderung des jeweiligen 
Vermögens und es geht die in dem fraglichen Verwaltungs 
jahre verfallene Leiftung auf fpätere Berwaltungsjahre, auf 
die fünftigen Glieder ter Corporation über. Daher bedarf es 
hiezu a) bei politiihen Gemeinden der Zuftimmung des Bürgers 
ausfchufies und der Genehmigung der Kreisregierung ;?) b) bei 
Amtskoͤrperſchaften der Beſchlußnahme in voller Amtöverfamm- 
fung und terfelben Genehmigung; 3) c) bei Stiftungen der 
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Beſchlußnahme des Stiftungsraths nach gutaͤchtlicher Verneh⸗ 
mung des Bürgerausfihuffes und ebenfalls der Regierungs⸗ 
genehmigung. 4) 

4) Auch die Worte der nachbenaunten Geſetzesſtellen bezichen fi nicht auf 
biefe Faͤlle, weil hier Feine „neue, die Schuldenmaffe vermehrende Ca⸗ 
pitalaufnahme“ flattfindet. 

2) Verw. Ediet 8. 12. Bl. 7. $. 83. 86. BE. 5. 

3) Daf. $. 84. fünfter Abſatz. $. 89. d. 

4) Daf. 8. 134. Pt. 10. $. 137. 148. BE. 6. 


$. 311. 


Die wirtbihaftlihe Räthlichkeit der Schuftenaufnahme, welde 
aus den in $. 310. angegebenen Gründen zunaͤchſt als ein möglichft 
zu meinendes Uebel erjcheint,t) hängt ab von einer Abwägung diefer 
Nachtheile und namentlich ver durch die Verzinfung veranlaßten Aus- 
gabenvermehrung gegenüber den Refultaten anderer Dedungsmittel. 
($. 315.) 

Die Art der Anleihe ift jedenfalls fo einzurichten, daß foldhe 
mit dem wenigften Aufwand für die Corporation verfnüpft und daß 
die Zurüdzahlung möglichft freigegeben if. Hienach wird 1) das 
Anlehen am füglichften ducch öffentliche Aufforderung von Anträgen 
(Submiffton) zu möglichft günftigen Bedingungen geſucht und hiedurch 
die Concurrenz benügt, welche aus der in der Regei ganz ficheren 
und bezüglih regelmäßiger Berzinfung angenehmen Anlage von 
Geldern bei öffentlihen Eorporationen erwäcst.?2) Auch fpäter ift 
die Gelegenheit wahrzunehmen, 3. B. bei gefunfenem Zinsfuße, die 
Schuld weniger Foftjpielig zu machen. 2) it darauf Bedacht zu 
nehmen, daß die Abführung der Zinfe und der. Tilgungsgelver felbft 
am wenigften mit Gefahr und Koften verbunden if. 3) follte für 
die Corporation jedenfalld freies Kuͤndigungsrecht und wo möglich für 
kleinere Theilfummen der Schuld bedungen werden, um je nach den 
wirthichaftlichen Zuftänden derfelben Die Abzahlung bemeſſen zu fönnen.?) 

1) Vergl. Eomm.d. IV. 3, $. 2 —4. Verw. Cdict $. 25. zweiter Satz. 

2) Zür bedentende Anleihen haben einzelne Städte, wie Stuttgart, Rottweil, 
die Bermittlung von Banquieurs angenommen, deren es in ber Regel nicht 
bedarf. Für das Stuttgarter Anlehen von 1845 wurden Schuidfcheine 
auf den Inhaber in Summen von 50 und 100 fl. ausgeftellt, deren Ver⸗ 
zinfung nicht jährlich geſchieht, fondern vie bei der Ablöfung mit Zins 

‚und Zwiſchenzins a 3%, Broc. heimbezahlt werben. — Etenfo fönuen bie 

beim Grebitverein aufgenommenen Anlehen in der Form von jährlichen 

Renten, die Capital und Zins enthalten, zurückbezahlt werben. 
| « 6 . 
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3) In dieſer Rückſicht, und weil bei einem möglichen Sinken bes Binsfußes 
eine Verminderung ber eingerechneten Zinfe nicht gewährt wird, tft die Bes 
theiligung bei dem württ. Erebitverein nicht ratbfam. — Natürlich find 
font die Bedingungen, unter welchen ein Anlchen erhalten werten kaum, 
von dem jeweiligen Stande des Geldmarktes abhängig. Es wird baber 
auch im einzelnen Yalle zn erwägen feyn, ob bie Corporationgkaſſe nicht 
befier zufommt, wenn etwa ver Gläubiger gegen eine den nieberſten 
dermalen zu erreichenven Betrag um etwas überſteigende Bersinfung für 
eine Reihe von Jahren auf das Kündigungérecht verzichtet, wodurch 
Die Kaſſe dagegen geſichert if, daß fie zur Dedung bes aufgekündigten 
Capitals vielleicht ein anderes um hohe Zinfen aufnehmen muß. _ 


$. 312. 


Die allmählige und je nah Kräften moͤglichſt baldige Wie 
derabtragung aufgenommener Schulden liegt in der gefeglichen 
Aufgabe der orporationen!) und es ift bierwegen folgendes We⸗ 
fentlihe zu bemerken: 

1) Die Gefege geftatten zum Behuf der Beförderung der Heim: 
zahlung im Allgemeinen die Verwendung von Bermögenstbeilen, 
namentlich von Activcapifalien. 2) Es kann diefe Berwendung aber, 
abgefehen davon, daß letztere mehr Ertrag abwerfen können, als 
die Berzinfung der Schulden fordert, daß daher bei Beibehaltung 
derfelben ein Vortheil feyn fann, vom richtigen wirthſchaftlichen 
Standpunfte aus zunähft nur bei denjenigen Anlehen, welde 
zu $. 310. Pkt. 1. bezeichnet find, gutgeheißen werden, indem bier 
an die Stelle der ertragabwerfenden Bermögenstheile, welhe zu der 
Schuldenzahlung verwendet werden, andere rentirende Bermögenstbeile 
treten. Dagegen wird das Stammvermögen dur Verwendung von 
Theilen defjelben zu Abzahlung von Schulden der andern Art bleis 
bend vermindert, während die Leiftung, welche zu Aufnahme der 
Schuld veranlaßte, nur eine vorübergehende Aufgabe der Eorporas 
tion ift, welche duch die gewöhnlichen Mittel und Einnahmen, ers 
forderlihen Falls durch Umlage, auf diejenigen Glieder der Corpo⸗ 
ration, welche zur Zeit des Anfalls einer folchen Leiftung vorhanden 
find, erfüllt werben folltee Da diefe Verwendung demnad einen 
Grundftodsangriff enthält, fo erſcheint es ald Aufgabe der Wirth⸗ 
fhaft, diefen fpäter wieder gut zu machen ($. 308. Pkt. 2.), und ein 
folher Angriff ohne Wiedererfag wäre wirthfchaftlih nur unter den 
in $. 308. angeführten Borausfegungen zu rechtfertigen. 

2) Bei den Anlehen der erfien Claffe ($. 309. 1.), wodurch 
eine Vermehrung ded Stammvermögend herbeigeführt wurde, Fann 
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den dermaligen Gliedern bes Gerporation weniger zugemuthet wer⸗ 
den, die baldige Abzahlung durch Umlagen möglich zu machen oder 
hiefür die ordentlihen Einnahmen verwenden zu laffen; hier foltte 
vielmehr, wenn jene Erwerbung wirklich eine vortheilhafte war, der 
Ertrag derſelben zunaͤchſt die Mittel zur Berzinfung, aber auch zu 
allmähliger Abtragung der Hauptfchuld darbieten und die Verwen⸗ 
dung anderer Einnahmen hiezu nur dann gefordert werden, wenn 
ſolche nicht durch andere ungewöhnliche Ausgaben in Anfprud; ges 
nommen werben. 

3) Den zur Zeit derjenigen Leiftung, für welche ein Anlehen ber 
zweiten Elafle aufgenommen wurde, exiſtirenden Gliedern der Eors 
poration kann Dagegen, wofern nicht die ordentlichen Einnahmen 
der Corporation auch hiezu reichen, mit Recht auferlegt werden, bie 
allmählige Heimzahlung diefer Schulden durch Umlagen überhaupt 
oder in fürzerer Zeit möglich zu machen, 3) worüber indeß auf 
$. 314. zu verweifen it. 

Nach diefen Gefichtspunften und nach den wirthfchaftlichen Vers 
hältniffen jeder Corporation wird der Tilgungsplan zu faflen 
feyn, der für jede fihuldenbelaftete Corporation aufzuftelen und 
zugleich mit Aufnahme der Schuld felbit zu genehmigen if.) Eine 
Abweichung von demfelben durch Wenigertilgung unterliegt, da hierin 
eine Collifion der Intereſſen der jegigen und ber fpäteren Corpora⸗ 
tiondglieder liegt, der Ornehmigung der Staatsbehoͤrde. 5) Die Feſt⸗ 
feßung des Tilgungsplans muß aber jedenfalls fo gefchehen, wie er 
vorausfichtlih eingehalten werden Fann. ©) 

Die Ablöfung ſelbſt geichieht natürlich zuerft bei denjenigen 
Schuldpoſten, die dur den Zinsfuß, durch die Verfendungsfoften ıc. 
läftiger find, als andere, ſodann bei einer größern Zahl von Glaͤu⸗ 
bigern nach beliebiger Wahl oder nach einer Berloofung. ?) Sofern 

auf eingehende Tilgungsmittel mit Sicherheit zu rechnen iſt, hat die 
Yaratın zur Vermeidung von Zindaufrechnungen auf rechtzeitige 
ündigung Bedackt zu nehmen. 


t 1) Comm. O. I. 3. $. 2. am Schluß. IV. 3. $. 5. Verw. Ed. $. 86. 90. 
2) Eomm.Dd. IV. 3. $. 2. 5—7. Derorbnung vom 2. März 1812. Pkt. 3. 
Berw. Edict $. 65. 1. 

ſomm.O. a. a. O. $. 9. Verw. Edict $. 90. am Schluß. Nah 8. 86. 
iſelbſt foll anf allmählige Verminderung der Schulvenlaft unter ſteter 
erädfichtigung der Zeitverhältniſſe und der Kräfte der Amtsangehörigen 

uflicher Bebacht genommen werben. 

| | 26 *® 
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4) Erlaß des Min. des Junern vom 24. Mai 1836. 

5) Derfügung vom 30. Oct. 1848. VL. 8. f. 

6) Nach den angeführten Rüdfichten empfehlen fich zweierlei Arten des Zilgunges 
planes a) bei wirihichaftlichen Verhaͤltniſſen, bie fich in ver Haupiſache gleich 
bleiben, daher eine Störung des Tilgungsplans nicht befürchten laffen, wird 
im Suterefie der Befchleunigung der Schulventilgung feftgefeht, daß bie durch 
allmählige Abtragung bes Capitals entflandenen Verminderungen bes ur= 
fprünglichen Zinsbebarfs wiederum zur Eapitalabzahlung verwendet werben, 
fo daß 3. B. wenn bie Abtragung einer Schuld von 2000 fl. in Raten von 
200 fl. zuerſt mit dem Zinsbedarf des erften Sabre eine Summe von 300 fl. 
Anſpruch nimmt, nach erfolgter Abzahlung von 1000 fl. von ber Erigenz 
von 300 fl. 250 fl. zu Gapitalabzahlung verwendet werben können. Auf 
diefe Weiſe bleibt die Anforderung an bie laufende Verwaltung für ben 
Bwed der Schulbentilgung bis zu deren völliger Bezahlung gleich, mund 
es wird die laufende Berwaltung mit Recht infolange nicht erleichs 
tert (wie es der Fall wäre, wenn je nur die Zinſe aus dem verminders 
ten Eapital verlangt werben), bis Alles abbezahlt if. b) Wo aber bie 
wirthſchaftlichen Verhaͤltniſſe ſehr wechſeln, wo namentlich andere bebens 
tende Ausgaben in Ausficht fiehen, da if es immer mißlich, eine unter. 
allen Umſtaͤnden unveränderliche Tilgungsfumme feflzufeßen, vielmehr ems 
pfieplt ſich Hier zunaͤchſt bie Keftfeßung eines Minimums, einer Summe, 
die als unbedingte Forderung für den Zwed ber Schulventilgung in jedem 
Etat zum mindeften vorgefehen werben muß, mit der mweitern Beftims 
mung, daß diefe Summe je in dem Berhbältnifie erhöht werden muß, wie 
es die verfügbaren Mittel der Iaufenden DBerwaltung zulaſſen, wobel da, 
wo in ber Regel vie Einnahmen feine weientlichen Ueberſchüſſe gewähren, 
zugleich feftgefeßt werben muß, bis zu welchem Bedarf nöthigenfalls für ven 
Zwei der Schuldentilgung die Bemeindeumlage zu erhöhen oder wenigs 
ſtens zu erhalten iſt, da namentlich auch hier der Geſichtspunkt einzubals 
ten if, daß eine Erleichterung (wofern die Umlagen nicht überhaupt allzu 
drückend find, $. 314.) infolange nicht zugelaflen werben follte, als vie 
Berwaltung mit Schulden belaftet ift. 

7) Hiedurch wird bie Willkühr abgeſchnitten, und es liegt dariu eine Rüdficht 
anf die Gläubiger, welche in der Regel bie Abzahlung folder Schuld- 
poften nicht wünjchen. 


3) Umlagen. 


s. 313. 


Aus den Gefegen und aus den Wirthihaftsregeln ergibt fich 
als das ordentliche Mittel zu Dedung des Abmangeld die Umlage 
defielben auf die Corporationsgenoſſen, die Beſteurung bderjelben. 
Die Befugniß hiezu liegt in dem natürlihen Begriffe der Eorporas 
tion, als einer Vereinigung von Bürgern für beftimmte, in der vers 
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nünftigen Aufgabe des Lebens gelegene Zwede, und es ift 1) die 
politifche Gemeinde gefeglich berechtigt, zu Dedung des Abmangeld 
- das im Gemeindeverband begriffene Vermögen zu Beftreitung der ihr 
als Gemeinde obliegenden Ausgaben in Anſpruch zu nehmen und zu 
diefem Behufe des Defizit nad) den Beftimmungen über Gemeindes 
feuern ($. 256 ff.) umzulegen, 1) wozu immer die Zuftimmung bes 
Bürgerausfchuffes erforderlich it. 2) 2) Die Amtscorporation aber, 
das Defizit auf die im Verbande begriffenen Gemeinden auszujchlas 
gen.®2) 3) In gleicher Weife ift die Kirchen und die etwa vom 
politifhen Verbande verfhiedene Schulgemeinde zu Beſteurung ihrer 
Genoſſen, beziehungsweife zur Umlage ihres Defizit auf die Theil 
gemeinden, rechtlich befugt. 
1) Verw. Edict $. 25. 


2) Berw.Epict $. 52. Bit. 1. 2. 
3) Verw.Edict $. 78. 


* §. 314. 

Sowie einerſeits die früher bemerkten Deckungsmittel nach Vor⸗ 
ſchrift der Geſetze und nach den Regeln einer. guten Wirthſchaft 
moͤglichſt zu vermeiden ſind und daher an deren Stelle zur Umlage 
zu ſchreiten iſt, fo hat doch andererſeits die Verwaltungsbehörde 
jeder Corporation die gefeglihe und natürliche Verpflichtung, diefen 
Angriff auf das Privatvermögen überhaupt nur bei vorliegender 
Rothwendigfeit zu unternehmen, daher zunädit zu verfuchen, 
durch zuläffige und räthliche Erhöhung der Einnahmen und Vermins 
derung der Ausgaben das Defizit zu vermindern, ſodann aber au 
bei vorliegender Nothwendigfeit die Umlage nicht über das Maß 
auszudehnen, das in den Kräften der Steuerpflichtigen gegeben ift. 1) 
Zu Beurtheilung des letztern aber iſt einerfeit8 auf die ftehenden 
und die jeweiligen Erwerböverhältniffe der Gemeindegenoffen, ans 
dererſeits auf die ihnen fonft, 3. B. an Staatds und anderen Cor⸗ 
porationdfteuern, obliegenden Xeiftungen zu fehen und die Gränze 
der Befteurung jedenfalls da zu erfennen, wo die Steuerpflichtigen 
zum Angriff ihres Stammvermögend und zu Entbehrung des noths 
wendigen Unterhalts dadurch genöthigt würden. 

1) Dergl. Berw. Edict $. 25. zweiter Sag. Vergl. $. 312. Note 3. — Die 

Berwaltungsbehörde wird hierin immer auch die öffentlihe Meinung in 

der Gemeinde berücfichtigen, die, je anfgeflärter fie ift, deſto mehr noch 


bie Umlagen fich gefallen läßt, ehe für das gemeine Beſte wejentlich nügliche 
Einrichtungen abgeftellt werden. Nicht felten find die Gemeindecollegien 
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hierin allzuängftlich und IR oft ein falſches Streben nach Bopnlarität bie 
Veranlafiung, daß die Umlagen zuleht fih drängen und auf cine wahrs 
haft unerfchwingliche Höhe fteigern, weil man verfäumte, bei Zeiten den 
öffentlihen Kaflen gehörig anfzuhelfen, dann in der Noth am Grunpflod 
fich vergriff, deſſen Wiederergänzung fofort neben bedentenden Ausgaben 
ber laufenden Verwaltung geboten if. 


Inöbefondere von Dedung des Defizit der Stiftungen. 
$. 315. 


Bei richtiger Verwaltung kann bei jenen befondern Stiftungen, 
deren reine Einnahmen zu beflimmten Zweden zu verwenden find, 
ein Abmangel nicht entftehen, fondern es kann dies nur bei den- 
jenigen Stiftungspflegen vorfommen, denen, ohne Rüdficht auf ihre 
jeweiligen Einfünfte, beftimmte Zwede zugewiefen find. Eomeit «8 
fih hienach 

1) von kirchlichen Stiftungen oder von der Beftimmung all- 
gemeiner Stifungspflegen für Zwede der Kirchengemeinſchaft 
(den Heiligen) handelt, fo kommt neben den in $. 302 und 
308 benannten Dedungsmitteln insbefondere in Betracht 

a) die Zurüdweifung von Ausgaben und Leiftungen, welche 
der urfprünglichen Beftimmung der Stiftung zuwider auf 
foldhe gelegt wurden, an die gejeglich hiezu verpflichteten 
Kaflen over PVerfonen. 1) Diefe Zurückweiſung ift ſelbſt 
dann, wenn ſolche Leiftungen ohne Vorbehalt und mit 
Genehmigung der Auffichtsbehörte der Stiftung aufs 
erlegt wurden, in dem Falle eined Abmangeld der Eins 
fünfte rechtlich ftatthaft und nothwendig, da die Stiftung 
überhaupt nie weiter verpflichtet werben fonnte, ale ihr 
nach Erfüllung der ftiftungsgemäßen Leiſtungen verfügs 
bares Einkommen zureiht. (8. 290.) (Die Stiftung 
fann die Wiederherftellung des vorigen Standes vermöge 
der ihr zuftehenden Rechte der Minderjährigen verlangen.) 
b) Die privatrechtliche Verpflichtung Dritter, namentli Der 
Zehntheren und Patrone, zu Baulichfeiten und zu Eult- 
foften. 2) | 
c) Die politifhe Gemeinde als folhe ift zu Dedung des 
Defizit an ſich nicht verbunden, da in ihrer geleglichen 
Aufgabe die kirchliche Vereinigung nicht fliegt.) Das 
gegen Tann diefelbe eintreten müflen 
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a) ſoweit es ſich von Leiſtungen handelt, die ihr, 
außer einer privatrechtlihen Verpflichtung (b) ver⸗ 
möge befonderer öffentlich rechtlicher Verpflichtung, 
durch Vertrag oder Verjährung, obliegen, wie dies 
bei der Baulaft an Kirchengebäuden vorfommen 
fann. ) 

Sofern, flatt unmittelbarer Beiziehung der Kirchen⸗ 
genofien, die Uebernahme auf Die Gemeindekaſſe 
durch die DVerwaltungsorgane der bürgerlichen Ges 
meinde befchloffen wird. Diefe Uebernahme ift zu 
Vermeidung bejonderer Umlagen da vollftändig 
gerechtfertigt, wo der kirchliche und der politifche 
Berband identifh ift, oder doch die Angehörigen 
der andern Confeſſion einen fehr geringen Minder⸗ 
theil des legtern bilden. Dagegen fann eine durch 
diefe Uebernahme entitandene oder vermehrte Ge⸗ 
meindefhadensumlage bei paritätifchen Gemeinden, 
foweit ein kirchliches Defizit bierunter begriffen if, 
die Genofien der andern Eonfeffion nicht treffen. 5) 
2) Bei den Armenftiftungen (Armenfaften) gilt zunächft 

ganz, was 

a) oben bei den Firchlichen Stiftungen ad a. gefagt ift. 

b) Sodann ift in den Gefegen im Interefie der Armut 
für den Hal der Unzureihenheit der ordentlichen Armen 
fiftungen nicht nur die Beihülfe anderer für wohlthätige 
Zwede gegründeter Stiftungen, namentlich der Spitäler, 
fondern auch der eigentlich Eirchlichen Stiftungen, fofern 
biefe unter Erhaltung ihrer Fonds und nach Beftreitung 
ihrer ordentlichen Leiftungen übrige Mittel haben, für 
zuläffig und geboten erflärt. 6) 

c) Da endlich die Armenunterhaltung, foweit die Stiftuns 
gen nicht ausreichen, eine gefeßliche Obliegenheit des 
bürgerlihen ®emeindeverbandes ift, 7) fo kann die Ber: 
bindlichfeit der Gemeindekaſſe zu Dedung des Defizit der 
Armenfiftungen nicht zweifelhaft feyn, wobei es in 
zufammengefegten Gemeinden. auf das beftehende recht⸗ 
liche Verhaͤltniß zwifchen der Gefammtgemeinde zu den 
Parzellen ($. 291.) anfommt, welche Kaffe BER den 


nöthigen Zufhuß zu leiften bat. 


ß 


Nas 
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3) Den dur Stiftungen nicht gededten Aufwand auf Schulen 
bat ebenſo die politiihe Gemeinde zu deden,8) wobei bezüglich 
der zufammengefegten Gemeinden auf $. 270 zu verweilen if. 
Wo nun in diefer Weife die Gemeinde das Defizit einer 

Stiftung zu deden hat, kann dies ohne Vorbehalt des Wieder⸗ 
erſatzes geſchehen müflen, over aber nur in der Form eined Vor⸗ 
fhufled gefihehen. Wenn die Einkünfte einer Stiftung in der Regel 
zu Veftreitung ihrer gewöhnlichen Ausgaben nit nur hinreidhen, 
fondern noch Ueberfhüfle gewähren, fo kann von der Gemeinde nicht 
gefordert werden, daß fie den bei vorkommenden außerordentlichen 
Ausgaben eintretenden zeitweiligen Abmangel dede, vie fortan wie- 
der eintretenden Weberfchüffe aber etwa zu Bermehrung des Stif- 
tungsvermögensd anwachſen laſſe. Vielmehr wäre die Stiftung bier 
zunaͤchſt in der Lage, eine Schuld aufzunehmen, da aber teren Ber: 
zinſung einen Theil der Einnahme verfchlingen und die Heimzahs 
lung des Capitals verzögern würde, womit für die Gemeinde die 


‚vermehrte Ausficht auf Dedung der ferneren Abmüngel der Stiftung 
verknüpft it, fo liegt ed im Intereſſe der Gemeinde, mindeftens 


einen unverzinslihen Borfchuß zu gewähren. Wiührend indefien 
diejelben Rüdfichten, welche nad) $. 308. Pkt. 3. einen Angriff des 
Stiftungsgrundftodd unräthlih machen, unter Umſtänden dafür pres 
chen, daß die Gemeinde auf den Vorbehalt des Wiedererfages ver- 
zichtet, jo kann diefer Vorbehalt in keinem Falle zugeftanten wers 
den, wenn und foweit die ordentlihen Einfünfte des Stiftungsvers 
mögend, wie e8 jegt zur Zeit des Abmangels iſt, auf allmäblige 
Heimzahlung des Vorſchuſſes binnen einer Zeitfriit, die ſich mit 
ihren muthmaßlichen ökonomiſchen Verhaͤltniſſen überfchen läßt, Feine 
Ausficht gewähren. Namentlich kann auf einen muthmaßlichen Zus 
wachs Tes Stiftungsvermögend durch neue Stifungen nicht abgeho- 
ben werden, da die Gemeinde eben unter obigen Borausfegungen zu 
definitiver Dedung des Abmangeld nach der dermaligen Eacdlage 
geieglih verbunden ift. 9) 

Wenn hienadh die Gemeindekaſſe ein Defizit der Stiftung ohne 
Miedererfaß zu deden hat, fo treten in Bezug auf denjenigen Theil 
der Ausgaben, für welchen der Zuſchuß der Gemeindelaffe zu leiften 
iit, Diejenigen Befugniffe der Verwaltungsbehörden der politifchen Ges 
meinde ein, welche diefen in Abficht auf die Ausgaben der politifhen 
Gemeinde jelbft zuftehen; namentlih hat der (in Stiftungsfachen 
font nur begutachtende) Bürgerausfchuß hier das Recht, um feine 
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Zufimmung gefragt zu werden, fobald einer ver Fälle vorliegt, 
in welchen folche, wenn die Ausgabe unmittelbar von der Gemeinde⸗ 
kaſſe zu leiften wäre, erforderlich ift. 10) 


1) VBerorbnung vom 23. Septbr. 1783. Erlaß der Krondom. Section vom 
8. Zuni 1813. Verw. Edict $. 130. 

2) Berw. CEdict $. 130. ©. $. 129. 

3) Verw. Cdict $. 130. zweiter Satz. 

4) Die Vermuthung für eine ſolche befondere Verbindlichkeit legt eiwa da 
vor, wo in längft mit Einwohnern verſchiedener Confeſſionen beſetzten 
Gemeinden die Baulaſt früher aus der Gemeindekaſſe beftritten wurde. 

5) Bergl. $. 269. Note 4. — Die in frühern Geſetzen und Berorbuungen 
ausgefprochene Verbinblichleit der Gemeinden zu Dodung bes Stiftungs⸗ 
befizit laun bezüglich der kirchlichen Stiftungen ans zweierlei Gründen 
bieher nicht unbedingt bezogen werben, ba a) die Gemeinde Im Gegenſatz 
der Stiftung auch als Bezeichnung der Kirchfpielsgenofienfchaft gebraucht 
feyn Tann. b) Da unter der altwürtembergifchen Gefehgebung und in 
dem damaligen Lande die Bekenner anderer Confeſſionen, außer der evans 
geliſchen, in ben Gemeinden nicht aufgenommen wurben, fo daß in biefer 
Beziehung bie bürgerliche und Tirchliche Gemeinde in der Regel zufams 
menfiel. 

6) Mandat vom 20. Dec. 1614. Kaftenorbuung von 1615. Gap. 2. „Wo 
auch Kaſten und Spital ıc.” in Summa, es foll je eine arme Pflegſchaft 
der andern die Hand reichen. Cynos. eccl. von 1627. cap. 4. „Bo 
der Kaften nicht vermöglih, foll den Armen vou dem Helligen geholfen 
werben.” 

7) Berw. Edict $. 138. 

8) Geſetz vom 29. Sept. 1836. Art. 18. 

9) Außerdem if dieſe Nachführung von Vorſchüſſen in ber Gemeindes und 
Stiftungsrehnung eine nutzloſe Schreiberel. 

10) Sin Spezialerlaß des Min. des Innern vom 17. Dee. 1846 erfennt dies 
namentlich in einem Zalle, wo es fih um eine Befolbpnugszulage aus 
einer Stiftung handelte, deren Deflzit von ber Stabifafle getragen wers 
den muß, infofern jene Zulage nicht durch eine Rechtsverbindlichkeit oder 
fonflige Nothwendigkeit geboten geweſen fey. Indeſſen hat wohl die Ges 
meindeverwaltungsbehörbe in folchen Zällen überhaupt das Recht, bie 
Nothwendigkeit eines Zufchuffes, alfo die auf die Stiftung fonf gelegten 
Leitungen, nach den allgemeinen Regeln der 88. 47. u. 48. und mit Bors 
behalt der Verfügung ber Auffichtsbehörbe nach 5. 49. zu präfen. 


III. Berwendung der Weberfchüfe. 


$. 316. 


In dem günftigen Falle eines Weberfhuffes der Einnahmen 
über die Ausgaben ift es die Aufgabe der Verwaltung, benfelben 
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zum Bortheil der Corporation oder auch ihrer einzelnen Angehörigen 
nüglih zu verwenden. 

1) Da die Corporation mit ihren Zweden und Leitungen forts 
dauernd ift, fo erfcheint ed als Aufgabe, mit folhen Ueber: 
fhüflen den Vermögensftamm wenigftens fo lange zu vermeh: 
ren, als deſſen Ertrag zu Beftreitung der ordentlichen Aus⸗ 
gaben nicht unter allen Imftänden auszureichen verfpridt. 
Indem das Corporationsvermögen und Einfommen für bie 
öffentlihen Zwede beftimmt ift, wäre es nicht gerechtfertigt, 
einen Theil derfelben zum Privatvermögen der jetzigen Corpo⸗ 
rationsgenoflen zu verwenden, während moͤglich ift, daß pi 
tere Mitglieder der Corporation zu Erreichung jener Zwede mit 
ihrem PBrivatvermögen in Anfpruch genommen werden müffen. 

2) Andererfeit8 kann den dermaligen Eorporationsgenoffen nicht 
jugemuthet werden, ſolche Weberfhüffe im Intereſſe der künfs 
tigen zum Bermögensftamm zu fihlagen, während entweder 
Verbindlichkeiten und Schulden fchon gegenwärtig auf der Cor: 
poration laſten, oder außerordentliche, das gewöhnliche Map 
der Einnahmen überfteigende Leitungen in Ausficht fehen. 
Daher werden Ueberſchuͤſſe füglich zuerft zu Beſtreitung folder 
Schulden und Leiftungen verwendet oder zu folder Verwen⸗ 
dung vorbehalten ($. 308. 1.). 

3) Bon der Verwendung der Weberfchüffe einer Corporation zur 
Beihülfe für andere Eorporationen derfelben Gemeinde ift ſchon 
oben ($. 315. Pt. 2.) die Rede. 

4) Den Gemeindegenofien fteht kein Rechtsanfpruch auf Verthei⸗ 
lung des ®emeindevermögend ober einzelner Theile deſſelben 
zu; wohl aber find die Verwaltungsbehörden unter Umftins 
den befugt, den Ueberſchuß der Gemeindeeinkünfte zum Beften 
der einzelnen Bürger zu verwenden. 1) Dies kann außer ber 
Gründung von Einrichtungen, die zunaͤchſt den Einzelnen zu gut 
fommen, gefcheyen a) durd Erhöhung der bürgerlichen Ruguns 
gen (vergl. $. 60.) oder Verminderung der von den Bürgern 
an die Gemeindekaſſe zu reihenden Leiftungen; b) Durch wirk- 
liche Vertheilung von Gemeindegelvern oder Verwendung fol 
cher zu Beftreitung der den Bürgern anderwärts hin obliegen 
den Zahlungen. Ein folcher Beſchluß bedarf der Zuftimmung 
des Bürgerausfchuffes und der Genehmigung der Staatsbehörde 
und find dabei folgende Rüdfihten in Betracht zu ziehen 1) ein 
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verwendbarer Ueberſchuß darf nicht angenommen werben, fo lange 
nicht alle Schulden der Gemeinde gänzlih abgetragen find und 
für fümmtlihe Bedürfniffe ver Gemeinde hinreichend geforgt iR, 
und ferner, fo lange Frohnen oder Frohngelder für Gemeinde⸗ 
zwede geforbert werden. 2) In der Regel müffen bei der Vers 
theilung alle Aetivbürger in gleichem Maße bedacht werben. 
Die BVertheilung nah dem Steuerfuße tritt ausnahmsweiſe 
ein, wenn der Meberfhuß von zu viel gemachten Gemeinde⸗ 
fhadensumlagen herrührt; 3) ſtatt der Vertheilung kann ber 
Ueberſchuß zunächſt zu Bezahlung des die Steuerpflihtigen bes 
Gemeinde (wobei die fogenannten Yusmärker nicht ausgeſchloſ⸗ 
fen werben dürfen, da fie auch zu den Gemeindelaſten beitra« 
gen müffen) treffenden Amtſchadens, dann auch der Staates 
fteuer verwendet werden, wenn nicht von einem Theile der 
Bürger, die nöthigenfali8 hierüber im Durchgange zu verneh⸗ 
men find, gewichtige Gründe Dagegen geltend gemacht werben. 2) 

1) Berw. Edict $. 26. 

2) Erlaß des Min. des Innern vom 20. Sept. 1837. 


Bweite Abtheilung. 
Die Wirthfhaftsführung. 





Erftes Rapitel. 
Berwaltung der Einnahmen, 


1) Geftftellung der Einnahmen. 


$. 317. 


Durch den Etat iſt noch keineswegs für den Berwalter ober 
Rechner eine Vollmacht gegeben, die darin veranfdhlagten Einnah⸗ 
men und Ausgaben bis zu der berechneten Summe zu vollziehen, 


vielmehr ift.nun im Einzelnen durch die Berwaltungsbehörbe 


fefzufegen, was zu gefhehen hat, in Bezug auf Alles, was nicht 
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en ſich fhon nah Größe und Umfang beftimmt ift, indem es auf 
fortvauernder rehtliher Verbindlichkeit beruht, wie Gefälle, Eapi- 
talien und Zinfe 2c., oder durch Gefege im inzelnen beftimmt if, 
wie Vürgerjteuern 2c., oder durch gerichtliche Entſcheidung unmittels 
bar feftgeftelt ift, wie Strafen. 

Bezüglich folder an fich beflimmter Einnahmen liegt den bes 
treffenden Gorporationsbeamten nur ob, dem Rechner diejenigen 
Boften, welche nicht ſtehend find, fondern deren Anfall von zufäls 
ligen Borgängen abhängt, zur Erhebung zu bezeihnen. So liegt 
namentlih dem Ortsvorſteher und, Rathejchreiber ob, Die angejep- 
ten Strafen, Bürgerannahmeögebühren ıc. rechtzeitig zum Einzug zu 
übergeben. 1) 


1) Comm.O. VI. 2. $. 4. 
$. 318. 


Die in folder Weile nicht fihon beitimmter Einnahmen können 
ſich, was die laufende Verwaltung betrifft, ergeben 

1) durch unmittelbare Benügung (Selbitverwaltung) des bes 
treffenden Bermögenstheild oder nugbaren Rechtes, wobei es 
fofort der Verwaltungsbehörde obliegt, wahrzunehmen, was 
der wirflihe und vollftändige Ertrag ift, und für defien volle 
und ungeichmälerte Erhebung zu forgen. 

2) Indem die Benügung einem Dritten gegen Vergütung übers 
laflen wird (Verpachtung). 

3) Soweit durch beiderlei Benügungsweifen zunaͤchſt Vorräthe an 
verfäuflihen Dingen gewonnen werben, die nicht unmittelbar 
für den Haushalt der Corporation verwendet werben müffen, 
handelt es fih um deren Berwertbung und Umwandlung in 
eine Geldeinnahme. 

Die Einnahmen vom Grundftod ergeben fih nah Maß⸗ 
gabe der abgefchloffenen Kaufverträge, Ablöfungsverträge ꝛc. 


$. 319. 


Bei der Selbfiverwaltung von Einnahmequellen muß 

1) der Bezug von Geldern, wie Badhausgebühren, Brüdengels 
ver, Marftgebühren sc. in der Regel einem rechtlihen Manne 
übertragen werden (der jedoch zu Herftellung einiger Controle 
der Rechner felbft nicht feyn follte), und die Verwaltungsbe⸗ 
hoͤrde muß fich hiebei auf eine allgemeine Controle durch Ver⸗ 
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gleihung der frühern Einnahme und des allgemein in die 
Augen fallenden Umfangs der Benüsung folder Anftalten ıc. 
befhränfen. Sie bat von dem beftellten Einzieher von Zeit 
zu Zeit die Größe des Bezugs fih angeben zu laffen und 
folben, wenn feine Anftände erfunden werden, dem Rechner 
zu überweifen. — Bezüglich der kirchlichen Opfer f. $. 170. 
Rote 1. \ 


2)» Bei dem Bezuge von natürlihen Früchten, wie Obſt, Holz ıc, 


it das Duantum derfelben, wie ed zum Bezuge nad natürs 
lichen und wirthfchaftlihen Regeln reif if, durch mehrere von 
der Berwaltungsbehörde ein für allemal ober im einzelnen 
Gall beauftragte verpflichtete Berfonen aufzunehmen, wobei 
entweder, wenn namentlid der Berfauf unmittelbar folgt, eine 
Schätzung zu Grunde gelegt wird, oder wie dies namentlich 
beim Waldertrage nöthig ift, die Faͤllung und fofortige Bers 
meflung vorausgeht. 1) 


4) Die Borräihe find hienach mit ber Nummer ber Stämme, Klaftern sc. 


aufzuzeichnen, uud es kaun dieſes Verzeichniß zugleich zum Berkaufsprototoll 
dienen. Die Regifter über die Löhne ber Holzhauer, welche von biefen 
zu beurfunden find, dienen biefen DVerzeichnifien gegenüber als IControle. 
Berge. Comm. O. II, 7. $. 21— 24. uud XIV. 2. $. 14. Bt. 5. 


$. 320. 


Für die Verkäufe, Verleihungen und andere Berträge 


über (Grundftodss und laufende) Einnahmen find im Allgemeinen 
folgende Regeln zu bemerken: 
1) In der Regel ift biefür der Weg des öffentlichen Aufſtreichs 


2) 


zu wählen, da durch folden gewöhnlich die möglich größte 
Einnahme erzielt werden fann, und ift daher die Zeit und 
Art des Berfaufs zuvor gehörig befannt zu machen. Sollten 
befondere Gründe die Unterlaffung des Aufftreihs räthlich 
machen, fo ift bei ven Gemeinden die Zuflimmung des Bürs 
gerausfchuffes, bei Stiftungen die Beſchlußnahme des vollen 
Stiftungsrathes, nach gutächtlicher Weußerung des Buͤrgeraus⸗ 
fhuffes, nöthig. 1) 

Da der Zwed des Sffentlihen Aufftreich& vereitelt würde, wenn 
unter den Liebhabern Verabredungen ftattfinden, fo jollte bes 
dungen werben, daß, wenn fich über kurz oder lang ergeben 
würde, daß ein Steigerer andere duch Bewilligung von Vor⸗ 


3) 
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theilen abgeirieben und auf ſolche Art einen Accord oder Bes 
fand an fih gebradt habe, vderfelbe den Werth diefer Vor⸗ 
theile der Corporation, zu deren Nachtheil bie Eollufion vors 
gegangen ift, doppelt zu bezahlen habe. 2) 

Aus demfelben Grunde, um die Rüdjihten abzufchneiden, 
welche einzelne Steigerer abhalten könnten, ift den Beamten 
der Eorporationen die Theilnahme an ſolchen Berfteigeruns 
gen unter folgenden näheren Beſtimmungen bei gerichtlicher 
Strafe verboten: 

a) Ortsvorſteher, Rechner oder Mitgliever des Gemeinde⸗ 
und Stiftungsraths dürfen in dem Fall, wenn fie einen 
Verkauf oder eine Verleihung vornehmen, leiten oder als 
Urkundsperfonen beauffichtigen, an diefer Verhandlung 
in feiner Weife, offen oder verftedt, unmittelbar oder 
durch Zwifchenperfonen, als- Parthei Theil nehmen; 
und ed darf ihnen eine Ermächtigung dazu von feiner dem 
Minifterium des Innern nachgefegten Stelle ertheilt werben. 

b) Zu einem fpäteren Einftehen in eine zuvor abges 
ſchloſſene folhe Verhandlung darf jenen Corporationss 
dienern nur aAus nahmsweiſe, aus bejonderd wich⸗ 
tigen und dringenden Gründen und nad) der forgfältigs 
fien Erwägung aller Umftände Ermächtigung erteilt wers 
den, und zwar 

aa) an Ortövorficher von dem Oberamt nad) vorgäns 
giger Vernehmung ded Gemeinde» (Stiftungs-) 
Raths und Bürgerausfchuffes ; 

bb) an andere Semeindebeamte oder Gemeinde: (Stifs 
tungs⸗) Rathsmitglieder von dem Gemeindes ( Stif⸗ 
tungs⸗) Rath, der aber, wofern es fi dabei 
von einer befondern Vergünftigung handelte, die 
Zufiimmung des Bürgerausfchufles und die Ges 
nehmigung des Oberamts einzuholen hat. 

e) Drtövorfteher und Rechner (diefe bei Gegenftänden ihrer 
Berwaltung) dürfen, auch wenn fie die Verhandlung 
nicht felbft vornehmen, Teiten oder ald Urfundsperfonen 
beauffichtigen, an einer folden Verhantlung doch weder 
offen noch verdeckt, ald Parthei Theil nehmen, wenn es 
nicht mit befonderer Bewilligung des SR (Stifs 
tungs-) Raths gefchieht. 
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Die Bewilligung if vor der Vornahme der betreffen⸗ 
den Verhandlung nachzuſuchen, von dem Gemeinde (Stifs 
tungs⸗) Rath in Abmwefenheit des Anſuchenden zu bes 
rathben und nur aus erbeblihen Gründen und niemals 
weiter, ald das eigene öfonomifche Bedürfniß deſſelben 
es fordert, zu ertheilen. Hinfichtlich ter Theilnahme an 
Holzkäufen und Pförchpachtungen kann die Bewilligung 
für ein auf das Bebürfniß eines ganzen Jahre berech⸗ 
neted Duantum gefchehen. 

Der Gemeindebeamte darf der Bewilligung ungeachtet 
nicht in Berfon oder durch Mitglieder feiner Familie, 
fondern nur durch einen. dritten Bevollmächtigten an der 
Accordöverhandlung Theil nehmen, welcher am Schlufle 
der Verhandlung feine Bevollmädhtigung zu Protokoll 
zu eröffnen bat. Der Gemeinde (Stiftungs-) Rath 
bat forgfältig darüber zu wachen, Daß die ertheilte Ers 
mächtigung nicht überfchritten wird. 

d) Gemeindes und Stiftungsrathsmitglieder, die die Vers 
handlung nicht leiten, noch beauffichtigen, noch das Amt 
des Rechners befleiden, find an der -Iheilnahme an 
einem folhen Verkauf oder Accord nicht gehindert. *) 

1) Gen. VBrog. vom 5. Febr. 1810. Verw. Edict $. 30. 52. BEL. 3. $. 134. 
Bl. 7. $. 137. 

- 2) Ben.Refer. vom 4. März 1803. 

3) Eomm.Dd. IV. 1. $. 13. Gen. Brdg. vom 5. Febr. 1810. Min. Berf. 
vom 7. Nov. 1839. Strafgeſetzbuch Art. 421. Die obigen ſehr bes 
ſchraͤnkenden Beſtimmungen erfüllen ihren Zweck namentlih nd c. beshalb 
nicht, weil die Abwefenheit des fonft regelmäßig die Verhandlung leiten⸗ 
den Beamten anf bie Bermuibung führen muß, daß derſelbe Liebhaber 
ſey. — Gewöhnlich if es kürzer und räthlicher, wenn dem Gemeinde⸗ 
beamien durch Beſchluß beider Eollegien und mit Genehmigung des Obers 
amts das erforderliche Duantum gegen einen bem fonftigen Erloͤſe ents 
fprecdenden Preis und ohne Aufftreich überlafien wird, was durch obige 
Beſtimmungen nicht ansgefchlofien iſt. 


$. 321. 

Während fi die in $. 320. angeführten Regeln überhaupt auf 
diejenigen Berwaltungsacte beziehen, wodurch Ginnahmen erzielt 
werden, ift nun insbefondere 

1) bezüglich der Berpachtungen von VBermögenstheilen und nutz⸗ 
baren Rechten auf das hinzuweiſen, was bereits bei den ein⸗ 
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zelnen Battungen derfelben oben bemerkt iR. ($. 65. von Ge 
bäuden. $. 70. von Gütern. $. 93. von Schafweiven. $. 96. 
von Jagden. $. 100. von Zehnten.) 

2) Bei Veräußerung von Bermögenstheilen als Gütern ıc. 
und nutzbaren Rechten felbft ift Yolgentes zu beachten: 

a) Dem Verkauf wird eine Schägung des Werths, mit ber 
fonderer Beachtung des feitherigen Reinertragß, zu Grund 
gelegt. 

b) Es wird gegenüber dem Käufer beftimmt, daß für Güte 
und Meßgehalt Feine Gewähr geleiftet werde; ferner if 
je nah Umftänden zu beflimmen, ob etwaige Reallaften 
mit auf den Käufer übergehen, ſodann wer die Koften 
der Bermefiung, die Verfaufsaccife und andere Koften zu 
tragen habe. Der herfömmliche Weinfauf wird füglidy 
als nicht Stutt findend erflärt. 1) 

e) Befonders ift die Sicherung des Kauffchillings zu be⸗ 
denfen und demnach, wo nicht bei bedungener Baar⸗ 
zahlung ein gleih hoher Preis erwartet werben kann, 
wenigftens Abführung deffelben in angemeflenen Zielern, 
unter Sicherſtellung ter legtern dur Bürgen und Vor⸗ 
behalt des Pfandrechts oder fonftige Pfandficherheit — 
oder es ift die Aufichiebung der Wirkſamkeit des Kauf⸗ 
contracts bis zu gänzliher Bezahlung des Kaufihilings 
zu bedingen, im legtern Falle aber noch zu beftimmen, wie 
es im Falle der Wiederaufhebung des Kaufd mir den 
inzwifchen bezogenen Früchten aus dem Gut ıc., fowie 
mit der Entfhädigung des Verkäufers, wenn der Werth 
des Guts dem bedungenen Kaufpreife nicht mehr gleich 
fommen follte, gehalten werden fol. Erfolgt die bes 
dungene baare Zahlung nicht glei bei dem gerichtlichen 
Erfenntniß, fo ift fogleih bei der Unterpfandebehörde 
auf die geeignete Vormerfung im Pfandbuche anzutragen, 
damit auf dem verfauften Gute vor Bezahlung des Kauf. 
fkillings Fein Pfandrecht beftellt werden Fann. 2) 

3) Ba Veräußerung von Bermögenserzeugniffen, von 
Borräthen ift von der Verwaltungsbehörde befonders zu er⸗ 
wägen: 

a) ob und welche Zahlungsfriften im Intereſſe der Körpers 
fchaft beſtimmt werben follen, wobei in Betracht fommt, 
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daß durch Baarzahlung die Mühe und Gefahr eines 
fpätern Einzugs, fowie der für Manche verderbliche Borg» 
kauf zum Wiederverfauf gegen baar Geld abgefchnitten 
wird, während durd eine den Erwerbsverhältniffen ver 
Bürger entiprehende Zahlungsfrift in ver Regel ein 
größerer Erlöß erzielt und den Bürgern die Anjchaffung 
nothwendiger Bebürfnifje erleichtert wird. In legterem 
Gall muß aber Sicherung des Kaufihillings durch Buͤr⸗ 
gen oder Pfand verlangt werten. Die Zurüdweifung 
einzeiner zahlungsunfähigen Käufer bleibt ohnehin vors 
behalten und ift für diefen Fall der vorgehente Steigerer 
an fein Wort gebunden zu erklären. 

b) Iſt für die Abfaffung des Erfauften eine Zeit zu bes 
ftimmen und dabei anzufügen, daß die Sache bei Ber: 
fäumniß diefer Frift auf Gefahr des Käufers ftehe. 3) 

ec) Die Gewährung eines richtigen Maßes verſteht ſich für 
eine öffentlihe Verwaltung von felbft. 

41) Wird ein Weinkauf bedungen, welchen in Ermanglung anderer Verab⸗ 
redung jeder der contrahirenden Theile zur Hälfte anzuſprechen bat, fo 
muß die dem Verkäufer gebührende Hälfte der betreffenden Gorporationss 
kaſſe zugewieſen werben. Erlaß bes Min. bes Innern vom 10. März 1836. 

2) Vorſchriften in dem Min.Erlafle vom 22. Aug. 1825. Pkt. 3. 

3) Namentlich iſt auf rechtzeitige Holzabſuhr im Interefie des Nachwuchies 
zu ſehen. 


8. 328, 


Bezüglich der formellen Behandlung vieler Verwaltungsacte ift 
zu bemerfen, daß diefelben 

1) bei den Gemeinden durch den Gemeindepfleger oder den bes 
treffenden Theilrechner nad) vorgängiger Bewilligung des Ges 
meinderaths und unter Beobachtung der vom legtern ertheilten 
Borfehriften in Gegenwart des Ortsvorſtehers oder eines von 
ihm hiezu abgeorpneten Gemeinderaths vorzunehmen und von 
diefem in das dazu beftimmte Protokoll einzutragen find.1) Die 
Gültigkeit der Verhandlung ift bedingt durch die Genehmigung 
des Gemeinderaths, welche übrigens auch zum Voraus für den 
Fall eines genügenden Erlöfes ausgelprochen werben fann. 2) 

2) Bei den Amtökörperfchaften kann die Amtsverſammlung eine 
Commiſſion mit der Verhandlung beauftragen und fich die 
Genehmigung vorbehalten. ®) 
Be 27 
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3) Bei Stiftungen erfolgen Diefe Verhandlungen durch den Kirchens 
eonvent, oder mit Borbehalt feiner Genehmigung durch den 
Stiftungspfleger, welchem jedoch bei öffentlichen Verkäufen eine 
Urfundsperfon beizugeben feyn wird. 4) 

Bei der Verhandlung über die Genehmigung folder Verkaufs⸗ 
accorde haben die betheiligten Mitglieder des Gemeinderaths oder 
Stiftungsraths abzutreten. 5) 


1) Neben einem befondern Protokoll iR der Eintrag ins Gemeinderathsprotokoll 
nicht möthig. Derf. vom 30. Oct. 1848. BE. 7. 

2) Verw. Edict $. 30. 

3) Daf. $. 84. Iehter Satz. $. 87. 

4) Daf. $. 132. 133. 

5) Verf. vom 7. Nov. 1839. $. 3. 


2) Vollziehung der Einnahmen. 
$. 323. 

Es ift nun zunähft Aufgabe des Rechners oder Verwalter, 
die ihm zugewiejenen Einnahmen vollftändig und zu rechter Zeit mit 
Sorgfalt und Fleiß beizutreiben.1) Die Zeit, in welder eine Ein- 
nahme vollziehbar, verfallen ift, und von wo an mithin Diele 
Thätigfeit ded Rechners zu beginnen bat, beftimmt fi theil® nad 
gefeglihen Terminen, wie bei den Eteuern ($. 240.), theild aus 
den bei den vorhin angeführten Berwaltungsacten fetgefegten Friſten 
($. 320. 321.), theild dur die Vollendung des zur Einnahme füh⸗ 
renden Rechtsactes und die fofort dem Rechner gemachte Zumelfung 
der Einnahme ($. 317.). 

Im Allgemeinen. hat der Rechner bei Einnahmepoften, die nicht 
freiwillig zur Verfallgeit eingehen, die Schuldner wiederholt zu mah⸗ 
nen und namentlidh den Zeitpunft hiebei wahrzunehmen, wo dies 
felben in den Befis von Zahlungsmitteln gelangen. — Bei den 
Steuern inöbefondere follen regelmäßige Einzugstage, in 
großen Drten wochentlih, in antern wenigftend alle Monate ges 
halten und die Steuerpflichtigen durch öffentlihe Belanntmahungen 
aufgefordert werden, mit ihrer Schufvigfeit ſich einzufinden, ſaum⸗ 
felige Zähler aber von dem Ortsvorſteher vorberufen und ermahnet 
werden. In Landgemeinden foll namentlih der Einzug nad der 
Ernt und nach dem Herbſte am ftärkften, zumal dann betrieben 
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werben, wenn fonflige Gemeindeeinnahmen zu Steuerlieferungen an 
die Amtspflege verwendet worden find. Leberhaupt iR in der Zeit, 
wo nah den oͤrtlichen Verhältniffen vie befte Zahlungsfähigfeit der 
Pflichtigen eintritt, bauptfüchlic zur Steuerzahlung aufzufordern. 2) 

Zur Controle der Thätigfeit des Steuereinbringerd hat derfelbe 
fein Einzugsregijter von 3 zu 3 Monaten dem Gemeinderath zur 
Einfiht vorzulegen, der bei erfichtlichen Berfäumniffen dem Rechner 
die nöthige Erinnerung zu geben hat.®) 

Ebenfo hat das Oberanit auf den Grund des monatlichen 
Kaſſenberichts des Umtspflegerd ($. 353.), worin jede Gemeinde 
mit ihren Zahlungen an Staatöfteuern und Amtskörperſchaftsum⸗ 
lagen einzeln aufßuführen it, gegen füumige Gemeinden einzur 
fchreiten. 4) 

Menn der Schuldner einer öffentlihen Kaffe, deſſen Schuld 
nicht mit Unterpfündern gefichert ift, mit Tod abgeht, oder eine 
Bermögensübergabe vornimmt und von der Theilungsbehörde nicht 
für gleihhaldige Befriedigung der Forderung oder für die Beftellung 
von Unterpfändern geſorgt wird, fo hat der Rechner darauf zu fehen, 
daß der geſetzliche Pfandrechtstitel, der allen Erbichaftögläubigern 
auf die Erbſchaftsmaſſe zufommt, in dem Unterpfandsbuch vorgemerkt 
wird, und die Schuld felbit alsbald einzuflagen.d) Staats⸗ und 
Eorporationsfteuern müfen in einem ſolchen Kalle baar bezahlt, 
nöthigenfalls von ter Riegenfhaft und Fahrniß fo viel verkauft 
werben, ald es zu Erlangung der hiezu nöthigen Baarmittel bedarf. 
Bei Bantungen, deren Erledigung fich verzögert, follen die laufen» 
den Steuern nicht bis nad beendigter Gantverweijung angeborgt, 
ſondern jährlih aus den vorbandenen parateften Mitteln bezahlt 
werden. 6) 

Ueber die Beitreibung verfallener Grundftodseinnahmen vers 
gleiche $. 106. 


4) Eomm.Dd. IV. 1. 8. 3. V. 11. $ 1. Verw. Edict 5. 30. Geſetz. vom 
17. Suli 1824. Art. 16. 

2) Comm.O. V. 10. $. 2. 11. $. 2.3. 8. Brdg. vom 21. Juui 1819. 
$. 24. 

3) Vrdg. von 1819. $. 15. 

4) Min.Erlaß vom 5. Mai 1832. BE 1. 2. 

5) Comm.O. I. 419. $. 11. Vorſchrift vom 22. Aug. 1825. Pt. 8. 

6) Comm. O. V. 11. $. 412. 13. Brdg. von 1819. $. 2 Geſetz vom 
17. Juli 1824. Art. 16. 2 % 
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Kein Rechner darf verfalliene Einnahmen, welcher Art fie feyen, 
ohne befondere Ermäditigung ded Verwaltungscollegiums anborgen, 
er hat vielmehr alle Korderungen feiner Kaſſe, wenn die Bezahlung 
derfeiben nicht erfolgt, fpäteftend 3 Monate nad der Berfallzeit 
einzuflagen und auf Huͤlfovollſtreckung zu dringen, auch, wie Died 
gefchehen iſt, in der Rechnung zu beweifen. 

Die Berwaltungsbehörben dürfen Ausftände bei PBrivatperfonen 
nur dann auf eine zu beftimmende Frift anborgen, wenn bes 
fondere Unglüdsfälle, 3. B. Hagel oder Froſtſchaden ⁊c., oder ähn⸗ 
lihe Umſtaͤnde eine zeitige Zahlungsverlegenheit des Schuldners 
herbeigeführt haben und anzunehmen ift, daß der Schuldner nad 
einiger Zeit wieder zahlungefähig fey, und wenn ein Erecutions- 
verfahren ohne ven Ruin des Schuldners nicht möglich wäre. 1) 

Da im Allgemeinen das Recht befteht, aus Forderungen, welche 
zur vertragsmäßigen oder geſetzlichen Verfallzeit nicht eingehen, Ver⸗ 
zugszinfe zu verlangen, fo hat die Verwaltungsbehörde hiermegen 
zu befchließen. Indeſſen ift es gefetlich verboten, aus rüdftändigen 
Steuern jeder Art Zinfe aufjurechnen. 2) 


1 ) Vorſchrift vom 22. Ang. 1825. BE. 9. Vergl. Vrog. vom 21. Juni 1819. 
$. 15. Inobeſondere Legt es im Einne des zu wohlihätigen Zweden ges 
winmeten Stiftungen, gegen unverfchuldete Säumniß fchonente Nachſicht 
zu üben. SKaflenorbnung Tit. Zehrung und Botenlchn, dritter Satz am 
Schluſſe. — Boten, welche ohne außerorbentlihe und nicht in nächſter 
Ausficht ſtehende Beflerung der Umflände des Schuldners überhaupt -wicht 
einbringlich erjcheinen, werben befier ans ber Nechumig gebracht und etwa 
noch für dem Fall des Gintritts folder Umſtaͤnde bloß vorgemerkt, 
fen es innerhalb Falz der Rechnung oder in einem beſondern YVors 
meriungsbude. x 


2) Geſetz vom 17. Juli 1824. Art. 18. Die Verzinfung der Ausflände war 
nie üblich, bis das Gen.Refer. vom 27. Inli 4799 die Berzinfung ber für 
bie Kriegskaſſe ausgefchriebenen Steuern, wenn fie nicht im lanfenden Jahre 
bezahlt wurden, anorbnete, was durch Gen.Refer. vom 22. Nov. 1800 
auf alle Steuern ausgebehnt wurbe. Indeſſen hielten es die Aemter und 
Gemeinden wegen ber Berzinfung der einzelnen Ausftände verfchieben. 
Das Berbot der Zinsaufrechnung ergab ſich als eine Folge des Verbots 
ber Ausflände und es wurden die Zwedmäßigkeitsgründe angeführt, daß 
bei Etatt habender Berzinfung der Eifer in Beitreibung der Aneflände ſich 
verlieren müßte, daß die Ausſtände für ſich fchon ſchwer beizutreiten, die 
weiteren Binsberechnungen laͤſtig fenen. 
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Da es indbefondere wichtig ift, daß mindeftend bis zum Schluffe 
des Rechnungs: und PVerwaltungsjahrs fämmtlihe Einnahmen 
bereinigt feyen und nicht auf das naͤchſte Jahr überfhoben werden, 
fo hat fi) der Rechner am Schluffe des Jahres über das Gefchehene 
auszumweifen und der Verwaltungsbehörde ein Verzeihniß feiner Auss 
.ftände zu übergeben; diefelbe hat dann bei wirklicher Unvermögens 
heit de8 Schuldners noch eine angemejjene Borgfrift zu bewilligen, 
im entgegengefegten Falle aber den Schuldner zur Zahlung anzus 
balten.1) Sollte diefe nicht alsbald zu bewerfitelligen feyn und der 
Rechner bei Ausftänden, die zur Zeit des Rebnungsfchluffes 
fhon 3 Monate alt waren, weder die Ermächtigung zur Anborgung 
des Ausjtandes, noch vie erfolgte Anrufung um obrigfeitlihe Zah⸗ 
lungshülfe nachmeifen fönnen, jodann wenn die Ausftände fih als 
illiquid in dem inne ergeben, daß folde vom Schuldner mit der 
glaubhaften Nachweiſung, daß er fie an den Rechner bezahlt habe, 
* beitritten werden, fo ſollen diefe Ausftände in der Rechnung nicht 
zugelaffen, fondern der Rechner zu veren Erſatz angehalten und fie 
ihm zur Einnahme gefhlagen werden. (Zureftlegung.)2) Hie 
nad ijt auch beim Abtritt eines Rechners zu verfahren und es 
hat der neue Rechner für die von dem vorigen übernommenen Aus⸗ 
ftände ebenfo zu haften, wie für die unter jeiner Verwaltung ers 
wachfenen. 


T) Eeſetz vom 17. Juli 1824. Art. 17. Beſonders wirkſam tft die durch 
Min. Erlaß vom 2. Suni 1837 angeordnete Nachwelfung gegen das Obers 
amt, daß bezüglich der am Sahresfchlufie vorgefundenen Ansftände alle 
Beitreibungsmitiel angewendet wurden, und bie hierauf ausgeſetzte Er⸗ 
mädhtigung zur Verrechnung der Ausſtände. 


2) Borfchrift vom 22. Ang. 1825. BEL. 9. Vergl. Vrdg. vom 10. Oct. 1781. 
bezüglich der Stiftungen Pt. 14. Comm.O. XV. 4. $. 2. Diefe Maß⸗ 
regel ift aber völlig illuforifch und fogar für die Kaffe ſchädlich, wenn 
nicht auf dem baaren Erfage durch den Rechner beitanden, ſondern zu⸗ 
gelafien wird, daß folder einen Theil feines Kaſſenvorraths mit ſolchen 
zu Neft gelegten Ausfländen liquidirt, daß alfo, was unter diefem Titel 
zur Ginnahme gefchlagen wurbe, unter anderer Form wieder von ber Eins 
nahme abgezogen wird. Und ba felbft, wenn der Rechner dieſe Bolten 
aus eigenen Mitteln erfeßt, wieder die Gefahr vorliegt, daß er dieſe feine 
Zuſchüſſe wieder wegnehme, fo find Snreftlegungen nicht zu empfehlen und 
moͤglichſt zu umgehen. 
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Geräth ein Schuldner in Sant, fo ift es Obliegenheit zu⸗ 
nächſt tes Rechners, die Forderung bei der Behörde, welche das 
Schuldenweſen deffelben erledigt, rechtzeitig und mit Ten etwaigen 
geieglihen Vorzugsrechten geltend zu machen. 

In diefer Beziehung iſt ein unbedingteds Vorzugsreht (in 
‚ erfter Claffe) namentlich eingeräumt: 1) 

a) den laufenden Staats⸗, Amtskoͤrperſchafts⸗- und Gemeindes 
abgaben, fammt den Rüdftänden von zwei Jahren, welde 
Ruͤckſtaͤnde jedoh, wenn fie nicht von den nädft voran- 
gegangenen zwei Jahren herrühren, den Betrag der Abgabe 
von diefen legtern nicht überfteigen dürfen; 

b) den während des Concurſes audgefchriebenen Brandſchadens⸗ 
beitzägen, fammt den von der legten Brandſchadensumlage vor 
Eröffnung des Eoncurfes herrührenden Rüdftänten; 

c) den laufenden, fowie von den zwei nädhft vorangegangenen 
Jahren rüdftindigen Realrenten, oder aus dem Realverbande 
Ihuldigen Geld» oder Naturalleiftyngen. 

In die zweite Elaffe kommen mit Pfand verficherte Forde⸗ 
sungen, ſammt den Zinfen vom laufenden Jahre und dem Zind- 
rüdftand von zwei Jahren, foweit der Erlös aus ten Unter⸗ 
pfündern reicht. 

In tie dritte Rangelaffe der Gläubiger gehören Corporationss 
faffen wegen der ihnen gegen ihre Verwalter in Beziehung auf die 
Verwaltung ihrer Kaflen zuftehenden Borderungen, foweit diefe nicht 
dur befondere Cautionen gededt find; ſodann nah Umftänden 
Mietbzinfe aus Gebäuden vom laufenden und den nächſt voran= 
gegangenen zwei Quartalen. Da in biefer Elaffe ſelbſt der Vorrang 
der Zeit gilt, fo iſt bei erfigedadten Forderungen der Tag anzu 
neben, an welchem diefer Verwalter vie Verwaltung übernommen 
hat, da Diejer ald entfcheidender Zeitpunft gilt. 2) 

Für die vierte Claſſe find endlich geltend zu machen: auf Schuld⸗ 
verihreibungen ($. 104.) angeliehene Gelder und alle Forderungen, 
für welche vor entfiandenem Eoncurfe ein obrigfeitlicher Zahlungs⸗ 
befehl erlangt wurde. 3) 

Wird eine Forderung beftritten, fo hat der Rechner es ver 
ihm vorgejegten Berwaltungsbehörde anzuzeigen, welhe dann nad 
Unterfuchung der Sache zu befchließen hat, ob und inwieweit die 
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Einreden des Schuldners anzuerfennen find, ober 0b wegen des 
Etreites ein rechtliches Erkenntniß herbeizuführen fey, das je nad 
der privat⸗ oder öffentlichrechtlihen Natur der beftrittenen Forderung 
bei der Gerichts⸗ oder Verwaltungsbehörde nachzufuchen if, im Fall 
gerichtlichen Prozeſſes nach vorgängiger Anftellung eines Vergleichs⸗ 
verfuhs durh das Oberamt,) und nad eingeholtem Gutachten 
des Bürgerausfchuffes, bei Stiftungen ebenfo mit Gutheißung des 
Stiftungsraths und Genehmigung des gemeinfhaftlihen Oberamts.5) 

Die Aufyebung einer Forderung und der Beichluß ihrer abs 
gängigen Verrechnung, ſey es duch freiwilligen Nachlaß, fey 
ed wegen lineinbringlichfeit der Korderung, erfordert einen befondern 
Beihluß des Verwaltungscollegiums, im erjtern Falle (freiwilliger 
Nachlaß) bei Gemeinden auch die Zuftimmung des Buͤrgerausſchuſſes, 
bei Stiftungen das Nemliche, wie vorhin. Während die Vers 
waltungsbehörde unter Beobachtung diefer Form nicht gehindert ift, 
fRatt der Feithaltung des frengen Rechts auch Rüdfichten der Billig- 
feit eintreten zu laſſen, bleibt Dagegen im Fall einer durch den 
Rechner und die Berwaltungsbehörbe verfchuldeten Uneinbringlichkeit 
der Forderung ber Regreß der Corporation an jene vorbehalten 
(ſ. $. 358 ff.). 

1) Prioritätsgefeh von 1825. Art. 4. 

2) Daf. Art. 11 — 12. 

3) Daf. Art. 13. 15. Nachgefolgte Borgfrik benimmt aber dem Zahlunge- 
befehl dieſe Wirkung. Bel Geldſtrafen, die allen andern Forderungen 
nachſtehen, bewirkt ver Sahlungsbefehl Fein Vorzugsrecht. 

4) Bergl. das Nähere im IV. Edict vom 31. Dec. 1818. $. 27. und Juſtiz⸗ 
Min.Erlaf vom 22. Sept. 1820. 

5) Verw. Cdict $. 56. 134. Nro. 8. 137. 146. 

6) Verw. Edict $. 52. Nro. 6. und die in Note 5. cit. Stellen. Der Nach⸗ 
laß von andern ale Forftpolizeiftrafen (welche Iehtere dem Gigenthämer 
als Ausflug des Gigenthumsrechts zufließen und auf welche fomit einfach 
verzichtet werden Fann) fällt unter den Begriff der Begnadigung, bie nur 
dem Negenten und den von ihm hiezu Tegitimirten Behörben zufteht; hier⸗ 
über f. die K. Vrog. vom 3. April 1835. Rgbl. ©. 209. 
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Die Hülfsvollftredung gegen ſäumige Schuldner der Eors 
porationen fteht in allen Fällen der Ortsobrigkeit (Ortöporfteher und 
Gemeinderath) zunähft feib zu. Der Oberamtmann fann aber 
der Ortsobrigkeit die Erfüllung ihrer Amtspflicht einfchärfen und eo 
bleibt diefe, fofern fie al8 Verwalter der Corporation oder ald Auf: 
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feber über die Verwaltung fi eine Berfäummiß zur Schuld kom⸗ 
men läßt, tem Oberamte verantwortlich. 3) 

Auf Anrufen des Rechners find diefe Behörden verpflichtet, 
gegen fäumige Zähler die in den Gefegen vorgefchriebenen Zwangs⸗ 
mittel anzuwenten. 2) Insbeſondere gehören ald Häufig zunaͤchſt 
wirffame Mittel bieher die Beihlagnahme von Rutzungen fchuldnes 
rifcher Ortöbürger am Gemeindevermögen und vornemlich bri Steuern 
und Strafen, aber auch bei andern Forderungen die Einlegung von 
Brefjern.®) 

1) IV. Gpict vom 31. Dec. 1818. $. 34. Exec. Geſetz vom 15. April 1825. 
Art. 12. 86. Bei Forberungen (3. B. der Amtspflege) an Gemeinden 
und andere Eorporationen übt das Oberamt die Execution. Grec.Gefeh 
Art. 11. 

2) 8. Vrdg. vom 21. Suni 1819. $. 15. 

3) Hierüber f. Erec.Gefeh Art. 81. und Verordnung vom 30. Eevti. 1819. 
Robl. ©. 695. Vor der Vrefiereinlegung muß der Schuldner einen obrigs 
keitlichen Zahlungsbefehl mit Termin und Androhung der Grecntion ers 
halten Haben. Einem Schuldner kaun die Prefie nur während dreier Tage 
nach einander eingelegt werben. Die Gebühr des Preſſers, die der Schuldner 
fogleich zu zahlen hat, und wofür ein Borfchuß aus der Gemeindefafle nicht 
zuläfiig if (fo daß, wenn eine ganze Gemeinde wegen Eteuerrüdftänden 
zur Amtöpflege den Prefier erhält, dieſer als dem einzelnen Stenerpflichtigen 
eingelegt anzufehen ift, wofern nicht der Gemeindepfleger wegen Verzoͤge⸗ 
rung ber Ablieferung fchnlvig fit), wird nach VBerhältnig ter Eutferuung 
fo feflgefeßt, daß der Preſſer täglich wicht höher ale auf 1 R. kommt. 
Doch muß daranf Bedacht genommen werben, daß, wo ber Preſſer mehreren 
Schuldnern an einem Tage zugleich eingelegt wirb und femit diefe Tages 
gebühr (nach Ermeflen des Ortsvorſtandes) unter folche zu veribeilen iR, 
ber Betreff des Einzelnen nicht fo gering IR, daß er aufhört, ein Zwangs⸗ 
mittel zu feyn. 
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Die wirkliche Erhebung der Einnahmen erfolgt entweder 

1) baar in Geld oder in derjenigen Gattung von Dingen, welde 
vertragemäßig zu reichen iſt. Insbeſondere ift die Gemeinde 
nicht ſchuldig, ftatt der Steuer einen Theil des Naturalertrags 
der Güter ald Zahlung anzunehmen, und fie fol fih, der leicht 
möglichen Mißbräuche wegen, ohne die Außerfte Noth nicht 
daranf einlaffen, vielmehr den Berfauf des Ertrags vornehmen 
laffen.) Zur Annahme von Dingen an Zahlungsftatt if 
der Redner ohne Ermächtigung der Verwaltungsbehörde nicht 
befugt. 
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2) Oder durch Ausgleihung von Gegenforderungen der Schuldner 
(Abrehnung). Hieher gehören namentlih die Yale, in 
denen ein fonft zahlungsunfähiger Schuldner durch Abver⸗ 
dienen in Geſchäften der Corporation feine Schuldigkeit, 
welcher Art fie ſey, ganz oder theilweife berichtigt hat. “Diefe 
Art der Berichtigung kann jedenfalls bei Gelpftrafen in Ers 
manglung anderer Zahlungsmittel gefordert und nöthigenfalls 
durch amtliche Auflage bei Strafe des Ungehorfams und zus 
legt mit Vorführung auf ten Arbeitöplag erzwungen werden 5 
im Uebrigen aber ift den Gemeindebehörden im Intereſſe der 
Corporation und der unbemittelteren Schuldner fehr zu 
empfehlen, dieſen zu Abverbienung ihrer Schultigfeiten in 
Gemeindegefchäften, fofern fie nicht beſondere Sachkennmiſſe 
erfortern, im Accorde oder Taglohn Gelegenheit zu bieten. — 
Der biebei zu vergütende Lohn für einen gewöhnlichen Arbeitss 
tag ift mit Unterfchied des Geſchlechts und ter Altersftufe der 
Arbeiter vom Gemeinderath feitzufegen, und ein Theit dieſes 
Lohne, wenn und foweit ed zum nöthigen Unterhalt der Ars 

beiter nöthig iſt, baar ausbezahlen zu fafien, fo daß nur der 
Reft in Abrechnung fommt. Die hiezu beftellten Aufjeher haben 
Liiten zu führen, aus welchen vie Leiſtung eines Jeden nad 
der Zeit und der hierauf nad der fejtgejegten Tare berechnete 
Lohn zu erjehen iſt. — Abrechnung fann übrigens jedenfall, 
namentlih auch gegenüber von Eteuern, nur infoweit Platz 
greifen, als jene Segenforderung zur Zeit, wo die Schuldig- 
feit verfallen ijt, bereits gleichfalls fällig ift und ausyubezahlen 
wäre, und ed hat der Steuerpflichtige fein Recht, Schuldig- 
feiten an Staats ſteuern (wohl aber an Amts> und Ges 
meindefteuern) auf feine Borderungen an die Amtspflege und 
Gemeinvefaffe zu verweifen. 2) Solche Gegenforderungen find 
dagegen von dem Rechner forgfältig zur Ausgleichung und 
Tilgung von Ausjtänden zu benügen, indem er jene, ftatt fie 
baar auszuzahlen, an den Scuidigfeiten abjchreibt. 

1) Comm.O. V. 11. $. 9. 

2) Comm.O. V. 3. $. 3. 10. $. 6. K. Brbg. vom 21. Juni 1819. $. 16. 
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Da die Corporationen, namentlich die Gemeinden, fehr gewöhn⸗ 
ih verfchievenartige Forderungen an denfelben Schuldner haben, 


* 
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deren rechtliche Sicherheit ungleich iſt, ſo iſt es von Wichtigkeit, zu 
beſtimmen, an welcher Forderung die von einem ſolchen Schuldner 
eingehende Zahlung abzuſchreiben iſt, wofern ſolche nicht aus⸗ 
druͤcklich von dem Schuldner für einen beſtimmten Zweck geſchieht. 
Es iſt hieruͤber beſtimmt, daß ſolche Zahlungen vorzugsweiſe an 
Vertrags forderungen (im Gegenſatz von ben ohnehin gefeglidh 
geſicherten Steuern) abgeſchrieben werden follen. 1) — Im Uebrigen 
it nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen anzunchmen, daß zuerſt die 
ältere und läftigere Schuld, namentlich rüditündige Zinfe vor dem 
Capital, haben bezahlt werben wollen. 


1) Verw. Edict $. 30. am Schluſſe und zu Erläuterung der undentlidden Faſ⸗ 
fung vergl. I. Erich vom 31. Dec. 1818. $. 34. ©. übrigens $. 370. 


3) Verhältniß der wirflihen Einnahmen zu den 
Etatsſaͤtzen. 


8. IHM. 


Unabhängig von dem im Etat gemachten Voranſchtag der Ein⸗ 
nahmen ift die Berwaltungsbehörde natürlich verpflichtet, ven Belauf 
der Einnahmen nad; vorftehenden und den im erften und zweiten 
Theile enthaltenen Regeln innerhalb ihrer Befugniffe möglihft zu 
fteigern und jede, auch im Etat nicht vorgefehene, ſich fonft dar⸗ 
bietende Einnahme herbeisuziehen. Leber den Ball, wenn durch 
Minderbetrag der wirflihen Einnahmen ein (weiteres) Tefizit ſich 


ergibt, wird hienach ($. 340 ff.) im Zufammenhang gehantelt. 


Zweites Kapitel. 
Berwaltung der Ausgaben. 


1) Feſtſtellung der Ausgaben. 
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Die Ausgaben einer Corporation find theild auf diefelbe Weife 
zum Voraus beftimmt, wie die Einnahmen 18. 317.), theils find 
fie wenigftens für eine beftimmte Zeit oder überhaupt bis zu einer 
von den Organen der Berwaltung zu treffenden Aenderung durch 
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geſetzliche Beſchluͤſſe feſtgeſetzt, theils endlich beduͤrfen fie im einzelnen 
Falle einer Feſtſtellung, wobei entweder bloß über den Umfang der 
die Ausgabe veranlaſſenden Leiſtung zu erkennen iſt, wenn die Ans 
rechnung dafür durch allgemeine Verordnung (Taxen, Regulative), 
oder durch ein für allemal von der betreffenden Eorporationdbehörde 
aufgeftellte Sätze beftimmt iſt, oder auch über die Größe der eins 
zelnen Anrechnung jelbft zu beichließen iſt. 

Nur folhe Ausgaben, welhe nach allen diefen Rüdfichten ſchon 
zum Voraus beſtimmt find, iſt der Rechner befugt, fofort, nachdem 
die durch Belege, Vertrag oder bejondern Beſchluß feitgefegte Zeit 
ihrer Leiſtung gefommen ift, zu vollziehen, nicht aber andere, widrigen⸗ 
falls er fih Erſatzanſpruͤchen ausfegt. 1) Namentlich ift ihm bei 
Strafe verboten, an fich ſelbſt Zahlungen, die nidt unter vors 
ftehende Gattungen gehören, aus feiner Kaffe zu machen. ?) 

1) Comm.O. XII. $. 14. 16. Berw.Epict 8. 31. 84. 
2) Bolizeitrafgefeh Art. 87. 


8. 332, 


Bei allen zu Ausgaben führenden Verwaltungsmaßregeln, welche 
niht im Einzelnen durch Geſetz oder befondere rechtliche Der: 
pflihtung geboten find oder fih aus ter gefeglihen Aufgabe einer 
Corporation unzweifelhaft von felbft ergeben, hat die Verwaltungs 
behörde, wofern es nicht ſchon bei Feftfegung des Wirthſchaftsplanes 
gefchehen, zunächit über das Ob zu entfiheiven, d. h. zunächſt dahin 
beftimmten Beihluß zu faflen, daß eine gewifle Anſchaffung oder 
Unternehmung geichehen folle. Ohne dieſen vorausgehennen Bes 
ſchluß der zuftändigen Berwaltungsbehörde wäre die Corporations⸗ 
faffe zu einer folhen Ausgabe nur dann verpflichtet, wenn fih nad 
allgemeinen Rechtöregeln dieje Verpflichtung derfelben, 3. B. nament⸗ 
lich wegen Berwendung zum wirklichen Vortheil der Corporation, 
oder wenn die Ausgabe zu Erhaltung einer Sade der Cor—⸗ 
poration nöthig war, ergeben ſollte; außerdem hätten fich dies 
jenigen, welche eine Anforderung machen, lediglich an den zu halten, 
der die Beſtellung mit. Ueberfchreitung feiner Befugnife gemacht 
hat. — Ebenfo fommt ed fofort der Verwaltungsbehörde zu, über 
das Wie zu beftimmen, d. h. nit nur zu befchließen, in welchem 
Umfang und in welcher Beichaffenheit überhaupt eine Leitung und 
Unternehmung Statt finden, fondern auch durch welche Bermittlung 


fie geſchehen fol. 
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8. 333. 


In letzterer Beziehung iſt es dem Ermeſſen der Verwaltungs⸗ 


behörde anheimgeſtellt, die der Corporation im einzelnen Fall zu⸗ 
träglihfte Art der Ausführung zu beſtimmen: 1) 
1) Bei der öffentlichen mündlichen durch Abftreich erfolgenden 


2) 


3 


ur 


Verleihung oder bei der öffentlichen Aufforderung zu ſchrift⸗ 
lihen Anerbietungen (Submiffton) fommt es darauf an, daß 
das Geihäft dem Wenigfinehmenden nur dann zugefdlagen 
werde, wenn auch von dieſem die vollftändige Erfüllung aller 
Bedingungen zu erwarten if. Bei dem öffentlichen Abftreiche 
muß eine genügenve Bekanntmachung vorausgehen, wobei nicht 
ausgeſchloſſen ift, daß auf befannte Unternehmer und wenig⸗ 
ſtens bei minder beteutenderen Arbeiten auf Angehörige der 
Gemeinde ıc. Rüdfiht genommen wird. Der Abſtreich ge⸗ 
fhieht entweder in feftbeftimmter Summe, oder nur im Vers 
hältniß zu den im Angebot oter Ueberſchlag enthaltenen Preifen, 
mithin mit Vorbehalt der Berehnung der Accordsſumme nad 
dem Umfange der wirklichen Leiftung. Um die oben angeführte 
Rüdjiht zu wahren, muß fih die Wahl unter den Ans 
bietenden vorbehalten werden. 

Während durch den Abftreich in der Negel das erreicht wird, 
daß die Leitung um möglihft niedern Preis geſchieht, fo if 
für die gute Ausführung und fomit für den nachhaltigen 
Vortheil der Corporation beffer geforgt, wenn das Geſchaͤft 
einem ald tüchtig und folid bewährten Unternehmer im Wege 
freien Vertrags gegen den der Arbeit ⁊c. entſprechenden Preis 
übertragen wird. 2) 

Dhne Dazwifchenfunft eines befondern Unternehmers fünnen 
Geſchaͤfte und Leiftungen an die einzelnen Arbeiter gegen den 
herfömmlichen allgemein üblichen oder durch beſondern Beſchluß 
feftgefeßten Lohn übertragen werden, was befonters dann am 
Plage it, wenn ed fich um gewöhnliche Handarbeiten oder 
um einzelne nicht leicht ihrer ganzen Ausdehnung nad voraus 
zu beurtheilende Verrichtungen, nicht aber um eine, verfcieden« 
artige Arbeiten umfafiende und nah einem Plane durdhzus 
führende Alnternehmung handelt. In jenem alle ift bes. 
fonvderd wichtig, daß von Seite der Corporation ein tüchtiger 
und fahverftändiger Auffeher beftellt werde, der Die verrichtete 
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Arbeit, die damit hingebrachte Zeit und den dabei etwa Statt 
findenden Materialverbrauch aufzuzeichnen und zu beurkunden 
hat. 2) 

4) Verw. Edict $. 31. dritter Satz. 

2) Vergl. Comm. O. IM. 2. $. 7. BE. 2. 

3) Diefe Taglohnsliſten erhalten am beiten folgende tabellarifche Binrichtung : 


Arbeits⸗ and Beunnaelr Fa die WBegberftellung ıc. 


vom 






Arbeitstage. 





he ö Enpfangs- 
Arbeiter. Deſcheinizuns. 


J 


NET 


8. 334. 


Die Vornahme foldher Accorböverhanblungen gefhieht durch 
die Verwaltungsbehörbe oder durch eine von ihr hiezu beftellte Com- 
miffton, unter Zugrundlegung der von jener zum Voraus feftgefegten 
Bedingungen, und mit Vorbehalt ihrer Genehmigung. 

Der Gemeinderath hat aber in den in $. 33. angeführten Fällen, 
fowie dann die Zuftimmung ded Bürgerausfchufles einzuholen, wenn 
der Accord mit einem Mitglied des Gemeinderaths ohne Abftreich 
gefhloffen wurde. ?) Die unmittelbare und perfönlihe Mitwirkung 
des Oberamts ift nur auf übereinftimmenves Erſuchen beider Col⸗ 
legien geftattet. 2) 

Bei Stiftungen iſt der volle Beſchluß des Stiftungsraths und 
die gutächtliche Vernehmung des Buͤrgerausſchuſſes nöthig, ſobald 
ein Mitglied des Kirchenconvents dabei betheiligt iſt oder der Accord 
ohne Abſtreich abgeſchloſſen wird, )) waͤhrend die Genehmigung 
des gemeinſchaftlichen Oberamts bei Betheiligung eines Stiftungs⸗ 
rathsmitglieds erforderlich iſt.) 

1) Verw. Edict $. 31. dritter Gap. 8. 52. Nro. 4. 5, 
2) Daſ. 8. 91. 

3) Daf. 8. 134. Nro. 6. 7. $. 137. 

4) Daſ. $. 146. 
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Bei neuen oder fonft bedeutenden Baumwefen (im Gegenſatz 
der gemöhnlichen Ausbefferungen oder laufenden Bauarbeiten), fowie 
bei andern Accorden, deren Beurtheilung befondere technifche Kennt⸗ 
niffe erfordert,1) ift die VBerwaltungsbehörde an den Rath von Eadı- 
verftändigen in folgender Weife gebunden: ?, 1) Bor dem Angriff 
der Arbeit ift durch einen von ter VBerwaltungsbehörde zu wählenden 
geeigneten Sachverſtändigen Riß und Ueberſchlag fertigen zu 
laffen, welcher jofort einem der vom. Staat dazu ermädtigten Sach⸗ 
vertändigen 3) zur Prüfung mitzutbeilen ift, wofern nicht die Zertis 
gung des Riſſes und Ueberfchlags felbft durch einen ſolchen geſchehen 
ift, in welchem Halle es dem Ermefien der Berwaltungsbehörve übers 
laſſen it, ob eine Nachprüfung durch einen zweiten höhern Sadıs 
verftändigen vorgenommen werden fol. Zu diefer Prüfung kann 
diefelbe im einzelnen Balle oder für vorfommende Fälle überhaupt 
unter den benannten Sacdverftäntigen beliebig Einen auswählen; 
doch find diejenigen ausgefchloffen, welche in demſelben Oberamts⸗ 
bezirke ein zünftiges Baugewerbe treiben. 2) Die Mittheilung der 
Riſſe und Meberfihläge an den erwähnten höhern Sadverftindigen 
fol durch das Oberamt unter Beifügung der nöthigen Erläuterungen 
und Bemerfungen geſchehen. Findet derjelbe dieſe Ausfertigungen 
für den vorliegenden Zwed ganz unbraudbar, fo hat er dies zu 
begründen und es iſt dann ein neuer Riß und Ueberfchlag fertigen 
zu laffen und wieder dem Revidenten mitzutheilen. Die Revifionss 
bemerfungen follen in den Riß und Ueberſchlag felbit eingetragen, %) 
fodann mit diefen dem Oberamte zugefcbict werden, welches, wenn 
e8 dabei nichts zu erinnern findet, diefelben der Verwaltungsbehörte 
unter Einfhärfung der ertheilten techniſchen Vorfchriften, welde genau 
zu befolgen find, zurüdgibt. Die von dem Revidenten in adminis 
firativer Beziehung beigefügten Vorſchläge find zwar für die Vers 
waltungsbehörde nicht bindend, aber doch von bderfelben als Rath 
eines Sachverſtaͤndigen pflihtmäßig zu benügen. 3) Temjenigen 
Sadverftändigen, welcher den Ueberſchlag geprüft oder ohne ander» 
weite Nachprüfung gefertigt hat, ift die Theilnahme am Accord oder 
fonftigen Bauverdienft verboten. 4) Dem Cberamte liegt es ob, vor 
dem Angriffe und im Laufe der Arbeiten ſich der Befolgung der tech» 
nifhen Borfchriften, fowie der zwedmäßigen Bebantlung ter Sache 
überhaupt (jedoch ohne Koftenvermehrung) zu verfihern und bei 
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Brüfung der Rechnungen jede Abweichung von obigen Vorſchriften, 
jedes Webermaß in dem Koftenaufmande oder fonftige Ungebühr mit 
Strenge zu ahnden; erforderlihen Hals hat es ſich der Mitwirkung 
eines höhern Sahverftindigen (in der Regel des Revidenten des 
Veberfchlags) zu bedienen. 5) Die Gebühren diefer höhern Sach⸗ 
verftändigen find von der Regierung feſtgeſetzt; ) zu Verminderung 
der Koften hat der Techniker die ihm übertragenen Gefchäfte in der 
Negel zu Haufe vorzunehmen und nur auf beſonderes Berlangen 
fih an Ort und Stelle zu begeben, auch in dieſem Falle feine Reife 
fo viel möglich mit andern Geichäften in berfelben Gegend zu vers 
binden und dies bei der Koſtenanrechnung zu beradfichtigen. 


3) Namenilih auch bei Feuerſpritzenanſchaffungen. S. Verorbnungen vom 
8. Aug. 1806 und 16. Dec. 1806, nnd bei Orgelbauten vergl. Note 3. 
2) Berw.Gtict $. 31. letzter Eap. $. 133. dritter Sap. Min.Berf. vom 

19. April 1823, welche zwar zunächft nur Hochbauweſſen im Ange hat, 
jedoch nach den vorhin angeführten Gefepesftellen ihre Anwenvung auch 
auf andere technifche Arbeiten findet. — Nah Comm. O. I. 2. $. 6. {ft 
die Nichtbeachtung dieſer Vorfchriften mit Geldſtrafe von 14 fl. oder nach 

Umftänden noch mehr bedroht. 

3) Ein Berzeichnig derfelben, nemlich der für Hochbau und für Straßen, 
Brücken⸗ und Waſſerbauweſen ermächtigten höhern Techniker, enthält das 
Staatshandbuch. Ausg. von 1847. ©. 608. Sodann find für Orgels 
Bauwerke befondere Sachverfländige beftimmt. 

4) Die wirklich überfläjfige Auordnung, daß dieſe Vorfchriften auch in dem 
DBegleitungsichreiben an das Oberamt und endlich auch in dem Grlafle 
bes lehtern an bie Derwaltungsbehörbe ausbradiich wiederholt werben 
ſollen, wird nie beachtet. 

5) Die zuläffigen Aurechnungen find: 

a) für die Fertigung eines neuen Weberfchlages '/, Procent ber Ueber⸗ 
fhlagsfumme (30 Er. von 100 fl.), jedoch bei Straßenbanten, wo 

. Blanirungss und Berfleinungsarbelten der Taufenden Ruthe nach bes 
rechnet werden fönnen, nur Y, Brocent (20 fr.). 

b) Für die Prüfung der Riſſe und Neberfchläge '/, Brocent oder 20 fr. — 
Bei ven obengenannten Straßenbaufachen aber Y, Procent (15 kr.). 

c) Für die Prafung der Koftenverzeichnifie eben fo viel. 

Diefe Gebühren a—c. fallen weg, wenn der Techniker foldhe 
Geſchaͤfte an Ort und Stelle vornimmt und dafür das zu d. bes 
fimmie Taggeld bezieht. 

d) Hür Verrichiungen außerhalb des Wohnorts täglidi 5 f. für vie 
Reiſetage und 3 fl. für die übrigen Tage. — Bei Verſendungen 
der angeftellten Bauräthe und SInfpektoren von Amtswegen finden 
biefe Taren einige Modiſicationen. Vergl. Erlaſſe vom 19. April 1823 
und 4. Nov. 1835. Ergbd. ©. 277. Bei den Staatstechnitern für 
das Straßenbanweſen IR der Gruudſatz, daß ſolche auch für die 
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in Unterhaltung der Gorporationen beſindliches Wege beſtellt ſeyen, 
fomit für die viesfalligen Berrichtungen in ihrem Wohnorte nichts 
anzufprechen haben. 

e) Eine deu Umftänden angemefiene Belohnung für die Fertigung nener 
Bauriſſe. Neben diefer Gchühr iſt eine Nebenaurechnung für Gors 
reſpondenz, Schreibmaterialien,, Auslagen sc. nicht geſtattet. 

Die Gebühren der Sachverſtaͤndigen in Orgelbanfachen ſind durch - 

vom 17. Dec. 1840 folgendermaßen feſtgeſetzt: 

4) Diäten und Taggeld für Unterfuchnng an Ort und Stelle 3 . 

2) Für die Prüfnug der Boranfchläge und Koftenverzeichniffe je nad 
dem Betrage ber Koſten a) bis zu 50 fl. — 30 fr., b) bis 100. — 
1. 8., c) bei größern Eummen je von 100 fl. — 20 fr., wenn uud 
foweit aber die Gebühr hienach den Betrag von 2 fl. nicht erreicht, 
von den erfien 100 fl. — 1 fl. 

3) Für Fertigung von Koftenüberfchlägen eben fo viel, außer zu c. flatt 
20 ir. — 30 fr. 

4) Kür Abfaffung befonderer Gutachten für den erfien Bogen 1 fl., für 
jeden weitern 40 kr., vorbehältlich der Ermäßigung, wenn die Gut⸗ 
achten zu weitläuf abgefaßt feyn follien. 

5) Neifeloftensentfhäpigang bei auswärtigen Verrichtungen auf jebe 
Wegſtunde (Hin: und Herweg befonders berechnet) 45 kr., aber auf 
Streden, wo Gifenbahnen, Dampfboote ober Gilpoftiwägen gehen, 
bie doppelte Tare, resp. der zweiten Wagenclafle, des erften Platzes, 
eines Plapes Im Gilwagen. 


5. 336. 


Die bei der Beraccordirung von Baumwerfen, bei Liefer 
rung von Materialien 2c. zu beachtenden Rüdfichten und demnach 
zu ftellenden Bebingungen laſſen fih am beften aus der hienad im 
Note 1. gegebenen Zufammenftelung zwedmäßiger Accordsbedin⸗ 
gungen erfehen, aus welchen ſich auch bei Fleineren und einzelnen 
Bauweſen das Röthige entnehmen läßt, und ijt hiezu noch Folgendes 
zu bemerken: 1) Die Eorporation kann es vorziehen, alle oder eins 
zelne Oattungen von Materialien felbft anzufchaften, wenn fie 
folhe in gehöriger Beichaffenheit aus ihrem Eigentbum gewinnen 
fann, oder wenn fehr viel von der guten Beſchaffenheit derfelben 
abhängt und zu befürdten it, ter Accordant werde durch hohe Preife 
fi abhalten laſſen, die beften zu wählen. Außerdem wird deren 
Beifhaffung dem Accordanten jelbft beffer überlaffen, da die Ver⸗ 
waltung und Rechnung hiedurch vereinfacht und die Beſorgniß von 
Unterfchleifen 20. entfernt wird. 2) Bei beveutenden Bauweſen dient 
die Aufitelung eines fachverftäntigen Aufſehers (Bauführerd) dazu, 
‚bie planmäßige und gute Ausführung zu controliren, Abweichungen 
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und fchlechte Arbeit, die fpäter felten mehr gut zu maden find, zu 
verhindern, die der Koftenrechnung zu Grund liegenden Momente 
urkundlich zu machen. In jedem Falle iſt aber der Rechner oder ein 
anderer tüchtiger Dann zur Auffiht beim Bauwefen zu beordern. 2) 
3) Wie vor Beginn ter Arbeit für die wirkliche Erfüllung des 
Accords Sicherheit auf die in Note 1. Pkt. 7. angeführte Weife, fo 
it nad) vollenteter Arbeit für den Kal, daß fich in der Folge Mängel 
ergeben follten, die von fchlechtem Material oder fchlechter Arbeit 
herrübren, Gewährſchaft zu geben. Um die hierauf beruhenden 
Anfprüche geltend machen zu fönnen, ift die Arbeit mehrmals und 
jevenfalld einige Zeit vor Ablauf ter Garantiezeit zu unterfuchen, 
daher fich die Verwaltungsbehörde wegen folcher Gewaͤhrverbindlich⸗ 
keiten in Weberficht zu erhalten hat. 

Die in Note 1. angeführten allgemeinen Bedingungen finden 
mehr oder weniger ihre Anwendung aud bei antern Ausgabes 
accorden, wogegen bezüglich der befondern Bedingungen namentlich 
auf folgende Stellen zu verweilen ift: 1) Holzhauerlohnsaccorde 
$. 79. 2) Speifeanftalten, Koftaccorde $. 165. 3) Straßenunters 
haltungsaccorde $. 195. 


1) Zufammenftellung von Accordsbedingungen bei Bauten ıc. 
Vergl. Schlierholz, Bauvorſchriften für die beim Hoch: nnd Etraßens 
bau vorfommenden Arbeiten nebft einer Juſtruktion für Bauführer. Eintts 
gart 1847. 


Allgemeine Bedingungen. 


1) Dem Accord liegt der Koſtensvorauſchlag mit den noͤthigen Ban⸗ 
vorfchriften und Zeichnungen zu Grunde. (Nur die Originale diefer Urs 
funden werben als maßgebend anerkannt; Abfchriften davon aber nicht.) 

2) Der Abſtreich gefchieht nach Gulden (oder nach Prozenten), fo daß 
Im Berhältniß des Abſtreichs zum Ueberſchlag au dem wirklichen Verdienſt 
Abzüge Statt finden. 

3) Zum Accord werben nur ſolche Meifter zugelaflen, welche ich über 
autes Verhalten und erforderlichen Beſitz durch Zeugnifie ausweiſen. 

4) Einverfiändnifie unter dem Hecorbelnfligen zum Nachtheil der Ges 
meinde laͤßt fich viefe nicht gefallen und behält fich dieſe im Ball folder 
Gomplotte Aufhebung bes Accorbs vor. 

5) Nachgebote werben nicht angenommen. (Tiefe Bebingung wirb 
jedoch nur bei Bewerbung mehrerer tüchtiger Meifter raͤthlich ſeyn; andern⸗ 
falls wäre wenigftens ein nochmaliger Ahftreich in Folge eines Nachgebots 
zuzufichern. — Bis zu gefchloffenem Protokoll können jedenfalls Offerte 
angenommen werben. Siehe Nro. 25.) 

28 
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6) Genehmigung des Accords mit Auswahl unter den Accordsluſtigen 
wird vorbehalten ; jeder bleibt aber bis dahin mit feinem Angebote vers 
bludlich. 

7) Nach erfolgter Genehmigung haben die Accordirenden ſür Erfüllung 
des Vertrags Sicherheit zu leiſten in einem Betrage, der von der Ber 
waltungsbehörbe beſtimmt wird nach ber Befchaffenhelt des Bauweſens 
und der Wröße des Ueberſchlags. Die Eicherheit gefchieht durch anbert: 
halbfache Hypothek oder durch Fauſtpfand In Capitalbriefen (Pfaudſcheine 
und Staatsobligationen) oder durch zwei von dem betreſſenden Gemeinde⸗ 
rath als tüchtig erkannte Bürgen. 

8) Für die gute Ausführung der Bauarbeiten und für tie Güte ter 
verwendeten Materialien iſt anf eine Anzahl Jahre Gewährfchaft zu Teiften, 
dergeflalt, daß fie jedes inner dieſer Zeit fidh ergebende Gebrechen, für 
welches nicht eine außer Ihrer Verfchulpung liegende Urſache nachgewieſes 
werben Tann, anf ihre Roften und ohne Anſpruch an bie Gemeinde zu 
verbefiern haben. Die Aufſtellung eines Bauführers überhebt den Accors 
danten nicht feiner Verpflichtung zu guter Leiftung. 

Die Zeit der Gewährleiftung ift bei Maurer:, Steinhauer: und Zimmer: 
arbeit 8 Jahre, bei allen übrigen 4 Jahre. (Die Urkunde hierüber kam 
mit der Caution ad 7 vereinigt werben. Bergl. das Yormular einer 
Gantionsurfunte der Rechner zu $. 347.) 

9) Unteraccorbe find nicht auläfkg. (Bel größeren Bauten: die Mits 
accordanten bärfen nur mit Vorwiſſen der Gemeindebehörde angenommen 
werben nnd bat fich diefe bloß an den Hauptunternehmer zu Halten.) Im 
Falle ihrer Abweſenheit vom Bauplatze haben die Unternehmer einen tüd: 
tigen Auffeher (Balter) zu beitellen. Im Fall des Tobes bes Unter⸗ 
nehmers behält fich die Gemeinde die Anflöfung des Accords nach accorde: 
mäßiger Vergütung des bereits Geleiſteten bevor. 

10) Der von Gemeinvdewegen aufzuftellende Banführer hat das Recht, 
jede Arbeit, welche nicht vorfchriftmäßig und untadelhaft ausgeführt ſeyn 
foßte, zu verwerfen und bie volllommen gute Herfiellung anzuerbnen, 
wofür Teine beſondere Gutfchäbigung angeſprochen werben barf. Ebenſo 
bezüglich der Guͤte der Materialien. Sollte ber Unternehmer ih dem 
Ausſpruch nicht fügen wollen, fo entſcheidet auf Koften be unterliegenden 
Theils eim höherer Techniker. 

11) Die Arbeiten müflen innerhalb beſtimmter Friſten vollendet feyn, 
deren Nichteinhaltung beftimmte Atzüge am Verdienſt mit fi führt. 

12) Ohne Zuflimmung der Verwaltungsbehörde darf von dem Plane 
und ben Ueberfchlagsbeftiimmnngen nicht abgewichen werben, und Arbeiten, 
die abweichen, find auf Verlangen ver Bauherrfhaft ohne befondere Ent: 
ſchaͤdigung in den vorfehriftmäßigen Zuftand zu bringen. 

13) Dagegen haben es fich vie Unternehmer gefallen zu laflen, wenn ber 
Derwaltungsbehörde eine Abweichung beliebt, wenn namentlich Ginzelnes 
unterlaffen werden foll, oter wenn überhaupt die im Weberfchlag vors 
gefehene Ausdehnung des Gefchäfts in Wirklichkeit nicht eintrifft. Sie 
find aber auch gehalten, um die accordirten Breife die währenn der Aus⸗ 
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führung erforberlich werbenden, im Ueberfchlag nicht vorgeſehenen, Arbeiten 
zu beforgen. 

14) Die Gemeinde hat das Necht, im Fall der Unternehmer die Bes 
dingungen nicht erfüllt, die Arbeit verzögert, auf felne Koften einen tüch⸗ 
tigen Bananffeher anzuftellen, oder das Geichäft einem Andern zu übers 
tragen, in weldem Falle jener den hiedurch erwachfenden Mehronfwand 
zu erſetzen hatte. 

15) Alle Arbeiten und Lieferungen, welche nah Maß, Zahl und Ge: 
wicht in Anrechnung kommen, werben im Beifeyn und nuuter unterſchriſt⸗ 
licher Anerkennung bes Unternehmers oder feines Bevollmächtigten urkundlich 
anfgenemmen. Bei Maurer: und Steinhauerarbeiten wird der verpflichtete 
Baumefier nad) jedesmaligem Erforberniß berufen, der Meßinhalt gemeins 
Schaftlich mit dem Banführer berechnet, derfelbe mit Bemerkung der Dimen⸗ 
fionen (Länge, Breite, Höhe ꝛc.), der Art der Arbeit, des Tags der Aufs 
nahme in ein kefonderes Meßbuch eingetragen, weldes nach Ende des 
Bauweſens zum Beleg der Bervienfianrechnungen dient. Ritt, Del, Blei 
und andere Materialien, Schlofler: nnd Echmidarbeiten, welche nach Ges 
wicht gehen, werben in Segenwart des Banführers urkundlich gewogen, 
das erfundene Gewicht unter Anſchluß des Wagſcheins in das Meßbuch 
eingetragen. Die Meß: und Wägfoflen hat der Unternehmer zur Hälfte 
zu tragen. — Arbeiten im Taglchn werben beſenders von dem Auffeher 
controlirt. 

16) Für Befchädigung der Steine und anderer Materialien auf dem 
Werkplatze und beim Bearbeiten und Verfegen wird feine Gutfchäpigung 
geleitet. Beſchädigte Arbeiten werben nicht angenommen uub 28 iſt Sache 
des Unternehmers, deshalb Vorkehrung zu treffen. Beim Auffchlagen hat 
ber Zimmermann alle Borficht gegen Beſchädigung der Maurer: und Steius 
bauerarbeiten anzuwenden ; ebenfo ber Echloffer beim Anfchlagen. Solche 
Beſchädigungen hat derjenige Handwerksmeiſter zu vergüten, dem cher 
deſſen Arkeiter fie zur Laſt fallen. 

17) Bei den bebungenen Preifen bat es unter allen Umſtäuden fein 
Bewenden. Es dürfen daher Zubrlöhne, Brücken⸗ und Pflaſtergeldsaus⸗ 
lagen, Auslagen für Geſchirre, Gerüſte, Gewölbgeftelle u. dergl. nicht 
noch nebenher angerechnet werben. Weberhaupt ſind alle Nachforberungen 
für die im Ueberſchlag enthaltenen Arbeiten ansgefchlofien. 

18) Der Werkplag und Steinbruch wird yon der Gemeinde unentgelplich 
eingeräumt (ober iſt von dem Unternehmer chne befondere Vergütung anzus 
ſchaffen). 

19) Die Schnurgerüſte find von den Unternehmern der Marrer⸗ und 
Zimmerarbeit gemeinfhaftlih nad Anordnung des Bauführers ohne bes 
fondere Anrechnung zu fertigen. Gerüfte und Leitern dürfen erſt nad 
gefchehener Unterfuchung ber Arbeit weggenommen werben. Der Inter: 
nehmer der Manrerarkeit hat ebenfo die Fundamente auszufleden, vor Her: 
ftiellung der Gewölbe fi von guter Einfchalung berfelben zum überzeugen. — 
‚Veberhanpt hat der Unternehmer jeder Arbeit die dazu nöthigen Werkzeuge 
und Materialien, foweit nicht hienach anders beftimmt, anzuſchaffen. 

28 * 


— 496 — 


20) Der Unternehmer hat ſich den Anorbunngen wegen Sichernug bes 
freien Wandels zu unterwerfen, Schutt und Steine auf feine Koften wegzus 
räumen. 

21) Die Bauunternehmer find für Unglüdefälle, welche fie durch Unters 
laffung der gehörigen Sorgfalt verfehulden, verantwortlich und haben feinen 
Beitrag zu diesfallfigen Koften zu erwarten. Daher find namentlidh vie 
Abfprießungen, Geräfle und andere Vorrichtungen unter genaueſter Auf- 
ficht der Meifter dauerhaft herzuftellen. 

22) Jedem liniernehmer werben während ber Ausführung bes Bau 
wefens zwei Drittheife der Accordsſumme nach und nach. je nach Fortſchritt 
der Arbeit, auf Anmwelfung des Bauführers, ausbezahlt. Das letzte Drits 
thell bleibt bis nach erfolgter Uebernahme fiehen. 

23) Nach Vollendung des Bauwelens und Uebergabe ber Berbienfizettel 
werben bie fämmtlichen Arbeiten durch einen höhern Bauverſtaͤndigen unters 
fucht und übernommen werben. Würde hiebei eine Arbeit nicht gut er: 
funden, fo ſteht es frei, je nad Befchaffenheit der Sache die gehörige 
Herftellung derſelben vom Unternehmer zu verlangen, vder ihm einen ver- 
hältnigmäßigen Abzug an feinem Berbienfte zu machen. Müßten zu Bers 
befiernng fehlerhafter Arbeit andere damit in Verbindung ſtehende Arbeiten 
ausgebrochen sc. werben, fo hätte der Unternehmer and bie Koften ver 
Herftellung biefer Ießtern zu tragen. Jedem liegt es ob, feine Arbeiten 
bie zur Uebernahme vor Beichäpigungen zu verwahren. 

24) Nach erfolgter Vebernahme und Genehmigung ber Koflenverzeichnifie 
wird die zuvor eingelegte Caution zurädgegeben, infoferne alle Arbeiten 
gut erfunden oder vorfärifimäßig verbeflert worben find, wogegen bie 
Berbindlichfeit der Sewährleiftung für die etwa in ber Folge ſich noch 
ergebenden Gebrechen auf die oben benannten Friften begiunt. 

[25) Nach Beraccordirung der einzelnen Arbeiten wird ein Gefammt: 
abfireich für das ganze Bauweſen verfucht werden; bis jeboch die Hingabe 
Im Gefammtaccorb befchloffen ift, bleiben diejenigen, welche für die eins 
zelnen Arbeiten Offerte gemacht haben, an ihr Wort gebunden.] 


Grabarbeiten. 

26) Der. Unternehmer der Grab⸗ und Manrerarbeit kaun für bas 
Ausgraben der Fundamente auch, wenn ſich Felfen finden, einen höherm 
Preis, als den im Meberfchlag ausgefepten, nicht anfprehen. (Bel 
größeren Grabungen beſſer: wenn fich Felſen finten, hebt der Accord ſich 
auf.) Zum Ausgraben gehört auch Megfchaffung ver Wurzeln und Weg⸗ 
führung der ganzen Mafie und ift die brauchbare Gartenerbe befonders 
abzuheben und Alles auf geeignete und. angewiefene Pläpe zum bringen; 
ferner Wegſchaffung des in der Grube ſich ſammelnden Regenwaſſers. Tas 
Abſprießen der Wandungen gegen Sinfallen beforgt die Gemeinde. Durch 
das Abführen dürfen die Wege nicht verborben werben. 


Manrer: and Steinbauerarbeit. 


27) Zur Steinhauerarbeit find durchaus gefunde, nicht mehr 
bruchfenchte Steine zum verwenden, welche Feine Riſſe, Gallen oder Nefter 
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haben und nicht abfchiefern. Die Platten mäflen In gleicher Breite mit 
winkelrechten Fugen in Speis gelegt werben. Die Gemäuer nd in gutem 
Berbande aufzuführen. Die Lagerfugen dürfen nicht über 3, bie Stoß⸗ 
fugen nicht über 1 Linie betragen, bie Quadern müflen fich in den Stoß- 
fugen ganz berühren; jede Schichte ift gut auszugießen. Die einzulegenden 
eifernen Schlaudern, Schließen 2c. werben nicht befonders bezahlt. 

28) Bei Balkendurchzügen und anderen Hölzern, welche auf Semäuer 
gelegt werben, iſt für fees Anfliegen und für Verwahrung der Auflage 
mit gebrannten, in Lehm gefepten Steinen zu forgen. Das Ausmanern 
‚der Riegel darf erſt gefchehen, wenn das Riegelholz gehörig ausgefpänt iR. 

29) Der Mörtel muß aus gutem Kalk und Flußſand (oder in deſſen 
Grmunglung aus gutem von Erde fo viel möglich gereinigten Grubenſaud) 
befiehen. Seven Tag muß derfelbe frifch bereitet und darf Fein älterer 
verwendet werben. (Das Berhältnig zwifchen Sand und Kalt kann auch 
beftimmt werben [eiwa 1. und 3.].) Der Mörtel if gut durchzunarbeiten. 

30) Die Badfeine nnd Dachplatten müflen die gehörige Größe haben, 
ganz eben nnd gut gebrannt feyn; ber Abgang während des Verbrauchs 
kommt nicht in Berechnung. 


Öypferarbeit. 


31) Zum Gypſen der Deden und Wände iſt Drath von der vor⸗ 
geichriebenen Nummer zu verwenden und die Nägel find nah Borfchrift 
des Ueberſchlage zu ſchlagen. Die Teden und Waͤnde der verrohrten 
Bergypfung müflen 8 Decimallinien und der Außenverpug 8 Decimallinien 
beitragen. Der zum Verputz zu verwendende Kalt muß mindeftens 3 Wochen 
vorher eingefumpft feyn. Der Gyps muß friſch gebrannt und rein geflebt 
feyn und Immer ganz frifch verwendet werben. Das Weißnen gehört dazu. 
Die Äußere Verblendung muß wenigftens 7, Linien Dicke erhalten. Auf 
altem Fachwerk muß der alte Beftich aufgepicdt, das Holz mit Drath 
überzogen und verrohrt, bei altem Mauerwerk die Fugen aufgefrast 
werben. Die Berbleudung auf Holz muß dreimal in Swifchenräumen aufs 
getragen werben. 

Simmmerarbeit. 

32) 3u Zimmerarbeiten if durchaus gefundes, trodenes Holz zu 
verarbeiten. Die dabel zu verarbeitende Schnittwaare muß ſtark, fanber 
und wohl ansgetrodnet feyn. (Das Holz follte fchon im Jahre vor ber 

Verwendung gefällt worben feyn.) 
33) Alles Bauholz muß Fantig, das Gichenholz von Splint frei, nad 
bem rechten Winkel befchlagen und gut abgebunden werben; alle Wände 
find genau ſenkrecht zu flellen; für das Anſchlagen ber äußern Schlandern 
findet Feine befondere Anrechnung Statt; überflüffig angewenvetes Holz 
wird nicht bezahlt; Alles muß fo genau gezimmert feyn, daß nirgends 
eine Senkung, Answeichen oder Nachgeben Statt finden kann. 


Schreinerarbeit. 
34) Die zu Schreinerarbeit zu verwendende Schnittiwaare muß 
durchaus gejund, von gehöriger Stärke, wohl ausgelrodnet, ohne Riſſe 
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and Splitter, auch fo viel möglich, befonders zu ben Böden, aſtlos fenn; 
die Bodentafeln vürfen nicht ſchwinden, indem fie ſonſt, wenn es zum Ber: 
fpänen zum beventend iR, anf Koflen des Umternehmers friſch eingelegt 
würden ; jedes binnen 2 Jahren nothwendig werbente Berfranen hat ber 
Unternehmer auf feine Koften zu beforgen. 


Blaferarbeit. 

35) Zu deu Feuftern darf nnr aftlofes gefundes Gichenhelz verwendet 
werben, welches wohl ausgelcht und ansgetrodnet iſt; das Holz zu ben 
Fenftern darf nicht gefchnitten, fondern muß gefpalten feyn; das Glas 
muß rein, eben und gleich ſtark feyn. Bor der Verglaſung find Rahmen 
und Glas vorznzeigen; ber Kitt muß dauerhaft, gut und gleichförmig aufs 
gelragen jeyn. 

E&loffers und Schmidarbeit. 

36) Die Schlofferarbeiten find nach gegebenem Mufter vom keiten 
Gifen fanter und dauerhaft zu fertigen. Weberflüffiges Gewicht bei der 
Schlofiers und Schmidarbeit wird nur nach dem Werihe des Gifens be: 
zahlt. Für Beſchädigungen an Holz und Mauerwerf beim Ginlaflen und 
Einkitten hat der Schloſſer ie alle Befeftigungen müflen mög- 
HR folid feyn. 

37) Bei Flaſchner arbeiten — gutes Blech verwendet, alles gut 
gefälzt, gelöthet und befefligt ſeyn. 

38) Alle Arbeiten des Schreinere, Glaſers, Schloſſers, Schmids und 
Flafchners müflen vor dem Anfchlage dem Banführer vorgezeigt werden. 

39) Thüren, Läden, Getäfer und Anderes müflen ver dem erften (Del: 
farbs) Anftrich gehörig gereinigt werben. Der Anſtrich muß vorher er: 
probt, die Farbe gebilligt werben und durch dreimaliges fattes Anftragen 
der Farben gefcheben und zwar in einem Zwifchenraum von 14 Tagen 
zwiſchen dem erfien und zweiten und von 8 Tagen zwiſchen tem zweiten 
und dritten Auftragen der Farbe. Bei weißem Anftrid iſt zum erften 
Auftragen gutes unverfälfchtes in altem Leinöl abgeriekenes Bleiweiß, 
zum zweiten Auftragen venetianifches in altem gereinigtem Leinoͤl ab⸗ 
geriebenes Bleiweiß, zum dritten Auftragen ganz feines venetianifches 
Bleiweiß oder Cremnitzerweiß in ganz altem gereinigtem Magfamenöl ge: 
tieben, und mit Terpentinöl verbünnt, anzuwenden. 

Der Unternehmer hat fih die Unterfnchung feiner Farben gefallen zu 
laſſen. Das Anftreihen muß möglihft fatt und gleichförmig gefchehen. 


Pflaſtererarbeit. 


40) Es dürfen uur dauerhafte und moͤglichſt große und gleichfärmige 
Steine verwendet, das Pflafter muß in gutem Verbande möglichft ſchließend 
in eine fatte Sandunterlage geſetzt werben und das gehörige Viſir md 
Querproſil erhalten. Die Zugabe an Sand if im Ueberſchlag begriffen. 


Schieſerdeckerarbeit. 


41) Die Schieferplatten müſſen eine dunkelrauch⸗ oder bläulichgrame 
Garbe haben, möglichft dünn, jedoch gleich dick und von gleichem Gefüge, 





nicht porös, ohne fremde Beimifchnug ſeyn. Die Verfchalung muß aus 
gleich ftarken, nicht über 5— 6 Zoll breiten Breitern befiehen. Die Ein⸗ 
dedung muß in regelmäßigem gutem Verbande über einander, bie Uebers 
deckungen anf der dem herrfchenden Winde entgegengefehten Seite ges 
ſchehen. Gehöriges Aufnageln. Für bie Güte der Materialien und für 
vollfommene Waflerdichtigieit der Dedung iſt 8 Jahre zu garanliren. 


Straßenplanirung. 


42) Die erſte Ausftedung der Linie gefchleht auf Koften ver Gemeinde. 
Zu den fpäter nöthigen Ausſteckungen hat ber Unternehmer bie nöthigen 
Stangen, Schnüre ꝛc. zu liefern. (Vergl. den BEL. 26.) Bel Anlage 
der Dimme an abhängigen Stellen muß die Oberfläche des Bodens ums 
gebrochen werben, fodann find die legten 5 Fuß der Dammhöhe in höchs 
ftens 1 Buß Hohen Schichten anzufchütten, um das Setzen zu beiwerfs 
fielligen. Ter Damm muß wegen bes Sehens etwas höher aufgeführt 
werben, als er fpäter ſeyn fol. Die Auffällung auf gewälbte Durchläffe, 
Dohlen, ift gleichmäßig nach beiden Eeiten und in nicht zu hohen Schichten, 
forgfältig geftampft, zu beforgen. Oberfläche und Böſchung find gehörig 
abzngleichen. Tie Ziehung der Gräben und Anlage der Nebenwege gehört 
dazu. Die Berechuung der Arbeit findet fo Statt, daß wenn Ginfchnitte 
vorherrfchend find, die Maſſe nach dem wirflichden Eubilinhalt des aus: 
gegrabenen Grundes, wenn aber mehr Anffällungen vorfommen, die vor: 
gefchriebenen Dimenfionen derſelben zu Grund gelegt werben. 

Chauſſirung. 

43) Werden Ranpfteine gefetzt, fo müſſen ſolche kantig zugerichtet 
werden, bie Stoßfugen eine Höhe von wenigſtens 3 Zoll erhalten; die 
Randfteine find gegen die Nebenwege gehörig anzudämmen, daß fie eine 
unnachgibige Lage erhalten. — Die Borlage ift fo zu machen, baß bie 
breite Sherfläche der Steine auf ven Boden kommt; die Vorlagfteine find 
auf dem Boden fo dicht als möglich zufammenzuftellen, vie Zwifchenräume 
auszufeilen. Die Kleingefchlägfteine müflen zubereitet beigeführt und anfs 
gebracht werden; bie einzelnen Steine müflen in jeder Richtung durch einen 
Ring von 1%, Zoll Durchmefler paffiren können. — Für den Zwed bes 
Waſſerablauſs muß die Fahrbahn eine Wölbung befommen, die. dem 
vierundzwanzigfien bis achtundzwanzigften Theil der Breite gleichkommt 
(fo daß um diefes Maß die Straße in der Mitte höher if, ale an beiden 
Randſteinſeiten). 

2) Comm. O. III. 2. 8. 7. Pkt. 3. 


8. 337. 


Sind in vorſtehender Weiſe die Verbindlichkeiten der Kaſſe im 
Allgemeinen feftgeftellt, jo iſt es nun Pflicht der Verwaltungs⸗ 
behoͤrde: 1) 

1) zuwörderft zu prüfen, a) ob dasjenige, wofür die Kaffe eine 

Ausgabe zu machen hat, wirflih und ganz geleitet worben 
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fen; b) 0b die dafür gemachte Anrechnung den gefehlichen, 
oder durch Vertrag oder Beſchluß gegebenen Sägen entfprede. 
Beides gejhieht durd die Verwaltungsbehörbe felbit oder 
eine von ihr dazu beftellte Commiſſion, 2) oder ed fann ad a. 
auch an der Beurfundung durch einen glaubwürtigen Dritten, 
namentlih des beitellten Aufſehers, genügen, 3) der dann für 
die Nichtigfeit der Angabe verantwortlid if. Bei Gegen- 
ftänten, die beſondere tehnifhe Kenntuiffe fordern, iſt das 
Gutachten eines Eachverftändigen einzuholen. 4) Bei größeren 
Bauwerken hat der Revident des Ueberſchlags fogleich zu bes 
merken, ob und warum er eine gleihmäßige Revifion ter 
Koftenverzeihniffe und allenfalls eine fürmliihe Lebernahme 
durch einen höhern Sacdverftändigen für nothwendig halte. 
Das (gemeinfhaftlice) Oberamt hat hierüber nad Verneh⸗ 
mung der DVerwaltungsbehörde zu erfennen. 5) 

2) Eofort je nach dem Erfunde diefer Prüfung die Anrechnung 
zu ermäßigen, vorbehältlih ver — im gewöhnlihen Wege 
geltend zu machenden — weiteren rechtlichen Anfprüde. 

3) Ten Rechner zu wirfliher Ausbezahlung der richtig erfundenen 
Anrehnung anzumweifen (defretiren). Diele Anweifung muß 
fpeziell auf den Gegenftand gehen, für welchen die Ausgabe 
geleiftet werben fol. 

Die Genehmigung diefer Zahlungsdefteturen von Seite der 
Staatöbehörde iſt nur in den in $. 50. und $. 339. bemerften 
Hüllen nöthig. 6) 


1) Comm.O. XII. Verw. Edict $. 31. 84. 132. 133. Bergl. $. 33—45. oben. 

2) Comm.O. XII. $. 7. Geſetz vom 18. Juli 1849. Art. 18. 

3) Comm. O. IM. 3. $. 7. Die leichtfinnige Beurkundung von Lelftungen if 
nah Comm. O. XU. $. 2. 3. mit einer Strafe von 3 fl. 15 kr. nebft 
der Verbindlichkeit zum Schadenserſatz bedrcht. 

4) Verw.Edict $. 133. dritter Sag. Verf. vom 19. April 1823. $. 1. 13. 
Insbeſondere bei ärztlichen und Apotheferrechnungen das Gutachten des 
Oberamtsarztes. Min. Erlaß vom 2. März 1820. 

5) cit. Verf. von 1823, $. 12. 

6) Insbeſendere ift auch eine Genehmigung bei Anszahlungen an Etaales, 
Kirchen: und Corporationspiener nicht nöthig, wenn fowohl der Grund ber 
Fordernug als die Größe verfelben auf allgemeinen Borfchriften beruht, 
oder wenn bie Leiftung, für welche die Zahlung zu machen ift, auf einen 
vorangegangenen durch die Auffichtsbehörbe genehmigten Beſchluß fich 
gründet und die Bezahlung entweder in dem ordentlichen regulativmäßigen 
Betrage erfolgt oder fchon in einem vorangegangenen Befchlufie feftgefeht 
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iſt. Berf. vom ?0.⸗Oet. 1848. VI. 1. — Ebenſowenig IR eine Ge⸗ 
nehmigung nöthig bezüglich der Aurechnungen der im Staatsbienfte ſtehen⸗ 
den Techniker; es ift anf ihren dem Oberamt zulommenden Koftenzetteln 
von dieſem die Zuläffigfeit der Anrechnung nach den beſtehenden Regnlas 
tiven zu begutachten, die Anweiſung aber der betreffenden Gorporations- 
behörde zu überlafien. Erlaß des Min. des Innern vom Der. 1845. — 
Ein Bintrag über die Dekretur von Ausgaben in das (Gemeinderathé⸗ 2c.) 
Protokoll Zaun unterbleiben, wenn die Dekxetur auf den einzelnen 
Koftenzetteln oder auf einer zwedmäßig gefertigten Zufammenftellung meh⸗ 
rerer Ausgaben benrfundet wird. cit. Berf. von 1848. I. 7. b. 


2) Bollziebung der Ausgaben. 


$. 338, 


Die wirkliche Reiftung der Ausgaben erfolgt durch baare Zah⸗ 
lung oder durd Ausgleihung mit Echuldigfeiten zur Kaffe, Ab⸗ 
rechnung. Der Rechner ift jchuldig, dieſe Ausgleihung zu Bes 
reinigung der Ausftände feiner Verwaltung zu benügen, foweit die 
Berwaltungsbehörte ihn nit zu Baarzahlung ermächtigt, wie dies 
namentlib in ten Faͤllen geboten ift, wo der Verdienſt oder ein 
Theil deifelben, der an eine Kaffe zu fordern, zu Befriedigung der 
täglichen Lebensberürfnifje des Forderungsberechtigten nothwendig ift 
(vergl. $. 328). Der Rechner bat bei eigener QVerantwortlichfeit 
namentlich darauf zu fehen, daß die Zahlung nur an den wirflichen 
Berechtigten, oder auf deſſen gültige Anweilung an einen Dritten 


geſchieht. 


3) ————— der wirklichen Ausgaben zu den 
Etatsfägen. 
$. 339. 

Die Berwaltungsbehörde ift im Allgemeinen mit Beſchließung 
und Anweifung von Ausgaben an die im Etat veranfchlagten Süße 
nicht gebunden, vielmehr hat fie ſich zunaͤchſt nur nad den alls 
gemeinen Wirthſchaftsregeln ($. 46.) zu benehmen; fie bedarf taher 
einer bejondern Ermäctigung nicht nur dann nicht, wenn der Mehr⸗ 
betrag einzelner Audgaberubrifen durch Erfparniffe an andern gebedt 
wird, jondern au, wenn die Hauptfumme der Ausgaben im Ganzen 
fih höher herausſtellt, zugleih aber der hiedurch entſtehende Abs 
mangel durch Mebhreinnahmen ausgeglichen wird. Sobald aber durch 
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die im Etat nicht vorgefehenen Ausgaben oder in Folge eined uns 
erwarteten Ausfalls an Einnahmen 
1) eine Aenderung des Wirthichaftöplanes in der Art zur Frage 


füme, daß die eine oder andere der bejchlofienen Ausgaben 
und Leitungen zurüdgeftelt würde, jo wäre hiezu natürlich 
die Mitwirfung derjenigen Organe nöthig, weldhe bei Feſt⸗ 
ftellung des Wirthichaftspland mitzuwirken hatten, und ind 
befondere die Genehmigung ter Staatöbehörte infoweit ers 
forderlih, al8 es fich dabei um Unterlaffung von Ausgaben 
handelt, die auf gefeglichen Verbindlichfeiten einer Corporation 
beruhen, oder zu den unter Aufſicht des Staats ftehenden 
Einrichtungen gehören (vergl. $. 296.). 


2) Würde ein anderes der in $. 302—312. aufgeführten Dedungs- 


3) 


mittel zur Sprache kommen, fo fünnte ſolches natürlich nur 
unter den dort bemerften formellen Erfordernifien befchloflen 
werten. 

Inöbejondere wäre bei Gemeinden zu jeder neuen oder erhöhten 
Umlage die Zuftimmung des Bürgerausjihuffes und die Ger 
nehmigung des Oberamts erforderlich.1) Bei Amtscorporationen 
ift zu allen diefen Maßnahmen, 1—3., die Beihlußnahme ver 
vollen Amtsverſammlung einzuholen, und nur in wirflid drins 
genden Fällen können die Amtspeputirten der Amtsſtadt mit 
oberamtlicher Genehmigung und vorbehältlih der Prüfung und 
Genehmigung der vollen Amtöverfammlung das Nöthige an⸗ 
ordnen; der Amtspfleger aber it im Anftandefalle berechtigt, 
die Einberufung der Amtsverſammlung zu verlangen. 2) 

Bei Stiftungen endlich iſt bei jeder ſolchen Ueberfihreitung 
des Etatd die Berathung tes Etiftungsraths mit Vernehmung 
des Bürgerausfhuffes und -jedenfalld die Genehmigung des 
gemeinfchaftlihen Oberamts erforderlich. 3) 

Tie Verwaltungsbehörde hat hienach nun namentlich darauf zu 


ſehen, daß im eintretenden. Falle vor wirklihem Beſchluß und Ans 
weifung der Ausgabe die erforderliche Berathung und beziehungss 
weife Genehmigung in vorftehender Weife erfolge, damit nicht zu 
Beftreitung der angewiejenen Ausgaben das Grundftodövermögen 
der Corporation oder das Betriebscapital angegriffen und verzehrt 
werden muß. 4) Die Berwaltungsbehörde fann zwar für folde 
Angriffe nicht verantwortlich gemadt werden, wenn bie betreffenden 
Ausgaben wirklich nothwendig waren, wenn namentlich zu einer 





| 
| 
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im Allgemeinen befchloffenen und in Ausführung gefommenen Maps 
regel bie vorgefehenen Mittel nicht ausreichten; fie fest fich aber 
einer Erfagverbindlichfeit auß, wenn fie mit andern, wenn auch nüßs 
lihen, Ausgaben den Etat in dem Maße überfchreitet, daß ein Ans 
griff der ebenerwähnten Art Etatt findet, oder daß am Schluffe bes 
PVerwaltungsjahrs unbezahlte Paſſivreſte bleiben, welche zu der Auf⸗ 
gabe des neuen Verwaltungsjahrs binzufämen und das Defizit fleis 
gern würden. 


1) Verw. Edict $. 52. Nro. 2. $. 65. c. 

2) Verw. CEdict 8. 84. Satz 3. und 6. Bei diefer Beftimmung hat das Geſetz 
namentlih Kriegsereignifie im Ange. 

3) Daf. $. 134. Nro. 15. $. 137. 146. An der erfien Stelle if zwar 
gefagt: „wenn ber Etat anf irgend eine andere (als in Nro. 1— 14. 
vorgefehene) Weife überfehritten oder verändert werben ſoll;“ es kann hier 
aber wohl mar eine Ueberfchreitung im Ganzen, wobei eine ber obigen 
und in $. 305. benannten Mafregeln zur Sprache fommt, gemeint feyn. 
Unter „Beränderung” des Etats wird nad Analogie von $. 52. BEL. 7. 
eine bleibende zu verftehen feyn. 

4) Darin liegt eine häufig mißachtete Schranfe gegen die Verwirrung des 
Haushalte und dadurch gewinnt namentlich die Etatswirthfchaft praftifchen 
Werth. Wenn Ausgaben ohne alle Beachtung der durch ven Wirihſchafts⸗ 
plan angewiefenen Mittel kefchlofien nnd angewiefen werben, fo wird bie 
Aufgabe des nächften Verwaltungsjahrs eine um fo größere und cft nicht 
in einem Jahre zu bemwältigenve, weil dann bie verbleibenden Pafflvrefte 
gededt und bie Grundſtocksangriffe, wie das Betriebscapital ıc. erſetzt 
werben mäflen, namentlich aber die Mitwirkung bes Bürgerausfchufles 
(Verw. Cdict $. 52. Nro. 1. 2.) dadurch illuſoriſch gemacht, daß derſelbe 
nunmehr gezwungen if, wenigſtens infoweit weitere und höhere Umlagen 
zu bewilligen, nm die in Folge folcher Gtatsüberfchreitungen entſtandenen 
Lüden im Grundſtock und Vetriebscapital wieder auszufüllen. — Ter Sap 
Nie. 2. in $. 52. des Verw. Edicté kann nicht bloß von dem Yall vers 
fanden werben, wenn innerhalb deffelben PVerwaltungsjahrs anf 
eine neue cher erhöhte Umlage angetragen wird, fendern dieſe Beftimmung 
greift natürlich auch Platz, wenn In Folge von Etatsäberfchreitungen im 
legten Jahre ber Mirthfchaftsplan des neuen Jahres ein erhöhtes Defizit 

„zeigen müßte, das eine erhöhte Umlage nothwendig macht. 
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Drittes Kapitel. 
Verwaltung der Borräthe 
1) An Raturalien .» 


$. 340. 
In Bezug auf Vorräthe an Naturalien fommt es 


1) beim Einzug darauf an, daß nur faufmannsgute, wohl: 


2 


— 


3) 


4) 


gereinigte Waare angenommen wird. Der durch unhaltbare 
und geringe Beſchaffenheit am Vorrath oder am Erlös ent—⸗ 
ſtehende Ausfall müßte dem Rechner zur Laſt fallen. Doch iſt 
bei Zehntpachtfruͤchten natürlid Tarauf Rüdfibt zu nehmen, wie 
die Fruchternte auf der betreffenden Marfung ausgefallen if. 
Zur Mefiung der Früchte müffen nah ten hierüber beftehens 
ten allgemeinen Polizeivorſchriften gepfechtete und wohlerhaltene 
Gefchirre gebraucht werden. Jedem Theile fteht Berufung auf 
öffentlich beftellte und beeivigte Meffer zu. Sodann ift zu fehen 
auf zweckmaͤßige Aufſpeicherung, Erhaltung von Reinlid: 
keit, Trodenheit, Zuftzutritt, und e8 muß für oͤfteres Wenden 
geforgt werden. Zur Abwehr von Entwendungen iſt auf ge 
hörigen Verfhluß, und um jeder Irrung vorzubeugen, auf 
Entfernthaltung von Privatvorräthen auf demfelben Speicher 
zu fehen. 1) 
Gegenüber von der Quantität, welche einzunehmen war, kann 
fi in Folge ftärferen Aufmeſſens, als Abmeſſens beim Ber: 
kaufe 20. ein Ueberſchuß ergeben, welcher der Verwaltung zu 
gut kommt. In der Regel aber wird durch das Führen, Tragen 
und Trocknen ein Abgang erfcheinen, worüber unter billigem 
Ermeffen der Umftänte zu erfennen if.) Am zu verhüten, 
daß unter diefem Titel Entwendungen oder fonftige Beein 
trächtigungen vorkommen, fol fowchl tie Aufbewahrung, als 
bie Verabfolgung von Xorräthen urfundlih, d. h. mit Bei: 
jiehung von Urfuntsperfonen oder verpflichteten Kornmeſſern, 
geſchehen. 3) 
Die Berwaltungsbehörde hat die Verpflihtung, den Verkauf 
auf möglift vortheilhafte Weife zu bewerfftelligen, und des— 
halb auf die befte Verfaufszeit nad Maßgabe der einwirfenden 
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Momente, wie Ernteausſichten ꝛc., zu adten.4) Geſchieht 
dies, fo wird der Verfauf aus freier Hand oft Pe 
feyn, als der im Wege des Aufftreiche. 

1) (Armen) Kaſtenordnung von 1615. sub Tit. „Eyd der Pfleger.” 

2) Tie Hierwegen für die Cameralfäften beflehende Norm läßt zu: a) au 
fogenanntem Achsabgaug, wenn bie Belfuhr von entfernteren Orten ge⸗ 
ſchieht, vom Scheffel 1 Bierling, kei Fuhren aus der Nähe , Vierling; 
das weiter Fehlende wird den Fuhrleuten zum Erſatz angerechnet; b) an 
Kaſtenabgang in der Negel für neue Früchte 3 von 90, für alte 1 vor 
100; wenn aber die Aufbewahrung felt dem Empfang oder dem lebten 
Sturz nur 2 Monate dauerte, nur 2Y,, resp. Y, von 100. — Es kommt 
darauf an, ob der paffirliche Abgang in dem Sinn zugeſtanden if, daß 
derfelbe jebenfalls vom Rechner ansgäblich verrechnet werben darf, wofür 
die Bermuthung nicht if. — Sedenfalls kaun von Früchten, die gar nicht 
anf dem Kaften kommen, kein Kaftenabgang verrechnet werben. 

3) Kaflenordnung a. a. O. 

4) Koftenordanng a. a. DO. und Tit. item, wo bie Pfleger Frucht und Wein ıc. 


2) An Geld. (Kaffenführung.) 
$. 341. 


In Bezug auf die Geldverwaltung ift zunäcft 

1) beim Einzug auf gute gangbare Münzforten zu fehen, 
da ein Berfuft hierin ganz tem Rechner zur Laſt fällt, foweit 
er nicht zu deren Annahme, wie bei Opfergelvern, Tegitimirt 
ift, indem namentlich andere öffentliche Kaffen ſolche nicht an⸗ 
nehmen dürfen und Privatperfonen zu deren Annahme nicht 
verbunden find. 1) Bei folden, die einem wecfelnden Curſe 
unterliegen, 2) gebt die Annahme und damit der durch Fallen 
des Eurfes entftehente Verluſt auf Rechnung des Verwalters, 
fofern folcher nicht durch freiwilligen Befchluß auf die Kaffe 

übernommen wird. 

2) Zur Sicherheit der Verwahrung ift jedenfalls bei größeren Ver⸗ 
waltungen eine wohlverfchließbare eiferne Kaffe nothwendig. 
Die Bermifhung der Kaflengelder mit denen einer andern 
Verwaltung oder mit Privatgeldern ift bei Strafe verboten, 3) 
da hiedurch leicht Nachtheil für tie Verwaltung entſteht. — 
Ebendaher darf der Rechner Vorfhüffe für feine Verwaltung 
aus eigenen Mitteln nur mit Vorwiſſen der Verwaltungs» 
behörde oder von Zeugen maden, 4) und bat foldhe immer ald 
Einnahmen zu verrechnen. 
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3) Einlagen in die Kafſe und Berausgabungen aus derſelben 
muͤſſen immer nur unter gleichzeitigem entipredyendem Eintrag 
in die Rechnungsbücher gefchehen. Findet fih in der Kafle 
mehr, als diefelbe nach Bergleichung der Rechnungsbücher ent: 
halten fol, fo ift die rechtliche Vermuthung dafür, daß auf 
diefer Mehrvorrath zur Kaffe gehöre. Zunächft ijt fofort zu 
unterfuchen, ob der Uebẽerſchuß nicht bloß ein fcheinbarer jen, 
indem in der Aufeihnung und Berechnung ver Einnahmen 
aus Irrthum ein zu Wenig, oder in der Aufzeichnung und 
Berehnung der Ausgaben ein zu Biel fih herausſtellt. In 
dies nicht der Fall und macht der Redner Anſpruch auf ven 
Kaſſenüberſchuß, fo bat er zu deffen Begrüntung zu beweiſen, 
daß er entwerer die ihm felbit zuftehenden Bezüge an Bes 
foldung 20. aus der Kaffe nicht erhoben hat, wenn ihm folde 
gleih vom- Rechnungsfteller in Ausgabe gejegt wurden (mad 
dann ein Fehler des letztern ift), oder daß er eigene Gelber 
zugefhoffen oder mit den SKaffengeldern aus Verſehen ver 
mengt hat.5) Es fteht indeſſen ter Berwaltungsbehörte (mit 
©eneymigung der Auflihtsbehörbe) zu, tiefen Beweis zu er 
laffen und dem Redner den Kaffenüberfhuß zuzuweiſen, wenn 
diefelbe nah der Perfönlichkeit de Rechners und nach ten 
Berhältniffen feiner Verwaltung die Ueberzeugung hat, daß ders 
felbe alle fonft in Rechnung gebrachten Ausgaben wirklich ges 
leiftet und daß er alle gefallenen Einnahmen verrechnet habe. 


1) Alle auswärtigen Krenzerftüde find nach ber Vrdg. vom 28. Nov. 1807 
verrufen und nach den Verf. vom 2. Dec. 1837 und 17. Ang. 1838 find 
nur die von Bayern, Baden, Großherzogthum Heften, Naflan, Frankfurt, 
auch SachjensMeiniugen geprägten Seche⸗ und Dreifrenzerflüdde gleich ben 
inländifchen für gangbar erflürt. — Stark abgefchlifene Etüde vieler 
Art find von der Iheramtspflege befonders geyadt an die K. Staats 
hauptfafle unter ihren Zahlungen einzufenvden. Berf. vom 26. Oct. 1840. 
Balfhe Münzen, die ven Kaflenteamten zur Zahlung angeboten werben, 
haben fie an den Zahlenden nicht anders, als mit einem angebrachten 
Zeichen ihrer Nichtsowürdigkeit, 3. 3. einem Ginfchnitt, zuräcdzugeben, um 
fernern Mißbrauch zu verhindern, bei vorhandenem Verdacht eines Münz- 
verbrechens aber den Gerichten Anzeige unter Beifügung ber Münze zu 
machen. Min.Berf. vom 2. April 1844. Rgbl. S. 215. 

2) Ter Cure der gangbaren Stücke dieſer Art wird von der RK. Staats 
hanptfaffe von Zeit zu Zeit veröffentlicht. 

3) Bolizeiftrafgefeß Art. 87. mit Gelbbuße bie zu 20 fl. 

4) Eomm.Dd. XV.1.9.2 2.. 
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5) Daf. $. 1. Die Bezeichmug „Activreſte“ für ſolche MIREIWRe iR gan 
unpaflend. 


8. 342. 


Bon Wichtigkeit ift ferner die richtige Beltimmung und Ver: 
theilung der ®eldvorräthe zu den vorliegenden Leiftungen, wobei im 
Allgemeinen das müßige Nicderlegen von Gelvern zu vermeiden, ins⸗ 
beſondere aber 

1) darauf zu ſehen iſt, daß eingegangene Grundſtocksgelder bald⸗ 
möglich wieder zur Verwendung für den Grundftod gebracht, 
nicht aber leicht zu anderweiten Ausgaben verwendet werden. 

2) Wegen Verwendung der Gelder, die wegen der mit der Ge⸗ 
meinde- und Amtopflege verbundenen Staatsſteuerver⸗ 
waltung eingehen, iſt auf $. 241. Pkt. 3. zu verweiſen. 

3) Bei Theilpflegen ift darauf zu fehen, daß vorräthige Eummen, 
deren Verwendung nicht in unmittelbarer Verwaltung derfelben 
nöthig ift, aldbald an die Hauptfaffe zu gehörigem Gebrauche 
verabfolgt werden. 1) 


1) Vergl. den Min.Erlaß vom 19. Sept. 1828 bezüglich der vormaligen 
Eteneransftandefaflen. 


Dritte Abtheilung. 
Sicherung und Controle der Verwaltung. 


0 $. 343. 


Da jede Corporation ihr Eigenthum den Verwaltern anver⸗ 
trauen muß, für welche jenes als fremdes Gut erſcheint, fo iſt eds 
eine natuͤrliche Aufgabe der Geſetzgebung, die Corporation gegen 
die hieraus erwachfende Gefahr der Veruntreuung und des Ver: 
(uftes zu fihern. Hierauf find ſchon die früher angeführten Be⸗ 
flimmungen über die Berwaltungsorgane und deren Verhältnig zu 
einander, fowie über mande Einrichtungen des Wirthichaftöbetriebs 
mitberechnet, und es dient biefür auch die hienad im vierten 
Theile zufammenhängend entwidelte Einrichtung des Rechnungs» 
weſens. Hier aber find diejenigen gefeglihen Normen und Bers 
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waltungsemrichtungen abzuhandeln, weldhe beſonders in biefer Rich 
tung gegeben find und welde 
1) gegen folhe Berlufte vorbeugen, 
2) im Falle einer eintretenden Gefahr thunlichft fichern, 
3) nach eingetretenem Verluſte aber der Corporation Entſchädigung 
und Erfag verfihaffen follen. 


I. Vorbengende Sicherungs- und EControlemaßregeln. 
1) Caution des Redner. 


$. 344. 


Jeder Verwalter oder Theilrechner einer Eorporationsfaffe (mit 
Einfhluß aller Stiftungen) ift zu Stellung einer Dienftcaution 
verbunden. 1) 

Diefe Caution befteht 

I. darin, daß für eine gewifie jenad dem Umfange 
der Berwaltung bemeffene Summe reelle Siderheit 
geleiftet wir. 

Es fol aber dieſe Summe dergeitalt beftimmt werden, daß 
zunächft 

1) (bei den Gemeindepflegern und Steuereinbringern) der vierte 
Theil der von ihnen einzuziehenden jührlihen Staatöfteuern 
und Oberamtsanlagen, 
2) bei ebendenfelben der ganze Jahresbetrag ter Umlagen an 
Gemeindefchaden, ' 
3) bei denfelben und den übrigen Rechnern ver Iahreöbetrag der 
ordentlihen etatSmäßigen Einnahmen ?) 
zufammengerechnet wird, wobei die Einnahmen eines Theilrechners 
für die Eautionsfumme des Hauptrechners infoweit in Berüdfihtigung 
zu ziehen find, als fie in die Kaffe des legtern etatSmäßig abzus 
liefern find. 

Die Eautionsfumme muß nun zum mindeften ten ſechs⸗ 
zehnten Theil diefer Haupteinnahbmefumme bei einem 
Hauptrechner, bei einem Theilrechner mindeftene den vierundzwanzig⸗ 
ſten Theil ausmachen. 

Andererfeitd fol diefelbe nicht über ven achten und bejichungss 
weife zwölften Theil der Haupteinnahmefumme erhöht werden. 
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Innerhalb dieſer Rahme wird nun die Größe der Cautions⸗ 
fumme bei dem Oberamtspfleger von der Amtöverfammlung, bei den 
andern Rechnern vom Gemeinde⸗, beziehungsweife Etiftungsrath 
feſtgeſetzt; es müflen aber die diesfallfigen Befchlüffe von der Kreis- 
regierung, resp. dem Bezirksamte genehmigt werden. 3) ine Ber: 
änderung der einmal feitgefehten Gautionsgröße ift nur während der 
Erledigung einer Stelle vorzunehmen und die neu beflimmte Cautions⸗ 
größe den Bewerbern vor der Wahl zu eröffnen. 4) 

Wenn die etatsmäßigen Einnahmen mit Einfluß der nad) 
Bet. 1. und 2. oben berechneten Eteuern die Summe von 2400 fl. 
nicht überfteigen, kann jedoch der Gemeinde⸗, beziehungsweije der 
Stiftungsrath, mit Vorbehalt vberamtlicher Genehmigung, dem Rech⸗ 
ner die Einlegung dieſes Theild der Caution erlaffen, und 
felbft bei einem höhern Betrage der Einnahmen fann die Tifpens 
fation auf den Antrag der Verwaltungsbehörbe von der Kreids 
regierung ertheilt werten. 5) 


1) Min. Berf. vom 8. Juli 1828. Rgbl. S. 604. Ueber bie Beitellung von 
Gautioneg der Verwalter folder Stiftungen, welche ver Anfficht der 
Gemeindeitiftungsrätbe nicht untergeorbnet find, ſiehe Min.Erlaß vom 
29. Dec. 1828. Rgbl. Ergbd. S. 217. 

2) Was bei ven Amtöpflegern von der ganzen Staatsfteuer einzurechnen ey, 
ift nicht gefagt, durch Min. Erlaß vom 5. Jan. 1829 aber entjchieben, 
daß die früher fogenannten Ergänzungsſteuern nnd die Branbfchabensgelber 
nicht dabei in Betracht zu ziehen feyen, da fie fremde Gelber find. 

3) cit. Verf. von 1828. $. 2—4. — Diefe Beſtimmungen find zu verwidelt 
und doch ungenügend. Gin Marimum ift wohl nur feftgefeßt, um die Wahl 
unter den Bewerbern nicht zu fehr zu befchränfen, daher daſſelbe natürlich 
mit Sufimmung des Gewählten überfchriiten werten darf. Daß Reſte 
und Grundſtocksgelder ganz unberüdfichtigt find, ift ein Mangel. Warum 
von den Steuern nur der vierundfechszigfte bis zweiunddreißigſte Theil des 
Sahresbetrags in die Berechnung zu nehmen feyn foll, ift nicht Har, da bei 
einem Gemeindepfleger jevenfalls immer der zwölfte Theil zufammenfommt, 
gewöhnlich aber gegen Ende des Jahrs die Ginnahmen an Steuern ſich 
häufen. Die Borfchrift ift derjenigen für Staatskaſſenbeamte nachgebildet, 
wobei aber außer Acht gelafien, daß tiefe durch die Kaflencontrole und 
durch den Zufammenhang ihrer Verwaltung mit antern Kaflen tes Staats 
beſſer controlirt find; auch gewährt die nach erwähnten Regeln feftgefegte 
Eantionsfumme bei großen Verwaltungen. weit mehr Sicherheit, ale bie 
in tiefem Verhältniß beftimmte Gaution bei Eleineren Verwaltungen. 

4) Daf. $. 14. dritter Satz. Es if hiemit nicht gefagt, daB eine Ders 
änderung bei jeder Stellenerlebigung vorzunehmen fey ; vielmehr iſt natürs 
lich, daß nur bei einer erheblichen Veränderung der ——— die 
Eantionsgröße verändert wird. 99 
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5) $. 1. 8. 4. dritter Satz. — Cine Difpenfatlon letzterer Art hängt von 
befonderer Fähigkeit und ſicherer, unzweifelhafter Bermöglichfeit des Ders 
walters ab. 

$. 345. 


Die alfo feftgefegte Bautionsfumme kann verfidert werden: ') 
1) dur Verpfändung aus dem eigenen Bermögen oder mit- 
telſt Interceffion aus dem Bermögen eines Dritten: 

a) unbewegliher Sachen (Hypothek), namentlih von 
Grundftüden, Gebäuden und den Immobilien in redts 
licher Hinficht gleichfommenten Rechten, deren Werth in 
der Regel wenigfiens den anderthalbfachen Bes 
trag der Cautionsſumme nah gerichtlihem Anjchlage 
erreichen fol, jedoch auch bloß im einfachen Betrage 
der Cautionsſumme beftehen kann, wenn a) entweder die 
Haupteinnahmefummen nicht einmal den Betrag von 
2400 fl. erreihen, oder b) wenn die Rechner nur für 
einen beftimmten Zeitraum, hödftens von 3 Jahren, 
beftellt find. Bei Nachhypotheken kann nur der nad 
Abzug ded anderthalbfachen Betrags der Vorhypothek 
übrig bleibende Werth des Unterpfands alg Cautions⸗ 
object angefehen. werben. 

b) An beweglihen Sachen (ald Fauftpfand) können nur 
Artivcapitalien verpfändet werden, die entweder bei ins 
laͤndiſchen öffentlihen Kaſſen ftehen, oder bei Privaten 
im Königreiche angelegt und wenigftens mit anterthalbs 
fachem Unterpfand verfehen find. Von erfteren genügt 
der einfache Werth, von lebteren können nur °/, ihres 
Nennwerthed als Caution aufgerehnet werten. — Die 
verpfändete Schuldurfunde muß nebft einer Beſcheinigung 
des Schuldners über die ihm von der Verpfändung ges 
machte Anzeige und bei Verpfändung eines verficherten 
Privatcapitald einem beglaubigten Auszug aus dem Die 
Pfandverfiherung defjelben enthaltenden Unterpfandsbuch 
über die gefchehene Vormerkung des auf dem Gapital bes 
ftellten Fauftpfandes mit der Cautionsurkunde übergeben 
werten. 

2) Durh Bürgfhaft — Inden zwei von dem Gemeindes oder 
Stiftungsrath für annehmlich erfannte Bürgen fih für den Ber 
trag der Eautionsfumme a Eelbftfhuldner verbinden. Dieſe 








— 51 — 


Cautionsbeflellung ift aber nur in denfelben Faͤllen, wie die 
Berpfändung mit einfachem Werthe der Hypotheken, zuläffig. 


1) eit. Verf. 8. 5—8. 
6. 346, 


II. In der Verbindlicherflärung der Ehefrau für alle aus 
der Amtsführung ihres Gatten der Kaſſe erwachfenden Forderungen 
an benfelben als Hauptfchuldnerin. — Diefe Berbindlichfeitsüber- 
nahme kann nur erlaffen werden, wenn die etatsmäßige Ein- 
‚ nahmefumme den Betrag von 2400 fl. nicht überfteigt und der Rechner 
dagegen eine förmlige Caution ($. 345.) einlegt. Diefe Bürgfchaft 
der Ehefrau muß nachgeholt werden, wenn ein Rechner erft nach 
Einlegung feiner Dienftcaution ſich verehlicht oder während feiner 
Amteführung in eine folgende Ehe eintritt. 1) 

1) eit. $. 9. 10. dritter Sap. 
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Die Urfunde über die beftellte Kaution ($. 345. 346.) ift nad) 
einem vorgeichriebenen Kormular, befonders mit Beobachtung der für 
Bürgfhaftsverfchreibungen der Frauen vorgefchriebenen Form, auszu⸗ 
fertigen, 1) und fol vor der Vollziehung dem vorgefegten Bezirks: 
amte zur Einficht vorgelegt werben. 

Sie werden für die Amtspfleger bei der Kreisregierung, für die 
Gemeinde⸗ und Stiftungdrechner bei dem Oberamt verwahrt und 
find bei diefen Behörden binnen den erften 3 Monaten nach erfolgter 
Betätigung der Wahl des Rechners, beziehungsweife nach feiner Er⸗ 
nennung, durd) die Amtsverfammlung, begiehungsweije ven Gemeindes 
rath und Stiftungsrath einzureihen. — Bon jeder Ernennung eines 
Gemeindepflegerd, Steuereinbringerd oder andern Theilrechnerd von 
Semeindefafien hat zu dem Ende der Gemeinderat) dem Oberamt 
binnen 14 Tagen nah der Wahl Anzeige zu machen. ?) ’ 

Die verrwahrenden Behörden find nicht bloß für zeitige Eins 
legung und fihere Verwahrung, fondern insbefondere aud dafür, 
daß die Eautionen den vorfchriftsmäßigen Erforderniffen entfpreihen, 
verantwortlich. 

Sie haben für jede eingelegte und richtig erfundene @aution 
eine Beſcheinigung auszuftellen. 9) 

4) Das Formular ift mach den auch hieher für gültig erklärten Berfügungen 
des Finanzminifteriums vom 27. Juli 1825 und 10. ee 1829 (mit 
2 
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Nachtrag vom 4. Febrnar 1840. Rgbl. S. 74.) mit Berückſichtigung ber 
durch die Sache gegebenen Aenderungen folgendes: 

Nachdem mir .... die Stelle eines .... zu .... durch Wahl 
vom .... (beflätigt am ....) unter ber Verpflichtung übertragen 
worden if, daß ich ſolche den Belegen, Verorbnungen nub beſondern 
Inſtruktionen gemäß mit Eifer und Trene verwalten nnd für Alles, was 
ich wegen biefer Verwaltung am Reſt ober auf irgend eine Weife durch 
mangelhafte Amts⸗ oder Kaflenführung nah Maßgabe des Art. 22. des 
Grecntionsgefepes vom 15. April 1825 fehuldig werben wärbe, munter 
Vorbehalt des der... . Kaſſe durch das Prioritätsgefep eingeräumten 
Vorzugsrechts in dritter Claſſe eine Dienftcaution von 





mit meiner Chegattin in geſetzlicher nnd rechtskraͤftiger Form einlegen ſoll. 


1. Bei Hypotheken. 
So ſetzen wir folgende Liegenſchaften, und zwar ich, der Ehemann, 


und ich, die Ehefrau, 


der .... Kafle zu öffentlichen Yinterpfändern mit der rechtlichen Wirs 
Tung ein, daß biefelbe wegen aller liquiden Forderungen, welde fie au 
mi, ben Ghemann, wegen meiner Amts und Kaflenverwaltung von 
nun an zu machen haben möchte, dieſe Pfänder anzugreifen und ſich 
davon um Hauptfumme, Zinfe und Koflen bis zum vollen Betrage der 
Gautionsfumme bezahlt zu machen befugt jeyn fol. 

Zugleich verbinde ich, die mitunterzeichnete Ehefrau, mich noch be⸗ 
fondere, für alle aus ber Verwaltung meines Ghemanns herrührenben 
Forderungen der... . Kaffe, auch wenn biefe Forderungen bie obens 
befimmte Kautionsfumme oder den Werth der von mir beftellten Pfünper 
überfleigen follten, als Prinzipalfchulpnerin mit der Wirkung zu haften, 
daß es in der Wahl der... . Kaſſe fliehen foll, welches von ung bies 
felbe um die ganze Forderung belangen will. In biefer Beziehung habe 
ich in Gemüßheit des Art. 5. des Geſetzes vom 21. Mai 1823 bereite 
gerichtlich meine ernftliche Willensmeinung zu Protokoll erflärt, auch 
deu Ortsvorftand erfucht, die Aechtheit diefer meiner Bürgſchaftsver⸗ 
fhreibung zu Bewirkung eines allgemeinen Vorzugsrechts auf meinem 
Dermögen für tie... . Kafle noch befonders zu beurfunben. 

Alles kraft unferer Unterfchriften. 

Den (Unterfchriften der Eaventen.) 

Die Aechtheit der Unterfchriften bezenge ich mit ber Bemerkung, daß 
tie Ehefrau in Gemaͤßheit der Beflimmung bes Prioritätsgefeßes Art. 15. 
eingewilligt babe, die Aechtheit ihrer vorſtehenden Bürgſchafts verſchreibung 
zu Bewirfung eines allgemeinen Borzugsrechtes für bie... . Kafle anf 
ihrem Vermoͤgen beurkunden zu laſſen, und daß biefelbe mir perſoͤnlich 


befannt fen. 
Schultheiß: 











N Ku Wn. 


var 
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Wir, die unterzeichneten Mitglieder der Unterpfanbsbehörbe zu ...., 

beurfunden hiemit, daß 

1) die Ehefrau auf die in der Cautionsurkunde bemerfie Weiſe laut 
Gerichts⸗ (Unterpfande:) Protokolls Seite fich für die ganze 
Schuld verbindlich gemacht hat; 

2) daß die Eaventen als Gigenthämer ber vorhin befchriebenen Güter 
in bie Guterbücher eingetragen find und wir hiebei feinen Auftand 
gefunden haben (oder dag fie deren Gigenihum durch den Kauf: 
brief, durch die Theilungsacten nachgewiefen haben); 

3) daß, foweit wir aus nnfern Unterpfandss und Güterbüchern erfehen 
fonuten, bie vorfichennen Güter noch wicht im Befondern öffentlich 
verpfündet find und daß auf denfelben auch Fein Eigenthumsvor⸗ 
behalt und fein anderes die Sicherheit des Glaͤubigers gefährs 
dendes Recht haftet (oder daß auf diefen Gütern, foweit wir aus 
den Unterpfandes und Güterbächern erfehen konnten, nur folgende 
öffentliche Unterpfando⸗ oder andere vorzäglichere Rechte haften 
u. |. w.); daß ferner 

4) nach den von uns in Erwägung gezogenen übrigen Berhältnifien 
des Schulpners dieſer Verpfändung nichts im Wege ſteht; daß 
endlich 

5) der oben bemerkte Anfchlag der Güter von uns nach den laufenten 
Breifen mit Gewifienhaftigleit gemacht worben iſt; daher wir 

6) diefe Uinterpfantsbeftellung bei verfammelter Unterpfandsbehörbe 
befchlofien, auch dieſen Beichluß fogleich durch Gintragung der 
Unterpfänder in unfer Unterpfandsbuch Theil Seite und 
durch unſere Unterzeichnung dieſes Cintrags vollzogen haben. 

Geſchehen zu .... den 
(Unterſchrift ſaͤmmtlicher einwilligender Mitglieder 
der Unterpfandsbehörbe.) 
Daß diefe Berpfändung mit den vorflehenden Unterfchriften auch in 
dem Unterpfandsbuche eingetragen fey, beurkundet den 
der Rathefchreiber (Panphülfsheamte). 


1 Bei Berpfändung von Activcapitalien bei 
öffentlihen Raffen. 


Nachdem .... einlegen foll. 

So verpfänden wir hiemit der... . Kaffe folgende Activforderung und 
übergeben verfelden zu Bewirkung eines Yanftpfandrechtes vie über bies 
felbe ausgeftellten Schuldurkunden fammt der Befcheinigung des Schulds 
ners über die ihm von biefer Verpfändung gemachte Anzeige, nemlich: 


mit der rechtlichen Wirkung .... befugt feyn foll. 
Zugleih .... verbindlich gemacht hat. 
Gefchehen zu... . dem 
(Unterfchriften ſaͤmmtlicher anweſenden Mitglieder 
bes Gemeinderatho.) 


2. And 


It. Bei Verpfändung gerihtlih verfiderter 
Activfordberungen. 


Nachdem .... einlegen fol. 

So verpfänden wir biemit der .... Kafle folgende Activforberung, 
nemlich bei 
und übergeben derfelben zu Bewirtung eines Yanftpfanbrechtes bie über 
dieſelbe ausgeftellte Schulburfunde nebfl einem beglaubigten Auszuge aus 
dem Unterpfandsbuche zu ...., nach welchem dieſe Verpfändung bereits 
daſelbſt Theil Zelte eingetragen worden ifl, fowte eine Be 
fheinigung des Schuldners über De ihm von biefer Berpfäntung ges 
machte Anzeige, mit ver rechtlichen Wirkung .... befugt ſeyn fol. 

Zugleich (wie in der Nummer 2.). 

Dieſen Formnlaren wird bier noch beigegeben ein viertes: 


IV. Bei bloßen Bürgſchaften. 


Nachdem .... einlegen foll. 

Eo befenne ich nicht nur für mich, daß mich bie . . Kafle wegen 
aller liquiden Forderungen, welche fie an mich wegen — Amte⸗ und 
Kaſſenverwaltung von nun an zu machen haben möchte, rückſichtlich der 
Hauptſumme, Zinſen und Koſten belangen kann, ſondern ih habe ihr 
hieſür auch die nachbenannten Bürgen und Selbſtſchuldner geſtellt. 

Zugleich verbinde ih, die mitunterzeichnete Ehefrau, mich noch bes 
fonvers, für alle ans der Verwaltung meines Ehemanns herrübrenten 
Forderungen der .... Kafle, auch wenn biefe Forberungen bie obens 
beftimmte Cautionsfumme überfteigen fellten, als Prinzipalſchulduerin 

. verbindlich gemacht hat. 
Be, bie'unterzeichneten ...., machen une biemit mit unferer Uniers 
fchrift verbindlich, für den Betrag der obenbeftimmten Cautionsſumme 
als Bürgen und Selbftfchulpner zu haften. 

Den (Unterfchriften.) 

Die Acchtheit dieſer Unterfchriften bezeugt 

Schultheiß: 
Daß dieſe beiden Bürgen von uns für annehmlich erkannt wurden, 
— 
ber Gemeinde⸗ (Stiftungs⸗) Rath. 
2) Min. Berf. vom 13. Dec. 1849. Rgbl. ©. 769. 
3) Verf. von 1828. $. 10. 11. 


8. 348. 


Die Zurüdfgabe der eingelegten Dienfteaution eines Rechners 
fann nad) feinem Abtritte vom Amte nur 
1) nad erfolgter Prüfung und Abhör der von ihm abgelegten 
Rechnungen und 
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2) auf das Anerkenniniß der Amtsverſammlung, des Gemeinde⸗ 
oder Stiftungsrathes, daß wegen der von ihm geführten Ber: 
waltung feine weiteren Anſpruͤche an ihn zu machen feyen, 
Statt finden. 1) 


4) cit. $. 13. 


2) Controleurs. 


8. 349. 


{Im dem Rechner die Veruntreuung an einzelnen Theilen des 
Corporationdeigentbumsd unmöglich zu maden, kann namentlich bei 
unftändigen Einnahmen ein Dritter beauftragt werden, von den 
fallenden Beträgen ebenfalls Kenntniß zu nehmen und foldye zu vers 
zeichnen, oder fünnen jene Vermoͤgensobjecte einem Dritten zur Ver⸗ 
wahrung übergeben werden. Died fommt namentlid vor bei den 
Urkunden für Schuldforderungen der orporationen an 
Dritte. Hierüber ift beftimmt: 1) 

1) Wenn das Eapitalvermögen einer Corporation unter 10,000 fl. 
beträgt, fo fteht e8 zu dem Ermeffen der VBerwaltungsbehörhe, 
ob die Urfunden von tem Rechner felbit oder durch dritte, Vers 
fonen : verwahrt werten jollen. Das Erjtere muß, fo oft in 
der Berfon des Rechners ein Wechſel eintritt, durch neuen 
Beſchluß feitgefegt werden. 

2) Bei einem Lapitalvermögen von 10,000 fl. und darüber muß 
die Verwahrung der Eapitalbriefe immer durd dritte Berfonen 
geihehen. 

3) Das Berwaltungscollegium hat diefe Perfon in der Regel 
ans feiner Mitte zu beftellen und vorbehättlih höherer Ges 
nehmigung deren Belohnung zu beftimmen. Bei den unter 
unmittelbarer Verwaltung des gemeinfihaftlihen Oberamts oder 
der Sreisregierung ftehenden Stiftungen geſchieht die Vers 
wahrung bei dem Oberamt oder der Kreisregierung. 

4) Der Verwahrer hat über die ihm anvertrauten Capitalbriefe 
ein Verzeichniß nach fortlaufenden Rummern zu führen und 
diefes fortwährend richtig zu ftellen, auch die Lebereinftimmung 
der vorhandenen Eapitalbriefe mit den in der Rechnung aufs 
geführten Bapitalien jedes Jahr zu beurfunden und feinen 
Capitalbrief ohne Beiheinigung des Rechners über gejchehene 
Abzahlung des Eapitald zu verabfolgen. 
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1) Erlaß des Minifteriums des Junern vom 5. Januar 1829. Nach ben 
Generalteferipten vom 22. März 1780 und 12. Februar 1813 follen zu 
Stiftungen gehörige Schulpfcheine, welde an bie Schuldner bei her Ab⸗ 
zahlung von Capitalien nicht zurüdgegeben werben, indem fie fih mit 
bloßen Quittungen abfinden lafien, neben welchen ber Rechner das Bapital 
als noch ausfiehenn fortführen Tann, als gegen die Schuldner fortan 
gültig angefehen werden. Nach dem Pfandgefege Art. 210 — 222. famn 
die Löfchung eines Unterpfande nur erfolgen bei Zurüdgabe des Pfand⸗ 
ſcheins oder gerichtlicher Kraftloserklärung des letztern. Da aber das 
Unterpfandsrecht durch Tilgung ber Schuln erlifcht, fo {ft hiemit in jenem 
Falle die Verwaltung hiedurch nicht gefichert. 


3) Kaffenberichte, Kaffenvifitationen. 
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Jedem Rechner ift aufgegeben,!) am letzten Tage jedes Monats 
fein Tagbuch zu berechnen und feine Kaffe zu ſtürzen, und es hat 
über den Erfund der Amtspfleger dem Oberamt, ter Gemeinvepfleger 
dem Ortsvorfteher Anzeige zu machen.?) _ 

Sodann ift jeded Vierteljahr bei Amtspflegen durch das Thers 
amt, bei ®emeinvepflegen durch den Ortövorfteher und bei Stif⸗ 
tungen, deren jährliche Einkünfte etatsmäßig 500 fl. ‚oder darüber 
betragen, durch ein Mitglied des Stiftungsrath6 eine Nachrechnung 
des Tagbuchs und ein Kaffenfturz vorzunehmen und der Erfund 
davon im Tagbuche zu bemerken. I) Ueber die Kaflenftürge aus 
Anlaß ter Rechnungsgeſchaͤfte f. $. 387. 

Die Berwaltungs- und Aufſichtsbehörde ift befugt und vers 
pflihtet, außerdem eine Viſitation der Kaffe vorzunehmen, jobald 
Bermuthung eined Kaflennbmangeld vorliegt. Vergl. $. 351. am 
Schluß. 


1) Erlaß des Minifteriums des Innern vom 5. Mai 1832. Bit. 1. 6. und 10. 


2) Wo der Gemeindepfleger hiemit nicht zu Stand kommt, hat ter Ortsvor⸗ 
ſteher, nöthigenfalls unter Beiziehung des Rathefchreibers, tie Zahlungs: 
verzeichnifie und Ginzugsregifter am Schlufie jeden Monats zu durchgehen, 
das Tagbuch richtig zu fielen und zu berechnen und die Kafle zu flürzen. 
Daf. Bft. 7. S 

3) Daf. Pt. 1. 2. 6. 8. und 10. und Min.Verf. vom 30. Oct. 1848. 
VI 8. g., betreffend die Abftellung der Berichte an das Oberamt hier⸗ 
über. Wie lückenhaft diefe Vorfchriften find, ergibt fih aus dem Inhalt 
des $. 351. Vergl. hierüber weiter im vierten Theil. 
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Der Gang einer gründlichen und genauen Kaffenvifitation 
ift folgender: 

- 4) Borräthe und Rehnungsbüder find dem Rechner abzufordern. 

2) Der Rechner ift darüber zu hören und es ift fonft zu erheben, 
ob er fonft nirgents Amtsgelder habe, ob in der Kaffe feine 
andere, als Amtsgelder fich befinden, ob alle Einnahmen und 
Ausgaben gehörig eingetragen, ob feine noch unbezahlten Quit⸗ 
tungen vorhanden feyen, ob er noch andere öffentlihe Kaffen 
zu verwalten habe. 

3) Sofort ift der Kaffenfturz vorzunehmen: die Gelder find zu 
zählen, die vom Rechner felbft verfiegelten Geldrollen zu öffnen; 
über den Erfund it mit Angabe der Sorten eine Urkunde aufs 
zunehmen. 

4) Sofort find die Rehnungsbücer im Allgemeinen zu durchgehen 
und zu erheben, ob alle wahrfcheinlich angefallenen Einnahmen 
eingetragen, ob für alle eingetragenen Ausgaben tie Belege 
vorhanden find. Ebenſo find die Capitalbriefe zu durchgehen. 

5) Hierauf folgt die Berehnung der Einnahmen und Ausgaben 
bis zum Tag des Kaflenfturzes und fomit des Kaffenbeftantes ; 
deſſen Vergleihung mit den verfchievenen Rechnungsbüchern 
und mit dem Eturzerfunde. 

6) Der Rechner iR über einen Abmangel der Kaffe und über 
jonftige Anftänte, wie verdaͤchtige Correcturen, Richtüberein« 
fimmung der Belege mit den Einträgen, zu Protokoll zu vers 
nehmen. — 

Auf gleihe Weiſe wären auch die andern Kaffen deffelben 
Verwalters, Nebenfaffen, von teren Uebernahme durch einen 
Corporationsrechner die Auffihtsbehörbe ſtets in Kenntniß gelebt 
werden muß, zu unterfuchen, worüber Folgendes beitimmt ift: 1) 

1) Die Nebenkaſſen eines Rechners find dann zu unterfuchen und 
e8 ift zu den Zwede eine Nadreknung zu ziehen, wenn 
ſolche auch unter öffentliker, wenn auch gerichtlicher Aufs 
ficht ftehen, ald Pflegſchaftskaſſen, Santmaffeverwaltungen, und 
zwar foll die Unterfuhung der legtern in dem Kalle, wenn 
der Notar an dem Wohnorte des Rechners felbft fich befindet, 
auf Requifition von tiefem vorgenommen und das Refultat 
dem Oberamt im Allgemeinen mitgetheilt werden, während die 
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Unterfuhung der Nebenkaffen, wenn die Beforgung durd den 
Notar mit befondern Koften, Schwierigkeiten und Aufenthalt 
verfnüpft wäre, dem die Corporationskaſſe unterfuchenden Bes 
amten übertragen ift, der von entdedten Unricdtigfeiten die 
gerichtliche Aufſichtsbehoͤrde zu benachrichtigen hat. 

2) Eine Bifitation der Kaſſen von Privatvermögensabminis 
firationen gelegentlih der Unterfuchung einer Corporationskaſſe 
fteht der Auffichtsbehörde über diefe nicht zu. Bei Rechnern, 
die ſolche Privatverwaltungen haben, ift e8 aber für angemefien 
erflärt, daß ihre unter öffentliher Aufficht fiehenden Kaffen 
nicht zu beftimmten Zeiten, fondern unvermuthet vifitirt 
werden. 


4) Erlafie des Minifteriums des Innern vom 27. September 1828 und 
2. November 1829. Ergbho. S. 204— 205. 


$. 352, 


Periodiſche Berichte der Rechner über den Stand ter 
Einnahmen und Ausgaben und des Baarvortathes fegen die Vers 
waltungsbehörte in den Stand, den Gang der Verwaltung zu 
überwachen und zu leiten, indem hienach vie Thätigfeit des Mech: 
nerd in Bezug auf Einnahmen zu erfehen und nah Umſtaͤnden 
Anlaß zu Verfügungen in Bezug auf Berwendung der Borräthe 
gegeben ift. Zugleich dienen diejelben, wenn fie fpäter mit der ab- 
gelegten Rechnung verglihen werden, zur Controle der Richtigkeit 
der legtern. Sie empfehlen fich daher namentlich für größere Vers 
waltungen. 

Vorgeſchrieben ift: 
1) ein monatlicher tabellarifcher Bericht des Amtspflegerd an Das 

Oberamt, worin nach der Ordnung der Rechnung 

a) die Nechnungsrubrif, 
b) der Etatsſatz des ganzen Jahrs von diefer Rubrik, 
c) die Summe, weldhe hieran berichtigt ift, und zwar mit 
der Unterabtheilung : | 
a) von frühern Monaten, 
P) vom legten Monat, 
„) Summe, 

von jeder Einnahme und Ausgabe anzugeben ift. 

Diele Kaffenberihte hat das Dberamt bei dem vierteljährigen 

Kaffenfturze mit den Rechnungs⸗ und Saffenbüchern Ted Amts⸗ 
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pflegers zu vergleichen und ſich von ihrer Richtigkeit Ueber⸗ 
zeugung zu verſchaffen. Außerdem hat das Oberamt nad) dem 
Kaffenberihte die oben erwähnte Prüfung der Berwaltung 
anzuftellen. In feiner Jahresrechnung bat der Amtöpfleger 
die Vebereinfimmung des Betrages jeder Einnahme und Aus⸗ 
gaberubrif mit den von ihm im Laufe des Etatsjahres erſtat⸗ 
teten SKaffenberichten nachzuweiſen und bei der Rechnungs⸗ 
revifion ift diefe Rachweiſung zu prüfen. !) 
Ein vierteljähriger Bericht jedes Ortsvorſtandes an das Chers 
amt, wie viel in jedem der legten Monate von der Gemeinde 
zur Amtopflege 

a) an Stantöfteuer, 

b) an Amtsförperfhaftsumlagen 
entrichtet worten fey. 

Diefe Berichte hat das Oberamt mit den monatlichen Kaffens 
berichten ter Amtspfleger genau zu vergleihen und etwaige 
Berichievenheiten fogleich zu unterfuchen. 2) 


1) Min. Erlaß vom 5. Mai 1832. $. 1. Ueber die Berichte, welche ber 
Amtspfleger in Bezug auf Staatefteuerverwaltung an das Etenercollegium 
zu erflatten hat, f. Erlaſſe in Schütz, Amteinftruftion für vie Amtes 
pfleger. Sinttgart 1837. 

2) Daf. BE. 8. und 9. 


2 


— 


1. Maßregeln bei entdechten Kaſſeneingriffen. 


— 
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Eine Vermögensbeeinträhtigung und ebendaher namentlich ein 
Abmangel in den Borräthen entfteht 
I. duch den Rechner felbft: 

1) wenn er die fchon in feiner amtlihen Berwahrung 
befindlichen oder die für feine Verwaltung eben ein- 
gegangenen Gelder und Sadıen für ſich geradezu weg⸗ 
nimmt, unterfchlägt, fey es in der böfen Abficht einer 
Kaffenplünderung, oder bei augenblidlihen Bebürfniffen 
mit dem Vorhaben, das Weggenommene jo bald als 
möglich wieder zu erfeßen; 

2) wenn er die Gelder und Borräthe, welche für die Vers 
waltung zu erheben. gewefen wären (namentlich folche, 
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welche im Ganzen oder im einzelnen Betrage zum Vors 
aus nicht beftimmt und befannt find), nicht erhebt, 
fey e8, um fich oder Andern einen Vortheil zu vers 
Ihaffen, oder die Verwaltung in Schaden zu bringen, 

‚wozu aud) der Hall gehört, wenn dem Käufer, Miether ıc. 
eined der Verwaltung gehörigen Vermoͤgenstheiles heims 
licherweiſe oder offen weitere Reihungen zu Bunften des 
Rechners einbevungen wurden, woburd die der Verwal⸗ 
tung zufommende Einnahme geichmälert werden mußte, 
oder ſey ed aus Nachlaͤſſigkeit; 

3) wenn er feinen Privatgläubiger dadurch befriedigt, daß 
er dasjenige, was dieſer feiner Amtsverwaltung fhuldig 
ift, ftatt deffen zu entrichten übernimmt und ihm hierauf 
für die geichehene Entrihtung eine amtlihe Beſcheinigung 
ausftelt, ohne der Kaffe wirklich Erſatz oder Zahlung 
zu leiften; 

4) wenn er in der Abficht, feine Verwaltung um dieſe 
Summe zu veruntreuen, oder in ter Abficht eines uners 
laubten Gewinns Amtögelver auf Zinfen ausleiht und 

dieſe für fih bezieht, welchem Falle der für die Kaffe 
entftehenden Gefährdung wegen ed gleichfieht, 

5) wenn er ohne Ermächtigung cin Anlehen für fih ſelb ſt 
alı8 der Kafle erhebt, obfchon er dieſes als ſolches Ans 
(ehen aufzeichnet; 

6) wenn er in der irrigen Meinung, eine Forderung an die 
Kaffe zu haben (3. B. bei einem vermeintlihen Webers 
ſchuſſe), etwas aus ver Kaffe erhebt; 

7) wenn er mehr ausgibt, als auszugeben gewefen wäre, 
fey e8 in der böfen Abficht, der Verwaltung zu ſchaden, 
oder fich oder Andern einen Bortheil zuzuwenden, wie 
namentlich in dem Yale, wenn dem Accordanten einer 
Arbeit 2c., ein Abtrag an ten Redner einbedungen 
wurde, für ten er fih durch Mehrforderung an die Kaffe 
ſchadlos Hält, oder wenn der Rechner unter der Form 
einer Zahlung an Dritte für fich ſelbſt unberechtigterweife 
etwas erhebt, oder fen e8 aus Nachläffigfeit und Ueber⸗ 
fehben, 3. B. beim Geldzaͤhlen oder im Zufammenrecdnen. 

II. Durch die dem Rechner vorgefegte Verwaltungs und Aufſichts⸗ 
behörde, wenn fie 
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a) entweder Einnahmen, welche zu erheben waͤren, dem 
Rechner zur Erhebung nicht anweist, 

b) oder ihn zu weiteren und größeren Ausgaben ermächtigt, 
als nach beftehender Verpflichtung zu leiften wären, welch 
beides in der böfen Abficht, wie ad I. 2. und 7., oder 
aus Nachläffigkeit und Berfäumniß gefchehen Fann. 

Den Rechner trifft in diefen Fällen die Mitfchuld, wenn 
er von jenen Einnahmen Kenntniß hatte oder haben 
foltte und wenn er den Ungrund diefer Ausgaben Fannte 
und es unterfieß, die anweilende Behörde hierauf aufs 
merkfam zu machen und dadurd die Verantwortung von 
fih abzulehnen. 

e) Wenn ihre Mitglieder, deren Aufjicht die Kaffe untergeben 

ift, eigenmädhtig ein Darlehen aus derfelben aufnehmen. 
II. Durch Andere: 

1) bei Raub oder Diebftahl, oder Beihädigung an Vor⸗ 
räthen; 

2) bei Betrug in Zahlungen oder Forderungen an die Kaffe, 
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FR mit Hintanſetzung der für gewiffe Anrechnungen beftehenven 
- Vorfchriften ($. 331.) order aus Irrthum einem Dritten eine 
größere Zahlung geleijtet worden, als fie ihm gebührte, fo hat die 
Verwaltungs⸗ und Auffichtsbehörte (dieſe mit Beachtung der ihr 
nah $. 49. und 50. gezogenen Grenzen) zunädft den Erfak des 
Zuvielbezogenen durh den Empfänger, vorbehältlid bisciplinas 
rifcher Rüge gegen den Redner und die Verwaltungsbehörde und 
deren Haftungspfliht, zu verfügen, und es ift für aldbaldige Bei⸗ 

treibung folder Erfaspoften zu forgen. 1) 

1) Comm.O. XV. 3. | 
$. 355. 


Kaffeneingriffe des Rechners und der Auffichtöbenmten 
fönnen aus den Rechnungsbuͤchern ſelbſt erfichtlich jeyn, wie in dem 
Galle von 1. 5., ober fih durch Bergleihung der letztern mit den 
Borräthen fogleih herausftellen, wenn die Rechnungsbuͤcher für fi 
richtig geführt find; oder aber können fie verdedt feyn, indem 

1) überhaupt, um die Erhebung defien, was eingenommen und 
ausgegeben wurde und vorräthig feyn follte, unmöglich 
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maden ober zu erſchweren, die Rechnungsarten, namentlich die 
Belege der Einahmen, nicht geführt oder weggefchaflt, oder 
2) indem insbefondere Einnahmen, welche gemacht worden find, 
in den Rechnungsbüchern nicht eingetragen und ſolche Ein- 
nahmepoften faͤlſchlich als noch ausſtehend aufgeführt, 
3) oder Zahlungen, welche nicht geleiſtet worden, als Ausgabe 
eingetragen, oder 
4) Vorräthe, welche verkauft oder weggeſchafft wurden, als noch 
vorhanden aufgefuͤhrt wurden; außerdem koͤnnen 
5) hinſichtlich der Zeit und anderer Umſtände der Wirklichkeit 
widerfprechende, zum Schaden gereihenve Kinträge bei Ein- 
nahmen oder Ausgaben gemacht (3. B..im Kalle von I. 4.) 
und zu Bemäntelung diefer Unrichtigkeiten falfhe Urkunden 
beigebracht oder Achte weggefchafft worden feyn. 
Zu Verhütung und Entdedung folder Rechnungsfälihungen 
dienen die hienach aufgezählten Einrichtungen des Rechnungsweſens. 
Endlich kann der Kaſſenreſt dadurch vor den Augen der Auf⸗ 
ſichtobehoͤrde verſteckt werden, daß der Rechner fo viel Geld zur 
Porzeigung entlehnt, um wine nach der Kaflenunterfuhung wieder 
zurüdzugeben. 
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Die Verwaltungs und Auffichtsbehörde hat bei einem folchen 
Eingriffe neben dem, was in ſtrafrechtlicher Beziehung vorzufehren 
iR, alles das anzuordnen, was zu Erhebung des Tchatbeftandes 
und zu Sicherung der Kaſſe nothwendig ift: 

1) Im Halle einer entvedten Rechnungsfälfhung, die für den 
Schuldigen jedenfalls gerichtliche Entlaffung zur Bolge hat, ift 
es geboten, dem Rechner fofort alle VBorräthe und Acten ab z us 
nehmen und durch Bergleihung der letztern und namentlich 
der in Händen Dritter befindlihen Duittungen, fowie durd 
Vernehmung Aller, welche über den wirflihen Beftand Aus⸗ 
funft zu geben wiffen, das Richtige zu ermitteln. 

2) Bei einem — den richtig geführten Büchern gegenüber erfunder 
nen Kaffenabmangel ift die erftere Maßregel gleichfalls geboten, 
fobald nach der Größe des SKaflenmangeld, nad) ten perföns 
lihen Verbältniffen des Rechners und nach fonftigen Wahrs 
nehmungen gegründeter Verdacht einer abfichtlihen Verun⸗ 
freuung fich ergibt. Sofort ift, wenn eine ſolche vom Rechner 
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nicht alsbald zugeftanden wird, der von dem leßtern etwa an⸗ 
gegebene Grund des Abmangeld zu unterfuchen, außerdem aber 
zunächft zu ermitteln, ob nicht in den Rechnungsbüchern und 
Acten ein Berftoß vorgefommen ift, der nur den Schein eines 
Kaffenmangels herbeiführte, ob daher namentlich nicht durch 
Rechnungsfehler und Irrthum die Einnahmen zu hoch oder die 
Ausgaben zu nieder angegeben find, ferner ob nicht durch Ver⸗ 
mengung der Amtsgelder mit den Geldern einer andern Bers 
waltung oder unter mehr oder weniger verdaͤchtigen Umſtaͤnden 
mit Privatgeldern der Abmangel entftanden feyn mochte. Dem 
Rechner ift zum Nachweis eines ſolchen Verftoßes die Einfichts 
nahme aller Acten — unter der nöthigen Aufficht zu gewähren. 

3) Kann hievurch der Kaffenmangel nicht gehoben werben, fo iſt 
das Weitere der IUnterfuchungsbehörde zu überlaflen; gegen 
den Redner aber ift, wofern er nicht das Fehlende aldbald 
freiwillig erfegt, in abminiftrativer Hinficht das vorzufehren, 
was im folgenden $. enthalten if. 
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Bei jedem Kaffenrefte (wozu die Sale 1. 1. 3. 4. in $. 353. 
vorweg gehören), er mag aus Nadläffigfeit oder durch vorfägliche 
Beruntreuungen entftanden feyn, ift der Rechner neben der Haupts 
fumme aud den lanvesüblihen Zins zu erftatten ſchuldig. If vie 
Zeit befannt, da ein Rechner fi etwas von ihm anvertrauten Gels 
dern (oder Vorraͤthen) zugeeignet oder durch feine Schuld der Kaffe 
einen Verluſt zugezogen bat, fo wird der Zins von diefem Zeitpunft 
an gerechnet; iſt Dagegen der Zeitpunft ver Entftehung eines Kaſſen⸗ 
reftes nicht befannt, fo beginnt die Verbindlichkeit zu Entrichtung 
“von Zinfen aus demfelben von dem Zeitpunft an, wo dem Rechner 
die Verwaltung abgenommen, oder wenn diefes nicht geſchehen, von 
dem Zeitpunkt an, wo der Neft feftgefebt worden ift.1) 

Als Schuldigfeit ift derjenige Mehrbetrag des bereihneten Paſſiv⸗ 
remanetS gegenüber dem erfundenen Vorrath anzufehen, von wels 
chem der Rechner nicht nachgewiefen hat, daß er auf einem Irr⸗ 
thum beruhe, oder welcher nicht durch Leiftungen für die Kaffe oder 
durch Forderungen des Rechners an fie für Befoldung ⁊c. aus⸗ 
geglichen wird. 

Zu alsbaldiger Erlegung dieſes Betrages ift der Rechner, 
nöthigenfalld durch Klage auf Execution, anzuhbalten. 2) 
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Kann die Hülfsvolffirefung nicht fogleich bewirkt werben, fo 
fieht den Stiftungen ein gefehliher Pfandrechtstitel auf das 
Permögen des Rechners wegen Borderungen aus der Verwaltung 
zu, 3) welcher von der Verwaltungs⸗ und Auffichtsbehörve fofort zu 
wahren it, indem auf Beftellung von Unterpfändern für den andert- 
halbfahen Betrag der Forderung zu dringen oder, infoweit dieſes 
nicht gefchehen kann, der Pfanprechtstitel im Unterpfandsbuche vor: 
merken zu laffen if.) Bei andern Verwaltungen if die Caution 
inzuhalten und nah Maßgabe ihres Inhalts auf Berwirktihung 
ber dadurch gewährten Zahlungsmittel hinzuwirken, 3. B. die Bürgen 
zu belangen. 

Ueber die Borzüge der Kaffenreftöforderungen im Gante des 
Rechners f. $. 326. : 

Eine fubfidiarifhe Haftung für den Kaffenreft ift übers 
dies gefetlih demjenigen auferlegt, welcher 1) woiffentlih einem 
Rechner zu Bedeckung eines verübten Kaffenreftd Geld Teiht, um 
daffelbe nach vorübergegangener Kaffenunterfuhung aus der Kaffe 
wieder zurüdzuerhalten, und zwar für den Betrag des Kaffenrefts, 
welcher durch dieſe Anleihe gededt worden iſt; 2) oder welcher 
wiffentlih zu Verdeckung eines Kaſſenreſts dem Rechner eine Quits 
tung über eine Forderung an die Kaffe andgeftellt hat mit dem in 
der Duittung ausgedrüdten Betrage. Derjenige Schuldner einer 
Kaffe, welcher für eine Privatforderung an ten Redner eine 
amtliche Befheinigung des letztern über die Tilgung feiner Schuldig- 
keit zur Kaffe annimmt, wird von feiner Schuldigfeit nicht befreit. 
Desgleihen hat ein fogenannter Rüdfchein, vermöge deſſen ein 
Gläubiger der Kaffe, der Beſcheinigung über völlige Befriedigung 
ungeadhtet, noch ein Guthaben an die Kaffe haben joll, letzterer 
gegenüber feine Wirkung. 5) 


1) Geſetz vom 5. Eept. 1839. Art. 32. 

2) Eomm.D. XV. 2. $. 7. 8. 

3) Pfandgefek Art. 37. 

4) Min. Borfchrift vom 22. Aug. 1825. Nro. 6. 
5) Geſetz vom 5. Sept. 1839. Art. 32. 
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Im Falle einer angezeigten Entwendung, fowie im alle einer 
durch höhere Gewalt (wie Feuer) entflandenen Beichädigung ift es 
nöthig, alsbald durch Unterſuchung der Rechnungsacten denjenigen 





Borrath zu ermitteln, welcher vor dem Gintritt dieſes Falles vor⸗ 
handen feyn mußte, und alle Umſtände zu ermitteln, welche theils 
auf Entdedung des Thäters und Wicderbeifhaffung des Vorraths 
führen können, theils aber zur Beurtheilung einer etwaigen Ver⸗ 
ſchuldung des Rechners ($. 359.) dienlich find, wenn nicht gar die 
Entwendung dur Dritte von dem Rechner zu Dedung eines Kaſſen⸗ 
eingriffs bloß vorgeſchuͤtzt if. 


HI. Won der Werantwortlidheit der Werwaltungsbehörden. 


$. 359. 

Die mit Verwaltung und Beauffihtigung der Corporationen in 
ihren wirthfhaftlichen Verhäftniffen betrauten Diener find für die 
getreue Erfüllung ihrer Amtspflichten hierin in dem doppelten Sinne 
verantwortlih, daß fie nicht nur für Vergehen, die ſie fich hiebei 
zur Schuld kommen laſſen, die gefeglihen Strafen!) und für fons 
ftige Pflichtunterlaffungen disciplinarifhe Rügen und Maßregeln zu 
gewärtigen, fondern auch für allen Schaden, den fie bei der ihnen 
anvertrauten Verwaltung verfehulden, mit ihrem Vermögen zu haften 
und Erfag zu leiften haben, wofern diefer nicht von einem dritten 
Erfagpflichtigen zu erlangen if. Vergl. $. 354. Eine zur Erſatz⸗ 
leitung verpflidtende Schuld ift aber im Allgemeinen nit nur dann 
jedenfall anzunehmen, wenn ein Schaden abfihtlih, aus böfem 
Borfag, verurfaht wurde, fondern auh, wenn aus Unachtſamkeit 
befimmte geſetzliche Vorſchriften für einzelne Verwaltungsacte 
mißachtet werden, zumal wenn in biefen felbit diefe Folge der Mißs 
achtung angedroht iR, oder überhaupt wenn derjenige Grad von 
Sorgfalt in der Verwaltung und Amtsführung unterlaffen wird, 
den der betreffende Diener in feinen eigenen AngrIegEnNeUen anzu 
wenden gewohnt ift. 2) 

Für diefe Erfasleiftung haben au die Erben defien, den fie 
träfe, einzuftehen. 

Die Geltendmachung folder Erſatzanſpruͤche liegt zunaͤchſt der 
Berwaltungsbehörbe ob, welche hiezu nöthigenfalls von der Aufſichts⸗ 
behörde anzuhalten und bei eigener Beteiligung ($. 36.) hierin von 
diefer zu vertreten if. Im Streitfalle fteht das Erkenntniß hierüber 
nad den bis jest gültigen Gefegen den Adminiftrativjuftizbehörden 
des Departements des Innern, in lepter Inftanz dem K. Geheimens 
rathe zu. 8) 

30 
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4) Gerichtlich wird geſtraft: 
a) Beſtechnng im Amte und Geſchenkannahme in Partheiſachen. 
(Bergl. $. 355. I. 2. aus 7.) Strafgeſetzbuch Art. 407 — 409. 
b) Wirderrechtlihe Begänftigung einer Privatperfon zum Nachtheil 
bes Gemeinweſens. Strafgefepbuh Art. 414. (Bergl. vaſelbſt.) 
c) Taäufchung in Amtéhandlkungen darch falfche Brotetolle und Urs 
Innden, wiſſentlich falſche Beurknidnugen, falſche Kofensan 
rechnungen, Wegſchaffung von Urkunden. Art. 418. 
d) Wiſſentliche Verkürzung öffentlicher Cinkünfte. Art. 420. 
e) Unerlaubte Theilnahme an Verkäufen x. Art. 421. 
1) Biſſentliche Neftfepung. (Berl. 1. 1. 3. 4. u $. 385.) kt. 423. 
Polizeilicher Strafe unterliegt (Polizeiſtrafgeſezbuch Art. 85—88. 
8) Sahrläffige Reſtſetzung. 
h) Orbuungswibrige Verwertung und Aufbewahrung der Amtsgelder. 
($. 353. 7. 5. 6. IM. e. $. 341. Pfkt. 2. $. 104. Bit. 4. $. 331.) 
2) Die Comm. O. IV. 1. 8. 4. 5. Iegt den Verwaltungsbehörten ıc. im All⸗ 
gemeinen bie Pflicht eines getrenen Haushalters, bie Beweifung höchſter 
Trene und Fleißes auf. Indeſſen knüpft fie die Folge des Erfapes nad 
den in folgenden $$. angeführten Stellen ausdrücklich nur an beftimmte 
gröbere Pflichtverleßungen. Dagegen findet der obige allgemeine Gap 
feine Begründung in den allgemeinen Befimmungen ver Privatrechtsgeſetze 
über Verbindlichkeit zum Schadenserfag in Vertragsverhältnifien, alfo and 
im Dienfivertrage und insbeſondere bei Verwaltung eines anvertranten 
fremden Dermögens. 


3) Bergl. Zin.Min.Berf. vom 4. Febr. 1840. Rgbl. ©. 74. 


$. 360. 


Nach diefen Beftimmungen if zunädft namentlich der Rechner 
für denjenigen Schaden haftpflichtig, welcher in dem ihm felbft uns 
abhängig von den Weifungen der Berwaltungsbehörve zuftehenden 
Kreife von Bflihten (außer den im vorigen Abſchnitt erwähnten 
Kaffeneingriffen) von ihm verfchuldet wurde, woraus insbefondere 
hervorzuheben it: 1) die Erfagpflichtigfeit für Ausgaben, Die ohne 
vorgängige Defretur geleiftet worden, wenn dieſe Genehmigung nach⸗ 
träglich nicht ertheilt wird und wenn ter Rechner nicht erweilen kann, 
daß die Corporation an ſich hiezu verpflihtet war ($. 332.);1) 
2) die Erfappflichtigfeit für Kinnahmepoften, welche durch unters 
laffene Thätigfeit in deren Eintreibung verloren giengen ; ?) 3) des⸗ 
gleihen für Anleihen, weiche ohne Genehmigung der Verwaliungs⸗ 
behörde oder mit Mißachtung der von diefer gegebenen Vorſchriften 
gemacht wurden; ®) 4) Erfappflichtigfeit für entgehende Zinfe, wenn 
der Rechner Gelder müßig liegen läßt, welche gut untergebracht 
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werben konnten; 5) desgleichen für entwendete ıc. Vortäthe, wenn 
der Berwalter es an ſorglicher Aufbewahrung fehlen ließ; 6) des⸗ 
gleichen für Nachtheile, welche durch unterlaſſene oder nachläfjige 
Rehnungsführung eniſtehen. 

Fuͤr die Bemeffung der Schadenserfagpfläht des Nechners find 
nicht allein die befonders für ihn lautenden gefeglihen Vorfchriften, 
jondern auch bei den Lücken ver letzteren, und In Hinblid auf daß, 
was der Selbjtbeftiimmung der Gemeinde- und Aufſichtsbehörden 
uͤberlaſſen iſt, die dem Rechner durch beſondere Beſchluͤſſe gegebenen 
Inſtruktionen und Aufträge ($. 37.) maßgebend. 

4) Berw. Ediet 5 31. erſter Satz, $. 84. Gap 3. $. 133. 


2) Comm.O. V. 11. $. 15. 16. 
. 3) Berw.Epict $. 133, 


$. 361. 


Die Mitglieder des Verwaltungscoflegiums find, wo 
ein Schaden aus böfer Abficht geſchah, nad allgemeinen Rechts— 
grundfägen jeder für das Ganze, außerdem aber jeder für 
feinen Theil, und im Ball der Zahlungsunfähigkeit des einen ober 
andern Mitglieds, auch für deſſen Theil, insbeſondere in folgenden 
Faͤllen zum Erfap verpflichtet 

1) wenn durch unterlaffene zeitige Beſtellung der Rechner 1) over 
durch Richteinforderung der von ihm zu ftellenden Caution ein 
Schaden entitand. 

2) Wenn durch Unterlaffung derjenigen Vorfihtsmaßregeln, welche 
durch die Gefege vorgefchrieben find, ein Nachtheil entftand, 
namentlih bei Anlegung von Capitalien 2); ferner bei Vors 
nahme bedeutender Baumefen. 3) 

3) Wenn die Corporation in Verwaltung der Einnahmen, Auss 
gaben oder Vorräthe dur Leichtiinn, Verſchleuderung (vergl. 
$. 47.) Schaden nähme, und zwar foweit nicht der Rechner 
nach $. 360. zum voraus erfaßpflichtig ift. 4) 

4) Wenn ein der Corporation zugegangener Schaden durch bie 
von der Berwaltungsbehörde unterlaffene Eontrolfe, als Kaſſen⸗ 
ſturz 20. hätte vermieden werden können. 5) 

5) Wenn ohne tie gefeglich nothwendige Staatögenehmigung ein 
Beſchluß vollzogen und hiedurch (namentlich wegen verfagter 
nachträgliher Genehmigung ein Schaden entftehen würde. ©) 


1) Die Comm. Ordg. I. 2. $. 2. am Schluß macht den Gemeinderaih fogar 
30 * 
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erfagpflichtig, wenn in Folge der Wahl eines untüchtigen Redgners 
Schaden entfieht, was ſich mit deu angeführten allgemeinen Mechtsgrunbs 
fäben und der jebigen Stellung der Gemeinbebehörbe nicht wohl vereinis 
gen laͤßt. 

2) VBerw.&pict $. 133. Broͤng. vom 4. Rov. 1807. 

3) Eomm.D. II. 2. $. 6. Brog. vom 10. Oct. 1781. 5. 10. 

4) Verw. Edict $: 127. 

5) Comm. O. XI. $. 15. Verw. Edict $. 84. am Schluß. 

6) Comm.O. XVI. 5. 8. 2, 


8. 868. 


Endlih find auch die mit der Staatsaufficht betrauten 
Beamten theild in Gemeinſchaft mit den Mitgliedern der Berwal- 
tungsftelle, fofern es fih um die ihnen gemeinjchaftlih mit biefer 
(3. 3. als Wbhörbehörde) obliegenden Verrichtungen handelt, theils 
für fih allein, wenn bie ihnen durch gefeglihe Vorfchriften übers 
tragenen Verpflichtungen mißachtet wurden, und foweit nicht eine 
nähere Erfappflicht des Rechners und der Berwaltungsftelle eintritt 
für eingetretenen Schaden erfagpflichtig. 1) 


1) Comm. O. XIII. $. 6. o 
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Vierter Theil. 
Das Rehnungswefen °) 





Allgemeine Bekimmungen. 





$. 363. 


Das Rechnungsweſen begreift alle Einrichtungen und Regeln, 
wonah die Vorgänge und Ergebniffe einer Wirthſchaft fehriftlich 
verzeichnet und überfichtlich zufammengeftellt werten. Diefe Aufzeich- 
nung und Zufammenftelung ijt nöthig, um 1) die dem Gedaͤchtniß 
entfchwindenden Borgänge und Ergebniffe feitzuhalten und in Ueber⸗ 
ficht zu Haben, jomit zunächft eine fichere Grundlage für die ferneren 
wirthfchaftlihen Maßregeln, namenlich für den Wirthichaftsplan, zu 
gewinnen. 2) Um gegenüber von Dritten die Berwaltung gegen 
grundlofe Anforderungen zu fihern. 3) Um die orporation, als 
Inhaberin der Wirthichaft gegenüber ihren Verwaltern und ebenfo 
auch dieſe gegen jene im Klaren zu balten und nach beiden Seiten 
Unrecht und Irrthum zu verhindern. 


$. 364. 


Es ift bei den Eorporationen beftimmte und durdhgreifende Bor: 
ihrift, daß alle Einnahmen und Ausgaben, welhe in der 
Wirthfchaft vorfommen Cbeziehungsweife vorfommen follen) öffent- 
lich verrechnet werden, und daß über dad Vermögen an Grund⸗ 
ftodstheilen und Vorraͤthen eine ftete Weberficht gehalten werde. 
Und zwar bezieht fich dies bezüglich der Einnahmen und Ausgaben 
a) nicht bloß auf ſolche, welche in Geld oder Vorräthen wirklich 


1) Hochſtetter, Beiträge zur Erleranng des württemb. Rechnungsweſens. 
Stuttgart 1784. — Das einzige Schriftchen von Belang hierüber. 








— 0 — 


vollzogen (baar), b) fondern auch auf foldhe, welche durch gegen⸗ 
überftehende Schufdigfeiten oder Forderungen ausgeglichen werben 
(Abrehnung). Auch find c) insbeſondere auch diejenigen Einnahs 
men als ſolche zu verrechnen, welche unmittelbar zu Beftreitung 
gewifler Ausgaben beitimmt und dazu verwendet werden. 1) 

Die Entziehung von Einnahmen aus der öffentlihen Verrech⸗ 
nung, um gewiffe nicht. in Berrechnung fowmende Ausgaben damit 
zu deden (Mebenkechnung), auch wenn diefe an fi erlaubt 
find, ift aufs Strengfte vesboten und weder die Verwaltungs⸗ noch 
die Auffichtöbehörbe darf hiezu ihre Bewilligung geben. 2) 


1) Comm.Oxbg. VL. 3. $. 3. XIV. 1. $. 6. 7. ad c., 4. B. Schulgelber 
zur Befolbung bes Lehrers. . 


2) Gen. Reſcript vom 19. Auguft 1756. Comm. Ordg. V. 2. $. 2. Nah 
Art. 446. des Strafgeſetzbuchs find die hiegegen fehlenden Gemeinde⸗ 
keamten mit Geldbußen von 10 bis 50 fl., und wenn vie in der Neben⸗ 
rechnung vorkommenden Ausgaben zu unerlaubten Zwecken gemacht werben, 
mit Dienftentlaffung zu beftrafen. 


$. 365. 


Die Quellen der Xehre vom Corporationsreihnungsiwefen enthält 
zunächft die Communordnung im XII. und XIV. Kapitel und tie 
zunächft für die Staatscameralbeamten erlaffene Rehnungsinftruftion 
vom 23. Aprit 1714, foweit diefe bei dem Rechnungs- und LUefos 
nomiewefen der Corporationen Anwendung finden fann. 1) Bis zu 
der noch nicht erfolgten, im Verw. Edict $. 32. zugefiderten neuen 
©emeinderehnungsinftruftion 2) find ſodann verſchiedene Beftimmuns 
gen des I. Evicts vom 31. December 1818 für fortwährend gültig 
erklärt, 3) durch welche zugleich die einftweilige Beibehaltung der 
bisherigen Rechnungoform unter Hinweijung auf die Altern Gelege, 
welhe die Vermeidung jeder unnügen Weitläufigkeit 
und zwedwidrigen Verwicklung befehlen, vorgefchrieben ift. *) 

Nachdem indeffen die Rechnungsinſtruktion von 1714 in ihren 


meiſten Beſtimmungen veraltet und das Staatsrechnungsweſen gänz- 


ih umgewandelt ift, fo war e8 in der Prarid unvermeidlich, mit 
Beahtung der ebenerwähnten Regel und den vorhin angeführten 
allgemeinen Anordnungen, wie ten bejondern hienach erwähnten 
Vorfchriften die Einrichtung des Rechnungsweſens nah dem Mufter 
der Staatsrehnungen in mander Beziehung zu ergangen und zu 
verbeſſern. Da aber hierin viele Verſchiedenheiten beſtehen, fo 


‘ 
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wußte ſich dieſe Darſtellung auf das geſetzlich Vorgeſchriebene und 
durch die Sache ſelbſt Nothwendige beſchraͤnken, wogegen verſchie⸗ 
dene Vorſchlaͤge über zwedmaͤßige Einrichtungen in den Noten ent⸗ 
halten find. 


4) Comm. Orbg. XIV. 1. $. 8. 
2) Das I. Evdict von 1818 verfprach in $. 48. eine möglichk einfache, bewts 
liche und leichte Form, wonach die Rechner ihre Rechnung ſelbſt zu ſtellen 
‚ vermöchten. Dies wurde zu einer Preisanfgebe gemacht (Berfügung vom 
24. Januar 1823), die aber ungelöst blieb (Berf. vom 28. Dec. 1824). 
.Eie wird auch in biefer Allgemeinheit unlösbar bleiben, wenn dae Rech⸗ 
nungswefen feinem in $. 363. angegebenen Zweck entiprechen foll; ba 
hiedurch immer eine Cinrichtung nothwendig wird, die nicht für jeden Uns 
geübten fofort zugängli ik. Es darf Dies aber um fo weniger bedauert 
werben, als die Rechnungsſtellung darch einen ſachverſtäändigen Dritten bie 
Hauptcontrole für die richtige Verwaltung bildet und als 
bie nenere Stellung der Gemeindehülfebeamten und die Eoncurrenz von 
geprüften Arbeitern den alten Klagen Aber große Schreibverbienfte Längft 
allen Grimd benommen hat. 
3) Brög. vom 11. März 1822. $. 6. 
4) I. Edict von 1818. $. 40. am Schluß. 


$. 366. 


Das Rechnungsweſen, wie e8 fih nad dieſen Vorſchriften 
Darftellt, zerfällt 

1) in die Rechnungsführung, d. h. die im Laufe der Ber 
waltungsperiode vorfommenden Rechnungsgeichafte; 

2) in die Rehnungsablegung, NRehnungsftellung, 
d. h. die nad Abfluß der Verwaltungsperiode in ein zuſam⸗ 
menhängended Ganzes gebrachte Darftellung der Verwaltung 
diefer Periode; 

3) in die Prüfung und endlihe Berichtigung der fo abges 
legten Rechnung. 

Iſt die Wirthſchaftsführung einer Corporation zwifchen mehreren 
Rechnern getheilt, fo bildet die Rechnung desjenigen, der den größern 
und wichtigern Theil bat, und an weldhen die andern Rechner bie 
Veberfhüffe ihrer Verwaltung abzuliefern haben, die Hauptred- 
nung, während die Rechnungen der legten Theilrehnun- 
gen find. 

$. 367. 


Der Rehnungsführung und Ablegung ſchließt fih der Zeit nah, 
in welder fie jedesmal anfängt und zu welcher fie fich endigt, in der 
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Megel ganz der Berwaltungsperiove an!) ($.294.) und umfaßt Daher 
diejenigen wirthfkaftlihen Vorgänge und Ergebniffe, welde inners 
halb dieſer Periode vorfommen, fo jedoch, daß dahin auf 
diejenigen Einnahmen und Ausgaben gezogen werten, welche theils 
aus der Zeit der vorigen Dermaltungsperiode, als zur Zeit des 
vorigen Rechnungsabſchluffes noch unvollzogen (Nefte) in die neue 
Verwaltungsperiode übergiengen ($. 299), thelld welche zwar nicht 
bis zu dem geſetzlichen Endtermin der Verwaltungsperiode ($. 294), 
aber doch bis zum wirklichen Abfchluffe der Rechnung vollgogen 
wurten. Da aber jeve Rechnung ein getreues Bild der Verwaltung 
jever Beriode abgeben muß, fo darf diefelbe auch nur diejenigen 
Einnahmen und Ausgaben enthalten, welche entweder von früheren 
Verwaltungsperioten herübergelommen oder in der ‘Beriode, für 
weiche die Rechnung abgelegt wird, angefallen find; nicht aber 
ſolche, melde der folgenden Verwaltungsperlode angehören, wenn 
fie gleich noch vor dem Abjchluffe der Rechnung der vorhergehenden 
Periode vorfamen. 2). Siehe hienach $. 387, 


1) Cemm.O. XIV. 1. ©. 1. 


2) Tiefe Regel der Auseinanberhaltung der, verſchiedenen Berwaltungsperie- 
den, angehörigen Cinnahmen und Ausgaben darf übrigens nicht pebantijch 
feitgehalten werben, wenn eiwa durch Herübernehmen in bie vorgehende 
Rechnung, zumal bei unbedentenden Poſten, die Weberfichtlichleit gewinnt 
und 3. B. beim Gintriit newer Rechner, dadurch Berwirrung und Ge⸗ 
fohäftsvermehrung vermieden wird. : 


$. 368. 


Tiefe Regel der Uebereinſtimmung der Rechnungszeit mit der 
Berwaltungsperiode läßt aber verfhiedene Ausnahmen zu: 

1) fann. die Rechnung mehrere Verwaltungsjabre umfaffen. 
Es kann nicht nur bei Stiftungen, deren etatömäßige Ein⸗ 
nahmen nit über 300 fl. jährlich betragen Cebenfo bei Schulfonds 
rechnungen) von dem Stiftungsrath mit Genehmigung des Oberamts 
befchlofien werden, die Rechnung nur alfe zwei bis drei Jahre zu 
ftellen,, 1) fondern es kann auch dur Beichluß des Gemeinderaths 
und Bürgerausfchuffes: mit Genehmigung des Oberamts die zwei⸗ 
bis dreijährige Stellung der Rechnungen ganz Fleiner Theil 
‚gemeinden angeorbnet werben. 2) 

2) Es fann aber auch die Rechnung nur einen Theil der Ver⸗ 
waltungsperiode umfafien (Stüdrehnung). Die Stellung ſolcher 
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und mithin der Abſchluß der Rechnungsbücher fhon vor Ablauf 
der DVerwaltungsperiode Tann nöthig werden, wenn der Rechner 
ftirbt oder 3. B. bei erfundenem Kaflenreft von feinem Amte entfernt 
wird. Da jedoch die Theilung der Berwaltungsergebnifie eines 
Jahres in zwei Rechnungen die Ueberſicht flört und doppelte Mühe 
und Koften verurfacht, fo befhrinft man ſich in ſolchen Fällen in 
der Regel auf eine Nachrechnung ($. 387.) bis zu dem in Frage 
Rehenden Zeitpunfte und ftellt die Verwaltungsergebniffe bis dahin 
mit denjenigen bis zum ordenttihen Rehnungsabfchluffe in eine 
Rechnung zufammen, wobei es aber jedenfalls zweckmaͤßig it, unter 
jeder Rubrik fowohl als in den Hauptfummen, die durch jeden der 
Rechner vermittelten Einnahmen und Ausgaben geſondert aufju- 
führen, um fo eine Probe für die Richtigkeit der Nachrechnung zu 
gewinnen. °) 

1) G. Reſcr. vom 10. Det. 1781. 8.5. Min.Berf. vom 30. Oct. 1848. VI. 4. 

2) Angef. Verfügung von 1848. VI. 5. 

3) Gine andere, aber undentlichere unb bem wahren Verhalt weniger ents 
fprechende Behaudlungsart ift die, daß die jührlicge ordentliche Nechuung, 
ale duch den nachfolgenden Rechner allein abgelegt, betrachtet, ſomit bie 
von ihnen erhobenen Ginnahmen (mit Ginfchluß des bei ver Nachrech⸗ 
nung von dem frühern Rechner ütergetenen Kaſſenvorrathe) mund 
die von ihm beftrittenen Ausgaben allein als baar anfgeführt, dagegen 
bie Einnahmen und Ausgaben des vorigen Rechners von biefer Rechnungs⸗ 
zeit ala Gompenfationspoften ($. 616.) verrechnet werben. 


I. Die Redhnungsführung. 
$. 369. 


Die in der Regel von dem Rechner felbft zu beforgenden, mit 
den verſchiedenen Verwaltungsarten, namentlich mit der Kaffenfühs 
rung, Hand in Hand gehenden Rehnungsgefchäfte beftehen 

A. in der Aufzeihnung aller vorfommenden Einnahmen und 
Ausgaben in die vorgefchriebenen Bücher und Regifter. 

Der Rechner hat diefelben im Allgemeinen puͤnktlich aufzuzeichs 
nen,!) d. 5. der Zeit, dem Gegenftand und Betrage nad 
deutlih und am gehörigen Orte einzutragen. Die wiffentlihe un⸗ 
richtige Aufzeichnung oder gänzliche Unterlaffung derfelben wird nad 
Umftänden ald Rechnungsfaͤlſchung oder Taufhung in Amtshandluns 
gen gerichtlich geftraft. Um jeden üblen Schein und Verdacht gegenüber 
von Andern zu vermeiden, ift ed wichtig, daß Rabirungen, Durchs 
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ſtriche vermieden, daß namentlich wicht einzelne Alaͤtier herausge⸗ 
riſſen werden. — Wegen der Zeitdauer, für welche jedes Buch fort⸗ 
geführt wird, vergl 6. 367.2) Im Einzelnen. geſchieht die Auf⸗ 
zeichnung In folgende Bücher, 

4) Verw. Cdict $. 92. 

2) ©. Berfügung vom 5. Bed 1898. BE. 4. Ichter Sep. 
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1) Die erite Claſſe diefer Rechnungsbuͤcher bilden die Verzeich⸗ 
niſſe der im Laufe des Verwaltungsjahrs anwachſenden Schuldig⸗ 
keiten aller oder einzelner Corporationsgenoſſen und Auswärtiger, 
fowie der hieran erfolgenden Zahlungen [Einzugsregifter]. 

Hicher gehört Juförverk das Empfang⸗ und Abrednung ds 
buch, in welches bei jeder Gemeindepflege die Schuldigfeiten und 
Zahlungen nicht nur an Staatd- und Bemeindefteuern und Abgaben, 
ſondern auch an foldhen Leiitungen, welche der Bürger nicht ale 
folder, fonden ans Gontracten over fonftigen fpesiellen Rechts⸗ 
titeln zur Gemeindekaſſe gu entrichten hat (3. B. Pfoͤrchgelder, Holzs 
kaufſchillinge, Zinfe, Pachtgelder u. vergl.) eingetragen werben. !) 
Die nähere Einrihtung ijt folgende: 2) 

a) Diejed Buch wird fihon vor Anfang des Berwaltungsiahre 
in der Art vorläufig angelegt (fapitulirt), daß in daſſelbe die 
Namen fämmtlicker ins und audgefeßenen Steuerpflidtigen, 
fowie der verfchledenen Gattungen von Schuldigfeiten, naments 
lih alfo nebft tem vom früheren Jahre gebliebenen Rüds 
Rande, die Rubrifen: Staatsfteuer aus Gütern, Gefällen, 
Gebäuden, Gewerben; Amtsfchaden, Gemeindefhaden, Bürgers, 
Beiſitz- und Wohnfteuer, ferner der in der Gemeinde fonft 
regelmäßig vorkommenden Abgaben an Allmandzins, Schuls 
geld ıc. eingetragen werden, und daß dabei jedem Steuerpflich⸗ 
tigen je sine Seite mit gegenüberjtchender Schuldigfeit und 
Zahlung gewidmet wird. Iſt die Ordnung der Kamen nicht 
die alphabetifche, fo muß ein Regifter dazu gemacht werden. 

b) Die Steuerbetreffe jedes Einzelnen werden von demjenigen 
Beamten, der die Umlage beforgt ($. 239.), bei dieſer einges 
tragen Caufgerechnet). Die Eontractfhufdigfeiten hat der Rech⸗ 
ner fofort im Wugenblide ihrer Entftehung darin vorzumerken. 

e) Jede Zahlung an diefen Schuldigfeiten hat dann der Redner 
mit Beachtung der in $. 329. angeführten Regel auf der ents 
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ſptechenden Seite fo einzutragen, daß jederzeit die ganze Schul⸗ 

digkeit, die daran gemachte Zahlung und der bevorbleibende 

Reſt leicht zu erſehen iſt. 9) 

In gleicher Weile bat der Oberamtspfleger In ein 
Abrechuungsbuch die Schuldigkeiten der einzelnen Gemeinden 
an Etantsfiemern und Amisſchaden einzutragen. ©). 

Statt des Uebertrags der Schuldigkeiten in das Abrehnungds 
bu, und insbeſondere bei folhen Forderungen, welche glei baar 
befriedigt und niht im Ausſtand nachgeführt werden ſollen, wie 
Brandfhadensbeitrige, Capital- und Befoldungsfteuer werden dem 
Binzuge befondere Negifter zu Grunde gelegt, welche, fofern 
es ſich von Vertragsſchuldigkeiten handelt, zweckmäßig wit den Ver⸗ 
kaufs⸗ oder Verleihungsprotokollen in der Urt verknüpft werden, 
daß dem Eintrag ter erzielten Preife gegenüber em Raum zum Ein» 
trag der Zahlungen belaffen wird. 


1) I. Edict vom 31. Dechr. 1818. $. 33. Der Art. 16. des Geſetzes vom 
17. Juli 1824 beſtimmt zwar, daß folche vertragsmäßige Schuldigkeiten zur 
Gemeindekaſſe zur Berfallzeit ba ar eingezogen und nicht in die Jahr es⸗ 
abrechnung aufgenommen werben follen. Es wird jedoch hledurch nicht 
ausgeſchloſſen feyn, daß dieſe Schnivigfeiten in das Empfang: und Abs 
rechnangstuch eingetragen werben, deſſen Beftimmung es wejentlich auch if 

‚ den Rechner in Ueberſicht über alle und jede Schuldigkeiten jedes @inzeluen, 
die nicht fofort beim Anfall baar eingezogen werden, zu erhalten, 
Wenn die Schnidigkeiten der einzelnen Bürger in 6 und mehreren Res 
giftern zerfirent aufgeführt find, fo if dies für die große Mehrzahl ber 
Rechner eine wefentlihe Erfchwerung ihres Geſchäfts und leicht bleiben 
einzelne Poſten im Einzug zurüd. — Sodann wird durch die Führung 
befonderer Regifter der Zweck, ven Einzug der Bertragsfegulbigfeiten beito 
eher zu befördern, und biefe Zahlungen immer ſcharf getrennt von ber 
Steuerverwaltung zu halten, nicht erreicht. Jeder Schnlaner iſt zu jeber 
Zeit nur bis zu einem gewiflen Maaße zahlungsfählg, und es iſt für ihn 
in der Regel gleichgültig, ob die gefchehene Zahlung an beu bereits vers 
fallenen Steuern oder an den Vertragsfchulden, deren Zahlungstermin anf 
den Tag hin nie eingehalten wird, abgefchrieben wird; hierin entſcheidet 
daher vie Willkühr des Rechners, für den es aber in Abficht auf Beſtrei⸗ 
tung feiner Audgaben, namentlih die Stenerlieferung, ebenfo gleichgültig 
if, munter welchem Namen bie Zahlung eingetragen wird, fo lange bie 
Gemeindeverwaltung mit der Steuerverwaltung vereinigt iſt und fomit 
Alles in eine Kaffe fließt und ans einer beftritten wird. — Allerdings 
aber ift es zu dem Zweck, bie Natur jeder Forberung bei Streitfällen, 
Gantungen x. nachweiſen zu Tönnen, nöthig, daß jede Zahlung auf 
eine beſtimmte Schuldigkeit bezogen und als an biefer gefches 
hen, eingetragen werbe. Dies kann aber ebenſo gut erreicht werben, wenn 
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entwenes ber Rechner angewöhnt wird, jede Zahlung im Abrechnugebuche, 
mit einem beftimmtien Namen, als Giener, Pachtgeld von x. aufzuführen, 
was das Beſie iR, weil auch die Contraktſchuldigkelten wegen Bütgſchaften sc. 
verſchiedener Beſchaffenheit ſeyn koͤnnen, ober wenn wenigfens biefem 
Buche eine Sinrichtung gegeben wird, wobel Steuern und Bertragsfchul- 
bigfeiten in Soll und Hat räumlich getrennt find, etwa durch einen Strich 
in der Mitte des Blattes, fo daß die Zablungseinträge unter biefem anf 
bie Bertragefchulbigfeiten, die oberhalb anf Steuern kezogen werben, ober 
06 Tann für erfiere überhaupt ein befonderes Abrechnungobuch oder vielmehr 
Befammielnzugsregifter geführt werden. — In feinem Falle iſt zu vers 
bindern, daß wicht auch Gontraftfchulnigkeiten erft bei der Jahresabrech⸗ 
nung berichtigt werben, und, ebenfo wenig fann es gemeint feyn, zu bins 
dern, daß dieſe Schulpigfeiten durch Abrechnung von Gegenforberungen 
berichtigt werden. Jener Urt. 16. if daher one praftifgen Gehalt. 

2) Eomm.D. VI. 9. $. 36. 37. Wegulativ vom 13. Oct. 1801. B. 

3) Comm. O. V. 10. $. 4. 

4) Verw. Edict $. 80. 81. 
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2) Das Tagebuch (Journal). 1) Jeder Rechner hat ein 
Tagbuch zu führen, In welches er nach der Zeitordnung alle ihm 
von Tag zu Tag vorkommenden Einnahmen und Ausgaben mit einr 
iger Ausnahme der im Abrehnungsbuce oder in andern fpeziellen 
Einzugsregiftern laufenden Boften, auf's Pünftlihfte einzutragen hat 
und welches in tabellarifcher Korm die Rubrifen 

1) Blatt des Rechnungshandbuchs, 

2) Tag der Zahlung, 

3) Gegenftand der N und Namen des Geberd oder Ems 

pfängers, 

4) Einnahme, 

5) Ausgabe | 
zu enthalten hat. Das Papier dazu iſt jedes Jahr auf Koften der 
betreffenden Kaffe anzufchaffen. 

Gine Ergänzung dieſes Tagbuches bilden fofort die Zahlung s⸗ 
verzeihniffe, indem jedem Abrechnungsbuche und jedem andern 
Einzugsregifter des Gemeinvepflegerd (und Steuereinbringerd) ein 
nach der Zeitfolge geordnetes Verzeihniß der in demfelben enthals 
tenen einzelnen Zahlungen vorangeſchickt wird, welches in tabellaris 
fcher Form die Rubrifen enthält: a) Tag der Zahlung, b) Blatt des 
Abrechnungsbuchs oder Einzugsregifters, o) Betrag der Zahlung, 
d) Summe der an einem Tag erhobenen Zahlungen. In vieles 
wird jede Zahlung, fowie fie in das Abrechnungsbuch oder Eins 
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Augöregiiter bei Dem Namen des Schuldners unter Angabe des 
Datums eingetragen ift, fogleich bemerkt, und am Ende eines jeden 
Einzugstags wird in diefem Berzeihniß die Summe der an 
diefem Tage geleifteten Zahlungen berechnet und ausgeworfen, am 
Ende jeven Monats aber werden die im Laufe des Monats ein- 
gezogenen Beträge zufammengerehnet und in einer Summe in das 
Tagbuch übertragen, 2) worauf ſodann erft die monatliche Berech⸗ 
nung des Tagbuchs (8. 350.) folgt. 

Das Tagbuch wird auf jeder Seite in Einnahme und Aus⸗ 
gabe berechnet und die Summe jeder Seite auf die naͤchſtfolgende 
Seite übertragen. 

Zahlungen, die nicht mit baarem Geld, ſondern durch Abrech⸗ 
nung einer Gegenforderung geleiſtet werden, ſind zwar auch in 
das Tagbuch aufzunehmen, jedoch nur unter bie drei erſten Rubriken 
deſſelben einzutragen, unter Bemerkung des Betrags derſelben in der 
dritten Rubrik. Wird eine Zahlung theilweiſe baar und theilweiſe 
durch Abrechnung geleiſtet, ſo iſt immer genau anzugeben, wie viel 
baar und wie viel durch Abrechnung berichtigt worden, und iſt das 
Baare unter der vierten oder fünften Rubrik auszuwerfen.) 

4). I. Gbict von 1818. $. 37. Min.Berf. von 5. Mai 1832. Bit. 4—6. 10. 

— Amtspfleg. Inſtr. von 1812. $. 23. Verw. Edict $. 81. Verfügung 

om 20. Sept. 1824. B. 1., wornach in dem Amtspfleggagbucdh bie weis 

texe Untericheipung iR: A. für ben Staat, B. für bie Mmtscorporation. 
2) Dei Tleinern Berwaliuugen und ungehbten Rechnern if es zwedmäßiger, 
wenn die einzelnen Zahlungen ſogleich ins Tagebuch übertragen wers 
ben, fo daß diefe Sahlungsverzeichnifie wegfallen. 
8) Vergl. & 373. 
$. 372. 

3) Das Rechnungshandbuch, Manual oter Rapiat, ?) in 
welches die Einnahmen und Ausgaben nad der Rubrifenordnung 
der Rechnung, mit Zeit, Gegenftand, Empfänger oder Geber und 
Betrag eingetragen werden, und welches im Tagbuch zu allegiren 
it. — Für die Führung deffelden gelten im Allgemeinen diejenigen 
Vorschriften, welde für die Rechnung felbft gegeben an deren 
Entwurf dad Rapiat bildet. ?) 

1) Amtopfleg. Inſtr. 8. 23. 1. Edict 5. 38. Comm. O. XI. $. 9. BE. 7. 

Daſſelbe if ſchon In den lebten Monaten des alten Berwaltungsjahrs 


anzulegen, um es gleich mit dem Gintritt vow Zahlungen auf's nene Jahr 
benügen zu koͤnnen. 


2) Güglich Tann Daher bei gehbten Rechnern, die ihre Rechnung ſelbſt ſtellen, 
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das Rapiat zugleich die Nechmng bilden, als Hanptbuch geführt werben, 
wie es in der Rechngs. Inſtr. $. IX. vorausgefeht wird. — Bei audern 
Rechnern iſt dann aber die ganze Ginrichiung ungenügend und theilmeife 
undurchſührbar, da bie gute Führung von fo vielen Büchern, neben ven 
andern Rechnungsgeichäften, fehr Häufig nicht zu erwarten und zu bewirken 
iR und da, Bis der Redmumgefleier, deſſen Gefchäft bei der gewöhnlichen 
jegigen Einrichtung von ber Rechuungsführung in der Zeit ganz getrenut 
if, an bie Durchficht diefer Bücher zum Zweck der Rechnungsficlie lommt, 
viel Verwirrung und Unorbnung entflanden feyn Tann. Diefe Nachtheile 
könuten vermieden, bie Rechnungsgeſchäfte befchlennigt und bie Verwal; 
tung ſelbſt könnte in ihrem Bange zwedmäßig controlirt und geleitet wers 
den durch folgende Einrichtung: 1) Der Rechner hat bloß Rinzugeregifter 
uud Tagbuch zu führen, in jenem Lönnte ber Gintrag bloß durch gewilk 
Beichen geichehen. 2) Er erhält dagegen ein auf mehrere Jahre 
(3— 6) eingerichteies Rechnnugshandbuch, aus welchem er bie ftänbigen 
Ginuahmen (Eapitalzinfe sc.) und Ausgaben (Befoldungen x.) und berea 
Termine zu entnehmen hat und in welches bie geleiftete Zahlung bloß 
durch Anftreichen m. notirt wird. 3) Im erſten Halbjahre des Etatsjahrs 
wirb Dagegen die Rechnung fogleich angelegt, nud «6 werben nach Verſinß 
ves erſten Halbjahrs uud fpäter jedes Vierteljahr die Binträge in Sel 
und Hat gemacht, wozu daher genügender Raum zu laſſen iſt. Dies ges 
ſchieht nach erfolgter Durgficht und Prüfung der Einzugsregiſter und bes 
Tagbuchs, welche erforderlichen Falls richtig zu ftellen And, fowie der 
Belege, und es wird auf biefen Dolumenien auf geeignete Weiſe ber 
geſcheheue Eintrag in Rechnung vorgemerkt. Dabei find etwa nöthige 
Aenserungen in ten Ginträgen des Neihnungehandtuchs vorzunehmen. 
Der Rechner if auf bas Rückſtaͤndige, Fehlende ıc. im Ginzelnen auf 
werffam zu machen; es iſt bei Ihm zugleich ber vierteljaͤhrige Kaſſenſturz 
vorzunehmen amd ber Vollzug der Nezeſſe zu voriger Rechnung zu contro⸗ 
liren. — Das enblide Rechnungsſchtußgeſchaäft M ſonach zur noch von 
geringer Bebentung und durch bie ganze Einrichtung wird has Wefchäft bes 
Rechnungsftellers cher abgekürzt und erleichtert, als erweitert. 


$. 873. 


Ueber die Behandlung einzelner Kinträge in diefe Bücher if 

noch zu bemerfen: 

1) Die Einträge von Zahlungen, die duch Abrehnung von 
Gegenforderungen berichtigt werden, fönnten dadurch fehr eins 
fach gefhehen, daß angenommen wird, Beides fey mittelk 
baarer Mittel gegen einander gefhehen, fo daß die Einnahme 
einfah und ganz als baare Einnahme, die daran abge, 
rechnete ®egenforterung ganz als baare Ausgabe eingetragen 
wird. Dies ift jedoch den beftehenden Vorſchriften enigegen, 
welche verlangen, daß die Berichtigung der Zahlungen fo ein 
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getragen werde, wie fie in Wirklichkeit erfolgt iſt ) (daher das 
Haunpteinzugsregifter auch Abrechnungsbuch heißt), wodurch 
allerdingd Irrthümer und Verſtöße cher vermieden oder doch 
entdedt werden und gegenüber von Dritten die Nachweiſung 
des Geſchehenen und Nichtgefhehenen erleichtert wird. 

2) Abfhlagszahlungen, worunter flüdwelfe Zahlungen an 
bereitd verfallenen @innahmepoften und vorläufige Zahlungen 
auf Ausgabepoften, "die noch nicht in Ihrer ganzen Größe 
befannt find, verflanden werben, find gleich andern Zah⸗ 
Inngen In das Tagebuch und Rapiat einzutragen, doch follte 
in 2esterem der Eintrag fo geſchehen, daß bie fpätern Zah⸗ 
lungen an derſelben Stelle nachgetragen werten fünmen. 

41) Comm. Ordg. XV. 1. $. 2— 4. Vorſchrift vom 13. October 1801. C. 
Der Eintrag bei einem Einnahmepoften wäre alfo 3. B.: 

Schnidigfeit 10 fl., hievon baar en — . .» 2... 6f. 
mit Abrechnung vom Verdienſt durch Sirapenfeinfahren . 4 
und in Ausgabe: für Straßenmadtrialbeifcht dem N. 

Soll 8 fl. Dem A. bezahlt far 2 20 af. 
mit Abrechunng von Steuer 0. . 2 2 2 000. .. 46. 


Vergl. wegen des Gintrags im Tagbuch 8. 371. 
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B. Die weitere Geſchaͤftsaufgabe des Rechners if 
1) denjenigen, die eine Zahlung an feine Verwaltung machen, 
dafür Befheinigung zu geben. Jever Zähler kann eine 

Dulttung verlangen. Ueber die Beiheinigung von Steuer 

zahlungen ift auf $. 239 und 240 zu verweilen. 

2) Dagegen auch für die unbekändigen Einnahmes und Aus⸗ 
gabepoften feiner Verwaltung die nach den Vorſchriften für die 
Rehnungsfteler nöthigen Belege zu fammeln und aufzubes 
wahren. | . 

Hiezu gehören bei den Einnahmen namentlich 1) die Bros 
tofolle über urkundliche Aufnahme felbftergeugter Vorraͤthe an Holz 
und Anderem; 1) 2) Die Protokolle über Verkäufe und Verleihungen 
und deren Genehmigung; Ablöfungsverträge. 3). Die Urkunden über 
Beſchlüſſe und Erfenntniffe, die eine Einnahme herbeiführen, z. 2. 
Strafertracte. 

In der Ausgabe 1) die Beichlüffe und Anmweifungen der 
VBerwaltungsbehörbe bei unbefimmien Ausgaben. 2) Die Beweife 
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wirklicher Anſchaffung, Geſch aͤftobeſorgung, Verwendung. 3) Die 
Beweiſe geleiſteter Zahlung, Quittungen. Auf Beibringung ver 
leztern kann wohl bei ganz geringen 2) und Ausgaben ſolchen, 
die regelmäßig wiederkehren und wobei anzunehmen ik, daß der 
Berechtigte feine Zahlung verlangt habe, verzichtet werden. Im 
Mebrigen if darauf zu fehen, daß die Duittungen von dem wirflid 
berechtigten Empfänger ausgeſtellt werden. Juterimsbeſcheinigungen 
Dritter und Poſtſcheine können nicht als vollgültige Belege dienen. 
Auch in den Belegen müflen, um Zweifel an ihrer Acchtheit zu be 
feitigen, alle Radirungen, Eorrecturen ac. möglichft vermieden werben. 
Bei größern Zahlungen follte der Betrag zugleich mit Zahlen un 
Buchftaben bezeichnet feyn. Die Duittung kann aub am linfen 
Rande ded Rapiats (Marginalbefcheinigung) beigefügt werden, doch 
wird für größere und wichtige Poften abgefonderte Befcheinigung 
verlangt. 3) 

1) Eomm.D. XIV. 2. 8. 14. BE. 8. 

2) Daf. XIV. 1. 5 10. BE. 5. Bei Nleinigleiten unter 15 kr. fell die 

allgemeine Beurkundung ber zwei ältehen Gemeinveräthe genügen. 
3) Daf. XI. $. 5. 
8. 375. 


C. Endlich liegt dem Rechner ob, vor dem Abjchluffe der Red: 
nung zu prüfen, ob ſaͤmmtliche Einnahmen, die zu erheben waren, 
‚erhoben, fämmtlihe Ausgaben, die zu leiften waren, geleiftet find 
und zwifchen feiner Verwaltung und ihren Schuldnern und Glaͤu⸗ 
bigern die etwa noch erforderliche Rictigftellung eintreten zu laſ⸗ 
fen, indem Schuldigkeit und Zahlung zufammengerechnet, Activ und 
Paſſivreſte berechnet, Anftände und Zweifel unterfucht und berich⸗ 
tigt werden, das Nüdftändige baar oder durch Ausgleichung von 
Gegenforderungen (Abrehnung im engern Sinne) getifgt oder wenn 
Einnahmen nicht mehr beizutreiben wären, wenigftend der noch haf- 
tende Ausftand vom Schuldner anerfannt, verurfundet wird. Die 
heißt Abrehnung im weitern Sinn, jährlihe Abrechnung.“) — 
Bei jährlihen NReihungen, deren Zahlungstermine nicht mit bem 
Rechnungsjahre gleihlaufen, muß diefe Abrechnung auf die befe 
« henden befonderen Termine flattfinden. 2) Voͤrtheilen ſich Ausgaben 
für einen und denſelben Zwed, wie für ein Bauwefen, auf mehrer 
Sabre, fo muß die Endabrechnung auf das lebte Jahr ausgeleht 
bleiben. — Kann oder will der Rechner das Geſchaͤft diefer jaͤhr⸗ 
lichen Abrechnung nicht feld vornehmen, fo kann ſolches unter ben 





— 481 — 


allgemeinen in $. 45 erwähnten Befimmungen dem Hülfsbeamten 
übertragen werden. 3) — Die Jahredabrehnung fol fpäteltend am 
Anfang des neuen Rechnungsjahrs vorgenommen werben. 4) 


1) Eomm.Dd. XıV. 1. $. 2— 5. Vorſchrift vom 13. October 1801. C. — 
I. Ediet vom 31. Dee. 1618. $. 33. Diefe jährliche Abrechnung bat allers 
dings im Sinne biefer Geſetzesvorſchriften wieder zunächft ihre Bebentung 
durch die Abrechnungen im engera Sinne, mittelfi des Abrechnungsbuche 
und ihrer Behandlung nad der in $. 373. Nr. 1. erwähnten Vorfchrift, 
begreift aber in der That und nothwendig die allgemeine Berichtigung 
mit Allen, die mit der Kaffe im Laufe bes Jahres in Rechnung flanden 
und mit welchen irgend noch Etwas zu bereinigen if. Die Borfchrift, 
daß alle Stenerconiribuenten vie Abrechnung zu unterzeichnen haben, hat 
indefien bloß in dem Kalle praftiihen Werth, wenn unter den Zahlungen 
ich ‚Poften finden, bie nicht haar, fondern durch Abrechnung im engern 
Sinne bezahlt wurden, und wenn Refte bleiben. — In dieſer, nicht aber 
in der obigen weitern Rückſicht, könnte die K. Verordnung vom 21. Inni 
1819. $. 21. die Jahresabrechnung für überflüffig erklären. Allerdings 
aber if zu wünfchen, daß fo wenig ale möglich auf bie Jahresabrechnung 
verfchoben, vielmehr durch den Rechner fchon im Laufe des Jahre beftändige 
Rückſicht anf Abfertigung der Släubiger und Echuldner genommen werde. 

2) Dies iR z. B. bei den Häufig noch anf Georgii verfallenen Bezügen vom 
Geiſtlichen und Lehrern sc. der Kal. Solche abweichende Termine follten 
aber möglich vermieten und befeitigt werben, indem bieburch leicht Irrun⸗ 
gem enifichen und weil fo bie Rechnung eines Etatsjahre nicht Alles bes 
greift, was in das gefepliche Gtatsjahr füllt, beziehnugsweiſe mehr, ale 
dies umfaßt, wie denn 3. B. in dem vorhin angeführten Falle der Bes 
treff auf die Zeit vom 23. April bis 30. Juni nicht mehr in Rechnung 
tommt, während ſolcher in die folgende Rechnung mit dem eigentlich allein 
dahin gehörigen Betreff vom 1. bie 23. Juli verrechnet wird. Allerdings 
muß, wenn biefer Termin auf den 1. Juli verlegt werben will, in dem 
Etat des betreffenden Jahres neben dem orbentlichen Jahresbeitrag bie weitere 
Rate vom 23. April bis 30. Juni vorgefehen werden, wodurch fcheinbar 
eine Grhöhung der Ausgaben dieſes Jahres entfieht. Dies if aber In 
Wirklichkeit nicht der Fall, indem bei Fortdaner des alten Termins zwar 
unter bie etatsmäßige Ausgaben nur der einfache Jahresbeitrag anfs 
genommen if, das Quartal vom 23. April His 23. Juli aber, weil vom 
1. bie 23. Zuli noch Feine Einnahmen des meuen Etatsjahre zu fallen 
pflegen, von ben verfügbaren Neften in Abzug gebracht oder das Betriebes 
capital um dieſen Betrag erhöht werben muß. 

3) K. Brdg. vom 17. April 1826. 8. 2. Bit. 10. Erlaß vom 24. Suni 
1826. 8. 1—3. Daſſelbe darf nicht durch Gehuͤlfen beſorgt werben. 
Erlaß vom 21. Maͤrz 1839. 

4) Erlaß der Org. Comm. vom 18. Febr. 1828. Dieſe Beflimmung if nicht 
ansführbar, wenn nicht eine Mafle von MaSHEnben in bas neue Jahr 
übergehen fol. Vergl. $. 294. 

31 
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Im Falle eines Dienſtwechſels bei der Stelle eines Rechners 
iR für zeitige und puͤnktliche Uebergabe der Acten und Gelder 
zu forgen, worüber im @inzelnen zu bemerken if 1) für die Zeit, 
welche feit dem Abſchluſſe der letzten Rechnung verflofien it, muß 
„em alten Rechner eine Nachrechnung gezogen werben (wofern nidt 
eine förmliche Stüdrehnung $. 368. geftellt wird), worin die von 
ihm ſeitdem bezogenen Einnahmen und ſeitdem geleiſteten Zahlungen, 
beides mit Unterfcheidung deffen, was baar und was durch Abrech⸗ 
nung getilgt wurde, aufzuführen find, und wozu die nöthigen Bes 
lege zu den Ausgaben beizubringen find. 1) 2) Der abtretente Red: 
ner (beziehungsweile deſſen Erben) bat die Verbindlichkeit, vie in 
$. 375. erwähnte Richtigftellung oder Abrechnung für feine Dienit: 
zeit zu beforgen, das baare Geld und die Vorräthe fofort vorzuzählen 
und feinem Nachfolger Alle, namentlich fämmtlihe Rehnungsacten, 
rihtig und vollftändig zu übergeben. 2) 3) Derfelbe ift ferner chul- 
dig, Ausſtände, weldhe mit der Einrede geleifteter Zahlung beftritten 
werben oder fonk durch Schuld des vorigen Rechners uneinbringlid 
find, fofort zu erfegen, alle andern Ausftände find dem neuen Rechner 
zum Einzug zu übergeben, um nidt eine doppelte Rechnung zu 
- veranlaffen. 3) Es verfteht ſich indeſſen, daß, wofern dem alten 
Rechner eine fhuldhafte Verzögerung in Betreibung der Einnahmen 
zur Laft füllt, ihm ein entiprechender Abzug an feiner Beſeldung zu 
Gunſten teffen zu machen if, ter diefe Eintreibung nunmehr über: 
nimmt. Die Verantwortung für Alles, was der Dienftzeit bes 
vorigen Rechners angehört, haftet der Uebergabe ungeachtet infoweit, 
als nicht der neue Rechner jene übernimmt, auf dem vorigen bis zur 
Bichtigerflärung der legten Rechnung, die noch zum Theil tefien 
Dienftzeit umfaßt. 4) Ueber den Mebergabsact ik ein Protofoll 
aufzunehmen, welches von beiven Rechnern, beziehungsweiſe deren 
Stellvertretern, zu unterzeichnen und der nädhften Rechnung beizu⸗ 
legen iſt. ©) 

1) Vergl. I. Edict $. 39. 

2) Comm. O. XI. $. 11. : 
3) Daf. XV. 4. $. 2—4. 

4) Daf. XIV. $. 15. 
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II. Bie Nechnungseſtellung. 
8. 377. 


gebe Gemeindes oder Stiftungsrechnung iR fobald als moͤg⸗ 
lich nah ihrem Berfalltermine, d. h. nad) Ablauf des Rechnungs⸗ 
jahres, jedenfalls aber fo bald zu ftellen, daß fie noch vor dem 
Abichluffe des neuen Rechnungsjahrs geprüft und abgehört werden 
Fann.1) Jede Amtspflegrehnung foll in den erften drei Monaten 
nad dem Rechnungsabſchluſſe, fpäteftens bis zum Schluß des Ka⸗ 
lenderjahres geftellt feyn.2) — Im Falle diefe Friften nicht einges 
halten würden, bat das Dberamt Zwangsmittel, namentlih Strafe 
und Uebertragung des Geſchaͤfts an einen Andern, anzuwenden. 3) 
— Zu Stellung ter Rednung, zu Anlegung des Rapiate und an⸗ 
dern damit zufammenhängenden Geichäften if zunächft der Redner 
felbR berufen, vorbehaͤltlich des oberamtlihen Erfenntniffes über feine 
Tüchtigkeit. Kann und will er diefe Geſchaͤfte nicht ſeibſt beſorgen, 
fo können ſolche unter den allgemeinen Beſtimmungen des 8. 45. 
dem Hilfsbeamten übertragen werden. 4) 

1) Berw.Ebict $. 36. 94. Vrdg. vom 10. Oct. 1781. $. 2. — Die Obers 
ämter haben fi mit den Rechnungſtellern über augemeflene Termine, 
welche die zeltige Erledigung des Revifions: und Abhörgefchäfte möglich 
machen, alljänrlich zn verfländigen. Erlaß vom 18. Februar 1828. 

2) Verw. Edict $. 82. Min.Erlaß vom 2. Decbr. 1820. Hienach foll vie 
Verſäumniß jenes änßerſten Termins mit 6 fl. beftraft werben. 

3) Berw.Ebict $. 94. 

4) Vrdg. vom 17. April 1826. 8. 2. BE. 11. 12, Erlaß vom 24. Juni 
1826. $. 1—3. Dabei hat der Verwaltungsaltnar folgende Geſchaͤfte in 
Verfon und nicht durch Gehülfen zu beiorgen a) Berechnung des Rapiaté 
beim Rechnungs abſchluß und Vergleichung feines Ergebniſſes mit der Rech⸗ 
‚nung und dem Tagbuch, Berichtigung der Anftände. b) Uebernahme 
und Ordnung ber Acten zur Rechnungsftelle. c) Abfchluß der Rechnung, 
Ziehung der Nachrechnung und Kaſſenſturz. Min.Erl. vom 21. März 1839. 


$. 378. 


Mit der Rechnungsftelle tritt ver Rehnungsfhluß für das 
vergangene Verwaltungdjahr ein, d. 5. die Recdhnungsbüder dieſes 
Jahres find für geſchloſſen erflärt, die Ausftände in der Einnahme 
und die Rüdjtände in der Aisgabe gehen mit dem Kaffenvorrath in 
das neue Verwaltungsjahr über und werden in die Bücher diefds 
Jahrs (als Vorrath und Reſte vonrfrüher her) übertragen, der 

31* 
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Rechnungsſteller aber übernimmt fämmtliche dem vorigen Rechnungs⸗ 
jahre angehörigen Rechnungsbücher und Rebnungsurfunden, wofür 
er dem Rechner, zu deffen Sicherftellung auf Berlangen einen Em⸗ 
pfangſchein auszuftellen hat, und wobei e8 feine Aufgabe ift, eine 
vorläufige Prüfung derfelden nah den hienach folgenren Beftims 
“mungen vorzunehmen, um bei ten Rechnungsftellgeichäften durch 
feine Anftände gehindert zu fepn. 


$. 379. 


Damit die Nehnung ihrem Zwed völlig entfprehe, muß fie 
1) eine vollftändige Darftellung des ganzen Ganges der Berwals 
tung geben, fo daß nicht nur das wirklich Geleiftete (dad Hat), ſon⸗ 
dern aud das, was nad Belegen, Beichlüffen und andern Borgäns 
gen zu leiften war (dad Soll) und in Vergleihung beider, was zu 
wenig oder zu viel gefchehen, aus ihr zu entnehmen if. 2) Dieſe 
Darftellung muß in folder Ordnung und Ueberſicht gejchehen, 
daß Alles möglichft leicht aufzufinden, Zufammengehörige® nicht 
unnoͤthig getrennt und die gegenfeitige Bergleichung der mit einans 
der in Beziehung ſtehenden Rechnungsgegenftände nicht fhwicrig if. 
3) muß mit der Rechnung der Beweis für die Richtigkeit ihres 
Inhalts im Einzelnen verbunden feyn. 


$. 380. 


Jede Rechnung hat ald Titel und allgemeine Einleitung 
anzugeben 1) den Namen der betreffenden Verwaltung; 2) den Zeit- 
raum, welchen fie umfaßt; 3) den Namen des Rechners mit Nach⸗ 
weifung feiner vorfchriftmäßigen Wahl und Berpflidtung; 4) die 
von ihm geftellte Caution unter Beifügung der für tie Urkunde 
ertheilten Beſcheinigung; ) 5) die Zahl der Beilagen. 

Sodann hat diefelbe theild ſchon im Eingange, theild zur Eins 
leitung der einzelnen Abfchnitte der Rechnung diejenigen ber 
fondern örtlihen Verhältniffe, ftehenden Beitimmungen und Tauern 
den Beichlüffe, welde für dad Vorkommen und den Umfang von 
Einnahmen und Ausgaben im Einzelnen maßgebend find und gleich⸗ 
fam die Grundlage der Verwaltung bilden, namentlich aber ten 
Belisftand an bleibenden -Vermögenstheilen, Gütern, Capitalien ıc. 
im Einzelnen, foweit nicht, wie bei Bahrniß, ein beſonderes Inven⸗ 
tar befteht, 2) vorauszufhiden (Bräamiffen). Wo dieſe Prämifien 
zahlreih und weitläuf find, ift es, um ihre Wiederholung in jeder 
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Rechnung zu vermeiden, zwedmäßig, fie in ein eigened Prämiffens 
buch (Amtsgrundbuch) aufzunehmen, deffen Richtigkeit genau zu 
prüfen und zu beurfunden ift, welches dann eine ftändige Beilage 


jeder Rechnung bildet und auf das bei jedem entfprechenden Rechs 
nungsabfchnitte zu verweiſen ift. 3) 


41) Min.Berf. vom 8. Juli 1828. $. 12. 
2) Rechngs. Inſtr. $. XVI. Gomm.d. IV. 2. $. 6. 
3) Zum DBortrag in dem Amtsgrundbuch eignen ch namentlich: 
a) die Verhaͤltniſſe zwifchen den verfehledenen Berwaltungen ber Ges 
meinde, Hauptgemeinde, Theilgemeinden, Stiftungen. 
b) Die Befchreibung des gefammten Grundbeſitzthums der Corporation, 
mit Anführung ber entiprechenden Stelle des Güterbuchs ($. 67.); 
ferner der Gefälle, mit Anführung der Lagerbücher und andern 
ältern Dofumente, wobei wenn viefe newe Beichreibung von ven Ges 
fallpflichtigen anerfannt wird, fie ale Beweisdoknment zugleich dient. 
c) Das Ortsherfommen, bezichungsweile bie befiehenden Beſchlüſſe über 
den Betrag von Bürgerannahmsgebühren, Bürgerftenern, Schul- 
geldern ac. 
d) Die Hinfichtlic der Vertretung der Eorporation in einzelnen Lei⸗ 
finngen buch Dritte verpflichtete, beftehenden Nechtsverhäftnifie, 
3. B. in Bezug anf Baulaft am äffentlichen Gebäuden ; ebenfo bie 
für vorgenommene Arbeiten übernommenen Gewährfchaften; Alles 
unter Hinweifung anf bie beweifenden Dofumente, bezichungsweife 
unter Beifügung berielben. 
e) Die in Bezug anf flehende Ansgaben, 3. B. Befoldungen, bes 
ſtehenden Befchlüffe mit dem Nachweis ihrer Genehmigung. 
f) Die befonderen ſtehenden Verbindlichkeiten ver Corporation in Bezug 
anf Banlaften x. Sodann eignet fidh 
8) das Grundbuch zu einer fortlanfenden, belehrenden und nüßlichen 
Veberficht über die weientlichftien Momente des Korporationshäus: 
halts, namentlich des urſprünglichen Standes und der fpitern Der: 
änderungen des Grundſtocke, die Umlagen, den Aufwand auf ein- 
zeine Berwaltimgsgegenftände, wie auf beftimmte Bauwerke, vie 
Ginfünfte aus andern 3. B. aus den Waldungen ıc. (Bilançenbuch). 


4 


8. 381. 


Jede Rechnung zerfaͤllt zunaͤchſt in die Geldrechnung und 
in die Rechnung über erzeugte oder erkauſte und verwendete oder 
vorraͤthige Früchte, Waaren ıc. und Anderes, was zur Verwendung 
beftimmt ift, Naturalien und Materialien. Sodann unter beis 
den Hauptabtheilungen in die Abfchnitte: 1) Einnahmen, 2) Aus⸗ 
gaben, 3) Remanet, 4) Vermögen und Borrath. 

In jeder dieſer Abtheilungen find die einzefnen Vorkommniſſe 
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und Ergebniffe nad einer den allgemeinen Forderungen des 8. 380. 
entfprebenden Ordnung unter entjpredenden, moͤglichſt beftimmien 
Titeln, die je eine Gattung von Öleihartigem umfafien (Rubrifen) 
vorzutragen. Diefe Ordnung iſt dem Ermeflen der Rechnungsbehoͤr⸗ 
"den überlaffen, da die in ter Rechnungsinſtruktion vergefchriebene 
Nubrifenordnung an fih und für die Gorporationsredhnungen in®s 
bejondere unbraudbar if. 1) 

Für Einnahmen und Ausgaben inkbeſondere ergibt Rh aus 
den Grörterungen bes dritten Theils zweite Wbtheilung die Noth⸗ 
wendigfeit, diefelben vornweg nad dem Geſichtspunkt abzutheilen, 
ob fie aus der frühern Verwaltungsbehörde in dieſe Rechnung über- 
gegangen, ob fie Veränderungen und Verwendungen in und aus 
dem Grundjtode der Berwaltung feyen, oder envlih, ob fie den 
ordentlichen Einnahmen und Musgaben des Berwaltungsjahre, der 
laufenden Verwaltung angehören, alfo die Abtheilung 

1) Reſte. (Ausftinde und Rüdftände.) 
2) Grundftod. 
3) Laufendes. ?) 

Zur Verrechnung unter Grundſtock eignen ſich nur wirkliche 
Einnahmen aus tem Grundftod, d. h. fluͤſſig gewordene Grund⸗ 
ftodötheile ($. 304.) nicht Gelder, die aus laufenden Mitteln ftam- 
mend, erjt im Laufe Des Rehnungejahrs etwa neu zum Grundſtock 
geichlagen werben, 3) und nur wirklide Berwendungen zum Grund⸗ 
ftod ($. 305.), alfo namentlih nicht Ausgaben für Zwede der lau⸗ 
fenten Berwaltung, wenn fie auch etwa aus Grundſtocksgeldern 
beitritten wurden. Eind in einzelnen Einnahmen vder Ausgabepoften 
Gelder des Grundftodd und der laufenden Verwaltung vermengt, 
wie namentlich bei Zeitrenten, duch welche Abloͤſungsſchuldigkeiten 
mit Kapital und Zins unter einer Cumme abgetragen werben, fo 
find die hierunter begriffenen Zinfe — nad) dem Stande des urfprüng- 
lichen Ablöfungscapital® berechnet, auszufcheiden und unter „Raus 
fendes“ — und nur der bevorbleibende Reſt ift unter Grundftod zu 
verrechnen. — Boften, die bei VBerweifung auf einen andern 
Schuldner ihre rechtliche Beſchaffenheit ändern, 3. B. anfatt einer 
einfachen Vertragsſchuld des alten Schuldners jetzt ein verzinsliches, 
mit Pfand geficherted Capital vorftellen, find deshalb noch nicht 
als Grundftodötheile zu verrechnen, indem der laufenden Verwaltung 
vielmehr der ganze Betrag derjenigen zuzuweiſen ift, was urfprüngs 
lih nur Ertrag des Vermögens oder überhaupt laufende Einnahme 
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war, indem es überhaupt auf den Urfpruug und die erite Beftims 
mung einer Ginnahme anfommt. 

Unter die weitere Abtheilung „Fremde Gelder” eignet fich die 
Perreknung von Einnahmen und Ausgaben, die ein Rechner, ohne 
Zufammenhang mit feiner ordentlihen Berwaltung, nur gelegentlich 
mit dieſer beforgt. 4) 

1) Jn dem ale Anhang biefer Schrift beigefügten Schema hat ber Verfaſſer 
theils feine Anſicht über eine zweckmäßige Nechnungseintbeilung ausbrüden, 
tbeils aber eine fchematifche Meberficht über den in Württemberg gewöhnlis 
hen Umfang und Inhalt des Gemeindehaushalts geben wollen. — Hiebel 
ift befonders dahin getrachtet worden, ſtatt der altherfümmlichen allgemeinen 
und unbefimmien Rubriten, worunter Ausgaben für bie mannigfaltigften 
Zwede vermengt find, 3. D. für erfanften Haus⸗ und Varrath, von ans, 
bern Berwaltungen, Taglöhne u. |. f. eine Gintheilung nach den verſchie⸗ 
denen Hauptzwecken der Corporation zu machen und den Cinnahme⸗ 
rubriken bie correſpondirenden Ausgabegattungen überfichtlich gegenüber⸗ 
zuſtellen. 

2) Dieſe Einteilung der Rechnung in ben drei Hauptzweige ber Verwaltung 
if in vielen Bezirken bereits burchgeführt und hat neben dem theoretifchen 
das praftifhe Snterefie, die Mechner und die DBerwaltungsbehörbe auf 
Bereinigung der immer ins Auge fallenden alten Reſte zu führen und ebenfo 
die Aufgabe, die Summen eingegangener Grundſtocksgelder wieder ihrer 
Befimmung gemäß anzulegen, immer vorzubalten. Das Laufende bildet 
die Grundlage Fünftiger Voranſchläge zum Wirthfchaftsplan. — Bel 
Rechnungen Keiner Thellgemeinden iſt von ber Forderung der firengen 
Rechnungeform abzugehen, damit die Mechner ihre Rechnung am fo eher 
ſelbſt ftellen koͤnnen. Berfügeung vom 90. Octbr. 1848. VI. 5. Es wird 
alfo bier nur im Allgemeinen eine georbnete Zufammenftellung der Eins 
nahmen und Ausgaben geforbert. 

3) Ein Holzerlös 3. B., aus weldem Gelder zu Capital angelegt wurden, 
iR noch feine Cinnahme vom Grundſtock, fonbern vorerfi ans der laufenden 
Berwaltung, während das wiebereingegangene Gapital dagegen als Grund⸗ 
Rodseinnahme nnd deſſen erfte und fernere Anlegung als Ausgabe zum 
Brundftod zn behandeln if. 

4) Die Staatoſteuern gehören nicht hieher, nach dem Grunbfabe, daß bie 
Gemeinde als Schulpnerin zu betrachten if. Nach einem Minifterialerlafie 
vom 10. Zuli 1842 follen bie Einnahmen und Ausgaben des Schulfouds 
in der Negel in der Stiftungss oder Ortspflegerechnung unter biefem Titel 
verrechnet werden. Indeſſen iſt es viel zwecimäßiger, daß über die Schul: 
fondsverwaltung eigene Rechnungen abgelegt werben, wie bies auch bie 
Verfügung vom 30. October 1848. VI. 4. voransieht. 


6. 388; 
Die Außere Form der Rechnung ift die, daß, wofern nidt 
eine tabellarifhe Einrichtung vorgezogen wird, 1) das Blatt der Länge 
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nach in drei Theile gebrochen wird, wovon der mittlere Theil, der 
fo breit iſt, als die zwei andern zuſammen, die einzelnen Rechnungs⸗ 
gegenſtaͤnde ihrem Inhalte nach und unter ihrer Rubrik, mit der 
Zeit der Leiſtung, benennt, die linke Spalte die Nachweifungen, die 
rechte Spalte aber die Zahlen in folder Stellung enthält, daß Bes 
träge gleiben Werths (Bulden, Kreuzer, Scheffel, Simri u. f. f.) 
unter einander in diefelbe der Länge nach gebildete Linie fommen, 2) 
wonah dann die zu einer Rubrif oder Iinterabthellung gehörigen 
Beträge berechnet, und wenn folde mehr als eine Seite umfaffen, 
zunäcft jede Seite gufammengezählt wird. Die Beträge fümmtlicher 
Rubrifen je in Einnahme und Ausgabe werden zufammengeftellt 
‚und zu einer Hauptfumme berechnet.?) Die Beilagen find der 
Rechnung nad der Ordnung des Eintrags in dieſer beizunummeriren. 
Die Nummer ift in der Rechnung geeigneten Orts beizufeßen und 
umgefehrt auf der Beilage die Seite der Rechnung oder die ver- 
fhiedenen Seiten derfelben, auf welche der Inhalt der Beilage über: 
tragen ift, vorzumerfen. 4) 


1) Die tabellarifhe Form wäre 3. B.: 





53 g * Einnahmen. 
= * 2 * Soll. Burd- Heft. 
&53|» * C. Laufendes. Baar. —— 
fl. |. 1. Ir. If. |. |. | Mr. 
IV. Ertrag des Vermögens. 
2) Güterpachtzinſe. 
10 1151 — Sohaun Georg Abel | 
Reſtv. ans 1 Morgen Ackers In 
2 120| — der Au 
deu 10. Zannar 1851 . I15I—I— | —-I 5) — 


2) Rechnungsinſtruktion VI. 

3) Daf. im Anhang. 

4) Daf. $. V. Comm.Dd. XIV. 1. $. 13. 
6. 383. 


Die in Bezug auf die Ausdehnung der einzelnen Rechnungs⸗ 
einträge gegebenen Vorſchriften hatten zwar ihre Beranlaffung in 
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dem Beſtreben, den unter der frühern Cinrichtung der Bezahlung des 
Schreibverdienſtes nach dem Blattgehalte vorgekommenen Mißbraͤuchen 
zu begegnen; fie find aber an ſich zweckmäßig und ter Sache ges 
nügend. Im Allgemeinen ift hierin einerjeit® jede unnüge Weit- 
läufigkeit zu vermeiden, ,1) amdererfelt® erfordert aber der Zwed der 
Rechnung, daß aus jedem Gintrage ohne befontere Mühe das 
Wefentlihe, d. h. wenigitens fo viel erfehen werden kann, unter 
welchem Titel und für welchen Jwed, in welcher befondern Richtung, 
von wem oder an wen und wann eine Zahlung geleiftet wurde 
oder zu leiften gewefen wäre, fodann wo das Nähere zu entnehmen 
ift.2) Im Befonderen ift vorgefehrieben: 1) Ständige Gefälle, 
namentlid jährliche Heßlerzinfe und Aehnliches, follen nicht in jeder 
Rechnung, fondern nur alle 3—6 Jahre fpezifizirt werden.3) 2) Die 
in einer befondern Theiltehnung fpeziell verrechneten Einnahmen 
und Ausgaben find in der Hauptrechnung nur fummarifch aufzu⸗ 
führen. %) 3) Leber die Verwaltung der Raturalvorräthe und 
Materialien fol die Rechnung Feine fpezielen Einträge erhalten, 
fondern ed fol am Ende des Jahre das Rapiat, in weldes jede 
Einnahme und Ausgabe mit den erforderlichen Beweifen einzutragen 
it, in allen Rubrifen ergänzt, abgefchlofien und der Hauptrednung 
fammt einer tabellarifchen Ueberſicht nach unten beigefügtem Formular 
beigelegt werben. 5) 

1) Comm.D. XIV. 1. $. 11. 

2) Die Verordnung vom 10. Sept. 1817. IM. 7. ſchreibt vor: „Wenn fi 
bei Verrechnung ber einzelnen Ginnahmes und Ansgabepoften auf eine ber 
Rechnung beiliegende Urkunde bezogen wird, fo foll das Weſentliche 
der Sache nur mit wenigen Worten unter Berweifung anf die beiliegende 
Urkunde angezeigt und die Summe ohne Spezification ihrer einzelnen Be: 
ſtandtheile ansgefeht, der Inhalt der Urkunde aber durchaus nicht wörtlich 
ober auszugsweiſe in ver Rechnung wiederholt werben.” Bergl. auch 
Comm.O. daf. $. 10. BE. 1— 3. und $. 9. Pit. 7., wonach über Eins 
nahmepoften von 3 fl. und mehr eine befonbere Urkunde ausgefertigt werben 
foll. Diefe Vorfchriften find aber auch zw unbefllmmt und nicht aus⸗ 
reichend. Nach obiger allgemeinen Regel muß 3. B. verlangt werden, 
dag Anfchaffungen, wofern ſolche einen Gegenſtand fürs Inventar oder 
für die Materialienrechnung enthalten, fpezieh und nach Zahl und Ma 
benannt werben, jedoch ohne Angabe der nähern Beichaffenheit. Ferner 
wäre es ungenügend, die Rechnung eines Zimmermanns oder Manrers 
einfach mit defien Namen und dem Betrage aufzunehmen, fondern es muß 
wenigftens gefagt werben: für Reparationen an dem Dache des Rath: 
hauſes, am Gemeindebadofen u. dergl. — Bei Bauten, die verfchiedene 
Haudwerker befchäftigten und von größerem Umfange find, iſt es zweck⸗ 


mäßig, ein beſonderes Verzeichniß (Eonfiguation) ver Forderungen des 
Einzelnen in jevem Theile des Banwefens unter Beiuummerirung ber Meß⸗ 
urkunden und fpeziellen Verbienfizettel aufzunehmen, wobei es dann genügt, 
bie Forderung jedes Ginzelnen ſummariſch in Rechnung zu bringen. 

8) Comm. O. VI. 1. $. 4. XIV. 1. 8. 9. SH. 2. 

4) Daf. XII. $. 6. Die Rubrik „von andern Verwaltungen“ erſcheint aber 
unpaffend; vielmehr wäre 3. DB. bie Hauptſumme der Ginuahmen ober bes 
Einnahmeüberfchnfies in ber Wald⸗ und Holzrechnung unter der Rubrik 
„Ertrag des Vermoͤgens“ anfjnführen. 

5) Verordnung vom 10. Sept. 1817, IH, a, Das Formular fiehe am Schluß 
bes Anhangs. 
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Der Rechnungsſteller hat fih nicht bloß mit Eopirung der Ein- 
träge des Rechners zu begnügen, fondern er Hat die Verpflichtung, 
dDiefe zu prüfen!) und darauf zu fehen, daß nichts übergangen 
werde, daß für Alles die nöthigen Nachweiſungen vorliegen, daß Pie 
im Einzelnen beftehenten gefeglichen Vorſchriften beobachtet ſeyen 
und deren Beobachtung erforderlichen Falles nachgeholt werde. Als 
Grundlage dieſer Prüfung und des Rechnungseintrags in Soll 
bat er zu benuͤtzen und zu bezeichnen: 1) die vorhergehende Rech⸗ 
nung, und wo ein folches befteht, rad Amtögrundbuh; 2) als 
gemeine Geſeze und Verordnungen; 3) befondere Verfügungen, Er⸗ 
fenntniffe und Beichlüffe, worüber die Originalurfunden oder bes 
glaubigte Abdfchriften beizubringen find. 2) (Vergl. $. 374. 2.) . 

Als Grundlage des Hat dient dem Rechnungsſteller: a) bei 
der Einnahme einerfeits die Aufzeihnung des Rechners oder deſſen 
nachträgliche Anerkennung eines fremden Eintrags, andererfeitd die 
Anerkennung des Echuldners für den Neft oder Ausſtand; b) bei 
ter Ausgabe der Eintrag des Rechners in Verbindung mit ber 
Beſcheinigung des Empfüngers, die er nad den in $. 374, enthaltes 
nen Grundfägen nöthigenfalls berichtigen und ergänzen laffen muß. 

Hieraus ergibt fih dann von ſelbſt der Anhalt für die Rubrik 
NER. Die Refte an Einnahme (Ausftände) find, foweit ed nicht 
fhon bei der jährlichen Abrehnung geiihehen ($. 375.), von den 
Schuldnern anerkennen, verurfunden zu lafien, °) was fih aud 
auf die noch ausftehenden Grundſtocksgelder, als Eapitalien, Abs 
löfungsfchillinge ꝛc., bezieht, wofern nicht für die Dienftzeit eines 
Rechners die jährliche Verurfundung diefer Poſten von dem Ger 
meindes oder Stiftungsrath erlaffen if, was jedoch nur widerruflich 
geſchehen Tann. 4) 
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1) Conm.O. XIV. 1. $. 12. Eingang. 

2) Die Beurkundung durch deu Gemeinde⸗ ober Siifiwugerath, daß in einer 
Rubrik nicht weiter zu verrechnen fey, IR ale überflüſſig erklärt, weil die 
Rechnung im Ganzen und Einzelnen von demfelben zu prüfen if. Min. Berf. 
vom 30. Oct. 1848. VI. 8. 

3) Eomm.Dd. XV. 4. $. 1. 

4) Erlaß des Minikeriums des Junnern vom 87. April 1829. 


$. 385. 


Dem Berwaltungshülfsbeamten kann nad feinem jehigen Dienft- 
verhältniffe eine Befugniß zu ſelbſtſtändigen Verfügungen gegen 
den Rechner, noch weniger gegen die Berwaltungsbehörde, nicht zus 
geflanden werden. Gr hat zwar gegenüber dem Rechner infoweit 
ſelbſtſtaͤndig zu handeln, als er berechtigt und verpflichtet if, Nach⸗ 
weitungen über defien Angaben zu verlangen und darauf hinzus 
wirfen, daß der Rechner für Alles, was nicht mit den Geſetzen 
verträglih oder ohne genügende Nachweiſung if, fofortigen Erfag 
an die Kaffe leifte und auf defien Einbringung in die Rechnung 
verzichte, 3. B. bei ungerehtfertigten Ausſtaͤnden, bei irrthuͤmlichen 
Zusieljahlungen in Aüsgabe. Wenn aber der Rechner hiezu nicht 
zu bewegen if, fo hat der Rechnungsſteller die Sache zunaͤchſt der 
Berwaltungsbehörde zur Enticheidung vorzulegen oder vorbehältlid) 
diefer und der Verfügung von Aufſichtswegen — unter der geeigneten 
Bemerkung in Rechnung zu bringen. Dagegen bat der Rechnungs» 
fteller aldbaldige Anzeige zu machen, wenn Verdacht vorliegt, daß 
der Rechner Poſten, die in Einnahme zu bringen gewefen wären, 
wegen Yührung einer NRebenrehnung nit in Einnahme gebracht 
habe. 1) Einverftänpniffe des Rechnungsftellers mit dem Rechner 
zum Zwed falfcher und betrüglicher Rechnungseintraͤge und abficht- 
licher Auslaſſungen 2) werben nad) den allgemeinen Strafgefegen als 
Beſtechung, Faͤlſchung, Theilnahme an Unterfeälagungen u. A. beftraft. 

1) Hienach wäre Comm.O. XIV. 1. $. 12. mobifizirt. 
2) Bergl. daf. $. 16. 17. 


$. 386. 


Nach der ordentliden Rehnungsmanier werden nur diejenigen 
Boften, welche wirklih zum Vollzuge, zur Leiftung gefommen find 
(das Hat), in tie rechte Spalte der Rechnung mit Zahlen au 6, 
geworfen. Es gibt aber mehrere Gattungen von Rechnungsgegen⸗ 
fländen, bei welchen eine Ausnahme hievon Statt zu finden pflegt: 
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1) Die Verrechnung der Ausſtände Befhieht nad der alten 


2 


St 


Horm!) fo, daß die ganze zur Einnahme angewiefene Summe 
(das Soll) als wirflih vereinnahmt in Einnahme genommen, 
das von den verfhiedenen Einnahmen im Ausftand Gebliebene 
aber unter Bezug auf ein bejonderes Berzeichniß der Ausftände 
unter einer Summe in Ausgabe gefebt wird, fo daß der 
Rechner in der That nicht weiter in Einnahme fommt, als er 
wirflih eingenommen bat, intem durch die in Ausgabe ge: 
nommene Summe das über die wirflihe Kinnahme in Red 
nungseinnahme Geftellte ausgeglichen (compenfirt) wird. Zu 
größerer Berbeutlihung wird die wirkliche Einnahme als baar, 
der dem Ausftande entfprechende Mehrbetrag aber als durch⸗ 
laufend bezeidnet, womit eben audgedrüdt iſt, daß derfelbe 
gleichmäßig dur Einnahme und Ausgabe Tauft, um jo jene 
mit diefer auszugleichen. 

Bei diejer Behandlungsart ift es unnöthig, in ter Re: 
nung felbft bei jeder Einnahmerubrif die angefullene Summe 
als Soll und die einzelnen Ausdftände als Reit innerhalb 
Balz Cin der mittleren Columne) oder in befonderen Columnen 
aufzuführen, indem die ansdgemworfene Summe das Soll bilder, 
an welcher der ald Ausftand in Ausgabe geiekte Betrag nur 
abgezogen zu werden braudt, um das Hat zu ermitteln, und 
da das Steuerempfangbuch verfbiedenartige Schuldigkeiten ents 
hält, fo bedarf es Feiner Vertheilung des dort im Ganzen 
verbliebenen Ausſtandes auf die einzelnen Einnahmerubrifen. 
Allein diefe Behandlungsweiſe entipricht viel weniger dem wirfs 
liten Sadverhalt, als wenn Soll und Reit auf vorhin bes 
zeichnete Weife bei jever Einnahmerubrif vorgetragen wird, und 
es ift in mandfacher Beziehung erwünſcht, zu wiflen, wie viel 
unter jeder einzelnen Einnahmerubrif, 5. 3. in Steuern, aus⸗ 
ftebt, und died aus der Rechnung felbit fchnell erjehen zu 
können. — Das Gleiche gilt dann in umgekehrtem Berhälts 
niffe von Reften in der Ausgabe, Zahlungsrüdftänden. 
Einnahmepoſten, die durch nachträgliche Richtigftellung irriger 
Summen, durch Berluft im Gante, durd Nachlaß oder ges 
richtliches Erfenntniß wegfallen, Abgangspoften, können 
entweder einfach an der Schuldigfeit durchſtrichen oder auf 
obige Art compenfativ in Einnahme und Ausgabe geftellt 
werden. Das letztere entſpricht den beftehenden Borjchriften 


> 
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und ift richtiger, weil nur bieburch die Summe des Abgange 
deutlich hervorgehoben und erwiefen, Irrthum bei Berechnung 
der Schuldigkeit vermieden, endlich die Rechnungsprobe ($. 388.) 
erleichtert wird. 2) — Das Bleiche gilt umgekehrt von Poſten 
in der Ausgabe, die auf diefetbe Art wegfallen. 

3) Eine dritte Gattung von Poſten, bei welchen die Durdlaufenne 
Derrehnung Platz greift, bilden folche, die nur zu dem Zwed 
gebildet (fingirt) werben, um dad Ganze der Verwaltung mit 
den Zahlen ver Rechnung darlegen zu fönnen, wohin naments 
lich gehören Beſoldungen in Raturalien, deren Werth zur Geld» 
befoldungsausgabe zugelegt wird, um den ganzen Geldbetrag 
derjelben in der Rechnung überfehen zu Fönnen, dagegen wieder 
in Einnahme geftellt werden muß, wenn die Naturalbejolbung 
aus eigenen Borräthen der Verwaltung abgegeben wurde; ®) 
ferner Abreichungen in Naturalien an befondere Anfalten der 
Gemeinde, 3. B. an die Armenpflege, deren Geldwerth als 
weiterer Aufwand für Armenunterhaltung verrechnet wird, um 
den ganzen Aufwand für diefe Nubrif in Summe zu haben, 
unter der vorigen Borausfegung aber wieder in Einnahme zu 
ftellen ift, da bier durch den Rechner feine wirkliche Veraus⸗ 
gabung Statt fand. 


> 


4) Rechnungsinſtruktion $. X. 


2) In der Regel werben auf diefelbe Art auch Boflen behandelt, die durch 
Derweifung auf andere Schulpuer übergehen, indem die Schulvigkeit 
des alten Schuldners ale durch Berweifung bezahlt angenommen, bie des 
neuen als bei viefem nen angelegt behandelt, jene fomit in Ginnahme, 
diefe in Ausgabe gefegt wird. Dies if jedoch Aberfläffig und es genkgt 
eine bloße Namensänderung (3. B. jebt durch Berweifung NN.), wenn 
die Schuld buch den Verweisfchuldner innerhalb der Rechuungszeit noch 
abgetragen wird, ober überhaupt, wenn fie ganz biefelbe if, wie beim 
vorigen Schuldner, wogegen fi jene Behandlung nicht umgehen Täßt, 
wenn die Schuld fich ändert, 3 B. wenn bie Zinsſchuldigkeiten des vorigen 
Schuldners mit dem Gapital zufammen jetzt eine neue verzinsliche Schuld 
bilden. 

3) Wurden die Naturalien erfauft, fo if es fehr überflüffig, den Kaufpreis 
unter die übliche Rubrik „für erfanfte Vorräthe“ aufzunehmen und dann 
erft noch jene Verrechnung in Ginnahme und Ausgabe zu machen; viels 
mehr ift hier einfach jener Kaufpreis unter Befoldung, Armenanfwand ıc. 
amsgäblich zu verrechnen, wodurch Allem Genüge geihau iſt. 


4 
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8. 387. 


Das Geſammtergebniß der Rechnung gegenüber dem Rechner 
drüdt ih in der Summe aus, um welche der Befammtbetrag fämmts 
licher Einnahmen verfhhieden IR von dem Gefammtbetrag der Aus 
gaben, oder welche bei dem Abzug ber Heinern diefer Hauptfummen 
von der größeren bevorbleibt, Remanet.!) Bei der Bergleihung dieſer 
beiden Hauptjummen kann jene größer feyn, als dieſe, dann iſt der 
Rechner fhuldig, den Mehrbeirag der Einnahmen (Baffivremanet) 
als Eigenthum der Verwaltung darzulegen, oder es fann die Haupt- 
ſumme der Ausgabe größer feyn, dann hat der Rechner ein Gut⸗ 
haben aus dem mit diefer Rechnung abgeichloffenen Berwaltunge- 
jahre an feine Kafle (Metivremanet), worüber ebenfalls Nachweis 
zu geben if. Das eine oder andere Ergebnig muß übereinftiimmen 
mit dem Ergebniß der von dem Rechnungsſteller zu beforgenden Bes 
rechnung des Rapiats und Tagebuchs. 

Da indeſſen von der Zelt deo Rechnungoſchluſſes bis zur 
Vollendung und Abſchluß der Rechnung eine längere oder fürzere 
Zeit verfließt, während welcher die Verwaltung nidt file ſteht, fons 
bern theild Grundſtocksgelder flüffig, theild Refte des vorigen Jahre 
getilgt werden, theild Einnahmen und Ausgaben de6 neubegonnenen 
Verwaltungsjahrs vorkommen können, fo fann der wahre und 
neuefle Stand des Rechners zu feiner Kaffe nur dann beurtheilt 
werden, wenn auch diefe feit dem Rechnungsſchluſſe vorgefommenen 
Einnahmen und Ausgaben berechnet werben. Dies gefchieht durch 
Die Nachrechnung, die jedem Rechner nach vollenteter Rechnungs» 
ſtellung zu ziehen ift.2) Eie begreift die Einnahmen, welde nad 
den Einträgen des Rechners in den Büchern des neuen Verwaltungs⸗ 
jahre, die nöthigenfalls vom Rechnungsſteller berichtigen zu laffen 
find, in jener Zwiſchenzeit gefallen find, und die Ausgaben, welde 
in gleicher Zeit vorfamen, und wie fie ſich bei anzuftellender Ber; 
gleichung der Belege als wirklich geleifet zeigen, worüber eine von 
dem Rechnungsfteller und zwei Urkundsperfonen zu beglaubigenbe 
Urkunde aufzunehmen if.) — 

Durch die Zuzählung diefer neuen Einnahmen zum Paſſiv⸗ 
remanet und durch fofortigen Abzug des Betrages der neuen Aus⸗ 
gaben und beziehungsweife des Activremanets wird fi in der Regel 
ergeben, daß der Rechner einen Ueberſchuß an Einnahmen hat, 
den er nun nachzuweiſen fhuldig ift, indem er entweder ven ents 
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ſprechenden Betrag ald Baarvorrath feiner Kaffe aufweist, 4) 
oder mit einzelnen Einnahme⸗ und Ausgabepoſten das Nichtvor⸗ 
handenfeyn des Geldes rechtfertigt — Liquidationspoften. Als 
folhe können vorkommen: a) Beträge, die dem Rechner in Ein- 
nahme geftellt wurden, während er fie in der Wirklichkeit nit eins 
genommen hat, fey es aus Verſehen des Rechnungsſtellers oder in 
ter Form der Zureftlegung ($. 325.); b) Ausgaben, die dem Rechner 
als foldhe nicht in Rechnung genommen wurden, ſey cd aus Ders 
fehen, oder weil ſolche nicht paifirlich erfunden worden find, oder 
endlich weil e8 für zwedmäßig erachtet wurde, Zahiungen, die nut 
einen Theil des Aufwandes für einen gewiffen Zwed begreifen, der 
im Zufammenhange in nädfter Rechnung verrechnet werben foll, 
oder bei welchen die Berbindtichfeit der betreffenden Corporation noch 
im Zweifel ift, vorerft außer Rechnung zu laffen (in Liquidation 
nachzuführen). — Alles died weicht von den Regeln einer ordent⸗ 
lihen Berrehnung ab, Tann aber, wenn die erwähnten Umſtaͤnde 
vorwalten, nicht vermieden oder auf entſchieden beſſere Weile bes 
handelt werden. 3) 

Alles das bezieht fih fowohl auf Gelder, als Raturalien, und 
in über die beim Sturz erfundenen Borräthe eine von zwei Urs 
fundsperfonen beglaubigte, die einzelnen Gattungen aufjählende, 
Urkunde aufjunehmen. 9) 

Kann der berechnete Mehrbetrag der Einnahme nicht oder nicht 
vohftändig auf die eine oder andere Art dargethan werden, fo liegt 
ein Kaflenreit vor, und es ift fofort nach $. 356. zu verfahren. 

Zeigt fih dagegen auch nah Einrehnung ded Betrages ber 
neuen Einnahme ein WMehrbetrag der Ausgabe, alfo ein ®uts 
haben des Rechners an die Kaſſe, fo tft hierüber die in $. 341. 
Pt. 2. geforderte Erklärung und Nachweiſung zu geben. 

Am Schluffe it die ganze Rechnung vom Rechner anzuerfennen, 
womit die Can fi überflüffige) Erftärung verbunden zu werben 
pflegt, daß er folhe auf feine Verantwortung nehnte. 

4) Die Berechnung defielben foll vom Nechuungsfteller nur projectict und erſt 
vom Revidenten vollzogen werben. Comm.O. XIV. 2. $. 17. Gingang. 

2) Comm.O. XIV. 1. $. 45. 

3) Rechnungsinſtruktion $. VE, 

4) Wenn dieſes Sefchäft zugleich den Charakter einer Kaffenunterfuchung haben 
foll, was in dem Geſetze wicht vorgefchrieben iſt, jo maß der Sturz vor“ 
augehen, nach $. 351. 

6) Die wirkliche Verrechnung ber zuleht genansten zwei Gattungen von Ands 
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gabepoften, wenigſtens die legtere, if noch nicht begründet und Tann zu 
Irrthümern, als nochmaliger Berausgabung und Verrechnung ıc., leiten. 
Dies wird zwar verhindert, wenn diefe Ausgaben dagegen ale Einnahme: 
reft fo lange anfgeführt werben, bis die Anftände befeltigt find, was dber 
eine Weitlaͤnſigkeit if. 
6) Rechnungsinſtruktion Schluß. 


$. 338. 


Den Schluß der Nechnung bildet die Nachweiſung des Grund⸗ 
ſtockhs und des Beftandes ter Reftverwaltung oder des aus beiten 
Theilen zufammengefegten Vermögens, foweit es zu Gelb ges 
worden ift, wobei es nicht bloß Darauf anfommt, den Unterjchied 
zwiichen fernd und heuer zu berechnen, fondern vielmehr zu beftimmen, 
wie fih das Vermögen hätte ftellen follen, wenn die Berwaltung 
vorfchriftmäßig geführt wurde. 

Bon materieller Wichtigkeit it hiebei zunächft das Erſtere. Es 
muß nemlih unter Hinweifung auf die entjprechenden Rechnungs⸗ 
einträge dargethan werten: 

1) welches der Betrag des in Geld wirfli angelegten Grunt- 
ſtocksvermögens am Schluffe voriger Rechnung war; 

2) was etwa demfelben im Laufe des Rechnungsjahrs durch Bers 
wandlung fonftiger Orundftodötheile in Geldforderungen (ſtatt 
Güter Kauffhillinge, ftatt Gefälle Ablöjungsichillinge) Hinzus 
gewachfen ift und was demfelben in Folge etwaiger Anords 
nungen zur Wiedererganzung früherer Angriffe aus laufenden 
Mitteln hätte zuwachſen follen ; 

3) was der jehige Beſtand des feit angelegten Geldgrundftode ift. 
Iſt diefer Beſtand fleiner, ald der Betrag von 1. und 2. zus 

fammen, fo wird ſich ergeben, daß die angeordnete Ergänzung nicht 
“ Statt gehabt, oder noch weiter, daß Grundſtocksgelder flüfjig ge 
worden (Kauficillinge, Eapitalien 2c. eingegangen) und nicht wieder 
feft zum Grundftod angelegt, oder aber, daß die entſprechenden 
Summen durch Berwandlung in andere Grundſtockstheile (durch 
Kauf von Gütern, Ablöfung von Lajten 2c.) ihrer Beitimmung 
gemäß verwendet find. | 

Dad Paſſivremanet ded Rechners und die Ausftände bilden 
zufammen und nad Abzug der hierauf baftenden Zahlungsrüdftände 
den Beftand ter Reftverwaltung, wie er fih am Schluſſe der 
Rechnung ergibt. Much gehört dahin der nach laufenden Preifen zu 
machende Anfchlag der Vorräthe an Naturalien und Materialien, 
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der jedoch in der Regel weggelaſſen wird und werden kann, wenn 
dieſelben ſchon ihre Beſtimmung haben. Der Betrag dieſes Theils 
des Geldvermoͤgens iſt natuͤrlicherweiſe ſtets veränderlich und feine 
Abnahme gegen fernd inſoweit ohne praktiſche Bedeutung, als 
mindeſtens das erforderliche Betriebscapital in demſelben noch ent⸗ 
halten und vorhanden iſt.1) 

" Dagegen dient der Gefammtbetrag beider Beftandtheile des 
Geldvermoͤgens am Scluffe der Rechnung dazu, die Richtigkeit der 
Rechnung zu erproben. Wird nemlich zu dem Gelbvermögen, wie 
es am Schluſſe voriger Rechnung fich herausftellte, hinzugeſchlagen: 
1) der Betrag neu binzugefommener Geldgrundftodstheile, 3. 2. 
©ütererlöfe, 2) der Betrag der im Laufe diefer Rechnung nen an⸗ 
gefallenen (theild eingegangenen, theild noch ausftehenten) wirfliden 
Einnahmen (ald Soll des Laufenden), wozu bei &emeinten ber 
Umlageüberfhuß an Staatsfteuern gehört, nicht. aber der Betrag 
aufgenommener Anlehen, weil ſolche ald Schuld auf die folgende 
Rechnung übergeben, 3) die Erfapleiftungen für Ausgaben in der 
laufenden Berwaltung diefes Jahrs, — und wird dagegen von ber 
Summe diefer drei Poften abgezogen: 1) der Betrag, welder auf 
Grundſtockstheile verwendet wurde, die nicht zu dem Geldvermögen 
gefhlagen wurden, alfo auf Ablöfung von Grundlaften, Kauf von 
Gütern ıc., und der entweder bezahlt ift, oder noch ald Geldſchuld 
auf der Verwaltung laftet, 2) der Betrag aller im Laufe des 
Rehnungsjahrs neu angefallenen, theils berichtigten, theild noch uns 
berihtigten, laufenden Ausgaben, 3) der Ausfall an Einnahmen 
durch Abgang und Nachlaß, fo muß die Differenz zwifchen der erften 
und der zweiten Summe gleich feyn dem Unterfchiede zwifchen dem 
Geldvermögen der vorigen und der jegigen Rechnung. 2) ° 


1) Diefe Veraͤnderlichkeit bernht theild anf dem Wechfel der Beträge der 
Ginuahmen und Ausgaten am und für fih, theils darauf, daß Ausgaben, 
die nach dem tat vorgefehen wurben, nicht gemacht, ſondern verfchoben 
wurden. Durch letzteres kann in einem Jahre das Geldvermoͤgen größer 
erſcheinen, während es bei Nachholung der Ausgabe im nähen Jahr 
wieder um fo mehr abnimmt. 

2) Diefe Berechnnug kann noch verbunden werben mit einer en SEES 
der Nechuungsergebniffe mit den Statsfäsen, indem flatt der In Rech⸗ 
nung genommenen ganzen Anfälle an Ginnahmen und Ausgaben dem 
Selbvermögen des vorigen Jahre zugelegt wird der etatsmäßige Webers 
ſchuß oder die dem Gtat gemäß gemachte Umlage mit Zurechnung des in 
Wirklichkeit augewachfenen Mehrbetrags einzelner Ginnahmejäbe und 
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bie gegen ben Stat gemachten Erſparniſſe an Ausgaben, hieven aber wieder 
in Abzug kommt der gegenüber vom Etatsſatz entſtandene Ausfall an eins 
zelnen Einnahmen und Mehrbetrag einzelner Ausgaben, wornach ſich wieber 
der Unterfchieb ergeben muß zwifchen dem Gelbvermögen der vorigen uud 
der jehigen Rechunug. — Eind Schulden bezahlt worden, fo wird um 
bas Bezahlte, weil die Schuld am Geldvermögen abgezogen wurde, das 
letztere fi) vermehrt finden, wogegen, wenn ber vorgefchriebene Tilgungs⸗ 
plan nicht eingehalten wurde, der Rückſtand in ber Wirkung einer Bers 
mögensabnahme gleih Tommi. — Im Ganzen aber wären die vor 
benannten Nachweifungen auf bie Art zu geben, wie es am Schluſſe des 

angehängten Rechnungsſchemas angebentet ift. — 


8. 380. 

Dem Rechnungsſteller liegt endlich noch ob: 1) das Fahrmiß⸗ 
inventar in Anſehung des während der Rechnungszeit eingetretenen 
Zuwachſes und Abganges zu revidiren;1) 2) die Erledigung der 
Rezeſſe zur vorigen Rechnung durch urkundliche Beantwortung ders 
felben im Rezeßbuche nachzuweiſen; 2) 3) die Rechnung fammt den ' 
dazu gehörigen Belegen und mit den Rechnungsbüchern ver in 
$. 390. benannten Behörde zu übergeben. 

1) 8. Verordunug vom 10. Sept. 1817. II. b. 
2) Giche $. 399. , 


$. 390. e 


Um der hiemit abgefchloffenen Rechnung im Allgemeinen den 
Charakter der Glaubwürdigkeit zu verleihen und den ſaͤmmtlichen 
Drganen der Verwaltung Gelegenheit zur Berichtigung und Recht⸗ 
fertigung zu geben, ift 

1) die Gemeinderechnung fofort in Abwefenheit des Rechners der 
verfammelten Gemeinde durch den Rathoſchreiber vorzulefen, 
fodann längftens binnen 8 Tagen dur den Gemeinderath mit 

Genauigkeit zu durchgehen, wobei die fich ergebenden Anftände 

von Poſten zu Boften zu verzeichnen find; hierauf wird Die 

Rechnung dem Bürgerausfchuffe zur gleihmäßigen Durdfidt 

zugeftellt, von diefem mit feinen Bemerkungen fpäteftens binnen 

4 Wochen zurüdgegeben, worauf diefe Bemerfungen durd den 

Gemeinderath in eigener Sigung geprüft und begutachtet were 

den follen; endlich wird die Rechnung mit den beiberfeitigen 

Bemerkungen dem Oberamt übergeben. 1) 

Um ten Rechner gegen die Zerftreuung und den Berlufl 
ter Rehnungsbelege fiher zu fielen, find biefelben bei 
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jeder der vorgenannten Uebergaben von Ziffer zu Ziffer vorzu⸗ 
zaͤhlen und iſt ein foͤrmlicher Empfangſchein dafuͤr auszuſtellen. 
Sollte gleichwohl in der Folge eine Rechnungsurkunde ver⸗ 
mißt werden, fo hat fi die Gemeinde an denjenigen zu 
halten, der fie zu verwahren gehabt hat; in Beziehung auf 
den Rechner aber iſt der Eintrag in der Rechnung, welcher 
ſich auf das verlorene Dokument bezieht, als richtig anzu⸗ 
nehmen. 2) 

2) Die Amtspflegrehnung nebit ihren Beilagen in der Amts⸗ 
verfammlung durch deren Aktuar in Abwefenheit des Rechners 
zu verliefen, fofort einem von der Amtöverfammlung alljährlich 
einer neuen Wahl zu unterwerfenden Ausſchuſſe von 8 bis 
5 Mitgliedern zur nähern Durchſicht und Prüfung zuzuftellen, 
au jedem einzelnen Mitglieve der Amtsverfammlung auf 
Verlangen die Einfiht der Rechnung auf dem Rathhaufe (der 
Oberamtsſtadt) zu geftatten. Diefer Ausſchuß hat die Rech⸗ 
nung mit dem fummarifhen Auszuge berfelben zu vergleichen, 
den legtern nachzurechnen, dem Amtspfleger eine Nachrechnung 
zu ziehen und die Kafle zu flürzen, fodann längftene nad 
14 Tagen die Rechnung mit der Rachrechnungs⸗ und Kaffen- 
fturzurfunde und den fonftigen Bemerkungen des Ausfchuffes 
dem Oberamt zu übesgeben. 9) 

3) Die Stiftungsrehnung nebf ihren Beilagen durch den Raihs⸗ 
fhreiber der Gemeinde vorzulefen, ſodann dunh den Stiftungs⸗ 
rath in Abwefenheit des Rechners zu prüfen und dem Bürgers 
ausfhuffe zu gleihmäßiger Durchſicht mitzutheilen. Die Bemers 
fungen des Ausſchuſſes werden vom Stiftungsrath begutachtet, 
fofort aber mit der Rechnung und allen dazu gehörigen Alten 
dem gemeinfchaftlihen Oberamt eingeicidt. 4) 


1) Verw. Edict 8. 36. zweiter Sab. Bergl. Comm. O. XIV. 1. $. 32, Daß 
dieſes Vorleſen, das auch anf bie Beilagen, namentlich Holzverkaufs⸗ 
rogiſter, ſich erfireden fol (Abſchied vom 30. Juni 1821. $. 23.), eine 
undlofe und befchwerlicge Zörmlichkeit iſt, wird außer Zweifel ſeyn. 

2) Verw. Edict $. 37. 

3) Daſ. $. 83. 

4) Daf. $. 139. 


32 * 
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III. NHechnungsreviſton und Abhör. 


$. 391. 


Jede Corporationsrechnung mit Einfchluß der Theilrechnungen ?) 
wird einer ind Einzelne gehenden Brüfung — der Revifion — unters 
worfen, die dem Oberamt ohne befondere Anrechnung gegen die 
Eorporationen obliegt ?) und durch den Oberamtsaktuar oter mit 
Genehmigung der Kreisregierung durch einen befondern Gehülfen, 
der im Rechnungsweſen beim Departement ded Innern oter der 
Finanzen eine genügende Prüfung erftanten haben muß, beforgt 
wird, 9) welcher Beauftragte zunächft dem Oberamtmann, diefer aber 
der höhern Behörde verantwortlich ift, wobei der letztere gleichwohl 
verpflichtet ift, die Rechnungen mit Aufmerffamfeit zu prüfen, die 
Mängel der Verwaltung zu rügen, die Bemerkungen des Gemeindes 
. rath8 und Bürgerausfchuffes mit der Rechnung zu vergleichen. +) 
Die Revifion muß bei jeder Rechnung noch vor Ablauf des neuen 
(folgenden) Rechnungsjahrs vorgenommen werben. 5) 


41) Wozu auch die Rechnungen über die unter Garantie der Corporation 
fiehenden Leib: und Sparkaſſen, Zehnts und Gältpachtungen gehören. 
Min. Erlaß vom 2. October 1837. Kerner bie Schulfondrechuungen. 
Min. Erlaß vom 10. Juli 1842. : 

2) Verw. Edict $. 36. 69. d. e. $. 83. 94. 139. 142. dritter Satz. 

3) Die Uebertragung der Revifionsgefchäfte au die Amtspfleger if durch einen 
Min.Erlaß vom 4. December 1837 hauptſächlich wegen der Berrehuung 
zwifchen ven Amis: und Gemeindepflegern für unzuläfig erklärt. — 
Stait der vormaligen Commun⸗ und Stiftungsrechnungsrevijoren hatte das 
I. Edict vom 31. Dec. 1818. $. 22. eine Unterfiüsung des Oberamts- 
manns buch einen rechnungsverfländigen Altuar in der Weile angeordnet, 
daß der Oberamimann wieder, wie vormals, für die Rechnungéreviſion 
perfönlich verantwortlich feyn und die Derpflichtung Haben folle, jebe 
Rechnung mit Anfmerkfamfeit und Genauigkeit zu prüfen. — Der Uns 
trag in der Beratung der Lanbflände hierüber von 1821 auf Belafiung 
der Rechnungsreviforen wurde im Suterefle der Gefchäftsvereinfachung, und 

um das Auffichtsrecht des Oberamts nicht zu beeinträchtigen, abgelehnt. 
Ueber einen fpätern Antrag hierauf vergl. Verh. von 1824. 9. 9. 
©. 630., H. 14. ©. 1460. Wenn zwar bei jeder wichtigeren Berwaltung 
eine größere Erfahrung zur gründlichen Reviſion Noth thut, als ſolche 
in der Regel den Revifionsgehülfen zu Gebot fieht, fo Tann und follte 
biefer Mangel dur den Oberamtmaun erfeßt werben, ber dagegen bei 
ſelbſtſtaͤndigen Reviforen, wozn tüchtige Leute auch nicht fo häufig fich finden 
und welche felbft mit der Zeit gleichgültig und zum Formalismus und 
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Schlendrian gemeigt werben bürften, das lebendige Intereſſe für die Sache 
verlieren wird. — Nah NAnficht des Verfaſſers würde eine Trennung 
befien, was bie Revifion bezwedt, in ber Weife zu treffen feyn, daß bie 
formelle Revifion, namentlich die Recalenlation, durch einen von ber Vers 
waltungsbehörde mit Snflimmung des Bürgerausfchufies zu beftellenden 
Sachverſtaͤndigen vorgenommen, bie Rechnung aber durch den Oberamts 
mann ſelbſt in Bezug auf materielle Verwaltung und alle diejenigen Puntte, 
wobel das Staatsanfjichtsrecht einwirkt, gepräft würde. 

4) Berw.Gpict $. 72. 94. Daß der Oberamtmann überhaupt perfönlich vers 
antwortlih if, ſoweit ihm eine Schuld beigemeflen werden kaun, ergibt 
fh ans dem ganzen Dienftverhältnig, das denſelben allein als verants 
wortlichen Beamten des Oberamts erflärt. Aber man wird ihm nie zus 
muthen können, das Gefchäft des Revidenten nachzurevidiren, fonbern er 
mnß fih darauf befchränten, bie Bemerkungen des Revidenten zu prüfen, 
die Rehuung und die Beilagen im Allgemeinen zu durchgehen und das⸗ 
jenige auszuftellen, was ihm hiebei namentlich in materieller Beziehung 
auffällt. Dies ſcheint auch aus der Faſſung des $. 94. im: zweiten Sa 
hervorzugehen. 

5) Verw. Edict 5. 94. erſter Sag. Comm. O. XIV. 2. $. 1. 


8. 392. 


Die Aufgabe der Revifion ift, 1) mit Aufmerffamfeit, Genauig⸗ 
feit und Strenge zu unterfuchen, ob nad dem Anhalt ver Rechnung 
ſowohl die Berwaltungsorgane und der Rechner, als der Rechnungs 
fteller den Verpflichtungen nachgefommen find, die ihnen nad dem 
Gefege und der Natur der Sache, wie nad geſetzmäßigen Vers 
fügungen und Beichlüffen (namentlih auch früheren Rezeffen) ob» 
lagen. Dieſe Interfuchung betrifft: 

I. da8 Formelle, namentlich 

a) ob der Rechner die ihm obliegende Führung von Rech⸗ 
nungsbüchern vorſchriftmäßig beforgt hat, 

b). ob die von der Berwaltungsbehörde und in ihrem Namen 
zu führenden PBrotofolle und fonftigen Aftenftüde gut 
und vorfhriftmäßig gemadt, die bezüglichen Verhand⸗ 
lungen in der vorgefchriebenen Form vorgenommen find, 

c) ob die Rechnung den Erforderniffen der Reinlichkeit, Ord⸗ 
nung, Pünktlichkeit und formellen Vollſtaͤndigkeit genügt; 

11. den Calcul. Mle Zahlen, Zahlenzufammenfegungen und 

Zahlenabzüge find zunäcft in den Beilagen, namentlich aud 

in den Einzugsregiftern, 2) dann in der Rechnung felbft zu 

prüfen und naczurechnen. 


IH. Die materielle Berwaltung, namentlid 

1) 05 alle Einnahmepofien, welche nach Seſehen, örtlichen 
Berhältniffen und gefegmäßigen Anerbnungen und Bes 
fhhlüffen vorgefommen feyn mußten, volljogen und vers 
rechnet find, ®) 

2) ob vie Einnahmen in dem Maße gemacht wurden, wie 
fie zum möglihfen Bortheil der Corporation gemacht 
werben konnten, ob namentlich Naturalien und Anderes, 
was zu Geld zu maden war, möglihk vortheilhaft vers 
werthet wurbe, *) 

3) ob nichts doppelt verausgabt if, 

4) 0b in der Ausgabenverwaltung die Regeln vernünftiger 
Sparfamteit beobachtet werben, nichts gegen geſeßliche 
Berbote verausgabt wurde,5) ‘ob namentlih Die Ans 
rechnungen der Beamten und Diener der Borporation 
den beſtehenden Regulativen entfprebden,) 

5) ob die Eorporation ihren geſetzlichen Verbindlichkeiten in 
öffentlihen Leiftungen nachgekommen if. 


1) Eomm.Dd. XIV. 2. $. 13 ff. Amtsinfiruftion für bie Rechnungsreviſoren 
vom 29. April 1811. Rgbl. ©. 225. Berw.Erict $. 64. 94. 140. 

23) Comm.Dd. « a. D. $. 17. 18. 

3) Daf. $. 14. Bl. 3—12. 

4) Dal. 

5) Taf. Pt. 9. 10. 

6) Daf. vr. 3. $. 1. Min.Berf. vom 30. Ort. 1848. VI. 1. 


$. 393. 


Die Grundlage diefer Unterfuhung und der dabei zu erhebenten 
Anftände und zu flellenden Anträge bilden für den Revidenten 1) die 
beftehenden Geſetze, Vorſchriften und früher ſchon getroffenen Bers 
fügungen; 2) die gegenfeitige VBergleihung der Rechnungs akten Ders 
felben Verwaltung, namentlich das Amtsgrundbuch, beziehungsweiſe 
die vorgehende Rechnung ; in Anftandsfällen hat die Revifionsbehörde 
andere Protokolle und Aften, namentlich die Gemeinderathoprotokolle, 
zur Bergleichung einzufordern; 1) 3) die Vergleihung der Rechnungs⸗ 
einträge mit den Rechnungen anderer Verwaltungen, die mit den vor 
liegenden in Verbindung ſtehen, 3. B. der Gemeinde und Stiftungss 
rehnungen gegen einander, 2) 4) die Bemerfungen einzelner Bürger, 
des Gemeinderaths und Bürgerausfchufies. ®) 
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1) Comm. O. XIV. 2. $. 14. Bl. 1. 2. 

2) Ueber die ben Armenfaflen zugewiefenen Antheile au Umgelböftrafen und 
Hundeanflagen haben die ameralimter den Oberämtern Mittheilung zu 
machen. 

3) Berw. Edict $. 64. dritter Satz. 


$. 394. 


Die Reviftonsbehörde hat 1) wenn fih aus der Rechnung der 
Verdacht eine® Vergehens, 3. B. eined Caſſenreſts, einer Faͤlſchung 
u. dergl., eryibt, fofort Die erforderlihe Unterfuchung einzus 
leiten.1) 2) Eie bildet in allen eigentlihen Rehnungsfragen, 
d. 5. in Fragen, welde die Form und Einrichtung der Rechnung 
überhaupt und ingbefondere die Verrechnungsweiſe im Einzelnen bes 
treffen, eine dem Rednungsfteller gegenüber verfügente Behörde, 
erfennt daher darüber, ob die Rechnung gehörig geftellt ift, gibt die 
nöthigen Belehrungen und mit den beftehenden Vorſchriften verträgs 
lihen Weifungen und hat das Recht, im Falle völliger Unbrauchbar⸗ 
feit einer Rechnung oder eines Theils derſelben eine Amarbeitung 
auf Koften des Rechnungsjtellerd anzuornnen.?2) 3) Im lebrigen 
wird bei der Reviſion in allen Fällen, wo ein offenbarer Verſtoß 
des Rechnungsſtellers vorliegt, die nöthige Berichtigung fofort vor« 
genommen, in Fällen aber, wobei der wirflihe Sachverhalt zweifel: 
haft, oter wo gegen den Rechner und die Verwaltungsbehörde, over 
gegen einen Dritten eine Verfügung zu treffen ift,®) worüber die 
Betreffenden erft zu hören, oder worüber nad den im erften Theile 
angeführten Beitimmungen die gefeglichen Drgane der Verwaltung 
einer Corporation zunaͤchſt felbft zu erfennen befugt, oder doch dars 
über zu vernehmen find, der erhobene Zweifel, Anftand oder der 
etwa begründet erfundene Rathſchlag zu Protokoll genommen. 

4) Snflr. von 1811. I. 9. Comm.O. XIV. 2. 8. 16. 
2) Comm.Dd. a. a. DO. $. 20. Inſtr. von 1811. II. 1. 


3) Im Sinne der jetzigen Gemeindegeſetzgebung mnE die Borfchrift ber 
Comm.O. VI. 3. $. 1. modifizirt werben. 


$. 395. 


Wo eine Berichtigung der Rechnung wegen offenbaren Vers 
ftoßes, namentlich wegen Rechnungsfehlers, begründet ift, kann folce 
dur Richtigftelung. der Zahlen fofort vollzogen werden; doch ift es 
in Fällen, die auf das Remanet des Rechners einwirken, gerathener, 
die Berichtigung dadurch einzuleiten, daß ein Zuvielbetrag der Eins , 
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nahme oder ein Zuwenigbetrag der Ausgabe als eine dem Rechner 
zu leiftende Vergütung, ein Zuwenig der Einnahme oder Zuviel 
der Ausgabe aber ald ein von demfelben zu leiſtender Erfag vor⸗ 
gemerkt wird. 

Damit nöthige Verbefferungen in der Einrichtung der Rechnung, 
oder auch daß Rechnungspoſten, auf welche man bei der Rechnungs⸗ 
prüfung geführt wird, die aber der Zeit nach erſt in fünftiger Rech⸗ 
nung vorfommen follen, in diejer um fo weniger unbeatet bleiben, 
fo iſt dur einen Beiſatz des Revidenten an der betreffenden Stelle 
der Rechnung die Aufmerkfamkeit ded Rechnungsſtellers hierauf zu 
lenken. 1) 

Sm Uebrigen finden die Bemerfungen des Revidenten ihren 
Platz in dem abgejonderten Defectprotofolf, worin ſtets auf 
die betreffenden Stellen der Rechnung und die Nummern der Beis 
lagen zu verweifen iſt. Diefe Bemerkungen, fowie die hierauf nad) 
$. 396. zu ertheilenden Antworten follen in anftändiger Form und 
ohne beleidigende Ausfälle gehalten feyn. 2) | 


1) Comm.O. XIV. 2. $. 15. 
2) Daf. $. 19. Sfr. von 1811. II. 2. 


$. 396. 


Das. Defectprotofoll ift von dem Oberamt zu unterzeichnen und 
bei Etiftungsrechnungen dem Dekan zur Einfiht und zu etwaigen 
Bemerkungen mitzutheilen.1) Sofort wird daffelbe mit den Rechnungs: 
aften dem Rechnungsfteller und Rechner zugefertigt, damit dieſe die 
nöthige Ausfunft ertheilen, die erfundenen Mängel und Anjtänte 
ihrerfeitö wahrnehmen, anerfennen und, fo viel an ihnen ift, bes 
feitigen, aud hierüber durch entfprehente Beantwortung der 
Defecte Ausweis geben.?) Bei Amtspflegrehinungen ijt diejes von 
dem Oberamt mit Beiziehung des Rechners felbft zu beforgen.3) . 

1) Verw. Edict $. 140. 
2) Comm.O. a. a. O. $. 19. XIV. 3. 6.1. Juſtr. vom 1811. $. 3. 

Verw. Edict 6. 83. 94. 

3) Verw. Edict $. 83. 


$. 397. 


Die wirfliche Erledigung der bei der Revifion erhobenen Defecte 
und ebendamit die endliche Berichtigung der Rechnung gefchieht durch 
die Abhör, eine Verhandlung, bei welcher die Verwaltungs⸗ und 
Auffihtsbehörde fi theils von der bereits gefchehenen Erledigung 
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jener Defecte überzeugen, theils nach der zum Voraus erfolgten Ver⸗ 
nehmung des Rechners und weitern Eroͤrterung der Sache die zur 
Erledigung derſelben dienlichen Beſchluͤſſe faſſen und bei deren An⸗ 
laſſe eine Kaſſenunterſuchung bei dem Rechner (unter Einhaltung der 
wegen der Nebenkaſſen ertheilten Vorſchriften in 8. 351.) nach zuvor 
gezogener Rachrechnung von der Zeit des Rechnungsabſchluſſes bis 
zum Tage der Abhör vorgenommen wird. 1) 

1) Die Abhör der Gemeinderehnungen if, wenn es fi 
nur um Anftänte in Bezug auf die Art und Weile der Berreds 
nung oder fonft um unwichtige Fragen handelt, unter Zuziehung 
des Rechners und allenfalls des Rechnungsftellerd von dem Oberamt 
am Amtsfige vorzunehmen und find die ertheilten Rezefie dem Ges 
meinderath mitzutheilen. Dagegen hat der Oberamtmann die wichs 
tigern Anftänte, die das Materielle ver Verwaltung betreffen, an 
Drt und Stelle unter Bernehmung des Bürgerausfchufies zu erörtern 
und unter feinem Borfige durch den Gemeinderath erledigen zu laffen, 
wobei der Verwaltungsaktuar ald Rechnungsfteller zugezogen werden 
kann, dieſe Localabhör aber zu Erfparung der Koften ıc., wenn 
nicht dringende Gründe eine Nusnahme machen, mit dem Ruggerichte 
(fofern diefes in demfelben Rechnungsjahre vorgenommen wird) zu 
verbinden, jedesmal im Amtsfige gehörig vorzubereiten und auf Dies 
jenigen Defecte, welche die Verrechnung allein betreffen, nar in dem 
einzigen Falle auszudehnen, wenn die Verhandlung in dem Ober⸗ 
amtsfige die Gemeinde mehr befehweren würde. 2) 

2) Die Abhör der Amtspflegrehnung gefhieht dur das 
Dberamt mit Zuziehung des zur Rechnungsprüfung beftelten Aus⸗ 
fhuffes oder nad Befinden der vollen Amtöverfammlung, welcer im 
erftern alle jedenfalls über die Erledigung der Revifionsanftände 
bei naͤchſter Sitzung ausführlicher Vortrag zu machen ift. 3) 

3) Die Abhör der Stiftungsrehnungen geihieht durch 
das gemeinfchaftlihe Oberamt am Amtefige unter Zuziehung des 
Rechners, worauf die ertheilten Rezeſſe dem Stiftungsrath mitgetheitt 
werden; wenn aber Anftände vorliegen, die nicht wohl andere, als 
an Drt und Stelle unterfucht werben koͤnnen, oder wobel es fih um 
die innere, materielle Berwaltung handelt, oder wenn nad pflicht- 
mäßigem Ermefien des gemeinfchaftlihen Oberamts fonft ein triftiger 
Grund und das wohlerivogene Intereffe der Stiftung ed nöthig und 
raͤthlich macht, ſo kann die Abhör dur das Oberamt an Ort und 
Stelle aus Anlaß des Ruggerichts, der Gemeinderechnungsabhör oder 


— 300 — 


eines andern oberamtlichen Geſchaͤfts im Orte, ausnahmsweiſe auch 
ohne ſolche Verbindung mit einem andern Reiſezweck vorgenommen 
werden, wobei der Stiftungsrath zuzuziehen, noͤthigenfalls der Bürger⸗ 
ausſchuß zu vernehmen iſt und die betreffenden Rezeſſe dem Dekan 
zur Einficht mitzutheilen ſind.) 


1) Siehe den anf die allgemeine Praxis gegründeten Miniſterialerlaß vem 
11. Rov. 1830, worin übrigens angeordnet if, daß bie Nachrechmng, 
wenn fie längere Zeit erfordert, vor dem Berwaltungsaktwar vor der Athör 
vorbereitet und bei biefer nur abgefchloflen werben foll. 

2) Verw. Edict 5. 94. 95. Werorbuung vom 17. April 1826. $. 13. 

3) Das. $. 83. 

4) Berw. Edict. $. 141. Min.Erlaf vom 5. Dee. 1840. 


Leber die rechtlihe Stellung der verſchiedenen bei ver Abhör 
thätigen Organe ift Folgendes zu bemerken: 

1) Dem Bürgerausfhuß fteht zwar frei, Die ihm gut bün- 
fenden Bemerkungen und Anträge zu maden, und er muß 
über die bei der Revifion der Rechnung crhobenen Anftände 
vernommen werden. Dagegen find auch die bei der Abhör zu 
fafienden Beſchluͤſe von feiner Zufiimmung nur in den in 
$. 35. bemerkten Faͤllen abhängig. 

2) Ein felbfiftändiges Verfügungsrecht („von Amtéwegen“) fteht 
dem Dberamte zunähft ald Rechnungsauffichtsbehörbe wegen 
bioßer Fragen der Verrehnung ($. 397.), fodann aber nur in 
denjenigen Fällen zu, wo wider klare geſetzliche Vorfchriften 
gehandelt ift, oder fonft im Sinne des $. 49. ein dringender 
Grund vorliegt, wobei jedenfalld die Verwaltungsbehörde um 
ihre Anficht zu hören if. In allen andern Fällen hat der 
Dberamtmann nur dad Recht, die Anftände durch Befchluß der 
ordentlichen Verwaltungsbehörde unter feinem Vorſitz mit Eins 
haltung der in $. 49. II. 1. angeführten Beftimmungen ers 
ledigen zu laflen. ü 

3) Bon felbft verfteht ſich fodann, daß auch die bei der Abhör 
gefaßten Befchlüffe in den in $. 50 ff. genannten Faͤllen der 
jonft erforderlichen Genehmigung der Kreisregierung bepürfen.1) 


1) Eomm.d. XV. 3, $. 7. 
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$. 399. 


Die bei der Abhoͤr getroffenen Verfügungen und gefaßten Bes 
ishläffe werden formulirt (Rezeſſe) und fofert in ein fortlaufenves 
Rezeßbuch eingetiagen, in welichem voranzufhiden if: 1) was 
der Rechner im Reit geblieben (Paſſivremanet), oder weldes Guts 
haben ihm entftanden fen; 2) welche Poften, als bei der Revifion 
und Abhör unpaffirlih erfunden, vom Rechner oder einem Dritten 
zu erſehen ſeyen!) (Erfappoften) ; 3) melde Bolten, als irrthümlich 
zu wenig bezahlt, auf Verlangen der Forderungsberechtigten nachzu⸗ 
sahlen feyen (Vergütungen). 

Rezeffe, welche ein fünftiged Verhalten der Berwaltungsftellen 
im SIntereffe der Corporation bezweden, find als Normalrezeſſe zu 
bezeichnen 2) und ift über dieſe vom NRechnungsfteller ein Sachregifter 
zu fertigen und forzuführen, die gejchehene Beobachtung der Rezeffe 
aber bei näcfter Rechnungsftele am Rande des Rezeßbuchs unter 
Hinweifung auf die entiprechende Stelle der neuen Rechnung nadıs 
suweifen. ®) 

Endlich follen die Rechnungsabhörrezefie der Bürgerfchaft ſelbſt 
von dem Oberamt aud Anlaß des Ruggerihtd befannt gemacht 


werben. ®) . 
1) Comm.O. XIV. 3. ©. 8. 
2) Daf. $. 7. 


3) Daf. XVI. 3, 6. 24. 
4) Daf. $. 25. Verw.Edict $. 96. letzter Satz. 


5 6. 400. 


Weber die rechtliche Bedeutung und Wirkung der Abhörrezeffe ift 
Schließlich zu bemerfen: 

1) Als definition erfedigt Fönnen damit alle Punkte angefehen 
werden, worüber beide Theile, die Corporation mittel ihres 
ordentlihen Verwaltungsorgand und der Rechner oder betheis 
ligte Dritte, ausdrücklich oder ſtillſchweigend übereinfommen, 
oder worüber unter dem Anerfenntniß der Betheiligten eine 
Verfügung getroffen ift. 

2) Handelt es fih um ftreitige Rechte und Berbindlichfeiten, fo 
ift der Ausfpruch der Abhörbehörve zunächft nur als Erflärung 
der betheiligten Corporation aufzufafien, wobei vie Enticheidung 
der zuftändigen Behörde vorbehalten bleibt. Sofern es fidh 
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um einen Gegenſtand des öffentlihen Rechts handelt, kann 
aber auch von dem Oberamte in ſeiner Zuſtaͤndigkeit ſofort 
entſchieden werben, wobei das geſetzliche Beſchwerderecht, zu 
deſſen Geltendunchung ein Termin anzubetaumen if, offen ſteht. 

3) Gegenüber dem Rechner iſt eine fürmlide Freiſprechung 
(Abſolutorium, Decharge) bei jeder Rechnungsabhoͤr nicht, ſon⸗ 
dern erſt bei Mbhör feiner letzten Rechnung üblich. Die abs 
gehörte Rechnung bildet in jedem Fall aber für den Rechner 
und gegen ihn eine vechtlihe Bermuthung mit der Wirkung, 
daß eine Abänderung derfelben oder eine Ueberrevifion nur bei 
erwiefenem Irrthum und ohnehin bei Betrug geforbert 
werben fann. 1) 


1) Comm.Dd. XIV. 4. $. 3. 4. &s follte eine gefeßliche Frift gegeben ſeyn, 
nach deren Ablauf jede weitere Anfechtung der Rechnung unzuläffig wäre. 


* 

















AUnbang. 





Schema einer Gemeinderechnung. 


(Mit Zahlenbeifpielen, aber mit Weglaffung der Hinmweifungen, 
vergleiche $. 382.) 







@innabmen. j 
Sof, A, Neſte und Vorräthe som vorigen Sat. | Heft. 


Jahr. 






fl. |e. fl. au ft. |. 
900 | — 1) Remanet bes Nechners 5001 —I — — 
500 | — Betrag ad 1.]| 5001| — |— 


2) Ausflände. 
Nach ber Berechnung in voriger Rech⸗ 





500 |— | nung ©. fanden im Ganzen aus 
Hievon find nach den Ein» 
trägen im Rapiat im Gans 
zen eingegangen . . . 340 fl. 
in Abgang kommen . . . 5 fl. 
und find dem Rechner zu 
Meft_ gelegt worden . 5fl.I1 350] — | 150 
Reſte bei *) 
NN. Steuern pro 1848—50 10 Il. 
N. Pachtgeld pro 1849—50 20 fl. 
u. f. mw. 
500 | — Betrag ad 2, 350/—| 150] — 





) Die Speziflfation der Nefte hier oder in einem befonderen Meftverzeichniß, 
in welchem bie verſchiedenen Arten von Schualdigkelten bei jebem 
Schuldner aufzuführen find, 
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| @innabmen. 
Sol. |a. Neſte uud Vorräthe vom vorigen Sat. | Heft. 
Jahr. 
kr. i. || A I 
3) Vorſchüſſe aus laufenden 
Mitteln. *) 


Es ſchuldet nad Vorgängen 
N. Fruchtgeld von der Theurung 


12) — pro 1847 
Zuhlt hieran . — |—| 12|-- 
N. zum Anlauf "Aner Ruh pro 
25] — 1846 vorgefchoflen 
Zahlt an .... . oo. 4 40 . 5 ar 20 — 
— Betrag aas. — 
1037 | — Eumme ad A.| 8555| —| 1821 — 


B. Yom Grundſtoch. 
1) Bon verkaufter Liegenſchaft. 


Aeltere Kauffchillinge O. 
Im Laufe diefes Rechnungsjahrs wurde 
verkauft: 

1 Viertel in der Au, laut Ver⸗ 
faufsprotofoll vom ...., ges 
nehmigt den ...., woran zahl« 
bar baar . . 50 

150/—| auf Martint 1851 . SON. 
auf Martint 1852 . 00 fl. 
verzinslich zu 5 Prozent vom 


1. Oct. 1850 an. 
Hieran wurden bezahlt den . 50| —| 1060| — 
150 | — Betrag a 1 50|—I 1001 — 


2) Bon abgelösten Gefällen. 


An dem noch nicht definitiv berech⸗ 
neten Ablöfungecapital für die ber 
Gemeindepflege nach voriger Rech⸗ 
nung S. zugeftandenen, am .... 
zur Ablöfung angemeldeten Gülten 


°) Die Im Laufe des Rocinungsjahrs eniftandenen Midefappofen gehören im 
Einnahme C. 1. 





Ar ae er met 


ET PET —— 


| Einnahmen. 
— B. Yom Grunbfich, ——— 


fl. IE. fl. || fl. Ik 
muthmaßlichſ Kommt hier von der Zahlung am .... 
| mt... 2 ee öl 
nach Abzug des muthmaßlichen Zind- ) 
betrags ei... 15]—| 85) — 
85 


Vorſchüſſe aus Grund⸗ 


100 — Betrag ad 2.| 351 — 
3) Eingegangene Anlchen und 
ftodsmitteln. 
Nach ferndiger Rechnung flunden aus 
2000 fi. 
A wurden nach unten 
2150 | — neu angelegt 150 fl. 
Hieran wurden heuer abgelöst: 
von N. deu 2... 2 2 2% 100 |— 2050| — 
Spezifitation flehe unten (beim Zins). 
2150| — Betrag ad 3,| 100] — 2050 | — 
2400 | — Summe ad B. 


C. Jaufendes. 
1) Erfagpoften. ®) 
Nach Rezeßbuch S.“ wurde zum Er. 
faß angerechnet: | 
3 — bi N. 
Zahlte den .... 2 2... 
Nach unten ©. hat an Zuvielbezahl« 


165 | — 1 2235 | — 
glei er: 
Br RR ı|l_ 


tem zu erfeßen: 
1] — NN. 
. Erjegte noch —— 
41—- Betrag ad 1. 31 — 11 — 


2) Aufgenommene Anlehen. 


Zu Beftreitung der Schulbausrepa- 
rationdfoften wurden mit Genehmi⸗ 





*) Ueber bie Art der Berrechnung von Zeitrenten f. den Nachtrag am Schluß. 


) Erſatzpoſten ans der vorigen Rechnung werben im der Regel nicht zu dem 
dort berechneten Actiovermögen gefchlagen; wenn fie dies wären, müßten 
fie under Reſte geftellt werben. 
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@innahmen.- 
C. Sanfendes. 





gung ber K. Kreiöregierung vom .... 
aufgenommen Den .... 
tiN . .. 0... 


300 | — | 
Betrag ad 2.) 300 — | — I— 
3) Beiträge anderer Kaffen 


300 | — 


zum Gemeindeaufmwant. 


Zur Befoldung des Schullehrers if 
durch K. Eutfchließung vom .... 
ein jährlicher Staatsbeitrag ver⸗ 
willigt. 
Erboben wurden bei K. Cameralamt | 
Dede: 4 rs 501 —I — 
Die Amtecorporation gibt zur Be⸗ 
Iohnung des Amtsboten einen jährs 
lihen Beitrag. 
Erhoben wurben den .... . - 10 —1 — 


Betrag ad 3. 60 -1 — |— 
4) Ertrag des Gemeindever⸗ 


50 | — 





mögens. 
a) Gebäupemicthzinfe, 
Die Gemeinde befigt folgende Gebaͤude 


u. f. w. 

An Ertrag iſt einzubringen: 

Miethzins von Den entbehrlichen 
Zimmern im Schulhaus laut 
Vermietbungäprotofoll vom .... 

bei N. 
Zahlı den .... 0. 5 


Zu a. 5-1 — I— 


b) Güterpachtzinſe. 
Die Gemeinde befigt folgende Belt» 
gürer: 
1) 1 Morgen Aders im Dobel. 
FR im Genuffe des Schul: 
meifterse als deſſen Beſol⸗ 
dungetheil. 
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Einnahmen. 
C. Saufendes. 







































2) 1 Biertel Wiefen In der An. 
Nah oben Bl. verkauft, 

daher fünftig wegfallend. 

3) 15 Morgen in ben Seewiefen. 
Sind der Bürgerschaft in acht» 
zig Theilen zum Genuſſe über- 
lofien gegen einen Allmand⸗ 
zins von 15 kr. für jeden 
Theil. 

Hieran giengen in . . » 

Reſte bei NN. 


Su b. 
c) Wald und Holzertrag. 


Die Gemeinde iſt im Beige folgender 
Waldungen sc. 

Nach dem im Jahr .... angefertigten 
Nupungsplane konmmen bei einer 
Umtriebezeit von 25 Jahren jähr- 
li zum Sieb 6 Morgen, welche 
auch laut Beilage ( Materialienrech« 
nung 6. ) in dem Diftrifte .... 
zur Nutzung kamen. 

An dem Holzertrage von 10 Klafter 
buchen Scheiterholz, 500 Wellen 
wurden laut beiliegenden Verſteige⸗ 
rungsprotokolls am .... verkauft: 

8 Klafter Holz zu 90 fl. 
300 Wellen u . . 10f. 

Hieran giengen ein . bi 

Reſte bei NN. 

Der heutige Ertrag an Weiden an ben 
Bachufern wurde am .... öffentlich 
verkauft 

woran eingiengen —4 

Bu c. 

d) Obftertrag. 

Don ber Baumpflanzung auf dem 

Wafen wurde beuer ein Obftertrag 
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Einnahmen. 
C. Sanfendes. 






erzielt und folder am ... 

fteigert. 
Bezahlt wurden . 0.“ 
Reſte bei. 


e) Yon der Schafweide. 


Das Recht der Schafweide auf hieſiger 
Markung wird von der Gemeinde 
ausgeübt und iſt die Sommerſchaf⸗ 
weide, welche die Zeit von .... 
bis .... umfaßt, laut Borgangs 
an N. unter folgenden weſentlichen 
Bedingungen verpachtet ıc. 


Jakobi. 

Bezahlt am .... h 

Die Winterweide, veelche den weitern 
Theil des Fahrs einnimmt, war den 
Schafhaltern gegen ein Weidgeld 
von 6 ir. per Stud eingeräumt; 
laut der Urkunde des Pioörchmeiſters 
tiefen 1000 Stüde. 

Bezahlt wurden . . 

Der Pfoͤrch während der "Sommer- 
weide, weldyer verstagemäßig Der 
Gemeinde zuftebt, wurde verfleigert. 
Die Zeit der Sommerweide umfaßt 
200 Nächte, woran 

verkauft wurden . . . 480 
für den Pfarrer als Be⸗ 
joldungscheil abzugeben 


won . . 
wegen übler Witerung 
ausfielen 


200 
Aus den verkauften Pförchnäͤchten wur⸗ 
den erlöst und giengen ein 


Zu e. 


a yro 1851. — Zahlbar auf |. 


3/—-| 5|- 
31—| 5|- 
40|—| — |- 
80 '20| - 
so|—| 20 - 


N — — 
5601 —| —- 

















a 
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Se. — Sat. | Rei. 
C. Saufendes. 


Bülten wurden nach oben ©. 
abgelöst und kommt von der auf 
Abrechnung an der Ablöfung er⸗ 
folgten Zahlung der Zins sub g. 
ein, bier alfo . . — — 
Von verſchiedenen Gemeindeplaͤhen, die 
einzelnen Bürgern zur Benützung 
zu Hausgaͤrtchen, Dunglegen sc. ein- 
geräumt find, werden Recognitions⸗ 
zinfe erhoben, welche letztmals in 
voriger Rechnung ©. ſpezifizirt 
wurden, und im Ganzen hier ein⸗ 
kommen . . 5 — 
Ans 2 Simri Dintel, welche der Ber 
figer des Hofgartens jährlich abzu⸗ 
liefern bat, wurde erlöst . . 11 — 
Zu fi 6'— 


g) Capitatsinfe, 
Es ſtehen folgende Gapitalien aus: 
na) Bon Aulchen. 
NN. 500 fi. to 1. April zu 
I Bront . . . er 2535| — 
N. 100 fl. tro 1. Mai 
Ratum bis zum Sag der Ab- 
zablung den .... . 4 — 
N. 1500 fl. tro 1. Januar zu 
4%, Brom . 2. 2... 50 — 
bb) Bon Vorſchäüſſen ans Grund⸗ 
ſtocksgeldern. 
N. als Farrenhalter 50 fl. Vor⸗ 
ſchuß als unverzinglich. — |— 


cc) Bon Kaufſchillingen. 


N. nad oben &. aus 50 fl. ab- 
bezahlt den .... Natum . . 21 — 


Seite ug.| 811-21 17130 


fe || fd. kr. 
f) Yon Gefälen. 
Die der Gemeindepflege zuſtehenden 
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Einnabwen, 
C. Saufendes. 









Mebertrag zu 8. 
Aus 100 fl. Jahreszins pro 1851 
zu 5 Proent . ». 2. 

Zu g. 
Betrag zu 4. 


5) Bon verkauften Fahrniß— 
ſtücken und VBorrätben. 
Aus dem am .... verkauften entbehr⸗ 
Iihen Kaften wurden eridst 

Bei Meparation des Schulhaufes wur⸗ 
den entbehrlich und verfauft 3 alte 
Benfer 1... . 


Betrag zu 5. 
6) Aus nugbaren öffentlichen 
Rechten. 

a) Pie Pürgeraufnahmsgebühren 
find folgendermaßen vegulirt sc. 

— wurde aufgenommen: 



















Der neu ind Activbürgerrecht ein« 
getretene Bürgersſohn N. an 
Beitrag zu Beuerlöfchanftalten cl — 

Bu viel 2 fl, 
weldhe unten ©. vor Rech⸗ 
nungsabfchluß erfegt wurden. 
Zu a. — 
b) Atrafen, 
a) Dom Forſtamt übergeben 
b) Bom Gemeinderath zuerkannt 
c) Bom Schultheißenamt erfannt 
Eingiengn: 

bar. 2 2 20. JR 

mit Abverdinn . . 5 fl. 

durch Verwandlung in Arreſt 5 fl. 0], — — 
Su b. 20)—| 15I— 
Betrag zu 6.1 45|—| 15 — 















zu. WEN 


— Zu b. 
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Einnahmen. 
C. Faufendes. 


kr. 
7) Für Dentigung öffentlicher 
Anſtalten. 


a) Pflafiergeid 0. 
b) -Brücengeld.. 


Die Gemeinde darf nad) der Verfügung 
des K. Minifterimmd des Innern 
vom .... für Befabren der Brüde 
über bie Bild erbeben 2. Diejer 
Bezug iſt an N. auf 3 Jahre 
vom .... bis .... verpachtet und 

‚ kommt bier das Pachtgeld des zweis 

251 — ten Jahrgangs ein 


25 


0) Markikanygeid. 
Eolches iſt folgendermaßen regulirt ıc. 
Laut anllegender Urkunden wurde er= 
hoben: 
— am Martinimarft . 
— am Georgimarkt 


q) Jauergeld, Fleiſchbankgeld ⁊c. O. 


e) Bteinfahgeld. 

1 Bon jedem gefehten Stein iſt der ge⸗ 

feglihe Betrag von 6 fr. zu er- 
beben. 

Laut anltegender Urkunde des Unter⸗ 

gangsgerichts fielen . . 


Zu e. 


f) ↄquiseld. 
Es wird mit Genehmigung K. Kreie⸗ 
regierung vom .... erhoben ꝛc. 
Nach anliegenden — von Schulmeifter 
übergebenen — Schülerverzeichnifien 
war zw erbeben im Sommer, Wins 
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Einnahmen. . 


ieh. 
C. Saufendes. 


1. |] fl. 








Gi fl. I 
ter ıc. nach Breilafinng der Kinder 
40| — unvermöglicher Eltern . . » 30 10 
40, — Bu f. BEUEIBUE = 


82 | — ; Betrag zu 7. 
8) Steuern und Abgaben. 
a) Für den Staat. 
Nah dem anliegenden oberamtlichen 
Steuerausfchreiben traf e8 die Ge⸗ 
meinde an 
Grund⸗ und Gefällfteuer 400 fl. 
Gehäudefeur . . .  8O fl. 
510 | — Gewerbeſteur. g0f. 
Nach der ſummariſchen Berechnung des 
Abrechnungsbuchs wurden un 
und eingezogen 460 | — 


\ 


Ueberichuß | 
11— 
An Bapitalitener war nad anliegen« 
20] — | dem Gingugeregifter einzuzichen 
5311 — Bu a — — 





b) Für die Rrandverſichetuugekaſſe 


75| — | war einzulegen und einzuziehen ER — DER 
Diefelbe bat aber an Umlage⸗ und 
__2]30 | Einzugsfoften vergütet . . . 2130| — | — 
—— 290 Su b.| 771301 — I— 


| c) Aũr die Amtscorporation. 


An Amtsſchaden und Amtöverglei- 
hungsfoften traf es die Gemeinde 


51) — | umd wurden umgelegt und eingezogen | 48 | 30 2130 
An Eapitalftener für Die Amtepflege 
1130| war zu cbebn . . . 1130| — |I— 


CE ru 


52 | 30| Bu ci 50|—| 2]30 





x 
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Einnahmen. 
C. Saufendes. 


8) Für die Gemeine. 
an) Directe Umlagen. 
Nach dem Wirthichafteplan mar an Ge⸗ 


meindefchasden umzulegen und wurde 
300 | — umgelgt . 2... i 


Ueberſchuß 
1 


Der Betreff auf  Gpiafin und Bes 
foldungen ft . . . — 


bb) Die Bürgers, Beiſitz⸗ und 
Wohnſtener 
betraͤgt herkommlich .... und es mas 
ren aufzurechnen für 60 Buͤrger, 
5 Withwen, 2 Beiſitzer, 3 Wohn⸗ 
fteuerpflichtige, 4 abwefende Bürger 


cc) Als Surrogatfüranfgehobene 
Frohndienſte 
Dat jeder Bürger zur Gemeindekaſſt 
30 Er. zu erlegen, thut ' 


Zu d. 
Betrag ad 8. 


9) Kriegd-, Quartier» und 
Borfpanntoften. 


Für die am .... dahier ftattgehabte 

Einguartierung einer Abtheilung des 

3. Reiterregiments wurden von ber 
Amtspflege vergütet . 

Betrag zu 9. 


— 


10) Aus Pachtungen und Ber 
mittlung von Ablöfungen. 


Die zum K. Cameralamt von biefigen 
Einwohnern zu entrichten geweſenen 
Sülten wurden in ber Weiſe zur 


280 | — 


0) — 


29| — 
363] —] 27] — 
 970]30] 80130 


— 
Bee 


2 
= 


30 





300 | — 


2508 | 30 
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Einnahmen. 
C. auſendes. 


Abloͤſimg gebracht, Daß bie Ge⸗ 
meinde das Ablöfungscapifil in zehn 
Jahreggielern entrichtet, Dafür aber 
die nach den Ablöfungäpreijen in 
Geld verwandelten Gülten fo lange 
fortbezieht, bis fie um ihre Vor⸗ 
ſchüſſe nebſt Zinfen und Koften bes 
friedigt iſt. 

Nach ferndiger Rechnung betrug Die 
Schultigkeit der Guͤltpflichtigen bis 
Martini 1849 noch 2300 fl. 

Hiezu fommt Zind pro 1850 115 fl. 

Auslage an Einzugsfoften vn. If. 


2430 fl. 

Der heurige Einzug beträgt wieder auf 
Martini 1850 . 

Heft der Schuldigfeit pro Rarıint 1850 

2130 fl. 

Da aber die Gemeinde an ihrer Schuld 

zum Gaeralamt beuer abgetragen 

bat 300 fl. und mithin von fern- 

digen 2400 il. nur noch ſchuldet 

2100 fl. 

ſo hat die Gemeinde einen aus künf⸗ 

tigen Einzuͤgen zu Aa Vor⸗ 

ſchuß von . 





Betrag zu 10, 


‚so|—| — |- 


300] 9] = * 
Summe des Laufenden C. —— 244| — 


6245| 301 Hauptfumme der Sinnabmen} 3586 "3586 | 30] 2661| — 








— 


— 


N 


—— 





Ausgaben. 
A. Neſte vom narigen Ihr. 


d If. fi. el . If. 
12 Aetivremanet des Rechners 0. 


2) Berzinslide Schulden. 


a) Nach dem Borgang S. waren 
auf 1. Juli 1850 an verzinslichen 
Schulden noch vorhanden Yon den 
im Jahr 1846 zum Bau der Brüde 
1100 | — aufgenommenen . . 3000 fl. 
woran jährlid nach dem von ber 
K. Kreisregierung am .... geneh⸗ 
migten Tilgungsplane 200 fl. ab» 
jutragen find. 
b) Hiezu kommen heuer nen aufges 
nonımene zur Beitreltung ber Schul⸗ 
300 | — bausreparationöfoflen 
weldhe nach dem am .... geneh- 
migten Tilgungeylan in 3 Jahren 
abgetragen werden follen. 
1 Abgerragen wurde but . . » — 1—]1400| — 


1400 | — Berrag zu 2.5 — | —11400| — 
® 
8) Zahblungsrüdftände. 
Im Rückſtand blieb: 





15 — an N. Arbeitsverdienſt 
bezahlt wurde den 1. . . 5I—I — — 
20|—| an N. Eapitalzins 
bezaßlt wurde den u. . . 201 — 
35] — Betrag zu 3.| 351 —l — |— 
1435| — Sunme A. 35 —] 1400 | — 


B. Sum Grundfish. 
1) Ankauf von Llegenfhaft. 


Zur Erweiterung bed Sckulhauſes 
wurde am .... erfauft von !/, Mor⸗ 
gen 10 Ruthen ac. die zur Ueber⸗ 
100| — bauung gefommenen 25 Ruthen. 
Bezahlt wurde hieran noch . . — (—!| 10) — 


100) — Betrag zu 1.]| — I—| 101 — 

















2) Abläfung von Laften. 


Die aus dem Ader im Seewaſen zu 
reichen geweſene Bült wurde mit 
den übrigen Bülten der Gemeinde⸗ 
'angebörigen auf die oben ©. 
bezeichnete Art zur Ablöfung ges 
bracht und iſt das Ablöfungecapisal 
zu berednen gemwefen auf 190 fi. 
Die jährlihe Zahlung bis zur ges 
ſchehenen Abloſung aller Guülien ift 
13 fl. Der Zins aber von obigem 
Abldfungscapital iſt zu 4Y, Prozent 
8 fl. 33 kr., fo daß der Reſt ale 
Zahlung am Capital anzujehen ift 
und bier einfonmt mit . . . 
Betrag zu 2. 


3) Neu ausgeliehen. - 


Im Laufe des Rechnungs jahrs en 


neu außgeliehen: 
den .... au N. 


Betrag-ad 3. 
Summe B. 


C. Saufendes. 


1) Vergütungen und Rüd. 
- zablungen. 


Nach oben S. Hatte N. an Vürger⸗ 


eintrittögeld ie viel bezahlt 
welche den .... baar N 
wurden mit ; 


[aut Rezeßbuch ©. — 2% zuviel 


erhobenem Zinsratum zurückzuzahlen 
Betrag ad 1. 


1500| — 
1501-1 <= | 
154 BIT Teer pe 


„ll 


li 
Be m gg [>= 








49| — 


— 1 — 


491 — 


- 1001 — 


125 |— 


— 


8 | 30 


, 3756 
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Ausgaben. 
C. Lanfendes. 


2) Baffivcapitalzinfe. 


Nach Vorgang ©. bat zu fordem: 
NN. tro .... 
erhielt Sa . . . TA 
mit Abrechnung der Gas 
pitalſteuerſchuldigkeit 2 fl. 


N. aus 300 jl. tro .... als noch 


unverfalen . . 2 2 0. 
Betrag zu 2. 


3) Beiträge zu andern Kaffen. 


Der Gtiftungspflege müſſen bis zur 
MWiederergänzung ihres Grundſtocko 
auf den frühern Betrag von 2500 fi. 
jähılicy zugefchoffen werden . 

Zu Dedung ihres ordentlichen Ab⸗ 
mangels an den @innahmen wären 
nach dem Stiitungsetat 1849 auf 
50 erforderlich geweien . 75 fl. 
im Wirklichkeit war aber nur ein 
Zuſchuß nötdig, der am .... ges 
leifter wurde mit . 


Betrag zu 3. 


4) Auf die Vermoͤgensver⸗ 
waltung. 


a) Stenern und Abgaben aus dem 
Gemeindebeſthihum. 


Die Gemeinde bat es laut Abrech⸗ 
nungsbuh ©. ſelbſt betroffen: 
Staatsſtener. Sf. 


Amtéſchaden.. 30 ker. 


Gemeindeſchaden 9 fl. 
die in Einnahme geſtellt wurden und 
daher bier wieder einfommen 


Seite zu a. 





Sat. | Me. 


er. 1. ı% 


—| — |I— 


1335| —|I — I— 


8130] — I|— 


3730 — |— 





830 


2033 


320 — 
200 — 


620) — 


— 824 — 


, Ausgaben. 
C. Lanfendes, 


: Ucbertrag zu a. 


Brandſchadens beitrag aus den Ges 


meindegebäuden nach dem —— 
regiſter S. 


An grundherslichen A Abgaben war aus 


dem Acker im Seewaſen eine Gült 
zu reichen, die mit den übrigen auf 
der Markung laſtenden Gülten zur 
Abloͤſung Fam. Unter Bezug auf 
oben S. (B. 2.) kommt bier der 
unter Der jährlichen Reihung an die 
Bültablöfungskaffe begriffene Zins 
ein mit. 


Don dem zur Ehukbauserweiterung 


erfauften Gartenplatz war an er 
zu entrichten ’ 


Bu a. 
b) Paukeflen an Gebaͤnden. 


Im Laufe Diefes Nechnungsfahrs wurde 


eine ndtbhig befundene Erweiterung 
des Schulbaufes ausgeführt. Der 
Dieruber gefertigte Heberichlag wurde 
von .... revidirt, Der Bauplan von 
der K. Dberfchulbehörde laut Erlafies 
vom ..,. genehmigt und die Ausfüh⸗ 
rung des Baued am .... im öffent⸗ 
lichen Abftreiche veraccordirt. Nach 
der beiliegenden, mit Meßurkunden 
belegten, von dem Werkneifter N. 
geprüften und vom Gemeinderath des 
Eretirten Zufammenftellung des Bau- 
verdienſtes hatte zu fordern: 
Zimnermeifter N. — erhob 
Maurermeiſter N. — erheb 
Demfelben wurden 25 fl. bis 
zur Herflellung des bei der 
Uebernahme ſchadhaft erfun⸗ 
denen Kamins sc. inbehalten. 
Seite zu b. 


l. II EC Ir 
8 |30 
let es Ihe 
8/33] — I— 

— 301 — I— 
201331 — |I— 

3201 —I — I— 

2751 — 251 — 


595 —] 23 — 


[a 0 





Ausgaben. 
O. Faufendes. 


A, fr. fl. fr. f. kr. 
620 — Uebertrag zu b.| 5951 — | 25— 
60 — Schreinermeiſter N: — erhob 60 
Die Aecordanten haben für ihre Ar- 
beiten während folgender, von dem 
I Tag der Mebernahme .... an laus 
1 fenden Friften Gewährſchaft zu 
leiften sc. | 
Die laufende Iinterhaltung der Gebäude 
verurfackte folgenden Aufwand: *) 
dem Kaminfeger ıc., den Maus 
rer ıc. für Weißnen der Schul» 
251 — und Rathezimmer ıc. . . 26| — 
N. erhielt zu viel 1 fl., welcher 
oben (Einnahmen C. 1.) zum 


| Erfag einfommt, 
705 | — Bu b.| 681 | — 





c) Erpaitung ver Seldgüter, 
-t Steinfaßfoften ıc., Koften der Ufer: 
1 befeſtigung, ber Wiederberftellung, 
Abräumung, Auffüllung nad ein« 
getreteriem —— 
15 —den m dagl.. . . 15 


15] — gu c.| 15 | —_ I— 





d) Kofen der Waldwirtifcaft. 


Holzhauerldhne, Koften der Bekannt⸗ 
machung von Holzuerfänfen, Koſten 
von Culturen, Oräbenziehungen, An» 
legung von Waldwegen ıc. 
bar. 2 2 2 00.20 fl. 
mit Abverbienen durch 
2335| — Strafſchuldne. 5RI 3 — 


— — u TE EEE EEE EEE. 


251 — Ad] 2353|—| — I— 
765 | 33 Betrag zu 4.| 741|33| 25] — 








*) Die gewöhnlichen Ausgaben werben von hier an nur ſummariſch angebentet. 
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Husgaben. 
C. auſendes. 


5) Befoldungen der Gemeinde 


beamten und allgemeine 
Berwaltungsfoften. 


a) Befoldungen des Ortövorfle- 
hers, Narhöfchreibers, Gemeinde⸗ 
pflegers, Waldmeiſters, Amtsdie⸗ 
ners. 

b) Schreibverdienſt: Belohnung 
des Verwaltungsaktuars, Bendlfes 
rungslifte, Steuerfag- und Büters 
buchäfoften. 

c) Diäten und Taggelder ber 
Gemeindevorfleher ꝛc. von Reiſen 
und beſondern Verrichtungen in 
Gemeindeverwaltungdfachen (fofern 
fie nit in Rubrik b. gehören). 

d) Für Bücher, Buchbinder- und 
Negiſtraturkoſten, Kaftın äffenslis 
cher Bekanntmachungen ıc. 

e) Auf die Amtslocale: Ankauf 
und Reparation von Mobilien, Hei⸗ 
zung, Vergütung des Notars für 
das ihm einzurdumende Gelaß x. 

f) Sporteln, Porto, Botenlöhne. 


Betrag zu 5. 


6) Für öffentliche Anftalten 
und Einrichtungen. 


a) Straßen und Wege, Bräden 
und Stege. Anlage und Erhal⸗ 
tungskoſten, Aufchaffung von Ma⸗ 
terial hiezu, von Werkzeugen, als 
Steinſchlegel ꝛc., Beſoldung des 
Frohnauffehers x. 

b) Für Brunnen und Waſſerleitun⸗ 


gen. 

c) Feuerloͤſchanſtalten, Anſchaf⸗ 
fung von Werkzeugen, Vergütuns 
gen bei auswärtigen Brandfaͤllen. 


* | 


fi. I. fe IE. 


| — I— 





750| — 


657 | 30 
657] 30 


— 9 — 


Ausgaben, 
C. Saufentes, 


d) Für landwirthſchaftliche 
Zwecke: Farrenhaltung, Feldfchug, 
Maulmurffänger. 

e) Auf Märkte und Gewerbsauf⸗ 
ſtcht: Marktaufſicht, Brodſchau, 
Ziegelſchau ıc. 

f) Steinfag und Flurkartenergaͤn⸗ 

. jung. | 

8) Auf Öffentlihe Geſundheits⸗ 
pflege: Wartgelder von Aerzten, 
Hebammen, Impffofen. 

h) Allgemeine Polizeikoſten: Ge⸗ 
halte der Polizeioffizlanten, Nacht⸗ 
waͤchter, Arreſtkoſten, Anbringge⸗ 
bühren, durch Verwandlung In Ars 
reſt aus der Einnahme gefallene 
Geldſtrafen. 


i) Für Armen g. 
(Ordentliche N, 
Koftgelder, & e, 
Krankheitokof he 
Unterftüßung« r⸗ 
ſchüſſe] aus | 


k) Für die Schule: Befoldung der.| 


Lehrer, Konferenz», Prüfungskoften, 
Schulzimmerheizung. 

1) Für die Kirche: Gehaltätheile des 
Geiſtlichen, Bifitationdgebühren des 
Dekans x. 


Betrag zu 6. 


7) Steuerlieferung. 


a) Staatsfleuen, b) Amtsanlagen, 
c) Capitalſteuern, d) Brandver⸗ 
ſicherunggumlagen.. 


Betrag zu 7. 


—A 


657/301 — | — 


657]30| — |-— 


— 1 — 


Ausgaben. 
C. aufendes. 


8) Kriegs- und Quartierkoſten. 
Für die am .... Statt gehabte Ein- 


quartierung war den Quartiergebern 
zu vergüten und wide mittelft Ab⸗ 


rechnung au der Steuer vergätet 
Betrag zu 8. 


19 Aus Bahtungen und Ver: 


mittlung von Abldöfungen. 


Unter Bezug auf den Eintrag oben (Ein- 
nahmen C. 10.) ift Hier vorzutragen: 


1 Das KR. Eameralamt bat an GBältab- 


115 
1791 — 


Iöfungscapital noch zu fordern Taut 
Vorgang ©. . . + 2400 fl. 
Hieran maren nebit den Zinfen pro 
Martin 1850 aus dem Gülteinzug 
pro 1850 abzuzahfen 
nnd da nach ferndiger Rechnung 
S. . die Echuldigkeit der Gülte 
pflichtigen nur noch 2300 fl. bes 
trug, mithin die Kaffe in der Ab⸗ 
zablung der Gültſchuld zurückblieb, 
der Weiterbetrag der letztern 
Bezahlt wurden den .... 
an Capital 300 fl. 
Zinfen . . .. 13 
michin om Capital mehr 90 fl. 
welche oben ald Vorſchuß für Die 
Gültpflicktigen in Einnahmereſt ge⸗ 
bracht find. 


Die Eapitalfchuldigkeit (die hier, ale | 


die Gemeindeverwaltung felbft nicht 
berührend, innerhalb Falz lauft) bes 
trägt fomit noch tro ..... 2100 fi. 
Die den Sültpflichtigen in Aufrechnung 
gebrachten Gebühren des Gemeinde⸗ 
pflegers vom Einzug der Gultſchul⸗ 
Bigleten > 2 2 0 00 


Betrag zu 9. 


fl. (fe f. ir. 
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Husgaben. 
C. Saufendes. 





10) Abgang und Nachlaß. 


inter den in Einnahme gebrachten 

Poren find begriffen: 
bei N. altes Pachtgeld, in deſſen 
Gante durchgefallen und Taut 


II — Beilage in Abgang befretirt 5I—| — I— 
ns Betrag zu 10. 5I—| — I— 
3066 | 3 Summe zu C. 3072| 3] 25] — 





4755 [30 Sauptfumme der Ausgaben 3261] 301 1525| — 


Kemanet. 


Hauptfumme der Einnahmen - » : 2 202. 3586 fl. 30 Er. 
ber Ausgaben 2 2000 3261 fl. 30 Er. 
Rechner bleibt fomit im Reſt mt . . . 325 fl, 
Bei dem heute am .... vorgenommenen Kaffenfturz e 
fanden ſich in der Kafle 75 fl. 
Nach der beiliegenden bis zum heutigen Tage gezoge⸗ 


nen Nachrechnung kommen zu den Remanet von 925 fl. 
neue Einnahmen - > 2 2 2 . 275 fl. 
600 fl. 

Davon gehen neue Ausgaben . . 522 fl, 
Daber ber Mechner In der Kafle haben follte a 2 78 fl. 
alfo mehr als den wirklichen Vorratb . . 3 fl, 


welche mit noch nicht vollftändig eingegangenen, 
bem Rechner zu Meft gelegten Ginnahmepoften 
(alten Ausftänden) Tiquidirt werben, 

Zur Beurkundung x. 


I. Oeldvermögensfland. 


1) Rmant 2 ren 325 fl. 


2) Ausftände: — 
Uebertrag 325 fl. 








_ 50 — 


’ Uebertrag 325 fl. 
a) alte (Einnahmen A) . 182 fl. 





b) neue (Einnahmen C.) - 244 fl. 
426 fl. 
3) Verzinsliche Capitalien nn — 
a) Kaufſchilling. of. 
b) Ablöfungsfchilling Er pP u. 
c) Alben 2 0 0. 2050 fl. 
2235 fl. 





Summe activ 2986 fl. 
woran aber abgehen Paſſiva: 


1) Zahlungsrüdftände lau ee fl. 
2) Kaufſchilling (B. 1.) 100 fl. 
3) Berzinsliche Schulden (A) ee ——— 1400 fi. 
Summe paſſtiv 1525 fl. 

Neft actives Geldbvermögen . 1461 fl. 


Fernd betrug das reine Geldvermögen: - 
(Einnahmen Soll A. 1037 fl. 
B.1.3. 2300 fl. 


3337 fi. 


davon Ausgaben Soll A. 2. 1100 fl. 
A.3. 35 fl. 


1135 fl.) 





2202 fl. 
mithin erfcheint eine Abnahme von 741 fl. 


II. Nachweiſung der Seldvermögensabuahme. 
(Als Rechnungsprobe.) 


Zum vorigen Geldvermögen kommen: 
Erlös aus verkauften Gütern (Einnahmen B. “ 150 fl. 
Abloͤſungsſchilling von Gefällen (B. 3.) 5 100 fi. 
neue Laufende Einnahmen nach dem Soll 
2808 fl. 30 fr. 
nach Abzug der Anleihe von fremdem Geld & 300 2. 2508 fl. 30 ft. 
Mebrbetrag ded Hat über Soll i 2 fl. 
2760 fl. 30 fi. 


Davon gehen: 
zum Anfauf von US Se r 


zur Laſtenabldſung . » ‚27 ft. 
laufende a dem 
Soul .. 83066 fl. 3 fr. 


Nebertrag 3170 fl. 30 fr. 
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Uebertrag 3170 fl. 30 fr. 
Mehrbetrag des Ausgaben- 
Hat über Sol . .. 31 fl. 
endlich die zu Beftreitung von 
Ausgaben aufgenommenen 
und ald Schuld in das 
naͤchſte Jaht übergehenden 300 fl. 


Alſo Mehrabgang durch Ausgaben und Schulden wie 
oben Be ale war ei 1 


+ + ‘ . “ “ “ ® 


III. Nachweiſung der Schuldentilgung. 


Nah oben (Ausgaben A. 1.) wären heuer abzu⸗ 


tragen geweſen Pr — 200 fi. 
Es find aber abgetragen worden. —F 0. 
alfo Rückſtand . . —— 200 fi. fl. 


deren Abzahlung aus "den Reſten (Remanet und 
Ausſtaͤnde) im Betrage von 751 fl. nachgeholt 
werden Eann, wie Dies auch mit den Kauffchilling 
von 100 fl. für den zum Schulhaus angefauften 
Garten geſchehen wird. 


IV. Nachwneiſung des Grundſtocks. 


An Grundſtocksgeldern ſind wirklich eingegangen: 
Einnahmen B. 1. Kaufſchilling 50 fl. 
2. Ablöfungs«- 
ſchilliing. 15 fl. 
3. @apitalien . 100 fl. 
Ä 165 fl. 
Angelegt wurden hievon: 
Ausgaben B. 2. .... 4 fl. 27 kr. 
3. ... 10 fl. 


154 fl. 27 fr. 


Es wären daher zum Grundftod 
aus den Reſten weiter anzulegen 10 fl. 33. Er, 


3501 fl. 30 fr. 


741 fl. 


34 ® 
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V. Auumariſche Ueberſicht über die Maturalien- und Materialien- 
rerrechnungen. 






Früchte. 


Roggen. » 
Dintdl .. 
Haber . » 
Dein oo... 

u. ſ. w. 
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Regiſer. 


(Rad den 88.) 


Abgang an Forderungen 326, an Früchten und Vorräthen 340. Berrehnunge- 
weife der Abgangspoften 386. 

Abhör der Rechnungen, Geihichtlihes 10, Beſtehendes 397.  * 

Ablöfung der Gefälle 102, Bermittlung der Ablöfung durch die Gemeinden 181, 
Anlegung der Ablöfungsgelver 365. 

Abmangel der Einnahmen 301. 

Abrechnung von Gegenforverungen 328, 338, Berrehnung der Abrechnunge- 
poſten 373, jährliche Abrechnung 375. 

Abrehnungsbud 370. 

Abrehnungstermin bei Befoldungen ıc. 375. 

Abſchlagszahlungen, Berrehnung 373. 

Abſchreiben der Zahlung au verſchiedenen Schuldigkriten 329. 

Abſtreich 333. 

Abfolutorium Jed Rechners 400. 

Abtheilungsunterricht 143. 

Abverdienen von Strafen und andern —— 328. 

Abzug von Erbſchaften 115. 

Accordsverhbandlungen über Bauten, Lieferungen 330 ff. Accordobedingungen 336, 

Activremanet 387. 

Activreſte, deren Berwendung zu laufenden Ausgaben 299. 

Achsabgang 340. 

Adelige Güter, deren Beltragspfliht zum Gemeindeſchaden 262. 

Advokaten, Beſteurung 250. 

Aerzte, Aufſtellung, Beſoldung 191, Beſteurung 250. 

Allmanden, Benützung, Cultivirung 2. 68 ff., Beiträge zur — 
zung 114. 

Allmandzinſe 69. 

Almofenfammlungen 170. 

Alterthümer, Bewahrung 193. 

Amtsboten 186. 

Amtégrundbuch 380, 

Amtskörperſchaft, geſchichtliche Entflehung 7, 13, Beſtand 27, wirthſchaftliche 
Aufgabe und Verhältniß zu den Gemeinden 281. - 
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Amntspfleger, Geſchichtliches 13, Dienſtverhaͤltniſſe im Allgemeinen 39, Be 
foldung 121, 125. 

Amtsfhaden, Umlage und Concurrenz dazu 268. 

Amtsübergabe bei Rechnern 376. 

Amtsverweſer, Belohnung 117. 

Amtsvergleichung 283, Umlage verfelben 268. 

Amtsverfammlung, Gefchichtliches 13, als verwaltende Behörde 38, Aut 
fhuß verfelben 38. 

Amtsverfammlungsaltuar, Gchalt 120. 

Amtswohnungen, Befleurung für die Gemeinde 263. 

Anatomie, Dabinlieferung der Leichname Armer 192. 

Anborgen der Ausflände 324, 

Anbringgebühren von Walpfirafen 81. 

Anlagen, f. Steuern. 

Anleden, f. Capitalien, Schulden. 

Anweifungen der Staatskaffe auf Steuern 243. 

Apotheken, Befteurung 228. 

Arbeitöfhaffung für Arme 164, 

Armenärzte 167, 191. 

Armenbad 167. 

Armenfupren 169. 

Armenhaug 165. 

Armentaften, Entftefung 9. 

Armenfliftungen, Armenkaſſen, 170, 290, 291, Zufchuß der Gemeinde 315. 

Armenwefen, Armenpflege im Allgemeinen, Geſchichtliches 5, 9, 160, dr 
ſtehende Grundſätze 161 ff., Verbindlichkeit der Amtscorporation 282, dt 
Geſammtgemeinde 284. 

Arreſt, ſ. Gefängniß. 

Arzneikoſten für Arme 167. 

Aufnahme der Vorräthe 319. 

Aufſicht, ſ. Staatsaufficht. 

Aufſtreich, als Regel bei Verleihungen ıc. 320. 

Aufzeichnung der Einnahmen und Ausgaben vom Rechner 369. 

Aufzugstoften ver Geiftlichen 134, der Präzeptoren 157, Theilnahme der 
Diözefanorte und Filialien hieran 269. 

Ausgaben, Fefftellung, Dekretur 2c. 331, Eintheilung derſelben zum Birth 
fhaftsplan 302. | 

Ausländer, Zuziehung zur Steuer 210. 

Ausmärfer, Behandlung verfelben beim Steuerwefen 218. 

Ausrodung von Wald 77. 

Ausflände, deren Beitreibung 323 ff., Berzinfung 324, Verrechnung 386. 

Austheilung, f. Bertheilung. 

Auswanderung, Beihülfe dazu an Arme 169. 





Baarzahlung der Forderungen 328. 
Bäche, Anpflanzung der Ufer 68. 
Bäder, Aufnahme von Armen 167. 





———— 


Bauaccorde und Bedingungen dabei 336. 

Baufonds 302, 

Bauführer 336. 

Bauholzabgaben 84. 

Baufoften, Beftreitung aus Grundfiodsmitteln 305, 307. 

Baumpflanzungen 68. 

Baupläbe, Recognitionszinfe davon 69. 

Baufdillinge 64. 

Bauverftändige, deren Gebühren 335, ihre Dekretur 337 Note 6. 

Bauwefen, Behandlung 335, 336. 

Begräbnis Armer 192. 

Begräbnißplag, Baulaf, Gebühren 131. 

Beilagen zur Rechnung 382. 

Beiſitzeraufnahms gebühr 112. 

Beſchäftigung der Armen 164. 

Befheinigung für Ausgaben 374, 

Befolpungen im Allgemeinen 117. 

Befolvungsfteuer für ven Staat 249, für die Gemeinde 265. 

Befoldungsverbefferungsfond der Beiftlihen 139. 

Befeurung für Corporationszwede 313, f. im Uebrigen unter Steuern. 

Beftrittene Poften 326. 

Betriebscapital 300. 

Bevölkerungsliſte, Fertigungsgebühr 137. 

Bezirksamt, ſ. Oberamt. 

Bezirksſtiftungen 29, Verwaltungsrecht derſelben 42. 

Bierbrauerei, Beſteurung 230. 

Bilangen 297. 

BSiſchöfliche Reifen, Aufwand dabei 47 Note 4, 

Bleiben, Beftenrung 226. 

Blipableiter auf Gebäuden 63. 

Borgfrift für Ausftände 324. 

Botenwefen 186, Botendienfte ald Frohnen 275. 

Brandfhadensverfiherung, Aufnahme ver Gemeindegebäude 63, Umlage 
und Einzug der Beiträge 253. 

Brodſchau 185. 

Brückenbaulaſt 178, Bauprotofoll 179. 

Brüdengelp 180. 

Brunnenerhaltung 175. 

Büch er ſammlung, öffentlihe 193. 

Bürger, deren Theilnahme an der Verwaltung 34. 

Bürgeraufnahmsgebühr 110 — 112. 

Bürgerausſchuß, Geſchichtliches 11, 17, 21, allgemeine Stellung deſſelben 
in ver Gemeindeveryaltung 35, in Stiftungsſachen 41, beim Etat 295, bei 
der Rechnungsabhör 398. 

Bürgernupungen, Begriff 56, Erhöhung und Verminderung 60, 302, 315. 
Bürgerſchafe 92. 
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Bürgerfleuer 16, 258. — 
Bürgerverſammlung 34. 


C. f. durchweg in K. 


Defektprotokoll 395. 

Defizit, Deckung bei Gemeinden 302 ff., bei Stiftungen 315. 

Dekane, Kirchenviſitationsdiäten 136. 

Dekretur der Ausgaben 331 ff. 

Diäten ver Gemeintebeamten 124, der Berwaltungsaltuare 126, ver Bauvır- 
fläntigen 335. 

Diebſtahl an Kaflen 358. 

Dienſtboten, fremde, Unterflübung bei Krankheiten 169. 

Dienficautionen der Rechner 344 ff. 

Diurchforſtungen im Wald 78. 

Durchlaufende Rechnungspoften 386. 


Eiche, f. Maß und Gewidt. 

Eidhenrinde 86 und Nachtrag 8. 

Einklagen der Ausflände 325, 327. 
Einfommensfteuer, f. Befoldungsfteuer. 
Einnahmen, ihre Feſtſtellung 317, Erhebung 323. 
Einquartirung 196 ff. 

Einfhäbung, f. Steuereinfäßung. 

Einftehen in einen Kauf ꝛc. durch Gemeindebeamte 320. 
Einzugsgebühr des Gemeindepflegers 125, und Amtspflegers 125. 
Einzug der Einkünfte 323. 

Einzugsregifter 370. 

Eiſenbahn, Befleurung für die Gemeinden 262, 263. 
Emolumente, f. Rebenbezüge. 

Empfang. und Abrehnungsbud 370. 
Englifhes Hemd für Tolle 192. 

Epidemieen, Koften, Beihülfe des Staats 167. 
Epizootieen 19. 

Erndtewieden 8. 

Erſatz pflicht bei Berluften einer Kafle 359 ff. 
Erfatpoften 354, 399. 

Etatsiahr 294. 

Etatswefen 293 ff. Etatsüberfchreitung 339. 
Etterunterpaltung 171. 

Erecution ver Forderungen 327. 


Fabriken, Befteurung 228. 

Fahrnißſtücke 107. 

Bamilienfiftungen, Beſtand und Verwaltung 28. 
Faſelviehhaltung 182. 

Beldgüter, Benübung 66 ff., Berpadtung 70. 
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Seldmänfe, Borkehrungen dagegen 181. 

Feldſchützen 181. 

Fenerlöſchanſtalten 187, Gelvbeiträge dazu 114. 

Fenerſchau 187. 

Feuerfprigen 187. 

Beuerverfiherung, f. Branbverfiherung. 

Filialien, Grundſätze bei ihrer Trennung von der Muiterkirche 140, ihre 
Stiftungen 292, ihre Theilnahme an Kirchenkoſten 269. 

Filialſtiftungen 40. 

Firmung, bifhöfliche, Koften dabei 136 Note 4. 

Fiſche rei 89. 

Flurkarten 188. 

Freiſchafe der Geiſtlichen ꝛc. 92, 93. 

Freiſprech ung des Rechners 400. 

Forſtbeamte, Aufſicht über Gemeindewafbungen 71 f., 8. 

Zorfterzeffe, Strafen 81. 

Fremde Arme, deren Unterſtützung in Nothfällen 169. 

Fremde Gelder als Rechnungsrubrik 381. 

Frohnen 271 ff. 

Sropnmeifter 279. 

Srohnfurrogatgeld 273, 276. 

Früchte, Berwaltung, Einzug 340, Berlauf 315, Sturz des Vorraths 387. 

Fruchthandel, Befeurang 227. 

Fruchtmarkt 184. 

Fruchtvorrath ver Gemeinden. 10, 166. 

Fruchtzehnten, teren Berwaltung 100. 


Bant, Eingabe ver Forderungen an Gantmaflen 326. 

®arantieleiftung bei Bauten ıc. 336. 

Garnpafpelvifitation 185. 

Gebäranfalt für arme Schwangere 167 und Nachtrag 10. 

Gebaäude, Benützung, Erhaltung 62 fi., Obliegenheiten der Rußnießer 63, ihre 
Eigenſchaft als Grundſtocksſtheil 305. 

Gebäudeſteuer 219 ff. . 

Gebühren der Gemeindebeamten 117, 125. 

Gefälle, Rubung 98 ff., Ablöfung 102, Spezififation in der Rechnung 383. 

Gefällfrüchte 340. 

Gefältfteuer 213, 216. 

Gefangene, Gefängnifle 190, ärztlihe Berathung Gefangener 191. 

Gehalte im Allgemeinen 117. 

Gehülfen ver Verwaltungsaktuare 45. 

Geiftestrante Arme 167. 

Geiftlidhe, veren Eintommen 132, Theilnahme an der Armenverwaltung 162. 

Gel deinnahme, Verwahrung 341. 

Geldſendungen zur Staatslaffe, Borfchrift darüber 243. 

®eldcapitalien 103. 

Geldſtrafen, Bezug 170, 190. 
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Beldunterflübungen für Arme 165. 

Geldverpackung 243 Note 2. 

Gemeinden, als wirtpfaftlihe Einheit 25, Umfang ipres Berbandes 26. 

Gemeindebacköfen 187. 

Gemeinvebürger, f. Bürger. 

Bemeindebeamte und Diener, Verbot ihrer Theilnahme an Berleihungen 320. 

Gemeinveveputirte 14, 17, 21, f. Bürgerausſchuß. 

®emeindeförfter 88. 

©emeindefropnen 271 fi. 

Gemeindegäter, f. Grundſtüäcke. 

Gemeindenußung, f. Bürgernußung. 

Gemeindeparzellen, f. Parzellargemeinden. 

Gemeindepfleger, Dienfiverhältniffe 37, Schalt 124, 125. 

Gemeinderath als verwaltende Behörde 33. 

Gemeinderehnung, f. Rechnungsweſen. 

Bemeinderegiftratur 116. 

Gemeindeſchadens umlage, Toncurrenz dabei 260, 262, Behandlung der⸗ 
ſelben 264, 267. 

Gemeindeſteuern im Allgemeinen 255 ff. 

Gemeindeverbandstrennung und Aenderung wirthſchaftlicher Verhältniſſe 
dabei 286. 

@emeindevermögen, f. Bermögen. 

Gemeindeverfammlung in Berwaltungsfachen 34. 

Gemeindewaldſchützen 81. 

Genehmigungsrecht des Staats 50, beim Etat insbefonvere 298. 

Gerberrinde 86 und Anhang. 

Gefammtgemeinde und Parzellen, allgemeiner Beftand 25, Organe 33, Ber: 
hältniß zu einander 285, 286, namentlich im Steuerweien 261. 

Gewährfchaften für Accorve 336. 

Gewerbeſteuer 224 ff. 

Gewicht, f. Maß. 

Gewitterſchaden, f. Hagelfchaven. 

Siftpflangenbüder 192. 

Gottesdienſt, Aufwand 137. 

Grundabgaben zur Gemeindekaſſe 56, 60, 69. 

Grundſteuer 213. 

Grundſtock, Begriff und Verwaltungsregeln 303 ff., deſſen Behandlung bei 
dem Rechnungsweſen 381. 

Grundfüde, f. Feldgüter, Waldungen; im Allgemeinen: Vertheilung 58, Bers 
äußerung 59, Benäßung 66 ff., Nubnießerleiftungen 69. 

®ülten, f. Gefälle. 

Gültſtaaat 104. 

Güter buch, Aufnahme der Gemeindegüter 67, Führung vefielben überhaupt 189, 
als Ortsfteuerrolle 16, 218. 

Güterbuchsprotokoll 237. 

Guthaben des Rechners 387. 
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Händler, Befleurung 227, 28. 

Häuſer, f. Gebäude. 

Haftungspfliht bei Kaflenreften 357. 

Hagelfhaden, Berfiherung ver Gemeindemarkung IA, Schäbung zum Behufe 
eines Steuernadhlafles 241. 

Haiſchbücher 99. 

Handlöhne 101. 

Handwerker, Befleurung 226. 

Handmwerfsgefellen, Unterſtützung 169. 

Hausgerechtigkeiten, Befleurung 220. 

Hebammen 191. 

Heilanftalten für Berfrümmungen 167. 

Beiligenpflege, f. Stiftungspflege. 

Heiligenvogtei 14. 

Heimathloſe, zugetheilte, Unterſtühung 161. 

Holzaufnahme 319. 

Holzerzeugung in Waldungen 77. 

Bolzfällungen, außerorventliche 78, 302. 

Holz frevelftrafen 81. 

Holzhaueraccorve 79. 

Holzhändler, Befleurung 228, 

Holzgmagazine für Arme 165. 

Holztheile der Bürger 8. 

Holzunterſtützungen 1695. 

Holzverkauf 86, 321. 

Holzvorräthe, Verwaltung 82 ff. 

Hofpitäler, Stiftung 9, Verwaltung 165. Bofat feinen 165. 

Hülfslehrer 147. 

Hülfsvollſtreckung gegen Schuloner 317. 

Hüttenarbeiter, Befleurung 226. 

Hüttenwerke, Befteurung für die Gemeinden 263. 

Hundeabgabe für Armenfaflen 170. 


Jagdausübung und Pachtung 95, 96, 181. 
Sahrmärtte 184. 

Impfweſen 192. 

Snduftriefhulen 153. 

Sntercalarfond der fatholifchen Kirche 139. 
Snventarium 107, deſſen jährliche Richtigftellung 389. 
Snvefitur der Geiſtlichen 134. 

Irre, Interbringung 167. 

Jugend, arme, Ilnterbringung 168. 


Kapitalaufnahme als Schulv 310. 

Kapitalien, Anlegung, Berwaltung 103, Berzinfung 105, Verwendung zu 
laufenden Ausgaben 303 ff. 

Kapitalbriefverwaprung 349. 
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Kapitalſtener für den Staat 245, für die Gemeinden 265. . 

Kaſſenberichte 352. 

Kaſſendiebſtahl 358. 

Kaſſenreſte 353. ww 

Kaffenfiurz und Bifitationen 350 ff. 

Kaſſenüberſchuß 341. 

Kaffenverwahrung 341. 

Kaflenabgang 340. 

Kaſtenordnung ald Duelle von Normen 46. 

Katafter weſen 207 ff. 

Katbarinenhofpital 167 und Nachtrag 10. 

Kaufſchillinge 166, 321. 

Kantion der Rechner 344. Kautionsurkundenformulare 347. 

Keltern, Benäbung 97, Beſteurung 229. 

Kinder, Fürforge für arme 168. 

Kirhenbaufrohnen 273. 

Kirhenbaulaft 129. 

Kirhenbauten 129, Staatsbeiträge dazu 129, Beftreitung ver Koflen vom 
Grundſtock 308. 

Kirchenbücher 137. 

Kirhenconvent ald verwaltende Behörde 40, namentlich in Armenfachen 162, 
in Silialien, Gebühren dabei 136. 


Kirchengemeinde als Eorporation 30, ihre Organe 44, Grundfäße bei Tren- 
nung von Silialien 140, ihre Umlage und Befteurung 269. 

Kirchengeräthe 130. 

Kirhengut, allgemeines 139, deſſen Steuerfreiheiten 8, 262. 

Kirhentofen, Umlage 269, Dedung verfelben bei Defizit der Stiftung 315. 

Kirhenopfer für Arme 170. 

Kirhenfiftungen 138. 

Kirchenſtühle 130. 

Kirchenviſitatonskoſten 136. 

Kirchenweſen, Geſchichtliches 5, wirthfchaftliche Berhäftniffe 128 ff. 

Kirchhof, f. Begräbnigplag. 

Klinikum 167. 

Kollaboratorsgehalt 156. 

Kollecten für Arme 170. 

Kommunordnung 17, 46. 

Kompenfationspoften 386. 

Konfeffionsverhältniß bei Stiftungen 289. 

Kontrolle der Rechner 349. 

Kornhaus 184. 

Korporationen, Begriff 3. 

Korporationspiener, Genehmigung von Beſchlüſſen, wo dieſe betheiligt ind SO. 

Koſtaccorde 165. 

Koftenzettel, Dekretur 331 ff., insbefondere der Anrehnungen von Beamten 
und Technikern 337 Rote 6. 
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Kranke Arme 167, namentlich fremde 169. 
Krantenhäufer 167. 

Kranlenwärter 192% 

Krankheiten, größere, Bezahlung der Arznei ze. Koſten 167, 192. 
Kreisregierung, Aufſichtsrecht 21, 49, 50, 531. 
Kriegskoſten und Schaden, Ausgleichung 202 ff. 
Kultivirung der Gemeindegüter 68, der Waldungen 77. 
Kultkoſten 137: 

Kulturaufwand, beim Steuercataſter abzuziehen 214. 
Kunft, Pflege 19. 

Künftler, Beſteurung 250. 

Kurtoften für Arme 167. 

Kurswerth der Münzen 341. 


andesvergleihung 7, 198, 200, 203. 
ganprehnungsdeputation 12. 
Landwirthſchaftliche Anſtalten 181. 

Laſten, ſ. Verbindlichkeiten. 

Lateiniſche Schulen 154 ff., Viſttationskoſten 159. 
Laubrechen 80. 

Laudemien 101. 

Laufende Verwaltung, laufende Ausgaben 298, 306. 
Lebensmittel ſchaffung bei Theurung 166. 

Lehen, Verleihung 99. 

Lehrgehülfen, Beſtellung 143, Belohnung 144. 
Lehrgelder für arme Zünglinge 168. 

Lehr mittelanſchaffung 150, 155, 159. 

Leichen, f. Begräbniß. 

Leichname, Ablieferung zur Anatomie 192. 
Leihkaſſen 163. 

Liegenvde Güter, f. Feldgüter. 
Liquidationspoſten 387. 

Literaten, Befleurung 250. 


Madlzeiten, verbotene 47. 
Mattläfervertilgung 181. 

Martfieine 188. 

Märkte, Gebühren 6, 184. 

Markung, Bilvung 4, Beſtand 109, Umfeinung, Umgang 110. 
Marlungs- und Steuergrenze 211. 
Marlungsumgang 110. 

Map und Gewicht 183, 

Manual 372. 

Materialien, Anſchaffung 336, Verrechnung 383. 
Maulwurffänger 181. 

Maurergefellen, Behenrung 226. 
Medizinatvifitattionstoften 192, 
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Mesftiftungen 138. 

Meiner, Beſoldung 135 

Mepnerfrumt, Brod 135. 

Meßnergehülfen, vem Schulmeiſter beizugeben 115. 

Metzger, deren Verpflichtung zu Poſtritten 275. 

Militärſachen, Aufwand dafür 7, 192 ff., deſſen Vergleichung 283. 
Mühlen, Befleurung 228. 

Mühlſchau 185. 

Müplwagen 183. 

Münzen, außer Kurs gefebte 341. 


Nachlaß an Korverungen 326. 

Nachrechnung 387. 

Nachtwächter 187. 

Naturalienverwaltung 340. 

Naturalienrehnung 383. 

Nebenbezüge der Pfarrer 132, der Schullehrer 145. 
Nebenkaſſen 351. 

Nebennupungen in Waldungen 80, 87. 
Rebenrechnung 36. 

Neufteuerbarleit 262. 

Rormalmase 18. 

Notare, Amtszimmer 189, Befähigung zu Berwaltungsgelpäften 75 Rote 5. 
Nummerfteine an Straßen 178. 
Nupnieperleiftungen an Gebäuden 63, an Gütern 69. 
Rupungdplan bei Waldungen 75. 


Dberamt, als ausnahmsweiſe verwaltend 36, als beauffichtigend 49 — Si, 
gemeinfchaftliches 51, veffen Berantwortlichleit 362, als Reviſione⸗ und Ab 
hörbehörde 391 ff. 

Oberamtsarzt 191. 

DOhberamtscorporation, f. Amtscorporation. 

Oberamtsſteuercataſter im Allgemeinen 207, für Grunvfleuer 213, für 
Gebäudefteuer 219, Gewerbeſteuer 224. Fortführung deſſelben 233 ff. 

Oberamtsthierärzte 191. 

Dberamtswundärzte 191. 

Dberfeuerfhau 187. 

Dberförfter, f. Forſtbeamte. 

Oberlandesõkonomie collegium 19. 

Obſtbaumpflanzungen 68. 

Octrois 257. 

Oeſtreichiſche Durchmärſche 201. 

Orgelbaurevidenten, ihre Gebühren 335. 

Opferſtock für Arme 170. 

Orthopädiſche Anſtalten 167. 

Ortsetter 171. 

Drtsfenerfhau 187. 
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Ortsfremde, arme, deren Unterſtützung 169. 

Drtsfieuerceatafter, von Gütern 217, Gebäuden 222, Gewerben 231. 
Drtsfiraßen 172 ff. 

Drtstafeln 171. 

Orts vorſteher, als Leitender des Gemeinderaths 33, Beſoldung 119. 


Pacht, f. Berpahtung, Grunpftüde n. f. w. 

Paritätiſche Stiftungen 289. 

Partitularfliftungsrath 40. 

Parzellargemeinde 25, ihre Organe 33, 35, Berhältniß zur Geſammt⸗ 
gemeinde 285. 

Daffivremanet 387. 

Penfionen, Befleurung 249, 265. 

Penſionsregulativ für Gemeindediener 118. 

Herfonalabgaben 256. 

Perſonalfreiheit 277. 

Pfandſcheine, Erforverniffe ihrer Gültigkeit 104, Verwahrung 349. 

Pſandweſen, Kofen 189. 

Pfarrer, Befoldung 132. 

Pfarrgemeinde, f. Kirchengemeinde. 

Hfarrgemeinderatp, Stellung zum Stiftungsrath 44. 

Pfarrhaus bauten 129. 

Pfarrverweſer, Belohnung 133. 

Pfechtanſtalt 183. 

Pflaſtergelder 174. 

Pförchmeiſter 37 Note 10, 94. 

Pförchnutzung 94. 

Pfründner in Spitälern 165. 

Pia corpora, % Stiftungen. 

DBodeneinimpfung 192. 

Portofreiheit der Kirchenfachen 138, Schulfadhen 152, Armenſachen 170. 

Hofritte 275. _ 

Prämiſſen 380. 

Präzeptoren, Beſoldung 156. 

Hräzeptoratsperwefer 157. 

Dreffereinlegung 327. 

Primärcataſter 138. 

Protokolle von Berleihungen ꝛc. 322, 

Prozeßſachen, Behandlung 326. 


Quartierwefen 196 ff., Bergütung durch Amtsvergleihung 283. 
Duittungen für Ausgaben 373, 


Napiat 372. 

Rathhaus 116. 
Rathsſchreiber, Beſoldung 120 
Realgemeinderechte 36, 
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Reallaften, Abzug am Stenercapital 214. 

Realleprer, Befolvung 156. | 

Realrehte, Beräußerung 59. 

Realfhulen 154 ff. 

Rechner, dienſtliche Verhältniſſe 37, Berantwortfichfeit 360. 

Rechnungsbelege 374, 382, 390. 

Rechnungsbericht ves Amtspflegere 352. 

Rehnungsfälfhung 355. 

Rehnungsinfiruftion ale Quelle 12, 46, 365. 

Rehnungsiahr 367. 

Rehuungsprämiffen 380. 

Rechnungsprobe 388. 

Rehnungsprobatoren 17. 

Rehnungsreviforen 19. - 

Rechnungsweſen, Geſchichtliches 10, 11, 12, 15. Beſtehendes 363 Fi. 
namentlih Rechnungsführung 369 ff., Rechnungsfiellung 377, Rechnungs 
durchſicht und Yublitation 390, Revifion und Abhör 391. 

Rechnungsurkunden 374, 382, 390. 

Negierungeblatt, veflen Haltung 116. 

Remanet 387. 

Reiſekoſten ver Gemeindeviener 124, 

Relognitionszinfe von Gemeindepläßen 69. 

Refrutirungstoften 194. 

Refolvirung zu Umlagen 238. 

Nefte, Beſtimmung über folde beim Etat 299. 

Nefllegung 325. 

Refverwaltung, NReftvorbehalt 299. 

Rettungsanftalten für Kinder 168. 

Rettungsapparat für Berunglüdte 192. % 

Revierförſter, f. Forfibeamte. 

Nevifion ver Rechnungen 391 ff. 

Reviſions gebühren von Bauüberfchlägen ꝛc. 335. 

Rezeſſe, Rezeßbuch 399. 

Rinde, ſ. Gerberrinde. 

Nittergüter, ſ. adelige Güter. 


Salinen, Beſteurung für die Gemeinden 268. 
Salinenarbeiter, Beſteurung 226. 

Salzhandel der Gemeinden 10. 
Schadenserſatzpflicht ver Verwaltungeſtellen 359. 
Schauanſtalten 185. 

Schafweide, Schäfereien 90 ff., Beſteurung 214, 226 Rote 4. 
Scheidemünzen, ausländiſche 341. 

Schlachthaus 184. 

Schläge in Waldungen, deren Schutz 77. 
Schneebahnen auf Straßen 178. 
Schreibverdienſte 126. 
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Sqhulamtsverweſer, Belohnung 144. 

Schulbibliotheken, ſ. Lehrmitiel. 

Sſchulden aufnahme und Abzahlung 309 ff. 

Schuldentilgungsplan313. 

Schuldverſchreibungen 104, deren Verwahrung 349. 

Schulen, Errichtung, Eintheilung ꝛc. 142. 

Schulfond, Verwaltungsorgan 44, Beauffihtigung 51, Einnahmen und Aus⸗ 
gaben 152, Rechnungsſtellung 381. 

Schulgeld von Volksſchulen 151, von höhern Schulen 159. 

Schulgemeinde, als Corporation 31, ihre Organe 44, Eintpeilung, Bil 
dung 142, Umlage 270, 

Shulpausbauten 149, Staatsbriträge dazu 149, 

Schulbeizungskoſten 149. 

Schülkoſtens umlage 270. 

Schullehrerconferenzkoſten 146. 

Schulmeiſter, Beſtellung 143, Beſoldung 144, 145, Etaatsbeiträge dazu 145, 
Penfionen 147. 

Schulſteuer 270, 

Schultheiß, f. Ortsvorfieper. 

Schulviſitationskoſten 148. 

Shuppodenimpfung 192. 

Selbfiverwaltung von Einnahmen 319. 

Selbfiverwaltungsret ver Gemeinden 32. 

Seuchen 167, 19% 

Siherpeitsteiftung bei Accorden 336, des Rechners 344, 

Sicherheitsſchranken 178. 

Sigerung, verfaffungsmäßige, des Corporationsgermögens 32. 

Siehenpäufer 463. 

Sonntagsſchule 141. 

Spannfrohnen 275, 277. 

Sparfaffen 164 

Speifeanflalten, öffentliche 165. 

Spezifitation in den Rechnungen 383. 

Spital, f. Hofpital. 

Sporteln von Gemeindefachen 137. 

Staatsaufſicht im Allgemeinen 49. 

Staatsbeiträge. f. Kirchen⸗ Schulhausbauten ıc., Armenfaden. 

Staatsfrohnen 272. 

Staatsgewerbe, Belleurung 229, 262. 

Staatsſteuern 204 ff. g 

Staatsfiraßen, Berbinplichleiten ber Gemeinden- 178, Auszahlung ver Koften 
mittelft der Amtspflegen 243. 

Stadt und Amt, f. Amtskoͤrperſchaft. 

Stadtmauern 171. 

Steinbrüäde, Benützung 89, in Waldungen 80, 

Gieinfag 188, 
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Steuerbüger, f. Güterbücher. 

Steuerdefraudationen von Eapitalien und Einfommen 265. 
Steuereinbringer 37, 240. 

Steuereinfbäbung ver Güter 214, ver Gefälle 216, Gebäude 219 Fi, 


Gewerbe 224 ff., Verfahren vabei beim Oberamtscatafler 234, beim Orte 
catafter 287. 


Steuereinzug 240, 323. 

Steuerempfang- und Äbrechnungsbuch 370. 

Steuerfreiheit von Staatöfteuer 208, 209, Gemeintefleuer 262. 

Steuergrenze und Markungegrenze 211. 

Steuerlieferung 241 ff. 

Steuernachlaß 241. 

Steuerrapporte der Amispfleger 243. 

Steuerrevifionen 234. 

Steuerrüdflände der Gemeinden 2A. 

Steuerfaß 236 ff. 

Steuerumlage 212, insbefondere auf tie Gemeinden 233, auf die Einzel 
nen 236 ff., f. auch Gemeinvefchaven. 

Steuervermögensregifter 218, 237. 

Steuerwefen im Allgemeinen, Geſchichtliches 16, beftehende Rormen 204 fi. 

Steuerzettel 239. 

Stiftungen, Geſchichtliches 5, 9, 14, 19, Beſtand derfelben 28, Bezirke 
fliftungen 29, Verwaltungsrecht bei denfelben 42, Auslegung und Umänvderung 
der Stiftungsurfunden 46, Berhältnig zur Gemeindeverwaltung 287 fi. 315, 
Berwendung ihres Ertrags nah fliftungsmäßigen Beflimmungen 288, nad 
@onfeffionsverhätltniffen 289, nach gefehlichen Befimmungen 290, zwifchen 
mehreren betheiligten Orten 292, Dedung ihres Defizit 315. 

Stiftungspfleger, Dimmfiverhältniß 43, Gehalt 121. 

Stiftungsrath als verwaltenne Behörde 40. 

Stiftungs rechnungsweſen 368 ff. 

Stiftungsnrtunden, Auslegung 46. 

Stiftungsverbrüderung 14, 19, deren Organe 42. 

Strafen, Bezugsrecht der Armentaflen 170. 

Stragenbaulaf 176. 

Straßenreinigung 173, Anlegung und Unterhaltung ver Biyinaffrafen 176 fi. 
Accorvsbedingungen an Unternehmer von Straßenbauten 336, Beifuhr von 
Material 179. 

Streiftoften 272. 

Stüdrehnung 368. 

Sturz der Borräthe 387. 

Summarifhes Regifter über das Steuervermögen 218. 


Tagbuch der Redner 371. 

Taggelder der Gemeinveviener 117, 122. 
Zaglohnslifte bei Grmeindearbeiten 333. 
Techniker, f. Bauverſtändige. 
<heilgemeinde 25, ihre Organe 33, 35. 





— 517 — 


Theilrechner 37. 

Theilrechnung 366. 

Theilungen, Berichtigung der Gemeindeſchuldigkeilen bei ſolchen 323. 
Theurung, Maßregeln bei ſolchen 166. 
Thierärzte, Aufſtellung 191. 

Thorſperrgelder 171. 

Zilgungsplan für Schulden 312. 

Todesfälle der Schuldner, Zahlung ver Schulven 323. 
Zrägerei bei Gefällen ıc. 99. . 
Truppendurchzüge 201 ff. 

Zurnanftalten 151 Note 1. 


Uebergabe an neue Redner 376. 

Uebernahme ver Baumwerfe ıc. 337. 

Ueberſchlag über Bauten 335. 

Ueberfchüffe, deren Verwendung, Bertpeilung 308, 316, in ter Kaffe 341. 
leberfhwemmungsfchaden 241. 

Uferbauten 181. 

Nferpolgpflanzungen 68. 

Umgeldsbezug der Gemeinden 6, 257. 

Umlagen der Gemeinden ꝛc. 313, Nachträgliche 339. 
Umzugskoſten ver Geiftliden 134. 

Uneheliche Kinder, Ernährungspflit 161. 

Unteramtleute 17. 

Unteramtsarszt 191. 
Unterpfandsbücher, Koflen 189. . 
Unterfüsungen, unmittelbare, der Arnen 165. 
Unterfüßungstaifen, geiſtliche 139. 

Unzudtfirafen 170. 

Urkunden, f. Rechnungsurkunden. 


VBeraccordirung von Bauten, Lirferungen 2c. 333 ff. 

Berantwortlichkeit der Berwaltungd- und Auffichtsbehörven 359. 

Berbindlihfeiten ver Eorporationen 32, 54, 58, 108, Uebernahme neuer 
281, 290, 306. 

Berbraudsfieuer der Gemeinden 257. 

Berbrüderung der Stiftungen 14, 29. 

Berfalltermine bei Einnahmen 323. 

Bertäufe von Grundſtücken und Realrechten 59, Behandlung im Allgemeinen 
320, 321. 

Berföfigung Armer 165. 

Berleihungen im Allgemeinen 320, 322, 333. 

Vermarkung der Güter 188. 

BVermögensverwaltung im Allgemeinen 52 fi., Beſtandtheile des Ber- 
mögens 51 —54, Werth und Beveutung des Bermögens 55, 56, Berände- 
rung der Beſtandtheile 57 ff., Berechnung des Beſtandes 368. 

Verpachtungen von Gütern 70, von Schafwrivden 93, von Zehnten 100. 
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Berſteigerungen 320, 322, insbeſondere Theilnahme ver Gemeindebeamien 
dabei 320. 

Bertheilung von Gemeindegftern 58, von Gemeindegeldern 316. 

Berurfundung der Rechnung 384. 

Berwaltungsaltnare 21, dienſtliche Verhältniſſe 45, Belohnung 126. 

Berwaltungsedict ale Quelle 21, 46. 

Berwaltungsjahr 294. 

Berwaltungsnormen im Allgemeinen 46 — 48. 

Berwandte, Unterfäßungspflicht in NRothfällen 161. 

Berweisfhulden 106, deren Verrechnungeweiſe 381, 386. 

Berzugszinfe aus Ausfländen 324. 

Bizinalwege, f. Straßen. 

Viehhandel, Befleurung 227. 

Biehleidlaffen 163. 

Viehſchau 185. 

Viebzuchtförderung 181. 

Boltsfhulmwefen 141 ff. 

Boranfhläge beim Etat 297, 

Borbehalt zu Berwendung angelegter Capitalien 308. 

Borempfänge auf künftige Einnahmen 302. 

Bormertungsbud 324. 

Borräthe, deren Aufnahme 319, Berwerthung 321, Einzug und Verwahrung 340, 

Borfhüffe als Anlehen 103, 163, aus Grundſtocksmitteln zu laufenden Aus 
gaben 307. 

Borfpannleiftungen fürs Militär 199 ff. 

Borzugsrenhte ver Forderungen im Gant 326. 


Wacgelder 273. 

Wahnſinnige, f. Geiſteskranke. 
Waiſenhaus aufnahme 168. 
Waldbewirtbſchaftung TI fl 
Wald meiſterbeſtellung 37. 
Waldſchutz St. 

Wandergeſellen, Unterſtühung 169. 
Wartgelder 117. 

Waſſerbanten 181. 
Waſſerbehälter 173. 
Waſſerleitungen 173. 

Wege, ſ. Straßen. 

Weggelder 6, 180. 

Wegweiſer 178. 

Weide, ſ. Schafweide. 
Weinbergſchützen 181. 
Weinhändler, Beſteuruug 228. 
Weinkauf bei Berträgen 321. : 
Weinzehnten, Berwaltung 100. 
Wildbad, Aufnahme von Armen 167. 
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Winnenthal, Heilanfalt 167. 

Wirtbſchaft ver Gemeinde ꝛc. im Allgemeinen 1— 3, allgemeine Wirihſchafts⸗ 
regeln 47. 

VWirtpfhaftsgewerbebefleuung 2%. 

Wirthſchaftsplan, allgemeiner 293 ff., Insbefondere bei Waldungen 75, 76. 

Wittwenkaſſe der Geiſtlichen 139, der Schullehrer 147. 

Wochenmärkte 184. 

Wohlthätigkeitsvereine, ihre Theilnahme an der a 162. 

Wohnung für Arme 165. 

Wohnſtener 18, 259. 

Wundärzte, Beſtellung 191. 


Zahlungsanweiſung 337. 

Zahlungsfriſten für Ausſtände 324. 

Zahlungsverzeichniſſe von Steuern ıc. 371. 

Zehen auf Gemeindekoſten 47 Note 4. 

Zehnten, Einführung 5, Nutzung 100, 340, Behandlung bei Steuereinſchätzung 
der Büter 214. 

Zehntfreie Güter, Beſtenrung 214. 

Zehrung, f. Diäten. 

Zeitrenten bei Ablöfungen 101, deren Berrechnungsweife ſ. Nachtrag 15. 

Zeitſchriften, Beſteurung 250. 

Ziegelſchau 185. _ 

Zimmergefellen, Befeurung 226 Rote 5. 

Zins aus Capitalien 105. 

Zugetheilte Heimatplofe, Nnterfiäßung 161. 

Zurefllegen von Ausfländen 325. 

Zufammengefehte Gemeinde 25, deren Drgane 33. 

Zwiefalten, Irrenanflalt 167. 
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Wadıträge und Berichtigungen. 
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1) S. 20. zu ©. 19. Rote 5. Zwar wurde ſchon unter König Friedrich 
don Ten neuen Landestheilen eine Schuldenſumme von 9 — 10 Millionen Gulden 
auf den Staat übernommen; dagegen wurde gerave die Uebernahme der in ver 
Note bemerkten Schuldſumme unter tem Borgeben abgelehnt, daß folde als ört⸗ 
liche oder Bezirksſchulden anzufehen feyen. 

2) ©. 8. in Note 1. zu 6. 26. lies 1849 flatt 1829. 

3) ©. 30. in Note 2 zu 6. 28. dritte Zeile Lied „im Auge” ſtatt „ein Auge”. 

4) ©. 52. Rote 9. zu 6. 45. erfte Zeile oben lied Punkt 4 flatt Punkt 2. 

5) ©. TI. Note 6. dritte Zeile lies 1. b. flatt 2. b. 

6) ©. 78. Zeile 16. von cben lies „Viehfraß“ flatt- „Bichfaß”. 

7) S. 88. Zeile 5. von oben lied „die dann“ flatt „ver dann‘. 

8) ©. 94, ©. 86. Note 4. Die hier erwähnte Finanzminifterialverfügung 
vom 2. Januar 1850 wurde unterm 1. April 1851 unter Aufhebung ver Bers 
ordnung vom 1. September 1812 dahin näher beffimmt, „daß tie Gemeinten 
und Stiftungen nicht gehindert werden follen, in ihren Waltungen mit der Fäl- 
lung des eichenen Holzes vor der Saftzeit zu beginnen, wenn fie zuvor im Winter 
einen Berfuh gemacht haben, die Rinte von tem eichenen Holz, das fie fällen 
wollen, im Aufftreih zu verlaufen, und der hiebei erzielte Erlös and der Rinde 
den Walvbefigern ungenügend erfcheint. Eichenes Holz, welches zu Nutzholz ber 
fimmt ift, Tann ohne vorgängizen Verſuch des Berkaufs der Rinde im Winter 
gefällt werben.” 

9) ©. 107. Der Satz 3. b. fängt an: mac durchfchnittlichen” flatt „auch 
durchſchnittlichen“. 

10) ©. 194. Note 6. Hier if zu berichtigen, daß die Aufnahme von 
armen Schwangern in die Gebäranfalt des Katharinenhofpitald unentgeld⸗ 
lich Statt findet. 

11) ©. 197. ©. 169. fechste Zeile Lies „von Gemeindewegen” flatt „am“. 

12) ©. 240. Note 2. erfie Zeile Ties „unferem Lande eigenthümlichen“. — 
©. 241. daſelbſt Zeile 10. von oben Lied „eintreten würde”; Zeile 23. von 
oben lied „verſchieden einwirkt“. 

13) ©. 244. Zeile 4. von oben Ties „aus befontern Bränden” fait 
„Gründerath“. 
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{a S. 338, 6. 263, Rote 3. In Bezug auf die Eataftrirung der Amts 
wohnungen für die Gemeindebeſteurung find noch weitere Borfchriften zu erwarten. 
15) Zu $. 281. 


Heber die Verrechnung von Seitrenten. 


Wenn Gefälle einer Corporation auf vie jebt fo häufig vorkommende Art 
durch Zeitrenten abgelöst werden, in welchen Capital und Zins bis zur völligen 
Abtragung enthalten if, fo gehört ver laufenden Verwaltung zunächſt der Zins 
aus dem urfprünglich berechneten Ablöfungscapital (alfo dem fechszehnfachen Ber 
trage der Zahresabgabe nach Abzug der Berwaltungsfoften), während der weitere 
Betrag der Zeitrente als Zahlung an dem ZTilgungscapitale feld, mithin ale 
Grundſtockstheil zu behandeln if. Weil aber bei Berechnung ver Zeitrente an» 
genommen if, daß die jährlih am ZTilgungscapital bezahlte Summe fogleich 
verzinslic angelegt und ver davon fallende Zins fofort zum Ca⸗ 
pital gefhlagen und mit verzinst werde, fo iſt der Grundſtock um feine 
Forderung erfi dann befrietigt, wenn neben feinem Antheile an der Jahresrente 
(deſſen fünfundgwanzigfacher Betrag dem urfprängliden Capital noch niet 
gleichkommt) aus Taufenden Mitteln fo viel zu Capital angelegt wird, als ver 
jährlich wachſende Zins aus jenem Jahresrententhelf bis zum Schluffe der Renten» 
periode ausmacht, oder mit andern Worten, als es zu Ergänzung des urſprüng⸗ 
lichen Ablöfungscapitals bedarf. 

Geſetzt, dies beirage 300 fl. und fomit die fünfundzwanzigjährige Tilgungs⸗ 
rente 19 fl. 12 kr., fo würden hieran der laufenren Verwaltung als Zins von 
jenem Kapital 12 fl. zulommen, ver Reſt mit 7 fl. 12 Er. aber als Capitals 
tifgung anzufehen feyn; letztere Zahlung macht in 25 Jahren zufammen 180 fl. 
und würden fomit zum Ablöfungecapital 120 fl. fehlen. Diefe könnten in 
24 Jahren fo gewonnen werden, daß zu der jährlichen Zahlung von 7 fl. 12 fr. 
jedesmal ver Zind aus den vorangegangenen Zahlungen zugerechnet und (weil 
natürlich ſolche Heine Poren nicht fofort verzinslich angelegt werben können) in 
größeren Zwifchenräumen und Poſten zu Capital angelegt würde, fo daß in dem 
gegebenen Falle als anzulegender Grundſtockstheil anzufehen wäre: 

im erſten Ghre 2 2 2 2 0 2 er re TR 2 I 

im zweiten Jahre weiter -. - © .. TM 12 kr. 

und Zins aus ven erften 7 fl. 12 fr. 17 kr. 





71.29 fr. 

14 fl. 411 kr. 
im britten Sabre welter - - - 2. . TR. 12 kr. 
und Zins aus den vorigen 14 fl. 41 ir, 35 fr. 

7f. 47 fr. 

225.28 fr 
im vierten Jahre weiter © © - o .» . TERM 
und Zins aus bisherigen 22 fl. 28 fr. 54 kr. 

. Bl. 6 





Uebertrag 30. fl. 34 ir, 
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Nebertrag 30 fl. 34 fr. 

tm fünften Jahre weiter - -. » . + TM. 12 
und Zins aus obigen 30 fl. 34 fr. „. 1.13 &. 
. _— 81.35. 


38 fl. 59 kr. 
u. ſ. w. 
wodurch die nah 5 Jahren fhon auf 38 fd. 59 fr. angefiegene Summe afl- 
mählig den Betrag von 300 fl. erreicht. 

Weil aber in ver Berwaltung der Corporationen bie in Zeitrenten zer- 
ſchlagenen Ablöfungsgelver felten fo viel beitragen, daß fie leicht für fi over im 
Berbindung mit andern Grundſtocksgeldern fo angelegt werden könnten, wie es 
jene umflänplihe Berechnung verlangt, fo tft es viel einfacher und zwedinäfiger, 
wenn dur Beihluß der Berwaltungsbehörde der Grundfiod um feine ganıe 
Forderung (mithin im vorausgeſetzten Falle um 300 fl.) auf einmal over in 
angemeflenen und von der Rentenzahlung unabhängigen Zielen (3. B. in 6 Zie 
lern & 50 fl.) aus laufenden Mitteln befriedigt und dafür der lanfenden 
Berwaltung vie ganze Jahresrente überlaffen wire; oder auch faus 
bei größern Ablöfungen das ganze Ablöfungscapital geradezu in fo viel gleide 
Theile zerlegt werden, ale die Zahl ver Zahresrenten beträgt, fo daß 3. B. bei 
3000 fl., die in 25 Zahresrenten getilgt werden, fährlih zum Grundſtock 120 fl. 
anzulegen wären. Bei biefem Berfahren wird die Laufende Berwaltung für die 
dem Grunvfiod gemachten Borauszaplungen darch den allmählig anwade 
fenden Zins aus den fo angelegten Ablöfungsgelvern entichädigt, wer ihr ſo⸗ 
fort zufällt. 
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